

Rnitto-Einnahraen. 


Den 

Mitgliedern ausbe- 
zahlter (»ewinn. 


Von der Ver- 
einigung erzielter 
Gewinn. 


Bäckerei 


1890 ? 

1891 Frcs. 499 337.31 
«892 57558384 


V 

• 

Frcs. 147864.49 
128432.54 


Frcs. 1956044 
12793.29 
12069.32 


Apotheken 


l8i)<) Frcs. 28740.20 
1891 30495.82 
i8q2 31212.31 


— 


Frcs. 8729.05 

855565 
9734 61 


Kolonialwaren 


1890 Frcs. 56 147.51 

1891 78487.98 

1892 70010. 13 


Frcs. 2647.35 
3710.12 
3199.98 


Frcs. 5613.52 
4942.69 

4355 17 


Schnittwaren und 
fertige Kleidunfjs- 
stücke 


iSoo Frcs. 84824.36 

1891 84701.24 

1892 88752.40 


Frcs. 3509 85 
3869.51 
396633 


Frcs. 8862.19 

538940 
7244.68 


Kohlen 


1890 Frcs. 166 382. So 

»891 i55 735-<>8 
fSo2 84 044.<n 


Frcs. 5534 35 

5779.14 
2008.42 


I rcs. 5844.09 
304.26 
557.40 


Schuhwaren 


1890 Frcs. 38 538.26 
»891 43771.20 
1892 50363.68 


Frcs. 1105.50 

1250.55 
1653.27 


Frcs. 5598.43 
3400.59 
4685.49 


Restaurants 


1 S(>o y 

1891 Frcs. 17084.61 

1892 21354.52 


— 


Frcs. 778,67 
1134.10 
884.94 
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DIE ORTSÜBLICHEN TAGELÖHNE 
GEWÖHNUCHER TAGBARBBITER IM 
DEUTSCHEN REICHE. 

(MIT EINER KARTE VON DEUTSCHLAND.) 

VON 

Dr. £. LANGE. 

Es ist eiii all8ei% bddagter Übelatand, 6a& dne allgemeine 
Lohnstatistik im Deutschen Reich bisher noch fehlt Eine solche 
Statistik würde das wichtigste Mittel sur Orientierung über die be- 
stehenden sozialen Verhältnisse bilden; sie muls der praktischen In- 
angriffnahme einer wirksamen, wirtschaftlichen und sozialen Reform* 
Politik vorangehen. Die Schwierigkeiten, die sich ihrer Schaflung 
entgegenstellen, sind indessen ungeheuer, und so wird zweifeUos 
noch manches Jahr darüber hingehen, bis auch nur über die Art 
und die Mittel der notigen Erhebungen Klarheit und Überenistimmung 
erzielt sein wird* 

Das einmal vorhandene Bedürfnis nach einer Übersicht über 
die Arbeitslosenvcrhältnisse kann aber durch diese Überlegung 
nicht aus der Welt geschafft werden. Es macht sich vielmehr so 
entschieden geltend, dafs der Sozialpolittker unwillkürlich dazu ge- 
trieben wird, nach Surrogaten, die einstweilen an die Stelle der 
noch fehlenden Statistik treten können, Umschau zu halten. Hier 
bieten sich nun die ortsüblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tageaiv 
beiter dar, die auf Grund des S 8 des Krankenversicherungsgesetzes 
von den höheren Verwaltungsbehörden (Regierungspräsidenten etc.) 
nach Anhörunc^ der Gemeindebehörden tcst^^estellt werden müssen. 
Diese Festsetzungen finden für männliche und weibliche Personen, 
sowie für Personen über und unter i6 Jahren besonders statt. Sie 
sind P.nde des vorigen Jahres zum erstenmal vom Kaiseriiciiea 
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statistischen Amt zusamincii^estcilt und als Anhan«^^ /u No. 53 des 
„Centraiblattes für das Deutsche Reich" verötVentiicht worden. 

Das au! (lirse Weise gewonnene Zahlenmaterial kann natürlich 
als eine eigentliche Lohnstalistik nielU gelten. Ks sind bei der 
Feststellunfj der für die dnzelnen Hc/.irke s^eltenden Lohnsatze nicht 
die Löhne der gesamten Arhtn;irbc\ölkcrung berücksichtigt, 
sondern für jeden Re/.irk ist eben nur der Durchschnittsverdienst 
gewöhnlicher Tagearbeiter ermittelt worden. Die qualifizierten 
Arbeiter, Handwerker usw., deren besonderen Fertigkeiteii im all- 
geineuiea auch höhere Löhne entsprechen, sind nicht berücksichtigt, 
diiensowen^ solche Personen, die aus irgend welchen persönlichen 
Gründen (kdrperlidhie oder geistige Mängel usw.) weniger Arbeits- 
kraft und Tüchtigkeit als der Durchschnittsarbeiter einzusetzen haben. 
Der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter wird also 
durchgängig unter dem durchschnittlichen Tagdohn der Lohn- 
arbeiter überhaupt liegen, da ja natürlich die qualifizierte Arlieit quan- 
titativ eine vid grÖ(sere Rolle spidt als die der minderwertigen 
Arbeiter (Krüppd usw.). Der kleinste Bezirk, fiir den der ortsübliche 
Tagetohn festgestellt wird, ist die Gemdnde. Ausschlaggebend für 
die Feststellung wird un aligemdneü die Gemeindebeborde sdn, 
also jedenfalls ein Organ, das sdir wohl in der Lage ist, die frag* 
Heben Satte zutreffend zu ennittdn. £10 Grund dafür, dafs eine 
bewu(ste oder unbewufste Tendenz die Ermittelung nach der einen 
oder der andern Richtung hin beeinflussen könnte, liegt nicht vor. 
Es ist also anzunehmen, dafe die festgesetzten Lohnbetiage im all- 
gemdnen der Wahrheit entsprechen oder mindestens sehr nahe 
kommen. Somit hat die Betrachtung des gegebenen Zahlenmaterials 
in der That dnen recht bedeutenden sozialen Orientierungswert — 
zumal nicht vergessen werden darf, dafs es für die sozialpolitische 
Wissenschaft und Praxis vom höchsten Wert ist, gerade die Lage 
der Arbeitermassen zu erkennen, die sich in der verhältnismäfsig 
u n ii n st i ^ s t e n wirtschaftlichen L^e behnden ; denn eine rationelle 
So/.ialrc-form hat mit der Hebung der Lage der wirtschaftlich am 
tietsten stellenden Volksscliichtrn einz.usetzen. 

Versucht man nun. das in Rede stehende Zahieninateriai wissen- 
schaftlich 7.U werten, so stellt siel: sofort der \\ unsch dn. zunächst 
einmal einen allgemeinen Überblick über die t^eotjraphische Ver- 
teilung der Lohne ihrer Höhe nach über das Deutsche Reich zu ge- 
winnen. Die im „Ccnlralblait lür das Deutsche Reich" gec^ebcne 
Zusammenstellung ermöglicht einen derartigen überbück nicht ohne 
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weiteres. Die Menge der Zahko, <Me verschiedene Grölse der Be- 
arlce, für die sie gdteo, ihre ZusanmieosteUiuig nicht nach geogr»* 
phischen, sondern nach rein politischen Gesichtspunkten gestatten 
keine Gesamtani&ssung des Materials. Ich habe daher versucht, die 
graphische Darstellung zu Hilfe zu nehmen und die beigeheftete 
Karte nach folgenden Grundsätzen entworfen. 

Berucksicfatigt sind nur die ortsüblichen Tagdohne der er- 
wachsenen männlichen Personen als der wichtigsten in Frage 
kommenden Arbeiterkategorie; Diese Löhne sind in 5 Klassen ge- 
teilt, nämlich: 

5» Klasse: Lohne bis zu einschliefslich i Mark. 

4. n «I äber I Mark bis einschliefslich 1,50 Mark. 

3. n „ w 1,50 Mark bis einschliefslich 2, — Marie 

2. « tf 1* » n M 2»5^ » 

I* fi » n 2,50 »» 11 n 3»~~ " 

Ihr Maximum erreichen die ortsüblichen Tagetöhne in 3 Mark, 

ihr Minimum in 85 Pfennigen. 

Jede dieser Lohnklassen hat eine besondere Farbennüance oder 
Schraffierung erhalten, und zwar derart, dafs die 5. Klasse durch 
den hellsten, die t. Klasse durch den tiefsten Farbenton bezeichnet 
wird. Mit diesen Farben und Schraffierunfren ist nun die Karte von 
Deutschland je nach den in den einzelnen Bezirken herrschenden 
Lohnklasscn nnc^ele^t. Die (iebiete mit höheren Lohnsätzen stellen 
sich daher dunkler dar als die mit niriJngercn Lohnsätzen, so dafs 
man thatsächlich mit einem Blick erkennt, wo verhältoismafsig hohe, 
wo niedrige Löhne ortsüblich sind. 

Es wäre vielleicht wiinschenswert gewesen, statt der 5 Lohn- 
klasscn 9 oder noch mehr zu wählen. Indessen hätte alsdann eine 
weit grölsere Karte [^ezt ichnet werden müssen, da sonst die kleinen 
Bezirke gar nicht mehr l in/.utragen cTf^wcsen wären, und ferner wäre 
dann wohl j^eradc der leichte Überblick, auf den es mir bei dieser 
Karte ankam, \vc^.cntlich beeinträchtigt worden. Die Karte wäre zu 
bunt und unübersichtlich iTewordcii, und somit wäre vielleicht trotz 
der weit gröfseren .Arbeit etwas weni^^^er Brauchbares gesclialien 
worden. Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind auch in der vor- 
liegenden Karte einzelne Städte und Gemeinden, die aus der Lohn- 
klasse ihrer Umgebung herausfallen, nur dann berücksichtigt, wenn 
sie eine bedeutendere Einwohnerzahl haben und somit für den Ge- 
samtcharakter der fraglichen Gebiete ins Gewicht fallen. Andernfalls 
sind sie einfach vonachlässigt worden. V\ er sich für diese kleineren 
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Nüancen in einzelnen Teilen Deutschlands interessiert, wird sich 
leicht selbst nach der hier angewandten Methode genauere Sonder- 
karten der betreffenden Gebiete entwerfen können. Man könnte 
sogar daran denken, auf diese Weise einen ganzen lohnstatistischen 
Atlas von Deutschland herzustellen unter Berücksichtigung der 
Boden^cstaltunf^. der Verkehrsw^c, Eisenbahnen usw. — wobei 
es sich dann allerdings doch fragen würde, ob ein solches Unter- 
nehmen nicht eine Überschätzung dos bisher vorliegenden sta- 
tistischen Materials bedeuten würde. iCrst eine vervollkommnete 
soziale Statistik wird eine soziale Geographie ermöglichen. 
Den Wert derartiger kartographischer Darstellungen auch für die 
Sozialwissenschaft scheint mir wenigstens der mit der hier vorge- 
führten Karte gemachte Versuch vollauf zu Ix weisen. 

Dir ortsüblichen Tanrelöhnc der weiblichen und der juf^endlicheii 
Personen tollten übrij^'eiis keineswegs denen der erwachsenen mann- 
iichcn Personen derartig, dafs etwa einem h(">heren Lohnsatz für die 
Männer auch stets ein lit">herer Lohn für die weiblichen und ingend- 
lichcn Personen entspräche und umgekehrt. Hier kommen viel- 
mehr die mannigfachsten Verhältniss<* vor. Sehr interessant und 
lehrreich würde daher der Wrgleich dieser Rarte mit anderen ana- 
log ausgeführten Karten für die weiblichen und jugendlichen Per- 
sonen sein - ebenso mit den t nts]:)rechentlen h.vm Teil ja be- 
reits vorhandenen; Darstellungen der Hi-voikerungsdichtigkcit, der 
Kriminalität, des Schna{)skonsums und dergleichen mehr. 

.'\n dieser Stelle soll auf solche weitergreifenden Betrachtungen 
noch nicht eingegangen, vielmehr nur zu weiteren Studien nach 
dieser Richtung hin angeregt werden. Das blofse Ansammeln und 
Auf häufen statistischen Materials hat wenig theoretischen und prak- 
tischen Wert. Die ermittelten Grölscn müssen vielmehr in Be- 
/.iehung zu einander gesetzt werden, und die beste Methode, neue 
Wahrheiten /m finden und namentlich I Erkenntnisse, die auf deduk- 
tivem Wege gewonnen sind, induktiv aller Weh l\x beweisen, bildet 
die Verarbeitung der abstrakten Zahlen zu sieht- oder greifbaren 
Gebilden — vor allem also die graphische Darstellung. 

Doch nun zur Betrachtung des Inhalts der vorliegenden Karte ! 

Zunächst erkennt xssask auf den ersten Blick, dafs die (»tsüb- 
Ikhen Tagelöhne der erwachsenen Männer in der Hauptsache 
emschen i und 2 Mark schwanken. Die vierte und die dritte Lohn- 
klasse geben den Grundton der Karte an. Die Bezirke der fiinften 
imd zweiten LohnUasse treten an Umfang sehr zurück, und die erste 
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Lohnklasse emcfaen nur wenige gröisere Städte mit einigen Vor- 
orten oder ihrer allernächsten Umgebung. 

Nordostdeutscfaland, das heifst das ganze Gebiet östlich etwa 
des Meridians von Stettin, erhebt sich nur an wenigen Punkten über 
die 4. Lohnklasse (i«50 Mark) und sinkt in weiten Distrikten bis in 
die 5. I^hnklasse (i Mark und weniger) hinab. Weit günstiger 
steht Nordwestdeutschland, das Grebiet zwischen dem unteren Lauf 
der Oder und ikr Holländischen Grenze, da, wo die 3. Lohnklasse 
(1,50 bis 2 Mark) die Regel bildet und häuüg die 2. (2 bis 2,50 Mark), 
ja sogar mehrfach die i. Lohnklasse (über 2,50 Mark) erreicht wird. 
Mitteldeutschland (Regierungsbezirk Potsdam, Provinz und König- 
reich Sachsen, Braunschweig, Anhalt, Thüringen usw.^ weist recht 
verschiedene Verhältnisse auf: der politischen Vielgestaltigkeit ent- 
spricht hier mich die soziale. Die Löhne schwanken zwar im all- 
jXrmcini n zwischen der 3. und 4. Lohnklasse, erheben sich jedoch 
in mehreren Distrikten bis zur 2., in Berlin bis zur i. und sinkea 
vereinzelt l)is zur .5. Klasse hinab, hi W est- und Südwcstdeutschland 
(Westfalen, Rheinland, Messen. Klsal's-I.othrinj^en, Baden, Württem- 
berg) herrscht wiederum entschieden die 3. Lohnklasse vor. Die 
Gebiete mit der 2. Lohnklasse verschwinden dat^^erren. wahrend sich 
andererseits das rheiniscii-wisttTilische IndustrieL;ci)iet und mehrere 
sonstige kleinere Bezirke /.ur 2. Lolinklassc erheben und die Stadt 
Reutlingen in \\ ürttemi)crg sü<;ar die i. Klasse erreicht. liayern 
rechts des Rheins endlich gehört mit Ausnahme des südwestlichen 
Teils und einiger vereinzelter Städte und Distrikte der 4. Lohn- 
klasse an. 

• Im folgenden mögen nun die einzelnen Gebiete noch etwas 
eingehender betrachtet werden. 

Durch die traurigsten Lohnverhältnisse nicht nur Nordostdeutsch- 
lands sondern des gesamten Reichs zeichnet sich Schlesien unvor^ 
teilhaft aus. In dieser Provinz herrscht die 5. Lohnklasse vor; hier 
sinken die Löhne im Kreise Militsch (nordostUch von Breslau) bis 
auf das absolute Bilinimum von 85 Pfennigen. Über i Mark er- 
heben sidi in den Regierungsbezirken Oppeln und Breslau die Löhne, 
abgesehen von einer Anzahl kleinerer Städte, unter denen die in der 
Karte angegebenen Städte Ratibor, Gleiwitz, OppeJn und Kreuz- 
burg die bedeutendsten sind, nur in der Umgebung der Stadt Breslau, 
dem südwestlichen Teil des Regierungsbeziiks (Schweidnitz, Walden- 
burg), dem Kreise Habelschwerdt und besonders in der südöstlichen 
Ecke des Regierungsbezirks Oppeln. Hier steigen die Löhne im 
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industrieUeii Teile des Kreises Zabrze und in den Städten fieuüien 
und Kattowitz sogar bis in die 3. Klasse, was aufserdeni nur nodi 
in den Städten Breslau und Schweidnitz der Fall ist Im Regierungs- 
bezirk Liegnitz herrschen etwa zu gleichen Teilen die 4. und 5. 
Klasse, nur die Stadt Görlitz ragt darüber hinaus bis in die 3. Klasse. 

Von Schlesien abgesehen, halt sich der ganze hier als Nord- 
ostdeutschland bezeichnete Teil Deutschlands ziemlich gleichmäfsig, 
seinem gleichartigen landwirtschaftlichen Charakter entsprechend, in 
de r 4. Lohnklasse. Nur der südöstliche Teil üstpreulsens 'Masurcm) 
unrl die Kreise Heilsberg in Ostpreufsen sowie Karthaus und Deutsch- 
Krone in Westpreufsen sinken in die tiefste Lohnklasse hinab. Im 
Gegensätze dazu erheben sich die \vichti<^stcn Städte und auch 
kleinere- Lantibexirkc an den MündunL^a-n der groben Strom»- Pre- 
gel, Weichsel und Oder iti die 3., Königsberg in l'reuisen mit 
2,50 Mark sogar in die 2. Lohnklasse, Auch eine j^^anze An- 
zahl von Binnenstadien weisen Lohne der > Klasse auf; die Aut- 
führuug der Namen kann liier unterbleibcu, da die bedeutenderen 
aus der Karte ohne weiteres abgelesen werden können. Als in- 
teressant mag noch hervorgelujben werden, dafs auch in einem 
Theile des Landkreises Bromberg bis zur Weichsel hin die Löhne 
den Betrag von i,6o Mark erreichen. Die Veranlassuncr zu den 
gesteigerten Ltihnen ist in ganz Ostdeutschland offenbar durchweg 
der gesteigerte Verkehr: Industrie und Handel. In den kleinen im 
Lande xerstreuten Städten ohne Industrie und Handel sind hier 
sogar nicht selten die Ivöhne niedriger als auf dem flachen Laude. 

Dafs dieser ( iesichtspunkt durchaus nicht untc-r allen V'erhäJt- 
nissen Geltung hat, beweist indefs j^leich Nordwostdeutschland. 
Denn, wie man sieht, zeichnen sich hier die Marschlande an der 
Nordseeküste und der Klb- und Wesermündung durch ungewöhn- 
lich hohe Löhne (2. Lohnklasse) aus trotz ihres rein landwirtschaft- 
fidien Charakters und ihrer ziemlich dünnen Bevölkerung. Die 
Hauptufsache ist jedenfalls in der Verteilung des Grundbesitzes und 
der Art des Betriebes (Vieh- und Milchwirtschaft) in diesen Ge- 
genden 2u suchen. Überhaupt sind die ortsübHdien Tagelöhne in Nord- 
westdeutsdiland verhältnism^l'sig recht gUnst^. Hier erreichen sie 
in Hamburg-Altona und näherer Umgebung, Bremen, Bremerhaven 
und Geestemünde mit Umgebung den absolut höchsten Wert von 
3 Mark. Auch Kiel nähert sich mit 2,70 Mark diesem Maximum. 
In die 2. Lohnklasse erheben sich aulser den bereits erwähnten 
Marschlanden noch eine Reihe von Städten, wie Eckenförde, Rends- 
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bufg, Nettfliünster, Lübeck, Itzehoe, Harburg; WUhelmshafeo, Olden- 
bufg, sowie die Landschaft um Hamburg, um Bremen und zum Teä 
auch um KieL Die 4. Loboklaase zeigt auf grösseren zusammenhängen» 
den Gebieten nur der äuiserste Westen (der Regierungsbezirk Os- 
nabrück und der südliche TeU des Regierungsbezirks Aurich) und 
der nordwestlkhe Teil der Lünebui^er Haide, auiaerdem noch die 
Provinz Pommern, soweit man diese etwa noch mit zu Nordwest» 
deutschland rechnen will AutTallend ist, dafs Mecklenburg mit 
Löhnen von durchweg 1,70 Mark auf dem I^nde und 2 Mark in 
den gröfscren Städten verhältnismä(sig günstii^ (^teht und nament- 
lich die im Osten und Süden angrenzenden preufsischen Land- 
schaften in der Lohnlage beträchtlich überragt. Vielleicht ist dies 
weniger in den thatsächlichen Verhältnissen als in der verschiedenen 
Art der Feststelluncr der Ix)hnsätze durch die preuisischen und 
mecklenburgischen Behörden begründet 

Als lohnsteigernd macht sich also im nordwestlichen Teile 
Deutschlands aufser der bereits berührten Marschlandwirtsdiaft 
vor allem der Handel und die sich daran knüpfende Industrie in 
den Seehäfen geltend. Hier kehrt somit die bereits in Nordost- 
deutschland beobachtete Krscheinutif; wieder. 

In Mitteldeutschland bildt-r die 4. Lohnklasse die Grundfarbe. 
Aus dieser erheben sich im wesentlichen drei Komplexe mit 
höheren Löhnen : der Kern des Regierungsbezirks Potsdam mit dem 
Mittelpunkt Berlin, die Landschaft zwischen dem Harz, und der 
Elbe und der wcstliclu- Teil des Koni^^reichs Sachsen (mit Aus- 
nahme des \"nr»t!andes ) mit den anj^^rcii/.enden Teilen Thürinfrens 
und des preuisi^sclien Regierungsbezirks Merseburg. Auiserdem 
wci.-»cn noch eine f^rofse Anzahl von Städten und verschiedene 
kleineri' ni-,elartig vereinzelte Bezirke eine höhere Lohiiklasse auf. 
Die erste Lohnklasse erreicht nur Berlin mit 2 70 Mark, die 2. Lohn- 
klasse die nähere Umgebung Berlins und ferner Hannover, Peine, 
Braunschweig mit Umkreis, ein Teil des Kreises Kalbe südlich von 
Magdeburg;, Dessau mit Umi^^ehunE»^, Halle. Zeitz. Gera. C hemnitz, 
Dresden. Die beiden nächst Berlin wichtii^sten Handels- und Industrie- 
zentren dieses Gebiets, Ma^delMir^r und Leipzig, haben nur einen 
ortsüblichen Tagelohn von 2 Mark, verbleiben damit also noch in 
der 3. Loiujkl usse, Vereinzell sinl:< n die Löhne hier bis auf l Mark, 
in die 5. Loliukiasse, hiiKi:) und /.war ui den Landbezirken des Her- 
zogtums Koburg und in den preulsischen vogtlandischen 1 i:kl;i\ ^ü; 
letztere sind ihrer Kleinheit wegen auf der Karte nicht sichtbar. 
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Unverkennbar tritt in Mitteldeutschland der günstige Eiafluls 
der Fabrikindustrie und des Bergbaues auf die Lohnhöhe hi n^or, 
ebenso wie des intensiven Landwirtschaftsbetriebes in Verbindung 
mit landwirtschaftlichen Industrieen (Zuckerindustric) in der Gegend 
nördlich und östlich vom Harz. Besonders charakteristisch ist fomer, 
dafs hier aulserorden flieh viele Städte bessere Löhne gewähren", als 
auf dem sie umgebeiiflcn Lande ortsüblich sind. Eine ganze An- 
zahl dieser Städte bilden ja auch in der That kleine Industrie- und 
Kuitur/erurcn. 

Von \\ rst- vind Süd Westdeutschland gehört nur noch der nörd- 
liche und ost Heilste Teil \\ eslt'aletis sowie in der Hauptsache der 
Osten der prcufsischen Trovinz Hessen-Niissau und der grorsher- 
zoglich hessischen Provinz Oberliessen dem i^rolsen zusammen- 
harif^eaden (iebiet der 4. Lohnklassi- an. Aulserdeni sinken die 
Lohne nur noch aut inseiartig /.ersireuten kleineren Getiieten nament- 
lich in der Rheinprovinz links des Rheins lauf dem Hunsrück und 
der Eifel , in der hessischen Provinz Starkenburg (auf dem Oden- 
wald und in Hohenzollcrn bis 1,50 Mark und tiefer hinab. Von 
diesen n;chi ins Gewicht fallenden Distrikten abj^esehcn, erhalten 
sich hier die Löhne auf der ganzen grofsen zusammenhängenden 
Fläche durchweg auf der dritten Lohnstufe und ragen mehrfach 
betrachtlich über diese hinaus. Besonders fallt in dieser Ifinadit 
das rheinisch -westfälische Industriegebiet in den prcufsischen 
Regierungsbezirken Düsseldorf und Arnsberg ins Auge. Es ist 
dies im ganzen Reiche die absolut grötste zusammenhängende Fläche 
mit Löhnen der 2. I^hnldasse, dem nur das Marschland an der 
Westkäste Schleswig-Holsteins und der unteren Elbe und Weser an 
die Seite gestellt werden kann, wenn man dieses als Einheit auf- 
falst. In der Rheinprovinz erfreuen sich aulserdem nodi Köln und 
Umgebung sowie mehrere andere grolsc Städte (Krefeld, München- 
Gladbach, Aachen mit Umgebung, Bonn) und einige kleinere Ge- 
memdcn der 2. Lohnklasse. Grofsere Distrikte, in denen die 2. Lohn- 
klasse herrscht, bilden dann femer die Städte Hanau, Frankfurt, 
Offen bach, Mainz und Wiesbaden mit ihren Umgebungen am unteren 
Main, die Stadt Metz mit einem gröfseren umliegenden Bezirke, eine 
Reihe von Gemeinden im Ober-Elsafs und endlich in Württemberg: 
Stuttgart mit Umgebung und die Umgehung von Reutlingen. Die 
Stadt Reutlingen selbst hat sogar einen Tagelohn von s.J^o Mark 
und ist somit aufser Berlin die einzige Binnengemeinde, die sich 
der ersten Lohnklasse erfreut. Alle übrigen Orte dieser Art sind 
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Seehäfen. Als eioselne Städte m Südwestdeutscfaland mit der 
2. Lohokiasse sand aulserdem noch su nennen: Dannstadt, Mann- 
heiin, Karisrube, Durlach, Strafsburg und Freiburg. 

Auch in diesem grofsen und vergleichsweise günstig dastehen- 
den Teile Deutschlands liegt wieder der Einflufs der Industrie und 
der gröfseren Bevölkerungsdichtigkett, sowie des damit verknüpften 
regeren Verkehrs und Handels klar am Taee. Daneben macht 
sich die verschiedenartige Anbau- und I'rtragsfähigkeit des Bodens 
deutlich bemerkbar. Besonders wirkt wohl der eine intensive Kultur 
erfordernde Weinbau lohnstetgemd. 

Was nun schlieislich noch Südostdeutschland, das heifst das 
Königreich Bayern, nnlanc^t. so lehrt ein Blick auf die Karte, dafs sich 
der südwestliche Teü (die Provinzen Schwaben und im wesentlichen 
Oberbayem) dem grofsen Gebiet der 3. Lohnklasse Südwestdeutsch- 
lands anschliefst, wahrend sicli im übrigen iA Bayern das. mittel- 
deutsche Gebiet der 4. Lohnklasse fortsetzt Nur an drei Stellen 
greift das südwestdeutsche Gebiet mit der 3. Lohnklasse noch in 
Nord- und Mittelbayern ein,' nämlich in der Gegend um Aschaffen- 
burg, um Würzburg und Schweinfurt und um Nürnberg. In die 
2. Lohnklasse ragen nur drei bayerische Städte hinein : München, 
Nürnberg und Lindau (am Bodensee . Von einzelnen Städten, die 
sich im Gebiet der 4. Lohiiklasse durch die 3. Klasse auszeichnen, 
sind endlich noch /u nennen: Hof, Kulmbach, Amberg und Regens- 
bürg mit Stadtamhof. 

Neue tjcsichtspunkte /.u den bisher gewonnenen liefern, wie 
man sieht, die Verhältnisse in Ha> ern nicht. 

Bei jedem Leser wird sich nach dieser oncnuerenden Umschau 
der Wunsch re^cn, zu wissen, wie L^rols denn nun etwa die Zahl 
der Personen sein möge, die unter der Herrschaft jeder einzelnen 
Lohiiklasse stehen. Die vorlie'^ende Karle allein lehrt natürlich nur 
die cfco<:Traphiscbe Flächenausdehnung der einzelnen Loiinklassen, 
wodurch hei der verschiedenen Dichtitjkeit der Bevölkerung und 
dem haufi<:jen Ausscheiden trcrarle der volkreichsten Städte aus der 
sie uuif/ebenden Landschaft für die Ixisung der Frage, ein wie 
grofscr Bruchteil der Bevolkerune^ dieser oder jener Lohnklasse 
unterstehe, nicht viel gewonnen wird. I3ic Karte kann in dieser 
Beziehung um so leichter täuschen, als im allgemeinen — aber doch 
wieder nicht durchgängig — die Landbchal'ten und Städte mit den 
höchsten Löhnen auch die volkreichsten sind. Su triu beispiels- 
weise das Herrschaftsgebiet der ersten Lohnklasse räumlich ganü 
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zurück und doch umfafst es 2'/t bis 3 Millionen Einwohner. Eine 
ganz rohe Schätzung ergibt ferner, dafe in den Geltungsgebieten 
der zweiten I^hnklasse etwa 7 Millionen und in denen der fünften 
Klasse etwa 2 Millionen Menschen leben. Die übrigen 38 Millionen 
bevölkern die Gel)iete, in denen der ortsübliche Tagdohn zwischen 
I und 2 Mark schwankt. 

Wieviele Arbeiter thalsächlich zu diesen ortsüblichen Taj^^e- 
löhnen arbeiten, entzieht sich bei dem Man^j^el emrr w irklichen Lohn- 
statistik natürlich vollief der Heurteilun|^. Wenn soeben t:^csa^ 
worden ist, dals t-ine bestimmte Anzahl von Personen unter der 
Herrschaft dieser oder jener Lohnklasse steht, so bedeutet das nur. 
dafs die unter der fraglichen RevölkerunLif vorhandenen Männer, so 
bald sie auf Beschäftigung als einfache 1 agearbeiter angewiesen sind, 
nur Aussicht auf die der angegebenen Lohnklasse entsprechenden 
Luhne haben. Ks ist klar, dafs besonders in Zeiten wirtschaftlicher 
Depression usw. viele Arbeiter, die einen Beruf oder ein Hand- 
werk erlernt haben und daher an und für sich üu qualiii/äerter und 
mehr geltender Arbeit befähigt sind, sich doch mit der Arbeit und 
dem Lohn gewöhnlicher Tagearbeiter begnügen müssen. Diese 
Untergrenze der Löhne ftlr alle Gregenden zu zeigen, darin liegt 
der Wert des hier verarbeiteten Materials trotz aller seiner Unvoll« 
kommenheit — wie schon in der Einleitung angedeutet worden ist 

Aus der Höhe der Löhne dem Geldbetrage nach läfst sich 
selbstverständlich nicht immer ohne weiteres auf ihre Auskömmlich- 
keit schlie(sen. Ein Lohn von einer Mark bedeutet in Ostpreu(sen 
oder Oberschlesien etwas ganz anderes als in Berlin oder Köln. 
Indeß kann doch der Satz als allgemein giltig aufgestellt werden, 
dafs je höher der Geklbetrag des Lohnes, desto höher auch die 
ganze Lebenslage, der Standard of life der arbeitenden Bevölkerung 
durchschnittlich ist. Gewifs kann -- wie die Thatsachen lehren — 
in weiten Bezirken Schlesiens und Ostpreufsens eine FamiUe leben, 
wenn der Mann täglich i Mark oder gar noch weniger verdient; 
aber dieses Leben entbehrt so gut wie aller Annehmlichkeiten, von 
tfgend welchen Reizen höherer Art ganz abgesehen. In Berlin 
oder Köln vermag ein Mann mit einem täglichen Verdienst von 
2,50 bis 3 Mark seine FamiUe auch nur gerade noch zu ernähren; 
aber die Bevölkerung ist hier durch die höhere kulturelle Knt* 
Wickelung geradezu gezwungen, höhere Ansprüche an das Leben 
zu stellen. Bei einem Lohn von i Mark müfste die Familie ver- 
hungern; denn sie kann sich vieler Dinge, die an und för 8k:b zur 
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bloisen Friatuog des Lebens nicht notwendig sind — wie der ge- 
pflasterten Stra(sen, der elektrischen Beleuchtung usw. — nicht ent- 
anftern, nauls diese Dinge vielmehr in der hohen Wohnungsmiete, 
den gesteigerten Preisen aller Gebrauchsgegenstände bezahlen. Für 
die notwendigsten Lebensbedürfnisse — Nahrung, Kleidung 
08W, — , die in Ostpreufsen oder Schlesien allein befriedigt werden 
würden, bleibt daher Mer nicht genug übrig. In dem höheren Lohn- 
staod drückt sich somit im Altgemeinen ein höherer Kulturzustand, 
dn gröiserer Lebensinhalt aus. 

Die normale menschliche Natur ist nun so beschaffen, dafs sie 
nach gröfserer Lebensfulle strebt. Ware dies nicht der I-all, so hätte 
die Menschheit alle Ursache, das Vieh zu beneiden, das für seine 
Existenz nicht zu arbeiten braucht. So entst«*ht denn mit Natur- 
notwendigkeit das Andrängen der Bevölkerung nach den grofsen 
Städten und den Industriebezirken mit ihren höheren Löhnen. Im be- 
sonderen erklärt sich so deif neuerdings wieder im Vordergrunde des 
Interesses stehende »^ug nach Westen", denn ein Klick auf die Karte 
läfst erkennen, ein wie grolses Übergewicht der Westen über den Osten 
Deutschlands hinsichtlich der Lohnhöhe hat, wie sehr — mit anderen 
Worten — der Westen den Osten an Lebensinhalt übertrifft. Man 
mag den aus dem Osten fortstrebenden Elementen noch so 
oft und noch so eindririt^lich vorstellen, dafs sie im Westni lin 
Berlin, Sachsen usw. im besten h alle uuch nur gerade so viel ver- 
dienen werden, dats sie leben können — dies wird nichts ändern. 
Lebt der Arbeiter doch — wie er sich ganz richtii^ auszudrucken 
pflc^ im Westen „menschenwürdiger", das heifst eben, hat sein 
Leben dort doch mehr Inhalt! 

Ks gibt nur ein wirksames Mittel, dem Abströmen der üe- 
völkerung aus Nordostdeutschland einen Damm entgegenzustellen, 
und das ist, hier selbst das zu sciiaffen, was den Westen auszeichnet, 
— nämlicli mehr .Arbeitsgelegenheit durch Schaffung von Industrie 
und V^erkehr und damit höhere Löhne, Die Oasen mit hölu ren 
Löhnen und im ^^an/.cn auch ^'rolst-rer Hevolkerunj^sdichtigkeit an 
den Mündunj^t-n tU-r ostdeutschen Slrönu-. im oberschlcsischen 
Kohlen- und Indusiriel)e/.irk und sogar in Hromhero und Umi^ebung 
(lebhafter Holzhandel!^ weisen deutlich hieraul hin. I'^s kommt dar- 
auf an — um mit Friedrich List zu reden — . die produktiven 
Kräfte dieser Gebiete zu heben. Man könnte alierdinf^s einwenden, 
dali j;i die Landstriche an der Westküste Schleswii^-Holsteins, der 
unteren Elbe uud Weser bewiesen, dals aucli rem laudwiriiciialüiche 
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Thätigkeit hohe Löhne und günstige soziale Verhältnisse schaffen 

könnten. Aber dem ist entgegenzuhalten, dafs in diesen Marsch- 
landcn ^anz eii^enartige Verhältnisse vorliegen. Der Charakter und 
die Geschichte des Volks ''Friesen. Dithmarschen», die Verteilung 
des Grundbesitzes und vor allem die Bodenbeschaflfenheit — lauter 
Dinge, dir liir die tiestaltung der Verhältnisse in jenen Gegenden 
von wesentlicher Bedeutung sind — lassen sich nicht an andere 
Stellen verpflanzen. Dort sind eben produktive K.rälte im Spiel, die 
in Ostdeutschland fehlen und sich auch nicht schaflfen lassen. So 
siclu.-r, wie es ist. tlals die Prosperität Nonlostdeutschlands in der 
Hauptsache von dem Gedeihen der Landwu ischaft abhangig ist, so 
sicher ist es auch, dafs Industrie und \' erkehr riie wichtigsten Trieb- 
kräfte des landwirtschauHchen Aui.scinvungs sintl. Selljst verständ- 
lich ist unter Industrie hier stets die moderne Fabrikindustrie zu 
verstehen und nicht etwa die wirtschaftlich rückständige Hausindustrie, 
deren elende soziale Folgeerscheinungen auch auf der Karte er- 
keonbar werden (zum Beispiel in Schlesien, Thüringen, im sSdiaschen 
Vf^fdande). 

Freilich lalst sich auch keine Industrie und kein Verkehr ohne 
die nötigen Vorbedingungen schaffen. Die Natur hat es aber gerade 
in Nordostdeutschland wohl an diesen Bedingungen nicht fehlen 
lassen. Eine ausgedehnte Meeresküste mit guten Häfen, grolse 
schiffbare Ströme und die Möglichkeit der leichten Herstellung 
der denkbar besten Verkehrswege erieichtem die Heranschaffung 
von Kohlen uod Rohstoffen aller Art Nur eins und zwar das 
Ausschlaggebende fehlt zur 2Mt: das Hinterland. Wenn einmal eist 
die gFofsen Ländeiinassen Osteuropas, also Rufslands, mehr als bisher 
der westeuropaischen Kultur und dem Weltverkehr erschlossen 
sein werden — dann wird auch die Zeit gekommen sein, in der 
Nordostdeutschland seine Kräfte voll entfalten kann und so befähigt 
sein wird, einer gröfseren Einwohnerzahl volleres Leben zu gewähren. 

Was hier flir die grofsen Verhältnisse des Ostens dem Westen 
g^^nüber ausgeführt worden ist, gilt mit den sich je aus der besonderen 
Sachlage ergebenden Abweichungen auch für die kleinen Verhältnisse 
einzelner Landschaften oder Bezirke. Ohne weiter auf Einzelheiten 
einzugehen, sei nur beispielsweise erwähnt, dafs HohenzoUern. das 
bekaimtlich in den letzten Jahren an Bevölkerung abgenommen 
hat, wie die Karte zeigt, niedrigere ortsübliche Tagelöhne aufweist 
als seine Umgebung. 

Von besonderem Interesse würde es sem, die Löhne auf dem 
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flachen Laode in Beziehung zu setzen zu der Verteilung des Grund- 
besitzes (Grofs-, Mittel-, Klein-, Zwei^^^rundbesitz), zu der Art des 
Wirtschaftsbetriebes und dergleichen mehr. Für diese Aufgabe 
liegt jedoch ein besseres Material vor in den Beträgen des durch- 
schnittlichen Jahresarbeitsverdienstes land- und forstwirtschaftlicher 
Arbeiter, die auf Grund des 6 des landwirtschaftlichen Unfallver- 
acherungsgesetzes von den höheren Verwaltungsbehörden festge- 
stellt worden sind. Eine Verarbeitung dieses Materials nach der 
hier versuchten Methode würde mög^licherweise zu recht interessanten 
Ergebnissen tülircn. Das hier verarbeitete Zahlenmaterial gestattete 
nur Schlüsse p^aii/. allgemeinen Charakters, wobei naturgeniäfs der 
Gegen sat/. von Stadt und Land, von Industrie und Landwirtschaft in 
den Vorder^j^rnnd trat. Das (je[)iet mehr oder weniger unsicherer 
Vermutungen u>t absichtlich nicht betreten worden. 



Digitized by Google 



EIN EXPERIMENT 
MIT DEM ACHTSTUNDENTAGE. 



VON 

Dr. OTTO PRINGSHEIM. 
L 

Während die Beschränkung der täglichen Arbeitszeit auf 8 Stunden 
die Massen auf das lebhafteste beschäftigt und Tausende in d^ 
Adltstundentage die Gewähr einer besseren Zukunft erblicken, ist 
für die wissenschaflliche Behandlung der Frage verhältnismäfsig 
wenig geschehen. ') Die bei früheren Verkürzungen der Arbeits» 
zeit gesammelten Erfahrungen können hier nicht ohne weiteres An- 
wendung finden. Es handelt sich um verwandte, aber nidit völlig 
gleichartige Probleme.*) 



') rhi5? ifingst erschienene Buch von Hcrhort A Tliompson: The thcor7 of wages 
aud its applicatioQ to the eight hours questiou and other labour pn>ljkm$. London 
1892, bringt nur abstrusen Formelkram. Die Schrift Ton Brentano: Über das Vcr- 
hMltnis von Arbeitaloha nad Arbeitszeit snr ArbettsleistaiiK. (2. völlig nngearbeitete 
Auflage) LeifMcig 1893, konnte eist nBdilriglich benutzt werden. 

•) Dafs selbst bei einer Reduktion der Arbcit-./^ it um 1^,4% die Produktion 
auf gleicher Höhe bleiben kann, hat ein iüngst in Holland beobachtetes Beis)iiel 
ge/eit^t. h) der Zignrrenfabrik des Herrn van Vrcuuiingen in Gouda (26 Arbeiter, 
darunter 7 jugendliche Personen), war infolge des Arbcitcrscbutzgesetzes vom Jahre 
1869 die AibeitHceit von ii''« nuf 91(1 Stunden hcmbgesctzt worden. Am End« 
des Jehres S890 stellte sich heraus, dnis die Zahl der produzierten Zigarren sogar 
^ofscr war, als früher. Die von den Arbeitern verdienten Stücklöhne waren 
ebenso hoch, bei einigen hoher, nh hr\ der bisherigen Regelung. Das Jahr 1S9I 
lieferte dasselbe Ergebnis. Vgl. Sociaal. VVeekblad 1^92 Nr. 22 u. 52. 
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Denn wird der Arbeitstag herabgesetzt 
von 12 auf II Stunden, so bedeutet das eine Verkürzung von 8*/:, % 

„ 10 9 » y> » »11 n * *» 

» 9 " ^ " •* " " '» M ' ^ ''(I 

Auf rein theoretischem Wege das Achtstundenproblem heute 
lösen zu wollen, dürfte überhaupt nicht angehen. Da niemand zu 
sagen vermag, ob der Achtstundentag national oder international 
sein wird, o!) er für die t^esamte Volkswirtschaft oder nur tiir die 
Industrie oder ein/eine [ndustriezwetge gelten wird,' ) so ist für jede 
beliebige Konjektur Sj u !raum eröffnet. Als wissenschaftliche Auf- 
gabe bleibt demnach nur übrig, das thatsächliche Material über die 
achtstündi^^e Arbeitszeit zu analysieren. 

i'r.ikrische Erfahrungen über die Wirkung des Achtstundentages 
lagen bis vor kurzem nur aus fremden Erdteilen vor. Indessen ist 
es fiir den Sozialpolitiker heute nicht mehr notwendig, nach Austra- 
lien zu reisen, um dieses wirtschaftliche Phänomen zu studieren. 

Für England haben Sidney Webb und Harold Cox in üirera 
Werk über den Achtstundentag eine Reihe von Betrieben be- 
schrieben, die denselben und fast ausnahmslos mit günstigem Er- 
folge eingeführt haben. Es sind dies eine Schriftgiefserei, eine Soda- 
iabrik, eine Maschinenfabrik, eine chemische Fabrik, eine Stralsen- 
bahn und mehrere Druckereien. *) 

Weniger bekannt dürfte sein, dals audi in der deutschen In« 
dustrie der Achtstundentag nichts Unerhörtes ist In der Glashätte 
des Herrn Heye zu Gerresheim bei Düsseldorf wurde schon vor 
mehreren Jahren die Arbeitsseit der am Glasofen beschäftigten Per^ 
sonen von 10 und 11 Stunden auf 8 Stunden herabgesetzt*) — Die 
Beritner Finna C A. Schamagel & Schmuckert hat för ihre Ar- 
beitsstube, in der zur Zeit 15 Personen beschäftigt werden, schon 
1883 die achtstündige Arbeitszeit adoptiert; allerdings geschah dies 

') VgL die BcoKikaBgen des Abg. HiUe in der Reichstagnitnog vom 14. Ja- 
nuar 1893. Stenogr. Ber. S. 482. 

•) Sidney Webb und Harold Cox.: Tin- ■ i^'ht liDur-i day p. 254 ff, ^yX auch 
Labour Commission Ii. p. 1118 C Nr. 20878 f. hcitdem sind noch eine Kcib« 
TOD GcicfcSftca hinnigekoDunen. Besondcis erwilmeniwert ist die EinfUmuig des 
Achtstandenuges in der Maschiueofiibrik Alltn u. Cow in Snnderland und im Lon* 
doocr Baugewerbe. 

*) La Revue de deux moodes iftSy. November p. 13a. 
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nur mit Rücksicht auf die ßureauzeit des Comptotrpersooals. fan 

deutschen BUdhauergewerbe ist der Achtstundentag ziemlich ver- 
breitet. Herr Paul Dupont schreibt mir hienibt-r: „Die Steiobiidhauer 
haben, solange ich und meine Generation denken kann, noch nie 
über 8 Stunden bei normalen Verhältnissen, dafs heitst von au9- 
nahmsweisen Uberstunden abgesehen, (^earlx itet." 

Die Glashütte der Württembergischen Metallwarenfabrik in Geis- 
lingen ist durchschnittlich 8 Stunden im Betriebe. — Die Thörlsche 
ölfabrik in Harburg führte ncuerdinfifs den Achtstundentag für die 
an den Pressen hesch;iftic,rt<>ii Arbeiter ein. ') — Nach den 
vom städtischen statistischen Amt bearbeiteten Krhebunj^en liber die 
l.ohnverhrilfnisse in Berlin ist dort eitie nicht unerhebliche Zahl von 
Arbeitern iS Stunden bcschaftii;i. ICs gehören iiierher ein Teil des 
Personals der Königlichen l'or/fllanmanufaktur. ein Teil der /.ur 
SchwerttegeriiuuinggchörigeriGesclli'ii. ein Teil der Musikinstrumenten- 
arbeiter, das Personal einicj^er Betriebe tier Textil- und Bekleidungs- 
industrie, ein Teil fler Töpfer und Ofensetzer und das Personal 
mehrerer Druckereien. -) 

Diese Beispiele von achtsiündi«(pr Arbeits/.eit werden sich bei 
einer s) steniaiischen Erhebung über die in Deutschland üblichen 
Arbeitszeiten noch vermehren lassen. 

n. 

Während jedoch über die erwainiti-n in Deutschland gemachten 
Experimente mit einer achtstündigen Arbeitszeit ircnauere Be- 
obachtuni^^en nicht vorliegen, können \vir in einem der jüngsten 
Vergangenheit angeluirigeii Fall die V\ a kungen der Verkürzung der 
Arbeitszeit auf 8 Stunden im Kin/.elnen verfolgen. 

Die Hamburg-Berliner Jalousie-Fabrik Heinrich Freese hatte im 
Jahre 1890 die 9 stündige Arbeitszeit eingeführt, nachdem schon vorher 
Überstunden und Sonntagsarbeit beseitigt worden.^} Ein Antrag, 

*) ScMitilpolitischcs Zciitralbtntt Nr. 17 und 38. Jahr^. I, 189). 

') KmiitfrluTit:;-!!! ulv r die Ixjhnvifrhriltiii^sc in Berlin. Mitte September iSoi. 
Eingezogen durch die stadtische Gcwerbcdcputatioo, zusammcDgestellt und bearbeitet 
im Statistischen Amt der Stadt Berlin. Berlin, Verlag v. Stankiewia. 189a. — Leider 
war es mir aicht möglich, die Namen der betr. Geschifte festzustellen, da das Sta- 
tistische Amt sich zur Verschwiegenheit verpHichtct g!au!>t. 

") Die folgen'lc nar-i.lluni^' Ix-rulit nuf dem durch Ilt irn Freese gfitigSt sur 
Verfügung gestellten Mitirial uinl auf Mitteilungen von Arljeilem. 

*) Vgl. Schreiben des Herrn Freese, abgedruckt bei Scring»: Arbeiterausschüsse 
in der deutschen Industrie (Schriften des Vereins Ar SocialpoUtik, Bd. 46). 
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zur 8 stündigen Arbeitszeit überiugehen, fand damab keine Annahme. 
En Teil der Arbeiterschaft regte die Frage aufs neue an, und als 
eine 2-monatliche Probe im Jahre 1 892 ergab, dafs die durchschnitt- 
lichen Teistungen bei 8 Stunden nicht geringer waren als bei 9 
Stunden, wurde fiir den ganzen Betrieb der Berliner Fabrik der 



Aciitstundentai 



zur 



Wirklichkeit. ») 



Die Fabrikordnung von 1892 bestimmt: Die normale Arbeits- 
zeit ist 8 Stunden ; von morgens 7 Uhr bis abends 5 Uhr, mit halb- 
stündiger Frühstückspause von 8'/« bis 9 Uhr und iVt stündiger 
Mittagszeit von 12 bis i*/« Uhr. EHe ArbatgEcit ist thunlichst auch 
bei Arbeiten auf Bauten dnzuhalteo. ($ 6a und 7a.) Eine Aus- 
nähme bestellt nur ftr (fie Holzpflasterer. 

Von den etwa 50 Personen, die zur Zeit in der Fabrik beschäftigt 
worden, stehen 17 in 2Eeitloha, während alle übrigen im Akkord 
arbeiten. Wahrend nun der Stundenlohn entsprechend der Ver- 
kürzung der Arbeitszdt erhöht wurde, blieben die Akkords&tie die 
^eidien. 

Folgende Tabelle zeigt nun den Verdienst der Akkofdarbeiter 
im Jähre 1891 (gstündige Arbeitszeit) und 1892 (Sstündige AHseits* 
zeit) sowie im Sommerhalbjahr 1891 und 1898. Nur die letzteren 
Ziffern sind allerdings für emen exakten Verglddi brauchbar, da im 
Winter einzelne Werkstätten wegen ungenügender Beschäftigung 
weniger als 8 Stunden arbeiten. 

Übersicht über die Ergebnisse der 8 stündigen Arbeitszeit 

Tischlerwerkstatt: 



1891 



pro Wocbe 



1H92 

un giMi<«a I pro Wocbe 



189 T 



Sonuner- 
ball)fi«br 



pro Wocbe 



1892 



Sonuaer- 



pro WocIm 



A. 
K 
C 
X>. 

F. 



I 



1656,07 
1510,25 
1401,47 
»425,43 

1534.07 
<S43»I9 



Mark 

31,85 
29,00 
26,95 
27,40 
av» 
29,50 
29,701 



Mark 

1624,67 

1361,84 

•542,1» 



verdientt dm 
Arbdtarti 



! Sa. 196^40 



II 
II 
» 



Mark 

887,3' 
822,64 

754.86 

713,«» 
601,15 

790,06 



Mark 

34. «o 
31,60 

29,00 

27.35 
23,10 

30,40 

3".yo 



Mark 

859,52 
772.17 

712,84 

87(>.S4 

804,05 



Sa. 306,45 



Mavk 

33.0s 
29,70 

27,40 
33.7» 

3W 
Sa. 313,10 



Di« AibdtaieU in den aaswlTtigen FlUalen betrügt 9 Stnndeii. 
Aickhr für vom. Gaielubf. «. StatiMä. Vi. 
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1891 


t 

* 




im ganan 


pra Wecba 


im f sniea 


A. 


1647,17 




1726,71 


B. 


1795.88 


34.50 


1539.82 


C. 


"74,41 


22,60 


»305.79 


D. 


«3to,S4 




ia6i,6i 


! 




Sa. 115,25 






189« 

Sommer- ' 

balbjftbr W«eB« 



L)arch«chnitt- 
licher Wocben- 
Twdirart : 



»» 



894,68 


.';4,2o 


934,61 


893,01 


34,35 


884,65 


749,28 


28,80 


68347 




30,90 






&. 128,25 











38|8t 

Maler- und Anstreicher-Werkstatt: 



35,90 

34iOo 

1 »7>9S 
jSiu ia4»iS 

3i»ü4 



A. 


I9.>5 99 


.7.35 


f 

1710,39 




1216.53 


46,45 


»131.31 


43.50 


B. 


1038,79 


19.95 


978,19 


1» 


590,53 


22,70 


579,33 


a«.3o 


C. 


1 136,08 


7 ».65 


1260^06 


i> 


622,72*) 


25,<)0 


818,95 


31,50 


D. 


1 1005,22 




1051,94 


it 


660^8 


»5.40 


709,10 


27^ 






S«. 9«»t5 








Sa. i20,7S 




S2.ia4tSo 



Durchsclinitt- 
licher Wocboa« 



»4,53 



30»90 



31,12 



Schlosser- und Klempner-Werkstatt: 





1636,77 


3 ','45 


1 4io,!i6 




966,30 


37,>5 


785.15 


30,20 


i 530,70 


' 29,45 


1214,58 


,1 


879.34 


33.80 


560.99 


21,60 


\ 


Oüri hnitt- 
licher Wochoo- 
verdioait: 


Sa. tK),yo 
30.4$ 








Sa. 70,95 
35.48 




Sa. 51,80 








Maschinenraum: 








A. 


1306,34 


25,10 


12^5,46 


»» 


711.55 


27,35 


629,01 


24,20 


B. 


1068,9s 


*3,75 


1238,91 


1» 


4S9i96«) 


24,20 


677,11 


26,05 


C. 


1111,58 


2 1 ,40 


>«S7r44 


,t 


586,34 


22.54 


647,14 








Sa, 70,25 


1 




1 


Sa. 74,OQ 




Sa. 75,15 



WtfchmitItclMr 
nindncbnittt- 
▼erdiwut: 



A. I 685,71 

B. 822,35 

C. 1 654,42 

D. , 618,66 



WBcheiiaklMr 
UiwcbicliBjtU- 
v«rdiemt: 



24,66 



aSf74 



aS.84 



Näh- und Reparatur-Werkstatt: 



i3,ao 


595,«o 


II 


3«o,34 


11,90 


339i«i 


15,80 


791,37 


,» 


413,74 


15,90 


419,48 1 


12,60 


692,89 


,, 


331,5s 


»2,75 


3So.'^4 


11,70 


658,6a 


n 


320,60 


12,30 


344,58 


Sa. 5Si3o 








Sa. 53,85 






13.99 



•) Nur 24 Wochea beschäftigt. 
•) Nur 19 Wochen beschäftigt. 
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Die augduhrten Zahlen zeigen« da& die MdmaU der Arbeiter 
in der kürzeren Zeit denselben, ja einen höheren Verdienst erzidten 
wie früher, während allerdings einige einen Ausfall zu verzeichnen 
hatten, der jedoch nirgends die der Reduktion Ton 9 zu 8 Stunden 
ent^rechende Höhe von iiVi»% erreicht. Der Durchschnittsvef^ 
dienst des einzelnen Arbeiters stellte sich in fast allen Werkstatten 
höher. Da, wie gesagt, die Akkordsätze die gleichen geblieben 
waren, so ist klar, dafs die Leistungen der Arbeiter gewadisen und 
die Produktion sich auf gleicher Höhe erhalten hatte. 

Dieses Resultat wurde erreicht zunächst durch pünktlicheres 
Erscheinen zur Arbeit, wie aus der Verringerung der Strafgelder 
wegen Zuspätkommens deutlich hervorgeht.^ Femer wurde die 
Intensität der Arbeit bedeutend erhöht. In dieser Beziehung wurde 
aus dem Munde der Arbeiter auch manche Klage laut Jilan spüre 
seine Knochen, man könne nicht einmal ein Glas Wasser beim 
raschen Tempo der Arbeit trinken." Auch die Behauptung wurde 
aufgestellt, dafs zwar die jüngeren, aber nicht die alten Leute eine 
so anstrengende Arbeit leisten könnten. Ein 66 jähriger Anstreicher 
erklärte allerdings, dals er für seine Person gut mitkäme, '^j Beson- 
ders bemerkenswert ist, dals auch die Arbeiter im Maschinenraum 
einen höber^n Verdienst erzielten, obwohl die Geschwindigkeit der 
Maschinen (Kreissagen, Bandsägen, Rehlmaschineoj nicht gesteigert 
werden konnte, da sie sonst heifslaufen. 

Die Vorhaltungen über den Wert der gewonnenen Mufse für Er- 
holung, Familienleben usw. begegneten bei manchen Arbeitern einem 
gewissen Unglauben. Ks sei doch ziemlich gleichgültig, bemerkte ein 
Arbeiter, ob oaan eine Stunde früher nach Hause käme oder nicht 

') Lm dcii wuchentUdlca Durchschnictsveriiieuät zu liuden, wurde der Jalires- 

■verdieut durch dividiert^ obwohl nur während $■ Wochen fenrheitet wird, da 
in der Inventorwoche swisdien Weihnachten nnd Neujahr der Fabdkbetrieb raht. 

*) Früher war, wie dn Arbeiter sich anadrtckt^ der Montaf öfter der Bruder 
des Sonalsgs. — Dieselbe Erfahrung hat man auch in der Fabrik von Allan & Co. 

bei Einführung flcs Achtstundensystems gcmucht. Ili-rr Allan crklürtc «ler könig- 
lichen Untersuchungskommissioa: »Vor Einführung des Achtstundentages hatte ich, 
wie alle andern Fabrikanten, die grüftte Schwierigkeit die Leute vm. pQnktlidiai 
Erscheinen am Morgen zu veraniaasen. Die DurchsduttttsstundMi, die diatsichlich 

gearbeitet wurden, werden vielleli ht auch nur 48 unter den alten System gewesen 
•ein. Seitdem die achtsttindige Arh< its/cit Ix-stf^ht, haben wir keine Schläfer mehr,'* 

*) Viell'-iilit wenlcn di<-S'- KKigi'u Ix'i Km^crtT flcxvohriunj; an die intensive 
Arbeit verstummen. Andirscits ist /u beachten, dafs die mcistca Arbeiter seit 
Ttelen Jahren in der Fabrik tliatig sind! 
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Auf die Frage, ob die Frauen es nicht gern sähen, wenn der Mann eine 
Stunde früher heimkehre, erwiderte ein Arbeiter, die Frauen sind 
zufrieden , wenn sie ihr „Geld" erhalten. Als einer der Vorteile 
der kürzeren Arbeitszeit wurde von selten eines Tischlers der Um- 
stand bezeichnet, dafs er jetzt das Stück Laad, welches er besitze, 
besser bebauen könne. 

Überhaupt machte sich bei einer An2»hi von Arbdtem anstatt 
der erwarteten Begeisterung eine rcser\'ierte Haltung geltend ; be- 
sonders war dies bei solchen der Fall, die einen geringeren Ver- 
dienst erzielt hatten. Andere meinten, dafs der Achtstundentag 
nur dann für die Arbeiter von Nutzen wäre, wenn unbeschäftigte 
Leute eingestellt würden. 

Während so die Ansichten über den Wert der getroffenen Mafs- 
regel verschiedenartig lauteten, kam in der Sitzung der Arbeiter- 
vertretung vom 12. Dezember 1892, welcher der Verfasser beizu- 
wohnen Gelegenheit hatte, eine der Neuordnung entschieden günstige 
Stimmung zum Durchbnich. Auf der Tagesordnung stand: Bericht 
fiber die Ergebnisse der achtstündigen Arbeitsaseit Auf Wunsch des 
Herrn Freese gaben alle Mitglieder des Ausschusses ihre Annditen 
hierüber zu erkennen. Es sprach für die Tischlerwerkstatt Herr 
Dm, welcher bemerkte, da(8 er aus einem Gegner zum Anbänger 
des Achtstundentages geworden sei Der Vertreter der Schlosseiv 
Werkstatt gab zu, dafe in seiner Abteilung weniger verdient wurde, 
schob aber die Schuld auf den schlechten Geschäftsgang. Für die 
Nähterinnen ergriff das einzige weibliche Mitglied des Ausschusses 
das Wort, um zu erkSren, dais, obwohl die Damen bd der Arbeit 
gern plauderten und Kaffee tranken, trotzdem dn günstiges Resultat 
erzielt worden sei In ähnlicher Weise geben auch die Vertreter 
der übrigen Abteüungen ihr Einverständnis mit der neuen Regelung 
der Arbeitszdt kund Widerspruch erhob nur aus den ReÜien der 
als Hörer anwesenden Arbeiter, welche nach der Geschäftsordnung 
des Ausschusses das Wort verlangen können, dn Einsetzer, welcher 
behauptete, er müsse sich bei acht Stunden zu sehr anstrengen. 
Seine Aussage wurde jedoch seitens des Werkführers abgeschwächt 
Derselbe bemerkte, es sei natürlich, dafs ein Mann, der nur aui^ 
hilfsweise im Winter mit Tischlerarbeit beschäftigt sd, schwerer 
dasselbe leisten könne, als die dauernd mit dieser Art von Arbeit 
vertrauten Personen. Schliefsüch wurde seitens der anwesenden 



') Vgl. GeschäftaordnuDg der ArbeUervertretuiig § 5 c u. 6 b. 
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Beanttea versichert, dals die Qualität der Waare durch die V«f^ 
kürEuog der AibdCaseit in keiner Weise gelitten habe. 

Wenn es nadi den mitgeteilten Äufterangen den Anschein hat, 
als ob die Mehrzahl der Arbeiter den Achtstundentag freudig 
grafst, so kann es noch weniger sweifelhaft sein, dals derselbe tn 
dem vorliegenden Falle auch för den Fabrikanten vörteilhaft ist 
Wie Herr Freese ausdrOddicfa bemerkte, habe er auch vom rein 
geschäftlichen Standpunkte aus keinen Anbls, die getroffene Ein^» 
richtung zu bedauern, da er dasselbe Quantum Ware wie früher 
erhalten, bei verringerten Unkosten für Gas,. Dampf usw. Allerdings 
seien gewisse Bedingungen vorhanden, unter denen die Einführung 
des Achtstmulensytems allein fUr den Unternehmer ratsam seL 
Diese Voraussetzungen seien eine intelligente Arbeiterschaft und 
die Beibehaltung der Akkordlöhne. Ebenso Mar sei, dais eine 
sprunghafte^ OberstOrste Reduktion der Arbeitszeit schädlich sei und 
dafs nur, wo die neunstündige Arbeitszeit sich eingebürgert, der 
Übergang zu acht Stunden zu empfehlen sei. ') 

m. 

Das geschilderte Experiment der Freeseschen Fabrik ist in 
mehr als einer Hinsicht lehrreich. Wenn in einem Betriebe von nur 

mittlerer Gröfse eine so einschneidende Änderung ohne jede gröfsere 
Störung, noch dazu in einer Zeit ungewöhnlicii schlechten Geschäfts- 
ganges, sich vollzogen hat, so liegt darin c"n Beweis, dals die oft 
von Seiten der Fabrikanten betonten Schwierigkeiten, die Arbeitszeit 
zu verkiirzcn, übertrieben sind. — Freilich wäre «\s falsch /.u gene- 
ralisieren und zu erwarten, dals überall ähnliche Resultate der acht- 
stündigen Arbeitszelt zu verzeichnen sein werden. Schon andere 
Zweige der mechanischen Industrie werden ein verschiedenes Bild 
darbieten. ■) Vollends gilt dies von der chemischen Industrie, deren 

') Vgl, hierzu die Bemerkung des Abg. Molkenbuhr in Erfurt (Protokoll iil>er 
die VcrhaadluDgen des Parteitages der Mttialdemokratischeo Partei. Berlin 1^92, 
S. i54>: Auch der Zeluutniidealag würe ein gewaltiger EiagrW in das jetzige Pco> 
dnktioiii^teniy wo heotc noch tdlweiie 16 nad 18 Stnadcn gearbeitet wtid. 

*) VgL hieriber die Awagen tob Toaa Mmb und Sidiuy Webb tot der 
Koyal-CoauBission on labonr (aitting as a Whole) Sixth seventh, eight and niath 
dajr. Tom Mann erklärt«? «- «. : die Reduktion der wöchentlichen Arbeitszeit auf 
48 Standen würde vcfschiedene Wirkuogai auf verschiedene Geschäftszweige haben. 
In einigen wftrde die Leistoog dca Arbetten dicadbe bleiben, in eBdam aicfa -nth- 
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Arbeitsprozesse eine bestimmte Zeit effordern uod durch gröisere 
Aflstreogimg der Arbeiter nicht beschleunigt werden können. ') — 
Bei vereinzelter Einftihrung der achtstündigen Arbeitszeit können 
gewisse Wirkungen desselben überhaupt nicht sehr deutlich werden. 
So die Einwirkung anf die industrielle Reservearmee und damit in- 
direkt auf die Lohnhöhe. ^ Verringerung der Zahl der Unbeschäf- 
tigten ist natürlich das wichtigste Ergebnis, das die Arbeiter und 
ihre Gewerkschaften (wegen * der Unterstützung der arbeitslosen 
Mitglieder) von dem Achtstundentage erwarten. Gerade hierüber 
dürften die bisher gemachten Erfahrungen eine sichere Antwort 
versagen. Im allgemeinen läfst sich nur behaupten, dafs die Ab- 
sorption der überschüssigen Aibeitskräfle nicht der Verkürzung 
von neun zu acht Stunden proportional sein wird Die Voraus- 
setzung, dafs alle übrigen Umstände gleichgesetzt, eine Vermehrung 
der Arbeitsgelegenheit um i2Vt% eintritt, dürfte nicht zutreffen.*) 

hugern. Dem^emäls wurde auch die Zahl der Arbeitslosen nur in einigen Geschäfts- 
nrcJgea •bttduien. 

') AUerdings haben auch einige chemisdie Fabriken in England dea Acht- 
•tBüdentag eingcHihrt, doch handelt es sich hierbei nicht um eine Reduktion , son- 
dern eine andere Vertenunp der Arbfirszf it , indem an Stelle yfm % Schichten xa 
12 Stunden, 3 Schichten m je 8 Stunden treten. 

In dieser Besiehoug hegen dae engliMiheii Arbeiter die grölsien HoflhiugieD« 
Vgl. z. B. die Aussage von Pietcr John King , Vertreter der „Chemi c al and Copper 
Works Union of Great Hritain" vor der Royal-Commissinn on labour. I>erselbe er- 
klärt*», wenn der AchtstuiuU'ütui; clngi'fühft wurde, wSr«* kaum eine Trade Union in 
seiner Industrie notwendig;. Die Lohne wurden sich selbst regulieren. 

^ Brentano a. a. O. S. 49 polemiiaert gegen die irrtamliehe VonteUnag, weldie 
ein Verschwinden der Besehäftigaagsloaen von der Verkfinmiig des Ariieitstaget er- 
irartet* Es liege auf der Hand, dafs es nicht die Länge des Arbeitstages der Be- 
!^chSftjgt«»Ti sfi, wiL«; die I!( Schäftigungslosigk< It Aiidor< r hervomifc und es sei schwer 
IM fiL'^Hen, wie ein Heilmittel, das die Ursache des Übels unberührt läfst, dazu 
fuhren solle, dasselbe zu beseitigen. Es ist schwer zu fassen, weshalb Brentano die 
ftbemlfsige Länge der Arbeitsseit nicht als ebe der Ursachen der Aiheitalosigkieit 
gelten lassen will. Sagt (l<x-h <Ut i>errits erwähnte Fabrikant Allan: „Übeneit ist 
eine okonomlsi he Absurdität. Dir L bcrzcit Ist verantwortlich für die nur teilwcue 
Bewhäftigung L-iner Zahl von .\rbeiteni. In jedem Gewerbe ist die Tendenz, der 
Uberzeit Lberbeschaftiguug der einen und Arbeitslosigkeit der andern zu schaffen. 
Wenn Breatnao weiter dnnnf Idnweist« dnft der AdrtstBndentag in Amerika nnd 
Anstndien nidit die Arbeitslosigkeit gemindert hsbe, so aber^ht er, abgesehen 
von dem Umstände der nur partiellen Rinfährung der achtstflndigen Arbeitszeit, 
diese im ptlnstigen Falle eine Vermehrung der Arbeitsgelegenheit um isVi^o be- 
deutet, dats daher, wenn der Arbeitsmarkt infolge von Einwanderung, arbeita- 
spnr e nde a Maschinen nsw. im höheren lulnfse filmilatet wird, «nch beim Ackt- 
•tandentng die Zahl der Arbeitsloaen wadisen kann. 
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Ob nicht infolge der gerade durch die kürzere Arbeitszeit herbei- 
geführten Stärkeren Konsumtionsfälligkeit der Arbeiter') eine Stei- 
gerung dfir Fktxiaktiott und dadurch stärkere Nachfrage nach Händen 
eintritt, ist natüi&b eine andere luer nicht xu erörternde Frage. 



Vgl. die AnsAhnag dietei Gcdukew bei Toan Mum: Tbe eigfac bows 
«ovcaieiit (3 ed.) Londan 1891. p. 7. 
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DIB NEUE ARBBTrERSCHUTZGESETZOEBUNO 

IN FRANKREICH, 

VON 

RAOUL JAY, 
PROFESSOR AN DER RECUTSFAKULTÄT W GRENOBLE. 

Diis erste französische Gesetz zum Schutze der pfewerblichen 
Arbeiter datiert vom 22. März 184L. Dies Gesetz beschäftigte sich 
lediglich mit der Kinderarbeit. Es beschränkte die Arbeit von 
Kiadero unter zwölf Jahren auf acht Stunden, von Kindern von 
zwölf bis sechaselm Jahren auf zwölf Stunden, verbot unter gewissen 
Auanahmeii fiir soldie Kinder die NachtarlMit und ausnahmslos die 
Arbeit an Sonn- und Festtagen. Doch gestälttete es, Kinder von 
acht Jahren an zu besctöftigea Es ümd lediglich Anwendung auf 
Hüttenwerke, Fabriken oder Werlcstätten mit flaechanisdiem Betriebe 
oder beständigem Feuer, sowie auf Wericstätten mit mehr als zwanzig 
Arbeitern. EndUcfa war vorauszusehen, da(s diese so unzulanglicfacn 
Schutzbestimmungen nicht besonders streng beobachtet werden wür- 
den. Der Gesetzgeber von 1841 war, unbekümmert um alle die Lehren, 
welche schon m jener Zdt die Geschichte der englischen Fabtik* 
gesetzgebung bot, der Aufgabe, sdbst eine ernsthafte Beaufsichtigung 
einzufichten, aus dem Wege gegangen. Cr hatte diese Fürsorge 
der Regierung überhissen, welche es nicht verstand, etwas Praktisches, 
wahrhaft Wirksames zu schaffen. 1847 behauptete Charles Dupin 
in der Patrskammer, dafs das Gesetz seit sechs Jahren ohne jede 
Wirkung geblieben. Nach den Revolutionstagen von 1848 hätte 
man eine kurze Zeit lang glauben können, da(s Frankreich nunmehr 
auf dem Wege des Schutzes der gewerblichen Arbeiter an der 
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SpitBc der zivilisierten Nationen inarschieren würd& Am 3. Min 1848 
entschied eine Verordnung der provisoiiscben Regierung: J>er 
Arbeitstag wird um eine Stunde veningert Er wird in Flaris von 
elf auf sehn Stundeo, und in den Provinzen, wo er zwölf Stunden 
betrug, auf elf eingeschränkt" Am 4. April bekrfiftigte eine neue 
Verordnung die am 2. Marz erlassenen Bestimmungen durch eine 
Geldstrafe von 50 bis 100 Francs. Leider sollten die Junitage der 
Beginn sein einer lebhaften Reaktion gegen die hochherzigen Ideen, 
welcfae die Mitglieder der provisorischen Regierung beseelten. Schon 
am 5. Juli verlas Pascal Duprat im Namen der ICommission für die 
Arbeiterfrage in der konstituierenden Versammlung einen Bericht, 
der die Aufhebung der Verordnung vom 2. März beantragte^ welche 
einen gefährlichen AognA* auf die Industrie bedeute. Dieser Antrag 
wurde jedoch von einigen Mitgliedern der Versammlung lebhaft 
bekämpft. Pierre Leroux namentlich bemühte sich in der Sitzung 
am 30. August, zu beweisen, wie notwendig das Kinirrcifen des Ge- 
setzgebers sei. Er verlas auf der Tribüne nachstehenden Auszug 
des Berichtes eines Inspektors von Rouen : „Im g^anzen Departement 
der Nieder-Seine, in diesem j^rofscn Industriemittelpunkt und in 
vielen anderen Departements schwankt die Dtmer fler tätlichen 
Arbeit zwischen i V 'r. und I4 Stunden; man rechne hierzu zwei 
Stunden Essenszeir, zwei Stunden für den Weg ^ rjii de r /Arbeits- 
stätte zur Wohnunf^ und das ist nicht zu viel, (ienn eine Menge 
Arbeiter haben ihren Wohnort sechs nler acht Kilometer von der 
Fabrik, in der sie beschäftigt^ sind J, und es ergibt sich daraus, dals 
diese Unglücklichen gerade sechs Stunden behalten, um ihr Abend- 
essen einzunehmen und ihre erschöpften Kräfte zu erneuern, dafs 
arme Frauen und elende Kinder keine Erholungsstunden melir haben, 
— und das nennt m.m Vertragsfreiheit." Leroux erinnerte an 
die Thatsache, dafs dem Kinde des Reichen bei seiner Geburt eine 
wahrscheinliche Lebensdauer von 29 Jahren, den Arbeiter-Kindern 
in der Kattunfabrikation dagegen eine solche von zwei Jahren be- 
schieden sei Während der Verhandiungcii über die Beschlüsse der 
Kommission machte die Regierung dufdi den Minister des Innern, 
S^iard, einen Vergleidisvorscblag, der cum Gesetz, vom 9^ Sep- 
tember 1848 wurde, das heute noch in Kraft ist, und das die 
achäftigungsdauer der Arbeiter in Hüttenwerken und Fabriken auf 
12 Stunden einschränkt Das Prinzip der gesetzlidien Regehmg der 
Aifaeit Erwachsener blieb bestdien. Allein seine Anwendung war 
eine beschränkte, sowohl hinsichtlich der gestatteten Arbritadaiwr, 
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als hinsichtlich der dieser gesetzlicfaeD Regelung uaterworfenen- 
Betriebe. 

Von 1&48 bis 1874 schaffte ein einziges Gesetz eine geringe 
Erwdtemng der Bestimmungen über den Arbdterscbutz. Das Ge- 
setz vom 22. Februar 185 1 über den Lehrvertrag verbot, Lehrlinge 
unter 14 Jahren mehr als 10 Stunden täglich zu beschäftigen, und 
Lehrlinge unter 16 Jahren zu irgend weicher Nachtarbeit anzuhalten. 
Das Gesetz vom 22. Februar 1851 sah lediglich einen besonderen 
Fall vor, der immer seltener wurde, nämlich den, in welchem 
ein Lehrvertrs^ abgeschlossen worden. Das Gesetz vom 19. Mai 1874 
hatte dagegen einen allgemeinen Charakter. Die durch dieses Gesetz 
erlassenen Bestimmungen schränkten die Kinderarbeit nicht viel mehr 
ein, als jene des Jahres 1841. Sie verboten allerdings im Prinzip die 
Arbeit von Kindern unter zwölf Jahren, gestatteten aber ausnahms- 
weise die Beschäftigung der Kinder von zehn Jahren in den Industrien, 
welche eine Verfiigung der Staatsregierung zu bestimmen hätte, 
und erlaubten, die Arbeitszeit der zwölfjährigen Kinder auf zwölf 
Stunden zu verlant^ern. Nichtsd est o w cn i^^ er bedeutete das Gesetz 
von 1874 in verschiedener Hinsicht einen wesentlichen Fortschritt. 
Die neuen Vorschriften sollten auf sämtliche gewerbliche Arbeits- 
stätten Anwendung finden. Das Verbot der Nachtarbeit, weniL^stcns 
in Hüttenwerken und Fabriken, sowie das Verbot der Sonn- und 
Festtagsarbeit m allen Arbeitsstätten wurden aut' die minderjährigen 
Mädchen ausgedehnt. Und dann vor allem brachte das Gesetz, von 
1874 zum ersten Male eine e^ns^ fremeinte Arbeitsinspektion. Den 
Schutz des Gesetzes in allgemenier \\ eise auch den erwachsenen 
Frauen zu teil werden zu lassen, weigerte sich die Nationalversamm- 
lung trotz der mehrfach wiederholten Bemühungen einiger ihrer 
Mitglieder. Indessen verbot eine der Bestimmungen des Gesetzes 
von 1874, Frauen jeden Alters zu den unterirdischen Arbeiten der 
Berwerke, Gruben und Steinbrüche zuzulassen. 

Die Frap^e des Schutzes der in der Industrie beschäftigten er- 
wachsenen Frauen sollte bald von neuem erlioben werden. Im Jahre 
1881 wurde ein Gesetzentwurl, der die Frauenarbeit regelte, von 
der Kammer der Abgeordneten angenommen und vom Senat ab- 
gelehnt. 

Am 14. Marz 1884 wandte sich der Minister für Handel und 
Gewerbe, Herisson, an die durch das GcscU von 1874 eingeset/.te 
Oberste Kommission mit der Anfrage, ob es nicht ratlich sei, ver- 
schiedene Abänderungen in den die Arbeit regelnden gesetzgebe- 



Üigiiiztiü by <-3ÜOgle 



Die neue Arbeiterschutsgesetzgebmg in Frankreich. 2/ 



riacfaen Bestmummgeo, näinfich in den Gesetzen von 1848 und 1874, 
anzubringea Die Kommission hielt es fUr nüteficfa, vor der Be- 
schäftigung mit den verschiedenen durch die Anfrage des Ministers 
berührten Punkten die Ansichten des Interessenten, sowie der Per- 
sonen einzuholeo, welche durch die Art ihrer Thätigkeit als be- 
sonders sachkundig erschienen. Infolgedessen wurde durch den 
Minister fiir Handel und Gewerbe dne Erhebung angestellt und 
ein Fragebogen an <fie Arbdtnnspektoren gerichtet, an die durch 
das Gesetz vom 19. Mai 1874 geschaflenen Ortskommissionen, an 
die Ratskammem der Künste und Gewerbe, an die Schiedsgerichte, 
sowie an die Syndikatskanunern der Arbeitgeber und Arbeiter. Als 
die Oberste Kommission diese Erhebung nach eingehenden Ver- 
handlungen al^eschlossen hatte, stellte sie das Ergebnis ihrer Ar- 
beiten in einem an den Minister fiir Handel und Gewerbe gerichteten 
Bericht zusammen, dem sie einen Gesetzentwurf anfügte, welcher 
den Folgerungen entsprach, zu denen sie gelangt war. Zufolge diesen 
vorbereitenden Arbeiten legte die Regierung am 13. November 1886 
der Kammer der Abgeordneten einen Entwurf vor, betreffend die 
gesetzliche Regelung der Arbeit von Kindern, minderjährigen Mäd- 
chen und Frauen in c^ewcrblichen Unternehmungen. Dieser Ent- 
wurf ist es, welcher nach sechsjährig^cn parlamentarischen Arbeiten 
und Verhandlungen in Kammer und Senat, in mehr als einem Punkte 
abgeändert, zum Gesetz vom 2. Novemlicr 1892 wurde.')* Der aus 
diesen lanj^cn Bemühungen hervor|:^egangenc Text ist nicht j^eeignet, 
Jene zu befriedigen, welche eine gründliche Umgestaltunj:^ der Ar- 
beasgesetzgebung als notwendig erachten. Der Widerstand des 
Senats hat wiederholt in den wichtigsten Punkten, wie zum Beispiel 
in der P'estsetzungder Arbeitszeit, den guten Willen der Abgeordneten- 
kammer lahm gelegt. Nichtsdestoweniger wäre es ungerecht, wenn 
man nicht anerkennen wollte, rlafs das neue Gesetz einen Schritt, 
einen schüchternen, aber doch einen Schritt vorwärts bedeutet; und 
es geschah, um die l^'ortsch ritte, welche es der früheren Gesetz- 
gebung gegenüber sanktioniert, sofort zu endgültigen zu gestalten, 
wenn die Kammer sich bei der letzten Beratung beschied, den vom 
Senat zurückgekommenen Entwurf ohne eine weitere Änderung an* 
zunehmen« 

J)er Entwurf,*" sagte der Berichterstatter in der Abgeordneten- 



') Das neue Gesetz ist am l. Januar i8q3 in Krati getreten. Vgl. den Wort» 
hat denclben unter der Rabrik „Gcteugcbuug". 
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kammer, nvenmkfidit in sozialer I^stdit beträchtHche Fortschntte. 
Aus den Abstimmungen, aus den eingezogenen Erkundigungen et^ 
hellt, dafs der Einklang der beiden Kammern, wie er notwendig ist, 
wenn eine Losung erreicht werden soll, auf anderen Grundlagen 
nicht eintreten kann. Daher eriieisdite und gebot das Interesse 
der Arbeiter dne vorbehaltslose, ungesäumte Annahme.** ^) Indessen 
wurde der entg^ei^esetzte Standpunkt in derselben Sitzung von 
Dron und Dumay mit Geschick verteidigt. Der schwerste Vor- 
wurf, den meines Erachtens die Urheber des Gesetzes vom 
2. November 1892 verdienen, besteht darin, dafs sie geflissentlich 
die Reg^elung der Arbeit männlicher Erwachsener beiseite gelassen 
haben. Diese Lücke nimmt dem Werk des französischen Gesetz- 
gebers alle Einheit und Logik. Die Oberste Kommission war von 
besseren Absichten beseelt. Der von ihr ausgearbeitete Entwurf 
fafste alle gewerblichen Arbeiter ins Auc^p. Artikel 4 dieses Ent- 
wurfes beschränkte den Arbeitstag mänaiiclier Erwachsener, abf^e- 
sehen von den durch V'^erfügungen der Staatsregierung zu be- 
stimmenden Gewerbsi^weigen und unter den in gleicher Weise 
festzuset/.enden Bedingungen, auf elf Stunden. Bedauerlicherweise 
folgte ihr die Regierung nicht auf diesem Wege. „Es schien uns 
rätlicher," liest man in der Begründung, „alles was die Einschränkung 
der täglichen Arbeitszeit männlicher Erwachsener angeht, besonderen 
Bestimiiiiiiigdi vor^^ul i hal'< n,'' Die Vorschläge dagegen, welche 
Nadaud, de Mun, Camciuiat und Andere euiLiachtcn, und die der 
Kammer gleichzeitig mit dem Regierungsentwurf vorgelegt wurden, 
liefsen die Artikel über die Beschränkung der Arbeitsdauer auch 
auf männliche Erwachsene Anwendung finden. Die von der Ab- 
geordnetenkammer ernannte Kommission hielt skfa an die Ideen der 
Regierung. Zwar versuchten verschiedene Abgeordnete, durch die 
Kammer eine Erweiterung der von der Kommission beschlossenen 
Fassui^ in diesem Punkte su bewirken, doch ohne Erfolg. Die Be- 
schränkung des Arbeitstages männlicher Erwachsener wurde in der 
Sitzung vom 14. Juni 1888 mit 575 gegen 165 Stimmen verworfen.^ 



>) Sitnmg vom 19. Oklidber 1892. 

*) Der im Jahre 1885 vom Hantle Ismi nister ▼erundte Fragebogen enthielt eine 
Frage in folgciuler Fassung: „Ist die durch dns Gesetz vom 9. September 1848 f-si- 
gesefztc Schranke von 12 Stunden für die Tajjesarb^it männlicher Erwachsener auf- 
rechtzuerhalten oder aut II oder 10 Stunden zu verringern?" I/O Gutachten eat- 
fddedeo fidi flir ^ Attfrecbdialtang der fdteaden gesetdiebeB BertimnHMigen, 104 
▼erlnngteti die Heimbeetnu^ de» AxbeititiifM «nf II Stnndes, HO w«ren der haMtt, 
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Das Gesetz vom 9. September 1848 bleibt somit das einzige, welches 
auf die Arbeit männlicher Erwachseoer i\iiwendung findet. Wie 
unzulänglich dasselbe ist, wissen wir bereits. Es beschränkt that- 
sächüch den Arbeitstag nur auf zwölf Stunden und dies nur in 
einem Teile der gewerblichen Unternehmungen, in den Hütten- 
werken und Fabriken, das heilst der in der Praxis befolcftcn Auslegung 
gemäi's, in den Unternehmungen mit mcchanischei^i rnebwcrk oder 
beständigem Feuer oder überdies in solchen, weiche mehr als 
zwanzig Arbeiter beschäftigen. Es ist hierzu zu bemerken, dafs 
das Gesetz vom 9. September 1848 die Regierung ermächtigt, 
durch Verordnungen der Staatsregierung der Regel, welche die 
Arbeitszeit beschrankt, ihr notwendig erscheinende Ausnahmen 
zuzufügen, und dafs in der That wesentliche Ausnabnn 11 durch die 
Dekrete vom 17. Msu 185 1, 31. Januar 1866, 3. Apnl 1889 bewirkt 
wurden. Selbst innerhalb dieses derart auffällig beschränkten Ge- 
bietes iand das Gesetz von 1848 lange Zeit sozusagen keinerlei 
Anwendung. Niemand war mit der Überwachung dieser Anwen- 
dung betraut, niemand kümmerte sich darum. Dieser Stand der 
Dinge hat sich wenig geändert, seitdem das Gesetz vom 
16. Februar 1883 die Inspektoren der Kinderarbeit mit dieser Auf- 
gabe der Überwachung und Beau6ichtiguag betraute. Zwar werden 
jedes Jahr cioige Protokolle 'aufgeDomnietu ') lodesseo klagen die 
Inspektoren darüber, dafs die Unzulänglichkeit der gesetzlichen Vor- 
schriften ihre Aufjgabe ungemein erschwere. Sks fordern insbesondere, 
dais die Industriellen genötigt würden, die Stunden des Beginnes 
und der Beendigung der Arbeit, die Stunden und die Dauer der 
Essenszeiten durch Anschlag bekannt zu geben. Solange die Thak^ 
Sache, dais Arbeiter aufser der im voraus für die Arbeit bestimmten 
Stunden beschäftigt angetroffen werden, gesetzlidi an sich nicht hm- 
reicht, um den Inspektor zur sofortigen Aufnahme eines Protokolls 
in den Stand zu setzen, wird er viele Muhe haben die schwereren 
Übertretungen festzustellen. 

Das neue Gesetz schützt somit nur Kinder und Frauen. 
Das Prinzip der gesetzlichen Regelung der Kinderari>cit wurde 
hl den langen parlamentaiischen Veihandlungen nicht bestritten. 
Eines der Häupter der liberalen nationalökonomischen Richtung, 



d»fs eine lehDitfindige Tagesirbeit genügt, 88 endlich metBt«n, ^fs die Regierung 
die Arbeitsdauer Erwaditener flbedMtqit nicht ciniaschrtiiken habe. 

*) Sidie üMBeDtlidi die Beridite der Arbeitniu|Miktoc«ii Ar dM Jahr 1891. 
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PYcdcric Passy, liefs sich sogar auf der Tribüne der Karntt^or 
vernehmen (Sitzung vom 2. Juni 18881 : „Ich mache keinerlei 
Einwände, ich erhebe keinerlei Schvvierif^keit, soweit die gesetz- 
liche Re^eluni^ der Kinderarbeit in Betracht kommt, abgesehen viel- 
leicht von einigen Einzelheiten.'' Es ist dies ein erstes Zeichen der 
Bekehrung. Allein die Bekehrung ist bei weitem noch keine voll- 
ständige, denn, von den männlichen Elrwachsenen zu gesclnvei<^en, 
wurde die l^erechtigung, die Notwendigkeit selbst der gesetzlichen 
Regelung der Frauenarbeit nachurücklich bestritten. ,^lau lasse 
dies private Vorgehen wirken," sagte Laroche-Joubert, „es wird 
besser, schneller und sicherer zu Werke gehen, als das Gesetz. 
Die Sitte ist es, welche das Übel heileo kann, nicht das Gesetz." 
M. Laroche-Joubert vergafs, dafs gerade in der Frage des Schutzes 
der Frauen selbst und in Fraokretdi die Er&hrung gezeigt hat, wie 
unzulänglich] die Wirksamkeit privaten Vorgehens sich erweist 
Schon 1841 war das Parlament auf die Verwendung von Frauen 
zur Nachtarbeit hingewiesen worden als auf die Quelle von Afifs* 
standen aller Art Im Jahre 1847 nahm die Fdrskammer einen 
Gresetzentwurf an, der die Nachtarbeit der Frauen verbot, der in- 
dessen durch den Eintritt der Revolution von 1848 nicht zum end* 
gültigen Gesetz werden konnte. Hat seit dieser schon fernen 
Zeit das private Vorgehen das Übel zu heilen verstanden? Wadding>» 
ton schrieb 1890 über die Textilindustrieen in Verfolg einer Er» 
hebung, welche die Kommission der Abgeordnetenkammer unter- 
nommen: „Die Ergebnisse der Erhebung bezeugen, dafs die Nacht- 
arbeit im Norden und namentlich im Osten um sich greift; ganz 
neuerdings haben infolge der das Verbot der Nachtarbeit v»- 
werfenden) Abstimmung des Senates Industrielle, welche dieser Ein- 
richtung bisher abgeneigt waren, sie in ihren Unternehmungen ein- 
geführt. Wie wir oben bereits hervorhoben, bildet der Vorzug, die 
aus der Steuerlast, der Versicherung, dem Kapitalzins, der Ab- 
nutzung des Materiab ach ergebenden Kosten juif eine vermehrte 
Produktion zu beziehen, einen sehr schätzbaren Vorteil für den 
Produzenten und erschwert dem Industriellen, der unter normalen 
Bedingungen arbeitet, die Konk-urrenz ungemein. Wie sehr er auch 
der Nachtarbeit abgeneigt sein möge, wird er doch allmählich da/u 
verleitet; heute verhalt er sich abwehrend, morgen ist er unschlüssig, 
und in einiger Zeit folgt er tiem lieispicl seiner minder gewissen- 
haften Nachbarn. Schafft der Gesetzgeber hier keine Ordnung, so 
wird die Nachtarbeit nach und nach sich in allen Gegenden em- 
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büff^ern, wo die verschiedenen Zweige der Textilindustrie betrieben 
werden."') Trotz der so überzeutrcnden Lehren der Erfahrung, 
weij^erte sich der Senat noch im Jahre 1889,-) den Schutz des Ge- 
setzes auf die l'Vauen auszudehnen, und wenn er sicii spater ent- 
schlofs, der öfters bekundeten Meinung der Abgeordnetenkammer 
nachzugeben, so war er doch besorgt, diesen Schutz auf einen auf- 
• fallend engen Raum zu begrenzen. 

Das Gesetz von 1874 fand im I'rinzip auf alle gewerblichen Unter- 
nehmungen Anwendung, aber in der Praxis waren verschiedene 
Ausnahmen für Familienwerkslätten, gewisse Staatswerkstätten, 
VVohlthätigkeits- oder gewerbliche Lehr-Anstalten eingeräumt oder 
beansprucht worden. Die beiden letzteren Ausnahmen werden durch 
das Gesetz vom 2. November 1893 ausdrücklich beseitigt. Nach 
dem W ortlaut des Artikel l fmdcn die neuen Bestimmungen Anwen- 
dung auf Hüttenwerke, Fabriken, Gniben, Bergwerke, Steinbrüche, 
Arbeitsplätze, Werkstätten und ihr wie immer beschaffenes Zubehör, 
auf ö ff e n 1 1 i che oder private, weltliche oder religiöse, 
uud .i u c h dann, w c u a diese U n t e r n e lun u n ge n den 
Charakter einer g e w e r b 1 i c h e n L e h r - o d e r VV ü h 1 1 h a tig- 
k e i t s - A n s t a 1 1 tragen. 

Dagegen wurde die Ausnahme hinsichtlich der FamUien-Werk- 
stätten beibehalten und gleichzeitig der Begriff dieser Werkstätten 
besttmmt: „Ausgenommen sind die Arbeiten, welche in Unter- 
ndifflungcn gesdiehen, in denen lediglich Familienmitglieder unter 
Leitung entweder des Vaters, der Mutter oder des Vormundes be- 
schäftigt werden. 

Wird indessen die Arbeit hier mit Hilfe von Dampf- oder 
mechanischer Triebkraft verrichtet, oder gehört das betriebene Ge- 
werbe zu den gesundheitsschädlichen oder geiahrUdien Untei^ 
nehmungen, so hat der Inspektor das Recht, die notwendigen Sicher- 
heits- oder Gesundheitsmafsoahmen vorzuschreiben,./* 

Mit den kauftnännischen Unternehmungen befalst sich das Gre- 
scte nicht Es ist dies ein erheblicher Mangel Die oberste Arbeits- 
kommission war der Ansicht, dals die schützende Beau&ichtigung 
des Staates nicht nur allen gewerblichen Ari>eitem, sondern auch 

*) Richard Waddingtons Bericht, der Abgeordneteakommer vocselcgt am 10. Juni 

1890, Seite 38. 

*) In der Sitzung vom 28. November 1889 verwarf der Senat rait 125 gegen 
110 Stiuaien du Ameodeiiieiit Chesnclongs, das Fimnea jeden Altci« die Nacht- 
•tlMit -verbot 
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den kaufmännischen Angestellten zu teil werden müsse. Man habe 
sie insbesondere hingewiesen auf „die ofl gesundheitsschädlichen 
Verhältnisse, in welchen sich namentlich die Angestellten der grofsen 
Modemagazine befinden, die einer aulserordentlich strengen Geschäfts- 
ordnung unterworfen und genötigt sind, den ganzen Ta<]^ über zu 
stehen und sich bei einer Geldstrafe keinen Augenl^lick setzen 
dürfen; es ergäben sich hieraus für sie und insbesondere für die 
jungen Mädchen unr! die Frauen schwere körperliche Störun<^en", Die 
Oberste Arbeitskommission machte lutol^^cclessen den Vorschlag, 
den der Anwendung des Gesetzes unterworfenen ünternehoaungen 
„Magazine" hinzuzutugen. 

Die Kommission der Abgeordnetenkammer war anfangs der- 
selben Meinung. „V^oni Standpunkte der (iesundheit und der Mensch- 
lichkeit," schrieb Waddington in seinem ersten Bericht. „wäre es 
durchaus angebracht, der Inspektion die V'crkaufsmagazine zu unter- 
stellen und die Zeit zu beschränken , wahrend deren Kinder und 
Frauen in derselben beschäftigt werden dürfen." Der Berichter- 
statter verhehlte sich übrigens keineswegs die Scliwicrigkeiten, welche 
die Unterwerfung einer grofsen Zahl weiterer Unternehmungen 
unter das Gesetz mit sich bringen würde, sei es, indem sie 
eine beträchtliche Vermehrung des Inspektorenbestandes erfordere, 
sei es , indem sie gegen die Vorurteile der öffentlichen Meinung 
oder gegen die eingewurzelten Gewohnheiten der Kundschati ver- 
stofse. Er sei indessen der Ansicht, dafs der Schutz der kauf- 
männischen Angestellten ein hinlänglich allgemeines Interesse hatte, 
als dafs man derartige Einwände zu berücksichtigen brauchte. 
»Jedenfalls," schlofs er, „legt uns das Bestehen der hervorgehobenen 
ftClsstande die Pflicht auf, die schützende Wirksamkeit des Inspek- 
tors m die Verkaufemagasdne eindringen zu lassen und hierdurch die 
einigennaisen wflfldiriidie Unteracheidung zu besdtigeii, hinter welche 
^ch gewisse Arbeitgeber vencfaanzen, um aidi der Überwachung 
2u entziehen." Bedauerlicherweise wurde an diesem schönen und 
guten Entschlüsse nicht bis zuletzt festgehalten: Beim Beginn der 
zweiten Beratung m der Abgeordnetenkammer erklärte der Beiidit- 
erstatter, dais die Kommission in der Zwischenzeit den Handels- 
minister vernommen habe, und dals sie nach den ihr gemachten 
Aulserungen darauf verzk^ten müsse^ die Anwendungen des Ge- 
setzes auf die Magazine auszudehnen. „Um eine wirksame Über- 

^^^^^^^^^^^^^^ * 

Der Kammer vocgdcgt am 13. Dexember 1887. 
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vachuog der zahlreichen Magazine Frankreichs zu erzielen, wäre es 
notwendig gewesen, den Bestand der Inspektoren in groisem Ma(se 
zu verstärken." Wir bleiben indessen dabei, dals es besser gewesen 
wäre, noch einige oder selbst viele Inspektoren anzustellen, als eine 
grofse Zahl Kinder und Frauen schutzlos und Mifsständen au^;esetzt 
zu lassen, wie sie von der Kommission festgestellt wurden. 

Es gibt wohl, wie wir glauben, kein Budget, das nicht eine 
Menge Ausgaben bewilligte, die minder notwendig und beträcht- 
licher sind als jene, welche die gehörige Organisation der Über» 
wachung der Magazin»- «"rmöglichte. 

Das Gesetz vom 2. November 1892 enthält nur eine einzige 
Bestimmunt; deren Wirksamkeit sich auf Unternehmungen erstreckt, 
welche keinen rein «Gewerblichen Charenkttr trafen. Ich meine den 
Artikel 8, welcher sich auf die Verwendung von Kindern in Theatern 
bezieht. Es ist schon lange her, dafs man in dieser Hinsicht auf 
bedenkliche Mifsstände hinweisen konnte, namentlicli seitdem die 
Verordnung vom 6. Januar 1864 die FVeihcil der Theater verkündet 
hatte, die bis dahin der Cjenehmigiin<r und Überwachung der Ver- 
waltungsbehörden unterstellt geblieben waren. Es hatten insbeson- 
dere die Schulkoinniissionen verschiedener Arrondisscineuts von Paris 
die Aufmerkbciiiikcit des Ministers für den öffentlichen Unterricht 
auf das Unthunliche gelenkt. Der Verwendung einer gewissen An- 
zahl von Kindern als Figuranten zur Tag- und Nachtzeit in Thea- 
tern, Feerien und Zirkussen der Poiizeipräfekt indessen, dem diese 
Beschwerden vorgetragen wurden, hatte erklärt, dals er sidi bei 
dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung nicht t>erechtigt 
hielte, einzuschreiten. Nun ist allerdings ein Gesetz vom 7. Dezem* 
her 1S74 vorhanden zum Schutze der im Wandergewerbe beschäf- 
tigten Kinder. Es bestraft insbesondere jeden Andern, als den 
Vater oder die Mutter, der das Gewerbe dnes Seiltänzers, Akro- 
baten, Taschenspielers, Tierbudenbesitzers, Zirkusdirektors betreibt 
und überzeugt ist, bei seinen Vorstellungen ein Kind unter sechzehn 
Jahren verwendet zu haben. Indessen gestatten die Regeln der 
juristischen Auslegung auf dem Gebiete des Strafrechts kaum, dieses 
Gesetz auf die stehenden Theater anzuwenden. 

Verantalst durch die Lage, welche den als Spieler oder Figu^ 
ranten beschäftigten Kindern in diesen Theatern und desgleichen 
in den stehenden Cafc-Concerts geschaffen worden, äufserte der 
Stadtrat von Paris im Jahre 1886 den Wunsch, dafs die Gesetzp 
gebung, betrcflend den Schutz der in der Industrie beschäftigten 

Anhhr fOr Mb GMCtacbf. o. Slatittik. VL 3 
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Kinder, auf diese Unternehmungen ausgedehnt werde. Im Jahre 
1887 nahm die Bezirkskommission des 20. Pariser Arrondissemcnts 
diesen Antrag wieder auf und forderte, dafs die Theater in die 
Reihe der gewerblichen Unternehmungen pesteilt würden. Das Ge- 
setz vom 2. November 1892 ist lange nicht so weit gegangen. Es 
berfnüf^t sich mit der Erklärung, dafs Kinder beiderlei Geschlechts 
unter dreizehn Jahren nicht als Spielende, l'^f^uranten usw. in den 
Vorstellungen der stehenden Theater und Cafe-Concerts bescliäftigt 
werden dürfen. Dabei ermächtiget es den Minister des öffentlichen 
Unterrichts und der schönen Künste in Paris und die Priilekien in 
den Departements, ausnahmsweise die Verwctidung eines oder 
mehrerer Kinder in den Theatern für die Vorstellung bestimmter 
Stücke zu bewilligen. 

Das aufnahmcfäiiige Alter ist durch Artikel 2 auf 13 Jahre fest- 
gesetzt. Unstreitig bestand der Cirund, welcher Kammer und Senat 
bestunmte, den Eintritt des Kindes iu die VVerkstätte mit 13 Jahren 
zu gestatten, in der Absicht, die Gewerbegesetzgebung mit der 
Schulgesetzgebung in Einklang zu bringen. Der Schulbesuch ist 
nach den Worten des Gesetzes vom 28. Marz 1882 für alle Kinder 
unter 13 Jahren obligatorisch. ': Zur l.rhaltung dieses Einklanges 
ist das Gesetz von 1892 übrigens noch weiter gegangen. Es ge- 
stattet den Eintritt des Kindes in die Werkstätte schon mit dem Alter 
von zwölf Jahren, wenn das Kind do Volksschulzcugnis erhalten 
hat, dessen Besits es nach dem Gesetze von 1882 von aller Schul* 
pflIcht befreit 

Ich furchte, dafs das angstliche Bemühen, den Eiiitrüi des 
Kindes in die Werkstaitc sofort nach seinem Abgange von der 
Schule /.u ermöglichen, die mehrfach in den parlamentarischen 
Verhandlungen geäufserte Besoi^rnis, das Kind sozusagen zu einem 
Jahre des Umherlottems zu verurteilen, hier das höhere Interesse 
seber physischen Entwickelung übersehen liels. ' Zwar nimnot eine 
ganze Anzahl von Gesetzgebungen das Kind mit zwölf und selbst 
floit zehn Jahren in die Werkstätte auf, doch wäre es am Platze 
gewesen, ein besseres Beispiel zu geben, und dann darf nicht un- 
bemerkt bleiben, dais die meisten dieser Gesetzgebungen das in die 
Werkstätte mit 10 oder 12 Jahren eingetretene Kind nur den halben 



Bei der vom Handckmintster Tenrnstalteten Erliebung ttufterten sich 308 
AntiTorteD fttr das Alter von 13 Jsbreo, 138 ftt die Betbehaltang des Aafttahme« 
ällefS von is Jahren. 
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Tag, mit halbseitiger Arbeit, m besdiäftigen gestatteo. Mit (fieser 
halbseitigeti Arbdt nuii hat man in Frankreich während mehr als 
lünüsehn Jahren Er&hrungen gemacht Wie bekannt, gestatten das 
Gesetz von 1874 und die zu seiner Ausfährung erlassenen Vor- 
schriften ausnahmsweise die Beschäftigung von Kindern von 10 bis 
12 Jahren in vierzehn Gewerbezweigen, verordnen aber zugleich, 
dals die Afbeit dieser Kinder sechs Stunden täglich nicht überschreiten 
darC ') Die Er&hning lieferte schlagende Beweise. Die halbzettige 
Arbeit vermochte sidi in der französischen Industrie nicht einzu- 
bürgern. Die meisten Industriellen haben auf die Beschäftigung von 
Kindern von 10 bis 12 Jahren verzichtet *) Wo diese Arbeit an- 
scheinend beibehalten wurde, hat sie nur zu oft zur Verdeckung 
der Umgehung des Gesetzes gedient. Die Kinder waren zumeist 
in Wirldichkdt den ganzen Tag über beschäftigt. ^) Durch die In- 
spektoren von den Verhältnissen unterrichtet, äufserte sich die Oberste 
Kommission bereits 1886 dahin, dafs der einzige Weg, zahlreiche 
Übertretungen des Gesetzes zu beseitigen, die Abschafiung der 
halbzeitigen Arbeit sei. 

Bei der vom Minister für Handel und Gewerbe veranstalteten 

Erhebung stellte man den verschiedenen ersuchten Personen oder 
Körperschaften folgende Frage : „Welche Vorteile und welche ün- 
zuträglichkeiten würde die Abschaffung der halbzeitigen Arbeit mit 
sich bringen ?*' 226 Antworten äufserten, dafs diese Aufhebung nur 
Vorteile und keinerlei Unzuträglichkeit böte. Dagegen erhielt der 

') ^he die Attikel 2 and j des Gca«ttes TOm 19. Vbi 1874 und die Ver- 
ordnungen vom 27. Mtt» 1875 und vom i. März 1877. 

*) In «lern Berichte der Obersten Arbeitskonunission uNf^r ^^ic Anwendung des 
Gesetzes vom 19. Mai 1874 während des Jahres 1891 ist I i nifrkt: „Im Jahre 1876, 
dem ersten der AnwendoDg des Gesetz«» vom 19. Mai 1^74, tanden sich 7780 Kinder 
▼OD 10 bis 12 Jahren in 10 041 besichtigten Werlutitten ; 1891 trafen die Inspelctoren 
nur noch 1397 KiTulcr an, welche das IS. Jalir ttocil nicht ttbendmtten hatten, nnd 
ihre Kontrole umfafstc 69951 UntemehronngeD.* 

') In der Abgcordnctnikammcr (Sitzung vom 29. Oktober 1892) nuf'^crtr SiV>ille: 
„In den Giasliuttcn namentlich trafen wir viele kleine, 8 bis lojährige, ziemlich 
magere und schwächliche Knirpse an, welche acht, zehn und zwölf Stunden täglich 
•tbeiteten und eine lieinlich mühselige BeaehSftigwig verrichteten, denn sie tnqpm 
Flaschen von einem RMme, wo sie diese an der öfTuung eine» Ofens holten, SB 
welchem die Temperatur eine <;<'hr hohe, in einen ändert-» Raum, wo Iptrtrre weit 
ntcdriijcr : infolgf dicst? r;xsclieii IV-inpcraturwfH-hsel^ waren sie vt-pjchiedcncn L'n- 
päfslichkeiten und Krankheiten ausgcsuut. Dals dies eine Übertretung des GesctzeS| 
wudtt dweh die CHnshifittenbesitaer zugegeben." 

3* 
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Minister für Handel und Gewerbe nur 98 Antworten, welche sich 
für die hatbzeitige Arbdt aussprachen. 

Der Gesetzgeber von 1892 hat fol^ich die halbtdtige Arbeit 
als unthunlich erachtet. Das neue Gesetz hat sie beseitigt Wäre es 
aber nun nicht geboten gewesen, von dem Kinde, das in die Werkstätte 
eintritt, um hier ein ganzes Tagewerk zu verridbteo, dn vorgerückteres 
Alter ab zwölf Jahre zu verlangen ? Das sdiwdzerische Gesetz verwirft 
die halbzdtige Arln it ebenfalls, aber es gestattet den Eintritt in die 
Werkstatte erst mit dem Alter von vierzehn Jahren. Wir bedauern 
ungemein, dafs dies Beispiel im französischen Gesetze nicht nachgeahmt 
wurde. Hoffen wir, dafs die Vorschriften des 3. und 4. Absatzes des 
Artikels 2 einigermafsen gutmachen, was in den Bestimmungen der 
ersten beiden Absätze unzulänglich ist. Diese Absätze haben fol- 
gende F'assung : ..Es darf in den oben aufgeführten Unternehmungen 
kein Kind unter dreizehn Jahren zur Arbeit anc^rnommen werden, 
wenn es nicht mit einem Zeugnis körperlicher h'ahij^keit versehen 
ist, das von einem der mit der L^berwachun;^ des jut;endltchen 
Alters betrauten Arzte, oder einem Schulärzte, oder jedem anderen 
vom lYafekien bezeichneten, mit einem öffentlichen Dienste be- 
trauten Arzte kostenlos ausgestellt wird. Die betrettende ärztliche 
Untersuchung Ist eine kontradiktorische, wenn die Eltern es ver- 
langen. Die Arbeitsins{)ektoren können jederzeit eine ar/.tliche 
Untersuchung aller in den oben auff;'eführten Untenu-iimungeu 
bereits angenommenen Kinder unter 16 Jahren darüber verlangen, 
ob die Arbeit, mit welcher sie betraut sind, ihre Kräfte übersteigt. 

Ist dies der Fall, so sind die Inspektoren berechtigt, auf (rrund 
eines entsprechenden Gutachtens eines der im Absatz 3 des gegen- 
wartigen .Artikels bezeichneten Arzte, und nach einer kontradik- 
torischen Untersuchung, w t nn die Eitern es verlangen, ihre Ent- 
lassung aus der Unternehmung zu fordern." 

Was die Arbeitsdauer anlangt, so unterscheidet das (lesetz drei 
Kategorieen geschüt-zter Arbeiter: Kinder unter sechzehn Jahren, 
jugendliche Personen von sechzehn bis achtzehn Jahren, und Frauen 
jeden Alters. 

Für die erste Kategorie darf der Arbeitstag nicht über zehn 
Stunden betragen. Die jugendlichen Personen beiderlei Geschlechts 

*] Der Ton der Kammer «m 19. Detember 189 t aDgcnomineDe Text verlugte 
die Vortage des ZeiigniaMS kfirperUdier Fühigkeit von jedem Kinde unter seduwlui 
Jahren. Der Senat weigerte »icli, soweit n geben. (Siliong vom 38. Märx 189a.) 
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der zweiten dürfen nicht länger als sechzig Stunden wöchentlich 
beschäftigt werden, wobei der Arbeitstag elf Stunden nicht über- 
schreiten soll. ') Der Arbeitstag der Frauen endlich ist auf elf 
Stunden täglich beschränkt *) Die Unterscheidung der drei Kate* 
gorieen dürfte in der Praxis ziemlich grofse Schwierigkeiten hervor- 
rufen. ^ Die Abgeordnetenkammer hat sehr einsichtsvoll iw drei 
verschiedenen Malen und mit ungeheuren Mehrheiten die Arbeits- 
dauer der gesamten geschützten Personen gleichmäfsig auf zehn 
Stunden täglich festgesetzt. Der Senat jedoch, welcher noch im 
Oktober i8gi sich weigerte, den Arbeitstac^ envachsener Frauen 
gesetzlich zu regchi , wollte diese Zeit auf nicht weiiiirer als elf 
Stunden beschranken. Den überzeugender. Krfahrungen ungeachtet, 
welche man in mehreren Ländern, namentlich in Knglaiid gemncht 
hat, befürchtete er, dafs eine derartige Herabsetzung die franzo- 
sische Industrie scliädige, welche dann nnfser Stande sei, die aus- 
ländische Konkurrenz zu bestehen, da der Arbeitstag in einer ganzen 
Anzahl von Ländern ebenfalls elf Stunden oder sogar noch mehr 
betrage. 

Wie bescheiden auch die über die Arbeitsdauer aufgestellten 
Regehl waren, so hielt es doch der Gesetzgeber für nötig, ihnen 
gegenüber Ausnahmen zuzulassen. Vor allem (Artikel 71 können 
die Beschrankungen der Arbeitsdauer durch den Divisionsinspektor 
fiir gewisse durch Verfügung der Staatsregierung zu bezeichnende 



') Nach dem letzten der Abgeordnetenkammer erstatteten Bericht wire die 
Afteitsdauer der jugendlichen Penonett von 16 Iiis 18 Jahrai «ach vom Senat fest' 
gesetst worden in der Absidit» in Fruikreich den Brancli der Verkänung des 

Arbeitstages am Sonnabend ZU verallgemeinern; man meinte, d*fs die Arbeiter hier- 
durcli riu hr Zeit für ihre persönlichen Angclf'f^enhriten hätten, und «lafs den Arbcit- 
gebcrji die Durchführung gröfserer Reparaturen i-rleichtert werde. (Sibilles Be- 
richt vom 2S. Juu> 1892.) Steht nicht eher zu befürchten, dafs durch die fragliche 
Fusnng die Umgehung des Gesetzes wesentlidi erleichtert wird? 

^ Die oben angegebenen Arbeitsstunden werden durch eine oder mehrere Ruhe- 
pausen unterbrochen, deren Gesamtdauer nicht unter einer Stunde hetiagcQ darf und. 
wibrend deren das Arbeiten verboten ist. 

•) In einer grollen Zahl von ücwerbszw eigen bedeutet nach der vom letzten 
Beficbtcrstatter der Abgeordnetenkammer angefahrten Bemerkung einer Handels- 
Vaiiw^f ^ijie Festsetsung dreier verschiedener Aibeitssciteii f&r den Arbeitstag der 
drei Kategorieen von in einer Fabrik beschäftigten rersci rn die Auflösung der 
Arbeitsordnnnp oder die Herab- -t/ung^ des Arbcitf;t:i^fs AUor auf di<- kürzeste 
Dauer." HolTcn wir, dafs dies li-t/tfre Ergebais oft eintritt. Mogbch ist üuch, dafs 
viele Industrielle auf die Beschäftigung jugendlicher Personen unter 18 Jahren ver« 
sichten. 
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Industrieen zeitweilig aufgehoben werden. Zieht man die Vor- 
bereitunj^sarbeitcn des Gesetzes zu Rate, so zeigt sich, dafs der Ar- 
tikel 7 hauptsächlich im Interesse der Industrie der Fischkonservt*n 
geschaffen wurde. In der Sitzun^j der Abgeordnetenkammer am 
8. Juli 1890 sag-te der Berichterstatter W'addiugton : . Ohne zu 
wiederholen, was auf der Tribüne über die eigenartigen Verhält- 
nisse der h'ischkonscrvcnindustrie gesagt worden, darf ich daran 
erinnern, dafs ungetahr zehn- oder zwölfmal jährlich intolge ganz 
besonderer Umstände die Arbeit mehrere Stunden über die gewöhn- 
liche Grenze fortgesetzt werden mufs. Die Arbeit, um welche es 
sich handelt . . . beginnt mit der Rückkehr der lioote und dauert 
ohne Unterbrechung, bis die Sardinen, der Rohstoff, ausgenommen 
sind. Die Arbeit kann, wenn der Fischfang sehr reichlich, was 
bedauerlicherweise nicht sehr häutig vorkommt, laiiger als die zehn 
Stunden dauern, welche wir als Schranke für die Arbeit von 
Küiilrri! und Frauen in unserem Artikel festgesetzt haben." Ver- 
niuüich hat ni.ui aucli an die Gcwcrbszweige gedacht, welche Frucht- 
konserven oder Gemüsekonserven bereiten, sowie an die l arlumcrie- 
Fabrikanten der Seealpen ; in diesem letzteren Falle geschieht, wie 
Waddington noch darlegte, die Kindern und jungen Madchen über- 
trageoe Auslese der Blüten gleichzeitig mit dem Einsammeln der 
Pomeranzen-, Rosen- und Jasminblüten , und es ist dies ein Ge- 
schäft, welches unverzüglich verrichtet werden mufs, wenn die Roh- 
stoffe nicht einer ganz erheblichen Entwertung ausgesetzt sein sollen. 
Wir sind nicht in der Lage, die Zuverläsagkeit der wirtschaftlichen 
Gründe zu prüfen, welche man in diesen verschiedenen Fällen an* 
iiihrt. Es scheint uns indessen, dafs es besser gewesen wäre, in 
dem Gesetze selbst und ausdrucklich die Gewerbszweige zu bestimmen, 
denen man eine zdtweUige Überschreitung des gesetzlichen Arbeits- 
tages gestatten wollte, als diese Aufgabe einer Verfügung der Ver- 
waltungsbehörde zu überlassea Es ist dies übrigens eine Bemer- 
kung, die unseres Erachtens sich sozusagen bei jedem Schritte 
aufdrängt, den man in der Prüfung des Gesetzes am 2. November 
1892 macht. 

Die erste Ausnahme, auf welche soeben hingewiesen wurde, 
ist eine allgemeine, womit ich sagen wül, dafs sie die gesamten ge- 
schützten Personen angeht Eine zweite, besondere, betrifft die 
Frauen über 16 Jahre; Sie können in jedem Jahre (Artikel 4) an 
sechzig Tagen bis 11 Uhr abends und höchstens 12 Stunden tag» 
fich in den durch Verfügung der Staatsregierung bezeichneten Ge- 
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wcrbszweigen beschäftigt werden. Wir werden dieser Ausnahme 
bei der Nachtarbeit nochmals begegnen. Das G^tz von 1874 
untersagte die Nachtarbeit nur den Kindern und minderjährigen 
Mädchen und auch diesen letzteren nur in den Hüttenwerken und 
Fabriken. Einige Mitglieder der Nationalversammlung, darunter in 
erster Reihe der Nationalökonom Wolowski, hatten, aber verfjeblich, 
versucht, den Schutz Frauen jeden Alters zu fei! werden 7X\ lassen. 
Im Jahre i8<S5 enthielt der vom Minister für Handel und (xewerbc 
aut'f^estellte Fra^ebo^er die folgende Frage: Ist die Naclitarboit 
den erwachsenen Frauen zu untersagen? 321 Antworten waren tur 
das Verbot und nur I2I äufserten sich im entgegengesetzten Sinne. 
Dies Verbot jedoch, weiches die Kammer ihrem Iresetzentwurf ein- 
gefügt und welches sie beschlossen hatte, wurde erst vom Senat 
beseitigt. Hierauf verfiel die Kommission tier Kammer auf den 
Gedanken, zu ihrer Unterstützung die Autorität der Akademie der 
Medizin anzurufen. Diese Akademie beschlofs am II. Februar 
einstimmig folgende Erkl.iruüg; ,,Die Akademie, welche, was hier- 
mit [)esonders hervorgehoben wird, auf dem Boden der t.iesund- 
heitspflcge steht, erklärt, dafs ein Gesetz, welches den I-rauen ge- 
stattet, während der Nacht in Hüttenbetrieben, F'abriken und Werk« ' 
Stätten zu arbeiten, für ihre Gesundheit die verderblichsten Folgen 
hätte,*« 

Der Senat beliarrte am la Juli 1891 bei seiner ersten Ent- 
scheidung. Das neue Gesetz verbietet die Nachtarbeit den Frauen 
jeden Alters. Es ist dies zwdfelios die bedeutsamste Bestimmung 
des Gesetzes, jene, welche den wichtigsten Fortschritt verwirklicht 
Zu bedauern aber ist, dafs das Gesetz unter Nachtarbeit nur die 
Arbeit zwisdien neun Uhr abends und ftinf Uhr morgens versteht^) 
und noch bedauerlicfaer ist, dais der Gesetzgeber die Tragweite der 
von ihm aufgestellten Regel durch Zulassung allzu zahlreicher Aus- 
nahmen abgeschwädit hat. Nachstehend die auffällig lange und 
weitläufige Aufzählung dieser Ausnahmen, von denen mindestens 
dne derart ist, dafs sie sogar die Wirksamkeit der au%estellten 
allgemeinen Regel bedenklich in Frage stellt. 

Vier Ausnahmen betreffen sämtliche durch das Gesetz ge- 
schützte Personen, das heifst Kinder, jugendliche Personen und 
grofsjährige Frauen. 

I) In der Sitzuug vom 16. Juni 1888 Terwaxf die Kammer einen Zosatzantraf 
Kellen, steh weldicni jede Arbeit swiselieA sieben Uhr Abends und ftnf Uhr 
wmpm tia Niachtaibcit betnditet werden Mrflte. 
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Zuvörderst wird die Arbeit von \'ier Uhr morpjens bis /.ehn 
Uhr abends gestattet, wenn sie auf zwei Arbeit erschichteii verteilt 
ist , deren jede nicht über neun Stunden arbeitet. Die Arbeit 
jt ck r Abteilunp^ mufs in diesem Falle durch eine Ruhepause von 
mindestens einer Stunde unterbrochen werden. Die Bestimntiung 
wurde auf Verlan^^en einiger Industriellen aus der Gegend von 
Saint-Etienne , namentlich von Schnürband-Fabrikanten aus Saint- 
Chamond. in das (icset/. eingefiigt. Diese Industrieilen behaupteten, 
dals es ihnen an den nötigen Mitteln fehle, um ihre r\abriken j^e- 
nügend zu erweitern und ihre Ausrüstung /.u verdoppeln, und dafs 
daher die Abschattung der Nachtarbeit sie zwänge, die Hälfte ihrer 
Arbeiter zu entlassen, wenn sie diese nicht in zwei Schichten teilen 
dürften. Es steht zu befürchten, dais diese Bestimmung sehr rnils- 
liche Folgen haben wird. Es ist begreiflich, dafs man der Kammer 
zurufen konnte: ..Sie haben die Nachtarl)eit abgeschafft, und der 
Senai hat sie durch das Zweischichten-SysLem teilweise wieder ein- 
geführt." 'y Vom Standpunkt der Gesundheitspflege, der Sittlichkeit 
tles amilieninteresses, wird, wie uns zweifellos erscheint, eine Be- 
scliaftigungsweise, welche die Arbeiterin häufig zwingt, ihr Hdin 
bald nach drei Uhr morgens zu verlassen oder dahin kaum vor elf 
Uhr zurückzukehren, die meisten Unzuträglichkeiteo der Nacht* 
arbeit zeitigen. Es konnte zwar die Einrichtung vcm zwei Sduchten, 
welche zusammen von vier Uhr morgens bis zehn Uhr abends dauern, 
noch als ein Fortschritt in den Werkstätten betrachtet werden, wo bis- 
her die Nachtarbeit Brauch war, aber es wäre ofTenbar betrübend, 
wenn eine derartige Einrichtung in den Betrieben eingeführt würden 
wo man bis jetzt die Nachtarbeit nicht kannte, und darf man gleich- 
wohl nicht besorgen, da6 das Beispiel ansteckend wirict?*} Man 
darf endlich nicht vergessen, dals die Erfahrung nur zu oft gezeigft 

*) Dron in der Sitxung vom 39. Oktober 1893. 

') In der SLMiatssiLzun^ vom 29. März 1892 sagte Tolain: „Da in der Industrio 
bei allem, was Artikt*! der laufenden Konsumtion, der leichten Fabrikation, der 
Unterschied im Herstellungspreise sozusagcu unmerklich ist, so läfst sich nicht sagen, 
ob von dem Momente an, wo Sie die ZweisdilcliteBaTbeit gestatten und eine ge- 
wisse Anzahl IndostricUer b^imncn hat, sie einsuriditen« ob dann nicht Jene, wdche 
nnter dem (^esidusj tunkte der Fabrikation und des Absätze* ihrer Prodnkte sich in 
urt^efr-hr i^l<"ieli! ri X'rilultiil.'^srri liefun1en , notwendig, unverraeidlich veranlafst 
werden , sie ebenfalls einzuiuhrcn." Es ist dies augenscheinlich der Standpunkt, 
welchen die Ilandclskauuncru von Fourcolug, Lille, Amiens, .St. (^ueutin , Rctm^, 
sowie das Syndikat der Kattimfidiiilumten des Ostens vertreten, sämtlich einif in 
dem Protest gegen die Entacheidong des Farlaments. 



Digitized by Google 



Dit neue Arbeiter sehiitzgesetzgebung in Frankreich, 41 

hat (namentlich in England und der Schweiz), wie gefährlich die 
Organisation der Arbeiter in Schichten, wie leicht sich durch diese 
Organisation das Gesetz umgehen läfst, welche Hindemisse sie der 
Kontrolc der Inspektion bereitet. Es steht zu befurchten, dafs sich 
unter dem Scheine der zwei Schichten bisweileD ein endloser Ar- 
beitstag verbergen wird. 

Der Artikel 4 unseres Gesetzes bestimmt ferner, dals gewissen 
durch Verfl!g-un<( der Stantsreg'ierung bezeichneten Industrieen die 
Berechtigung erteilt wc-rcLn soll, dauernd von dem Verbot der 
Nachtarbeit unter der licdingung abzuweisen, dafs die Arbeit in 
keinem Falle die Zeit von sieben Stunden ta<^lich überschreitet. 
Liest man die bezüglichen in der Kammer und im Senat abge- 
gebenen Erklärungen nach, so soll anscheinend woiü nur eine ein- 
zige Industrie, jene nämlich der Zeitungsfalzerinnen durch eine 
solche Verfü£,^ung der Staatsregierung bezeichnet werden. ') Ist 
hierfür wirklich eine wirtschaftliche Nütwendicjkeit voiiiauden? Ks 
wird uns schwer, diese Frage zu bejahen. Köiniten denn die 
Zeitungen nicht mannliche Personen /.u dieser Arbeit anstellen, oder 
noch besser, die bisher in betreff der Ausgabezeit des Blattes be- 
folgten Gepflogenheiten ändern? „Es steht Ihnen frei," sagte der 
Berichterstatter über den Gesetzentwurf*) Denen, welche ach dieser 
Ausnahme widersetzten, „Krieg mit dieser vierten Grofmiacht, 
welche sich Presse nennt, zu beginnen; im Interesse des Gesetzes 
jedoch, welches wir vorlegen, halte ich dafür, dafs dies ein sehr ge* 
föhrliches Unternehmen wäre.** Der angeführte Grund erscheint 
uns nicht ausrdchend. 

„Durch die gleiche Verfügung,** sagt Artikel 4 weiter, „können 
die angezogenen Bestimmungen gewissen Industrieen gegenüber vor- 
übergehend aufser KrafV gesetzt werden." EHese Vorschrift soll den 
Foriderungen der Fabrikanten von Fisch-, Gemüse- usw. Konserven ent- 
gegenkommen. Wir haben bereits anläfsUcfa der Dauer des Arbeitstages 
die von diesen Fabrikanten angeführten Gründe erwähnt Endlich kann 
im Falle eines Arbdtsstillstandcs, der aus einer Unterbrechung durdi 
Unfall oder höhere Gewalt resultiert, der Arbeitsinspektor die An- 
wendung der Nachtarbeit des gesamten Personals für eine bestimmte 
Frist gestatten. 

Aufser den angeführten, sämtliche geschützte Personen an- 
gehenden Ausnahmen sind noch besondere Ausnahmen für bestimmte 



*) SitMog vom 7. Juli 1890. 



Diglized by Google 



42 



Kategorieen dieser Personen vorgesehen. Frauen über i8 Jahre 
dürfen in gewissen, durch Verfugung der Staatsregierung bezeichneten 
Industrieen an sechzig Tagen des Jahres bis elf Uhr abends beschäftig^ 
werden, wobei, wie wir gesehen haben, die effektive tägliche Arbeits- 
zeit indessen zwölf Stunden nicht überschreiten soll. Man wollte 
hiermit, unseres Hrachteiis sehr zu Unrecht, den Fordcriini;en einer 
gewissen Anzahl von Gewerbszweigen entsprechen, für welche es 
eine Zeit gcsteip;erter 'i'hilti^keit gibt, den Fordern n^^en nämlich der 
Arbeitgeber des Pariser Schiieiderf^ewerbes. Diese Ausnahme erscheint 
uns um so bedauerlicher, als die Arbeiterinnen des Pariser Schneider- 
gewerbes sich einmütig gegen die Nachtwachen ausgesprochen haben. 
Die Kommission der Abgeordnetenkammer hatte ungefähr 6oo Nahte- 
rinnen des Seinedepartements vernommen, welche von ihren Genos- 
sinnen entsandt worden waren. Nach der Frklarung Dumays war 
keine einzige fiir die Reibehaltung der Nachtarbeit. 

Kinder männlichen Geschlechts und grofsjährige Frauen dürfen 
in Betriehen mit bestandigem Feuer auch nachts heschattigt werden. 
Das Gesetz sagt nicht, was unter Betrieben mit beständigem Feuer 
zu verstehen ist. Es überläfst einer Verfugung der Staatsregierung, 
die gestatteten Arbeiten zu bestimmen. Die zur Ausführung des 
Gesetzes von 1874 erlassenen Verfügungen hatten die Nachtarbeit 
in vier Industrieen mit beständigem Feuer erlaubt, in Papeterieeo, 
Zuckersiedereien» Glasbläsereien und Metallhattenwerken. HoflentBch 
verlängern die neuen Verfügungen diese Liste nicht. 

Endlich können Verfügungen der Staatsregierung in gewissen 
Bergwerken die Arbeit von Kindern männlidien Geschlechts von 
vier Uhr morgens an und bis Mittemacht unter der Bedingung ge- 
statten, da(s diese Kinder weder länger als acht Stunden wirklich 
arbeiten, noch mehr ab zehn innerhalb vierundzwanzig Stunden im 
Bergwerk anwesend sind. 

Das Verbot der Sonn- und Festtagsarbeit hatte das Gesetz von 
1874 nur zu Gunsten der Kinder unter sechzehn Jahren und der 
minderjährigen Madchen erlassen« Das neue Gesetz dagegen dehnt 
die Pflicht der Wochenruhe aus auf die jugendlichen Personen männ- 
lichen Geschlechts von 16 bis 18 Jahren und auf die grofsjährigen 
Frauen, bestimmt aber den Tag dieser Wochenruhe nicht : .^Kinder 
unter 18 Jahren und Frauen jeden Alters dürfen," sagt Artikel 5, 
^weder mehr als sechs Tage wöchentlich, noch an den gesetzlichen 
Festtl^n beschält^ werden. Ein in den Werkstätten angebrachter 
Anschiß hat den zur Wochenruhe bestimmten Tag bekannt zu 
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geben.** Der Berichterstatter erläuterte diese neue Fassung in der 
Kammer folgendermafseo : , JDte Kommisston wollte auf die Gewissens- 
freiheit eines Jeden Rücksicht nehmen und sich nicht in Widerspruch 
bringen mit dem Gesetz vom 14. Juli 18S0, wddies dasjenige vom 
18. November 1874 über die HeiHghaltung der Sonntage und Re* 
ligionsfeste aufhebt." Wir bcd.iuern die Verwerfung der früheren 
Fassung lebhaft. Unseres Erachtens kann gerade bd der nun- 
mehrigen Form unter der Annahme, dafs der Sonntag nicht über- 
einstimmend von den Industriellen als Ruhetag gewählt wird, die 
Gewissensfreiheit eine wirkliche Beeinträchtigung erfahren. Anderer- 
seits ist unter derselben Annahme die Ausübung der Kontrole durch 
die Inspektoren ganz erheblich erschwert. 

Das Gebot der Wochenruhe ist insofern ein unhedinctes, als 
jede Arbeit an dem zur Ruhe bestimmten TaL( unt rsagt ist, sogar 
das Aufräumen der Werkstätte. Diese Vorschhtt knnn indessen 
zcitwcilif^ von dem Inspektor in den durch Verfii<]^un^ der Stnats- 
rej^ierunrr zu bezeichnenden Industrieen zeitweilig erlassen werden, 
und ferner ist in den Werken mit beständigem Feuer gestattet, mit 
dem Ruhetag, anstatt dafs er im voraus festgesetzt wird, jede Woche 
zu wechseln. Wenigstens verstehen wir eine ziemlich unklare Be- 
stimmung des Artikels 6 in diesem Sinne. 

In betreff der unterirdischen Arbeiten in Bergwerken, GrTuben 
und SteinbriJchen hält *\rtikel t; das schon durch das Gesetz von 
icS74 ausgesprochene Verbot der Zulassung von Mädchen und 
l'raucn auch fernerhin aufrecht. Die besonderen Bedingungen zu 
bestimmen, unter welchen Kinder männlichen Geschlechts in den 
unterirdischen Gängen dieser Bergwerke, Gruben und Steinbrüche 
beschäftigt werden können, ist der Verfügung der Staatsregierung 
tiberlassen. 

Auf die Artikel des „Überwachung der Kinder** betitelten Ab- 
schnitts IV werden wir nicht näher eingehen. Sie verordnen ver^ 
schiedene Maisnahmen, welche die Aufgabe der Inspektion erleichtem 
sollen, so die Verpachtung för die Kinder, sich mit einem Arbeits* 
buche zu versehen, fiir den Arbeitgeber, ein Buch zu föhren, in 
weldies er die im Arbeitsbuch enthaltenen Angaben einzutragen 
hat sowie durch Anschlag den Text des Gesetzes und der seinen 
Gewerbszweig betieifenden Verfögungen der Staatsregierung, die 
Stunde des Arbdtsbegmns und -Schlusses usw. bekannt zu geben. 

Der Abschnitt V: „Schutz der Arbeiter gegen Gesundheits- 
und UnfaUgefahr** stellt ein^ allgemeine Regeln auf zum Schutze 
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der Kinder oder der Frauen gegen übermäfsit^e, gesundheiisscliadlichc 
oder die Sittlichkeit gefährdende Arbeiten, und iiberlafst es in der 
Hauptsache Verfvigungen der Staatsr^erung , Vorschritten über 
Einzelheiten zu geben. 

Uber die OrganisatiiJii der Inspektion, welche diese durch das 
Gesetz von 1874 erhalten, die Dienste, welche jene geleistet, sowie 
die Kritiken, welche sie verdient t . haben wir bereits in dieser Zeit- 
schrift berichtet. l^s i^t daher hier nur die Tragweite der Ände- 
rungen darzulegen, welche diese Organisation erfahren. 

Das i'ersoiial der Inspektoren wird aus Divisions- und Departc- 
mcntsinsj)ektorcn bestehen, doch ha!)en diese letzteren höchstens 
den Titel gemein mit den durch das üescu von 1874 geschaffenen 
Departementsinspektoren, welche von den Generalräten ernannt 
und aus den Departementsgeldern honoriert voirden. SämtBcfae 
Inspektoren werden künftig vom Staate ernannt und besoldet, aber 
während die Einen, die Divi$ion»i»pektoren, grofsen Bedrken vor- 
gesetzt sind, in welche das Gesamtgebiet Frankreichs eingeteilt ist, 
werden Departements-Inspektoren lediglich in den Industrie-Depar- 
tements geschaffen und ihre Befugnis reicht nicht über die Depar* 
tementsgrenzen hinaus. Die Departementsinspektoren sind den 
Divisionsinspektoren unterstellt. *) 

Eine Verordnung vom 13. Dezember 1892 hat die -Inspektion 
auf den von uns soeben angedeuteten Grundlagen nunmehr einer 
Nei^estaltung unterzogen. Diese Verordnung schafft elf Divisions- 
inspdctoren und zweiundneunzig Dcpartementsin^ktoren oder In» 
spektorinnen; zugleich bestimmt sie den Stz eines jeden dieser 
Inspektoren, sowib den Bezirk, in welchem sie ihre Wirksamkeit zo 
bethätigen haben. Die Kandidaten dieses Dienstes müssen sich nadi 
den Vorschriften des neuen Gesetzes einer Prüfung unterziehen, 
deren Ordnung durch die Oberste Arbeitskommisston festgesetzt 
wird. Ihre Ernennung zum Inspektorsposten ist erst nach einem 
einjährigen Probedienst eine endgültige, welch' letzterer /.eif^fen soll, 
ob sie die notwendigen Eigenschaften des Taktes und der Festigkeit 
besitzen. Die Verordnung vom 13. Dezember unterscheidet fünf 
Klassen von Departementsinspektoren und drei Klassen von Di- 

•) „Die Fabrikinspcktion in h rankreich", .'\rchiv für soziale Gcsctzgebuug und 
Statistik, Bd. 3 S. 115 fl*. 

^ Die Kommission der Abgeordnetenkammer wollte, unseres Ersclitens mit 
Kccht, einen Gencralinspcktor an die Spitze des ganzen DicustsweigeS «teUeii. Die 
Kammer indessen verweigerte diesem Plane ihre ^iSusUmmung. 
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visionsinspektoren. Die Inspektoren und Inspektorinnen können 
in eine höhere Klasse erst nach einem dreijährigen Dienst in der 
nachstfiegenden unteren Klasse erhoben werden; ihre Klassifikation 
richtet sich nach persönlichen Eigenschaften. IKe Divisionsin- 
spektoren werden nach der Wahl aus den Dq>artementanspek- 
toren ernannt, welche mindestens der zweiten Klasse angehören. 
Die Inspektoren sind betraut mit der Sicherung der Ausführung 
des Gesetzes vom 2. November 1892 in allen diesem Gesetze 
unterworfenen Unternehmungen, ausgenommen Betriebe, Berg- 
werke, Gruben und Steinbrüche, deren Beaufsichtigung aus» 
schliefslich den Bergingenieuren und Bei^kontroleurcn überwiesen 
ist. Desgleichen sind die Inspektoren betraut mit der Überwachung 
der Anwendung des Gesetzes vom 9. September 1848 über die 
Dauer der täglichen Arbeit Erwachsener und des Gesetzes vom 
7. Dezember 1874, betr. den Schutz der im Wandergewerbe be- 
schäftigten Kinder. Des weiteren überträgt ihnen das neue Gesetz 
in Erweiterung ihrer Aufgabe die Aufstellung der Statistik der ge- 
werblichen Arbeit in dem von ihnen zu überwachenden Bezirke, und 
ist alljährlich durch den Minbter für Handel und Gewerbe ein diese 
Mitteilungen zusammenfassender Generalbcricht zu veröffentlichen. 
Die Ortskonimissionen, welche das Gesetz von 1874 zur Unter- 
stützung der Inspektoren eingesetzt hatte, und welche berechtigt 
waren zur BesichHj;rung der Werkstätten, werden auff^ehoben. Indessen 
schreilii Artikel 24 vor, dafs die Generalräte eine oder mehrere 
Kommissionen einsetzen sollen, welclie tlie Aufgabe haben, über 
die Ausführung^ des Gesetzes und die Verbesserungen, deren es 
bedürftig ist, Berichte /.u erstatten, die dem Minister einzureichen 
und der Obersten koinmission mitzuteilen sind, ') Ferner werden 
nach Artikel 25 „in jedem Departement Schut/komitees errichtet, 
deren Aufgabe ist, i. die Obhut der Lehrlinge und die in der In- 
dustrie beschäftigten Kinder, und 2. die l-'örderung ihrer ge\ver!)lichen 
Ausbildung". Eis ist schwer, sich für jetzt über die Rolle klar zu 
werden, welche diese Kommissionen oder Komitees spii-len sollen, 
deren Mitgliedern das Gesetz das Recht der Besichtigung der Werk- 
statten nicht verleiht, wenigstens nicht ausdrücklich. 

') 1d dem tweiten Bericlite W«ddiiigtoiu wird fiber die Konunissiooen , deren 
Eiariclitttag Artikel 24 vorschreibt, bemerkt; „Die so gcschaflenen Kommissionen 
werden der Ausführung des Gesetze« eine rntcrstützun^ gewähren, die um so 
nätzlicher, al«* sie. auf rine rein hi-nufiiii Rulle hi"<i( hrünkt, sich nicht mehr die 
exekativen Befugnisse des Inspektors aumafscn kuuncu." 
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Die Oberste Arbeitskommission wird beibehalten. !bre Aufgabe 
ist, darüber zu wachen, dafs die Anwenclnn^ des Gesetzes eine gleich- 
mälsige und sorgfältige ist; ilir Gutachten abzugeben über zu erlas- 
sende Verfugungen und im allgemeinen iaber die verschiedenen, die 
geschützten Arbeiter angehenden Fragen, und endlich die Bedin- 
gungen der Zulassung der Kandidaten zum Amte eines Divisions- 
und i^cpartementsinspektors. sowie die Ordnung der Prüfung fest- 
zusetzxn, welcher sie sich unterziehen müssen. Die Oberste Kom- 
mission besteht aus q auf vier Jahre ernaniiu n Mitgliedern — zwei 
Senatoren, zwei Abgeordneten, die je von ihren Kollegen gewählt 
werden, und fünf vom Präsidenten der Republik bezeiclineten 
Mitgliedern. 

Dies sind die KontrolbdiÖrden, welche das neue Gresetz ge- 
schaffen. Einer solchen Organisation körnten wir nidü umhin einen 
schweren Vorwurf zu machen. Sie ist in keiner Weise darauf bedacht, 
die Arbeiter oder wenigstens ihre Vertreter zu dem schwierigen 
Werke hinzuzuziehen, welches darin besteht, die Durdifiihrung der 
schützenden Vorschriften zu achem. Und dabei, — sei auch die Befugnis 
und Energie der Inspektoren noch so weit und nachhaltig, so werden 
sie doch nicht Oberall sein können; sie werden den fortwährenden Bei- 
stand der Interessenten, der Arbeiter, unbedingt notig haben, wollen sie 
ihrer Aufgabe genügen. Man hätte unseres Erachtens durch gesetzliche 
Anordnungen die Bethätigung und Entwickelung dieser Mitwirkung 
erleichtern können und müssen. Wir machen dem Parlament keinen 
Vorwurf! dafs es die Vorschlage zurückgewiesen, wddie auf die 
Ernennung der Inspektoren durch die Arbdter hinausliefen. Der 
Inspektor muls die überlegene Unparteilichkeit des Staates vertreten, 
und dann wäre es leicht möglich, dafs in vielen Bezirken der Einfiufs 
der Industriellen sich stark genug erwiese^ um ihrem Kandidaten cüe 
Wahl zu sichern. U'arum hat man ebenso die Antn^e verworfen, 
welche bezweckten, die Vertreter der Arbeiter in die Oberste Kom- 
mission 7A1 bringen, und namentlich die Vorschläge, welche in einer 
oder anderen Form in jedem Bezirke die Wirksamkeit der Ar- 
beitervereinigungen jener der Inspektoren beigesellen wollten? Das 
Parlament hätte sich hier von denselben Ideen leiten lassen sollen, 
welche die Einsetzung von Delegierten in betreff des Unfallschutzes 
der Bergleute veranlafsten. Zwei Vorschläge nameotlich sind es, 

Die Kammer lehnte sogar (SitzOngTom 7. Februnr 1S91) dt« Anträge Granger 
und Ferroul ab, wt-l' he lÜr st- 1 )i lr^icrten mit der Au%ibc Tu trnuten, die Ausfuhrung 
des Gesetzes in den Betrieben der Bergwerke, Gruben und Steinbruche zu sichern. 
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welche cUe Aufmerksamkeit des Gesetcjg^ebers verdient hätten : das 
Verlangen, dafs man den Inspt-ktoren von den Arbeitern gewählte 
und aus fiinf Mitgliedern bestehende Ortskomitees zur Seite stelle, 
welche jeden Monat einmal zu inspizieren hätten,') und femer der 
nach einander von Joorde und Le VeiUe formulierte Antrag, welcher 
vorschlug, dafs an jedem Orte, wo Arbeiter •Syndikatskammem 
bestanden, diese berechtigt sein sollten, eines ihrer Mitglieder abzu- 
ordnen, um den Inspektor auf seiner Amtsreise zu unterstützen.*) 
Dieser Weg ist es, den wir den Gesetzgeber ^crn hätten einschlagen 
sehen. Von dem ein/.elnen Arbeiter kann man keinerlei emstlichen 
Beistand LTW.irtrn; hätten abt*r die Arheiterverbindungcn das Recht, 
über die Ausführung der Schut/n^esetze zu wacher;, auf die Ver- 
letzungen des Gesetzes behuis ihrer I'nterdnickung hinzuweisen) so 
wäre die Aufgabe der Inspektoren wesentii h vereinfacht. 

Der letzte Abschnitt des Gesetzes, welcher sich mit den Strafen 
befafst, ist, wie man gestehen muls, angethan, Alle zu entmutigen, 
welche einen bedeutsamen und emstliclien Fortschritt unserer Ge- 
werbegesctzgebung erhofften. Das Gesetz von 1874 ahndete die 
Übertretungen der Schutzvorschriften mit einer Geldstrafe von 16 * 
bis 50 Francs, Es war dies offenbar in sehr vielen Fällen eine 
sehr unzulängliche Bufse. Die fraglichen Übertretungen sind /w< u rld 
Art: Die einen sind rein materielle und lediglich gegen die Ver- 
fügungen verstofsende, wie zum Beispiel die Thatsache, dafs in der 
Werkstatte der Text des Gesetzes nicht angeschlagen ist, und es 
ist begreiflich, dafs der Gesetzgeber nur leichte Strafen gegen sie 
verordnet. Andere aber sind unstreitig in moralischer Hinsicht ge- 
i.ihrlich, tia ihre Folgen, zuweilen in nicht gut zu machender Weise, 
Gesundheit, körperliche, geistige und selbst sittliche Entwickelung 
der geschützten Personen schädigen. l'.t wagL niau anderseits, dafs 
diese UbertrcUuigen meist einen bi^^wcilen betrachtlichen Nutzen 
für den schuldigen Industriellen bedeuten, so scheint uns, wenigstens 
im Rückfalle, die Freiheitsstrafe die notwendige Ahndung zu sein. 

') ä. den Antrag Beauquier (Sitzung der Abgeordnetenkammer vom 7. Febnior 
1891). 

*) Fenool, Budin, Cluseret n. A. Iiatten beaiitngt, dafs den InspeVtorcn (welche 

tie von den Arbeitern wählen lassen wollten) in allen Industriestädten Ortskomnussioneii 
xur Seite würden, die aus sämtlichen Arbcitcrmitgli<ilern der Gcwcrbe- 

gpricht«- /II bestehen hatten, und, wo solche fehlen, ein D'-lcf^iertcr der Arbciler- 
Syndikatskammcr, (Vgl. den Vorschlag Charonnats (Sitzung der Abgeordnetenkammer 
Tom 5. Pebmar 1889). 
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Kdler sagte schon 1873 in der Nationalversammlung: „Ich versichere 
Ihnen^ dafs das Wort Gefängnis im Gesetz ganz allein dessen Durch- 
führung weit besser gewährleisten wird, als alle Inspektoren und 
alle mit seiner Ausführung betrauten Beamten." ') 

Das Gesetz vom 2. November 1892 hat die 1874 angeordneten 
Strafen noch verringert. Die erste Übertretung verwirkt nur eine 
Geldstrafe von fünf bis fünf/.ehi; I rancs. Erst im Rückfalle kann 
die Geldstrafe sechzig bis hundert Francs betra^^en und hat das Gericht 
die Refuf^nis. die Bekanntmachung seiner Entscheidung durch An- 
sdüag oder durch die Zeitungen anzuordnen. 

^) Keller beantngte am 19. Juni 188S von nettem, dw Übertreter in ROck&lle 
mit GeflLngob zu bedroheiu Der Antrag wurde von der Xammer verworfen. Der 

am 15. Juli 1886 voii^elegte Antr.i^ Cam^lüut'Boyer'Bnily bestrafte die Über- 

• v*'i!ifjfT> des Schutzgesetzes mit 23 bis 200 Franc«? unH cin^r Freiheitsstrafe vou 
S laijiMi bis /-u einem Monnt otlrr mit Geldstrafe allfin, und im Riikrall"- mit JO 
bis 100 Frauen und einer Freiheitsstrate voq 8 Togeu bis zu 6 Monatca. 
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ZWEI HAUSHALTUNGSBUDGETS 
ÜBER EINEN ZWANZIGJÄHRIGEN ZEITRAUM. 

VON 

Dr. E. HOFxMANN, 
PFARRER. 

Die Einnahmen- und Ausgabenwtrtschaft der verscfaiedenen Stände 

und Klassen bildet schon seit länger Zeit einen Gegenstand berechtigten 
Interesses wirtschafth'chcr Forschui^. Häufig wurde auf den hohen Wert 
derartiger Untersuchungen hingewief^en , xmd sind dieselben geradezu als 
eine der wichtigsten Aufgaben der So/.ialstatistik bezeichnet worden. Den- 
noch ist dieses Gebiet merkwürdigerweise nicht so ausgebaut, als mau 
bei der Ilochtlut wirtschaitUcher Literatur unserer Tage billiger ^^eise 
erwarten diirfte. Dit bahnbrechenden Arbeiten auf diesem Gebiet, welche 
um die Mitte unseres Jahrhunderts das Tageslicht erblickten, sind lange 
vereinzelt dagestanden. Die Bereicherang des Materials, welche meistens 
aus Grflnden praktischer Natur veranlafst worden, war wenigstens der 
Qualität nach unbedeutend, wenn man von den in einzelnen Monographien 
fahrender Schüler der Nationalökonomie zerstreut sich findenden bezüg- 
lichen Angaben und Notizen und von einigen mit grofsem Fleifs tmd 
Oe'jchick geschriebenen, nusschlieff^ilich den (legenstnnd behandelnden 
Schriften einiger Privatstatistiker a!)sieht. Der raethüdoli)gis( he Ausbau 
dieses Geliicts ist noch im Anfangsstadinm, obwohl mehrere S( hriften 
sich die Aufgabe gestellt haben, das vorhandene Material zu sainmehi und 
zn ächten. Daram gehen die Ansichten üb«' Zweck, Ziel, Umfang, Art 
der Anfhahme und Verarbeitung des Rohmaterials ziemlidi auseinander. 
Mit Bezug auf die Art der Aufnahme, das heifst die Beschaffung 
des Rohmaterials, hat sich in letzter Zeit ein Umschwung vollzogen, der 
das ganze Gebiet dieses Forschungszweiges mächtig fördern dürfte. Es 

AicUv fBr Mt. G«MtSf bf. «. SbUiMik. VI. 4 
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hat sich nämlich der längst aufgestellte, aber leider aus nahe liegenden 
Gründen selten beachtete (irundsatz GcltmiL' ver^^chnlTt, dafs nur die 
Haushaltungsbudgets Anspruch aut dlaubwurdigkeit und (zenauigkeit er- 
heben können, welche Auszuge aus Hausbaltungsbüchem sind, die 
niodesteiis ein Jahr lang gefiihrt und kontroltieit wofden. Damit ist in 
gewiasem Sinne Aber alle jene Aufnahmen der Stab gebrochen, wdcbe 
auf achätzungsureiaen Angaben beruhen, sei es dafs dieselben in einigen 
Sitzungen mit den Haushaltungsvorständen , sei es durch Befragen der 
Arbeitgeber ermittelt worden. Aber auch jener Beschaffung des Roh- 
materials ist damit das Urteil gesprochen, die si( h auf Haushaltungs* 
bücher stiitzt, welche nur über gani kurae Zeit, eine Woche oder einen 
Monat, geführt wurden. Die Gröfse dieses Fortschritts kann nicht nur 
der bemessen, der sich schon mit den gerade auf diesem Gebiete zu 
Tage geförderten Ungereimtheiten abzugeben hatte, sondern auch der- 
jenige , welcher sich nur einmal die Mttlie genommen, den eigenen 
Haushalt etwas naher kennen m lernen. Immerhin haben auch die auf 
soldie Weise aufgenoDunaien Haushaltungsbudgets manches tM^irfindete 
Bedenken gegen sich. Geht nlfmlidi die Aufnahme so vor sich, da& 
verschiedene Haushaltungsvorstände ersucht werden, ein Haushaltungs- 
buch nach gewissen Regeln über eine bestimmte Zeit fuhren zu wollen, 
so wird tier in der metisf hlichen N'ntnr liegende Trieb, die eigene 
Person den andern Leuten in mc^lichst günstigem Lichte erscheinen zu 
lassen, sich auch hier nicht ganz verleugnen Lisscn, umsomehr als der 
Einblick in ein derartiges Rechnungsbucb dem Fremden einen untrüg- 
lichen Maisstab aur Beurtfaeilung des Charakters des Haushaltungsvor- 
standes und seiner Angehörigen an dw Hand giebt Gewifi ist in dieser 
angedeuteten menschlichen Schwachheit der Grund m finden, dals in 
den meisten auf solrJie Art ermittelten Haushaltungsbudgets die Aus- 
gabepo^en für Getränke, Vergnügungen, Cigarren usw. absolut und 
relativ niedrig erscheinen, oft so niedrig, dafs es selbst den kontrollieren» 
den Statistikern auffallt. 

In dieser Hinsicht M-heinen uns die aus eigener Initiative gefiihrten 
Hau.shu]Luug.sbüchcr viel grofserc Glaubwürdigkeit beanspruchen iu kön- 
nen. Allerdings ist bei dem Mangel an Kontrolle imbedingt nöthig, dafe 
die betreffenden Personen, deroi Haudialtungsbficher auf diese Weise 
Terwendet werden sollen, Gewissenhaftigkeit und Pünktlichkeit in hohem 
Grade in sich vereinigen. Es müssen Leute sein, cMe nicht nur im 
ersten Jahre ihrer Ehe ihrer Ausgabe- und FJnnahmewirtscfaaA ein flüch- 
tiges Interesse widmen und sich deshalb der Mühe unterziehen, ein 
Haushaltungsbiich zu fiihron, sondern die ihrem RechnunL^slmch Jahr fiir 
Jahr die gleiche Liebe und Sortrfalt widmen Leider durlte die Z;ihl 
derartiger Haiishaltungsbücher i^icm sein, wenigstens haben meine weit- 
verzweigten Nachtbrschungeii, bei denen mich Geistliche und Lehrer in 
der auvotkommendsten Weise unterstäuten, nur spärliches Material ge- 
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liefert. Welche Thatsache ich auch noch durch die gerade in solchen 
Familien herrscheiKle Ängstlichkeit bogriindet sehe, die sich nur in den 
selten^trn I alkii überreden läfst, einem Dritten einen so tiefen Einblick in 
ihr Hauswt seu zu gestatten. Jedenfalls wird das Haushaltungsbuch, das 
man unter Umständen dun h Vermittlung des Pfarrers oder Lehrers einem 
gänzlich Unbekannten überläfst, den Blicken eines Bekannten nie ge- 
affiiet So liatte mir cm College berichtet, dnls in seiner Gemeinife ein 
J^abriUei" seit lang^ Jahren ein Hanahidtunpbuch f&hre, das ich nur 
eifaalten kdnne, wenn icli daaelbe penönlich abhole; denn der Mann 
weigere sich, sem Haushaltungsbuch irgend einem Bekannlen in die Hände 
an geben. Zu der Seltenheit derartiger Haulhaltungsbilcher und zu der 
Schwierigkeit dieselben wissenschaftlicher Bearbeitung zugänglich zu 
machen, gesellen sich noch andere erschwerende Umstände. Die ört- 
liche Entfernung, die Unkenntnis der speziellen lokalen Verhältnis und 
die nöthige Konuole verursachen eine Menge Sclircibereien, Inanspruch- 
nahme einer grofsen Zahl von Fersonen, viele Gänge und Reisen. Femer 
geben die wenjgiten dieier Handialtungsbücher die Avdnnft, welche 
man durch die nach bestummten R^fai nun bewu&lien Zwecke ge- 
ftüvten Bücher erhalten kann und endlich ist (Se wi Menarhaftlirbe Auf* 
bereitung durch die gaue Anhige der betreffenden Bttcher meirt ni0b- 
sam und beschwerlich. 

Aber die auf solche Art und Weise ermittelten Haushaltungsbudgets 
haben einen sehr hohen Wert und eine bis jetzt entschieden zu wenig 
gewürdigte Bedeutung. Sie schlielsen einmal bei den oben arigefuhrten 
Vorauss* tzunffen den höchsten (irad der Glaubwürdigkeit in sich und 
dann gestatten sie einen Einblick in die Entwickelung des Hauswesens, 
der durch mdits anderes in der gleichen Weise verauUielt werden konnte. 
Nur sie stellen das Veifaältnis der emzefaien Ausgaben xu einander kkur 
und deutlich dar; nur durdi sie kOonen die Au^beposten in ihrer 
gatt2en Bedeutung und Trsgweite erfidst und erkannt werden. .Alle 
HOlftinittd, welche an diesem Punkte schon angewendet worden, sind 
zum mindesten unzureichend \md auf blofse Kleinigkeitskrämereien oder 
Spielereien hinati'^lruifend. Schna|iper-Anidt weist mit Recht in seinen 
,,Anrii< rk'i Ilgen über die Methode der Anordnung von Haushaltungs- 
biidgotv ' auf die Thatsache hin, dafs die Bekanntschaft mit den Geld- 
ausgaben einer Familie die Kenntnis der verbrauchten Werte niemals 
voflkommen und auch nicht immer annäbenid zu vennitteln imstande 
ist ,JDie meisten Budgets sind so nicht Budgets emes bestimmten Jahres 
ohne sogleich dicgen^en dnes einjiüurigen Durchschnitts aus einer be- 
stimmt abgegrenaten Reihe von Jahren su werden/' Ob die Vöigäog^ 
eines konkreten Jahres durch die Anwendung einer die Abnützung der 
aus früheren Jahren übernommenen Werte bezeichnenden Kolonne und 

') Fünf Dorfgemeinden aul dem Hohen 'l'aunus. (Leipzig iSS^.) S. 274* 

4» 
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durch die Trennting der in natura tind gegen bnr bezogenen und 
im Laufe des Jahres konsumierten Werte wirklich klar und deutlich er- 
lafst werden, durfte höchst fraglich sein. Jedenfalls ist die Fiktion einer 
gleichmäfsig fortschreitenden Abnützung, welche iK-i der Ünision des 
Anschaflungswertes durch die Jahre der Dauer hingenommen werden 
mufSf eme harte Nuls. 

Diese Schwierigkeit löst sich mit Leidktigkeit bei Haushaltung»» 
büchem, welche über eine Anzahl von Jahren geführt wurden. Allerdings 
lä6t sich hierbei kein völlig genaues Inventar aufst^en, da wohl in den 
meisten Fällen höchstens eine Mobiliarversirhcnings]>oHce imd deren Er- 
neucningen eventuell sogenannte Nachträge zur Vcrfugimg stehen durften. 
Aber die Vergleichung der > ersrhiedoncn Policen im Anfang und am 
Ende der Berichtsperiode sowk- die betrerlenden Ausgabeposten un l^ufe 
der verschiedenen Jahre geben ein gewife zutreffendes Bild der Abnützung 
und der Ergänzung Uberhaupt des ganzen Verlaufs der Konsumtion. 

Geburten und Todesfälle, Krankheit und Unfall, Freude und Schmerz 
zeigen sidi uns da in ihrer ökonomisdiea Emwirkünjg auf die Haus- 
und Lebenshaltung; Pretssteigenmgen , Lohnverkürzungen und Stei« 
gerung der Bedurfnisse zeigen ihren Einflufs auf die einzelnen Haus- 
haltungen imd Klassen. Die für Erziehung, Schulung und gewerbs- 
mäßige Ausbildung der Kinder ruifge wendeten Stmimen lassen sich mein 
oder weniger genau ausscheidun und berechnen. Auch die Verteilung 
der jährlich au^egebenen Sunune auf die einzelnen Glieder des Haus- 
halts dürfte wohl nur an Hand derartigen Materials etweldien Wert be* 
anspruchen. Weshalb ich zwei Haushaltungsbudgets veröfTentlicfae, weldie 
Auszüge aus Haushaltungsbüchem sind, dte 20 Jahre bng geführt wurden. 
Ich glaube dies um so eher thun zu dürfen, als beide Haushaltungsvor- 
stände die oben für noth^ erachteten Eigenschaften der Gewissenhaftig- 
keii und Pünktlichkeit in sehr hohem (»rade besitzen. Es sind die 
Haushaltungsbudgets eines Konunis. dessen Frau eine Speaereiwaren- 
handlung betreibt und eines Sc kundarlehrers. 

I>ie HaushaUungsrechnung des Sekundarlehrers wurde in eingebundenes 
Buch eingetragen, dessen Blätter rechts zwei Spalten, eine för die £m- 
nahmen imd eine fär die Ausgaben zeigen, wobei <Ue jeweilige Summie* 
rung der beiden Kolonnen am Monatsschluis eine leichte Kontrolle er- 
giebt Die Aufbereitung war in diesem Falle dne äufserst zeitraubende, 
indem es nöthig war, die einzelnen Ausgabeposten nach Kategorien ge- 
ordnet zusammenzustellen. Die Haushalttmgs!)ücher des Kommis da- 
gegen gestatteten eine viel leichtere Aufbereitung, weil sie nach einem 
bestimmten Formular geführt wurden. Es wurde nämlich zu den Ein- 
tragungen fast unmer ein von H. Ludwig (Zürich) herausgegebenes Haus- 
haltungsbuch verwendet Dieses Formular acheint fiberimspt häufig be- 
nutzt worden zu sem, wenigstens erscheint dasselbe fast jedes Jahr in 
neuer Auflage. x866 finden wir die 6. und 1872 die 12. „vermehrte 
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und verbesserte" Auflage, später treffen wur |,neue und verbesente** Auf- 
lagen dieses Haududton^sbuches im Gebrauch unserer Haushaltung. 
Dieses Haushaltungsbuch hat je 4 Seten iär einen Monat bestinunt Der 

für jeden Monat zu benutzende Raum ist in 21 Abteilungen eingeteilt 
mit nachfolgenden Überschriften: i) Fleisch und Wurst etc., 2) Brot und 
Mehl, 3) Spezerei- und Teigwaren, 4) Gemüse tind Obst, 5^ Allerlei, 
6) Getränke, 7) Milch und Eier, 8) Butter und Schmak, 9 Ol und 
Kerzen, 10) Arzt und Apotheker, 11) Kleines Backwerk, 12^ Kleider und 
Schuhe, 13) Wäsche und Wajichlöhne, 14) Tag- und Üienstlohne, 15) 
Brennmateriaüen, 16) Haus- und Küchengeräthe, 17} Steuern und Schul- 
limine, 18) Miethe und Baukosten, 19) Ehrenausgaben, 20) Zusammenzug 
der Ausgaben, 21) Kassakonto. Dieses Schema läfst, abgehen von der 
prinziplosen ^dieilung, viel zu wünsdien Utting, Die Verteilung der 
Ausgaben auf 4 Blätter macht die Führung des Haushaltungsbuches. 
kcmplidert und beschwerlich. Erst nach jahrelanger Angewöhnung an 
das vorliegende Fomuilnr ist die Hausfrau imstande, jedesnvil uif den 
ersten Blick die rii hii<:;e Rubrik 7X\ finden, was aus zuerst am unrichtigen 
Platz eingetragenen Postrn, die sich in den ersten Haushaltungsbuchem 
unserer Familie zur Genüge finden, hervorgeht, sowie aus der That- 
sache, dafs unter „Allerlei*' viele Ausgaben auigetiihrt wurden, welche in 
emer andern Rubrik hätten Plats finden sollen. Daraus ergibt sich deut- 
lich, dais es verfehlt ist, sum Zwecke der Erlangung von Haushal- 
tungsrechnungen Arfaeilerlrauen Haushaltungsbficher einzuhänd^en, in 
welche die Ausgaben narli Kategorien getrennt einzutragen sind. Können 
gebildete Frauen, wie dies hier der Fall ist, solche Bücher erst nach 
jalirelanger T^hung rirhiig fuhren, wie könnte man solches von der un- 
gebildeten, der Arbeitel trau, welcher mdem meistens noch weniger Zeit 
hierfür zur Verfügung stehen dürfte, verlangen? Wir erwarten deshalb 
von den an versciiiedentn Orten gemachten Versuchen gemeinnutziger 
Gesellschaften, durch unentgeltliche Abgabe derartiger Haushaltungs» 
Imcber die Familien zu geordneter Rechnungsführung zu veranlassen» 
keinen grofsen Erfolg. Wenig^ns war es mir bis jetrt nicht möglich, 
aus einer grolsen Ortschaft, in welcher eine grofse Zahl solcher Hau»^ 
haltungsbücher verteilt worden war, ein genau und n gc lni;lfsig geführtes 
deiartiges Rechnungsbuch erhalten zu können. Die mir zu Gesicht 
kommenden Haushaltungshücher aus dieser Gemeinde waren höchstens 
einige Monate genau gefuhrt. Später begaim eine Rubrik nach der 
anderen tuiausgefüllt m bleiben, bis s( hliefslich das ganze Buch aul die 
Seite gelegt wurde. Deshalb liat wohl C. Landolt in seiner „Anleitung 
zur .\ufnahme von sogenannten Arbeiterbudgets" das Richtige gefunden, 
wenn er zur Erlangung möglichster Ein&chheit der Buchführung 
empfidilt, „Ausgaben und Einnahmen m richtiger Reihenfolge auf der- 
selben Seite zu notieren und dabei die Einnahmoi durdi Untentrekhea 
der Summe aussuseidmen. Die etwas grö&ere Mühe winenschaftlicher 
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Aufbereitung eines auf diese Weise geführten Haushaltungsbuches wird 
durch wesonth'rhe Vorzüge mehr nls anfji^cwoc^en. Mit einem kompli- 
cierten Formular wäre es ihm gewils unmöglich gewesen, das wertvolle 
Material zu seuier höchst verdienstlichen Arbeit ,,Zehn Basler Arbeiter* 
haushaltungen" ') erlangen zu können. 

Für den vorliegenden Fall bitte die BocfafUfanmg schon dadnrch 
wesentfich einftcher gestaltet werden kttnnen, wenn für „Kleider und 
Beachahang** und fUr ,,Ant und Apotheke** jedes Jahr em einziges Blatt 
vorhanden gewesen wSre, während die Ausgaben fUr „Miethe und Bau- 
kosten" und fiir Brennmaterialien ganz gut auf einer einzigen Seite Platz 
trefmidcn liätten. K!)enso hätten die 8 Zeilen, welche jeden Monat für 
,,Steucrn und Schulloline'' offen standen, in unserem Falle fürs ganze 
Jahr genügt Die Rubrik für „Kleines Backwerk'' sowie diejenige fiir 
^Ehrenausgaben" ist jedenfiüls hier ganz überflüssig gewesen. Allerdings 
ist besagtes Haushaltungsbcidi vom Verüuser hauptsächlich für „bemittelte'' 
Familien bestimmt, wie ans der auf dem Tittell^tt gedruckten Bemerkung 
Sil entnehmen ist, itordi weh&e in Kttrse auf Wert und Zweck der Füh- 
rung eines Haushaltimgsbuches hingewiesen wird. Am Schlufs dieses 
Formulars findet sich Raum fiir die Jahresrechnungen sowie ein Scliema 
zur Zusamnicnstellung der Ausgaben und Einnahmen im ganzen Jahr, 
femer eine Waschtabelle und eine Seite fürs Inventar. Diese beiden 
letzten Seiten sind in unserem Falle immer unausgelüllt geblieben. Die 
erwähnte Kinteilui^ findet sich in allen Ausgaben. Nur die Verteilung 
der verschiedenen Au^bekat^rien auf den sur Verfügung stehenden 
Raum hat einige unwesendiche, den pcaktisdien Bedürfnissen entsprechende 
Abänderungen erfidiren. 

Das Vorhandensein der Mängel an besagtem Formular in praktisdier 
Hinsicht wird auch durch die Thatsache beleuchtet, dafs unsere Haus- 
frau in mehreren Jahren unserer Berichtsperiode ein anderes Haushaltungs- 
buch verwendet. So finden wir 1875 ein in St. (lallen fScheitlin & 
Zollikofer) in 10. Auflage erschienenes „praktisches Haushaliungsbuch" 
in unserer Familie. Dasselbe bestimmt auch 4 Seiten für jeden Monat, 
auf wddien die Au^ben in folgender Weise eingeteilt and: x) Fldsch, 
GeBttgel, Fische, a) Brot, Mehl, Teigwaren. 3)Gemflse,Ob8L 4} Milch, Butter, 
Käse, Eier. S) Kleine Efswaren. 6) Kaffee, Thee, Zucker, GewUrs. 7) Ge- 
tränke. 8) T.eucht- und Heizstoffe. 9) Bekleidung und Toilette. 10) Hand* 
werker, Verschiedenes. 11) Haus- und Küchengeräte. 1 2) Betten, Wäsche, 
Waschlöhne, i V Dienst- und Taglöhne. 14) Bau-, Miethe- vuid Grirten- 
kosten. i5} Steuern, Schulgeld, Almosen. 16; Vergnügen. In jedem 
Monat findet sich terner Raum für ..die Wiederholung der Ausgaben'" 
imd „Kas&akonto". Der Vorteil, den dieses Formular durch die Ver- 
minderung der Au^gabekategorien gegenüber dem suerst Geschilderten 
j *■ 

') ZeitMhrift fiir lebwelMriBehe Sfatiatik. Jahisug 1891» 3- Hefk. 
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faielet, wird durch andere Unxakämnilidikeiteii anf^ewogen. Wir begn^ea 

uns mh dem Hinweis auf die su den grölsten Mifsgriffen inlafsgebende 
Rubrik „Kleine Efsvkaren", worunter wir Öfters Kaffee und Thee notiert 
finden, obgleich hierfür eine besondere Kategorie vorgesehen, an die 
sonderbare Verbindung der Au.sgai)en für Handwerker und Verschiedenes, 
sowie an die Vereinigung der Ausgaben für Steuern und Schullöhae mit 
denjenigen für Almosen. 1877 benutzt die Hausfrau ein im Verlag der 
J. C. Meiaelflchen Bnchhaadltiiig in Herisau enchienenes Hauahattungs- 
bu^ Dassdbe sditiefst sich eng an das Ludwtgsche an. Nor die 
Reihenfbige der Au^bekategorien ist etwas veiändeit Für Miete und 
Baukosten findet sich in diesem Formular kein Raum vorgesehen, wäh- 
rend die Ausgaljen fiir Kaffee und Thee von den Spezereiwaren getrennt 
aufzuführen sind. Am Schlufs ist den auch bei den übrigen Haushaltungs- 
büchem sich findenden Tabellen noch eine Sammlung von ,|Rezepten 
fUr das Hauswesen" beigefügt. 

Neben diesen Haushaltungsbüchem wurde auch in 2 Jahrgängen das 
ans der Stemdnickerei von G. Hurter in Fiauenfeld stammende Hans» 
hattungdMidi vetwendet. Dieses hat ein etwas i^toes Format ab die 
anderen. Es bestimmt bloss 2 Seiten ftir jeden Monat tmd verteilt die 
AttSigaben in folgende 12 Abteilungen, die alle gleich grofsen Raum ein- 
nehmen: i) Fleisch; 2) Brot und Mehl; 3) Butter, Milch und Eier; 
4) Gemüse und Obst; 5) Spczcreiwarcn ; öj (Jetränke; 7) Kleider; 8 Wäsche; 
91 Taglöhne; \o\ Hausrat; 11) Hreimmaferialien ; 12) Verschiedenes. 
Für die Einnahmen findet sich eine besondere Rubrik. Am Schluf» ist 
eine Tabelle zum ,,Zusaumienicug aller Ausgaben und Einnahmen'^ Dieses 
Formular achemt uns eines der handlichsten und rationellsten zu seiiv 
die mir SU Gesicht gekommen, obgleich hier die Rubrik fUr „Verschie- 
denes" eine allsu vielseitige w«den mufite. 

I. FaU. 

A. Der HanslialtniigsvorstAfid ist ein Kommit. 

bcricbUperiode : I. Jan. i866 — 31. Dez, 18Ö5. 
C i V i 1 s t a a d. 

Die Familie besteht im Anfang der Berichtsperiode aus dem 2 6 jäh- 
rigen Haushaltungsvorstand und seiner 2 5 Jahre :üten Frau. Im Oktober 
rR66 wurde die Fr\milie durch die Geburt einer 'l'ochter vermehrt. Im 
September des tolgenden Jaiu^s wurde wieder eine Tochter geboren. 
Im Februar 1870 erhielt die Familie neuen Zuwachs durch die Geburt 
eines Sohnes. Ein hn März 1873 geborenes Töchterlein starb schon 
nadi 6 Monaten. Das im Junt 1874 geborene KnKblein wurde nur 
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einige Wochen alt. Im April 1876 wurde wieder eine Tochter geboren. 
Die l amilie bestand also die Hälfte der Berichtsperiode hindurch aus 
6 Köpfen, nämlich aus den beiden Ehegatten, 3 Töchtern und i Sohn. 

Wohnung. 

Die Familie benrohnt den i. Stock eines mitten in der Ortschaft 
gelegenen zweistöckigen Wohnliauses. Im I'arterre befindet sich ein 
Ladenlokal, eine Schreiner%verkstätte und eine Waschküche. Der 2. Stock 
wird \on\ Hausbesitzer bewohnt. Die Wohnung besteht aus 5 Ziranicrn 
nebst einer geräumigen Küche, sowie dem Anteilrecht au Kclkr, Estrich 
und Waschküche. Die Zimmer sind geräimiig, hoch (3 '/a und hell Samt- 
liehe Wohnräume sind ausgetäfelt und mit ÖUiariie bemalt 2 Zimmer 
sind heizbar. Der gr&lste Raum wird ab Wohnstube benfltst 3 Zimmer 
dienen als Schlafräume flir die Familienglieder. Das schönste und hellste 
Zimmer wird nach einer weitverbreiteten Unsitte als Besuchsstube oder 
„Visitenzimmer" verwendet. So lange das jüngste Kind im Schlafzimmer 
der Eltern schlief, war auch noch ein Besiichsschlafzimmer vorhanden, 
so dafs unsere Ffimilie sich wahrend einer langen Reihe von Jahren den 
Luxus gestaltete, /.wci Zimmer zu besitzen, welche jährlich niu: einige 
wen^e Male benutzt wturden. 

Gesundheitszustand. 

Die gesundlieitlichen Verhältnisse der l amilie waren ziemlich günstig. 
Der Mann erfreute sich während der ganzen Berichtsperiode der besten 
Gesundheit und bedurfte nur zweimal ärztlicher Behandlung, wobei es 
sich inmier um KraHldieit durch Unfall handelte. Auch die Gesundheit 
der Frau liefs nicht viel zu wfinsdien übrig. Allerdings ging bei ihrer 
sarten Konstitution und ihrer Oberbttrdung mit Aibdt fast kein Jahr 
▼odiber ohne leichtere Krankheit Der Verlauf der Geburten war meist 
ein günstiger, so dafs die Frau schon nach wenigen Wochen wieder ihre ge- 
wohnte Beschäftigung verrichten konnte. Nur im Jahre 1873 war die 
Hausfrau infolge der Gelmrt eines Tochterleins 10 Wochen uns Bett ge- 
fesselt Auch die Kinder erfreuten sich verlialtnisniafig guter Gesundheit. 
Die Kinderkrankeiten, welche sich einstellten, nahmen einen günstigen 
Verlauf und verursachten keine gröfseren Ausgaben und StGningen im 
Haushalt Nur das älteste Töcbterlein bildete eine Ausnahme hiervon. 
Dasselbe war zum Zwecke einer Operation im Jahre 1872 circa 30 Wochen 
im thuigauischen Kantonsspital. 

Vorsorglichkeit. 

Im Anfang unserer Berichtsperiode ist nur das Mobiliar versichert 
Ent seit 1874 ist der Mann Mi^l^ des in seinem Wohnort und den um» 
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liegenden Ortschaften gegründeten Sterbe Vereins, welcher zur Kategorie 
der sogenannten „Frankenvereine" gehörte, deren Statuten so bekannt 
sind, dafs wir darüber nicht viele Worte zu verlieren brauchen. Der 
ebenso einfache als schiefe drundsatz, auf den sii Ii ilii !>e Vereine auf- 
bauen, besteht (iarin, dals jedes Mitglied ohne Unterschied des Alters 
und der Beschäftigung bei jedem J'odesfall eines Vereinsgenossen je einen 
Beitrag von i Frk. zu leisten hat Natürlich ist bei solchen Vereinen« 
die von einer irregeleiteten Gemeinnützigkeit an manchen Orten ins 
Leben geiufen worden, der zu bezahlende Jahresbeitrag ebenso variabel, 
wie die jeweils nur von der Mitgliederzahl abhängige Vcrsic heningssummet 
weldie bei den einzelnen Todesfällen ausgerichtet werden konnte. 

P^^vchisrhc J> c d ti r fn i s c und moralische Haltung. 

Geistige Dedui tnissc und Krtu)luni;en spielen in unserer Faniilie keine 
grofse Rolle. Liuc Zeitung wird seit Gründung der FaniiUc gemeinsam 
mit einem Nachbar gehalten. Der Abonnementspreis wird von beiden 
Haushaltungen je zur Hälfte getragen. Es ist dies ein namentlich in 
den Dörfern mit landwirtschaftlicher Bevölkeiui^ häufig praktizierter 
Brauch, wo oft 3 — 4 Familien eine Zeitung gemeinsam halten. Zu der 
Zeitung kommt alle Jahre ein Kalender nebst einigen anderen kleinen 
Schriften imd Hroschüren, wie sie gelegentlich von Hausierern verbreitet 
werden. Ferner ist die I'arnilie Mitglied der im Orte bestehenden Lese- 
gesellschaft, die in ihren wüi hcntlich zirkulierenden Mappen cirra i o — i 2 
Zeitschriften tmd 2^itungen hält. Beispiels wegen seien die von besagter 
Gesellschaft im Jahre 1886 gehaltenen Zeitschriften hier angeführt: „Das 
Buch fiir Alle 'S „Illustrierte Welt „Helvetia", „Schweizerisches Familien- 
wochenblatt", t^horers Familienblatt", „Fliegende Blätter", .^Schweizerische 
Blätter für Gesundheitspfl^pe", ,,Zürcher Bauer" und „Schweizerische land- 
wirtHchaftliche 21eitschrift''. Dazu wurde im Winter hie und da ein Buch 
aus der Leihbibliothek entliehen. 

Die Kinder besuchten je vom 3. Altersjahre an die Kletnkinder- 
schule. Die beiden älteren Maih hen traten je nach /urü( kgelegtem 

5. Altersjahre in die Primaisehule ein, wahrend der Knabi- und das 
jüngste Mädchen die Klcinkiiidcrschule bis nach dem zurückgelegten 

6. Altersfahre besuchten, um dann in die Primarschule überzutreten. 
Die Mädchen besuchten blofs die Primarschule. Für ihre weitere Aus- 
bildung wurde im Laufe unserer Berichtsperiode nichts verwendet. Der 
Knabe dagegen trat im Frühjahr 1883 in die Sekundärschule ein. Nach 
dreijährigem Sekundarschulkurs wurde er als Lehrling im j,'leichen Ge- 
schäft, in welchem der ^'ater angestellt ist, unter^'ebradit. Die Kinder 
scheinen mittelmäfsig bcanlagt. Doch mk hen sie den Mangel an Be- 
gabunj^ durch Fleifs und ( icwisscnhartigkeit zu ersetzen, so dal's die 
Schulzeugnisse nnmer Ixrfriedigeud waren. 

Die Familie ist sehr kirchlich gesinnt Jeden Sonntag besuchen 
Mann und Frau den Gottesdienst Der I^den bleibt den ganzen Sonntag 
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Vormittag geschlossen. An den in der Kirche für Mission und andere 
religiöse und kirchliche Zweckt' erhobenen Kollekten beteiligen sie sich 
lebhaft. Aber aiu h sonst siu ht die Familie, sich an wohlthätigen und 
gemeinnützigen Werken 7\\ beteiligen. So .sind Mann und Frau Mit- 
glieder des 1870 ^gegründeten Hülfsverein«; für (leiniitskranke. und -,eit 
1884 deü ihuig. -\rTneuerüiehuugsvereins. Kerner ist die 1 lau Mitglied 
des im Orte bestehenden FraaenTereins» der sich den Zweck gesetzt hat, 
der Annut im Dorfe durch Verteilimg von Natuialgeschenken an so- 
genannte MKaosurme" «11 steuenL An den im Orte bestehenden ge- 
sellten Vereinen dsge^n beteiligt sich unsere Familie piinBipieU nichts 
da es für einen Geschäftsmann nicht angezeigt erscheine, am Vereias- 
leben teilzunehmen, weil dasselbe leicht an seine physischen und pekuniären 
Kräfte allzugrofse Anforderuniren stellen könnte. Dieser Grund ist jeden- 
falls l>ei dem gerade in dieser grofsen ( )rts( haft herrschenden Vereins- 
unfug ganz stichhaltig. XN'iire unser Haushaltungsvorstand nur einem 
Verein als Aktiv- oder Passiv mitgiied l>eigetreten, so hätten ihn die 
anderen Vereine auch sur Mitgliedschaft heranzutiehen gesucht, was das 
aber für seinen Geldbeutel .bedeutet hätte, mag die Thatsadie illustrieren, 
dafs dort 9 verschiedene Verdne ihr Ossein fristen. Nach dem bereits 
Gesagten ist es ftst überflüssig tu bemerken, dafs die Familie still und 
xurttd^esogen lebt. Ängstliche Sparsamkeit und Pünktlichkeit kenn» 
zeichnen diese Familie, die sich, ohne viel von sich reden zu machen, 
in den festL'(*trotenen Geleisen des Lebens bewegt Das Verhältnis 
zwischen den l- hegatten ist, wenn auch nicht gerade eiu herzliches, so 
doch ein gutes. Die Kinder sind gtit er/.ogen und frühzeitig zur Arbeit- 
samkeit und zur Sparsamkeit angehalten worden. 



Geschichte des .\. und seiner Familie. 

A. ist das emsige Khid gut situierter Eltern. AnflIngUch von 
seinem Vater zum Studiren bestimmt, besuchte derselbe während 6 Jahren 
das Gymnasium in Konstanz. Allein er konnte dem Studium keinen 
rechten (Tesrhmack abgewinnen; die Eltern gaben meinem Drängen 
nach und brachten ihn in einem Hnndelsgeschaft in /unch als Lehr- 
ling unter. Nach 4 jähriger Lelir/eii war er an verschiedeneu Orten 
als Kommi.s thätig, bis er in einer Fabrik seines HeimalM^rtü eine Stelle 
erhalten konnte. Allerdings war der ihm in Aussicht stehende Gehalt 
ziemlich niedrig; allein die der alternden Mutter, die nach dem 

Tode ihres Mannes ihre letzten Lebensjahre gerne in der Nlihe thies 
Sohnes sogebracht hättef veranlafsten ihn sur Annahme dieser Stelle in 
seinem Heimatsorte, Nach dem Tode seiner Mutter gedachte A. nodi 
einmal in die Feme zu ziehen. Jedoch seine Mutter suchte diesen in 
die Feme schweifenden Gedanken ihres Sohnes zu wehren, indem sie 
ihn zur Veiiieiratung nötigte. Im Juli iS^5 verheiratete sich A. mit 
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•einer hrareD und tüchtigen Toditer seines Hetmatsortes. Der neue 
Haushalt sollte sich «mächst demjenigen der Mutter anschliefsen. Die 
sich noch nistig fiihlende Mutter wollte dem gemeinsamen Haushalt vor- 
stehen, während mr gewinnbringenden Ausfüllung der Zeit der jungen 
Frau eine kleine Sperereiwarenhandlung in Gang gebracht wurde. Die 
Gclcf^Liihcir hierzu war besonders günstig, weil im Parterre des von der 
Familie hcwohnten Hauses ein Ladeiilokal zu mietheu war. So schien 
sich der Familie ein schönes und ruhiges Leben zu eröffnen. Ailcia 
wenige Wochen nach des Sohnes Verehelichung starb die Mutter. Nun 
toat f&r die junge Frau zur Besorgung des Ladens auch noch die FUh- 
fung des Haushalts. Ein Dienstmädchen zu halten, erschien bei dem 
kleinen Einkommen des Mannes als Luxus. Das erst kürzlich mit ziem* 
lieh viel Unkosten begonnene ladengeschäfl wieder aufzugeben, muiste 
schon im Hinblick auf die durch die wachsende Familie sich steigernden 
Ausgaben als unthunlich erscheinen, umsomehr aLs das von der Mutter 
ererbte Vermögen lantje nicht so grofs war, als erwartet worden. Der 
Vater hatte sich zu iruii mit einer zu kleineu Summe zur Ruhe gesetzt 
Die Zinsen des Vennögens hatten nie zur Deckung der Auslagen genügt, 
weshalb skh das Kapital im Laufe so vieler Jahre bedeutend vennindert 
hatte. Deshalb sah sich die Junge Hausfirau zur Fortführung des Laden« 
geschfifts neben der Besoldung des Haushalts gezwungen. Eme schwere 
Arbeitslast ruhte nun auf ihr, die oft nur mit gröfster Mühe und höchster 
Kräfteanspannung bewältigt werden konnte. Die ersten 8 Jahre der Ehe 
bedc iiti II für die Hausfrau eine last ununterbrochene Arbeitsperiode. Früh 
am Murgen und spät Abends mulsten die den Tag über versäumten 
Hausgeschäfte nachgeholt werden. Durch das stete Eingespanutseiu der 
Flau ins Joch des Erwerbs scheint das Familienleben täi den Mann 
seinen Reiz etwas verloren zu haben. Kam er Abends müde vom 
Bttreau nadi Hause, so verliefs er gerne rasch wieder sem Hom, sidi 
in geselligen Kreisen etwas zu erholen. Mit dem Heranwach.sen der 
Kinder besserten sich diese Verhältnisse etwas. Die Kinder konnten 
der Mutter im Laden und im Haushalt mit mancherlei Hülfeleistung 
an die Hand gehen, so dafs sich die vom Manne oft schwer ent- 
behrte pünktliche Regelmäfsigkeit wieder einlnirgerte und der Haus- 
frau namentlich am Abend etwelche freie Zeit vergönnt war. Die glück- 
lichsten Jahre fiir unsere Familien scheinen die in der Mitte unserer 
Berichtqieriode Uzenden gewesen zu sein. Am Ende des s. Jahneimts^ 
über welches sich unser Bericht erstreckt, lagert ddi bereits die Sorge 
Mm die Zukunft der Kinder als düsterer Schatten über das Leben der 
Familie. F.s war der Mutter Wunsch gewesen, ihre Töchter einen Beruf 
erlernen rw ln<;s<'n, damit sie selbst ihr Brot envcrbcn könnten. Allein 
der Haushaltungsvorstand hatte diesen (bedanken weit von sich gewiesen. 
Er glaulite die .\rl)eitskräfte der Töe.hter könnten im Haushalt und bei 
Besorgung des Ladens genügende Verwendung hnden. Dabei hatte er 
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wohl mit zwei Hoffnungen gerechnet, die sich beide als trügerisch erwiesen. 
Er hüftte einmal auf eine steigende Krc(]iienz seines Ladens, was nicht 
der l all war, wie wir später sehen werden nnd dann auf ein groises 
Yennögen, welches ihm nach dem Tode seiner Sc liu iegercUcrn zufallen 
würde. Auch diese Hoffnung erfiillte sich nicht, denn durch den schlech- 
ten Geschäftsgang und unglückliche Spekulationen hatte sein Schwieger- 
vater sein ganzes Vennögen verloren. Er starb vor den Z u s aimwen » 
bmch seines Geschäftes» IMialb soll nun der jUngstoi Tochter durch 
den Besuch der Sekundärschule imd Erlernung eines Berufs G^egenheit 
gegeben werden, sich aufserhalb des Hauses ihr Brot verdienen m kön- 
nen. Auch die Zukunft des Sohnes bereitet den Eltern schwere 
Sorgen. Dersell»e /ei^tt /.ienili( h schwache Begabunij. Eine NVi^-ung zu 
einem bestimmten Berut hatte er tue gezeigt und ausgesprochen. \N>shalb 
er nach langer Erwägung in dem Geschäft, in welchem der \ aiei als 
Koounis thätig, in die Lehre trat. Damit ist der Lteblingswunsch des 
Vateis, seinem Sohne eine bessere Lebensstellung erringen xu helfen, an 
der mangelnden B^bung und der körperlichen Schwächlichkeit des 
Spröfslings gescheitert. Wohl verläuft so das I..eben unserer Familie in 
äufserlich ruhigen und geordneten \'erhältnis.sen , wohl sind Not und 
Mnnj^el ihr ers])art tieblieben und hat Si Inner/, luid Leid nur leicht \\x\d 
vorübergehend an ihrer Thür geklopft und dennoch zeugen und reden 
* unsere Haushahun<;.sbud<;ets \on viel Mutic und Arbeit, von in.inchen 
in die Bruche gcgaugeiien Tlanen und zerschellten Hotfnungen. „Ein 
großer Geschäibmann gedachte A. in setner Jugend zu werden und er 
bleibt sein ganzes Leben hindurch Kommis; ein reicher Mann strebte 
er später zu werden^ der seinen Kindern ein grofses Vermögen hinter* 
läfst — und er ist ein ,,armer Herr" geblieben» der mit Mühe und Not 
sich durchs Leben ringt" 

Inventar. 

Die Wohinnig des A. ist geschmack\oll ausgestattet und erweckt 
den Eindruck der Wohlhabenheit Beide Ehegalten hal>en eine grofse 
Freude an ihm» Mobiliar. Das bereits vorhandene Mobiliar der Mutter 
wurde durch die sehr schöne und reiche »rAussteuer'' der Hausfrau er- 
gänzt Die „Visitenstube" enthält ein Sopha, 6 Polatecsessel, einen 
runden Tisch, einen WeifszeugscJuank und eine Kommode. Der Fu(is* 
boden ist mit Teppichen belegt. An den Wänden sind Bilder und 
Photographien. Die fjat>/e .Ausstattung dieses Zimmers, welches der 
Stolz des Hausherrn und der Hausfrau zu sein scheint, verrät einen ge- 
diej^enen ( les( hmack. Die Bilder an den Wänden lassen auf lein au.s- 
geprägten Kunstsinn schlicfseii. Die auf dem 1 isch hegenden .\lbuniS| 
die Photographien berühmter GemäldCp die Städteansichten und Stahl- 
stiche, welche diese Familie besitz^ sind übrigens wie mir A. mit Er- 
röten bemerkte, als ich dieselben betrachtete, zum gröfsten Teil von 
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seiikcm Vater ererht oder von seinem Schwiegervater geschenkt worden. 
Der Au'istattung der Visitenstube eiitsj)n( fit die Möhlicnmg der übrigen 
Zimmer. Die Wohnstul>e scheint fast etwas ul)crladen mit Mobiliar. 
1 Tisch. 8 Sessel. 2 Lehnsliihlc, i Sopha, i SckrcUir, 1 Gla-sschrank, 
I Arbe>tstis<:h, i Blumentisch und 1 Nähmaschine nehmen den Raum 
der Wohnstube fast über Gebühr in Anspruch. Zwei Schlafzimmer sind 
mit Harthols-Möbeln ausgestattet, während das Mobiliar des andern 
Schlafzimmers aus Tannenholz angefertigt ist. Die Ausrüstung der Schlaf* 
Zimmer besteht aus den nötigen Betten, Nachttischchen, Kasten, 
Stöhlen und Wascheinrichtungen. In dem Zimmer, in welchem die 
Eltern schlafen sowie in der zuerst als fiesuchsschla&immer dienenden 
Schlafstube des Knaben, befindet sich je eine Waschkommode mit 
Mannüraufsatz. In dem Zimmer, in welchem die 3 Mädchen schlafen, 
dient ein einlacher Wnv( htisi h (kmsel))en Zweck. Fin näherer Einblic k 
in die Ausrüstung der Kamine mit Wcifs/cug und Kleidungs-stücken war 
bei meinem Besuch bei derselben, wobei ich durch alle Zimmer geführt 
wurde, aus naheliegenden Gründen nicht möglich. Jedoch scheint die 
Familie auch in dieser Hinsicht genügend aufrüstet zu sein. Diese 
kurze Charakterisierung des Mobiliars sott ein Auszug aus der im 
Dezember iS65 abgeschlossenen Mobiliarversidierungspolice ergänzen. 
Es waren da die- „Zimmergerätst haften" mit 3000 Fcs., die „Gold- und 
Silberwaren" mit 800 Fcs., die ..Rürhengcrätschaftcn" mit 600 Fcs., 
„Weifszeug und KK ider" mit 2300 Fcs., die Bücher mit 5o Fcs. und 
die Kellereinrichtung mit 250 fVs. versichert. Die Summe war viel zu 
niedrig; denn einerseits sind verschiedene ßedurfnif^grupijen in der 
Mobfliarvezsidieiungspolice nicht vertreten zum Beispiel Lebensmittel und 
Brennmaterialien und andererseits sind die meisten Gegenstände unter 
dem Ankaufspreis taxiert worden. Was schon aus der Thatsadie her- 
vorgeht, dafs die «Aussteuer'* der Frau allein 9000 Fcs. gekostet hat. 
Bei dieser Ausstattung ist es ganz natürlich, dafs die flir NeuanschafTimgen 
von Mobilar und Hausgerät verwendeten Beträge unbedeutend sind. 
WescntÜt h gröfscr sind dap^et!;cn die .\tiscjaben für Bekleidung. Wtirden ja 
im ersten Jahrzehnt 2673. ,^2 ' * und im zweiten Ueccnnium 2755.58 Fcs. 
ftir diesen Zweck au-sgeuehi n. Deshalb ist in der 1884 neu aufge- 
noniüienen Mobiliarversiclieningspolice die Versicherungssumme für 
„Weiüszeug und Kleider** um 2500 Fcs., diejenige für ,,Zimmeigerät- 
Schäften** um 350 Fcs. erhilht worden, während die Lebensmittel för 
50 Fcs. und die Brennmaterialien ftir 100 Fcs. neu veisichert wurden. 

An zinstragenden Kapitalien besafs die Familie im Anfimg unserer 
Berichtsperiode 7000 Fcs., wovon 2000 Fcs. im Ladengeschäft angelegt 
worden waren. A. hatte, so lange er ledig war, seinen Gehalt aufgebraucht 
und keine F.r<;i)amlsse gemacht, so dafs seine Mutter das Geld zur Grün- 
dung der Sjjezereiwarenhnndhinf,' vor«;tre( ken mulste. Bei dem Todesfall 
der Mutter fand A. noch 5000 Fcs. Vermögen vor, so dafs sich also die 
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zinstragcoden Kapitalien unserer Haushaltung bei Beginn des Jahres 1 866 
auf 7000 Fcs. beliefen. Eine Air die Frau sowohl als auch für den 
Pawriialtiingsvowtand, der nie einen Einbilde in die Verai<SgeiisveriUttt* 
nisse seiner Mutter gewinnen konnle, „enttäuschend Iddne Somme,*' 
welche zudem ncx:b xiemlich ungfinstig angelegt war. 

Da unsere Haushaltung den 21ins des Barvermögens nie brauchte 
und aus dem Arbeitscrträgnifs fast alle Jahre noch einige Ersparnisse 
machen konnte, so erhöhte sich der Besitzstand des A. im Laufe unserer 
Berichtsperiode. 

Im ersten Jalirzchnt genügte- das iVibcitserträgnifs der beiden Vht- 
gatten in den Jahren 1872, 1873, 1874 und 1875 vöUig zur 

Deckung der jährlichen Gesamtau^pben, und mu6te deshalb der Zins 
des Barvenndgens teilweise hiersu verwendet weiden. Die Grilnde dieser 
Thatsache sind bereits bei der Schilderung des Cmlstan^ und der Ge> 
Sundheitsverhältnisse unserer Familie angefUhrt worden. Trotzdem vei^ 
mehrte sich das Bar\'ennögen unserer Haushaltung \\m 6732.73 Fcs. im 
Laufe des i. Jahrzehnts. Die Anlage dieser Ersparnis.se scheint eine 
gute zu sein, obschon sich A. nicht enthalten konnte, einen Teil seines 
mit viel Muhe und manchen Entbehrungen zurückgelegten Geldes in 
Aktien anzulegen. 

Im zweiten Jahrsehnt unserer Berichtsperiode genügten die jährlichen 
Einnahmen ans der Arbeit nur dreimal nicht zur Deckung der Ausgaben, 
nämlich m den Jahren 1876, 1883 1885. Allerdings war der aus 
dem Zins ai deckende Tdl der Ausgiiben gering. Betrug ja dersell>e 
1876 45,96 Fc5., 1884 sogar nur 19,81 Fcs. und 1H85 75,78 Fcs. Auch 
hier ist die Erklanmg dieser Erscheinung bereits in der Geschichte der 
Familie und ihren (lesundheitsA'erhältnisscu gegeben. In das Jahr 1876 
fallt die Geburt des jüngsten Mädchens. 1884 erfordert die höchste 
Summe für Steuern im ganzen Jahrzehnt Ebenso wird der für Vor- 
soiglichkeit in diesem Jahr aufgewendete Betrag nur durdi die beztigliche 
Ausgabe des Jahres 188S ObertrofTen. 1885 erlitt der Hausvater einen 
schweren Unfall, welcher bessere Verpflegung und Ernährung nOtig machte. 
Trotz dieser Verhältnisse Und der, wenn auch nur geringen Verminde- 
rung des Arbeitserträgnisses gegenüber demjenigen des ersten Jahrzehnts, 
erzielte imsere Ilnushalt inf: in der 2. Hälfte unserer Berichtsperiode eine 
Vemiehnmg des Harvennogens von 7294,46 Fcs. Die Anlage dieses 
Geldes scheint nach den Aulserungen des A. und den Zinsertragnissen 
keine gute zu sein. Im „Kapitalbuch*' sind Summen verzeichnet, deren 
Zinsen ntehrere Jahre ausstehen. Ebenso treffen wir im 2. Jahneknt hier 
und da grOisere und kleinere Verluste, welche JCspitahbachreibtingen" 
zur Folge hatten. Das Banrermagen unserer Haushaltung hat sich also 
Im Laufe der zwanng Jahre, Ubo- welche sich unser Bericht erstreck^ 
um 14087,19 Fcs. vermehr^ wozu sich die gleididseitige We r t vcfg r ü feerung 
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des Mobiliars und der Beklcidiingsg^genstände usw., die jedenüaUs imn- 
destens 3000 Fcs. beträgt, geseUt 

Das Budget, 

a) I. Jahnelmt 

Die Ejimahmen betnigeo . . . «9800.09 Fcs. 
Die Ausgaben beliefen sich auf . 23067.36 „ 

Bleibt demnach ein Baarbestand zu 
Ende der Berichtsperiode . . 6732.73 Fcs. 

b) 2. Jahnelmt 

Die Einnahmen beliefen sidi auf . 3t 752.63 Fcs. 
Die Autgaben beliefen sich auf 2445s 16 

Bleibt demnach ein Barbestand zu 

E^de der Berichtsperiode . . 7294.46 Fcs. 

a. Die Einnahmea 

Die Frau des A. betreibt, wie aus Tabelle I ersichtlich, einen ziem- 
lich gewinnbringenden Spezereihandel, über welchen sehr genaue Rech- 
nung geführt wurde. Das Bedienen der Kundschaft im Laden ist Sache 
der Frau, welche später die heranwachsenden Kinder zur Mithülfe heran- 
aidi^ wihrend der Mann in seber fteien Zeit die BudilÜhrung besorgt 
Die Rechnung über die Spc/creiwarenbandlung wird getrennt vom Haus- 
haltungsbuch geführt. Die für Miete und Beleuchtung des Ladenlokals 
verwendeten Betmire sind besonders aufgeführt und berechnet, so dafe 
die in dem Budget unter dieser Kategorie aufgeführten Ausgaben aus- 
schlterslich den bezüglichen Verbrauch der Haushaltung repräsentieren. 
Von dem Jahresertragnis des Indens wurde aiijahriich der Zins von 
2000 Fcs. mit 5 \ abge^gen. Die fUr die Haushaltung dem Laden ent- 
nommenen Spesereiwaien wurden in dem Haushaltungsbuch cum Laden« 
preis notiert und wirklicfa auch an die GesdiSftskasse bezahlt Nament* 
lidi in den ersten Jahren der Ehe ergab die Spezereihandlung jährlich 
einen recht hübschen Reingewinn. Der gute Geschäftsgang in dem rasch 
aufstrebenden Ort imd die ausgedehnte Verwandtschaft der Klieleute ver- 
schaffte dem Laden zahlreiche und gute Kundschaft, so dafs derselbe im 
I. Jahrzehnt einen durchschnittlichen Reinertrag von 1227 I'cs. pro Jahr 
ergab. Diese Eiunalmie wird von der Frau mit verhältnisiuaiäig geringer 
Mühe erworben. Am Morgen und namentlidi am Abend müsam dnige 
Stunden üttt ausschließlich auf die Bedienung der Kundschaft rerwendet 
werden. In der Zwischenzeit dagegen erfordert die Besorgung des Ladens 
nicht viele Mühe, wenn es auch von der Hausirau anfilngUch bitter em* 
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pfunden wurde, dafs sie bei den Uaushaltungsgeschäften oft durch die 
Kundschaft gestört wurde. 

Mit viel gröfserem Opler an Zeit envirl)i der Mann sein Einkonimen 
als Kommis. Er bezog bis zum Jahr 1870 einen Gehalt von 1200 Fcs 
Vom I. Januar 1870 an wurde ihm eine Gehaltserhöhung von 200 Fcs. 
jährlidi bewfll^ Der Gehalt mufs um so niedriger erscheinen, als die 
Arbeitszeit eine sehr ausgedehnte ist, Im Sommer wird von 7 Uhr bis 
12 Uhr gearbeitet und von ^/^a Uhr nn'ttags bis um '/«^ abends. 
Im Winter dauert die Arbeitszeit von '/^S Uhr morgens bis 
abends mit blofs einstündiger l'ntcr1)rcrhung am Mittag. 

Die Einnahmen aus Arbeit betrugen also im crbicn Jahr/rhnt durch- 
schnittlich pro Jahr 2547 Fcs.. wobei vom Manne 5i,8*Vo und von der 
Frau 48,2 aurgebracht wurden. 

Die Einnahmen aus zinstragenden Kapitalien sind bedeutend ge- 
ringer als man nach der Höhe des Barvermög^ns erwarten könnte; denn 
die Erbschaft, welche A antrat^ war ztmi Teil in Papieren von zweifel- 
hafter Qualität anpt kgt. E> waren danmter einige Aktien von Bahn- 
und Dampfschiftgesellschaften sowie von einigen kleineren Unternehmungen, 
die eine geringe Rente abwarfen, so dafs der durchschnittlich bezogene 
Zins sich im i. Jahrzehnt höchstens auf .^'^"o belief. Dabei sind die 
Zinsen des im Ladengeschäft angelegte n Cicides mit 5"/o berechnet worden. 
Der Zins aus den ererbten Kapitalien belief sich durchschnittlich im 
I. Jahrzehnt auf 24$ Fcs. pro Jahr. Die Zinsen der Ersparnisse dagegen 
waren bedeutend höher. A. wufste seine Ersparnisse äufserst gewinn- 
bringend anzul^en. Durch Ausleihen auf kurze Zeit sowie durch oft 
sehr „riskierte Spekulatiomn" cr/ieltc er die in Tabelle I aufgeführten 
Summen. Das Auftuhren derselben tmter dem „Zins aus Ers|)arnisscn" auf 
unserer Einnahmelterct hnunjT wird keiner wcircrrn Rechtfertigung bedürfen. 

Endlich i>t nocli einer l-jntKihiut'(iuelle zu gedenken. A. ist näm- 
lich P.ur^fci (lei (iemciiidc. in weit her er wohnt und als solcher Aiiteil- 
haber am Ertragnis des „Burgerguls das in ziemlich ertragreichen 
Waldungen und etwas Ackerland besteht Jedes Jahr wird ein Teil der 
Gemeindewaldung abgeschlagen und das Brennhols unter die Bttiger ver- 
teilt, während die zu Bauhöfe tauglichen Stämme versteigert werden. 
Die starken Abholzimgen zur Tilgung der Eisenbahnschuld, welche die 
Bürgergemeinde auf sich genommen, haben hier diese gemeinwirtschaft- 
lichen Niilzungcn bedeutend redu/.iert, dafs si( h der Wert des an den 
einzelnen Bürger jährlich verteilten P.reiinholzes lux hsteiis aiil 10 Fes 
bezitfern dürfte. Das jedes Jahr dun h Auslosuu}^' den einzelnen Bürgern 
zur Benützung zugeteilte Stück des Gerneindeackers wurde vun unserer 
Familie nicht selbst bepflanzt, sondern jährlich für 5 Frs. verpachtet. 
Die Einnahmen aus gemeinwirtschaftlichen Nutzungen bettugen also durch- 
schnittlich pro Jahr 13 Fcs., abgesehen vom unentgeltlichen Unterricht 
und anderem mehr. 
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Im a. Jahrzehnt verminderte sich das Erträgnis des Ladengeschäfts 
von Jahr zu Jahr. Ys ist diese Thatsache wnhl ■^\\\ die wachsende Kon- 
kurrenz zurückzuführen ; denn in dem mächtig anwachsenden Ort hatte 
sich die Zahl der Spezereihandlungen im Laute unserer 20jährigen Be- 
richtsperiode mehr aU verdopj)elt. Diese 1 hatsache nötigte die Laden 
besitzer zur Herabsetzung der Preise und zur At^be vcm Waren aut 
Boig. Um sich die Kundschaft grofser, viel konsumierender Fsmilien ai er* 
werben und su erhslteUf sahen sich diese Geschäfte su einer TerbSltnis- 
mäfs^ weitgehenden Kreditierung genötigt, die in vielen Fallen zu ganz 
erbeblichen V^lusten führte. Zwar suchte sidk unsere Ladenbesilieria, 
wie sie mir ganz offen zugestand, solchen Konsumenten gegenüber da- 
durch einigermafsen vor Verlust zu schützen, dafs die auf Borg ab- 
gegebenen Waaren zu einem noheren Preis notiert wurden, was durch 
Liefemng einer geringeren (Qualität auf unauftäüige Weise ermt)glicht 
wurde. Dem nicht nur bei unneren Familien, sondern überhaupt sehr 
bäulig vorkommendem Borgwesen, das auch besser sitderte Leute ihre 
Spezereiwaren erst nach i oder gar nach 3 Monaten bezahlen liefit, suchte 
imsere Hausfrau durdi Gewährung von 5% Skonto bei Barzahlung ent- 
gegenzuarbeiten. Für jede Barzahlung wurde eine auf den betrefTenden 
Betrag lautende Skontomarke atisgeteüt, welche am Ende des Jahres 
wieder gegen Ware umgetauscht \mrde. Allein dieses Mittel hatte nicht 
den erwarteten Erfolg, so wenig als die h iuiigen Inserate, welche in dem 
dort erscheinenden Lokalblatt eingeriicki wurden. iJis jetzt scheint noch 
kein Mittel gefimden worden zu sein, tlie sinkende 1 endenz des jähr- 
lichen Reinertrags aus dem Laden su bindern. Der jährliche Durch- 
schnittsertrsg im 2. Jahnehnt belief sidi nur noch auf 8sS Fcs. 

Dieser Aus&U an Einnahmen wurde teilweise gedeckt durch die 
Gehaltserhöhungen, welche der Haushaltungsvorstand durchzusetzen wulsle. 

Im Jahre 1878 nämlich wurde demselben der Gehalt um 300 Fcs. 
<*rhöht und von 1883 an bezog er einen Clchalt von T900 Fcs. Die 
l amilie bezog also in der Zeit \inw i. Januar 1876 bis 31. Dezember 
i885 eine durchschnittli« he Jahreseinnahme von 2628 Frs. aus ihrer 
Arbeit. Der Mann trug hierzu mit 1700 Fcs. 67,2 ^/^ bei, während die 
Frau mit 828 Fcs. 32,8 "/o aufbrachte. Es hat also eine Verschiebung 
des EinnahmeverbJÜtnisses stattgefunden. Während un i. Jahrsefant von 
der Frau 48,3% ^ Einnahmen aus Arbeit aufgebradit wurden, trug 
sie in der Zeit vom i. Januar 1876 bis 31. Dezember r885 blols noch 
32,8 % zu den Einnahmen hei. 

Die Einnahmen , welche der Familie aus den ererbten Kapitalien 
als Zins im m'eiten De* ennium zuflössen, haben sich wieder vermindert, 
da die Qualität einiger Anlagen sich bedenklich mtsc hlechtert hatte, so 
dafs der durchschnittliche Zinsfufs nur noch 3"Vo betrug. 

Die Einnahmen atis den Ersparnissen wachsen beständig, wie aus 
Tabelle I hervorgeht Natürlich konnte ich nicht verlangen, dab mir 

Afcbiv fit Ml, G«M««bv. n. Statiitilc. VI. 5 
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das Kassabuch zu den mir nötig erscheiaenden Aufrechnungen uber- 
lassen wurde; in dieser Beziehtmg war iVh auf die Angaben des 
A. angewiesen , welcher mir in zuvorkoauncndster Weise die nötigen 
Notizen zur Verfügung stellte. Zur Kontrolle stellte er mir sein 
^Kapitalbuch" zur Einsicht zu, aus welchem ich mich wenigstens mit Be> 
mg auf die VennögensvennehruDg von der Richtigkeit der Angaben des A. 
flbcfzeugeD konnte. Überhaupt habe ich A. während unseres ganien 
mündlichen und schriftlichen Verkehrs nie auf einer Unwahrheit be> 
trotTen, weshalb an der Genauigjkeit der betreffenden Angaben nicht zu 
zweifeln sein dürfte, obschon aus den mitgeteilten Zahlen und den ge- 
machten Andeutungen die Art der Anlage überhaupt der ganze dies- 
bezügliche Geld verkehr etwas dunkel erscheint. 

Die durchschnittlichen Jahreseiniiahraen betrugen in der i. Hälfte 
der Berichtsperiode 2980 Fcs., welche Summe im 2. Jahrzehnt sich auf 
51 75,26 Fcs. stellte. 

b) Die Ausgaben. (Tabelle Ha. und IIK). 

Die Ausgaben für die Nahrung nehmen in der ganzen Berichts- 
periode den gTüfsten Teil der C}esamtausgaben in Anspruch. Sie nehmen 
im I. Jahrzehnt mit 43,1 7o durchschnittlichen Jahresausgabe Teil, 

während sie in der zweiten Hälfte der Berichtsperiode der Cle- 

samtausgabe erfordern. 

Die absolute und rdalive Steigerung der lUr Nidining verwendeten 
Summe im Verlauf der Beriditsperiode erklflrt sidi durch die Zunahme 
der Familie und die Preisste^eiung der Lebensmittel Namentlich die 
Ausgaben für Milch und firot erfahren durch den Zuwachs der Familie 
eine bedeutende Ste^jenrng, während die Zunahme der Ausgaben fUr 
die andern Nahrungsmittel zumeist durch die Lebensmittelverteuenmg 
verursacht sein dürfte. Unsere Familie hatte nämlich die Gewohnheit, 
den Kindern so lange als mugUch Milch als Hauptnahrungsmittel zu ver- 
abreichen. Bis zum 5. oder 6. Altersjahr bildete die Milch das Haupi- 
nahtungamittel der Kinder. Zur Charakterisierung der Ernährungsweise 
unserer Familie sollen folgende Bemerkungen dienen. Die Familie 
ninmit tSglich 4 Mahlzeiten ein. Morgens: Milchkaffee» Brot und Butter; 
mittags: Suppe, Fleisch und Gemüse; abends um 4 Uhr nehmen die 
Frau und die Kinder eine Mahlzeit ein, die aus MilchkafTe und Brot besteht 
Das Nachtessen besteht aus Suppe oder Haferbrei mit Brot. Der Mann 
erhält jeweils hierzu noch etwas l'leisch oder Wurst. Die Ilrnährungs- 
weise der Familie ist eine einlache, (ieflügel und VVildhret erscheinen 
nie auf dem Tisch, Fische blofs einige Male (*raufschmaursj[. Auch 
Kalbfleisch wird höchst selten konsumiert und verschwindet am Ende 
der Berichtsperiode gänalidi aus dem Speisezettel unserer Haududtung. 
Neben Rindfleisch, welches am meisten konsumiert wurde, treffen wir 
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namentUch am Ende der Berichtsperiode das billigere KuhfleisGli, welches 
besonders »ir Wintonett häufig genossen wurde. Jeden V^ter suchte 

die Hausmutter 30—40 Pfiind Kuhfleisdi zu kaufen, welches dann ge- 
dörrt und geräuchert wtirde. EI)en?>o wtirdi- das Schweinefleisch, für 
welches in dieser Haushaltung eine l)esondere Vorliebe zu herrsrhen 
scheint, jeweils in gröfseren Quantitäten gekauft. Diese Owohnheit der 
Hausfrau, verschiedene Bedartsartikel in grufseren Quantitäten anzukaufen, 
veninmöglichte es, die in jedem Jahr für Nahrungsmittel verwendete 
Summe ganz genau ausauscheiden, da der Verbrauch des meistens un 
Anfang des Meters angekauften Schwehie- und Kuhfleisdies sidi fast 
immer auch noch in das folgende Jahr hinem etstreckte. Die für Nahrung 
in den einzelnen Jahren aufgeführten Summen repräsentieren also nur 
die im I-aufe der betreffenden Jahre bar hierfür ausgegebenen Summen 
und nicht den Gesamtwert der während des bestimmten Jnhres konsu- 
1111' rten Nahnmgsinittel. Deshalb spiegelt sich die l'reisverteuerung der 
Lebensmittel nur höchst unvollkommen in den Nihrungsausgabcn der 
einzelnen Jahre, weshalb die Preise der wichtigsten Lebensmittel in den 
Jahren r866, 1870, 1875 und 1885, wie dieselben sich in unsem Haiis> 
hahnngsUlchem Terzeichnet finden, hier angeführt werden. 
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Vergleichen wir unsere Preisnotierungen mit denjenigen Hampkes,') 

so f^lt auf, dafs in unserer Gegend die Fleischpreise während der ganzen 
Berichtsperiode ihre steigende Tendenz hehauj)teten, während in Halle 
der Preis des Rindfleisches in der Periode von 1881 — 85 et^vas ge- 
sunken und Schweinefleisch und Hammelfleisch die gleichen Preise be- 
hielten, die sie in der Periode von 1876 — So behauptet. Die Preise 
in unserer Ortschaft stiegen in der Gründerperiode nicht so rapid 
wie an andern gröfsem Orten, dagegen behaupteten ne dann ihre 
stdgende Tendenz viel länger. Aus diesen Preisnotierungen ist ersicht- 
lich, dals die Behauptung Hampkes, die Bewegung der Lebensmittelpreise 

Hampke, Dr. K.: das Ausgabebndget der Privatwirtschaften. Jena (1888) 

S. 116. 

5* 
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habe gerade den guten Mittelstand, zu welchem wir unsere Haushaltung 
zählen, am härtesten betroffen^ wenigstens für unsere (icgend nicht zu- 
trifft. Zudem zeigt mir ein zur Verfügung- stehendes Haushaltungsbuch 
eines Arbeiters, das p^erado über die in Irage stehende Zeit ei-führt 
wurde, dafs der Arheitcrstand in unserer (icgend von der Lebensimttcl- 
verteuerung zum mindesten ebenso hart mitgenommen wurde wie die 
andern Klassen. 

Obschon das Zahlenmaterial unserer Haushattungsbücher zur Ge- 
schichte der Preissteigerung nur einen gans kleinen Beitrag liefern kann, 
so müssen wir doch zur genauem Kenntnisnahme der Emähningsweise 
unserer Familie etwas bei diesem Punkte verweilen. Da es verkehrt ist, 
die Lebensveiteuenmg nach einem Durchschnitt der Preiserhöhung der 
Waren zu berechnen, weil die Summe des Vcrl)raucbs der einzelnen Kon- 
sumtionsgegenstände nicht gleich hoch ist, wäre zunächst die Verteilung 
der Ausgaben für Krnaiirung ins Auge zu fassen und die Summe des 
Verbrauchs der ein/.ehien Waren zu berechnen. Ohne diesen Durch- 
schnitt der Verteuerung zu berechnen, beschränken wir uns darauf zu 
sehen, wie sich dar Verbrauch im Jahre 1875 gestaltet haben miiiste, 
wenn die Konsumtion dojenl^en des ersten Jahres der Berichtsperiode 
gleich geblieben wäre. Da unsere Haushaltung in dieser Zeit meistens 
Rindfleisch konsumierte, dessen Preis sich um 50®',, steigerte, so hätten 
im Jahre 1875 gleichbleibender Konsumtion die Ausgaben unserer 
Haushaltung für Fleisch und Wurstwaren 341 ot Frs. betragen sollen. 
Die 3 Kinder im .'Mter von 9, 8 und 5 Jahren haben also den Fleisch- 
konsum der Familie blots um 36.95 Fcs. erhöht. 

Eine wesentliche Erhöhung der Ausgaben durch den Zuwachs der 
Familie finden wir bei „Brot und Mehlwarai.'' Das von der Fanulie &st 
ausschlielsUch konsumierte sogenannte Mittelbrot (halbweife) erfuhr eine 
Preissteigerung von circa iS^m welche Thatsache die diesbezügliche 
Ausgabe des i. Jahres auf 176.51 Fcs. gesteigert hätte. Die Familie 
konsumierte also im Jahre 1875 für 114.39 i"^^'' ^ xS66. 

Mit Ik rücksichtigung der Preissteigerung der Milch um 14*/^ er- 
j^ieht si< h hier ein Mehrverbrauch von Fcs. Es dürften also circa 

^'oo 1 mehr Milt h konsumiert worden sein als 1866. — Der \'erltraueli 
\X)\\ Fetten hat durc h die Zunahme der Familie ebcufalls eine bedeutende 
Vermcliruug erfahren. Die Ausgabe für F'ette im Jahre 1875 nämlich 
ttberstetgt — nach Abrechnung der durch die Preissteigerung von 27% 
hervorgerufenen Ausgabenvermehrung — die bezügliche Ausgabe des 
Jahres 1866 um S4*'5 

l^ie Preissteigerung der übrigen Xalirungsmittel zu berechnen, wäre 
bei der hier vorkommenden Mannigfaltigkeit derselben eine langwierige 
und unfruehtl)are Aufgabe, da die Versc hiedenheit in der Qualität der 
bezogenen W aren sirh der Peurteilung entzieht und somit im Preis kein 
UQtrüghcher Malsstab der Preissteigerung gegeben ist Ab» weiterer 
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Grand, von einer solchen Berechnung absusehen, kommt der Umstand 
himu, dafs auch in der Art der bezogenen Waren eine Verschiebung 
stattgefunden hat So nimmt, um nur ein Beispiel anzuführen, der 
Verbrauch von Ratlee nn X'erlauf der Berichts])eriode beständig ah. 
Wurden anfanglich jährlich circa 27 I'fund K.ifTec gebraut ht, so fintlcn 
sich am Ende der Berichtsperiode blofs noch 10 Tfund pro Jahr notiert. 

Es wäre das auf den ersten Blick keine bedatierliche Encheinimg ; denn 
die Kafieetrinkerei ist ein KrebsQbel der ostschwetzerischen Volkserotthrung. 
Allein diese Abnahme des Verbrauchs an KalTee wurde nicht durch eine 
Ändenuig in der Emihrunj^eise unserer Familie verursacht, sondern 
nur durch das Streben der Hausfrau nach Ersparungen. Entsprechend 
der Abnahme des Kaffeeverbrauchs hatte der Verbrauch von Cichorien 
und anderer Kaffeesurrogate zugenommen. Im 2. Jahntehnt setzt sich 
diese Tendenz zu Erspanmgen im Haushalt fort. Die Preissteigerung 
geht ihren ruhigen Cang v(^r\värts und maciu sii h namentlich im An- 
fang der Siebenziger Jahre sehr bemerklich. Besonders die Preise der 
Fiebdi- und Wurstwaren seigen eine betrSchtltdie Zunahme. Ilat rieh 
ja der Preis des Rindfleisches um 2 5'7o, derjenige des Kuhfleiscfaes um 
20^/« und derjenige des Schweinefleisches um 45* erhöht Ebenso 
hat sich der Preis des seit 1874 ziemlich häufig konsumierten Ziegen- 
fleisches um 500/^ geste^rt. Da der Verbrauch dieser 4 Fleischarten 
ungefähr gleich grofs gewesen sein dürfte, so ergiebt das eine Steige- 
rung der Fleisrhpreise um 30"',, f(ir unsere Haushaltung. Folglich hätte 
unsere Familie bei der Konsumtion des Jahre» 1876 im Jahre i885 für 
Fleisch- imd Wurstwaren 510.44 Fcs. ausgeben müssen. Der Heisch- 
konsum hat also ganz beträchtlich abgenommen, was um so bedenklicher 
ist, als die Familie (1876) noch durch ein Töchterlein vermehrt worden 
und die andern Kinder in einem Alter sind, wo eine genügende und 
richtige Ernährung fUr die Ausbildung und Entwickelung des Jugend- 
liehen Köipm von höchster Wichtigkeit ist Die Abnahme des Fleisch- 
konsums mufs um so schädlicher wirken, als die Kinder nun in das 
Alter gelangt sind, wo die Milch beim Frühstürk und beim Abendessen 
mit Katlee oder richtitrer mit Cichorienbrühe gemischt wird, was auch 
aus der unbedeutenden Almahmc der Ausgal)e für Milch im jähre 1885 
gegenüber der bezüglichen Ausgabe von 1875 hervorgeht, obschon der 
Milchpreis sich in dieser Zeit um 6,2^/0 gesteigert 

Der Preis des Brotes dagegen hat sich im s. Jahnsehnt unserer Be- 
richtsperiode um 5»s% vermindert Allerdmgs würde diese Preisver- 
minderung nicht gentigen, das Abnehmoi der Ausgaben Ittr Brot- und Mehl- 
waren zu erklären, wenn nicht aus den Haushaltungsbüchem hervorginge, 
dafs die Haushaltung in den letzten Jahren der Berichtsperiode haupt- 
sächlich Schwarzbrot konsumierte. F^enselben Übergang zu Nahnmgs- 
mitteln von geringerem Preise bcmerVeu wir fast durchgängig. Wir 
sehen, wie häufig Ziegenmilch konsumiert wurde und wie anstatt 
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der tcuern Fette verschiedene Siirrogate geringeren Preises, verwendet 

werden. 

Diese ungenügenden Emährungsverhältnisse sind um so auffälliger, 
als ja die Einnahmen der Familie eine bessere Ernährung gestatten 
wurden. Allein der Haushaltungsvontand and seine Frau eraditeteti 
es ab ihre Pflicht, fUr die Tage der Krankheit und des Alters sowie 
für die Jahre, in welchen die Ausstattung der Kinder erhöhte Ausgaben 
forderte, einen „Notpfennig" zurttclüEUlegen. Dieses wird aber auf 
Kosten der Gesundheit erreicht, was erst recht deutlich hervortritt, wenn 
die diirrh die heranwachsenden Kinder erhöhte KonRumtronsfähigkeit 
un<;erer Haushaltung näher berücksichtigt wird. Ernst Kugel hat ver- 
su( ht. die Gesamtausgaben einer Familie auf die Kopte derselben nach 
Maisgabe ihrer Konsumtionsfähigkeit zu \ erteilen, ') indem er für eine 
männliche Person, von 21 — 25 Jahren, 3,3 und für eine gleichalterige 
weibliche Person 2,a, für eine nännlicfae Person, von 16 — 20 Jahren, 
a.8 und für eine im gleich«! Alter stdiende weibliche Person 1,8 Ein- 
heiten beredmete. Nach diesem Schema würde also unsere Hanshaltung 
im Jahre 1866 eine Konsumtionsfähigkeit von 6,5 Einheiten repräsen- 
tieren, das in diesem Jahre geborene Mädchen = 1 Einheit gerechnet 
1875 wären 8,5 Einheiten vorhanden, 1885 endlich würde die Haus- 
haltung 13,6 Kdusumtionseinheiten darstellen. 

Bei gleichbleibender Konsumtion hätten sich also die Ausga]>en 
für Nahrungsmitlei im Jahre 1885 mehr als verdoppeln müssen gegen- 
über der dieä>eEttglidmk Ausgabe von 1866. Dies ist aber ni(^t der 
Fall, obschon hierbei noch eine enorme Preissteigerung der Nahrungs- 
mittel in dieser Zeit vor sich gegangen. 

Da wir blofs den Geldwert der konsumKrten Nahniogsmittel ohne 
die betreffenden Quantitäten der Konsumtion angeführt, so wäre es auch 
denkbar, dafs unsere Familie im Anfang der Berichtsperiode zu viel auf 
ihre F.rnähnuig verwendet und allzu üppig gelebt hätte, bis die Steige- 
rung der I .ebeusuiittelpreise und die anderweitige Vermehrung der Aus- 
gaben L\xx Ruckkehr auf das richtige Mafs genötigt. Allein ohne die 
im ersten Berichtsjahre komuniierLeu Nahrungsmittel in ihre chemischen 
Bestandteile zu zerlegen und olme diesdben an doi von der Physiologie 
an%estellten Emährungsgesetzen messen zu müssen, wird diese Annahme 
sowohl durch den stark ausgeprägten Spaxsinn unserer Hausmutter als 
auch durch den entsprechenden Verbrauch im 2. Budget genügend 
widerl^t. Der mit Glücksgütem nicht alb.ureichUch gesegnete Sekundär- 
lehrer verwendete nämlich im Jahre 1866 noch 133,04 Fts. mehr für Er- 
nährung als unsere Tliushaltung, welche zudem noch thirrh die Geburt 
eines Kindes einen /.uwarhs erhalten hatte. Werfen wir endüf h noch 
einen Blick auf die Verteilung der Nahrungsausgaben auf die einzeineii 
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Jahre, so finden wir die gröfsrte Abweichung vom jährlichen Durch- 
schnitt des r. Jahrzehnts in den JahrtMi 1H74 und 1873, welche wir 
ohne Bedenken auf die in diese Jahre fallenden Gehurten /.urü( kfuhren 
dürfen. Die bessere Knjährung der Wöchnerin und der längere Auf- 
enthalt der Pdegerin im Hause haben sich in dieser Wdse geäufsett 
Ebenso ist die Abweichiiqg von der diurdischnittlidieD Jahiesatisgabe des 
3. Jahrzehnts im Jahre 1876 auf die gleidie Weise m erklären, während * 
diejenige des Jahres 1885 mit dem gesteigerten Nahmngsbedürfiiis und 
der in dieses Jahr fallenden Krankheit des Hausvaters mehr als genügend 
moti%nert sein dürfte. Die Nahningsausgahe hat also im 2. Jahrzehnt 
absolut und relativ zugenommen. Die durchschnittlich pro Jahr für 
Nahrung verwendete Summe wuchs um Vi %. 138.36, wahrend die durch- 
schnittliche Gesamtausgabe sich um 139,08 Fcs. gesteigert hatte. Es ist 
somit fast der ganze Mehrverbrauch im s. Jahnehnt auf Rechnung der 
Nahrungsausgaben su setsen. 

Die von unserer Haushaltung iUr Getränke verwendete Summe 
ist eine absolut und relativ äufserst niedrige. Wtirden ja durchsdmilt^ 
lieh im I. Jahrzehnt 34,56 Fcs. und im 2. Jahrzehnt 28,47 Fcs. pro Jahr 
oder r.5 beziehentlich der durchschnitth'rhen nesaintau«;gabe hier- 

für ausgegeben. Hierbei ist zu bemerken, dafs aus dem Fehlen einer 
bezüglichen .Xu'^irabe in einzelnen Budgets nicht auf eine vollige Al)- 
stinenz von aiicohoiiscnen Getränken in den betrefTenden Jahren ge- 
schlossen werden darf. Der Haushaltungsvorstand pflegte nämlich seinen 
Bedarf an Wein bei günstiger Kaufgelegenheit auf längere Zeit su decken. 
Gerade an diesem Punkte wvdf der wirtschaftliche Vorteil, den der Wohl» 
habende durch greisere Einkäufe zu günstiger ^it vor dem Arbeiter 
voraus hat, meistens viel zu wenig betont und berücksichtigt. Kann der 
Wohlhabende schon durch den Bezug mancher Nahrungsmittel in gröfseren 
f^^uantitäten billigere Preise erringen, so tritt dies bei dem Einkauf von 
Getränken vmd l>esonders von Wein noch deutlicher hervor. Der Wohl- 
habende wird seinen Bedarf in der Zeit decken, zu welcher die Wein- 
preise am niedrigsten stehen, also meistens im Herbst, während der 
Ärmere durdi kleinere Einkäufe während des ganzen Jahres von %'iel 
ungünstigeren Preisen betroffen wird. Diese Erscheinung zeigt sich beim 
Bezug von Wein und Most und neuerdings auch beim Ankauf von Bier. 
Der Wein „über die Gasse" literweise gekauft, muls mindestens 5o% 
teurer bezahlt werden, als der per Ehner (40 Liter) Bezogene. Die 
Konkurrenz im Weinhandel hat hier insofern Wandel geschafft, als der 
Bezug von Wein in grufseren Quantitäten durch leihweise Lieferung des 
Fasses aueh tür die weniger bemittelten Klassen ins Bereich der Möglich- 
keit gerückt worden. 

Voreingenommenheit könnte sich wohl luer die Gelegenheit nicht 
entgehen lassen, die Ausgaben ittr Getränke seitens unserer Haushaltung 
zu veigleicfaen mit den bezüglichen Zahlen aus Arbeiterbudgets. Ein 
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sich anfällig erhebendes Gejammer über die im Alkoholverbratich sich 
zeigende Genulssiu ht der Arbeiter im Ent^tehrn zu ersticken, füge ich 
mit der Bemerkung, dafs die unter .,\V irtshausverbrauch des NTannes" 
notierten Summen zum aJlergrölsten Teil für Getränke ausgegeben worden, 
die in unserem Hatuhaltimgsbuch notierten Preise des in den verschie- 
denen Jahren gekauften Weines bei. 

j866 wurden 324 1 Wein ä iS cts. gekauft 
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E& wurden also im 1. Jahizehnt durchschnittlich pro Jahr circa 
183 Liter Wein von unserer Haudialtung tu Hause koosuniKrt Der 
tfaatsSchUche Konsum geistiger GeMinke dflrite in Anschauung der be^ 
deutenden Wirtduunau^ben des Mannes und in Berficknchtigung der 
Thatsacbe, dais ein grofser Teil der unter „AusBüge und Reisen" an- 
geführten Summen ebenfalls für Getribike verwendet worden, wesentUdi 
gröfser sein. 

Tm 2. Jahrzehnt hat sich die Ausgabe für Getränke absolut und 
relativ etwas vermindert. Leider läfst sich an Hand unseres Zahlen- 
materials die Bewegung der VVeinpreise nicht genau berechnen, da die 
Qualität der im 2. Jahrzehnt konsumierten Getränke sich geändert. Statt 
Rotwein wird Weifewein gelcauft, weklier etwas bül^ ist in dieser 
Geg^d. Femer beginnt sich der Most in dieser Zeilperiode in unserer 
Haushaltung einsubOrgem. Da jeweils dieses Hauigetränk vom Haus- 
haltungsvorstand selbst beigestellt wurde, so sind wir mit Beaug auf die 
konsumierten Quantitäten blofs auf Vermutungen angewiesen ; denn es finden 
sich in den Haushaltungsbüchern blofs die fiir „Mostobst und Mosterlohn" 
ausgege!>enen Summen notiert. Aus dem Quantum des jeweils zum 
Mosten verwendeten Obstes könnte nun auf die Menge des daraus her- 
gestellten Mostes eesc lilosscn we rden. Allein der VVasserzusatz zu tlem 
Satt des Obütes ist cm so verschiedener und so selir von den verschie- 
denen ObstsOTten bedingter, daft es besser ut, auf derart^ Sddflsse zu 
veretchten. Mit dem Most bürgert sich auch das Bier in unserer Haus- 
haltung ein. Die ungünstigen Weinjahre und die dadurch herbeigeführte 
Steigerung der Wetnpreiae hatten den Biergenufs auch in diesei „Wein- 
gegend** immer mehr aufkommen lassen. Unsere Familie bezog das Bier 
in Kisten, die 25 Flaschen enthielten. Die einzelne Flasche, circa •/,^ 1 
haltend, kostete 1S79 26 Cts. und 1885 nur noc Ii 22 Cts. 

Nach der I'rnalmmg erfordert das Hauswesen die gröfsten .\us- 
gaben. Dieselben machen im 1. Jahrzehnt 24, 2**/^, und im 2. Jahrzehnt 
21,1^/0 der durchschnittlichen jahreäauägaben atis. Wie uberall so nuumt 
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auch hier die Miete den pröfsten Teil der Ausgaben für dieses Bedürfnis 
in Anspruch. I>er verhältnismäfsig niedere Mietzins erfuhr durch die 
^gesteigerte Nachtr tiie nach Wohnun<^'en, welche sich in Folge des mäch- 
tigen Antl)lnhcns einer neuen und kräftigen Industrie in dieser Ürtschatt 
beinerkbar machte, Kndc der Sechziger Jahre eine Steigerung um 40®/,,. 
Fast 10 Jahre lang hielten sich die Mietzinse auf «fieser Höhe, bis 
das Stocken der Industrie dieselben wieder bedeutend reduzierte. 
Namentlich die Preise der Ueiuem Wobnungen sanken rasch unter die 
Höhe, welche sie vor dem industriellen Aufschwung behauptet hatten. 
Die Instandhaltung der Wohnung ist der Hauptsache nach Pflicht des 
Hausbesitzers, weshalb von einer besonderen Auss( heidunp der für 
Kaminkehren. Ofenausstreichen et( venvendeten Summe, welche Sache 
des Mieters sind, Umgang genonunen und die kleinem hierhergehüren- 
den Ausgnlien unter ,, Verschiedenes" aufgetuhrt wurden. 

Die Heizung erforderte durchschnittlich pro Jahr des i. Decenniums 
106.7a Fcs» watend sie im 2. Jahreehnt jähriich 111,36 Fcs. in An- 
i^midi nahm. Die eigentümlidien Verhältnisse, welche in dieser Hin- 
sicht m dem Wohn- und Bürgerort unserer Haushaltung obwalten, 
lassen keine bestimmten Schlüsse auf die Pretqestaltung des Heia- 
materiab im Laufe unserer Berichtsperiode zu. Wie schon früher er- 
wähnt, wird jährlich ein Teil der ( icraeindewaldung abgeschlagen und 
das Brennholz den einzelnen Bürgern durchs I-os zugeteilt. Obwohl die 
Behörde es sich angelegen sein lafst, den Auleil der euizelnen Rurger 
möglichst gleich zu gestalten, so sind doch ge\vi.>»se Ungleichheiten, 
welche hauptsächlich durch die Qualität und die I^ge des Holzes be- 
dingt werden, unvermeidlich. Weshalb sich diese auf die einsebe 
Familie entfallende gemeinwirtschalUicfae Nutnmg nur annähernd taxieren 
lailrt. Ferner ist den Bürgern im weitesten Sinne die Gelegenheit ge- 
wahrt, ihren Bedarf an Brennholz bei den Holzversteigerungen der 
Biirgerverwaltung zu decken. Die Preissteigerung des Brennmaterials 
läfst sich deshalb aus dem vorhandenen 5^hlenmaterial nicht berechnen, 
umsowenigcr als das Holz in der Gemeindeverwaltung bis anfangs der 
siebziger Jahre nicht nach genauem Mafse verkauft wurde. In .Anbe- 
tracht des L'm.standes, dafs in den ersten 1 1 Jahren unserer Be- 
richtsperiode jeweils neben der Wohnstube auch noch das Schlafzimmer 
der Ehegatten geheizt wurde, während dies später nur noch ausnahms- 
weise geschah , mufs die Steigerung des Holspretses auch hier eine be- 
trächtliche gewesen sein. 

Etwas niedriger als die Ausgaben für fleizung sind diejenigen für 
Mobiliar und Hausgerät ; denn die Neuanschaffungen , zu welchen die 
Haushaltung durch den Zuwachs der Familie genötigt wurde, waren 
unbedeutend und die für Reparaturen des Mobiliars zu verwendenden 
Beträge waren klein, wie die> hei der bereits geschilderten Beschaffen- 
heit der Aussteuer eigentlich nicht anders zu erwarten war. Kinder- 
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wagen, Wiege, Kinderbetlsielle samt Matratze und Bett, Bettstellen für 
die erwactisenea Kinder nebst Zubehör, ein Waschtisch, ein Spiegel, 
eine Nähmaschine» ein Faß und endlich vexscfaiedene Küchengerät« 
Schäften sind die wesentlichen Neuanschafittngen , ai welchen unsere 
Haushaltung ün Laufe der Berichtsperiode gezwungen war. Tax diesen 
gröfseren V nnnschatTiuigen kommt das ganze Heer des kleinem Haus» 
geräts, «las ciuweder neu angeschafft oder ergänzt werden mufste. Je 
weiter wir gegen das Ende der Benchtsperiode vonrücken, um so grüiser 
werden (\w Ausgaben für Reparaturen. 

Verhaltnismäfsig hohe Beträge* erfordert die Beleuchtung; >i'urden 
ja im I. Jahrzehnt durchschnittUch pro Jahr 38,42 Fcs. hierftir verwendet, 
welche Summe sidi im 2. Jahrsebnt auf 42,62 Fcs. steigerte. Die Vennehnmg 
dieser Ausgabe erscheint außällig, weil die in der Familie verwendeten 
Beleuchtungsstoffe billiger geworden ^d, wie aus Tabelle b. hervor- 
geht. Das Zunickgehen der Prene des Petroleums und der Kerzen 
wird jedoch durch die Vermehrung des Verl)rau( hs mehr als aufge- 
wogen. XamentliVh der V''erl)rauch von Kerzen hat sich im Laufe der 
Berichts] leriodf mehr als \ erdoppelt. Was mit der Vennehrung der 
Fjimilie und dem dadurch gesteigerten Bedarf erklärt werden durfte. 

Die Ausgaben fiir Bekleidtmg belaufen sich im 1. Jahrzehnt diurch- 
schnttüich auf 267,33 l^cs. und im 2. Jahnsehnt auf 275,56 Fcs. Es 
wurden somit von unserer Haushaltung im i. Jahrzehnt 1 1,6^0 und in 
der zweiten Hälfte der Berichtsperiode ii,3"/« der Gesamtausgaben für 
Bekleidtmg verwendet. Uber die Veränderung in den Preisen der Be- 
kleidung lassen sich aus dem vorhandenen Zahlenmaterial keine genauen 
Anhaltspunkte gewinnen, da die Qualität der zur Bekleidung verwendeten 
Stoffe gerade in diesen 2 Dei eiinien sii Ii weseiitlieh geändert hat. Zwar 
wird von kundiger Seite bciiauptcl, dais die heute gewöhnlich getrage- 
nen Stoffe nicht mehr so solid seien als die früheren und dafs die 
Konfektionsarbeit von heutzutage weniger solide Ware liefere. Deshalb 
sucht Chatelanat^) eine Verteuerung der Bekleidung von 1860 — 72 
um 25-»30% zu beweisen und Hampke*) nimmt mit Bestimmtheit an, 
dafs die Kleidung speziell in der Gründerzeit teurer geworden ist Würde 
diese Behaui)tung auch für unsern Fall zutreffen, so wäre entweder an- 
'/unchmen, unsere Familie habe sich im Anfang der Ehe in der Be- 
kk'iiluii<i I .uxusnusgaben gestattet, oder aber die rk-kleidiinpj der 
Familienglieder sei mit dem Zuwachs der Familie schrittweise geringer 
imd schlechter geworden. Der Charakter beider Flhegatten ist nun aber 
derart, dafe jede Luxusausgabe ängstlich vennieden wird. Mann und 
Frau sind bescheidene Naturen, denen namentlich auch in der Beklei« 

'} ,1 L. bi iisvirthcuorung und die StoatsdieuerbesolduQg". VonA.Chatdati.it, 
Sekretär lics bernischeti statistischen Bureau. Zeitschrift f&r schweuEcrischc Statistik. 
Bern 18S3. 1. Heft S. 14 f. 

•) A. s. O. S. 134. 
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dung die Kinfarhhcit das höchste gilt Aber auch die andere Annahme 
triff\ nicht /u; denn die Bekleidung unserer Familie war stets sauber 
und nett und gehörten die Kinder ders>elL>eu zu den best Gekleideten 
des ganzen Ortes, wie mir von verschiedenen Seiten bezeugt wurde. 
Wesiialb aus unsern Budgets auf ein Sinken des Preises der Belüeidung 
zu schlie&en ist. Jedenfalls trifft dies mit Bezug auf die Bekleidung der 
männlichen Glieder der Familie unbedingt zu; denn aus dem vorbände* 
-^K :i Zahlenmaterial geht deutlich hervor, dafs seit Mitte der siebziger 
Jahre die Preise der „fertigen Anzüge" wesentlich gesunken sind. Im 
Anfang der Berichtsperiode finden wir für einen vom Schneider nach 
Mafs gefertigieii Anzug durchsc hnittli( Ii 90 Fcs. notiert, während si>äter 
ein fertiger Hcrrenan/ug m Konstanz. dur(:hst:hnittlich um 50 Fcs. an- 
gekauft wurde. .Allerdings kam hierzu noch ein kleiner Preisaufschlag 
durch den an der Grenze zu entrichtenden Zoll, der aber in tmserer 
Berichtsperiode ganz unbedeutend war. Ob der gegen die fertig ge« 
kauften Kleider erhoboie Vorwurf der Unsolidität gerechtfertigt ist, lälst 
sich aus unsem Haushaltirngsbüchem nicht entndimen, so wenig die 
Difterenz in den Ausgaben genau zu bestimmen war, welche sich für 
unsere Haushaltung dtir< h ihren Übergang von der Bekleidimg nach 
Ma(i> zur Konfektionswarc ergab. 

Bei der Bekleidung der weiblichen Familicnglieder ist dieser (Über- 
gang überhaupt nur em teilweiser, da nur Mantel und Jai:keu eit:. lertig 
angekauft wurden, während die übrigen Kleidmigsstücke von einer auf 
die „Stdr" gehenden Näherin im Hause angefertigt wurden. Allerdings 
ist hierbei noch zu erwähnen, dafs sich die für Arbeitslohn der Näherin 
verwendete Summe mit detu I L ran wachsen der Töchter wesentlich ver- 
minderte, da die Töchter der Näherin bei ihrer Arbeit jeweils so an die 
Hand gingen, dafs sjiäter 1)1 ofs noch das Zuschneiden von fremder Hand 
besorgt werden mulste. JJer Ankauf einer Nähmaschine erwies sich in 
dieser Hinsicht als sehr zweckmäfsig Kndlich fielen die Ausgaben für 
das Ausbessern und l ltcken der Bekleidung und Wäsche, das die Haus- 
frau in dem eisten Jahrzehnt der Ehe aufserhalb des Hauses besorgen 
lassen mu&te, ganz weg, da die Mädchen unter Anleitung der Mutter 
diesen Zweig häuslicher Dienstleistungen (ibernahmen. 

Von dem häufigen Wechsel der Mode, welcher als ein wesentlicher 
Faktor bei der Verteuerung der Bekleidung mitspielt, ist in unserer 
Familie nichts 7\\ verspüren. Die .Ausgaben fiir Kopfltcck« kiing der 
weiblichen l'amilu-nglieder, die in andern Budgets cuie ni( ht tniwesent- 
liche Rolle spielen, sind hier aufserordcntlich gering. i>>ie Hausfrau hat 
in der gaiuen Berichii»periode blols 3 Hüte für sich angeschafft. Auch 
die Ausgaben für das Umändern und „Ausrüsten'* der Hüte sind gering. 

Ebenso scheint . die Fufsbekleidung im Ankau&preis wes«itlich 
billiger geworden zu sein. Die Zahlen unserer Budgets befinden sich 
damit im direkten Wideispruch zu den Behauptungen Chatelanats und 
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Hampkes. welch' T^eUterer eine sehr grofse Verteuerung der Schuhwaren 
herausrechnet. Allerdings füllt in das jahr 1S70 der l'bergang unserer 
Haushaltung von bestellter vnid nach Mafs gefertigter S( luihware zu so- 
geuauuieu Murktschuhen , die regeliuafsig auf den in Konstanz statt- 
findenden Jahrmärkten eingekauft wurden. Die Qualität dieser Schuh- 
waren schemt eine gute gewesen zu sein« wenigstens läfst sich keine 
Vermduung der besüglichen NeuanschafRingen konstatieren, die auf die 
weniger soh'de Beschaffenheit dieser Marktwaren zuriickzufllhien wäre. 
Die Ausgaben fiir Sohlen und Flicken der Schuhe sind dagegen wesent- 
lich gestiegen, was zum Teil ans der Absicht der Sc luihnia« her, ihre 
Kunden hierdurch vom Ankauf fertiger Schuhwaren abzuhalten, zu er- 
klären ist. 

Die Ausgaljcu fui [isychische Betlurfui.ssc machen im i. Jahrzehot 
mit 42,20 Fcs. i,9"/a der Gesamtausgaben aus. Im 2. Jahrzehnt steigext 
sich die hierf&r verwendete Summe auf 60,71 Fcs. =s 2,5*^ 0 der durch- 
schnittlichen Jahresausgabe. Die vorangeschickten Bemerkungen ent- 
binden von weiteren Auseinandersetzungen an dieser Stelle, da Jene 
dun h die Zahlen des Budgets wie von selbst erklärt werden. 

Die i.thrlich für Zeitungen, Biirher etr. verwendeten Siuninen be- 
weisen gewifs zur (Genüge, dafs geistige Bedurfnisse und Krholungen in 
iniserer l"anulie keine grofse Rolle spielen. Diese Ausgabe ers( heint um 
so kleiner, als unter dieser Summe nebst dem Jahresbeitrag von 4 Fcs. 
an die Lesegesellschaft auch die Bufsen, welche ftir Versäumnisse etc. 
an die Kasse dieser Gesellschaft zu entrichten waren, inbegriffen sind. 
Diese Bursen betrugen nie weniger als 1 Fcs. pro Jahr und 1883 finden 
wir sogar 5 Fcs. fiir diesen Ausgabezweck notiert. Kndlich enthält 
diese Ausgabesumme auch noch die an eine Leihbibliothek bezahlten 
Beiträge. Doch scheint diese Leihbibliothek nicht stark benutzt worden 
zu sein, w enigstens wurden durch.schnitili( h pro Jahr nur 40 Cts. hier- 
fiir aufgewendet. Ks wurden also dur( iisi Imittlich im Jahr 4 Bände aus 
tiietier Uibliodiek gelesen, da für jedes endieiicnc Buch dieser .Vnstalt 
«10 Cts. „l^segeld" zu bezahlen war. 

Die Kinder besuchten je vom 3. Altersjahr an die Kleinkinder- 
schule. Das monatliche Schulgeld pro Kind beträgt 5o Cts., oder 5 Fcs. 
pro Jahr, da jährlich 2 Monate Ferien. Die !>eiden ältem Kinder traten 
je nacji zurückgelegtem 5. Altersjahr, 1871 das Erste und 1872 das 
Zweite, in die Primarschule ein. Das jährliche Schulgeld betrug pro 
Kind 3 Fcs , bis dun h das Schulgesetz von\ 29. .\ugu.st 1875 ^^'^ Unent- 
gekiichkcil des rriniar^chulutiterrichts eingeführt wurde. Die wohlthätige 
Einwirkung der Unentgelilichkeit des Primarschuluntcrrichts auf das 
Budget der einzelnen Haushaltung tritt im vorliegenden Fall noch nkht 
so deutlich hervor, weil blo& s Kinder unserer Haushaltung tmter der 
Henrschsdiaft des alten Schulgesetzes die Schule zu besuchen hatten. 
Immerhin hatte der Hausvater in diesen 4 Jahren schon zi Fcs. für 
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Schulgeld bezahlt. Rechnet man die ftir Schulbedürfnisse (Schulmateri- 
alien und Lehrmittel) aufgewendeten Beträge hinzu, so ist klar, dafs mit 
den Jahren selbst für den vorliegenden Fall ein driirkendt^r Ausgnbe- 
|>osteii entstanden wäre. Im Frühjahr 1875 tnt (icr Sohn in die 
Primanichule ein und 6 Jalir bj>äter die jüngste 'i o( hter. Kine wesent- 
liche Erhöhung erfuhr dieser Ausgabeposten durch den Lmtrut des 
Knaben in die Sektuidaischtile, in welcher er pro Jahr ein Schulgeld von 
20 Fcs. zu entrichten hatte. Der fUr Lehnnittel und Schuhnaterialien 
der SekundarschUler aufzuwendende Betrag ist noch höher als das Schul- 
geld, was aus den Zahlen der Budgets von 1882, 1883 und 1884 deut- 
lich hervorgeht. In unserem Falle handelt es sich nicht einmal um eine 
vollständige Ausrüstung des Schülers Da noch manches Inventurstiirk 
au«; des \'aters Clymnasialzeit \oin Knaben in der Sekundärschule ge- 
braut ht werden konnte. So sind, um nur das Wichtigste anzuführen, 
Rei£siX'ug, Kcifsbreli, Mappen, Schultasche etc. vom \ ater auf den Sohn 
Ubergegangen. Die Neuansdiaflfung aller dieser Gegenstände hätte eine 
wesentliche Mehrbelastung der Budgets ergeben. Aus diesem Grunde, 
der schon bei der Beschaffung der SchulbedOrfnisse für die Primar- 
schüler unserer Haushaltung eine Rolle gespielt, sowie wegen der 
Leistungen des Staat«; und der Gemeinde an die Beschulung lassen sich 
die für Schnlnvccke verwendeten Stimmen nicht genau berechnen und 
auf den einzL-hieii K^pf vc-rteilen. W eshalb wir uns auf die Snmmicrung 
der für Schulgeld und S< hulbedürlnisse venvendelen Hetrüge l)eschränken. 
Die für Schulgeld in der Kleinkinder-, der Pnmar- und der Sekundär- 
schule verwendete Sunune beträgt nämlich 121 P*cs., während die Aus- 
gabe fiir Schulbedürfnisse sidi auf 126.18 Fcs. beläuit. 

Unter den Ausgaben lür Schreibmaterialien finden wir regebnäfsig 
wiederkehrend den Betrag für ein Haushaltungsbuch und ein Noti£> 
buch, r^ie übrigen Schreibmaterialien wurden in gröfseren Posten an- 
gekauft, deren Verbrauch sich oft iil)er mehrere Jahre verteilte. Die 
(Geburten und 'lodesfälle in der Familie scheinen die Ausgaben für 
Schreibmaterialien erhöht zu haben, wenigstens tuideu wir 1866, 1867 
und 1876 jeweils eine Ausgabe von 2 Fc^. für Karten zu (ieburtsan- 
zdgen. 1S73 bilden die Karten und Kouverts zu Todesanzeigen die 
einzige hierher gehörige Ausgabe. I^udialtungsbuch und Notisbuch 
wurden 1872 in je a Exemplaren angekauft. 1874 treffen wir wieder 
eine Ausgabe von 2.50 Fcs. fiir Todesanzeigen notiert. Aus den Zahlen 
unserer Budgets geht deutlich hervor, dafs der Verbrauch unserer Haus- 
haltung an Sc lireibniaterialien unbedeutend gewesen sein mufs. umso- 
mehr als über die lür die allerdings aufserst geringftigige geschätliiche 
Korrespondenz verwendeten Schreibmaterialien keine besondere Rech- 
nung geführt worden. Briefe scheinen sehr selten in unserer liaus- 
haltüng geschrieben zu werden, was nicht nur aus der Ausgabe ftir 
Schreibmaterialien sondern auch aus derjenigen filr Porto hervorgeht; 
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denn der för Briefmarken imd Korrespondenzkaiten etc., auschlief^h 

der Geschäfts^orrcspondcn/, (Int i bs( hnittlich pro Jahr aufgewendete Be- 
trag belauft sich auf 47 Cts. Endlich sind unter dieser Rubrik die Aus- 
gaben für Kondolations- und nnitulationskarlen auffrcführt. Während der 
Bedarf an K-ondolationskarit- n sich stetig steigert, nimmt der Verbrauch 
von (»latulationskarten in unserer Haushaltnnor beständig ah. 

Die unter Almosen verzeichneten Hetrage sind fast ausnahiiislos 
Geschenke^ welche an reisende Handwerltsboischen verabreicht wurden 
Die Handweiksburschen erhielten je 5 Cts., während die „Bettler" meistens 
mit 10 — 20 Cts. abgefunden wurden. Trotz der Ejnfiihrung des Orts- 
geschenks in dieser Gemeinde haben die ftir diesen Zweck in unserer 
Haushaltung verwendeten Beträge nicht abgenommen. Die Zahl der 
ferht enden Handwerksburschen scheint /war etwas p;csimken zu sein, 
während dagegen unser Haus gegen das Ende der Berichtsperiode häu- 
figer von Beitlem abgesucht worden sein mufs. — Die für kin bliche 
Bedürfnisse verwendeten Ausgaben setzen sich zusammen aus den Abend- 
mahlsteuem, den Beitragen zu den jeweils fUr knddiche und religiöse 
Zwedce erhobenai Kollekten und endlich der Honorierung des Pfarrers 
und des Melsners bei Taufen und Beerdigungen. Die einzehien Bei- 
trage besonders aufzufiihren wäre zwecklos. Der Pfarrer erhielt für den 
Vollzug der Taufe jeweils 5 B'cs., während der Mefsner flir seine Mit- 
wirkung hierbei mit 2 Fcs. honoriert wurde. Dieser Ausgabe begegnen wir 
6 Mal, nämlich in den Jahren 1866, 1867, 1870, 1873, 1874 imd 1876. 
1873 und 1874 treten /.u diesen Ausgaben noch die Unkosten für die 
kirchliche Beerdigung der beiden in dieser Zeit verstorbenen Kmder 
unserer Haushaltung, welche sidi auf 10 Fcs. beliefen» wovon 6 Fcs. auf 
den Planrer und 4, Fcs. auf den Meisner entfallen, Das Neujahr^ 
schenk an den Pfimrer, das jeweils 5 Fcs. betrug, ist unter den Ge- 
schenken aufgeführt 

Für Vereine wurden im i. Jahrzehnt 76,60 Fcs. und im 2. Jahr- 
zehnt joo Fcs. ausgelegt. Ln Anfang der Bericht s|)eriode ist nur die 
Frau Mitglied eines Vereins, nämlich des Frauen\ ereins; dessen Zweck 
schon kurz skizzirt worden. Der jährhche Mitglicdcrbcitrag beträgt 5 Fcs., 
wozu sich noch ein freiwilliger Beitrag von 1 Fcs. seitens imserer Haus» 
frau gesellt .Im Jahre 1 870 traten beide Ehegatten dem thurgauischen Hilfs- 
verein iUr Gemfitskranke bei, der sidi den Zweck setzt, einzelne hilfe- 
bedürftige Gemütskranke zu unterstützen. Der jährliche Mitgliederbeitrag 
beläuft sich auf i Fcs. 1874 lie&en sich die Ehegatten zum Eintritt in 
den thurgauischen Armenerziehungsverein bewegen, welcher sich zur Aufgabe 
setrt, „auf dem Wege freier Thritigkeit, nnf Verbesserung der Versorgung 
imd Krziehung anner und verwahrloster oder der \ erwahrlosung entgegen- 
gehender Kinder hinzuwirken". Die Mitghedschaft bei diesem Verein 
kostet unserer Haushaltung jährlich 2 F'cs. 

Die Ausgaben für Vergnügungen machen im i. Jahrzehnt mit 
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'79>43 ^'cs- 1,^% der duichsdinittlicheii Gesamtausgaben aus» «tthrend 
sie in der zvreitai Hälfte der Berichtsperiode 194,37 Fcs^ — 719% der 

Gesamtausgaben betrageiL 

Die stille und zurückgezogene Lebensweise unserer Haushaltung 
spiegelt sich am besten iii clor fiir Reisen, Ausflüge etc. verwendeten 
Summe. Von gemeinsamen Ausllugen konnte nämlich kaum die Rede 
sein. In den ersten Jahren der Khe machten die Ehegatten hier und da 
einen kleinen Spaziergang in die Lmgel)ung des Dorfes. Später zwang 
die Besorgung der kleinen Kinds* zum Verzicht hierauf. Wenn A. oder 
seine Frau in der ganzen Berichtsperiode Uber die Grenzen des Dorfes 
hinauskamen, so galts, entweder bei Verwandten einen kurzen Besudi zu 
machen oder an einer Tauffeier oder einem Leidienbeg^gnis teilztt- 
nelmien. Deshalb sind die hier aufgeführten Beträge zum gröfsten Teil 
für Kiscnbahn- und Postbillets ausgegeben worden , wobei es allerdings 
vorkommt, dafs die Fahrten, weiche hauptsn« h'ich dem Zwecke dienten, 
h-mkaufe für die Haushaltung zu besorgen, sowie die Auslagen beim Be- 
such des Tüchterleins im Spital unter „Vergnügungen" aufgeführt wurden. 
Allein die Ausgaben für Eisenbahnbillets, Reisen etc. sind nicht immer 
mit ihrem bestimmten Ziel und Zweck in den Haushaltungsbtichem 
notiert, so dafs um allzueingehende und dodi höchst wahrscheinlich nur 
imvollkommene Resultate ergebende Befragung des Haushaltungsvorstandes 
Z11 vermeiden, sämtliche für Eisenbahn- und Postfahrten verwendeten Be- 
träge summiert und hier aufgeftihrt wurden. 

1875 """J 1876 reiste die älteste Tochter zu Verwandten nach 
Genf, wo sie sich jeweils längere Zeit auihicit. Mit der Schulpflicht der 
Kinder treffen wir auch alle Jahre kleinere Betrüge fiir die MSc^ubeisen" 
notiert, die m den Jahren i88z — 1885 fast den ganzen för Reisen etc. 
aufgeführten Betrag in Anspruch nehmen 

Im Winter besuchten die Ehegallen einige Konzerte und Auf- 
führungen der Vereine des Orts. Hielt sich, was fast jeden Somtner 
geschah , eine wandernde Schauspieltnippe in der Ortschaft auf, so be- 
suchte die Frau und später auch die Kinder hier uuddii deren Vorstellungen. 

Der Haushaltungsvorstand besucht jeden Abend das Wirtshaus, wo 
er bei einem „Glase Wein** die Zeit von 8 — 10 Uhr zubringt. Er be- 
hauptet, dieser Brandl sei seines Geschäftes wegen unbedingt n<3Cig, da 
die Inhaber von Wirtschaften, deren es im betreffenden Ort eme grafse 
Menge giebt, darauf halten, dafs die Geschäftsleute, mit denen sie ver- 
kdiren, hier und da bei ihnen Einkehr halten. Leider hat A. die hier- 
bei getrunkenen Quantitäten nicht notiert, sondern blofs das hierfür von 
Zeit zu Zeit der Kasse entnonunene (ield als „Sackgeld" im Haus- 
haltungsl)U( h aufgeführt. Ks ist ein ganz hübsches Sümmchen, das auf 
diese Weise ui den zwanzig Jahren, über die sich unser Bericht erstreckt, 
ausgegeben wtude. Im a«ten Jahrsehnt betrugen n&nlich die Wirts- 
hansausgaben des Mannes 1389,35 Fcs., gleich 6% der Gesamuusgabe, 
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während sich dieselben im 2. Jahrzehnt auf 1648,8$ Fcs. steigerten und 
damit 6,7*^0 der dun hschnittlichen (iesamtausgabe ausmachten. Diese 
Steigerung im 2. lahivehnt ist eine Folge der l*rcisverteucrung der (be- 
tränke, woUc'i allerdings crstcre mit lelÄtercr nicht ganz gleichen S( hritl 
gehalten haben durltc, n\ ic denn auch A. hciiaUjUet, das Iruher rcgd- 
mäfsig genossene (Quantum etwas reduziert zu haben. 

A. scheint in sein» ganzen Lebensweise der reinste Pedant su sein, 
dem die R^ehnäfsigkeit in allen Dingen erstes und höchstes Gebot ist 
Diese Regefanafsiglceit zeigt sich auch im Verbrauch von Ogmn. 
Während 5 Jahren gestattete sich A. fast ausnahmslos nur am Sonntag 
den Genufs einer einzigen Cigarre, welche er in seinem eigenen I.aden 
kaufte. 1872 benutzte er eine günstige Kaufgclegenheit und versah sich 
mit 500 Stück Cigarren, welche er innerhalb 6 Jahren konsumierte. 
1878 linden wir 100 Cigarren /.u 3,40 I i s. und 1879 ein Kistchen mit 
IOC Stück zu 5 Fcs. notiert. Von 1879 an verminderte sich der 
Cigarrenverbrauch etwas und betrug der durchschnittliche jährliche Ver« 
brauch wieder etwa 50 Stück. 

Ordnen wir die Ausgaben für die verschiedenen Bedürfnisse nach 
ihrer Gröise, so nehmen die ftir Vergnügungen verwendeten Beiträge die 
4. Stelle ein. Dieselben betragen im i. Jahrzehnt fast el>en.sf)\ iel wie 
die ftir Reinlichkeit uinl Koqjeqjflege, Krankenpflege und C.eburtshilfe, 
Vors()rgli( hkeit und Steuern zusammen ausgegebenen Helr;ige, wahrend 
sie im 2. Jahizeluii die Summe der Ausgaben für diese- 4 Bedurfnis- 
gnij)i)cn noch etwas übersteigen. Der Lowenauieil der Ausgabe für 
Vergniigtmgen fällt auf Rechnung des Mannes, was aus den ftir AViitS' 
hausverbrauch und Cigarren ausgegebenen Summen deutlich hervorgeht 

Die Ausgaben für Reinlichkeit und Körperpflege betragen 
im I. Jalurzehnt durchschnittlich Fcs. 73,68 = 3,2% der Gesamtaus- 
gaben, während sie im 2. Jahrzehnt mit 67,19 Fcs. blofs noch 2,8% der 
jährlichen Durrhschnittsausgabe ausmachen. Die Reduktion der Ausgaben 
für diesem He<lürfnis erklärt sich einmal durch das 1 allen der Preise tnr 
die Reinigungsmaterialien, wie aus bei.'itehender Tabelle b. ersichtlich und 
dann durch die Verminderung der für Waschen und Halten ver>vendeten 
Summe. Die Hausfrau suchte, die MiädcJien schon frühe zu dieser Arbeit 
anzuhalten, wodurch es ihr möglich war, von 1879 an das Waschen 
und Plätten gemeinsam mit den Mädchen ohne fremde Beihilfe zu 
besorgen. 

E!)enso hat die Ausgabe für Haarschneiden und Rasieren gegen das 
Knde der Berichtsperiode etwas abgenommen, trotz der Verteuerung der 
Barbiertaxen. Die jährlich an den ( oifleiu m enliiehlende Summe be- 
trug bis 1875 15 Fcs., wofür derselbe alle in „sein Fach einsclUagcnden 
Verrichtungen*' in unserer Haushalttmg zu besorgen hatte. 1874 steigerte 
der KoifTeur die Taxen. Er besorgte blofs noch das Rasieren des Haus- 
vaters für eine jährlichCf runde Summe, während er die übrigen Ver- 
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richtungen besonders beredtnete. Dieser Erhöhung der Ausgaben zu be- 
gegnen, bemühte man den Coiffieur nicht mehr wie bis dahin ins Haus, 
sondern begab sidi in dessen Wohnung, wenn man seiner Dienst- 
leistungen bedurfte. 

TibeUe b. 



Jahrgang. 


Seife 
p. Pfd. 
I larzs. Kerus. 


Soda 

p. m 


StSrlce 

p. Pfd, 


Petroleum 
p. Pfd. 


Kcnen 
p. Pfd. 


J866 
1870 
187s 
188s 


Cts. Cu. 

40 i 5' 
- 1 55 
38 ! 55 
36 1 45 


Cts. 

16 

14 

>5 
12 


Cts. 

50 
60 

55 
40 


Cts. 

40 

38 
25 

22 


Cts. 

80 
75 
75 
70 



Die letzte Gruppe <ier unter Reinlichkeit und Körperpflege aufge- 
führten Ausgal^ ist eine vielgestaltige. Haaiöl und Zahnpulver sind 
blofs die häufigsten darunter. Wir haben da nämlich auch die Ausgaben 
für Zahnbürsten, Zahnwasser, Zahntinktur, Eau de Quinine» Vmatgre de 

Toilette etc. aufgeführt. 

Krankenpflege und Geburtshilfe erforderten im i. Jahrzehnt ? q^'/q 
und im 2. Jahrzehnt i,3'*'g der durchschnittlichen Jnhresauspabe. Die 
Venuiriderung dieser Ausgabe in der 2. Hälfte unserer Herichtsperiode 
erklärt sich durch die That-sache, dafs wir hier blofs noch einmal einen 
Betrag für Hebamme und Pflegerin notiert finden, während derselbe im 
I. Jahrzehnt $ Mal aufgeführt wurde, sowie durch den Umstand, dafs ins 
Jahr 1872 die sdion frtther erwiUmte lange Krankheitsseit des ältesten 
Mädchens und dessen Aufenthalt im Spital fällt Da die Geburten ohne 
Beihülfe des Arztes vor sich gingen imd nur ein einziges Mal infolge 
einer (icburt iir/.tliche Behandlung nötig war, so re|)räsentieren die ftir 
die Hebamme luid l^Hegcrin aufgeführten Summen, den für Geburtshülfe 
aufgewendeten Betrag, der sich auf 328,70 l''( s. beüef 

Eine absolut und relativ niedrige Summe reprä.sentieren die für 
Vorsorglichkeit verwendeten Beträge. Nehmen ja die Ausgaben für 
dieses Bedürfnis im i. Jahrzehnt nur mit 0,4 " g und im 2. Jahrzehnt mit 
t,i*/^ an der durchschnittlichen Jahresausgabe teil Woraus sich von 
selbst das Ungenügende dieser \'ersicherung ergiebt Während 8 Jahren 
unserer Berichtsperiode ist nur das Mobiliar versichert. Die Versicher- 
ungssumme für das M()l)iliar ])elict sii h bis 1884 auf 7000 Fcs., wobei 
■das T .adenin ventar ni» ht inbcgrittcn ist. Die JahresprJimic für die 
Mobiliar\crsi< herung l>ctrug während r8 ]ahren 8,75 Fcs. 18S4 wurde 
die V'ersichcrungssumine um 3000 Ft;s. erhöht, weshalb die Jahresprämie 
•von da an 12,50 Fcs. betrug. Die 16,25 Fcs., welche 1884 entrichtet 
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werden ouiistm» endiahen TOben dieser JahrespvBmie noch die Ver* 
sidierungskosten. 

1874 tritt der Mann dem Steibevereine als Mitglied bei, womit 
aber dem bestehenden Mangel aus früher aufgeführten (»nindcn nur 
höchst ungenügend abgeholfen wurde; denn abgesehen von der niedrigen 
Versicherungssumme, die im günstigsten 1 all nur einige hundert Franken 
betragen dürfte, bot dieser Sterbeverein fast gar keine Garantie für die 
Elnbringlichkeit der ,,$terbesi]mme". Nachdem nämlich dieser Sterbe- 
verein mehrere Jahre auf seiner schiefen Basis vegetiert hatte, nötigte 
die sidi steigernde Zahl der Todesfälle luid die Abnahme des Eintritts 
neuer Mitglieder sowie der Austritt vieler Mitglieder zur Revision der 
Statuten. Man versuchte ilurc h Festsetzung eines nach dein Alter alige- 
stulica Kintrittsgeldes und dun h ÜiUiung eines Reservefonds, (.ien 
Verein ins richtige Fahrwasser xu bringen. Aber aucli auf dieser Cirund- 
lage vmnochte sich dieser Verein blofs etwa 10 Jahre zu bdiaupten ; denn 
gerade in diesem Jahre pflegt derselbe end> und resultatlose Veihand- 
lungenf um das wieder leck gewordene Schifilein in dem sichern Hafen 
irgend einer gröfseren Vcrsicherungsgesdlschaft durch den lünkauf sftmt> 
licher Mitglieder in Sicherheit zu bringen. 

A. hat in den 12 Jahren, während welchen er dem Sterbevereine 
als Mitglied angehörte, eine Summe von icj5 Im s einl)ezahlt. Die jahr- 
liche DurtJist luHiispraiuie \on 16,2 5 Fcs. war also im Verhältnis zu der 
in Aussicht stehenden Sterbesiunme viel zu hoch. Für diese Summe 
hätte sich A. bei einer sohden VersicherungsgeseUsdiaft eine genügend 
sicher gestellte Sterbestunme sichern können. Alterdings hätte dieselbe 
auch in diesem Fall den durch den Tod des Mannes bedingten Ausfall 
der Eitmahmen keineswegs ersetzen können. 

Zu der höchst ungenügenden Versicherung für den Todesfall gesellt 
sich das gän/li* he l-'ehlen der \'ersi( lierung gegen K.nu»kheil, Alter und 
Unfall. Allerdings konnte in diesem i'all die \'ersi( hening gegen Unfall 
bei dem Berufe des A. unnötig erscheinen. Allem in den 20 Jahren, 
über die sich unser Bericht erstreckt, wurde A. doch zwei Mal von 
kleinem UnfiUlen betroffen. 1874 fiel derselbe beim Schlittschuhlaufen 
nnd verstauchte sich ein Fuisgelrak» so dafs er fast 4 Wodhen das Bett 
hüten mulste. 1885 fiel ihm im Magazin der Fabrik eine Kiste auf die 
rechte Hand, was zweiwöihentliche Arbeitsunfähigkeit zur Folge hatte. 
Diese beiden UnfHUe zeigen sich auch in der .Ar/trechnung der betreften- 
den Jahre Allerduigs wurde dem Manne von seuun .\rbeitgel)em der 
Gehalt wahrend seiner Krankheitszeit doch ausgerichtet. Die „Herren" 
konnten das umso eher thim, als der gröfste Teil der Arbeit liegen Web 
und von A. nach seiner Genesung nachgeholt werden mufite. Bei dieser 
Gesinnungsart der Prinzipale, welche nicht einmal die Rechnung für 
die durch den Unfall in ihrem Geschäfte notwendig gewordene ärzdiche 
Bdiandlung auf sich genommen, erscheint das Fehlen jeglicher Versiche- 
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rung gegat Krankheit und Alter um so bedenklidier. Der Haushaltungs- 
vorsland behauptet, dals er bd längerer ArbeitsunlShigkeit einfach ent- 
laisen worden wäre. 

Zu allen diesen Ausgalien kommen endlich noch die Steuern. 
Im I. Jahrzehnt hatte unsere Haushaltung durchschnittlich pro Jahr 
39,54 Fcs. Steuern zw bezahlen, welche Summe im 2. Jahrzehnt sich auf 
64,77 ™ 2>^7a durchschnittlichen Jahiesausgabe steigerte. 

Diese Steigerung ist hauptsächlidi durch die Vermehrung der Ausgaben 
des Gemeindehaushalts verursacht worden. Zur näheren Orientierung sei 
die Benennung der Steuern, wie sie in den HaushaHungsbüchem DOti«t 
worden, hier angeführt Es mufste nämlich bezahlt werden : Staatssteuer, 
Ortsarraensteuer , Nachtwacht, Lösch Gerätschaften und Strafsenbeleiuh- 
timgskosten, Strafsenkosten und (iemeindesteuer, Schulstctier, Kirchspiels- 
armensteucr. K in heusteuer und endlich PlrundsteutJ. Die Verschieden- 
heit der lu den einzelnen Jahren für Steuerzwecke ausgegebenen Summen 
findet ihre Erklärung einnml in den ziun Teil nidit regelmäfsig wteder- 
kehrenden Bedürfhissen des Gemeindebaushalts und dann in der That- 
sache, dais das Defizit der verschiedenen Fonds nicht alljährlich auf dem 
Steuerweg gededkt wurde. Unter den nicht regelmälsig wiedericehrenden 
Bedürfnissen nennen wir, um nur die wichtigsten Beispiele anzuführen, 
die iVnlegung zweier Strafsen, den Bau eines S( luilhatises und die An- 
schaffung eines neuen Kircliengeläuts, Zum .Schlufs sei noch bemerkt, 
dafs A. keine Militärsteuer zu bezahlen hat, weil er als Soldat seiner 
Dienstpflicht Cieuuge geleistet. 

Eine nicht zu unteischätsende Rolle unter den Ausgaben in unsem 
Budgets spielen femer die Geschenke. Im ersten Decennium ver- 
wendete unsere Familie durchschnittlich pro Jahr 20,96 Fcs. für Ge- 
schenke, wdche Summe im 2. Jahrzehnt unserer Berichtsperiode auf 
28,20 Fcs. anwuchs. Neben dem regelinäfsigen Neujahrsgeschenk von 
5 Fcs. fiir den Pfarrer finden sich bis 1877 ebenso regehnäfsig je ein 
Neujahrsgc'S( henk von 5 Fcs. und eui ( )stergcschenk von 2 Frs. an 
zwei Patenkinder der Hausfrau. Im Frühjahr 1877 wurden diese 
Patenkinder konfirmiert und erhielten als letztes Geschenk je einen 
Silbemen Löffel im Wert von S Fcs. Mit dem Jahre 1869 treffen wir 
zum ersten Mal in unsem Budgets ein Gescheit von a Fcs. an die 
Ldurerin der Kleinkinderschule tmd 187 z ein solches an den Primär- 
lehrer von 3 Fcs. Diese Geschenke vermindern sich relativ, indem die 
Kinderlehrerin später nur noch 1,50 Fcs. und der Primarlehrer nur noch 
2,50 Fcs. pro Schüler unserer Haushaltung erhielt. Dem Sekundarlohrc-r 
wurde jeweils ein Neujahrsgeschenk von 7 Fcs. verabreicht. Endlich er- 
hieh die Arbcilsschullehrerin jährlich ein Geschenk von 1,50 Fcs. pro 
Kind. Diese jährlich ftir solche Geschenke ausgegebene Summe ist 
derart, dafs sie ganz gut unter den Ausgabe Air psychische Bedürfnisse 
hätte aufgeführt werden können. Allein dadurch wäre die Spezialisierung 
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unseres Budgets noch weiter gediehen, indem dann auch das Neujahrs- 
geschenk ftir den Pfarrer besonders auf/nfuhren gewesen wäre, da sich 
diese Ijcidcn Arten von Cieschenken cigcnlhch nicht von einander unter- 
scheiden und zum Ciluck auch noch das gemeinsame Merkmal bcsit/4:n, 
dafs sie gegenwärtig in beständigem Rückgang begriffen auf dem Aus- 
sterbeetat stehen. Zu diesen Gescbenken kommen die Au^aben für 
HochseitS' und Taufgeschenke an Freunde, Bekannte und Verwandte» 
wobei sich allerdings unsere Familie auf das unumgänglich Notwendige 
beschrankt /.u ha])en scheint, was sowohl aus der kleinen Zahl ats auch aus 
dem best hcidenen Wert derartiger ( ies« henke deutlic h genug her\"orgeht. 
Mehr der Kuriosität halber sei noc n eines regclmäfsig alle Jahre wieHer 
kehrenden f iese hcnks erwähnt Der Nachtwächter dieses Orts besitzt 
nämlich nach altem Herkommen das Recht, bei den wohlhabenden 
Familien anläfilidi des Jahreswechsels das ,,Neujahr anzuwünsdien'' wo- 
fUr er von unserer Familie jeweils mit 50 Cts. beschenkt wurde. 

Die Auagaben für ^Verschiedenes'' enthalten neben dem iUr Instand» 
haltung der Wohnung, ftir Porto und Schuhwichse ausgegebenen Be» 
trag die Unkosten der Leichenbegängni^e (Sarg, Leichen transport etc.), 
soweit diese nicht schon unter den Ausgaben ftir kirchliche Bedüzfiusse 
Platz gefunden haben. 
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Resurati. 

Der vorliegende Fall zeigt uns^ Besoldungsverhältnisse, wie wir sie 
bei einer sehr grofscn Kategorie kaufmänni'^rher Hülfsarbeiter der Schweiz 
autreften. Allerdings kommt l)ci dem Auskommen des A. das Arbeits- 
einkommen seiner Frau und das ererbte V ermügen in lietraciu. ^^es- 
balb uns die AiiakommensverhJÜtnisse des A. «tiejenigea seiner das gleiche 
Eänlcoiniiien bezidietideD Benilsgenossen nicht vergegenwärtigen können. 
Inuneffain aber dürfte dieser Fall zu Rttdudilüssen auf die Lebensver- 
hältnisse der kaufmännischen Hülfsarbeiter berechtigen und einen kleinen 
Beitrag liefern zur Erforschung der sozialen I*age dieser Klasse, welcher 
bis jetzt in der Schweiz wenig Aufraerksamkcit gewidmet \vor<!en ist. 

Obwohl A. durch seinen Auicnthalt in einer Landgcmemde vor 
seinen in Städten wohnenden Ikrufsgenossen manchen wirtsciialtlichen 
Vorteil voraus hat, genügt i>ein Arbeitseinkommen doch nicht zur 
standesgemäßen Erhaltung seiner Familie. Sein durdisdmittliches 
Jahreseinkommen aus Arbeit im i. Jahnsehnt betrjigt 1590 Fcs., denen 
eine durchschnittliche Jahresaiisgabe v<Mi 9306,73 Fcs. gegenüberstdit 
Dais die Familie mit der von A. verdienten Summe nicht hätte aus- 
kommen können, wird Jedem klar sein, der die vorangeschickten 
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Tabelle IIa. 



Zusammenstellung der Aus 



M,\ tieistch uiui Wurstwftreii 

b) Brnt und Molilwarcu 

c) < ii-im: M- und * )ljst 
Milch und Eier 
Pettc 

c < u r / 1- und Gcnofsinittel 
i. N«hning 

II. (irtr;inkc. 

b) Mi)t)ili:ir uiul Ilausj^rriit [Xfu.ni- 
schivliuiij^iju und Repura'uretj) 

c) Il'i/uii^ 

III II:iu>wcscu 

IV. licklt idun^. 
V. Psych bche BedärftusBe, 
BiirlKT, /«lituiigeQ etc. 

Scluilbcdürfjiissc 
Seil I < ' i I > I n :i t chalicu 

Kir< h liehe Bedürfnisse 

Vi. \ iTtJtlUj^UIiJ^'CIl. 
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VVirt.<luui\vorl>i';UKli «i'.-S Mjuwes 
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\ I \ . ruöägungen. 

VTL Kciiiüfhkcit Uli.] Ki)r])iTi>flege. 
Soilr. Soiia. Stiirki- i-tc. 
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Für ILuirsihiii i<lr-ii, l\:i«;Iereii etc. 
iiaarül, Zaliupulvcr etc. 

VIL ReioUchkeit u. Körperpflege. 
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XI, Ver.'ichi<-(icii'> 
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gaben des A im 2. Jahrzehnt 
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90 Ho/mann^ 

Budgets gelesen. Hatte ja das Arbeitseinkommai des Haushaltungsvor- 
Standes nicht einmal zur Deckung der fiir Nahrung und Hauswesen nus- 
gegebenen Summe genügt. Aiu h im 2. Jahrzehnt, in welchem tief 
durchschnittliche jahrliche Arbeits\ erdienst des M;unxcs sieh auf i 700 Fes. 
gesteigert hat, reicht diese Summe noch lange nicht zur Deckung der 
3445,81 Fcs. betragenden Durchschnittsausgabe. Allerdings (mden wir, 
wie bmits erwähnt worden, einige Ausgaben in unsem Budgets, die 
nidit unbedingt notwendig sind und könnten dieselben an einigen 
Punkten etwas reduziert werden, wobei aber nicht zu vergessen ist, dafs 
an(lcrc Ausga!>esnmtnen wesentlich erhöht werden raiifsten, um die be- 
tretVenden IJediiilnisse in völlig genügender Weine t\\ befriedigen. 
Selbst das ganzliehe \ erschwinden der fiir Vergnügungen ausgegcbet»en 
Summen und die denkbar höchste Reduktion der Au-sgaben filr Beklei- 
dung und psychische Bedürfnisse könnten die Gesammtausgabai nicht mit 
dem Aibeitsertrftgnis des Mannes in Finklang bringen. 

Leider xahlt eine schweizerische Lohnstatistik heute noch zu den 
frommen Wünschen, we.shalb wir bezüglich des von den kauf- 
münuischen Hülfsarbeitern bezogenen Lohnes blofs auf Vermutungen 
angewiesen sind. Immerhin durfte die Behauptung gerechtfertigt sein, 
dafs das Arbeitseinkommen einer gnil'sen Zahl kaufraännisc her Hülfs- 
arbciter der Schweiz ungefähr gleich grofs sein durfte wie dasjeiuge des 
A. in der 2. Hälfte unserer Berichtsperiode. Verdient ja auch der 
Kommis in „Fall X" der von Carl Landolt dargestellten Haushaltungen 
jährlidi 1 735,89 Fcs. 

Wie müfsten sich deim die Lebensverhältnisse unserer HausliaUung 
gestalten, wenn sie ohne Arbeitseinkommen der Frau uml ohne Ver- 
mögen in einer Stadt leben müfsfer können die Havishaltungen 
auskommen, die unter den ungetahr gleirhen 1 .ebensansjuuchen noch 
weniger verdienen? So und ähnlich wird man mich vielleicht mit 
von^'urfsvoUem Blicke fragen. Allein wo Thatsachen sprechen, die 
bekanntlich ,,halsstarrige Dinge" sind, nützen vorwurfsvolle Blicke nichts. 
Wenn's diejenigen, die so fragen möchten, wirklich so interessiert, wie 
noch schlechter gestellte, kaufmännische Hulisarbeiter in Städten ihr 
Auskommen finden, so sollen sie unbefangen an die Erforschung dieser 
Verhältnisse herantreten und der gewünschte Aufschlnfs wird ihnen bald 
7.U teil werden, wenn aiK h vielleicht in anderer Art und Weise, als sie er- 
wartet. Haben diesell)en al>er liierzu keine Lust ttnd keine (Gelegenheit, 
so braucht s keine allzugroisc Kmbiidungskraft, sich an der Hand des ge- 
schilderten Falles ein Bild von den Lebois- und Audcommensverhältnissen 
der kauftoännischen Hülfsarbeiter der Schweiz vorstellen zu können. 
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II. FiUl. 

B. Der Haushaltungsvorstand ist ein Sekondarlehrer. 

Beriditsqperiode rom 1. Janwu- 1866 bis 31. l>cwraber 1885. 

Civilstand. 

Im Anfang der Berichtsperiode bestand die Familie aus dem 
40 Jahre alten Mann und seiner 25 jährigen Frau. Ein hn FrUhling 1867 
geborenes Töchterlein starb im Alter von 6 Wochen. Im August 1869 
wurde von der Frau eine Tochter geboren. Bis zum Jahr 1874 erhielt 
die Familie Iceinen Zuwachs mehr. Im Januar und im De/.eraber dieses 
Jahres wurde je ein Töchterlein geboren. Ein im Oktober 1876 ge- 
borenes Rnahlcin st.irh im .Alter von 3 Monaten Im Oktober 1878 
starb der Mann unerwartet rnsrh. Nun zog der Vater der Haustrau in 
die Familie, sodafs dicäcll)c wieder aus 5 Köpfen bestand. (Vater, 
Tochter und 3 Enkelinnen.) 

Wohnung. 

Die F'amilie bewohnte während der ganzen Berichtsperiode ein 
freistehendes, etwas aufserliall> der Ortschaft gelegenes Hausrhen, das 
von einem kleinen Blumengarten lungelien ist. Das Iläiisrhcii enthalt 
4 Zimmer nebst Küche und Waschraum. Die Wohnung h:it einen ge- 
ringeren Luflraimi als diejenige des Ivaufmann.s. 1 Zimmer ist ausge- 
täfelt, eines tapesiot und 2 sind getüncht Nur das als Wohnstube 
benutzte Zimmer ist heizbar. Die übrigen 3 Zimmer dienen als Schlaf* 
»Himer. Seit dem Tode des Ehemanns talen die 3 Mädchen das 
Schlafzimmer mit ihrer Mutter. Ein Zimmer diente während der ganzen 
Berichtsperiode ab Besuchsschlafzimmer, 

(1 e s u n d Ii e i t s /. u s l a n d. 

Der ( ieMindheits/ustand mufs während der ganzen Herichtsia riode als 
ein gun.sligcr l>c/ciehuct werden. Allerdings fehlen auch hier in keinem Jahre 
die Ausgaben für ärztliche Behandlung und Medikamente. Doch sind die- 
selben meist unbedeutend und fast immer nur durch vorübergehendes 
Unwohlsein verursacht. B. litt lauge Zeit an chronischer Halsentzündung, 
die alle Jahre ein- oder zwei Mal ärztliche Behandhing nöthig machte. 
Die Frau erfreute sich innner bester (lesundheit. Die ('uliurton nahmen 
einen so giinstigen Verlauf, tlaf^ immer jeweils nur höchst kurze Zeit 
eine Pflegerin nötig war. Aut Ii die Kinder erfreuten sich meist guter 
Oesundheit. Nur im Jahre 1884 litt die älteste 'iot hter lange Zeit an 
Bleichsucht, welche ärztliche Behandlung erforderte. Der Gesundheitszu- 
stand des Grc^nratets ist ein viMrtrefniclier, Mit Ausnahme einer schweroi 
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Krankheit, die ihn {1880'' 7 Wochen ans Bett fesselte, hatte er sein 
ganzes Leben hindurch noch nie ärztlicher Behondlimg bedurA. 

VorsorgUchkeit. 

Das Mobih'ar ist gegen Feuersgefahr versichert B. ist für die 
Summe von 1000 Fcs. auf Ableben versichert. Femer ist er Mitglied 
der kantonalen Lehrer-Witwen- und Waisenkasse, weldie an die Witwen 

eine jährliche Rente von 100 Fcs. auszahlt. Wie hö<^t unzureic hend 
die Versicherung des B. gegen Todesfall gewesen, geht aus den be- 
züglichen Kinnahmen (v. Tab. III.) deutlich hen nr. Die von der Ver- 
sieheriingsgescllschaft ausbezahlte Suirane von 1 000 Kcs. sowie die 
jahrliche Rente von 100 Krs. aus der I.ehrer-\\'it\ven- und \\ aiscnkasse 
sind gewiss ein diirltigcr Ersatz für den Ausfall des jahrlichen Ein- 
kommens des Haushaltungsvorstandes. Die Familie war beim Tode des 
B. gerade in jener Entwickehmgsperiode, in welcher die heranwachsenden 
Kinder das Budget wesentlich zu belasten b^^nen, ohne ein Äquiva- 
lent durch Arbeitserträgnis bieten zu können. Die Lage der Frau wäre 
also unter gewissen Voraussetziuigen nach dem Tode des Mannes eine 
höchst bedenkliche gewesen. Ohne Möglichkeit nvich ohne (ielegen- 
heit, sich neben der Besorgung der Haushaltmigsgeschäite wesentliche 
Einnahiusquellen durch eigene Arbeit zu schaffen, wäre dieselbe der Inan- 
spruchnahme der privaten und öffentlichen Wohlthätigkeit schrittweise 
entgegengedrängt worden, wenn sidi nicht ihr Vater mit seinem Verm^;en 
der Familie angenommen hätte. Er konnte dies umsoeher in so nach> 
driicklicher Weise thun, als imsere Hausfrau sein einziges Kind war. 

Zu der ungenügenden Versicherung für den Todesfall gesellt sich 
hier noch das Fehlen jeglicher Versicherung gegen Krankheit, Unfall 
und Alter. 

Psychische Bedürfnisse und moralische Haltung. 

Auch in dies<»n Punkte zeigt sich der äufserst wirthschaftliche Sinn 
des Haushaltungsvorstandes. Gemeinsam mit einem Collegen wurde ein 
politisches Blatt und eine pädagogische Zeitschrift gehalten. Die reich 
ausgestattete Bibliothek des B. wurde fast ausschliefslich antiquarisch an- 
gekauft. Neue Bücher wurden nur in ganz seltenen Fällen angeschafft. 
Als Kurator der I ,esegesells( hart ist H. vom Mitgliederbeitrag befreit. 
Ebenso steht ihm als Hihhoihekar die durch (beschenke und Vennacht- 
nisse gegnmdete und imterhaltene Urtsbibliothek unentgeltlich zur Ver- 
fügung. 

Die Kinder besuchten die Kleinkinderschule nicht, weil die Mutter 
neben der Führung des einfachen Haushalts genilgend Zeit zu deren Be> 
aufsichtigung fand. Je nach zurttckgel^^tem 6. Altersjahr treten die 

Kinder in die Primarschule ein. Das älteste Mädchen besuchte nach 
7 jährigem Primarschulkurs die Sekundärschule während 3 Jahren. Die 
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Mädchen erhielten vom Vater und nach dessen Tod von der Mutter 
Unterricht im Klavierspielen. Die Hausfrau ist Mitglied des thiirgaiiischen 
Armenerziehungsvercins und des Frauenvereins. Der Mann ist Miti^licd flcs 
ihurgauisrhen Hülfsvcreins für (iemütskranke. Kerner gehört H. den mi ' 'rti^ 
bestehenden Vereinen teils als Aktiv- theils als Passivmitglied an. i-.r ist 
Leiter des Männerchors und des Töchterchois. Aktivmitglied des 
Mlnnervereins und des Theaterklubs und Passivmitglied des Turnvereins, 
des Schützenvereins und der Musikgesellschaft Durch diese Mi^lied- 
Schaft bei so vielen Vereinen wird das Budget wesentlich belastet; denn 
abgesehen von den direkt fiir Vereinszwecke verausgabten Summen ist 
auch ein grofser Teil der Vergnügungsausgaben dieser Verelnsroeieret 
aufs Kerbholz zu schreiben. 

Die Familie niinmi gern uml oft nn geselligen \'cignügungen und 
Anlässen teil, \vel< hc in der Ortschalt und deren Umgebungen statttinden. 
An den AusHügen der verschiedenen Vereine beteiligten sich meist 
Mann imd Frau. Die von den Vereinen des Orts jahrlich gegebenen 
AuflUhnuigen und Konzerte wurden Tast regelmafsig von Mann und Frau 
besucht. 

Der Mann ist äufserst solid und mafsig. Das Wirtshaus besucht er 
nur, wenn er „inufste" d. h. wenn ihn die Sitzungen, ('bungen tmd Ver- 
samailuugca der verschiedenen Vereine hier/u \ eranlafsten. Immerhin 
war er so doch jede Woche mehrere Maie gezwungen, seine Abende 
aulserhalb des Hauses zuzubringen. Allerdings verbrauchte er dabei 
auiserst wenig, da er hierbei meist nur „Anstandhalber" geistige Getränke 
konsumierte. Er mochte hierbei jeweils */• l Wein oder V< ^ ge- 
trunken haben. Was abgesehen von den Angabeft seiner (lattin schon 
aus der niedrigen Summe des Wirt.shausverbrauchs hervorgeht, wenn man 
dieselbe zusammenhält mit der grofsen Zahl von ,, .Anlässen**, die zum 
VV'irtshausbesuch notigten. In den Ferien führte I>. grufsere und kleinere 
Fufbtourcn au.s. Daji Einvernehmen der Ehegatten soll ein sehr gutes 
und herzliches gewesen sein. Die Kinder sind gut erzogen und hängen 
mit grolser Liebe an ihrer Mutter und ihrem Gro&vater, der seit dem 
Tode des B. Vaterstelle an seinen Enkelinnen vertritt 

Geschichte des B. und seiner Familie. 

B. ist ein Waisenknabe gewesen^ der von seinem in Deutschland 
wohnenden Onkel erzogen wurde. Nach Absolvienmg der Volksschule 

die er, da sein Onkel seinen Aufenthalt oft wechselte, an mehreren 
Ortrn i\\ besuchen halte, durchlief er einen dreijährigen Kursus an einer 
(icHLii)e&chule, um daiui in da>i thurgauischen i^ehrerseu»inar einzuüeten. 
Nach wohlbestandener Dieustprüftmg erhielt er eine Lehrstelle an der Schule 
einer kleinen Ortschaft. Die freie Zeit , welche ihm bei dieser Stelhmg 
leichlich zu Gebote stand, b^utzte er zu seiner weiteren Ausbildung. 
In Matheniatik tmd den Naturwissenschaften suchte er sich durch eifriges 
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Privatstiidium weiter auszubilden, während er sich in den alten und 
neuen Sprachen von einem in der Nahe wohnenden Pfarrer Unterricht 
, erteilen liefe. Der von seinem Qnkel zu genauester . Buchführung über 
seine Einnahmen und Ausgaben angehaltene Jüngling blieb dieser lobens- 
werten Übung auch später treu. Cielegentlich hoffe ich die mir aus der 
Schul- und Juiiggesellen/eit des B. zur Verfügung stehenden ^^echnungs* 
buchlein" publizieren zu können. 

Dici Jahre lang waltete B. seines Lehrer! jerufes /ur grolsen Zufrieden- 
heit seiner Vorgesetzten. Dabei (and er nicht nur Gelegenheit, sich 
weiter ausatubilden, sondern war auch trotz seiner niedrigen Besoldung im 
Stande, sich die nötigen Mittel zur weiteren Ausbildung zu ersparen. Nach 
Ablauf dies«- 3 Jahre treffen wir den strebsamen Jüngling während 
zwei Seraestern iu Lausanne, sich dort in der französischen Sprache aus- 
zubilden und auf die Sekundarlehrerprüfung vorzubereiten. Nach be- 
standener Pnifung trieb's den Jüngling in die Ferne. Kinc günstige Ge- 
legenheit versrhaflte ihm eine Stelle als Hau.slcluer bei einer schweize- 
rii>chen Familie in Italien. Einige Jahre später finden wir ilm als Lehrer 
an einem Knabenpensionat in Krankreich, wo er zwei Jahre v&biieb. 
In seinen Heimatkanton zurQdcgdcdurt, fand er bald eine Stellung als 
Sekundarlehrer. Die Rücksicht auf mein Versi^echen strengster Dis- 
kretion nötigt mich, Jahreszahlen und Ortsnamen zu versdiweigen, da 
son.st leicht der Name unseres Haushaltimgsvorstandes erraten werden 
könnte. Auch als Sekundarlehrer suchte er sich noch weiter auszubilden. 
Grofsere Reisen , die er zu .seiner Fortbildung imtemahm, sowie die 
Anlegung einer stattlichen Naturaliensammlung und einer gediegenen 
Bibliothek, verschlangen jeweils die Krsparaisse des B. ; aus diesem Grunde 
entschlols sich derselbe nur höchst tmgem und auf Drängen seiner Ver- 
wandten zur Verehelichung. 1865 verheiratete er sich mit der Tochter 
eines reichen Kaufmanns. Mit diesem Schritt schein«! die Jahre der Sorge 
für B. ihren /Vnfang gennnimen zu haben. Der verhältnismäfsig kleine 
Gehalt und die zieinlidi liohen Ansprüche, die seine Gattin stellte, 
ne>t igten B. zu Ein.sehränkungcn und zur Ver/.irhtleistnng auf manche 
(iewolmheit, die dem ra,sch gealterten Mann lieb geworden war. 'I'rotz 
dieser Kinschränkungen gelang es B. nicht, seine Ausgaben mit den Ein- 
nahmen in Übereinstimmung zu bringen. Das sich ergebende Defizit 
mufste jeweils durch ein Anlehen vom Scbwieger\'ater gedeckt werden. 
Obschon fUr diese entliehenen Summen kein Zins berechnet wurde, so 
suchte B. diese Schuld jedesmal so rasch als möglich abzutragen. G^en 
Ende seines Lebens ermöglichte ihm die Erhöhung seines Einkommens 
die Deckung seiner .\usgaben diirrh das Arbeitscrirägnis, wenn auch von 
Ersparnissen eigentlich ni( ht die Rede sein konnte Und dabei ver- 
schiedene Bedürfnisse unzureichend befriedigt wurden. 

Der Zukunft seiner Haushalttmg diufie B. getrost entgegenbUcken, 
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da das aiiwartschaftHche A'ermögen «meiner Frau sdir grols war, und die 
Seinen vor jeder Not schiii2en konnte. 

1878 wurde der rüstige Mann von schwerer Krankheit befallen, 
welche ihn mehrere Wochen ans Bett fesselte, bis ein SchlaganfaJl seinem 
Leben ein £nde machte. Nun zog sein Sdiwiegervater »1 dar Witwe 
und ihren Kindern. Sein Venmögen scheint sur Deckung der Ausjfi^ben 
unserer Haushaltung t>i genügen, obschon die Sparsamkeit und Knaj^ 
heit, wekhe unserer Familie nachgeredet wird, eher auf ungünstige Ver- 
mögensvorhältntsse scbliefsen lassen könnte. 

Inventar. 

Die Wohnung unserer iliiuühaltuiig i^t liubscli ausgestattet. Das 
^^'ohnzimmcr gleicht fast einem Naturalienkabinett Neben den nötigsten 
und fast äberatt anzutreffenden Möbeln finden wir zwei GlasschrSnke, von 
den^ der eine ausgestopfte V<3gel enthält, wtthrend der andere eine 
hüteche Mineraliensammlung in sich birgt. An den Wänden hängen 
Glaskästchen voll Schmetterlinge und Käfer. Über dem Klavier schwebt 
ein ausgestopfter Steinadler mit nusgc1)reitcten Flügeln. In einer Fenster- 
ecke hat ein kleines Aquarium Platz gefunden. Die ganze Ausstattung 
ist aus Hartholz hergestellt. Im licsurhsschlafzuuiuer hat die Bibliothek 
des Maimes in 2 Glasschränkeu Raum gefunden. Daneben finden wir 
in diesem Zimmer a schöne fietten, x Waschkommode, 2 Nachttisch- 
cfaen, 2 Handtucbständer, i rundes Tischchen mit 3 Rohrsessdn und 
einem SchreibpulL 

Die Ausstattung unserer Hausfrau mit Weifszeug scheint ihr Stolz 
zu sein. Wenigstens hat dieselbe mir bei meinem Besuche mit grofsem 
Behagen ihre wohlgefiillten Kasten und Schränke geöffnet und mich 
aufmerksam gemacht auf die feinen Handstickereien, welche die vcr- 
schietlenen U eifszeugartikel zieren. Ebenso hat sie mit Stolz hinzu- 
gefvigt, dafs sie schon in der „Aussteuer" die Weifszeugartikel in solcher 
Quantität und Qualität mitgebracht habe, dafs sie ihr ganzes Leben da* 
von verwenden könne, ohne dieselben aufzubrauchen. Es scheint das 
noch ein ÜberUeibsel jener Zeit zu sein, in welcher die Jungfrauen ihre 
Aussteuer aus selbst gesponnenem (jarn herstellen liefsen und eine statt- 
liche Ausrii.stung mit Leinwand als Zeichen grnfsen Fleifses galt. Heut- 
ztitag ist aber eine derartige .Ansnistung für die ganre Lebenszeit ent- 
schieden ein Unsinn, besonders wenn dem alten Brauch in so ausgedehnter 
Weise gehuldigt wird, wie dies in uiist rn. i ;nl geschehen, wo die Aus- 
steuer mit Weifszeug allein 2500 Fcs. gekostet haben soll. Für die 
Hälfte dieser Summe wäre unsere Haushaltung lange Zeit genügend in 
dieser HiiKicht zu versorgen gewesen. Die andere Hälfte aber hätte 
unserra Haushaltungsvorstand manche kummervolle Stunde erspart und 
Sun über die Finaoznöte mehrerer Jahre auf weniger drückende Weise 
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hinweggeholfen, als dies durch oft wiederholte Durlehen beim Schwieget' 

vater geschah. 

Ebenso ist die Kamih"e mit Beziig auf l^ekleiduiig sehr gut ausge- 
stattet, weshalb die Mobiliarversicheningssuimac keinen zutretenden Mafs- 
Stab flir das Inventar unserer Haushaltung ergiebt. Sämtliche Gq^en- 
stflnde waren kaum um die Hälfte des AnsdiafAmgspretses versichert, 
wie aus der eisten Mobiliarveisicherungspolice deutlich genug hervorgeht 
Es waren nämlidi die Ziinmergeiätschaften für looo Fcs., die Gold- und 
Silbenvareu mit 500 l' < s., die Küchengerätschaften mit 500 Fcs., Weifs- 
zeug und Kleider mit 2000 Fcs.. die Bibliothek und das „Naturalicn- 
kahinet'* je mit 500 F( s, versichert. Aber auch die Krhöhung dieser 
Vcrsichcrungssuimue um 2000 Fcs. im Jahre 1877 spiegelt den VN en des 
Inventars noch viel zu ungenau. 

Die finanzielle Entwickelung unserer Haushaltung dagegen bietet 
kein erquickliches Bild. Das Arbeitsertragnis des B. reichte besonders 
in den ersten Jahren nicht zur Deckung sämmtlicher Ausgaben. Schon 
das mte Jahr schliefst mit einem kleinen Defizit, das zwar durch die 
Ersparnisse von 1867 mehr als gederkt wurde. Dieses Auf- und Nieder- 
schwanken zwischen kleineren Defiicits uiid unbedeutenden Krspanüssen 
wiederholte si( h oft, bis die mehrfachen ( ifhallserhuhungen die Ein- 
naiimen mit den Ausgaben mehr oder weniger in Einklang zu setzen 
vermochten tmd wiedor einige ganz unbedeutende Er^amisse ermög- 
lichten. Von einer wesentlichen Vergrdfserung des Barvermögens kann 
also nidit die Rede win, während der Besitzstand unserer Haushaltung 
an Mobiliar und Bekleidungsgegenstftnden etc. sich in den 13 Jähren, 
während B. der Familie vorstand, um etwa 3000 Fcs. vermehrt haben wird. 

Die VermögensverhJiltnisse unserer Haushaltung nach dem Tode des 
Familienvaters entzielien si( h leider vuiserer Beurteilung, da in dem 
Haushaltungsbuch nur die regeUnäfsigen Zu.sdm6se des „Vaters" notiert 
.sind und ein Einblick ins Cassabuch nicht verlangt werden konnte, weil 
derselbe aus begreiflichen Gründen abgeschlagen worden wäre. Jeden- 
falls dürfte das Barvermögen eher abgenommen haben, was ich aus den 
Klagen des Grofsvaters über die grofsen Ausgaben, welche eine solche 
Familie venirsache, und aus Andeutungen von Verwandten des B. ent- 
nehmen konnte. 

Das Budget 

a) I. Jahrsehnt 

Die Einnahmen betrugen 20937,81 Fcs. 

Die Ausgaben beliefen sich auf 20846,67 „ 

Bleibt demnach Barbestand zu Ende der Berichtsperiode: 91,14 Fcs. 

b) 2* Jahrzehnt 

Die Einnahmen betrugen 20364,51 Fcs. 

Die Ausgaben beliefen sich auf 20364,51 „ 
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a) Die Einnähmea. (TabeHe tll.) 

Ii. bezog als Sekundarlehrer bis zum Jahre 1871 einen Jahresgehall 
■von 1500 FC8^ wobei die Mtetsiaaeatschädigung inbegriffen war. Am 
i; Januar 1871 winde ihm der Gelialt auf 1700 Fcs. und am 1. Januar 
1873 auf 2000 Fcs. eriiöht Dam wurde ihm Jührlich von der Staats* 

kasse die gesetzliche Alteiszulage ausbezahlt, nämlich von 1866 — 1870 
je i5o Fcs. und von 1871 an je 200 Fcs. pro Jahr. Eis ist das ein ge- 
riiifrv Arbeitserträgnis, besonders wenn man die für bcnifliche Ausbildung 
verwendete Summe von Geld und Zeit sowie die eines Mannes volle 
Kralt in Anspruch nehmende Arbeitsleistung eines Lehrers in Ik^rü« k- 
sichtigimg zieht. Zur Ausbildung der Primarlehrer war schon dazuiuals 
flir den Sekundarlehrer slemltch gründliche Kenntnis der fxanzöaiadien 
Sprache nötig, welche sich die Selcundarlehrerkandidaten durch kÜTKem 
oder längem Aufenthalt in der franzOsisdien Schweu oder in Frankreich 
anzueignen suchten. Was die Arbeitsleistung anbetrifft, so mag diese 
durch die Thatsache illustriert werden, d.ifs V>. immer zirka 30 Schüler, 
in 3 Klassen verteilt , zu unterrichten hatte. Hierbei nimmt schon die 
Korrektur der Srhulerarbeiten jede Woche eine stattliche Zahl von Stunden 
in Anspruch, abgesehen \on den notigen Vorbereitungen für den Unter- 
richt Die Arbeitsleistung eines Lehrers gestattet meistenteils wesent- 
liehe Nebenbeschäftigungen nicht; daher ist auch der Nebenverdienst 
lufserst gering. Als Organist verdiente sich B. (seit 1872) jährlidi 
100 Fcs. Als Dirigent des Männerchors und des Töchterchors erhielt 
er jährlich eine Entschädigtmg, welche sich zwischen 50 F< s. als Minimum 
und 100 Fcs. als Maximum bewegte. Dazu kommen noch die (leschenke 
der Schuler, welche ihren Sekundarlehrer anläfsli( h des Jahreswechsels 
jeweils mit einem Barge&chenk bedachten, das durchschnittlich zirka 
101,58 Cts. ausmachte. 

Bei diesen Einnahmen waren natürlich keine großen Ersparnisse 
möglich. Den wenigen Jahren der ersten Hälfte unserer Berichtsperiode^ 
in weldiem es B. gdang, sich etwas surückzulegen, stehen andere gegen- 
über, welche die geringen Erspamtee verschlangen. Aber auch in der 
zweiten Hälfte imserer Berichtsperiode gestatten die wesentlich gesteigerten 
Einnahmen des B. keine gröfseren Ersparnisse, wie aus Tabelle Hl deut* 
lieh genug hervorgeht 

b) Die Ausgaben. (Tabelle IVa und IVb). 

Die Befriedigung des Nahrungsbedürfnisses erfordert die relativ und 
absolut höchste Simime der Ausgaben des B. Hierbei zeigen (Ue Budgets 
deutlich» wie die durch Vermehrung der Familie und PreisverteueruQg 
hervorgerufene Steigerung der Ausgaben den stärksten und sichtbarsten 
Rücksdüag auf die Ernährung atisübt Die Mehrausgabe Ar Er- 
itihrung im Jahre 1875 gegenüber der besQgUdien Ausgabe im ersten 

Aicbhr (ttr vom, GrMtifbf . u. Swittik. VL 7 
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Jahr unserer Berichtsperiode tiürfie nach dem früher Gesagten kaum die 
Verteuerung der Lebensmittel repräsentieren, wenn wir in beiden Jahren 
sich gleichbleibcDde Konmmtioii vomoaetien. Die Familie bestand aber 
1875 ans Mano und Fnti, einem etwa 7 Jahre alten Töditerlein und 
den im Jahre 1874 geborenen beiden Middien. Auch hier mnfs eine 
nnr ganz oberflädilidie Berfidtsichtigung der durch den Zuwachs der 
Familie erhöhten Konsumtionsfahigkeit zur Evidenz beweisen, dafs die 
Ernährung der Familie im Verlauf dieses Jfxhrzehnts sich bedeutend ver- 
ändert haben mufs. Der Fleischkonsum hat sich absolut und relativ ver- 
mindert; die Qualität der konsumierten Nahrungsmittel iüt eine geringere 
geworden. So ist, um nur ein Heispiel anzufahren, an Stelle der in 
den ersten Jahren der Ehe »ir Zubereitung der Speisen verwendeten 
Butter „Kübebchmate**, das bedeutend billiger au stehen kommt, getreten. 
Während das Nachtessen xu Anfeng der Beriditsperiode aus Suppe, 
Fleisch und Cemfise bestand, setzte sich dasselbe qpäter aus Milchkaffee, 
Brot und Käse zusammen. Auch zum Mittas^??en scheint die unver- 
meidliche Zichorienbrühe mindestens einmal wöchentlich mit „gebratenen" 
oder „geschwellten" KartolTein auf den l isch gekommen zu sein. Nach 
den schon erwähnten Engel'schen Aufstellungen hätte die Nahrungsaus- 
gabe im Jahr 187$ mtndestens um die Hilfte gröfser sein mässen, als 
diejenige des Jahres 1866. Dies zusammengehalten mit der grofsen 
Preisverteuerung der wichtigsten Lebensmittd ergiebt am besten ein 
Kid von der Verschlechterung der Ernährungsweise unst-rer Haushaltung. 

Der durchschnittlich im ersten Jahrzehnt pro Jahr für Nahrung 
verwendete l?etra£3: belief sich auf 929,16 Fcs. bei einem Minimum von 
812,66 Fcs. (i8ö8) und einem Maximum von 1225,25 Fcs. {1874). Die 
im Jahre 1874 für Nahrung ausgegebene Summe, welche die durch- 
schnittliche Jahresatisgabe um 302,9 Fcs. übersteigt, findet ihre Erklä- 
rung in dem Umstände, dafs in diesem Jahriwei Kindw geboren wontoi. 
Die grölsere Konsumtion wurde einerseits durdi die gröfsere Kinderaahl 
nnd den längeren Aufenthalt der Pflegerin in der Familie bedingt, 
andererseits durch die kräftigere und reichlichere Ernährung, welche fär 
die Wöchnerin erforderlich war. Dazu kommt als weitere Ursache ein 
länwrer liesuch der Mutter der Hausfrau, weUhe sich etwa 10 Wochen 
lang wahrend dieses Jahres in der Familie auilneit, um der mit Arbeit 
überhäuften Hausmutter bei der Besorgung der Hausgeschäfte an die 
Hand zu geben. Endlidi veianlafste der AufenÜialt der Schwieger- 
mutter und Ffli^ierin überhaupt eine bessere und kräftigere Ernährungs- 
weise der ganjten Familie. 

Noch ungünstiger aber müssen sich die Emährungsverhältnisse 
unserer Familie in der zweiten Hafte unserer Berichtsperiode, besonders 
nach dem Tode des B., gestaltet haben. Die Lebensmittelverteuerung 
ist weiter forti^eschritten , wie früher schon gezeigt wurde. Trotzdem 
beträgt die i885 für Nahrung ausgegebene Summe bloCs 881,39 
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Am Ende der Berichtsperiode wurde also last gleicfavid für Nalmnig 
verwendet, als am Anfang derselben» d. b* wenn kerne PrdSBteigerung 
der Lebensmittel in Berücksichtigung zu zidieB wäre, hätte eine Familie 

von 2 Köpfen etwa ebensoviel für Nahrung verwendet als eine snlrhe 
von 5 Köpfen. Das Ungenügende der Ernährungsweise geht aber nicht 
nur aus den Zalilcn unserer Budgets hervor, sondern es spricht ebenso 
deutlich aus dem schwächlichen Aussehen der Kinder. Der Grund dieser 
apii&hen Emähmngswdse ist schon aufgezeigt worden, und es sfaid des- 
halb hier nicht mdur viele Worte darüber su verlieren. Das Einkommen des 
Mannes vermochte nicht Schritt su halten mit den wachsenden Ai^gaben. 
Im Auftreten der Familie nach aufsen» in der Wohnung sowie bei 
andern, der Öffentlichkeit in die Augen tretenden Ausgabekategorien 
scheinen wesentliche Ersparnisse unmöglich, weshalb die Sparversuche 
sich zuerst und am nachdrücklichsten in der Ernährung geltend machten. 
War schon zu Lebzeiten des Mannes die Ernährungsweise der Familie 
eine spärliche, so wurde sie nach dem Tode des Mannes noch wesent- 
lich spärlidier gestaltet, was die betreffenden Zahlen jener Jahre deut- 
Udi «eigen. Der jähriidie Dordischmtt der iär Emähnmg verwendeten 
Stamme, welcher im i. Jahrzehnt 933,16 Fcs. betrug, redindette sich im 
t, Jahrzehnt auf 914,63 Fcs. Die Nahnmgsausgabe hat sich also im 
2. Jahrzehnt absolut vermindert, dagegen relativ gesteigert; denn im 
ersten Dezennium nahm sie mit 44,6 ^^^^ an der durchschnittlichen Jahres- 
ausgabe teil, während in der zweiten Hälfte der Berichtsperiode 44,9^/0 
der jährlichen Durchschnittsausgabe für Ernährung verwendet wurden. 

Die für Getränke aufgewendete Summe ist absolut und relativ 
niedrig. Gerade diese Ausgabekategorie zeigt deutlich, dals eine blolse 
Aufteidinung des Inventars und der Vorräte am Anfang und am 
Ende der Berichtsperiode ohne genaue Berechnung der übernommenen 
und der an das folgende Jahr abgegebenen Vorräte kein genau zu- 
treffendes Bild der T.ebensweise einer Haushaltung ergiebt Gerade 
hier verteilte sich der Konsum der in den lJudgets aufgeführten be- 
tränke, meist über eine Reihe von Jahren. Im ersten Jahrzehnt betrug 
die durchschnittlich pro Jahr für Getränke verwendete Summe 36,92 Fcs. 
und im 2. Jahrzehnt 27,77 Fcs. Berficksichtigt man hierbei die be- 
trächtliche Steigerung der Weinpreise im Laufe der Berichtq>eriode, so 
tritt es klar hervor, dafs unsere Familie ridi auch in diesem Punkte 
Ersparnisse auferlegt. Hierbei ist nodi zu bemerken, dafs der im 
Thurgau eingebürgerte Obstmost in unserer Familie keine Heimstätte ge- 
funden. Ebensowenig wurde von derselben zu Hause Bier konsumiert, 
sodafs die für Getränke notierte Summe lediglich für Wein ausgegeben 
wurde. Das Mafs der Konsumtion wird durch die betreffenden Summen 
und die früher angeführten Weinpreise genügend bdeuchtct und kann 
deshalb darfiber knrs hinweggegangen werdoi. Nur an Sonn- und 
Festtagen kam Wein für alle FamiÜenglieder auf den Usch. Sonst 

7* 
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wurde nur in Fällen von Krankheit und Unwolilsein Wein konsumiert, 
oder wenn starke Inanspruchnahme der Arbeitskraft besondere Stärkung 
nötig erscheinen liefs. 

Nach der Ausgabe ffir EniShning folgt als die zwettgrd&te Ai^gabe* 
kategorie das Haaswesen, weldies im ersten Jabnehnt 20,9% und 
im 2. Jalinelint 22,1^}^ der durcfanitdicfaen Gesamtau^be in An^mich 
nimmt. Die gröfste Au^be unter dieser Gruppe erfordert der Miet- 
zins, welcher bis 1870 220 Fcs. pro Jahr betrug. Durch den Zuzug 
fremder Familien ins Dorf und die liierdurch gcsteifrerte Nachfrage nach 
Wohnungen mufste sich B. eine Erholiung des Mietzinses auf 2 8(j Fcs. 
gefallen lassen. Trotz des Sinkens der Mietpreise gegen Knde der 
siebziger Jahre vermochte B. den Hausbesitzer erst 1881 zn bewegen, 
den Mietzins auf 2 So Fcs. zu reduzieren. In den nun folgenden Jahren 
konnten die Mieter ihr Veriai^pen nach Verminderung des Mietzinses 
immer nachdrücklicher gestalten, so dafs 1882 der Hauszins unserer 
Familie auf 240 Fcs. und 1883 auf 210 Fcs. pro Jahr heruntergdlt. 

Tn den Jahren guten Geschäftsganges hatte der Hausbesitzer jeg- 
liches (^esucii um notwendige Reparaturen am Wohnhause abgewiesen. 
Seit I882 luulste er sich zu mehreren Verbesserungen, überhaupt zu 
gründlicher Instandhaltung des Wohnhauses unserer Familie bequemen. 
Die fiar Instandhaltung d» Wohnung venrendeten Beträge sind, wie dies 
sdion beim ersten Fall geschehen ist, unter der Rubrik „Verschiedenes" 
aufgef&hrt. 

Die für Mobiliar und Hausgerät verwendeten Summen sind 
gering und beschränken sich meist auf kleine Anschaffungen und unbe- 
deutende Reparaturen. In der ersten Hälfte der Hericlitsperiode treffen 
wir 1872 und 1873 gröfsere hierfür aufgewendete Summen, Die Aus- 
gabe von 355,26 Fcs. im Jahre 1872 setzt sich zusammen aus den 
Ansdmffungskosten eines vollständig ausgerüsteten Kinderbettes, eines 
Kindertischdiens mit 3 Kindersesseldten , eines dreiräderigen Kinder* 
Wagens und einer Nähmaschine sowie einigen unbedeutenden Neu* 
anschaffungen und mehreren kleineren Rei>araturen an den Zimmer- 
und Küchengerätschaften. Im Jahre 1873 wurde ein Bett fär Erwadbsene 
angekauft. Ebenso wurde ein Glasschrank für die Mineraliensammlung 
sowie verschiedene Kastchen tür die Schmetterlings- und Käfersamm- 
lungen angeschafft. Im 2. Jahrzehnt treffen wir nur noch einmal eine 
derartige Ausgabe, nämlich im Jahre 1877, m welchem der Mann nebst 
einem Glasschrank fUr seiro Büdier noch einen Sdireibpnlt bosteUen 
liefs. Die Ausgabe fihr dieses Bedürfnis im Jahre 1880 erscheint des- 
halb hoch, weil ein Gewehr» welches der „Grossvater" for lidi ankaufte, 
hier aufgeführt werden mtifite* Im Jahre 1884 wurden die Betten und 
Matratzen einer grundlichen Reparatur unterworfen, die Möbel wurden 
poliert, überhaupt die ganze Ausstattung einer gründlichen Durchsicht 
mit den nötigen Erneuerungen und Ergänzungen unterzogen. i8di 
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wurde ein Reisekoffer nebst dner ledernen Handtasche ai^^escbaflt. Mit 

diesen Notizen dürften die wesentlirhfn Netianschaffunp^en und Repara» 
turen, zu welchen sich unsere Familie im Laufe der Berichtsperiode ent- 
schliefsen mufste, ziemlich erschöpfend darp^estellt sein. 

Ebenso gering erscheinen die Ausgaben für Heizung, uin^oiiaiir 
ab auch das jttu^ch in natora ans der Gemdadewaldiiiig bezogene 
Holl jeweils mit 10 Fcs. at den diesbexflglicfaen Beträgen addiert wurde. 
Zar Erklirting (fieses aodi im Veriiältnis tu den beiüglidien Atugaben 
des I. Falles niedrigen Betrages mufs einmal in Berücitsichtigung ge- 
zogen werden, dafs das Zerkleinern des Hohes von B. und später vom 
Grofsvater seihst besorc^t wurd»-. Ferner wurde der billigere Torf sehr 
häufig als Brennmaterial verweniiet und endlich wurde blofs das Wohn- 
zimmer geheizt, das infolge der besonderen Konstruktion des Herdes in 
der Küche durch das zum Kochen unterhaltene Feuer bedeutend er- 
wärmt wurde. 

Kadi den bei dem ersten Fall Aber die Beleuchtung gemachten 
Bemerkungen ist an dieser Stelle nicht mehr viel hinzuzufügen. Auch hier 
ist eine, wenn auch nur lujchst unbedeutende, Vermehrung des Ver- 
brauchs eingetreten, indem die Beleuchtung im 1. Jahrzehnt durchschnitt- 
lich pro Jahr 31,9 Fcs. erforderte, wekhe Summe im 2. Jahrzehnt auf 
33,35 Fcs. anwuchs. 

Nach dem Hauswesen erfordert die Bekleidung die gröfsten Auf- 
gaben in unserer Haushaltung. Der jährln^e Durdisdtnittsverbrauch für 
dieses Bedürfiiis belief sich im ersten Jahrxehnt auf 210, 67 Fcs, welche 
Summe im 2. Jahnefant sich etwas verminderte und bioA noch 186, S9 Fcs. 
betrug. Die Verminderung dar Einnahmen macht sich an diesem Punkte 
am wenigsten bemerkbar. Besonders wenn man berücksichtigt, dafs der 
Vater der Hausfrau viel weniger Kleider bedurfte, als der verstorbene 
Haushaltungsvorstand und dafs in der zweiten Hälfte der lierichtsperiode 
der für Bekleidung aufgewendete Arbeitslohn sich dadurch wesentlich 
verminderte, dafs die. Hausfrau und die Mädchen der auf der Stör arbei* 
tenden Näherin bei der Arbeit mithelfen konnten* War die Näherm in 
der ersten Hälfte der Berichtqwriode fest jedes Jahr mehrere Wochen 
in unserer Familie besdiäftigt, so wurde sie im 2. Jahrsehnt jährlich nur 
nodi einige Tage in Anspruch genommen. 

Uber die für psychische B «■ rl ü r f n i s s e verwendete Summe können 
wir uns, nachdem diese schon früher charakterisiert worden sind, kurz 
fassen. Der jährliche Durchschnitt der hierfür verwendeten Summe betragt 
iai 1. Jahrzehnt 80,14 Fcs. und im 2. jal^irzclmi 70,17 Fcs. Nach dem 
Tode des Mannes wurde der jährlich för Bächer, Zeitm^gen etc. auage- 
gebene Betrag bedeutend reduiiert, nadtdem derselbe gleich mit der 
Verheiratung eine wesentliche Venninderung erfahren hatte. B. schränkt^ 
sidi sofort im i. Jahr der Ehe in diesem Punkte auf das Allernotwen- 
digste ein, allerdings in der Hoffnung, dafs sein Budget ihm in den kftnf* 
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tigen Jahren eine voUkomnienere Befriedigung dieses Bedürfnisses gestatten 
werde. Diese Hoffnung hat sich aber nicht eriuiii, wie die Zahlen der 
Budgets deutlich seigen. 

Ebenso wurde die jfihrlidi ffir Vereine ausgegebene Siunine be- 
trächtlidi vermindert. Die Frau blieb nacb dem Tode des Mannes nur noch 
Mitg^ed des thurgautsdien Armenerziehun^ereins und des Frauenvereins, 
an welchen sie neben dem Jahresbeitrag noch jährlich eine Gabe von 
4 Fcs. entrichtet. Der Grofsvater hält sich vom Vercinsleben völlig fern. 
Die von seinem Schwiegersohn jältrlich hierfür aufgewendeten Helriige 
sollen ihn in grofsen Schrecken versetzt haben. Wirklich war die Ver- 
einsmeierei in diesem Falle etwas auf die Spitze getrieben. Beltef sich 
ja die im ersten Jahrzehnt jährlich für Vereinsbeiträge ausgegebene 
Somme auf 27,65 Fcs., was i, 3 Procent der dorcbscfanittlichen Jabres- 
ansgabe ausmacht. Natörlidi ist damit die lur Vereinsswedte veraus- 
gabte Summe noch lange nidit erschöpft. Leider lälst sich aber diese 
Summe aus den unter Vergnügungs- und Wirtshausausgaben und Ge- 
schenken aufgeführten Beträgen nicht genau ausscheiden, so interessant 
auch ein solches ziffemmäfsiges Erfassen der betr. Ausgabe wäre. 

Für Schulgeld mufste unsere Familie in der ganzen Berichtsperiode 
45 Fcs. aufwenden, welcher Betrag für den Sekundarschulbesuch des 
ältesten Mädchens entrichtet werden mufste; denn die Kleinkinderschule 
wurde von den Kindern unserer Haushaltung nicht besucht und in der 
Primarsdiule wurde das Schulgeld abgeschaüt, als das älteste Mädchen 
in das sdiulpflichtige Alter trat. ~ Der f&r Schulbedfirfhisse aufgewen- 
dete Betrag belauft sich auf 122,63 Fcs., wobei zu bemerken ist, dals 
der thurgauische Staat in Ausführung einer Bestimmung des Schulgesetzes 
für möglichst billige Beschaffung der vorgeschriebenen Lehrmittel sors»l. 

Die für psychische Bedürfnisse seit dem Tode dfs Mannes ausgegebene 
Summe wurde zur Ausbildung der Kinder verwendet. Voraussichtlich 
wird dieses Verhältnis sich in den nächsten Jahren nicht stark verändern. 
Die för Ausbildung und Erziehung sn verwendenden fietiäge werden 
sich nodi steigem durdi den gieidiseitigen Sekundarschulbesuch der beiden 
jüngeren Mäddien und die berufliche Ausbildung der ältesten Tochter, 
welche sich zur Kindergärtnerin ausbilden lassen möchte. 

Endlich sind noch ilie Ausgaben für kirchliche Bedürfnisse zu er- 
?vähncn. In den Jahren, in welchen das Familienleben seinen regel- 
m if'^iiTen, weder durch Geburt noch Todesfall unterbrochenen Gant? ging, 
beschrankte sicii der für kirchliche Bedürfnisse verwendete Betrag auf 
die sogenannten Abendmahlssteuern. Der 1867 notierte Betrag von 5, 20 Fcs. 
setst sidi aus den gewämlichen -AbendmaMssteuem und dem an P£uier 
und Mefsner entriditeten Geschenk für die Beerdigung des in frfihester 
Jugend verstorbenen Töchterleins susammen. 1869 wurde der Pfarrer 
mit 4 Fcs. und der Mefsner mit 2 Fcs. für die Taufe bedacht. 1874 
«rhidt der Püurrer füir jede Taufe je 4 Fcs., der Mefimer je 3 Fcs. Der 
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1876 hier aufgeführte Betrag enthält wieder neben den Abendroahl»- 
steuem die Entschädigung an Pfarrer und Mefsner für die Taufe und 
Beerdigiino' des in die';em fahre geborenen Knäbleins. Die gröfste für 
dieses Bedürfnis aus^^rL-^rln-ne Summe talli in das Todesjahr {1878) des 
Mannes, in welchem i-'farrer, Mefsner und Organist zusammen 25 Fc8. 
für ihre Bemühungen bei der Beerdigung des B. erhielten. 

Verbtttnisniärsig viel verw«idete unaere Haushaltimg f%kr Vergufl* 
gangen. Der filr dieses Bedfirfiiis im ersten Jabrselint jährKch aufge- 
wendete Betrag madite mit ia6,oS Fcs. 6,t */„ der durchschnittlicheB 
Gesamtausgabc aus. Die Wirtshausausgaben des Mannes sind absolut 
und relativ niedrip, besonders wenn wir dieselben mit der betreffenden Aus- 
gabe im I. Fall vergleichen. Durchwegs höher als im i. Fall sind da- 
gegen die Ausgaben für Reisen, Ausflüge etc., was aus den vorange- 
schickten Bemerkungen sich leicht erklärt. Im Jahre 1874 rührt die 
hohe Ausgabe von einer Reise nach München her, während die- 
jenige des Jiüires 1875 anf eine grölsere Sdiweizerreise sarüdEsufÜbren 
ist. In der twdten Hälfte der Beridrtsperiode erreicfat der dnrchschnitt- 
1^ für Vergnügungen ausgegebene Jahresbetrag nur noch die Summe 
¥Dh 74»57 Fcs., was einerseits durch das Verschwinden der Wirtshaus- 
ausgaben un l df-s Zigarrenknnsums des Mannes andererseits durch die auch 
in diesem Punkte sich äufsernde Spartendenz der Familii^ zu erklären 
ist. Der Grofsvater besucht nämlich das Wirtshaus nie und im Rauchen 
hat er sich nur so lange versucht, bis der von seinem Schwiegersoim 
hinteflassene ^garrmvonrat verbrandit war. Im Jahre 1882 unternahm 
der Grolsvater eine Reise ins Bemeroberland, welche er 1S84 mit der 
ältesten Tochter der FamÜie wiederholte. In das gleiche Jahr fallt 
ein Besuch der Hausmutter bei Verwandt»! in Ulm, sowie eine Reise 
der Sekundarschüler an den Vierwaldstättersee, an welcher die Sekundar- 
sch ülen'n der Familie teilnehmen durfte. Die Ausgabe für diese Schüler- 
reise ist mit 18 Frs. notiert. Wie denn fast jedes Jahr unter diesen 
Ausgaben eine Summe, weiche auf solchen Schülerreisen verausgabt 
wurde, zu treffen ist. Entweder hatte B. von Amtes wegen an den 
xweitagigen Reisen der Sekundarsdmle teOsunehmen, oder seme Frau 
machte die eintägigen Ausflüge der Frimaschüler mit, seit die Kinder 
der Familie die Schule besncbten. Wenn auch die Scfauheisen der 
Sekundärschule vom Mann von Amtswegen mitgemacht werden mofsten, 
so wird die AufTührung der betreffenden Unkosten unter den Vergnn- 
gnnp^sntisfrriben nicht allzuweit vom Wege abliegen. Der durchschnittlich 
aul dies* n Krisen ausgegebene Betrag beiief sich auf 17 Fcs., während 
sich die auf den Austlügen der Primarschule von Mutter und Kindern ver- 
braocfaten Summen um lO^So Fcs. als Mittel bewegen. Die für Ttieater, 
Konaette et& ausgegebenen Summen erscheinen niedrig. Allein die Mit- 
gUedsduft des B. bd den verschiedenen Vereinen verschaffte der ganzen 
Familie anentgeltlichen Zutritt au den AuftUhningen und Konaerten. Es 
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war da von der Familie in dieser Hinsicht jedes Jahr ein reiches Pro- 
gramm zu bewältigen. Der Turnverein pflegt alljährlich mindestens ein- 
mal seine Passiv- und Ehrenmitglieder mit einem SLliaulürnen zu ergötzen. 
Die beiden Gesangvereine geben jeden Winter zu £liren ihrer Passiv- 
mitglieder ein Konzert, während die Muaa^geeelbdiaft im Verlauf jeden 
Sommers ihre Instrumente mehrmals vor ihrer versammelten Gönnenchaft 
ertdnen lälst. Der Mftnoerverein feiert um die Fastnacht herum seine Abend- 
unterhaltung, während die Sclmtzengesellschaft jeweils Ini Herbst das 
Ende einer Schiefsperiode mit einem Hall begeht. r>er Theaterklub end- 
lich produziert sich im Laufe des Winters minde'^tt-ns 5 mal vor der 
Bewohnerschaft unseres Orts. Zu all diesen Vergnügungen gesellt <?ich 
ein mehrmaliger Besuch des Theaters und der Konzerte im benachbarten 
Constanz. 

Reinlichkeit nnd Körperpflege partizipieren an den jfihriiciien 
Durdisdmittsansgaben des i . Jahntehnts mit 2,7 *7«i ond denjenigen des 2. mit 
1,9 *7«. Das Waschen und Plätten suchte d^ Haosfrau mdst sdbrt xa 

besorgen. Nur wenn ihre Gesundheit albsugrofse Anstrengungen on- 
thunlich erscheinen liefs, wurde eine Wäsclierin zur Mithilfe herange- 
zogen , weshalb die höchsten Beträge hierfür in den Jahren aufge- 
wr mit t werden niufsten, in welchen von der Hausfrau Kinder geboren 
wurden. Nach dem Tode des Mannes wird das Waschen von der 
Hausfrau immer ohne fremde Hilfe besorgt. Ebenso fallt der früher 
förs Plätten der „Herrenhemden** ausgegebene Betrag mit dem Tode 
des Mannes weg, während die Ausgabe für ffaarscbneiden und Rasieren 
ftdi von diesem Zettpunkte an wesentlich verminderte. 

Für Krankenpflege und Geburtshilfe mufsten im 1. Jahr- 
zehnt 1 ,9 der durchschnittlichen Jahresausgabe verwendet werden, welche 
Summe im 2. Jahrzehnt sich etwas steigerte und 2,3 \ der Gesamt- 
ausgaben in Ansjiruch nimmt. Die für Geburtshilfe und Pflege wahrend 
des Wochenbettes verwendete Summe beträgt 191 Fcs. Die Rechnungen 
des Arstes scheinen nadi den mundlidien AGtteilungen der Hausfrau 
siemlich hoch gewesen su sein, da mit Ausnahme dar Krankheit des. 
Mannes im Jahr 1878 und deijenigen der ältesten Tochter im Jahr 1884 
und endlich derjenigen des Grofsvaters 'i 880) eigentliche Krankheiten in der 
Familie nicht vorkamen. Dazu kommen leichte Anfalle von Unwohlsein, 
die nur höchst vorübergehende ärztliche Behandlung nötig machten. 
Neben den durch den Arzt verabreichten Medikamenten scheinen auch 
noch Heilmittel verschir 1 uster Art und Oualit.it in unserer Haushaltung 
Anwendung gefunden zu haben, wenigstens» Imdeu äicti i.ist ui allen Jahren 
Ausgaben für Lebensessens und Wunderbabam oder för Eisenbitfcer und 
verschiedene Pillen und Salben veneichneL Es wäre interessant gewesen, 
die fm äntliche Hilfeleistung und fiir Medikamente verwendeten Beträge 
auseinanderzuhalten; allein sowohl die Form der Arrtredmungcn» wdche 
sich höchst summarischer Küne befleifsigten, als auch dfe Art und 
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Weise, wie diese Summe in den Haushaltungsbüchern notiert worden, 
gestatteten das nicht. Am besten hätte sich eine besondere Ausgabe- 
kategorie unter dem Titel ,,Geheimmittcl'* aufführen las«?en. Allein 
dieser Begrift ist ein dehnbarer und seUt seine genaue Anwendung 
spesiette Fachkenntnwse voraus. Die Höhe der Cor dieses Bedfitüiis im 
2. Jabrselint verausgabten Smnineii hat ihren Grund daiini dafo die 
eigenüichen Krankheiten in unserer FamiUe in diese Zeit foOen. Die 
Rechnung für die ärztliche Behandlung des H. in seinem Todesjahr ist 
auf 2 Jahre verteilt, weil der auswärtige Arzt, der noch sor Behandlung 
herheigetEOgen worden» sein Guthaben erst im Laufe des Jahres 
erhob. 

Unsere Familie verwendete für Vo rs orgl i ch k e i t im ersten Jalir- 
zehnt 2,4 % der durchschnittlichen jahresausgabe. Diese Summe ver- 
minderte sidi im 2. Jahrsehnt und nahm bio(s noch x,i % der Gesamt- 
ausgabe hl Anspruch; denn mit dem Tode des Mannes treten an die 
Stelle dor jährlidien Prämien an die Lebensversicfaerungsgesellschaft und 
an die «pLehrer - Witwen- und Waisenkasse" die entsprechenden Gegen- 
leistungen. Allerdings erwiesen sich diese Beträge, welche nach dem 
Tode des B. der Witwe zuflosst^n, i!s norhst unzureichend, wie es nicht 
anders zu erwarten war bei der so geringen Jaiiresausgabe von 44.^0 Fcs., 
weiche zur Versicherung des B. ausgegeben wurde. — Das Mobiliar ist 
bis zum Jahr 1877 für 5ooo Fcs. gegen Feuersgefahr versichert, wofür 
eine jährlidie Flrämie von 6,25 Fcs. su entricfaten war. 1877 wurde die 
Versicherungssumme auf 7000 Fcs. erhöht, was neben dar Steigerung 
der jährlichen diesbesflglichen Aufgabe auf 8,7$ Fcs. eme emmalige Aus- 
gabe von 4 Fcs. fiär gemeinderäUiche Gen^migung und Emeuerungs- 
gebühren erforderte. 

An Stenrrn mufsten von unserer Haushaltung in der ersten Hälfte 
der Berichtspcnodf durchschnittlich pro Jahr 63,94 Fcs. = ^,1 "'^ der 
Gesamtausgabe bezahlt werden. Das thurgauische Steuergesetz, weiciies ein 
veraltetes Inventarstück des Staatswesens ist, sndit dem Steuerkapital 
auf drei&cfae Weise beisukonmen, indem die Steuer in 5 Teile serlegt 
wird: Steuo' vom Grundeigentum, vom Kapitalvermögen und vom Ein- 
kommen. Zu den Mängebi, welche Schanz in seinem verdienstvollen 
Werk über die Steuern der Schweiz an diesem Steuergesetz hervorhebt, 
dafs das Kap)ital die Landwirtschaft und diese das Kapital unrichtiger 
Besteuerung beschuldige, und dafs hierbei beide Recht haben, tritt ein 
dritter, der durch die vorliegenden Budgets in seiner Wirkung deut- 
lich veranschaulicht wird. Der Deklarationszwang für Kapitalvermögen 
und Einkommen unter der vorgesehenai Kontrde konnte die Verheim- 
lichung des Kapitafai nicht verhindern, sowenig wie diejenige des Ein- 
kommens, da das Korrektiv des Handgelfibdes und der ProtokoUerklirung 
nur bfichst unzureichend wirkte. Bei den mit bekanntem Einkommen 
angerteUten Personen ist natürlich die Selbsttaxation überflüssig« f^ehrer, 
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Geisdiche, Beamte v. t. w. beklagen sich deshalb, dafs sie durch die 
progressive Einkommensteuer am heftigsten betroffen werden. Der An- 
gestellte in Privatgeschäftt n, der Handel- und Gewerhetreibende, der 
Arzt, der Jurist u. a. ra. kuimc durch die Selbsttaxation nie in f>'leichem 
Mafse durch die Einkommensteuer erfafst werden, wie diejenigen, deren 
Einkommen allgemein bekannt sei. Wirklich finden sich denn auch fast 
in jeder Gemeinde sprechende IllnatFattoneii iür die Richtigkeit dieser 
Behauptung* 

So ist in dem vorfiegeaden Fall der Sekondarlehrer im Anfang unserer 

Berichtsperiode in die \HI, Einkommensklasse und mit der Gehalts- 
steigerung in die IX. Klasse gesetzt, wahrem! A. der als Kommis- und 
Spezereiwarenhändler ein viel höheres Jahreseinkommen bezog, in der 
ganzen Rerichtsperiode der V'II. Klasse zug^eteilt war. Bei dem l'in- 
komraen, das A. als Kommis bezog, war die Steuerbehörde auf die Selbst- 
taxation angewiesen und bei der Taxation des Ertragnisses aus dem 
Laden fehlten die nötigen Anhaltspunkte sur behördlichen Korrektor. 
Trotx des grofsea jährlichen Einkommens bezahlt also A* weniger Steuern 
als B. Der Kaufmann bezahlte durchschnittlich pro Jahr des i. Jahr- 
zehnts 36,56 Fcs. an Steu^, während der T-ehrcr 63,94 Fcs. zu be- 
zahlen hatte. Allerdings machte .sidi dieser Mangel am stärksten in 
der Stroits- oder Kantonssteuer geltend, während er bei der nemeinde- 
steuer, welche zirka * der jälirlicMi von unsern beiden Hausijaltungen 
bezahlten Steuerbeträge beauspruuil, weniger hervortritt, da im Ge- 
meindestenerwesen der dreifoche B^r^ des Jahresemkommens ab Kapital 
berechnet wird und versteuert werden muft. Die EriiÖhung des jähr- 
lichen Steuerbetrages auf i52,52 Fcs. im 2. Jahrsehnt erklärt sich ein- 
mal durch die Steigerung des \ ersteuerbaren Kapitals durch den Ein- 
tritt des Grofsvaters in die l'amilie und dann durch die Vermehrung 
der Ausgaben des Gemeindehn n'^halls in dieser Periode. 

Zum Schlufs seien noch die unter Verschiedenes" auftreführten Aus- 
gaben kurz erwähnt. Die Gesclicnke nehmen im ersten Jahrzehnt durch- 
schnittlich pro Jahr 27,81 Fcs. in Anspruch, während sich im 2. Jahr- 
zehnt diese Summe etwas verminderte undjibrUdi blolsnoch 24,57 Fcs. 
betn^. Es sind ungeföhr dieselben Arten Gesdienke, wie im ersten 
Fall. Die Priroarlehrer «rhielten jihrlich ein Geschenk von 3 Fcs. fiir 
jedes die Schule besuchende Kind unserer Familie und die Arbeitslehrerin 
ein solches von 2 Fcs., während der Sekundarlehrer jeweils mit 5 Fcs. 
bedacht wurde. ATit Recht ist diesem Unfug der Neujahrsgeschenke in 
verschiedenen ( ieineinden dadurch ein Ende gemacht worden, dafs dem 
Lehrer der Gehalt erhöht wurde mit dem Verbot, Geldgeschenke anzu- 
nehmen. Neben den anderen Iiier nicht zu erörternden Unzukömmlich* 
keiten dieses Brauchs bedeutet derselbe Ar vide Familien nodi dne 
schwere Last. So wurden z. B. von unserer Familie im Jahr 188S 
17 Fcs. flir Geschenke an die Lehrer und Lehrerinnen verwendet. Auch 
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in diesem Fall fehlt das unvenneidlidie Geschenk an den Nachtwäditer 
nicht. DerseihH erhidt jeweils von unserer Haushaltung 1 Fcs, für seinen 
„Neujahrswuixsch' 

Die unter Verschiedenes aufgelul»rit:n Ausijaben set7en sich ganz 
gleich zusammen, wie diejenigen des ersten Jraiis, weshalb darüber keine 
veiteran Worte m verfieren sind. 1S78 kamen sa den Ausgaben fiir 
die Beerdigung» irddie aodi hier »im Teil unter „Vencluedenes** va$- 
geführt wurden, noch die Kosten einer einfachen Gedenktafel auf dem 
Grabe des B. hinni. 

Resum^. 

Die Betrachtung der Au^ben und Einnahmen des B. in einer 
längeren Zeitperiode berechtigt zu Rückschlflssen auf die wirtschafUidie 
Lage der dieselben Einnahmen beziehenden Familien im Kanton Thur- 

p:au, umsomehr, als sich in unserer IlaushallunsT \ unerwachsene Kinder 
tindrn. Unser Fall kann also auch in dieser Hinsicht als typisch auf- 
Cffalsi werden, da diese Kinderzahl sehr häufig vorkommt und es klar ist, 
dals Zalii und Alter der Kmder die Hohe der einzelnen Ausgaben wesent- 
lich beeinflussen. Daft unser Budget wirklicfa typisch ist, geht auch 
hervor aus der merkwürdigen Übereinstimmung unseres Jahiesdnrch* 
Schnitts des i. Jahrzehnts mit einem von Chatdanat >) mitgetdlten „Budget 
einer Lehrersfamilie mit 5 Personen'*. Der Jahr^verbrauch von 1 889 Fcs. 
verteilt sich nämlich in jenem Budget folgendermafsen : auf Nahrung 
entfallen 884 Fcs . auf des TTnu^wesen 828 Fcs., auf Bekleidung 325 Fcs., 
auf Wäsche 52 Fcs., auf Steuern 70 Fcs. und auf Gesundheitspflege 
Fcs., während in unserem Falle die durchschnittlichen Jahresausgaben 
lur Naiirung 929,16 Fcs., für das Hauswesen 436,54 Fcs., für Beklei- 
dung 210,67 Fcs., für Reudicfakeit und Körperpflege 57 Fcs. und f&r 
Steuern 63.94 Fcs., betragen. Da es sich in dem Budget vim Chatdanat 
„nicht um dk» Fest^llung der Gesamtsumme des Verbraod», sondern 
darum handelt, das Verhältnis des Verbrauchs der Lebensbedürfnisse zu 
ermitteln," so sind die Ausgaben für Getränke, psychische Bedürfnisse, 
Vergnügungen, Vorsorelichkeit und Verschiedenes unberücksichtigt ge- 
blieben. Weshalb bei ikrucksichtigung dieser Bedürfnisse sich auch für 
diesen Fall die von unserer Familie durchschnittiich ausgegebene Summe 
als jährliche Gesamtausgabe ergeben ddrfte. 

Die Lage unserer Haushaltung ist, wie bereits gezeigt worden, kehie 
rosige. Das Nahrungsbednrftus kann nur auf nngenögende Weise be- 
friedigt werden. Die Versicherung ist eine höchst unzureichende ; wesent- 
liche Ersparnisse sind unmöglich. 

Schwere Erkrankungen, längere Arbeitsunfähigkeit des Familien- 
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vatm hätte nuere Haushaltung nicht ertragen kduncn» ohne Schulden 

m machen. Ja selbst in Jahren, wo das Leben unserer Haushaltung' 
seinen regelmrifsij^en Lauf ging, genügten die KinnaVimen nicht ganz zur 
Deckung der Ausgaben und mufsten kleinere Summen entlehnt werden. 

Wir haben also hier einen jener häufigen Fälle vor uns, wo die 
Selbstkosten der Arbeit nicht vollständig gedeckt werden und das Arbcits- 
einkoomen die Erhaltung der Familie nor mit empfindlichen Ebischrän- 
knngen ennögUcfat 
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Tabelle IV a. Zusammenstellung der Aus 







iÖOÜ 




1867 


i86S 


1S69 


I. Nahrunj^ 


847 


04 


Via» 

847 


04 


846 




S46 


»3 


hl2 




812 


66 


950 




950 


68 


Tl. (ictriiiikp 


1 20 




120 














VW 


T 1 


St) 


.)5| 




33 




III. Uaiuiweseu 


























1 








•) Mietsias 


220 


— . 






330 
















220! 








b) Mobiliar utuI Hau-sgcrät (Ncuan- 


19 


35 






53 


87 








90 














scItufTungcu uod Kepitumtureu) 




















1 






c) Heizung 
Bck'Uchtunfj 


45 


69 






58 


70 






60 


20 








— 






30 








39 








32 


40 






30 


43 






III. Hauswesen 








29 






362 


07 






346 


50 






348 


93 


IV. Bekleidung 




— 


230 





6S 




68 


10 




09 




09 




90 


238 


90 


V, Ps^chiselie BedAHbiMe 


















Bücher, ZeitOOgCB etC 




45 






30 


45 






28* 


77 






39 








Schulj^cld 


_ 


















11 














Schulhedurfnissc 




— 








- 






— 


— . 






- 


— 






•^Liirt 1 ouiuicIhUIIGU 


1 1 


20 








90 






9 


^5 






' 5 


35 






Almosf^n 


I 


80 






{ 








1 








3 








Kirchliche Bfidtlrfiune 


1 


20 






e 


90 






I 








e 








Veroinp 


27 








*7 








-IT 


_ 






^7 








\ . Psych isciie li^ärfuissc 






















Vv 


1 T 
i/ 






93 




VI. Vcrgtiugungeii 

\iicf1i(frA ff? a la w ■■ A.y« 

.\usnu|t^e| n,cucn etc« 










































70 

















3" 








Wirtshausverbrauch Maimcs 










30 


















— 






ThcatcTi Jvouxcrlc ctc 










2 
















2 


















7 








- 









7 








VI. Vefmdffiuungi 






88 














-i 

1 


94 


9n 
*v 












































Srifc, Sod;i, Starke efc. 


20 










80 






iS 








28 








I'ür Waschen utid Glätttt 




1 


1 

1 






75 














ff 'S 


Dil 






Für Uaarschnt'idcn, Kasiren CtC» 










• / 








t V 
















T Ifl'jf Ziilinriulver ^ti^ 







1 




5 

















2 








VIL Rebdiclikcitii.KdrDcmflere 














63 


55 






1 35 








60 


60 




































Arztrfrchnung und MediknMnte 


-7 


20 






10 


50 






47 


60 






16 








A'V. A A 1 1 1 1 1 1 ^1 










15 














'5 








Der FffBfratm 










30 
















1 1 








Vin irii«i«fc«»iiil«»gi»m firfm tmh 

. 






5 


SO 






55 


50 






47 


60 






1 




I3C \ orsorgliohkeit 






















1 












Lebcus V crsicbenmg 


34 










50 






34 








34 


SO 






Bcitrufr an die Lehrer -WltwcD- u. 




'! 


















1 




\V.iis«rnkassc 


TO 








10 








10 








10 








MobiIiiir\'cr^cheruj)g 


6 


|25 






6 


25 






6 








6 


25 






DC. VonoiKliclikeit , 






5u 


75 








75 






50 


75 






50 


75 


X. Stetten 


52 


99 


52 


99 


54 




54 




43 


20 


' 43 


20 


41 


60 




60 


XL Verschiedenes 


























Geschenke etc. 


28 








39 


40 






lä 








215 


20 






Yendaiedencft 


20 


'S 






29 


55 


i 




27 


66 














XL VendÜMlenes 






48 








' 68 


95 








86 






1 


90 


Snnne der jKhrlicbea Ansgaben: 






Ii86a 


1?« 






Ii74i 


las 






ii743 


jl8 






11977 


16 



Digitized by Google 



Zwei HauskoHm^stiulgfis über einen zojäkrigen ZeitrmntL 1 1 1 



graben des B. im i. Jahrzehnt. 




2427146(2084 1 66 



Digitized by Google 



112 



Hofmanny 

Zusammenstellung der Aus 
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IL G«tiiak« 

HI- Haus w i-^ i n 

b; Mobiliar und Haiisgi^rüt (Ncuati- 
sihatTuiiK«^ und Reparatoren) 

d) Beleacbtung 
HL Hauswesen 



BekK-ictutig 
V. Psyihisihc BcdiirfuLjä« 
Bücher, ZeitttngeD etC. 
SchuigeW 
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V. l'sychische Bedüifnisse 
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VL Vergnttgungen 
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■ XL VevKhiedcaes, 

Sti«m* 4er jiKrlielie& AutgAbea: 
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GESETZGEBUNG. 



OR088BRITA11MIBN. 

GESETZENTWURF BETREFFEND DIE 
ACHTSTUNDENARBfilT FÜR BERGLEUTE. 

ElNGELEMEl VON 

SIR CHARLES DILKE. 

Der nachstehende Gesetzentwurf, nominell von Storey einge- 
bracht, weist diesen als Urheber lec^tc^lich infolge des Zufalls der 
Ballotage auf, welche die Reihe der Antragsteller im Englischen 
Hause der Gemeinen regelt. Eine ganze Anzahl von britischen 
Radikalen war übereingekommen, wegen des Entwurfs zu ballo- 
tieren. Das Los traf Storey, der selbst nicht besonders lebhaft für 
ihn eintritt, aber immerhin fiir seine Einbringung war. Er wird nur 
wenig zu sagen haben, und die Verteidigung des Entwurfs in erster 
Linie Pickard, dem Präsidenten des Bergarbeiter- Verband es von 
Grofsbritannieu, falls dieser hinlänglich auf dem Posten, oder wenn 
derselbe hierzu nicht im Stande — Woods, dem Vizepräsidenten 
des Bergarbeiterverbandes, überlassen. Die späteren Debatten über 
den Entwurf, am 3. Mai, werden als Gegner desselben Fenwick 
und John Wilson, die Vertreter der Bergarbdter von Northumber* 
land und Durham, und als Verteidiger Lord Randolph ChurcbUl 
und vielldcht midi aufweisen. 

Der Bergarbeiterverband von Groisbritannien tritt im wesent- 
lichen mit allen Bergleuten Englands fUr den Entwurf eis, ausge- 
nommen jener von Northumberland und Dqrham. Die Bergleute von 
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Wales mit Ausnahme dniger in Abordare, welche für ein gesetzliches 
Achtstunden-Maximuoa am Kohlenort (at the coai face) sind, anstatt ilir 

ein Achtstunden-Maximum (Tag zu Tag — bank to bank) und die 
schottischen Bergleute gehen mit ihren englischen Genossen zu- 
sammen. Die Opposition Northumberlands und Durham«? ist dar- 
auf zurückzuführen, dafs dort die Kohlenbcrgleute zur Zeit weit weniger 
als acht Stunden arbeiten. Es arbeiten zwei Schichten Bergleute 
hintereinander, — mit einer Sciiicht Knaben und junger I^ute, 
welche die Kohlen fcjrdern: die letzteren arbeiten zehn Stunden. 
Die Bergleute des V erbandes weisen hin auf die ungünstige Lage 
der Knaben und jungen I^ute und die Notwendigkeit, ihre Arbeits- 
zeit abzukürzen; die Bergleute von Nonhumberlaiid und Durliam 
fürchten jedoch, dafs das Gesetz die Wirkung haben könne, die 
ihrige zu verlangem. 

Der Gesetzentwurf hat den folgenden Wortlaut: 

Entwurf «Ines Owctzea zur Einschränkung der täglichen Arbeitszeit in 

Bergwerken aui acht Stunden. 

(Aufgestellt und eingebracht von Storey, Picku'd, Woods, Leake, Jacoby, Abra- 
batB, Lord lUadoIph Churchil], Ocomt, Sir Charle« Dilkc, Phillips, Rudell, Cony- 
bear» wid Sir Albert RoUit). 

Da es zwet-kmärsig Cfldwiot, die Zeit der tinlerirdischen Arbeit von in Betg^ 
werken beschäftigten Personen einzuschränken, so wird hiL-rmit durch die allerhüchste 
Majestät der Königin infolge der Kutschliefsung und mit Zustimmung der geistlichen 
imd weltlichen Herren und Gemeinen, wie sie im gegenwärtigen Parlament ver- 
tuomelt sind, und kraft ibrer WArde, was folgt verordnet: 

1. Das gcgeDwirtigc Gesetz kann als das Beigarbeiter- (Werkstanden«) Gesett Xatucr UM. 
Ton 1893 — Miners (hours of work) Act 1893 — angeführt wrrHcn. 

2. Es darf niemand innerhalb eines Tages von vierundzwaniig Stunden in Beschränkung 
einem Bergwerk unterirdisch mehr als acht Stunden von der Zeit an beschäftigt "IrdisolMD 
werden, zu welcher er die Obciflicbe des Bodens verlaascn, bis so jener seiner Arbdimsit 
Auffahrt /u (Irinsc-1b<-ti, \vo1>ei Unfälle ausgenommen sind. 

3. l'.iii Arht-ilgrbcr oder <k-r Vertreter eines Arlifitgelx-r^, welcher jemand im Stoafc der 
Widerspruche mit dieser Anordnung beschäftigt oder zu beschäftigen gestattet, unter- Ö*******™*- 

einer Strafe im Höcbstbetnige von vierzig Schilling für jede Übertretung, 
wekbe Stiafe in detsclben Weise beisatreibcn is^ in weldier die Strafen aas dem 
Gesetze betreffend Fabriken und WersUEttea beigetrieben werden. 
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PRAMKRBICIL 

GESETZ BETiL DIB AimEIT VON KINDERN, 

MINDERJÄHRIGEN MÄDCHEN UND FRAUEN 
IN GEWERBJLICHEN UNTERN£;HMUNGEN. ^) 

Vom Sfnut uiul von der KammiT clor Abgeordneten ;iiif^cni)intwcü ^ wird das 
nachstchcudc GeseU durch den l'rasideuteo der Republik verküudct: 

AbMÜiiiitt L * 

AllgCtteine Bettimmnmgen. — AafnaliiBealtcr. — Arbeit9daa«r. 

Axt I. — Die Aibeit toii Kindem, minderjitbrigeii MSdchea und Fnuen in 

Hüttenwerkeu, Fabriken, Ber^erkeili Gruben und Stdjibrüchen , auf Arbeitsplätzen, 
in WerkstSttfii iiiul ihrem Zubehör, welcher Art es ;iurh «;<•!, in öfTcntliohcn oder 
privateo, weltlichen oder religiösen, und auch Uaou, wcuu diese Unternehmungen 
den Charakter einer gewerblichen Lichr- oder Wohlthätigkciis-Austalt tragen, ist den 
durch das gegenwSrt^e Gesetz tMStinttuten Vcrpflichtnngen unterworfen. 

Sämtliche Bestimmungen des gcgenwSrtigcn Gesetzes finden auch auf Aus» 
liinder Anweadongf die in den vonteliend bczeicluieten Unternehmungen beschäftigt 
sind. 

Ausgenommen sind die Arbeiten, welche in Unternehmungen geschehen, in 
denen lediglich Funilienmitglicder unter der Ldtong entweder des Vateis, der 
Matter oder des Vormundes beschäftigt werden. 

indessen die Arbeit hier mit Hilfe von r):impf o<!«m- uk i hinis. ln-r Trl. h- 
kraft verrichtet , oder gehört da«; betriebene Gewerbe zu den getährlichcn oder ge- 
»undhcitüsciiädlichen üntcrnchmungen, so hat der Inspektor das Recht, die erforder- 
lichen Sidierheit»- und Gesundhcits-Mafsiegehi Tonnsehfctben, wie sie die Art. I2, 
13 und 14 bcsthnmen, 

Art Z. — Kinder dOrfen vor vollendetem dretsehntcn Lebensjnbre in den im 

') ^'k''- '^'^ Erörterung di''-es Gesetzen In i!er Abhandlung: Die neue Arln itrr- 
ichatzgcsetzgcbung iu l'^mukreich von Professor Raoul Jay, in diesem Baude S. 24 fg. 
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Art. I «ii%tflUirteik UatcrMteoDgai wedir wm Aibdlgebm basdillligtt aMb m- 
l^tlMscn werden. 

Jedoch k onacn solche Kinder, welche sich im Besitz des Zeugoi^es der Volks- 
•cfanlbildttiig befiadcB, wie es du G«scU vom 38. März 1882 zuordnet, von sw6lf 
•Jabim aa bcschiftigt wefdca. 

Es darf in des oibcn aafgcf&hftea Uateradiaioivn kein Kind unter drekeha 
Jahren nir Arbelt angpriommen weTd«*n, wenn es nicht mit einem Zeugnis der 
körperlichen Fähigkeit versehen ist, das ihm von einem der mit der Überwachung 
4e« jugeadlichea Alters betrauten Aretc, oder einem Schularzte, oder jedem aodero, 
vom PrÜfektea bneichaetea, adt daem ^flteÜidMa Dicaale bcttantea Aiate koitc»> 
.los ausgestellt wird. Die betreffcad« irztliche UaMnadwag »t eiae koatradik- 

lOiriftche, wenn die Eltern es vcrlanjjen. 

Die Arbeitsinspf ktorrn Irinnen jederzeit eine arztiiclie Untersuchung aller in 
den oben aufgeführten Lntcmcbniuugen bereilb angenommenen Kinder unter t6 Jahroi 
darAber verlangen, ob die Arbeit, aüt weldier sie betmat «lad, ibre Xilfte llaet- 
steigt 

Ist dies der Fall, so sind die Inspektoren berechtigt, .luf Grund eines ent« 
S|)rrchfnden Gutachtens eines der im Ah';nt' 3 des gegenwärtigen Artikels bezeich- 
neten Arzte, und nach einer kontradiktori&chen Untersttchuag, wenn die Eltern es 
verlangen, ihre Falletwiag aaa der Uatendmaag m fbidera. 

la dea wiiiflcaUiasen aad WohltbütigkeitiaBitaltaa» wd^ Art i crwibai, 
uid in denen Elementarunterricht ertheitt wird, darf der Handarbeits- oder ge- 
werbliche Unterricht för Kinder unter dreizehn Jahren nloht über drei Stunden 
täglich dauern; ausgenommen sind zwölfjährige Kinder, welche ein Zeugnis äber 
die erbalteae VollEmdialbildui^ besitiea. 

Art. 3. — Kiader beideriei Geidiledits aater ifechtefan Jabrea dArfea tlgUcb 
*nicht über zehn Arbeitsstuiulcn beschäftigt vrerdea* 

Jugendliche Arbeiter oder Arbeiterinnen vori v<»rhTf"hn bis achtzehn Jahren 
dürfen nicht länger als seclizig Arbeitsstunden wüchcutlich beschäftigt werden, mit 
einer liglichen Arbeitszeit von nicht über elf Stundea* 

Middice ttber acbtseha Jalure and F^aaea dArfen aiebt Hager alt' df fitaadioi 
täglich beschäftigt werdca. 

Die vorsfebTi l :ingegebenr Arbeitszeit wird fiurrh fine oder Trfhrerc Ruhe- 
pausen unterhriM lini , welche insgesamt nicht weniger als eine Stunde betragen 

durleo, und während derselben die Arbeit untersagt ist. ...,.<< 
' - - . . . • 

' ' AbKbnltl n. 

Kacbtarbelt. Wöcheatlicber Rahetag. " 

Art 4. — Kiader aater achtedia . jahieo» ariaderjährige MMdwia aad Fnaaa 
dtrfea ia dea im Art 1 aafgeftthrlea Uatetnebamagca adt kdacilei Nadttadieit 
tstdiiftigt werden. 

Als Nachtarbeit winl jede Arbeit zwischen neun Uhr abends und fünf Uhr 
inorgens betrachtet; indessen ist die Arbeit von vier Uhr niorgeas bis zehn Uhr 
.abfiids gestaltet, wcaa de sidi aalcr swd Aibdtewel üch t fa vcfteiltt darasja^ 
,«KBbt «bcr acaa Staadea ^bllit id. 

, Die Arbeit einer jedea ^diicbt wild dwdi dae R a bcp a air voa ndadedcw 
ciaer Stu^ aaterbrodieai 
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Il8 Gesetzgebung: Frankreich, 

Ib gnriMen Inditttricsweigen, welche durch VetAfttng der Staautregieiuag be* 

stimmt werden, und unter in dieser Verfügung vorgesehenen l<^'^in|^ngen ist 

es, soweit Krauen und Mädchen über acbtxehn Jalire in Betracht kommen, gestattet, 
n gewisseu Zeiteu des Jahres während einer Gesatntdauer TOn nicht Ober sechzig 
Tac» die Arbeit hb elf Uhr abends fmtmetzea. In keinem Falte aber darf die 
HgKdie Aibellsieit über zwdlf Stnndca betragen. 

Gewisi^en Industriezweigen gegenüber, welche durch Verfügung der Stiuits- 
regierun '' 711 hrrrichnen sind , werden die Pestimmungcn der Absätze I und 2 des 
gegenwärtigen Ar tilcels dauernd aufser Kraft gesetzt, doch darf die Arbeit in heineoi 
Falle lieben SMuideii laaerhalb viemadswandg Standen ftbencbreitea. 

Onich die gleidie Verffligiing kdonen die angesogenen Bestimmungen gewissen 
Iiulustriezweigen gegenüber vorübergehend aufser Kraft g'cpctzt werden. 

Aafserdem kann im Falle eines Arbeitsstillstandes infolj^c Unfalls oder höherer 
Gewalt das obige Verbot in jedwedem Industriezweige durch deu Inspektor für 
eine bestinmite Fiiit seitwnUig aufgehoben weiden. 

Art S> — Kinder unter acbtieha Jahren nnd Fnmen jeden Alter» d&rfen in 
den im Art. i aufgeführten Untemehmongen weder mehr als sechs T^c wuchcntlidl, 
noch an den gcsctjlichen Feieltagen beschäftigt werden, auch nicht zum AufÜnmea 
und Säubrm dt^r VVerkstatte. 

Em in dcu WcrkstStten angebracliter Anschlag hat den zur Wochenruhe be> 
Senaten Tsg bekannt su geben. 

A1C.6. — Jedoch können in Betrieben mit bestindigcm Fever grofsjihrign 
Fnuen und Kinder männlichen Geschlechtes an allen Ta^eu der Woche, des Nachts 
mit notwendigen Arbeiten beschäftigt wcrdeUi Unter der Bedingungf da£i sie w^hent- 
licb mindestens einen Ruhetag haben. 

Die gestatteten Arbeiten und die Zeit, in der sie verrichtet werden dürfen, 
sind doreh Verfügung der Staatsregierang sn bestimmen. 

Art 7. — Das Gebot des wöchentlichen Ruhetages und die BeacbriUikungeD 
der Arbeitszeit können vom Dlvlsionsinspcktor für die im Art. 5 genannten Arbeiter 
in f^'cwissen, durch die erwnhntf Wrfüfj^unL'^ der Staatsregicnuig xu bestiauueaden 
Industriezweigen vorüb<*rgcheii 1 aufgehoben werden, 

Art. 8. • — Kinder beiderlei Geschlechts unter dreizehn Jahren dürfen bei Vor» 
Udluiigen in stdienden Theatern und CafS-Concerts nidit als Schauspieler , Flgu- 
laaten usw. beschäftigt werden. 

Doch können der Minister des Unterricht«; und der schonen Künste in Paris 
osd die Präfekten in deu Departements ausnahmsweise die Verwendung von Kindern 
za DarsteUungeu bestimmter Stücke in Theatern gestatten. 

Al^hnitt HL 

Unterirdische Arbeiten. ^ 

Art. 9. - Mädchen und Frauen dürfen zu den unterirdischen Arbeiten in 
Bergwerken, Gruben und Steinbrüchen nicht angenommen werden. Für Kinder 
mjüinlichen GescUedils Ton dreizehn bb arlitiirhn Jahren werden durch Vo^ 
Agnagea der Staalmegieniiig die besoaderaa Bediagnngan festgcMtst, unter dene» 
de 'ste "deft ' vontdie&d genannten untetndischea Arbeiten besdhlMgt weiden 
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In Bergwerken, deren mtftrlidle Verhältnisse die Avfserkraftsetzung des Ab» 
Satz 2 Artikel 4 erfordern und welche durch Verfügungen der Staat^regicrung be- 
sonders als solche bezeichnet werden, können diese Verfügangen die Kinderarbeit 
von vier ü'hr morgens bis Mittemacht gestatten, unter der ausdrücklichen Bedingung 
jedodi, dnft die Kinder ianeflalb viemudswM»^ Standen nicht linger ab «cht 
Standen «ibetten und nklit Aber sehn Stunden im Bergwerk «nwewnd sind. 

AbKhnitt IV. 

Die behördliche Überwachung der Kinder. 

Art. 10. — Die Börgermeister sind gehalten, dem Vater, der Mutter oder dem 
Arbeitgeber lioetenlos ein Arbeitsbuch auszustellen, auf welchem Name und Vor- 
name der Kinder beiderlei Gcidilechlea unter achtsehn Jahren, Tag und Ort Huer 
Gebort nad ihr Wohaahs rermerltt werden. 

Hat das Kind dreiadm Jahre noch nidit errdditi ao nmfa im Aifaeitsbadi an» 
gegeben sein, dafs es das durch Gcwts vom 38. MXn t883 aagcoirdnete Rdfe- 
aengois der Volksschule besitzt. 

Die Geschäftsleiter oder Arbeitgeber liabei» In das Arbeitsbuch den Tag des 
Eintrittes in die Arbeitsstätte und jenen des Abgangs einzutragen. Desgleichen 
mitten aie ein finch fihren ftlxT alle Im gegenwärtigen Artikel voigeschriebenen 
Aafabea. 

Art. II. — Die Arbei^'eber oder Gescbüftsleiter und die Vermieter TOA 

Triebkrfiften sind gehalten, in jeder Arbeitsstätte die Bestimmungen de<5 gegen- 
wärtigen Ciesetze?, dir r^uf seine Ausfuhrung und insbesondere ihren Industriezweig 
bezüglichen Verfügungen der Stualsrcgienmg , sowie Wohnort und Namen des Be» 
tirksinspektors dmdi Anichlag bekamt sa geben. 

Deagleichen haben rie die Standen bekannt ni geben« an weldben die Arbelt 
beginnt and endigt, sowie die Stunden und die Dauer der Rnliepmisen. Ein Dupli- 
kat die'^e«; AT::^Lh!nges ist dem In^teklOT xtt fibefsenden, eb anderes wird im Bfliger^ 

meistcramt niedergelegt. 

Die Einrichtungen von Ablösungsabteilungen zu dem Zwecke, den Arbeitstag 
tter die gesetzliche Dauer auszudehnen, ist für die durch das gegenwärtige Gesetx 
gochttrten Peisonen verboten. 

In aUcn Arbeitsitumen der Fnmcn-AtbdtiiMititute (ouvroim), Waiaenhiairr, 
AflMB* oder WohlthätigkeitsansUlten, welche TOn gelstlichea oder weltlichen Unter* 
nehmungen abhängen, ist dauernd ein I'Iaknt anzubringen, welches in leicht lesbarer 
Sdirift die Bedingungen der Kinderarbeit bekannt macht , wie sich solche aus den 
Aitüceln a, 3, 4 und 5 ergeben, and die Einteilung des Arbeitstages, d. Ii. die 
Standen der Handarbeit, die Rahepansen, Ldustaaden and Mahlzeiten festsetrt. 
Dieses Plakat ist vom ^bspdrtor sa behäbigen and mit seiner Unterschrift sa vet^ 
Sdien. 

Alle drei Monate ist eine vollständige uamcutliche Aufstellung der iu den vor» 
stehend erwähnten Anstalten beschäftigten Kinder, welche ihren Namen und Vor» 
nsmca» Tag aad Ort ihrer Gabast ai^bt ttnd von den Xailem dieser Anstalten be- 
scheinigt sein mnfs, dtem Zupdctor etnaardehaa, aad hat dieidba alle sdt dar letita^ 
AaiMelhiäg TOigekemm«ac& Varladeraagen sa enOattcn. 
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Abschnitt V. 

Schutz der Arbeiter gegen Gesnndheits- und t nfall-Gefahr. 

Art. 12. — Die Teradiiedenen Aibeltavten, wddw Uft&Unmchcn nftreiM» 

oder die Kräfte zu sehr in Anspruch nehmen, oder die Sittlichkeit geßihrden, und 
weicht* Frauen, Madchen und Kindern verboten sind, werden durch V erf& g ii ngea 

der biuatsregierung bestimmt. 

Art. 13. — Fraueu, Mädchen und Kinder dürfen in ungesunden oder gefahr- 
llchea Untenwhauugcn, wo der Arbdter aeiner Gesandbeit nnditeiligen Verrldi- 
tungen oder Ausdünstungen ausgesetxt ist» avr unter den b—goderen Bo^ngongen 
.beschäftigt werden, welche durch Verf&gu|gai der StMtKCgienuig für jede dieser 

Arbeiterkat^orieen fc?t7u?rt-?fn <='md. 

Art. 14. — Die im Art. I genannten L nlernchrnutigen und ihr Zubehör müssen 
jich jederzeit in sauberem Zustande befinden, gehörig erleuchtet und gelüftet sein. 
Sie mftoeea alle Bediognngen aufwdeeo, welche die Sicheriieit und Getondhelt des 
Aft>eiterpersona!s notwendig erheischen. 

In jr ili r Unternehmung mit mechanischen Vorrichtungen sind die Räder, Riemen, 
das IVicbwerK oder jedes andere Werkzeug, welches Gefahren herbeifuhren kann, 
dergestalt von deu Arbeitern zu sondern, dafs ihr Zugaug nur fUr die Bedürfnisse 
de* Betriebe möflicli IM. 

GndMa, Fnllthttren and Ei]ilUixti6flnttiigen mflaien itela feediloeeen tein. 

Art. 15. — Über jeden Unfall, welcher in einem der im Art. l erwähnten Be- 
triebe vorgekommen i.st und einen oder mehrere Arbf'iter verletrt hat, ist von dem 
Inhaber des Unternehmens oder und falls ein solcher nicht vorhanden in seiner 
Abwesenheit, von dessen Vertreter Beriebt zu erstatten. 

Dieser Bericht soll enthalten Namen und Wohnort der Zeugen des Unfalls und 
ist ianeriialb aehtaadvfersig Standen dem BOigenneisler des Ortet einiordchen, 

welcher ihn in der durch VerfOgung der Staatsregierung zu bestimmenden Form zti 
Protokoll 711 nehmen hat. Diesem Herirh» \'^X hfirufupcn dnrrh r^rn Arbritj^chrr rin 
ärztliches Zeugnis über den Zustand des Verletzten, die vermutlichen Folgen des 
Unftills und die Zeit, innerhalb deren es möglich sein wird, die endgAltige Wirkung 
'deasdben in keimen. 

Dem Erstatter des Berichtes wird bei der Aufnahme des Rralokolli Bnqvfinfi- 
•bescheinigung über diesen sowie abi«r dos ärztliche Zeugni? erteilt. 

Der Divisions- oder Depariem. ntsinspektor ist von dem Bürgermeister sofort 
•von dem Unfall zu benachrichtigen. * 

' Art. 16. -> Die Arbeitgeber oder GesdilftnQjiäber hnbeo anlievdem ftr ^ 
'Aafifcchlerbaltsnf der goten Sitte nnd BeobadttOBg des ftfientiidieii Amludes s« 

'tdiigen. 

* • • 

Abschnitt VI. 
Inspektion. 

...... 

.Art. 17. — Mit der Überwachung der Ausführung des j^epen wärtigcn OrAi-tre« 
"und des (Gesetzes vom 9. September 184.8 werden die Arbeitsinsuf Ltoren beaufrri^t 
Aufserdem sind sie, in Verein mit den Poliseikonmissären, mit der Durch- 
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fthrung des Gesetze«; rom 7. Dexember 1874 ttcr den SchttlB der im Waader- 
gewerb« beschäftigten Kinder betraut; 

Was ini^'^s^f'n den Betrieb der Bergwerke, Graben und .Steinf rüc^c betrifft, ist 
die Ausfuhrung dc5 Gesetzes aosschliefslich Sache derBcrgiagcnicure und Kontn^eore, 
wdcbe UnsieliÜkh dicfct Dienttet dem Müürter Ar Htadel ud G«w«ri»B iiatar> 
•tdmi. 

Art iS. — IHe AibeibdnqMktarai wcrd«tt van Miobter IHr Ifimdel wd Ge- 
werbe ernannt. 

Dieser Dienst umfafst: 
I. Divisiotisinspektoren ; 

1. Departementsinspektorün oder -Inspektorinnen. 

Eine nach Anhörung des Komitees für Künste und Gewerbe and der nach- 
ildiend angeordneteB Obersten Arbeitsfcamniisrion erlaesene Vemdavag wifd die 
Depertonents bettimmeB, fai weldien DepartementsiiupeltlOfieB m cncum thÄ. 
Gleichzeitig wiid es Anzahl, Gelnlt und Reisekosten dfeeer Inepdctoren festsetze«. 

Die Depertementsiaspekloiren oder -Lupektorlmiea nalentdiea dem Dinsimii- 

Inspektor. 

Die Arbcitsin^pektoren leisten ein Eid dahin, in keiner Weise Fabrikations« 
geheimni&äc und uberhaapt Methoden des Betriebes zu verraten, von denen sie ia 
der AafObaiv ihrer Obliq^enlieiteii Kemitnis otalteB. 

Jede VerletsuBg dieeet Eides wird m^h Art. 37S dee Code pted bettraft. 

Art 19. — ' Den Posten einet Divitioa»- oder DeperteaualtiatpdttQn fctanen 
fortan mr lolclke Kandidtten «innehmen, weldie den neeh Art M eamerdnenden 

^Bedingungen und Prüfungen entsprechen. 

r>if> Verleihung des Titels eines Inspektors wird erst nsd»* einer einjihrigen 

Probezeit mr definitiven. 

Art. 20. — Die In^>ektoren und Inspektorinnen haben Zutritt zu allen im 
Art t aageflttvten Untemebmungen ; tie ktenen Biniidit ▼erlangen det dmdi 
Art. 10 vorgcadviebenen Vertddmitses der Aibe l tthttcher, der Betridsrndaafen 
und, fall« vorhanden, de* itt Art. s crwihnten ZengniiMt der IsAipetlicften 
Fähigkeit. 

Zuwiderhandlungen werden durch die Protokolle der Inspektoren nnd InqMk» 
torinnen festgestellt, welche bis zum Beweise de« Gegenteils gelten. 

Diese Protokolle werden in zwei Exemplaren abgefafst, von denen das eine 
dem DepertcmentsprMidtten «n Vbeneadcn md das andere der StMttenwnlttdmft ein- 
mcicben itt 

Dnrcii die obigen Bestimmungen weiden in keiner Weite die Vondiriften den 
gemeinen Rechts über die Feststelltmgen imd Verfolgvngen der Obertietnngen det 
.gegenwärtigen Gesetzes aufgehoben. 

Art. 21. — Aufser der ihnen obliegenden Überwachung haben die Inspektoren 
die Statistik der gewerblichen Arbeitsverhältnisse für die Gegend aufxustcUea, mit 
^ena Bwaftichtigung ai/» beinmt tind- 

Bb dlctr Mittdlmvcn twwmmenfaiteader GewMMcht itt alljlhilkh m 
Miniiise ftr Hmdel nod Gewerbe n ▼erAflenUieben. i>u- , . 
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AbKhnitt VIT. 

Oberste Kommission und De partcmcutHkommissioaei. 

Art. 22. — Tin inisfrrium für Handel und Gcwcrh'- ivird eine au-; neun Mit- 
gUedera bestehende Oberste Kommission errichtet, deren niatigkeit riiic unent- 
geltliche ist. Diese Kommission umfafst je zwei von ihren Kollegen gewählte 
ScBatoren «nd Abgeordnete, und fttnf ftr eine Zeit vom vier Jibrea von Pribidenten 
der Republik ernannte Mitglieder. Sie hat: 

I. die gleichförmige und aofgfUtige Anweadoog des gegcmrirtigett Gctelset 
2U überwachen ; 

a. ihr Gutachten abzugeben über die zu erlassenden Verfügungen und uber- 
brapt Aber die ▼erschiedenen Fragen, welche die geschtttten Arbeiter aagebeb; 

3. endlidk die Bedinguigen der Aii*tdliii|g der Kandidetea fke die DiTinont» 
und Dcpartcmcnt<;in?pektion, Mwie die Ordnung der FMfnag fcitnisetseii, wddwr 
<ie (ich untirzit hcn müssen. 

Die aut C irund des Gesetzes vom 19. &lai 1874 eruauutcu Divisionsinspektoren, 
wddie sich gegenwärtig in Dienst befinden, werden anf die in AnsfÜming des 
ge g enw i ttigen GcMtcet etfiditelen verschiedenen SieUen von Divisions- and 
Departementsinspektoren vertat, ohne dnfs sie sidi einer Prtfiang zu untenidien 
hätten. 

Die Departementsinspektoren können beibehalten werden, ohne dafs sie sich 
einer emenben Prtfimg nnlerwerfcn. 

Art 33* ~ Jedes Jahr erstattet der Vortitaende der Obersten Kownüsdon dem 
Frfisidenten der Republik einen allgemeinen Bericht fiber die Ergebnisse der &k 
spektion sow ie Ober die anf die DtirchfiUiniag des gegenwirtigen Gesetses besflg- 
liehen Tbatsachen» 

lAma Beridit ist in dem Monate, in weldiem er eingereidit wird, im Journal 
ofBdd za verdfleatUdhen. 

Axt 34. — Die Gcnesalrite haben eine oder mdwere Kommissionen einzasetsea^ 
wdelke mit der Aufgabe b^MMt werden , über die AttsTflhnng des Gesetzes sowie 
über all^nfallsige Verbesserungen desselben Berichte 7U erstatten, die dem Mintstflf 
^nzuretchen und der Obersten Kommission mitzuteilen sind. 

XMe Divinont- jmd Pffpmrtminntsinfpfflrtftrrn , die Vonaitnenden nnd stellver« 
tretenden Vonitceaden der Oewerbegericbte des Haoptortes oder des bedeutendsten 
Industrieplatzes des Departements und, falls vorhanden, die Bergingeiueure nehmen 
in ihren Bezirkcti von Amtswegen teil au diesen Kommissionen. 

Die durch die Artikel 20, 21 und 22 des Gesetzes vom 19. Mai 1874 ein» 
gesetzten Ortsltommissionen werden aufgehoben. 

Art as. — > In jedem Departemeat werden Sdintilumiiteoa errichtet, deren 
Au^pdie ist: 

1. die Obhut filier die Ldirlinge und die in der bdiistrfe besdhäftiglen Kinder^ 

2. die Förderung ihrer gewerblichen Ausbildung. 

In jedem Departement bestimmt der General rat die Zahl und den Wirkungskreis 
der Sdmtehomitecs, deren Stninten zu genehmigen sind im Seine-Departement vom 
Uinistcr des Umern und dem Minister ftr Handel und Gewerbe nnd in allen Cb> 
riigen Departements von den Präfektea, 

Die Geschifte der Schutskomitees werden durch eine Kommission vcrwaltetf 
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wddi« BUS siebcii Mitgliedern besteht, von denen vier vom Gemnüimt und drd 
VOCD Pr.ifekten zu ernennen sind. 

Sie werden alle drei Jahre neu cnuinnt. Die ausgeschiedenen Mitglieder können 
aufs neue zur Teilnaltme berufen werden. 

Dur Amt i*t cm nnbeioldetc*. 

Abschnitt VIII. 
Strafen. 

Art. 26. — Die Besit/cr, Leiter oder Geschäftsführer der vom gegenwärtigen 
Gesetze betroileueu Unternehuiungcu, welche den Vorschriften dieses Gesetzes und 
■der «af feine DwdifiÜmmg besfigUdiai Verfttgungen der Stutsregierang entgegen* 
handeln, werden von dem geirfihntldie& BoliMlgeridit «bgenrteflt lud unterlief«» 
«nier Geldstrafe^' von 5 bis 15 Fr. 

Die Geldstrafe findet %o oft Anwendung , als Personen in den dem Gesetxe 
widersprechenden Verhältnissen beschäftigt werden. 

IKe Sttsfe tritt indown nicht ein, wenn die Zvwlderluudlttng die Folge eines 
Irrtoms ist liei der Vorlegunc von GcbnrtMclieiiien, ArbeitrtKtebern oder Zen^iweiit 
welche falsche Angdbcn antbalteB and fllr «!»e eadere fdt die beseidwete P^no« 
eingereicht werden. 

Die Geschäftsinhaber haften zivilrechtlich für die gegen ihre Direktoren oder 
erguugenen Stnien. 

Art. *t* — Im RAdcUlc wird der Znwiderhendelnde von dem Zttdi^lisei-* 
gericht abgeurteilt und m\i einer Geldstrafe von t6 bis 100 Fr. belegt. 

Ein Rückfall ist vorhanden, wenn der Zuwiderhandelnde in den der abzu- 
urteilenden That vorhergehendco zwölf Monaten bereits einmal für ein gleiches 
Vergehen bestmft wwde. 

Im Falle einer Udurheit von Vercebea, wddie diese Stnfen des Rückfalls naA 
nch nehen, findet die Gddstmfe so vielnal Anwendung, als neue Zuwlde rH a n d l a ng ea 
vorliegen. 

Die Zuchtpolizeigerichte können die Bestimmungen des Artikels 463 des Code 
pCnal fi»er mSdonds Unstlnde anwenden, doch darf in keinem Falle die Gkldrtrafii 
flir jede Znwideriiandlang weniger als 5 Fr. betiagen. 

Art. 38. — Je nach den Umstanden itnd nur im Rflckfiüle kann der öflentüdm 
Anschlag des Urteils vom Zuchtpolizeigcricht angeordnet werden. 

Desgleichen kann das Zuchtpolizeigericht in demselben Falle die Bekanat- 
ttadiung des Urteils in einer oder mehreren Zeitungen des Departements anf 
Kosten des Znwiderlianddndea verftgea. 

Art. 29. — Mit GddstrafoEi . n 100 bis 500 Fr. wird bestraft, wer efaicm 
Jnqiektor in der Erfüllunfj <^rni -r Pflichten Hindernisse bereitet. 

Im Rückfalle tritt eine Erhöhung der Geldstrafe von 500 bis iooo Fr. ein. 

Auf die kraft dieses Artikels ergangenen Strafen findet Art. 463 des Code pibal 
Anwcndang. 

Abw:linitt DL 

Besondere Bestimmungen. 

Art 30. — Die Vetftgoägen der Siaatv^ierung, wdeba aar Anwendung das 
gegenwärtigen Gesetzes erforderlich sind, werden nadi Anhönag ^ OberMen 
AibntskoaunisKkm «od <tes bctutcndcn Xoaaitea ftr KOnste und Gewerbe «rlaiaea. 
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In betrefT der zur AiisfühniDg des Artikel! 9 TOlfeMhenea VetftfUfOl ill 

das Gutachten des Genfralhrrgratcs einzuholen. 

Art. 31. — Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes finden Anwcodung 
auf die als Lehrlioge angestelUeu uud in einem der im Artikel i erwüwtcn Uoter- 
sdumiiscii 1ififlilftig|fii Kisdct. 

Art. 3a. — Die 4areh du gcgenwlitige GcmIi erlmeneD BetHauttaaten tietm 
mit dem I. Januar 1893 in Kraft. 

Das Gesetz vom fo. 1S74 unr^ die zur Ausfuhrunp seirrr BrstiiTimynp^en 

ergangenen Vertilgungen der Staatsri^ienuig verlieren mit dem vorstehend genannten 
Tage ihre Geltung. 

Du gegenwirdg« GaadSy bcialai «ad **f*"^— *«» veai Staat aad «m dar 
fCanaer der AbeeordnaiBn, «itd ab Slaaligaaetx MUaogtB. 

Gegeben zu Paris, den 2. November 1S92. 

Carnot. 

Im Namen de« Präsidenten der Republik: 
• Der Minuter für Handel und Gewerbe, 
Jules Roche. 

Der Siegelljewahrer, 
Miaiiler der Justiz und des Xoltns, 

L. Ricard. 
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GESETZ BETREFFEND DIB ARBEIT 

VON FRAUEN, JUGENDLICHEN PERSONEN 
UND KINDERN IN GEWERBLICHEN 

BETRIEBEN. 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DER AUSKLHRUNGS VERORDNUNGEN 

EINGELEITET VON 

HEINRICH HERKNER. 

Die Leser des Archivs lür mtale Gesetzgebung und Statistik 
sind durch die vortrefflidie Abhandlung K. Büchers (Bd. IV, 
S. 249 ff. u; 442 ffi) über die Atmosphäre, in der sich die Arbeiter» 
und Sozialgesetzgebung Belgiens bewegt, so vollständig unterrichtet, 
dafs es genügt, in der Folge die wichtigsten Bestimmungen des 
Ari>eiterschutzgesetses und der dasselbe ergänzenden Yerordnuogen. 
nur übersichtlich zusammenzufassen. 

Das Geltungsgebiet des (lesetzes vom 23. Dezember 1889 er- 
streckt sich auf Berccwcrke, Steinbrüche, Werkhöfe, Häfen, Lande- 
plätze, TransportunternehmuDLjen , Fabriken und Werkstätten, in 
denen rin mechanischer Motor zur Verwendunj^ ^elancft. 

• Kinder vor zurückgelegtem zwölften Lebensjahre dürfen zur 
Arbeit nicht heran;^ezoiTen werden. Für jugendliche Personen von 
1^2 — 16 Jahren bcidi-r Geschlechter und weibliche Personen von 16 — 2i 
Jahren darf die tac^^liche Arbdtszeit /.\s\>\\ Stunden niclit über- 
schreiten. Diese Arbeitszeit inuls in die Zeit von 5 Uhr morgens 
bis 9 Uhr abends verlegt und durch Pausen im Gesamtbetrage 
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von I Vs Stunden unterbrochen werden. Eine gewsse Sonfitacfsruhe 
wird durch die Vorschrift eir!j;^eführt. dafs creschützte Personen nur 
sechs Tajre in der VVoclie arbeitt- n sollen. Bei ununterbrochenem 
Betru lu entfallt aber erst auf 14 Ta^a^ ein Ruhetag. 

Diese allgemeinen Bestimmungen treten rasch in die rechte 
Beleuchtung, wenn man sie mit den bekanntlich äulserst „mafs- 
vollen" Grundsätzen vergleicht, die von der Berliner Arbeiterschutz- 
konferenz aufgestellt worden sind. Nach letzteren sollen Kinder 
Vüii 12 — 14 Jahren nur sechs, junge Personen von 14 — 16 Jahren 
nur 10 Stunden arbeiten, während die Nachtarbeit für weibliche 
Personen libcrhaupt /:u bcseiügcn wäre. 

Zur Abschwächuug wie zur Verstärkung des Schutzes sind 
teils schon im Gesetze, teils durch den Verordnung^w^ Ausnahmen 
in beträchtüclieni Umfange vorgesehen. 

Iiubesoodere haben die Unternehmer des Bergbaues sidi die 
gesetzliche Bestimmung gesichert, der zufolge Kinder von 12 — 14 
Jahren von 4 Uhr moigens an, jugendliche Personen männlichen 
Geschlechts überhaupt zur Nachtzeit arbeiten dürfen. Diese Ausnahmen 
sind von erheblicher Tragwdte, da nach der belgischen Industrie- 
Statistik vom Jahre 1880 im Kohlenbergbau 4388 Knaben unter 
14 Jahren und 7277 jugendliche Arbeiter von 14-— 16 Jahren thätig 
waren. Hingegen sollen weibliche Personen unter 21 Jahren vom 
I. Januar 18^ an bei den unterirdischen Arbeiten im Bergbau und 
in Steinbrüchen nicht mehr zur Verwendung kommen. 

Es bleibt also der Schandfleck noch auf Belgien haften , daJs 
weiblichen Personen, wenn sie nur das 21. Lebensjahr zurückgelegt 
haben, auch unter Tage arbeiten. 

Von der durch das Gesetz eingeräumten Befugnis, im Ver* 
ordnungsw^;e fiir dnzelne Industrien Spezialbestimmungen zu erlassen, 
hat die Regierung «nen ausgedehnten Gebrauch gemacht, im grofsen 
und ganzen zur Verschärfung des Schutzes. Unter dem 26. De- 
zember 1892 (veröffentlicht im Moniteur vom 14. Januar 1893) sind 
20 Verordnungen ergangen, deren wesentlichen Inhalt die neben- 
stehende Tabelle wiedergibt. 

Indem man flir geschützte Tcrsonen in der Wollindustrie die 
tägliche Arbeitszeit auf ll'/^, in der übrigen Textilindustrie auf 
II*/« Stuiidcu begrenzt hat ist insofern ein gleicher Foriüchntt an- 
gebahnt worden, als die frülier I2 Stunden und mehr betragende 
Arbeitszeit nun allgemein auf 11 V4 bez. ii'/j Stunden berabgehen 
dürfte. 
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Kinder 

Gewerbe, aafgeftihrt | 
in der Reiheufolge der { 13 und 14 



Verordnungen. 



jugeadliclie Midchanmid 

Personen von Frauen von 

15 und 16 ijbiseinschL 
Jahren at Jahien 

ist die Idaximalarbeitsieit begxeiut anf 

Stunden : 



Spiuiefei und Weberei |- I3jil»ige 6 

in Leinen, Baumwolle | I4pilirige 



! T 



II*'. 



Spinnerei uiid Weberei 1; 
in WoUe. 



II«' 



1 



;4 



"V« 



Zdtoaftdnickereien. 



10 



10 



10 



Kunstgewerbe (graph. 
Künste , Buchbindereien, !] 
Musikinstrumenten» j. 
ikbrikation, DbnuuitMknei' 
dereien). 



10 



10 



10 



Schriftgiefserei. 



8 



8 



I'apierfabrikation. 



10 

jugendl. Pen. 

mäunl. Ge- 
schlechts auch 

Nachtarbeit 



10 



Tabak- und Zifureft* |' 

fahrikatlnti. 



10 



10 



Zackerfabrikation. 



loV, 



Naditarbeit gestattet 



Möbelindustrie ' 

(auch Marmorarbeit, Par- j 1. Okt.— I. MMl» 9 

kettierung, Wagen« ^ 

lobrikation, Bdttcberei, j i.Miix— i.Okt. 10 



Bürstenfabrikation). 



Tüpfi-n-i uii'l 
Füvent I .l': I r I k.u I . k 



10 



Fabrikation von 
fcnerhnrtcm Steingut. 



10 
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\ 

Gewerbe, aufgefährt 
in der Reihenfolge der 
Verordnungen. 


Kbder 

von 
13 und 14 
Jahnen 

ist die MaxL 


FOr 

jdgendliehe 
I'crsoncn von 
15 und 16 
Jahren 
malarhdtiieit 

Stuntlrii : 


Mädchen und 
Frauen von 
17 bis einschl. 

ai Jahiea 
begreaat anf 


1 

Spicgetfkbrifcatioii. j 


10 

1 


10 

Pers. männl. 
Geachi. aach 


10 


ZAodtMilifBbrilMdon. 


verboten 


10«/, 


10«;, 


i 

Baugewerbe. 


I. Nov.— I. M 

I.Mtra— i.N 

1 


Sfs 8 
ov. 10 


12 


• Ziegeleien. 


1 
> 

8 


weibliches 
Geschlecht 8 
männl. Geschl. 
l. April bb 

I. Okt. IS 

I. Okt. bis 
1 Anril 8 


I. April bis 
1. Okt. IS 

I. Okt. bis 
I. April 8 


Zinkhütten. 


1 

1 S 

■ 


10 

inaniil. Gesvhl. 
auch 
Nachtarbeit 


10 


Glas- und Krytbdl- ! 

labnkatioii. 




10V, 


fekieidnnygewerbe 

(Verfertigung von Klei- 
daagsstückm und Kun- 

wiuiren. 


II 


II 


II 


Sonstig'«- Bfkli-i'lurigsgc- 
Wcrbc (Leder, Schuhwerk, 

Firbereien, Schinne, Hand- 
schuhe). 


1 


10 


to 


Fnbfikntff» idiwerer 
Biaschinen, EiMohahnwagen. 

* 


10 


II 


tl 


Fabrikation leichter 
Maschinen (Lhrcn, WalTeu, 
Werkzeugmaschinen, 
Messer oaw.). 


to 


XI 


II 
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Von geringerer Bedeutung ist die durch die Verordnungen 
bestimmte lO, bez. lo'/., stündige Arbeitszeit in der Tabak- und 
Ggarrcnindustrie sowie in der Zuckerfabnkation. Nach den An- 
gaben der Industnr'statistik war schon im Jahre 1880 in diesen 
Gewerben die lO, bez. lo'/g stündige Arbeitszeit dir vorherrschende. 
Da in der Zuckerfabrikation die Zahl der jurj;:^^rTi Personen von 
14—16 Jahren auf 3158 sich belief, so fällt antiererseits die Be- 
willigung der Nachi irbeit geschützter Personen (mit Ausnahme der 
Kinder als Einschränkung des Schutzes schwer ins Gewicht. 
Ebenso erstreckt sich die Bewilligung der Nachtarbeit in Glas- und 
Krystallfabriken auf eine beträchtliche Zahl geschützter Personen. 

Die Abkürzung der Arbeitszeit während der Wintermoii:Uc, 
die unter anderen in Ziegeleien und im Baugewerbe sich hiidet, 
dürfte mit den früheren Gepflogenheiten dieser Gewerbe ziemlich 
iiberdnstimmen und deshalb an den bestehenden Zuständen kaum 
viel umgestalten. 

Unter diesen Umstanden müssen die Fortschritte, die dann, wenn 
das Gesetz nicht etwa auf dem Papier bleiben sollte, eintreten 
dürften, als höchst bescheidene angesehen werden. Noch immer 
werden die belgischen Zustände, namentlich im HinbKctce auf Kindefw 
und Frauenarbeit, „absolutdy shoddng* und zwar nicht nur „to 
American nerves",') verbleiben. Eine Verbesserung ist nur von einer 
gedeihlichen Entwicklung der Wahlreform und dem steigenden staat- 
Edien Einflüsse derjenigen Schichten der Bevölkerung zu erwarten, 
welche die Freiheit der Ausbeutung weniger lieben als die derzeitigen 
Machthaber. 

Wir lassen nunmehr den Wortlaut des Gesetzes folgen. * 

Gesetx, betreffetici die Arbeit von Frauen, jugendlichen Personen und Kindern 

in gswwbUckMk Uatwnwihaimum. ') 

Leopold IL, König der Belgier, entbietet allen jetzt und zu- 
köoftig Lebenden sciaett CrvTs, Die Kemaierii bebe» angenommen 
und wir bestätigen wat folgt: 



*) Worte des Berichtentettcrs 6ber Belgien in dem von der amerikaniielien 
Bendca-cgicTttiig benunffegebenen Werke „Labor in Bnrope". Vgl. HaadwArterbodk 
4er Staatswimeniduiften L S. 775. 

*) Kammer der Abgeordnete n. 

Srssion 1886 — 1887. — Drucksachen (documents parleroentaires) : Gesetz- 
entwurf iicl)st 15<'j^ruiu!nnp, Sitzung vom 17. Juni iJWJj, p. 203 — 2o6. 
Archiv tur %oi. ijetctxg'Ofi. n. Siatiuik. VI. 9 
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Art, t. — Den AnoidniuigeD d«s gegeawixtigeii GcMtie» tiDterliegt die Arbeit, 
welche veirictitet wifd 

1. in Bergwerken, Gruben, SteinbrücheOi Arbeitsplätzen ; 

2. in Hüttenwerken, Fabriken und kleineren ^''werblichen Betrieben; 

3. in den Betrieben, welche als gefährliche, gesundheitsschädliche oder be^chwer- 
Uche gelten, ebenso wie in denen, wo die Afbeit mit Hilfe von Dami>f oder 
mecbaniidicr Triebknft gcadiiebt; 

4. in Hufen, AusladcstcUen, Ksenbeluutatioiieit ; 

5. im L.inil '.in'l WassortrrinCMort 

Die Bekimmungea des Grsetzes finden auf öSentiiche wie private Unti-rneh- 
muugen Anwendung, und auch dann, wenn sie den Charakter einer Gewerbelehie 
oder WoWthMtigkftttwiiiihilt tneea* 

AnaceDomnicii nnd: 

Die Arbeiten, welche in Untcrnchtnunpcn vcrriL-htct wmlon, wo nur Fauiilien- 
mitglicder unter der I/eitunt; sei es des Vaters o icr der Muttor, sei es des Vormunds 
beschäftigt sind, vorau^e&etzt, dafs diese Betriebe nicht aL& gefährliche, gesundhcits- 
tdildUebe oder bcscbweilicbe gelten, oder dafs die Aibett io ihtieb nicht mit Hälfe 
TOB Doinirf' oder meclianischer Triebkraft geadlieht. 

Art. 2. — Ei ist ▼erboten, sor Arbeit Kinder nnter zwölf Jahren zu ver* 
wenden. 

Art. 3. — Der König kann, unter Beobachtung des im Art. 9 bestiminfeu Ver- 
fidwens« Teibieten» dnfi Kinder oder jugendliche Poionen nnter 16 Jnhren, ebenio 
iHe Hidcben oder Fknaen von Uber 16 nnd unter si Jnhren mit Atbeiten bescliifUgt 
werden, die Ihie Krifte flbenteigen oder weldie es gefthrlich wire, sie verrichten 

sn lassen. 

Desgleichen kann er in derselben Weise die Verwendung von Kindern oder 
jogendlidien Peiwmen nnter i<» Jahren, ebenso von lOiddien oder Fmoen Uber 16 
nnd nnter ai Jahren zu als gesttndhdtSMdiidlich erkannten Arbeiten vetbieten oder 
nnr flir eine gewisse Zahl von Stunden täglidi, fllr eine gewisse Zahl von Tagen 
oder unter gewissen Bedingungen gestatten. 

Art 4. ^ Innerhalb dreier Jahre von der VerotTcutlichung des gegenwärtigen 
Gesetaea an wird der Xftnig die Dauer des Aiteitstages , sowie die Dancr und die 



Session 1S88 - 1889. — Druckaachen. ^Koaunissioiidierich^ Sitaing vom 

tl. Juni i88q, p 180—108. 

Verhandlungen (Annales parlenientaires) Beratung in der Sitzung vum 
fl6. Jnli 1889, p. 1740 — 1745; 30. Juli, p. 1748-1760; 31. Juli, p, 1761 — 1771 
ond 1961«— 1965; I. Angast, p. 1779—1784 und 1965—1971; 2. August, 
p. 1785 — 1801; 3. August, p. 1803—1820; 5. August, p. 1823—1839; 6. August, 
p. 1840— 1S58; un i 7 Anf^st, p. 1859 -1873. — Zweite Beratung nnd Annahme 
in der Sitzung vom 9. August, p. 1910—1911 und 1914 — 1919. 

Senat. 

Sesfion i8S8->i889. — Drucksachen. — Kommitsionsberich^ Sitzung 

vom 13. August 1889, p. 41—43. 

ScssiDii 1S89 — 1890. -- VerhandlunfjfTi. — Beratung in der Sitzung rom 
13. November 1889, p. 8. — 22; 14. November, p. 23— 38; 1 5. Vnv. tnUcr, p. 39 — 49; 
19. November, p. 51 — 68 und 20. November, p. 69—84. — Annahme m der Sitzung 
▼om so. November, p. 84. 
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Bedingungen der Kuhepuisen regeln, soweit Kinder und jugendliche Personen unter 
16 Jahren, wie MIdcben oder Franm tob Aber 16 «nd «nter %x Jabre» in Betraclit 
kommen, dies alles dem Wesen der Beschüftigangea entipNcheiid, «n denen sie ver> 

wendet werden, und im Kinklang mit dr-n Bedürfnissen der Industrie und Gewerbe. 

Kinder iiiul iue< nd!i lic Personen unter i6 Jahren, sowie Mädchen oder Frauen 
von über |6 und uutcr 21 jatiren dürfen taglich nicht länger als zwölf Stunden be- 
idütftigt weiden» welclie deich Rahepausen ra unterbrechen sind, deren Gesamt- 
daner nicht onter anderthalb Standen betragen soll. 

Art. 5. — Krauen dArfen wSbrend der Ihrer Niederlranft folgenden vier Wochen 
nicht beschäftigt werden. 

Art. 6. — Kinder und jugendliche Personen unter IÖ Jahren, sowie Madchen 
oder Franen von aber 16 und unter 31 Jahren dflrfen nach 9 Uhr Abends mkd v<» 
5 Uhr Morgens nidit besch&ftigt weiden. 

Der Konig kann die Verwendung von jugendlichen Personen über 14 Jahren 
sowj*« von Mädchen oder Fmufn von über 16 und unter 21 Jahren nach 9 Uhr 
Abends und vor 5 Uhr Morgens zu Arbeiten, welche ibrciu Wesen zufolge nicht 
«aterbffochen oder airfgescboben oder nur an bestimmten Stunden verriditet werden 
itönnen, ohne weiteres oder unter gewissen Bedingungen gntstten. 

Desgleicliea kann der Koui^ für ilic Arbeiten in Bergwerken gestatten, dafs ge- 
wi';«,»« Katcgorieen von Arbeihrn über 14 T^ihrcn de«; N':i<'hts, sowie Kinder männ- 
lichen Geschlechts nach vollendetem 12. Lebensjahr von vier Uhr Morgens an be- 
schiftigt werden. 

Die giMche Erlanbnb kann fftr eine licstünmte Zeit auf den Bericht des tu« 
StSadigen Inspektors für alle Industrieen oder alle Gewerbe im Falle eines ArbeitS- 
stillstaiidos infol^'c liöherer Gewalt odcr unter aulsergewöhnlicben Umständen von den 
Gouverneurs erteilt werden. 

Die Verfugimg des Gouverneurs verliert ihre Geltung, wenn sie zehn Tage 
noch ihrem Erlasse nicht von dem Minister gebilligt wird, in dessen Reuort die Ge- 
werbepol izei gehört. 

Die F.rl:iubtiis ilarf, ■^owi-it die beiden vorhrrt^clictulcii Absiit/c in Betracht 
kommen, hix listens auf zwei .Monate gewährt wenlen ; nach Anhurtmg des zuständigen 
Inspektors kannn sie indessen erneuert werden. 

Der gegenwKrtige Artikel tritt mit dem l. Januar 1893 in Kraft. 

Art. 7. — Kinder und jugendliche Personen unter 16 Jahren, sowie Mäiklun oder 
Frauen von ü!>or 16 und unter 31 Jahren dfirfen wodientlich nicht mehr als 6 Tage 
beNchnftigt wcrdi-ii. 

Indessen kann der König für ludwitrieen , in denen die Arbeit ihrer Art xwich 
weder Unterbrechung noch AufiK^ub leidet, gestatten , dafs Kinder über 14 Jahren, 
sowie Mädchen oder Frauen unter 21 Jahren wöchentlich an sieben Tagen, sei es 
ftiindigi sei es für eine bestimmte Zeit, sei es bedinguiit,'>\vcisi-, b.-si büHij^t werden. 

Di** kraft vor^tchrnHpn .Xb^.if/fs erla-ssenen Verordnungen haben ihnen in allen 
Fällen die Zeit zu wahren, weklie zur wuchcntlichcu einmaligen Beiwohnung der 
Feierlichkeiten ihres Bekenntnisses erforderlich ist, und ferner einen ganzen Ruhetsg 
auf je vieneehn Tage. 

Im Falle des Eintritts höherer Gewalt können die Inspektoren, Burgermelster 
und Gouverneure für sämtlicbt Iiulu^frirrn die Brsr hHftij^unj^ von Kindern, jugend- 
liciieu Personen unter 16 Jahren, sowie von Mädchen oder Frauen von über 16 und 
unter 31 Jahren an einem sidienten Tage gestatten. Von der Erteilung dieser Er- 
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laabnis haben sie den Minister zu benachrichtigen, in dessen Ressort die Gewerbe- 
poKiei gehört. 

Die Erlaubnis kann im Falle des Eintritts höherer Gewalt fita- mehrere aufein- 
aTidcrfolpinde und für höchstens sechs \VcK;heii VDm Minister auf den Bericht des 
Tiirp-^Utors erteilt werden , soweit Mädchen oder Frauen von über i6 und unter 
21 jaiireu in Betracht kommen. 

Art. 8. — In der Aoftbuns der BefiigniiK, welche ihm die Artikel 3, 4, 6 
und 7 übertragen, wird der Kön^ hören 

1. die Gewerbe- und Arbeitsräte oder die Abteilung dieser Rl(e> wdche die 
in Frage kommfnden Industrieen und Gewerbe vertreten; 

2. den ständigen Ausschufs des Provinztalrates; 

3. den Obersten Rat für öflentlidie Gewndheitapflege oder dne teciiniidie 
KiOntmiisioci, 

lEs haben diese ihr Gutachten innerhalb zwei Monaten nach der an sie er- 
gehenden hczäglichen Aufforderong abzugeben, widrigenfiüls ohne dasselbe ver- 

fohren wird. 

Die Verordnnngeit sbd in Monitear m vcröHeBlUdicn. 

AtL 9. — Vom I. Januar 189a an dOrfien Middie« nad Fhmen vnter ai Jahren 
bei den unterirdischen Arbeiten der Beigwerke, Gruben nnd Steinbrtche nicht be- 
schäftiget werdeti. 

Jedoch findet die gegenwärtige Bestimmung keine Anwendung auf Mädchen 
und Frauen, weldie vor dem obigen Zeitpunkt zu den genannten Arbeiten verwendet 
vmrden. 

Art. 10. — Kinder und jugendliche Personen unter 16 Jahren, sowie Mädchen 
und Frauen von über j6 und unter 21 Jahren tnüüsen im Besitze eines Buches 
(carnet) sein, welches ihnen von der Gemeindeverwaltung ihres Wohnortes oder 
mangels eines bekannten Wohnortes, ihres Aufenthaltsortes kostenlos ausgestellt 
wild, und wddies eaUiilt Ihre Za- und VormmcB, Tag und Ort ihrer Gebort, Uimi 
Wohnort, Zunamen, Vornamen und Wohnort entweder ihres Vaters nnd ihier Mutter, 
oder ihres Vormunde?. 

Dif* Bficher werden nach einem durch königliche Verordnung zu bestimmenden 
Muster angelegt. 

Die Auszfige ans den Personenstandsregistern und alle übrigen firferdemisse 
sttr Führung der Bücher sind kostenlos zu bewirken. 

Die Gesch.üftsinhabcr, Arbeitgeber oder Ge«ch;>:fl?;leiter h:iben ein Verzeichnis 
zu fuhren, welche« die im Absatz i des gegenwärtigen Artikels genannten Angaben 
enthält. 

Artikel 11. — Die Geschiftsinhaber, Arbeitgeber oder Gesdiiftdeiter sind ge- 
halten, in ihren Werkstätten fllr Jedermann lii&bar die Bestimmungen des gcgen- 

Wärtigon Gesetzes, die zu seiner Au.sführung erlassenen allgemeinen Verfügungen 
die i!ir<ni ( K wiTiwywrij^ .ingehciKJen besonderen Vorschriften und die Arbeitsordnung 
ihres iJotricb.s durch Anschlag bekannt zu geben. 

Dies leutere.Schriflstitek ist zu hinterlegen in der Kanzlei des Gewerbi^eridils 
im 2>dtretariat des Gewerbe- und AibeitsiMes and im Sdiretnriat der Gemeinde, 
tu welcher ihre Unternehmung gehört. 

Artikel 12. — I>ie Ausführung dr« jjegenwnrtijjen Gesetzes Wird duTcb Be- 
amte uberwacht, welche von der Regierung ernannt werden. 

Ihre Befugnisse werden durch königliche Verordnung festgesetzt. 
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Artikel 13. — Die kraft vorhergehenUeu Artikels emauuten Beamten haben 
frden Zutritt «v den im Artflcel 1 IwiddiiieteB UntcnelmmiigcD. 

Sie könnm die EiMiditnahnie verittiga der Bfldicr und des Vmfirhiltwftt, 

wie sie Artikel 10 vorschreibt. 

Die Ocschaftsinhaber, Arbeitgelx-r, ^'rschäftsleiter, Aufseher und Arbeiter sind 
gehalten, den Inspektoren die Auskuuitc zu erteilen, welche sie zu dem Zwecke 
fofdfltn, tidi der Beobachtung dei G««cties m yenidum. 

In Falle der Übcrtvetnng des Gesetzes fertigen die Inspektoren Protokolle, 
welche bis zum Beweise des Gegenteils gelten. 

Eine Abschrift des Protokoll«; ist innprhalb achtuiulvierzig Stunden dem Ztt- 
widertumdelndeii auszuliändigeii^ wiriris^cnfalls dasselbe seine (Geltung verliert. 

Artikel 14. — Die Geachäftainiiat)er, Arbeitgeber, Direktoren oder Gescbaftsleiter, 
weldie den VoitcJuifien des gegenwärtigen Gcteties and der su seiner Aasllbmig 
erlassenen Verordnnngen wissenHidi entgcgeniuuiddn, werden mit einer Geldstrafe 
tron 26 bb 100 Franks bestraft. 

Die Geldstrafe findet so vielmal Anwendung als Personen im Widerspruch mit 
dem Gesetze oder den Verordnungen beschäftigt wurden, wobei jedoch die Strafen- 
smiroe lodb Fmnks nidit flbeistsigeB darf. 

Im Rttckfidle inneitelb swdlf Moaiaten von der voHieifdienden yenvteitung an 
werden die Strafen verdoppeltt ohne dafs die Gesamtsonme der Geldstrafen 
aooo Franks überschreiten darf. 

Artikel 15. — Geschäftsinhaber, Arbeitgeber, Eigentümer, Direktoren oder Ge- 
scbaftsleiter, welche der kraft gegenwärtigen Gesetzes eingerichteten Beaufsichtigung 
HIndemiaw bereiten, weiden mit Geldstrafe von ^ bis too Fhmes bestmft, unba» 
•chodet^ gegebenen Falles, der Anwendmig der durdi Artikd 369 bis 274 des Code 

p^al angedrohten Strafen. 

Im Rückfalle innerhalh zwölf Monaten von der vorhergehenden VemrteUong 

an wird die Strafe verdoppelt. 

Artikel 16. — Die Gcschäftsialiaber sind Mvilrechtlich haftbar tur die Zahlung 
der gegen One Dif A toten oder Gcsehlftsidter ansgesproclieDen Strafen. 

Artikel 17. ~~ Mit Geldstrafe von i bis s$ Franks werden bestraft der Vater» 
die Matter oder der Vormnnd, weiche ihr Kind oder Mindet entgegen den Vor« 

Schriften dieses Gesetzes zu arbeiten veranlafsten oder arbeiten liefsen. 

Im Rückfalle innerhalb zwölf Monaten von der vorhergehenden Verurteilong 
an, kann die Strafe auf das Doppelte erhöht werden. 

Artikel 18. — Unter Abweichung von Artikel too des Code p6nal, Anden 
Kapitd Vn nnd Artikel 8$ des L Baches dieses Code Anwendung anf die durch 
das gegenwirtige Geseti v o rges eh enen Znwiderlisndlongen. 

Artikel tg. — Die dflendlehe Klage ans dner Obeitretang der Vorschriften 
des gegenwärtigen Gesetzes verjährt mit Ablauf eines Jahres, von dem Tage an 

gerechnet, an welchem die (;bcrtretung begangen wurde. 

Artikel 30. — Das gegenwärtige Gesetz tritt ein Jahr nach seiner Poblikatkm 
in Kraft. 



AUe drei Jalue hat die Regierung den Kammern Aber die Ausfthnmg nnd dln 
Wirkungen des Gcaetscs Beridit sn eislatten. 
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Artikel 21. Was die niasindusfrie betriff, so kann die Reffierung auf den 
Bericht der luspcktoren und ständtgea Ausschässe die Anwendung des Gesetzes 
um ein Jahr hinausschieben. 

Wir veikOwleti hienalt du cegenwSrtige Goeti und befehleo, ei init den 
Sfaitmingel vendieii und dnidi den Monitenr verftfiinüiciht «reide. 

Gegeben zu Locken, am 13. Dezember 1889. 



Im Namen des Königs: 
Der Jnstizminister 
Jules Le Jeune. 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Gewerbe und öflentlicbe Arbeiten 
L^on De Brnyii. 



Leopold, 



Mit dm StaalMiegttl veneben: 

Der Justizminister 
Jalcs Le Jeane« 




MISZELLEN. 



„SOZIALISMUS UND KAPITALISTISCHE 
GESELLSCHAFTSORDNUNG.*« 

I. ANTWORT AUF DIE KRITIK PROFESSOR 
WERNER SOMBARTS. 0 

VON 

PROF. JUUUS WOLF (ZÜRICH). 

Mit Be/iug auf die im V, Bande dieser Zeitschrift enthaltene Kritik 
meines Buches „Sozialismus und kapitalistische Gesellschaftsordnung" aus 
der Feder Henn Professors Sombart habe ich folgende obJdEtiTe Fest* 
steUongen za machen: 

1. Herr Sombait bdcäupft die Anoidnung und den Gegenstand der 
ersten «wei Abschnitte des Buches. „Worauf es ankommt", meint er, 

„kann beim iftrigen Statidfunsorf< Wi-v-c.-n'^ vom Wesen der iPoifialcu Ideen' doch wohl nur 
das sein, erst einmal ihnen scluurt crl^enntniskrilisch uul dcu Leib zu rucken, duna 
deai Zottmmenhng dieser ,tdeeD* mit der Entwiekehuig der diBttaelilidie& Vei«. 
hältnis'^e nachzuspüren, um daraus vielleicht einen Aufschlufs m fjewinnen über die 
Bedeutoog dieser ^deen' für den Gang der geselUchaftUchen £ntwickelung, oder 
bodi "voiBiditiger uagcdrAck^ für uwre Brkenntiiis toa. dieser EatwidMlung.'* 

Hierüber midi ausoilassen, habe ich versäumt Was idi bringe 
sei ebenso unkkr wie ttbeifllta^.. Gegenstände meiner Darstellmig smd 
nämlich gewesen: i. die Entwidcelting der altruistisrhen Ideen ; 2. woher 
diese Kntwickelung jeweils angeregt worden; 3. der lieutige IdffiMtfandi 
sowie der Streit, der um sie geht. 

2. Aus Herrn Sombarts Kritik „scheiden" der erste, zweite, fünfte 
Abschnitt „aus*', weil, wie er sagt, „er keine Vorstellung uavuu eihaltcn 
habe*", „was aUes in diesen Abschnitten abgehandelt worden ist^. Herr 
Sombart hat aber, was er so ausdrücklich nicht erklärt, nicht diese diel 



*) Vgl Archir fftr «ausk GetetigdMUig a. Stetittik. Bd. V, S 4«7 ^ 
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Abschnitte r\11ein, sondern auch meine Kritik der kapitalistischen Wirt- 
schaftsordnung im vierten Abschnitt „ausgeschieden'* (S. 393 — 566, das 
heifst die 'l'heorie der Arbeit, der Arbeitseinkommen — Erfindi-rlnhii, 
ünternehmerlolm, Arbeitslohn — des Kapital/Juses, der Rente; die Er- 
örtenmgen zur Emkommeoslehre im allgemeinen, die Geschichte der 
Gfols- und Kobssalveimögeii; die ziisammeitfiBseode Systematik der Ein« 
kommen nach ihrer Berechtigung etc.). Er geht mit keinem Worte auf 
irgend eines dieser Kapitel ein, trotzdem sie, wie oben der Titel des 
Buches besagt: „Sozialismus und kapitalistische (iesellsc hafts- 
ordnung", den Kern des zweiten Theiles bilden, und trotzdem Herr 
Sombart zu Beginn seiner Kritik dieselbe im Namen der ,,\\ issenschaft" 
(S. 4S8: „Unter sothanen Umständen wird auch die W issenschaft ge- 
zwungen, sich mit dem Buche zu beschäftigen") aufzimehmen erklärt. £r 
nennt «war in seiner Kritik auch diesen „dieoretischen Abschnitt des posi- 
tiven Teiles" und meint kunnvegt ich lehre daseltist, dafs ,^otre monde 
est le meOleur monde des moiMles possibles**. Dos ist aber nicht richtig 
wie schon aus meiner Gliederung der Einkommen hervorgeht. Ich 
unterscheide zum Schlufs des Abschnitts sieben Einkommenskategorien 
von a1>steigender Berechtigung: i. Einkommen aus Arbeit, 2. Kapitalzins, 
3. tvonjunkturaleinkommen, 4. Rente in engerem Sinne, 5.. 6., 7. Beute- 
einkomracn. ich habe unter aiuierem aucli von diesen Beuteeinkomnien, 
die in un.serer Gesellschaft realisiert werden, überaus detaillierte Schilde-' 
rangen gegeben. Ich habe ttbeiall das Kind bei seinem Namen genannt 
Es ist. aber deutUdi für jeden, der sehen will, dafs aus dieser Gliederung 
der Einkommen sehr weitgdiende Fordenmgen an die sociale Reform 
(die im zweiten Bande zu entwickeln sein wird) hervorgehen. DavoOf dafil 
ich lehre, wir leiten in der 1 > e s t e n der \\' e 1 1 e n , ist aber keine Rede. 

Ich habe vorhin erklärt, dafs Herr Professor Somhan diesen Ab- 
schnitt überschlagen hat. Das geht nicht ntir daraus hervor, dafs er 
mich hier eine gnmdsätzliche Auffa-ssimg vertreten läfst, die gerade aus 
diesem Abschnitt sich am besten widerlegt, sondern audi aus seiner sehr 
duichsiohtigen Erklärung, nachdem er ausgesprochen, ich sei jener 
mcHleme Mtnchestennann: „Fem sei es von uns, den Verfasser auf der 
Suche (sie) nach Argumenten fUr diesen Sats Schritt für Schritt 
au= -verfolgen (sie)". Herr Sombart hat mich auf der Suche nach 
Argumenten für diesen Satz, soweit diese Argtimente in dem ,, theoretischen 
Abschnitt des jxjsitiven Teiles" liegen sollen, nicht nur nicht „Schritt 
für Schritt", sondern überhaupt nicht verfolgt; er hat keine der Thesen, 
die ich hier bringe, aufgegriffen, und wenn er schlieisUch bei „genauem 
Zusehen" tm€k 'Hieoreme aufgetrieben (sie) zu haben vorgibt, die ich b 
diesem tiieoretisdien Abschnitt bringe, so ist dies SelbsttSuschnng, inso- 
fenie, als sie sich, jene -Theoreme, in dem beanstandeten (nach ihnen 
beurteilten) Abschnitt gar nicht finden, sondern in dem vorangegangenen 
(statistischen), Uber den Herr Sombart kunweg, ohne auch nur „xwei 
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Theoreme*' herauszuheben» den Stab gebrochen hat, da ,^eiie Momente 
hier.kaum geltend gemacht werden/* 

'S- In den etwa 200 von insgesamt 620 Seiten des Buches, die Hcit 

Sombart /um (»egenstand materieller ik-s])ie( huug macht, ist Min !nir 

insbesondere die Kritik des Sozialisnuis f(elicfert. Sie stcUea also das 

erste Hauptstück meiaes» Buches dar. Üiese Rntik ist nach Herrn 

3ombart ebensowohl in ihrer Anlage, wie im I>etail verfehlt. Ich werde 

liier zuerst die Detail'Aussetitmgen ins Auge fassen. Ich hatte an der 

Hand der Ziffern der EinkomineDstatistik verschiedener Länder gezeigt, 

dafs der Mittelstand, di© mittleren Schichten der Bevölkerung, nicht im 

Schwinden, sondern in Zunahme begriffen seien. Herr Sombart wendet sich 

hiegegen und zwar zunächst gegen die Bedeutung» die ic:h den englischen 

Ziffern gebe, mit folgenden Worten S. 492): 

ttFemer ist aber eines hier gauz und gar von Wolf übersehen — leider wieder 
die Pointe 1 — dafs der «Mittelstaad' nach dem Einkommen ein Ttflli; verschiedenea 

Ding von dem »Mittelstand' in ökonomischer Hinsicht ist, aul' <lt ti es doch 
hier allein ankommt Wenn beispielsweise an dio Stolle von HamhviTlxrm I.at^er- 
iohaber, Contre-Maitre (sie) in Fabriken, Kommis in Baukhaib>crn oder Verlcaufs- 
■Mgaainen mit gleiohem Einkonnea getreten wlreat so wlre trots Bbkomnea- 
•tetistik der ,Mittelttaad* iaudkonomisdiea Sinne, den WolfimAugr hat, .zerbröckelt.*** 

Hierauf ist zu erwidern, dafs meine Ziffern in der That den Mittel- 
stand Ijetreffen, um den es sich nach Herrn Sombart handelt. Niemand 
anders als Karl Marx hat in seinem , .Kapital" die l)etreti'enden Ziffern 
der Rubrik I) der englischen t^inkommensteuerstatistik, auf die ich mich 
berufe, als beweiskräftig erklärt. Er hat aus der Entwickelung, die sie 
«flhrend eines Jahres zeigen, die Zentralisation des Kapitals abgeleitet, 
idi aus der Entwidcelung während 36 Jahren die DezentraUsation. Marx 
erklärt in seinem „Kafntal" (3. Auflage I S. 669): „Die Zentialisation 
wird man jedoch am besten ersehen aus einer kurzen Analyse der 
Einkommensteuer fiir Rvibrik D (Profite mit Ausschlufs von Pächtern 
usw.)". Diese Ziffern der Rubrik 1> habe ich gebracht. Professor Sotnhart 
in seinem Fifer erklart, ich habe damit „leider wieder" „die Tuinte" 
übersehen. iJaiui mufs auch Marx ,.leider wieder" „die Pointe" übersehen 
haben. Herr Sombart macht mir noch zum Vorwurf, dafs ich die Ziffern 
der Rubrik C und die von Rubrik D Parts II nicht geliefert habe. 
Dieser Vorwurf zeigt, dais Herr Sombart die Tabellen der englischen 
Einkommensteuer-Statistik nicht kennt. Denn die detaillierte Ausscheidung 
nach Einkommenklassen erfolgt fiir die Rubrik allein, für die ich sie 
geboten habe. Au< h Mr\r\ hat Schedula C (\ermullich auch Parts U 
von Schedula I), ich konnte ^einc Ziffern nicht nachprüfen) nicht berührt, 
und die Ziffern, welche et .m^ Kul nk V) brachte, als jene, auf die es 
gerade ankommt , be^ieichnct. Herr Sombart erklärt schliefslich , die 
Zahl der Zensiten in den euuelnen Einkonunensklassen später gegen 
Irtther ad nebensädiUcfa. Diese Zahlen ,theweisen gar nichts*'. Ich habe 
sie aber allein mi^^teilt. Zu letzterer Bemerkung wieder i. die ErklüruQg, 
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dafs ich alles mitgeteilt ha1)e, was ich in dieser Beziehung in der eng> 
lischen Einkommenstatistik vorfand. Sodann 2. dafs es meiner Auffassung 
nach für die soziale Kntwickelung doch etwas, ja ziemlich alles Beweis* 
bare 1)e\vei>e, wenn 1843 88 000 l'ersonen aus „Profit mit Ausschluls 
von Pächtern usw." Kinkoniincn von 150 bis 500 Pfund Sterling be- 
zogen, 1879/80 aber 275000. Herr Sombut erkUbrt nur die Summe 
der Eink<nmiien, die die einzelnen Klassen iküher gegen jetzt besogen, 
und den Kopf betrag des Einkommens als diaraktexistisch; tdi bin völlig 
entgegengesetzter .\nsicht und erlaube mir, hiefür unter anderm auf die 
Antwort, die ich der Sii^erschen Kritik in Conrads Jahrbüchern meines 
Buches gegeben habe, 7\\ verweisen, abgesehen davon, dafs es meiner 
Auffassung nach unter allen Umstanden einer sehr weitgehenden Ab- 
straktion von allem Thatsachlichen bedarf, um eine Verstärkung des 
Mittelstandes, wie die oben genaiuiten Ziffern sie aussprechen, als nichts 
(,,gar nichts", sagt Sombart) beweisend zu bezeichnen. 

4. Die nächste Aussetzung Professor Sombarts lautet: „Wolf findet 
sogar das eherne Lohngeaetz, wenn audi nidit den Worten, so dem 
Inhalte (richtiger dem Effekt) nach bei Marx wieder. Nun läfst sich 
kaum eine schiefere Auffassung denken*'. Man vergleiche hiezu folgende 
Aufserungen ans einer Artikelserie von Bernstein , auf die auch Herr 
Sombart i>u;h beruft, und welche seiner Zeit, als die deutsche Sozial- 
demokratie das Lassallesche Gesetz zu Gunsten des Marxischen fallen 
lie&i diesen Übergang wissenschaftlich zu rechtfertigen hatte. £s hei^ 
daselbst (Neue Zeit 1891, S. 534): „Das Lohngesetz der modernen 
kapitalistischen GrofsiNrodukti<m ist schlimmer als ehern*'. Und 
erläutert wird dies damit, dafs zeitweilig wohl der Arbeiter zu besserem 
Lohn gelange ( in Zeiten des volkswirtschaftlichen Aufschwungs), aber doch 
nur, um in der folgenden Krise umso tiefer herabgeschleudert zu 
werden, \\ohl, Marx und Bemstem verwahren sich dagegen, in dieser 
Darstellung eine Verwandtschaft mit dem Lohngesetz I^ssalles zu 
Sehen. Ich habe diese notiert und war anderer Meinung I Auch Lassalle 
hat eine „Elastizität" geltend gemacht, nur sie anders abgeleitet, nicht 
aus einem Zuviel mit darauf folgendem Zuwenig der Waren pfoduktiofi, 
sondern einem Zuwenig und darauffolgendem Zuviel der Menschen- 
produktion. Dafs Marx und seine Partei aber inhaltlich an einem 
ehernen Lohngesetze (ich sagte nicht: an dem ehernen Lohngesetz 
l,assalles) festzuhalten geneigt sind, trotz gelegentlicher Zugeständnisse, 
wolle Professor Sombart insbesondere folgenden Worten entnehmen, mit 
welchen der von ihm zitierte Bernstein ^cmcr der literarischen Führer 
des Sozialiamiis) seine Artikel über das Maraciadie Lohngesetz schliefst 
(S. 605): „Wir haben gesehen, wie infolgedessen ein stets vorhandenes 
und in Zeiten der Krisen riesenhaft anschwellendes Heer von Arbeit»- 
losen geschaffen wird, das die Unternehmer in den Stand setz^ auf die 
jeweilig Beschäftigten einen Druck auszuüben, und das von Jtfhr zu 
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J a b r die Möglichkeit , Lohn erho Hungen durchzusetzen , vermin- 
dert, die Möglichkeit, Lohnher absetsuDgen durchzuführen, erhöht**. 

Sollte darnach in der That kaum eine „schiefere AulTassiing^ denk- 
bar sm als die mme, weldie im Manischen Lohngesetze das Lassallesche 
eherne wieder aufleben sieht? — Daft vom Marxismus zeitweilig die 
Besserung in der Lage der Arbeiter zugegeben wird, weifs ich so gut 
wie Herr Sombart; was ich !)chaii])tet habe, war auch das allein, dafs 
die'^cs Zupestiindnis, wenn es für die Majorität der Arbeiter ausge- 
^proeheii werde, uiit der Marxischen Theorie, trotzdem sie sich noch 
eine weitere (von Sombart vorgewiesene) Mintertiiiir offenläfst, in Wider- 
spruch steht, wenn es nur für eine Minorität gelten soll, wenig 
bedeutet. Läfst sich dieser Widerspruch nun etwa schärfer heiausaibeiten 
als in jenen Schlufsworten Bernsteins?! womach die „Möglichkeit, Lohn« 
erhohungen durchzusetzen, sich von Jahr z« Jahr vermindert, 
die Möglichkeit, T-ohn h era b s e t z u n gen herbeizuführen, sich von Jahr 
zu Jaht c h (3h f y \N'ohin mufs diese Kntwirkclung bei immer rascherer 
Wiedel k«^ii der Krisen führen?! Man vergleiche auch folgende Cha- 
rakteristik des Marxischen Lohngesetzes von anderer Stelle: „Wodurch 
umoscheidet sich also," fragt die Berliner Volkstribttne, eines d«r leften* 
den Blätter der Partei (8. November 1890), „Marx* Theorie von der 
Lassalles? — Dadurch, dafs Jener — auf ThatsacheUp nicht auf 
Dogmen bauend — bei seiner Untersuchung die Existenz der ständigen 
industriellen Reservearmee nie aus dem Auge verliert", „Weil" — fährt 
unser Zeuge fort — „diese Reser>'earraee stets vorhanden, darum wird 
auch nicht einmal das F>xistenzm in i inn in der Arbeiter garan- 
tiert", „Da die Besitzer der .Arbeitskraft mit ihrem Angebot die Nach- 
frage fast stets übertreffen, und übertreffen müssen, können die Preise 
ihrer Ware (Arbeitskraft^ unglaublich gedrückt werden und dauernd 
tief unter den Wert herabgehen. Mit anderen Worten: die Löhne 
reichen meist zur Produktion und Reproduktion der Ar1)eit.skraft nicht 
aus. Der Arbeiter stirbt eben vorzeitig, weil ihm die Erhaltungsmittel 
seiner Ware, Arbeitskraft, nicht hinreichend zugeführt werden. Das 
K \ i s t e n / m i n i m um ist ihm — auch in längeren Perioden — 
nitht garantiert". Und weiter: ,,Indem Marx die wirklichen 
Bewegungen des Arbeitsmarktes genau verfolgte, kam er zu einer 
Theorie, welche die Hoffnungslosigkeit der Arbeiterklass^lage mit 
noch viel schärferer Evidenz als Lassalles ehernes Lohngesetz 
hervortreten läfst". — Ks wird immer deutlidier: ich ^ue dem Marxismus 
bitter Unrecht; ich habe eine Auffassung ausgesprochen, wie sie sich 
„schiefer kaum denken" läfst, indem ich aiu h sein Lohngesetz ein ehernes 
nannte! Sorabart fährt an.schliefsend aber fort: „Wolf übersiebt nm wieder 
die Hau])t-sarhe". „Dafs es nämlich vor allem darauf ankommt, die 
Arbeiter nach Kategorien zu unterscheiden, zu prüfen, ob der l on- 
tehritt altgemem oder etwa anf eme Aibeiteraristqknüe beschränkt war. 
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Diese Sonderung nimmt Wolf an keiner Stelle seines Buches vor". Soviel 
.Worte, soviel Irrtümer. Sollte Herr Soinl)art etwa aueh dos Kapitel 
,,Zur Geschichte des enf^lisrhen .\rl)eiters'' nicht gelesen hal)en? Ka- 
pitel B des Teiles 11 des dritten Abschnitts). Was sage ic-h doch 
dort? (S. 192.): 

Seitdem Hemers ub«r diese Dinge schrieb, ist ftbrigens noch weiteres Materiil 
MT Beurteilung der Frage beigebracht worden. lui Einklang aber mit Rogers ge- 
winnt man aus demselben <I< n Kiiulruck. dafs der in'iustrici'llL- Arbeiter vom !and- 
wirtschaftiichea wohl zuuntcrscheideu und weiterhin noch diese Einteilung 
in der Weüw 10 spexiftliticren ist, daft maa auae iuandcThMlt: t. qnali- 
fixierte (gelente), darum auch personlich wohl befähigte Lohnarbeiter im (^icwerbe 
wohin dann insbesondere auch »He Handwerker 'gehören: 2. unqualifiziert** nflcr 
minder qualifuicrtc industrielle .Vrbctter; 3. kuidwiruchatüiclie Arbeiter." Ich Lege 

nun die Eutwickelung der Veiliiltnisse fiir jede dieser Arbdterkategorien 
dar. Nach Sombart findet sich die Sondening „an keiner Stelle meines 
Buches" (sie). Ich hfd)e darum nur wieder (sie) <üe Hauptsache über- 
sehen»! 

Diese .\ufserungen Herrn Sombarts sind um so seltsamer, als er kurz 
darauf mit Bezugnahme auch auf diese „Geschichte des Englischen 
Arbeiters" 

5. mir den Vorwurf macht, das Material, dius ich beii>riuge, „uiu 
die Zunahme der Wohlhäbigkeit insbesondere der englischen Arbeiter 
wahrscbeinHchau machen", verblüffend dürftig." , »Einige Zahlen 
aus der Konsiunstatiatik, Daten über die Sparkasseneinkigen, Ziflfem aus 

der Armen-, Verbrecher- tmd Sterbestatistik und einige Auszüge aus 
Rogers Werk — voilä tout . . . Ein Buch beispielsweise wie das von 
Charles Booth über Labour nnd lifc of the people scheint ihm i^anz un- 
bekannt zu sein." Wieder mufs irli erklären, dafs, was Heu Soniiiart 
hier über mein Buch aussagt, da.s allgemeine Urteil über das^lbc zu 
mifeleiten geeignet ist Meine Statistik mag immer noch diü-ftig sein. 
Aber sie ist ungleich reidihaltiger als die irgend eines andern, der den 
Gegenstand b^er bduindelt hat. Idi biete nicht peinige Zahloi" aua 
den verschiedenen statistischen Gebieten, sondern verfolge die Entwick- 
lung überall fUr 30, 40 und 50 Jahre, soweit zurück sie iibcrhaupt er- 
langl'T w;iren , und verbreite mich sehr eingehend über den Wert der 
Ziffern auf Grund der Einwaiide , die bis dahin gegen den Gebrauch 
derselben (insbesondere von SchippelJ formuliert worden waren. Seitdem 
hat man andere geltend gemacht 

Ich biete auch femer nidit einige Auszüge aus dem Rogensdwn 
Werk, aondeni sudie den Succus der ganzen Rogeisschen Untersuchung» 
die sich auf sechs Jahrhunderte eistreckt, zu ziehen, tmd entwickle 
femer die spezielle, sehr eingehende Geschichte des englischen Baum- 
wollarbeiters 'auf Grund insbesondere der .\rbciten Ellisons, des besten 
Kenners dieser Verhältnisse), verarbeite l'oynbee, l'ooke und Xewmarch» 
die Protokolle der London« Remimeration Conference von 1S85 und 
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noch eine Anzahl anderer Schriften, die namentlich genannt sind. Herr 
Sombart neniit noch andere, die icli hiitte benützen sollen. Aber es 
sind lauter Zustand ssrhildennigen für kleine Gebiete. Für meinen 
Zweck, wo es galt, die Entwicklung nai.h/.uweisen, waren sie nicht 
zu gebrauchen. Schliefilich erkllit Sombaft: „Ein Budi beispielsweise 
wie das von Chailes Booth Uber Labour and life of the people scheint 
ihm gaii2 unbekannt su sein." Ich habe das Buch in der „Geschichte 
des englischen Arbeiters" in der That nicht gebracht, weil nicht ge- 
braucht. Dafs es mir aber nirht so ganz unbekannt war, wolle Herr 
Sombart aus Seite 309 meines Buches ersehen, wo Ich es in gesj)errter 
S( hritt zitiere. Herrn Sombart ist olYenbar diese Stelle so gut entgangen, 
wie vorhin der Umstand, dafs meine ganze Geschichte des englischen 
Arbeiters jene Sonderung der Arbdterkategorien «ir Gnmdli^ hat, von 
der Herr Sombart meint, idi habe sie an keiner Stelle meines Buches 
voigenommen. 

Für die Frage aber, inwieweit meine Statistik beweisend ist, beziehe 

ich mich auf die seitdem erschienene Arbeit Howells, einer der ersten 
Autoritäten bei Beurteilung englische Arbeiterverhältnisse, über das 
Schlagwort „ The rieh richer, the poor poorer" im The cooperative wholesale 
societies Almanac 1892, wo Howell auf (irund ähnlicher Ziffern und 
Studien /.u genau den gleichen Krgebnissen gelangt wie ich. l'brigens 
ist hier ein erste^> und letztes Mal Sombart ein ZugestäJidnis zu machen. 
Einfuhrziffem fttr die Artikel* die auch Gegenstände der Inlandsproduktion 
smd, hätte ich besser weggelassen. Wenn Sombart aber im spezidlen 
tadelt, vom Fleischkonsum berichte ich nichts, so veiweise ich auf 
meine Bemerkung (Seite 170): 

., Speziell für die tierischen l'rcKluktr mag dn nun aosdrücklich verzeichnet 
sein, tlafs auch Ihre Inlandsproduktion im Laufe der Zeit nicht zuruckgegaagm ist, 
die Einfnbr abo nicht etwa bernleii war, Lflcken der Intaiidsprodiiktion aaanfUkft 
(vergleiche die Zu.<;atnmrnstcllungen über frühere and gegenwärtige Vichbc.'^tande 
in Malhalls Dictionary S. lo8. Auch die GewichUzonahme pro Viebstück ist in 
Betracht zu ziehen). Unbedingt genaue ZifTem Aber die Inlandsproduktion liegen 
allerdings nicht vor. (Beiläufige Daten vergleiche noch bei Jiunes I^ng, Our meat 
supply im Cooperative wholesale Societies Anmml 1891 und bei l'a;i' ' . F i' .vicke- 
lung der britischen T, and Wirtschaft in Conrads Iiihrhurhern 1892)." .•^nnibart 

wendet sich gegen die Beweiskraft tler englischen Sjjiu küsse n- 
Statistik. Denn — man höre! In Osterreich seien nur 14^0 der Ein- 
leger in die Postsparkasse Arbeiter. Dem gegenüber kann ich nur 
wieder — so traurig es ist, immer wieder bereits Gesagtes wiederholen 
zu müssen — auf den Text meines Buches verweisen, wo es heilst 
(S. 173^: 

..Diesen insgesamt 5279000 englischen Sparkasse-Einlegern steht nach der 
jüngsten Volkszählung von 1891 eine Gesamtzahl der Familien von 6 146 901 
gegenüber. 1889 war die Zahl selbst>-erstäBdlich etwas kleiner." „Wenn aiut 
aber avf etwa» aber 6 MiUionen FamUien 5279000 Sparkasse-Einleger kommen, 
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so mufs doch wohl der Arbeiterstand unter den Einlegern nicht so ganz imver* 
treten sein.'* — 

6. „Vielleicht das heiterste Quid pro quo ist Wolf bei Wida'legung 
der Marxtschen llieorie von der industriellen Reservearmee 
passiert. Der Leser wird s nicht glauben, wenn ich ihm sage, tiiiser Autor 
nehme an, Marx Iclui-, dafs nach Einfiihning der Maschinen al)Solut 1 1) 
nicht mehr Arbeiter als zuvor beschäftigt wurden " — Man vergleiche 
hierzu folgende Darlegung des Marx (I Seite 662), nach Wolf Seite 269: 
„Je grö£>er der gescllschafiHche Reichtum, das funktionierende Kapital, 
Umfang und Energie seines Wachstums, also auch die absolute Gröfse 
des Proletariats und die Froduktivkraft seiner Arbeit, desto gröfser 
die tndustrielleReservearmee. Je gröfser aber dieseReserve- 
armec im V'erhältnis zur aktiven Arbeiterarmee, desto 
massenhafter die konsolidierte Übervölkerung. Je g r ö fs e r endlich die 
Lazartisschirhte der Arlieiterklasse und flie industrielle Reserve« 
arniee, de^sto gröfser der offizielle Pauperismus. Dies ist das ab- 
solute allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akku- 
m u l a t i o n." 

Hier ist dreimal hinter einander das Wachstum da- industriellen 
Reservearmee mit wachsendem, funktionierendem Kapital ausgesprochen. 
Und swar das Wachstum über das Verhältnis des Wadistums der aktiven 
Arbeiterarmee hinaus. Auch auf der folgenden Seite wird dies fes^e- 
halten: ,,Die Arbeiterbevülkerung wächst stets rascher als das Vcr%ver- 
tungsbed u r fn TS des Kapitals." Darnach mufs eine absolut immer 
gröfsere Zahl Arbeiter verfügbar werden. Wächst das Wrweriungs- 
bedürfnis de^ Kapitals um 4, so wächst nach Marx die Arbeiterbevül- 
kerung um 5 oder 6^ die bestehende industrielle Reservearmee erhält 
also neuen Zuzug. — Man sidkt, wie „heit^' das „Quid pro quo** ist, 
dem ich zum Opfer fiel. 

In Parenthese mag envähnt sein, dafs, wenn von Marx nicht mehr 
als ein Sinken der Arbeiterzahl im Verhältnis zum „konstanten" Kapitals- 
teil festgestellt würde, damit i. für das notwendige Vorhandensein einer 
industriellen Resenearmee gar nichts bewiesen, 2. eine jedermann be- 
kannte und einer weiiläuiigen theoretischen Beghuiduag nicht bedürftige 
Thatsache ausgesprochen wäre. Marx ist darum in der That der Auf- 
fassung gewesen, dafs „die Reservearmee im Verhältnis zur aktiven 
Arbeiterarmee" gröfser werde, und dieses ist in meinem Buche als falsch 
nachgewiesen. Herr Sombart verfolgt den Gedanken des heitern quid 
pro quo ttbiigens noch weiter, mit Worten, die hier gleichfalls angeführt 
zu werden verdienen : „und nun beurteile man den Wert des vorliegenden 
Werkes, dessen Autor sieh die Bckrim])fimg des Sozialismus zur A'ifi: i'>e 
gemacht hat uiiü in diesem Sozialismus die Theorie von der industncilcu 
Reservearmee als den .Kernpunkt' ansieht!" 

7. Herr Sombart wendet sich (zuletzt unter den speziellen AiLS- 
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set/imgcn, die er mir macht 1 gegen eine (irundrententheoric und eine 
Werttheorie, che ich beide jedocii uur skizzenhaft in meinem Buche als 
die von mir acceptierte mitgeteilt habe. Er richtet an mich zunächst 
die Frage, ob ich nicht wisse, „dafs der Teil' der Ricardoschen Grund- 
rententheorie, der behauptet, dafs in ihrer historischen Entwicklung 
die Landwirtschaft von besseren m schlechteren Böden übergeht, oder 
wie es Wolf selbst (Seite 373) geschickt (wie freundlich! niisdritckt: 
,die Thatsache der abnehmenden Fertilität /.'.isät/lich in die Wirtschaft 
einbezogenen Landes* längst widerlegt ist?" Ich kann auf diese Frage 
niu" mit einem Nein antworten, dafs ich nämlich in der That nicht wisse, 
dieser leil der Ricardoschen Theorie sei „laugst widerlegt", und zur 
Vefdeutlichung meines Standpunktes flihre ich das Wort J. St Mills an, 
welcher meinte, „daft nur Wenige der Grundrententheorie ihre Zustim^ 
Aung veisagt haben, aufi« wenn sie dieselbe nicht völlig verstanden 
haben." — Ich will hoffen, dafs es mit dem Wenigen, das ich zur 
Werttheorie Xeiies beigebracht habe, ebenso gehen werde Jedenfalls 
hat Herr Sombari ineine 'ITieorie völlig mifsx erstanden. Er zitiert nach 
mir (Seite 497 : „Der Kostenwert liezeirlmet den an eine Sache zu 
wendenden Aulwand, der Leisiungswert den von ihr ausgeiienden Effekt," 
und Aigt bei: „Ubosetzen wir die Theorie des Verfasseis ins National* 
ökonomische, so ist der Kostenwert nichts anderes als der Tausch«, der 
Leistungsweit nichts anderes als der Gebraudiswert." Daraufhin wird 
meine Theorie wiederlegt und die Kritik mit ilen Worten geschlossen: 
„Und ntm zweifle einer noch daran, dafs es die nationalökonomische 
Wissenschaft heutigentagcs herrlich weit gebracht. " Nun ist aber weder 
mein Kostenwert der Tausc hwert . noch mein 1 -eistungswert der Ge- 
brauchswert. Wie sehr Herr Sombart midi miisverstaiulen hat und wie 
wenig ihm das Milsveiständnis naheliegen mufste , gclit wohl aus der 
meiner £rwühnung von Kosten- und Leistungswert folgenden Äufsetung 
hervor, wonach der wirtschaftliche Fortschritt nichts anderes sei als die 
möglichste Erweiterung des Abstandes zwischen Leistungs- und Kosten- 
wert, möglichste „Herabdrückung des letzten (Kosten-) unter den 
ersten" (I.eistungswertX Sollte ich nun in der Thnt bilxn meinen 
können, der wirtseliaftlu hc l'ortsc hi itt bestehe in der H( i 1 >druckung des 
Gebrauchswertes unter deu l aust hwert, und nicht vielmehr, wenn von 
Tausch- tmd Gebrauchswert hier überhaupt gesprochen werden soll, in 
der Herabdrückung des Tauschwertes unter den Gebrauchswert?! Dafa 
die letztere, also die der Auffassung Sombarts diametral entgq;engesetzte 
Deutung der meinen erheblich näher kommt, zeigt schon der eben an- 
gefiihrte Passus. Nun führe ich aber die Erörterung noch weiter tmd 
gebrauche Kosten- und I eistungswert dutzendenial in jenem der Sombart- 
srhen Untorlegung entgegengesetzten Sinne; das hindert Herrn Sombart 
nicht, sein Miß.verstiindnis anzuspinnen und das Unmöglichste von meiner 
Theorie zu behaupten (wie : „.Vpfel minus Birnen gleich Obst" I). Nach- 
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dem er mich derart glücklich ad absurdum geführt hat, folgt jener Schlufs- 
sat/ der Kritik, der lu den einleitenden Worten: „Unter sotbanen Um- 
ständen wird auch die WtaBenschaft gezwungen etc.'* das Gegenbild ist 
,,Vnd ntin zweifle dner noch daran, daft es die nationalokmioinische 
Wissenschaft beutigentages herriich weit gebracht hat!" — 

Ich bin bisher allen Aussetzungen nadigegangen, die Herr Sombart 
mir im einzelnen macht. Aber schon zu Beginn setner Kritik läfst er 
si( h vernehmen, ich hatte den Sozialismus als (ianzes inifsverstanden 
und dnnim st hon, abgej^eheii von allem andern, falle mein Anj^riff „in 
nichts" /.usammen. Ich habe mich also noch mit dieser Erklärung ab- 
jEulindetL 

Im besonderen wurd ausgeführt, mir sei ebensosehr das Verständnu 
für d«i „Art-Charakter^ des Marxismus, wie fiir die Theorie der öko> 
nomisrhen Entwickeltmg bei Marx verschloaseii geblieben. 

Belegt wird zunächst letzteres 

8. in folgender überaus gemeinverständlicher Weise (S. 491^: „Der 
Kern der Marxischen KntwirkeUingstheorie liegt in der ( iegenuberstellung 
der /cntralisiiiiou der rrotiuktionsiuittel in den Händen ciaiger Privaten 
und der Vergeselbchaftung d^ Produktionsprozesses. Von letzterem 
weifs Wolf nidits zu berichten. Im Gegenteil, er bringt es fertig, die 
ganze Sache damit auf den Kopf zu stellen, dafs er die alte Produktions- 
weise mit der (neuen?) Kapitalmonopolisierung, statt umgekehrt — wenn 
man es so ausdriicken wollte — die neue (nämlich vergesellschaftete) 
Produktionsweise mit der alten Zentralisation unverträglich werden läfst. 
Das ist Tuin wiederum ein höchst verhängnisvolles, weil folgenschweres 
MifsvetHtantlnis". 

Hierauf ist zu erwidern : dafs Marx als nächste Folge- Erscheinungen 
jenes Widerspruches, auf den Sombart Bezug nimmt, die gesellschaftliche 
Zersetzung, das Schwinden des Mittelstandes, die wachsende Masse des 
Elends, iMilläufig auch die ök<HM>mische Leistungsunfithigkeit der Gesell- 
schaft idie der Kräfte nicht mehr Herr zu werden vermag, die in ihr 
wirken) angesprochen hat. Was durfte ich daraus sddicfseny OftLtdiar, 
<jafs, wenn si«:li darthini liefse, die Kinkomrnensentwickelung gehe nicht 
den ihr von Marx vorgc/eichncten ^^ eg, und die Wach sl u lusrate 
des Volkseinkommens — als Ciauzen — werde immer gröfser (^vgL 
S. 155 Britisches Volkseinkommen 1845 4000 Millionen, 1865 6000 
Millionen, 1885 10000 Millionen Pfund Sterling; Wachstum in den 
aweiten xo Jahren doppeh so groß» wie in den ersten!), dann auch jener 
Widerspruch von gesellschaftlicher Produktionsweise und Kinaelkapitat 
als im Mar.xischen Sinne nicht vorhanden nachgewiesen sei, 
Marx betont mit Vorliebe die Zersetzung der (iescllschaft als Folge der 
Akkumulation. ,,I)ie Akkumulation von Reichtum aiit dem einen 
Pol ist also zugleich .Akkumulation von Elend, Arbeitscjual, Sklaverei, 
Unwissenheit, Ausbeuttmg und moralischer Degradation auf dem Gegen- 
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pol". „Dieser antagonistische Charakter der kapitalisti- 
schen Akkuinulation etc." — Sombart nennt die Tliatsache un- 
geheuerlich, dafs „Wolf allein mit Hilfe der Einkommensstatistik die 
Maixische Akkumnlatioiistheoiie über den Haufen werfen will". Ich 
glanbe hnmer noch, dafe der Nachweis^ die von Man ab Widerspruch 
befdchnete Eotwickelimg ad kein Widevapnichp aicfa auf anderem ab 
dem von mir eingeschlagenen ^^'egc überhaupt nicht, aber auf jenem 
recht wohl fuhren lasse. £s handelt sich nicht darum, festmsieUen, ob 
es Wirtsrhaftskrisen gibt — dafs es deren gil)t, um dies zu erkennen 
])rau< hte es keinen Marx, und auch nicht darum, dafs die Krisen (vgl 
hie/.u den von Herrn Sombart nicht gelegenen „theoretischen Abschnitt 
des positiven Teiles ' in meinem Buche) in der That gewisse „Wider- 
sprüche^ in sich tragen, — sondern darum, ob die Krisen die Ei^cke> 
hmg in jene Bahn lenken, an deren Ende sich die kapitalistische Gesell» 
schalt aursosialialischen „flbeiscfalligt". Dies allein steht in Frage; 
und darum ist durch die F^tstellung, dafs die Entwickelung eine andere 
als die von Marx und jüngst noch im Erfurter T'a Beiprogramm festge- 
legte ist. und nicht blofs eine andere, sondern die diametral entgegen- 
gesetzte in der 'l'hat genau der erforderliche Nachweis geliefert und 
ni( hts weniger als — wie Herr Sombart wieder in kräftigen Tinten aus- 
fuhrt — „die Pointe verfehlt". Denn weim trotz der Krisen ebensowohl 
der spezielle Wohlstand der unteren Klassen aminnnt, wie der National' 
Wohlstand in immer gröfseren Raten wächst, so können die Krisen der 
Widerspruch, ja Widersinn nicht sein, der unsere GeselJadiaft zum 
Scheiti rn bringt. 

9. Nicht anders wie hier steht es um jenes ungeheuerlichste Mifs- 
vcrstrtndnis. dem ich verfallen sein soll, indem ich den „Art-Charakter 
des Marxi'.Tni's' so recht bis auf den Gmnd verkannte: „Wenn man 
jemand uiünlogen will — erklärt Herr Sombart — muis man ihn zu- 
nächst verstanden haben. Hat n\ui Wolf den Soxialismus verstanden? 
Auf diese entscheidende Frage stehe ich nicht an, mit einem 
ganz deutlichen „Nein" zu antworten*'. „Gelingt dieser Nachweis, so 
ftllt damit auch der Angriff Wolfs in nichts zusammen." Und mm 
wird der Beweis angetreten. „Einem richtigen Verständnis irgend 
einer der Marxisc hen Hauptlehren uar in dem Augenblicke die Mög- 
lichkeit abgeschnitten, als es dem Kritiker nicht gelungen war, den 
rem theoretischen Charakter des Marxismus zu erkennen." „Da.s 
halte Uoll vor allem einsehen nius.sen: dafs sich der Marxismus von 
allen übrigen sozialistischen Systemen, die ich im Gegensatz zu ihm unter 
der Bezeichnung des ethischen Sozialismus zusammenzufassen vorschlage, 
durch seine antiethische (sie) Tendenz nntencheidet Im ganzen 
Marxismus von vom bis hinten steckt auch nicht ein Hran Ethik, folg- 
lich aber ebensowenig ein ethisches Urteil als ein ethisches Postulat" 

AfcUv Ar toc GMoUvbi. «. StetMk. TL lO 



Digitlzed by Google 



146 



MisBgUen, 



So Herr Sorabart. Ich habe mir diese seine Worte für den Schlufs 
aufgespart, weil sie nicht ihm allein, sondern auch mir das Kostbarste 
in der Kritik zu sein scheinen. 

Wer Wülste nicht» dafs der Soäalismiis die Fahne der „sfttialen Ge- 
rechtigkeif' voranträgt Wer wttlste nidit, dafs die Millionen ihm 
zuströmen, weil sie sich oder andere für vergewaltigt halten, vezküizt 
in ihrem Rechte. Wer wüfste nicht, dafs die so7:ialistischen Programme, 
die sozialistische Agitiition, die .sozialistische Presse, fi i-^ Wort von den 
Au spe t) e II tet en tmd Austi entern steU> und :^tets im Munde lührenl 
Sie alle, alle liaben den Marxismus „mifsverstanden". Demi in ihm 
Btedrt, wie Sombart sich bildlich ausdrückt, „von vom bis hinten 
auch nicht ein Gran Ethik". 

Kautslqr, dtf Interpret des Marx, bat den Unternehmer mit dem 
Schelm verglichen, der über die Mauer steigt, und im Garten des Andern 
Apfel stiehlt. Marx in seinem „Kapital" erklärt uns „das Geheimnis der 
Plusmacherci enthüllen" zu wollen; sein letztes Wort bezeichnet die 
Unternehmerschaft als ,,K\])ropriateurs" und „Usurpatoren"; seine Ijetzte 
Hoftiumg knüpft sich an ilie Stunde, wo die „Expropriation" der „Ex- 
propriateurs" erfolgt Von einer V\ urdigimg des Unterneimiers und .seines 
Einkommens aus dem Rechtsstandpimkte also keine Spurl Marx 
selbst hat den Marxismus mifsverstanden. 

Ich weifs es wohl, so gut wie Herr Sombart, der Marxismus trägt 
seine ethische Indifferenz zur SchaiL Herr Sombart glaubt sie ihm 
ich meinte, der Sozialismus täu.sche sich über sich selbst und strafe sich 
hier Lügen wie uherall, wo er, um dem gegnerischen Argument vorzu- 
kommen oder si( h eine Beruhigung schaffen, schembar blofs eine 
Reservation bereit hält, in W'ahrheit aber sich widerspricht. Es 
ändert nichts an den Dingen, wenn man Ausbeutung und Ausbeuter das 
notwendige Produkt unserer Gesellschalt nennt — Ausbeutung bleibt 
darum nicht minder Ausbeutung und die Ausbeuter sind (crf. ftbrx) 
„Usurpatoren". 

Brauchte es nach alt dem über Sozialismus wid sozialistische Be- 
wegung Ausgeführten, dafs man den Sozialismus nicht mifsversteht, wenn 
man in ihm etwas mehr als eine blutlose (iesellscha Ilse r klär ung sucht, 
noch eines Beweises dafür, wurde ich ihn in dem allerjüngsten Doku- 
mente des Marxismus suchen, dem Erfurter Programm, dessen „Prinzipien- 
Erklärung'' in den Worten anstönt: 

, J>ie sozialdemokratische Partei Deutschlands käm|^ also nicht Hlr 
neue Klassen-Privilegien und Vorrechte» sondern fiir die Ab- 
schaffung der Klas.senherrschaft und der Klassen selbst, imd für gleiche 
Rechte und gleiche Pflichten aller ohne rnterschied des (iest:hlechLs 
und der Alistainmung. Von diesen Anschamingen ausgehend, liekämiift 
sie in der heutigen (ieicllschaft niclit blofs die Ausbeutung und 
Unterdrückung der Loiuiarbeiter, sondern jede Art der Ausbeutung 
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und Unterdrückung, richte sie sich gegen eine Klasse, eine Partei, 
ein (lei^rhlecht odtr eine Person." Am h hier, wo nur von Rechten und 
PHichten, \ on N'orrechten, von l nterdrut kun^^ und Ausbeutung und nichts 
anderem die Rede ist, „nirgends ein Grau Kthik", „ebensowenig ein 
ethisches Uitefl, wie ein ethisches Postulat''? Und ich hätte, «dl ich die 
Fragen von Gebühr und Ungebühr, des Rechts und Unrechts in die 
Daistelhmg des Sozialismus „hineintrug", ihn nufsveistanden? Ich hätte, 
während ich dachte ihn zu nehmen wie er leibt und lebt, in Wahrheit 
einen Kani[)f gefiihrt mit .AN'indnuihleii" (nach Herrn Sombart), mit Ham- 
mclhcrden (nach Herrn Sombart), im Stile des edlen Ritters von der 
Mam ha ? 

Ich daii iucr schlielsen; und ich will Herrn Sombart die (»enug- 
thuung nicht vorenthalten, es mit seinen Worten und dem schärfsten 
Geschütz, das er gegen midi spielen läfst, ni thun. Wie sagt er doch? 
^Einern richtigen Verständnis irgend eiber der Mandschen Haupdehren 
war in dem Augenblicke die Möglichkeit abgeschnitten, als es dem Kri- 
tiker nirlit gelungen war, den rein theoretischen Charakter des Marxismus 
zu erkennen". „Das hätte Wolf vor allem einsehen müssen: dafs sich 
der Marxismus von allen liijrigen sozialistischen Systemen, die ich im 
Gegensatze zu ihm unter der Bezeichnung des ethischen Sozialismus zu- 
sammenzu&asen vorschlage, durch seme antiediische Tendenz unter« 
scheidet." Das habe ich nicht begriffen, und „damit fällt der Angriff 
Wolfs in nichts zusammen". 



IL ERWIDERUNG AUF DIE .ANTWORT" PR0PES80R 

JUUUS WOLFS. 

VON 

Prof. WERNER SOMBART cBRESLAU). 

Bei der Ubereinstimmenden Verurteilung, die das Wolfsche Buch 
in der gesamten Fachpresse erfahren hat, könnte es sachlich überflüssig 
ersdieinen, auf die von Herrn Professor Wolf im obigen vorgebrachten 

„Einwände" zu antworten. Hon l'rofessor Wolf möchte jedoch aus meinem 
Stillschweigen leicht Kapital schlagen, es als ein /-eichen meiner völligen Ver- 
nichtung und somit seines Sieges urbi et orbi verkünden. Um dieser Mifs* 
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deutung vorzubeugen, habe ich mich entschlos.sen, von der ireundiichen Er- 
laubnis des Herausgebers dieser Zeitschrift Gebrauch zu machen und sofort 
m einer Duplik die völlige Gegeustuidslofiigkdt der Wolfscfaen Erwidenmg 
nachzuweiseD. Dafs taxh. daraus von sdbat eine noch entschiedenere 
Venuteilnng des Wolfschen Buches ergab, ma% Herr Professor Wolf 
nicht vorausgesehen haben. Trotzdem war es, wie die Dinge liegen, 
selbstverständlich. Ich gehe die En^'iderung Punkt Air Punkt durch. 

Zu T. Die Worte der Krwiderung sind die beste Bestätigung für 
die Behauptungen meiner Kritik: jene 3 — nicht blos 2 — Abschnitte 
des Wolfschen Werkes (i. 2. 5.) seien „ebenso unklar wie überflüssig". 
Unklar, denn die „GrofszahV der Leser wird ganz gewifs nicht in 
ihnen die von Herrn Professor Wolf post festum mimeteflte Dre^liederoi^ 
wahrgenommen haben. Der Heir Verfasser wird für die jedenfalls bald be- 
wirkte zweite Auflage seines Buches selbst das Bedürfnis ftthlen, sein Material 
in die nunmehr hergerichteten Kästen zu packen, die während der 
Buchanfertigung noch nicht völlig vollendet waren. Überflüssig, 
denn selbst das was die -Abschnitte laut nachträglicher Disposition bringen 
sollten, würde unser Wissen nicht bereichern. Nicht „woher diese Ent- 
wicklung der altruistischen Ideen jeweils angeregt worden", gilt es zu 
erforschen — das eben nannte ich litterarische Weisheit — sondern der 
inneren B e gr ündun g der sozialen Ideen nachziispfh-en. Wie übeiall will 
Wolf auch hier gar nicht eramal an, geschweige deiui hinter die Sache kommen. 
Was er unter jenem „angeregt worden" verstanden wissen will, inache ein Bei- 
spiel deutlich : Er sucht (Seite 4 1 ) die Antwort auf die Krage, wo und wann 
die politische Revolution sich im eigentlichen (dem französischen) Volke 
vuU/ogen habe und Undet sie natürlich alLsobalU: „Darauf [lies darüber] 
geben die Vorgänge zur Zeit dar Restauration und unt» Loub Philipp 
Auskunft. Es hat keine Schwierigkeit, sie festzustellen. Das Mittel war 
kein anderes, als durch welches die öflTentlicbe Meintmg heute gemacht 
wird: Die Druckerpresse (!). Vom Februar 1817 bU OkU>ber 1894, also 
während v'u, Jahren, werden von Voltaires Werken 32000 Exemplare 
zusammen 1600000 B.'inde, von jenen Rousseaus 24000 Exemplare, 
verkauft, alles in billigen \'olksausgaben ; hierzu konnnen, nachdem die 
Greuel des Konvents enngennafsen vergessen waren, die /.eitgeno^iachcn 
Dichter und Historiker, Thiers und Btiranger voran, als Apologeten der 
Revolution." Ein ander Mal (S. 29), da von der milderen Auflassung derSkla- 
verei beim Ausgang des Altertums gehandelt werden soll, lautet die Erklä* 
rungsformel: ..Man Ii sieht um sich und wird gewahr"... Solcherart 
„Anregung" erlaubte ich mir, als Begründung und innere Erklärtmg der 
sozialen Ideen nicht gelten zu Kxssen. Herr Professor Wolf glaubte, 
wenn er ilu- Jahres/ahlcn der verschiedenen Ihicher über soziale Ideen 
chronologiM ii ordnete, eine „Knlwicklung" m liefern, da.s wai sein Irrtum. 
Im Vorbeigehen : Die Wolfsche Chronologie scheint \mt auch nicht immer 
unanfechtbar. So will er zum Beispiel (Sdte 74) dem Mideid als Tugend» 
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em p lind wn g einer grolseti Zahl ein h»torisches Alter von nur sweilutndert 
JiJuen geben. Aho die Völker des firamaaisdien und Buddhistischen 

Moralgebiets haben das Mitleid nicht als Tugiendempfindung gekannt? 
Herr Wolf schwort doch sonst auf Schopenhauer. 

Zu 2. Herr Professor Wolf spricht die rber7:eugting aus. dafs irh 
S^ite 393—565 seines Werkes nicht gelesen hätte. Hätte er nur Rechtl 
Aber ich mufs doch das Verdienst für mich in Anspruch nehmen, mich 
soweit das überhaupt im menschlichen Vermögen liegt, hindurchgewlirgt 
zu haben. Manche Stelle, das gestehe ich gern zu, habe idi ttber- 
schlagett: uhm posse nemo obligatur. Dahin gebären die Anekdoten 

der Geschichte der Grofs- insbesondere ! ) der Koloasalvennögen** 
und mandie andere blühende Bemerkung in diesem Abschnitt „i^assim". 
Aber woraus schliefst mit solcher verhlüfl'enden Sic herheit, dafs ich jene 
hervorragenden Kapitel nicht gelesen hätte trotzdem er zugeben mufs, 
dafs ich sie rezensiert habe. Daraus, dafs irh mit keinem Worte ..auf eines 
jener Kapitel eingehe", dafs ich den Glauben gewomien habe, er Wolf ; hielte 
imern monde für den meOIenr des mondes posäbles, und dafs ich end- 
lich einem Theorem (NB. das nicht ich »^aufgetrieben" habe, sondern 
das ich Wolf auftreiben lasse; dies ist das eiste Versehen, das ihm bei 
Lektüre meiner Kritik passiert; es ist ziemlich belanglos; weiter nnten 
werden wr aber noch den schwersten „Verlesungen" begegnen. Meine 
Kritik wrir t I Seitenlang'.), das im vorhergehenden A!>sfhn;tt steht ; !), aus 
diesem herübernehme, um den Wolfschen Gedankengang klar zu machen. 
Allerdings bin icli mit der Abhandlung des „positiven" Teils im W Oltschen 
\N'erke »unmarischer verfahren als mit der Widerlegung seiner So/.ialis* 
mus-Kritik. Aber Herr Professor Wolf kann doch waJirhaftig nicht mdir 
verfangen, als dals der Besinechung semes Buches ix Druckseiten in 
einer wissenschaftlichen 2^itschrift gewidmet werden; solcher Raum 
wird doch nur den bedeutendsten Erscheinungen bewilligt. Reiht er 
übrigens jetzt die Kritiken aller Fachzeitschriften aneinander, so 
wird er die genügende Vollständigkeit in der Behandlung der ein- 
zelnen reile seines Buches auch nicht mehr \ermijÄen. ich habe 
nun eiuuuil seine Widerlegung des Sozialismus in besonders liebe- 
voUe Pflege genommen. Trotadem aber habe ich das Xnfsente gethan, 
was der Autor vom Kritiker verlangen kann : ich habe, wie Herr Professor 
Wolf sagen würde, den Succus seiner übrigen Ausführungen zu geben 
versucht; das heilst ich h ibe illrrdings nicht Absdmitt für Absdmitt 
vorgenommen, was freilich wohl dem Herrn Verfasser lieber gewesen 
wäre, da dabei die Zusammenhanglosigkeit der einzelnen ..Hetrafhtutieen" 
eher verdeckt gebhebcn sem würde, sondern ich habe mir ilu. 1 i it;e 
vorgelegt: wenn nun das (ianxe einen Sinn, einen geistigen Inhalt halien 
soll — welcher kann das sein ? Ich habe als diesen Siim den oben zitierten 
herausgelesen und habe aum Beweise die einschlagigen wissenschaftlichen 
Hauptldiren Wdfe susammengestellt. Da sthnmte wenigstens die Fotmd, 
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wenn auch der Ansatz felsch war. Wolf hat fUr dies mein Entgegenkommen 
keinen Sinn; er geht auf die Pcwcisführung gar nicht ein, behauptet 
nur, er hielte notrc monde nicht für den meilleur des ninndes |)os^il)les. 
Nun, er mufs es besser wissen, was er gemeint hat. Dann hat ei)en das 
Ganze keinen Sinn. Denn wozu er seine Bevölkerungs-, Cirundrenien-, Wert-, 
Mehrwert-Kapitalzinstheorie, seinen ganzen statistischen und historischen 
Apparat, sdne kritudi-ethfech-psychologischen Betrachtungen braucht, wenn 
er nicht beweise wollte, dals die kapitalistische Wirtschaftsordnung 
doch quantitativ allen ein immer „wohlhäbigeres" Dasem verscbaffie 
(was nur manche nicht zugeben wollten, weil sie zu unzufrieden wären!) 
und f|tialitativ auch wesentlich den Cirundsatzen der (Jeret htigkeit und 
Billigkeit gemäfs sei, smim ruique ^titeile, dem Arbeiter sogar „in der 
Regel nK*hr als den Kitrag seiner Arbeit" S. 574 — • das verstehe, wer 
kami. Dals Herr l'rolessor Wulf allerlei Rerorinvor}»chläge zur Aus- 
stopfong emiger häTsUcher Lücken in der heut^en Wirtschaftsordnung 
(„Beuteeinkommen'M) boreit halte, daran habe ich selbstverständlich, so 
wie ich Herrn Professor Wolf kenne, keinen AugraUick gecweifelL Wo 
bliebe denn auch sonst eines , .Systems der Sozial];ülitik" /weiter Band? 

Zu 3. In welchem Umfange Herr Professor Wolf den Marxismus 
verstanden hat , zeigt die .\rt, wie er sich .an die paar ktinnnerlichen 
Zahlen anklammert, die Marx aus der engUschen Einkommensstatistik 
auf einer halben Seite seines ,,lvapitals" vorbringt. Aus ihnen soll 
Marx die Zentralisation des Kapitals „abgeleitet" haben (1) Dafs Zahlen 
für Marx nur Illustrationen, keine Beweise liefern, davon ahnt Herr 
Wolf nichts. Jeder unbefangene Marxkenner wird ohne weiteres kern- 
sedieren, dafs die Statistik die schwache Seite im Marx'schen Werke 
ist — aus objektiven aber wohl auch subjektiven Grtlnden. Marx 
war nebenbei freilich ein grofser Denker ; und dessen können sich nicht 
alle schlechten Statistiker rahmen. ^^ ie fals<'ii übrigens W olt seilet diese 
paar Zahlen, die Marx zur Illustration der Kapitalzentralisation vorbringt, 
autgelalst und gedeutet liat, liat i'rofei»sor Singer klargestellt (Jahrbücher 
f. N.Ö. m. F. IV. Band S. 881). Und nun sollen die Marxschen Zahlen 
gar meinen £inwand entkräften, es handle sich um einen andern „Mittel* 
stand^ als Wolf suppcmirel Hätte er nur ein einziges Argument aus dem 
Marxschen System dagegen vorgebracht ! — Nattirlich habe ich Wolf es 
nicht zum Vorwurf gemacht, dafs er die Zift'em der Rubrik C imd die 
von Rubrik D Part II „nicht gebracht habe". Was ich gesagt habe, war 
nur: die Ziffern der Rubrik D Part l gen ü g e n nicht, tun den von \\"olf 
versuchten Induktionsbeweis zu fuiiren. Da andere Airiern fehlen, so läfsier 
sich eben nicht erbringen. Wozu also diese handgreiflichen Mi^sdeutungen 
statt einer sachlichen Antwort? — Für den Einwand gegen meine RQge: die 
Zahl derZensiten allein ohne die Summe ihres Einkommens beweise nidits^ 
will Herr Professor Wolf den Beweis m der Antikritik gegen Singer bringen. 
Ich brauche daher hier auf diesen Punkt nicht weiter einxugehen. Dals 
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flbr^^s »lidles BeweidMie (1) beweisen" eine nichtsMgende Redevrendiing 

vsgL, möchte im Vorbeigehenden konstatiert werden. Wenn das Beweis- 
bare ^ o ist, wird eben u. U — nichts bewiesen. Auf den Weit des 
,3eweisbaren" kommt es doch wohl an. 

Zu 4. Hier begegnen wir zum erstenmal in der Kepiik einem M>n 
Wolf in seinem Werke iio oft und armiutig gespielten Spiele, das wie 
folgt verläuit: Der Verfasser nimmt ein Problem von Marx zum Aus- 
gangspunkt, erörtert es bis zu einer Stella wo er nidit mehr weiter , 
kann, springt dann geschickt zu einem ihm gerade konvenierendem 
MaxTcintexpreten tlber, geht^s bei diesem nicht voran, dann zu einem 
andern, dann zu irgend einem sozialdemokntischen Leitartikel, von 
diesem eventuell zurück zu Marx, wenn hier gerade ein l'nters< hlupf 
möglich ist. Man bearhtc sub 4. tlen äufserst geschickten Aufbau 
der Replik : i< h greife die Wolfsche AulTassinig von der Theorie des 
Arbeitslohns bei Marx an. Darauf läge es doch nahe, mit Marx zu 
antworten. Statt dessen geht Herr Wolf auf diesen gar nicht ein, sondern 
auf die Aitslaastmgen eines Mandntorpreten, die ich angeblich angezogen 
haben soll — hier hat sich Herr Professor wieder (zum drittenmal) ein 
wenig verlesen : ich habe nicht auf Bernsteins Aufsatz a. a. O. sondern 
auf die daselbst veröffentlichte 1 Auslassungen von Marx ,,Zur Kritik" 
usw. verwiesen. Die beiden .Artikel stehen allerdings in demselben 
Bande der „Neuen Zeit" ; da ist es Herrn Wolf sicherlich nicht übel zu 
nehmen, wenn er fehlgritV — ; nun sagt Bernstein aber auch noch nicht 
alles, was Wolf den Marx sagen lassen möchte, und um die leLiten 
Lücken zu stopfen, wird aus der unerschöpftidien Zeitungsausschnittmappt 
ein Artikel der „VolktsribUne** hervorgeholt, der dann endlich die ge- 
wünschten Aufschlüsse über die Lohntheorie bei — Karl Marx erteilt. 
Da dieses ManOver, bei Marx anzufangen und in der sozialdemokratischen 
Parteilitteratur zu endigen, von Wolf noch einmal in seiner Replik, bei 
dem wichtigen 9. Punkte, attsgeflihrt wird, so sei hier d;izu schon folgen- ' 
des l>emerkt. Wenn Herr Professor \N oH ein Buch zur Bekämpfung der 
Sozialdemokratie schreiben wollte, so hätte er das ausdrücklich erklären 
müssen, dann hätte ihn die Wissenschaft ungeschoren gelassen. £r hätte 
dann die sosialdemoktatischen Brochttren, Flugpchrifteo» Pirognunme, VoU»> 
und Parlamentsreden, Tageszdtungen usw. zum G^^enstand seines An- 
griffs machen müssen und hittte wahrscheinlich, vom nationalliberal-frei» 
konservativen Parteistandpunkt aus gesehen, ein sehr hübsches Buch ge> 
schrieben. Oder aber, wenn er den Marxismus als wissenschaftliches 
System widerlegen wollte, dann durfte er do( h nu ht unausgesetzt mit 
Stellen aus (»eiegenheitsschriften, Parteiprogrammen und Zeitungen als Be- 
weismitteln argumentieren. Von zwei Dingen eins: entweder ich treibe 
Wissensdiaft oder Tagespolitik. Herr Professor Wolf wollte beides ver 
einigen und hat damit auf beiden Gebieten Fiasko gemacht Natürlich: 
der Gelehrte antwortet ihnif wenn er gegen Marx mit Zeitungsartikehi 
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operieren will, was geht mich die Sozialdemokratie als Partei an? Der 
radikrde Politiker, den er ex Marxio ad absurdmn führen mochte, «Tndct ihm 
ein; wdi. geht mich Marx als delchrter an? Nur wenn man diesen 
Dualismus im WoUschen „System" begreift, Imdet man auch erst ein«; 
itbgrhaiipt mögHcbe Erklärung fiir die — sagen wir höflich Unbeiangen* 
hdt, mit der Wolf Marx als Theoretiker beurteilt Wie ein Hagels 
ichauer sind in der gesamten Fachpresse die Nadhweiae gröblichster Mi6^ 
verstSndnissei deren adi Herr Professor Wolf bei W iedergabe des Marx- 
sehen Systems schuldig gemacht hat, auf diesen niedeigeprssselt ; er wird 
. sich wenig daran kehren, denn er flüchtet si( Ii flugs unter das Schutz- 
dach, das er sich zurecht gebaut hat. Ja — Marx mag das vii lk icht so 
meinen, aber seht doch die „Volkstrihuue", seht den „Vorwärts", seht 
diese oder jene Rede eines Partei führe rs»! 

Da Herr Ftofessor Wolf in der gekennzeichneten Weise auch die 
Lohntheorie bei Marx und nach Marx bebandelt, meinen Angriffen also 
aiunreichtp statt ihnoi au begegnen, so habe idi keine Vexanlassni^, mich 
nXher darauf eiiuulassen. Nur soviel möchte ich im Vorbeigehen be- 
merken: Der Bernsteins« he Aulsat/ hat einen völlig anderen Sinn, als 
es aus den paar willkürlich von herausgegriffenen, nicht einmal voll- 
ständig mitgeteilten Sätzen den Anschein hat. Dem ehern von I^salle 
stellt Bernstein ein „elastisch" von Marx entgegen. Vji spricht nur aus, 
was ich audi in meiner Kritik gesagt habe, dafs „der Arbeitslohn (nach 
llanc) seine Schranke nach oben in dem VeiwertungsbedQrihis des Ka- 
pitals findef* (S. 604), „aber von einem ehernen Ix>hnge8etz kann nidit 
jdie Rede sein". Und zieht daim daraus sofort den Schlufs: also sind 
Arbeilersdwtz , arbeiterfreundliche Finanzpolitik, Gewerkvereinsbestre* 
^l1ngen us^'. sehr dem Arbeiter nützliche Dinge: »Jede Lohnerhöhung ist 
em wirklicher Gewinn ie<le Lohnverkürzung, jede Verteuerung der KebeiLS- 
raittel der Arbeiter cm wirklicher Verlust filr dieselben" fS. 605). Hier 
zeigt sich dodi auch in liernsteins Ausführungen prakti.sch iund das 
mufile Hciin Professor Wolf dodi wenigstens emleuchten) der essen- 
tidle Untersdued zwischen dem Lassallesdien und Marxschen Lohngesetx. 
iMsalle stand allen jenen lilallniahmen praktischer Arbetterpolidk kühl 
g^nüber, Marx kämpft für sie. Nim aber erst theoretisch — welch ein 
hicomelweiter Unterschied zwischen der Bedeutimg der beiden Lohntheorien 
iiir die beiden Systeme! Nach T,as.salle stellt sich das I-ohngesetz als 
nnü berste igliches Hindernis für die Weitereutwickeluug der Gcsellschalt 
zu höhren Formen in den V\ eg, als ein liindemis, das nur durch Hilfe 
von au&^ beseitigt werden kann, bei Marx hilft es gleichsam von innen 
heraus die Entwickelung weiter ihren höheren Stadien zutreiben; bei 
Laanlle biklet es den Edcstem des Systems^ bei Marx nur einen Stein 
neben andern. Der Hinweis auf diese verschiedene theoretische Be- 
deutung des Lohogesetzes in den Systemen der beiden Manner bildet in 
Wirklichkeit, den Schhiis der fiemsteinschen Aufsätze^ nicht jene aus dem 
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ZiMHiinnmhang gerinene Stelle, die Herr Profcsior Wolf citiert HSMe 

dieser nur folgende andere Bemerkung Bernsteins (S. 531) mitgeteilt, 
er hätte eher den Sinn dieser Artikelserie getroffen : „In der Thal kann 
nur totale Unbekannts* b iCt diesem Kapitel (23. des „Kapitals") es 
fertig bekommen, \(m int rn .... Marx-I^ssalle^hen I.ohngesetz im 
sprechen.'* — im bchiußttii ilieser Nr. 4 operiert dann Herr VVoh wieder 
mit seinem bewährten taktischen Geschick: er spielt den Verkannten, 
den MifinreiBtandenen; ich soU ihm damit Unrecht gethan haben, dafs 
kfa ihm mangdnde Spesialinerung in der Beurteümig der pfoletarischen 
Entwickelung vorgeworfen habe. Darauf habe ich zu erwidern: mein 
Einwurf ist formell inkorrekt; ich habe jene Stelle von S. 192 des 
Wolfschen Werkes, die der Reiili/ent in aller Breite abdruckt, nicht im 
Sinne gehabt, sonst hätte ich statt „an keiner Stelle seines Buches" eine 
andere Wendung gebraucht. Diesen Irrtum gestehe ich mit Freude 
zu. Im übrigen halle ich materiell meinen Vorwurf im vollen Um- 
fan ge aufrecht Wer nämlich das Buch Wölls zur fbnd nimmt, wird 
auf den errten Blick bemerken, dafs jene Stelle S. 19a ohne jede 
Bedeutung <Ur die übrigen Ausführungen ist; sie driickt einen Gedanken- 
gang aus, der vollständig mit der gesamten Anlage der Wolfschen Be- 
weisführung — die er ja selbst als nur aufs grofse Ganze gehend rühmt, 
siehe sub 5 — im Widerspruch steht. Diese liasiert prihzipicll eben 
nicht auf einer Spe/ituierung. Wenn Herr Professor Wolf daher ol)eii 
forüahrt: „ich lege nun (!) die Entwickelung der Verhalüiisse für jede 
dieser Arbeiterkategorien dar," so ist das einfach — wie sagt er doch 
selbst: „geeignet, das atigemeine Urteil über sein Buch irre su leiten." 
Er bcgnflgt SKh viefanefar „näher einmgehen*' (t) auf die Verhältnisae des — 
landwiitschaiUichen Arbeiters tmd zwar von S. 192, tmten, bis S. 195 
obenl Dann ist's schon aus mit dsm Anlauf cur Spezialisierung. In all 
den hundcrten von Seiten aber, in denen er sonst die Segnungen der 
modernen Entwickelung für die weiteren Volksschichten daizuthun unter* 
nunmt, denkt er gar nicht an eine Scheidung. 

Zu 5. Wenn Herrn Professor Wolf sein Maieral genügt, um und wohl 
manchem anderen genügt es nkht Dals er noch ganze 4 (I) Werke 
auftreibt aulser den von mir an jener Stelle genannten, die er benutxt 
hab^ ist aller Ehren wert; ich hatte selbstverständlicfa dort kerne Biblio- 
graphie geben, sondern nur seine wichtigsten Quellen andeuten wollen, 
hatte ihm übrigens selbst in meiner Kritik an anderer Stelle noch t 
andere zuerkannt, CritTen imd Leone Levy, die er im Eifer jetzt aufzu- 
zählen vergifst; sie ^cien der Vollständigkeit wegen hinzugefügt. Ich hatte 
dann in memer Kritik bcispielshalbcr ein paar Quellen genannt, die er 
aufiallenderweise nicht benutzt habe. Das war aber nicht nur Booth, 
das waren vor allem die gro&en englischen Enqueten aus früherer 
wie aus jüngster Zeit, das waren die Berichte (Iber die Arbeiter- 
bewegung und der^^eicfaen, die sich durduuis nicht anf „kleine Gebiete^' 



Digitized by Google 



i54 



Miszellen, 



beziehen, allerdings „ZustandsschUdeningen" sind. Und die konnte 
Herr Professor Wolf für die Darstellung der „Entwicklung" nicht ge- 
brauchen! Irh hatte bisher immer gedacht, wir hätten von den sozialen 
Dingen nur ../.ustandsschilderungen", aus deren Vergleich wir die 
„Entwicklung" erkennen. Herr Professor Wolf hat diese umständliche 
Methode offenbar bereits übervi imden , er sieht der sozialen Entwickelung 
direkt auf den Gnmdl — 

Sehr wen^ g^lücklich ist Iferr Wolf, wenn er sich meiner Ungenüg- 
samkeit gegenüber darauf beruft, dafs „er die spezielle, sehr eingehende 
Geschichte des englischen Baumwollarbeiters entwickle**. Kein Zweifel, 
er meint die 2 Seiten r86 Mitte bis 18S Mitte. Nim. irh kann mir 
schon ausfuhrlichere Behandlungen denken I W ir besitzen eine solche jetzt 
in dem Riu hc von Schulze-Gävernitz ..der ( Irofsln^trieb", das ich Herrn 
Profe^isor Wolf nicht dringend genug zum .Studi\im ciapfehlen kann, da- 
mit er knie, wie man soidhe „Entwicklungsfragea" an&ssen mufti 
— ' Endlich die Sache Booth, die Herr Wolf wieder so breit austritt 
Also er hat ihn zitiert, also (?) gekannt; das aber, wie Herr Wolf selbst 
snigiebt, nicht in den von mir ange/ogeoen Abschnitten, sondern ge- 
legentlich wo anders. Herr Wolf kann unmöglich verlangen, dafs 
seine Kritiker wissen, wo sich einmal in seinem Materi.nlhanfcn ein Zitat ver- 
steckt findet. Wo er das Ruch hätte benntzen sollen, hat er's nicht l)e- 
nulzt, laut eigenem (itständnis, da.», ist s, woraufs ankommt. Wozu also 
der Lärm? — Die Bezugnahme auf Howell Ist naiv und richtet sich 
selbst. — Die Anmerkung von Seite 170, die Wolf in extenso abdruckt^ 
besagt genau dasselbe, was ich — nicht getadelt, sondern — nur konstatiert 
habe. Sie hat eben nur den Zweck, zu erklären, weshalb der Verfioser 
vom Fleischkonsum nichts zu sagen weifs; ich beziehe mich in meiner 
Kritik selbst auf diese .\innerkung. — Im Schlufspassus der Nr. 5 sucht 
Herr Wolf die Schwäche seiner Position durrh A])pell an das Mitleid 
der Leser zu verdecken; er hat es allerdings nutig. Erstens mal ent- 
hält die Wiedergabe meines Kinwands einige kleine „Unebenheiten". 
(Das vierte Mal.) Ich wende mich nicht gegen die englische Sparkassen* 
Statistik, weil in Österreich usw., sondern nur wieder einmal gegen die 
OberflSchlichkeit des Herrn Professors, weil er obenhin redet, ohne sich 
auch nur in eine Auseinandersetzung mit der einschlägigen Litteratur 
einzulassen; zweitens ist d.is Zitat von Seite 173 doch gar zu faden- 
scheinig, um mit Anstand i)aradieren 7X\ können. Das „doch wohl" ist gerade- 
zu köstlich! Und wannn erscheinen mit einem Male „Familien" auf der 
Bildlläche, statt wie üblich Einzelpersonen? Diese letzteren bezifferten 
sich 189 1 in England auf 39001 oiS. Stellt man diesen die 5279000 
Sparkasseneinleger gegenüber, so wird, das mufs Herr Professor Wolf 
selbst zugeben, die Beweiskraft des „dodi wohl*' mindtttens etwas 
beemtiftchtigt 
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Zu 6. Industriell« Reserveannee. Hier konstatiere ich') zu- 
nächst mit lebhafter Freude, dafs Herr Professor Wolf von der in 

seinem Buche %'ertretenen Auffassung zurückgekommen 
ist. Dort hatte er behauptet, was ich ein heiteres Quid pro quo nannte: 
dals nach Marx nicht leicht absolut mehr Arbeiter als vor Kinführung 
der Maschinen beschäftigt werden könnten. Diese Behauptung w'rd 
jci2t nicht mehr aulrecht erhalten; damit hat die Kritik schon einiges 
Gute gewirkt. Meine Erwidening könnte sich mit der Konstatienmg dieses 
erfreulichen Faktums begnfigen. Da jedoch Herr Ptofessor Wolf heute 
swar eine weniger falsdie aber immer noch falsche Auffassung von der 
Theorie der industriellen Reservearmee hat, und da die Kapitel^ welche 
bei Marx diese Theorie behandeln, thatsächlich zu den umstrittensten ge» 
hören, so mögen im folgenden einige weitere Bemerkungen Raum finden. 
Was also liest Herr l'rotessor Wolf jetzt aus der Marxsc hcn Theorie heraus? 
Er sagt es uns. indem er 2 (!) Citate aus Marx mitteilt und interpretiert. 
Mit diesen Citatcn hat es nun seine eigne Bewandtnis; das eine näm- 
lich ist falsd) mitgeteilt, das andere falsch interpretiert Falsch ver- 
standen hat Wolf das erste Cttat, das er aus Marx (Band I, 5. Aufl. 
& 662, 4. Aufl. 609 ; wo nichts anderes bemerkt »t, beriehen sich die folgen- 
den Seitenzahlen auf den 1 P.and in 4. Autl.l entlehnt. Marx soll in jenem Citat 
„dreimal hintereinander das Wachstum der industriellen Reserveannee . . . 
und zwar das W^ichstum über das Verhältnis des Wachstums der aktiven 
Arbeiterarmee hinaus" behaupten. Davon ist nun aber gar keine Rede; 
Marx behauptet dort nicht das W achstum der industriellen Reservearmee 
in dem vermeintlichen Verhältnis, er behauptet überhaupt kein Wachstimi 
und er behauptet dieses nicht nur nidit an dieser Stelle, sondern niigends; 
Warum nicht? weil es gar kein „Wadistum'' der industriellen Reserve- 
armee gibt! Deren Wesen beruht ja darin, ebenso oft zu verschwinden 
wie neu zu entstehen. Der Rejjulsion der Arbeiter entspricht stets wieder 
eine .\ttraktion. Dafs diese Bewegung, dies Auf imd Ab gröfscre 
Dimensionen annimmt, dafs die Pendelschwingungen länger werrlcn, dafs 
die Werhselfieberschauer an Intensität zunehmen: das allem ist es, 
was .Marx an jener Stelle behauptet deutlicher noch S. 595 96). Von 
einem »Wachstum* kann bei einem Dinge keine Rede sein, das stets 
verschwinde^ um von neuem ni entstehen. Herr Professor Wolf sieht 
nicht, was die industrielle Reservearmee bei lifanc bedeutet Er ist su 
jener Annahme eines Wachstums nur gelangt, weil er swei andere Er- 

') r)as>c!^ie thitt Hf rn s t <■ i ti in Vo. 24 der „Xcuen Zeit" (i892'93, T, Band). 
Herr t'rofessor Wolf verficht dort seinen neu gewonnenen Standpunkt und wird von 
Bernstein bereits . seines Irrtums Qberflihrt. Obwdil ich in der Interpretntioii der 
Marxschen Theorie der industriellen Rcflervearmce weKntlich mit Bernstein über- 
einefimmp. !n6g«'ii die nhiijen Ausführungen doch am PL^tze st-in, da sie zum Teil 
andere Gesichtspunkte hervorkehren und im gewissen Sinne die Beniüteinschea 
DBrlegBngen («. a. O. S. 763—768) ergSueD. 
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scheinungen mit der industriellen Resen'earmee zusammenwirft; das ist 
der Pauperismus bezichunfr-^wcisc die konsolidierte Übervölkerung einer- 
seits und die Grulsc bc/.iehungswcisc die Bcwegtmg des variablen Kaj>ital- 
besiandteils (v) juidcr;>ciUi. Diese allerdings, \veil bcsUindig vorhanden, 
haben eine Zuwachsrate; ihre Zuwachsrate, und wenn wir vom Paupe- 
rismus, der hier weniger in Frage kommt, absehen, die Zuwachsrate 
von V ist es allein» die in ein zahlenmäfsiges Verhältnis 
au der Zuwachsrate der Bevölicerung gebracht werden 
kann. Wenn wir also die konfuse Beweisführung Wohs auf ihren Sinn, 
den sie Iniben soll, hin prüfen, so soll sie darthun. dafs nach Marx die 
Bevölkenini; nisrher \v;i( list als v. was gleichbedeutend ist mit dem „Ver- 
wertiM)^ -1 letiürt'nis" des Kapitals. I)a\ c)n spricht nun, was Wolf übersieht, Marx 
in jcuciu ersten Cilal \^S. O09 , überhaupt nicht, wohl aber ia deui zweiten 
Citat (S. 610). Diese Stelle lautet nun aber bei Marx voll- 
ständig anders als sie von Wolf citiert wird. Marx soll 
sagen: „Die Arbeiterbevölkeruiq; wächst stets rascher als das VerweitungSf 
bedtirfhis des Kapitals" (!!)• Und was sagt er? »Jilascheres Wachstum 
der Produktionsmittel und der Produktivität der Arbeit als der produk- 
tiven Bevölkerung drückt sich kapitalistisch . . . darin aus, 
dafs die Arbeiterbevölkerung stets rascher wächst als das Verwertungs- 
bedurfnis des Kapitals.'' Das heifst, Marx spricht hier hypothetisch von 
einem be;stuiimten Kall der Entwickelung ; seine Worte enthalten eine 
Tautologie (wenn v langsanier wächst als b — der Kürze halber = Be- 
völkerung, — wMdist b rascher als v) und sollen sie enthalteUf denn 
es wild ja an jener Stelle nur för dasselbe Faktum ein andrer Aus- 
druck gesucht. Welches ist nun aber in Wirklichkeit die Ansicht von 
Marx über das Wachstumsverhältnis von b und v ? Jenen Stellen — sie 
sind zahlreich — wo er thatsächlich behauptet, dafs b rascher wächst 
als V, sind zunächst jene andern gegenüberzustellen, wo er sagt, daf;» v 
rascher wachse als b; 1 ferner: S. 598.1 hierher gehurt tler ganze 1. Ab- 
schnitt des 23. Kapitels, zum Heispiel S. 577: „Da in jedem Jalire mehr 
Arbeiter beschäftigt werden, so mufs früher oder später der Punkt 
eintreten, wo die Bedürfnisse der Akkumukition anfangen (Iber die ge- 
wöhnliche Zufuhr von Arbeit hinausauwachsen. Die plötzliche und rück- 
weise Ocpansion der Produktionsleiter ... ist unmi^Uch ohne . . . 
eine vom absoluten Wachstum der Bevölkerung unabhängige Vermehnmg 
von Arbeitern." S. 599/600: „Der kapitalistischen Produktion genügt 
keineswegs das Quantum disponibler Arbeitskraft, welches der natürliche 
Zuwachs der Bevolkening liefert.'' S. 606: „dafs der natürliche /.u- 
wadis der Arbeitermas.se die Akkumubtionsliedurfnisse des Ka[)itaLs nicht 
sättigt" . . . Vergleiche auch S. 597, 602. Während also das eine Mal b 
rascher wächA als v, ist das Verhältnis das andre Mal umgekehrt Es 
fragt sichf welches das Endergebnis ist; dieses aber gipfelt nach 
Marx darin, dafs „die relative Übervölkerung . • . stets 
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mit Umfang und Energie der Akkumulation im Gleich- 
gewicht" gehalten wird (S, 611). Was durch die kapitalistische 
Produktionsweise erzeugt wird, ist also bei Iveibe keine absolute 
t'bervölkerung sondern, eine „relative, das heifst für die mitt- 
leren V^envertiingsbedürt'nis<,e des Kapitals überschüssige Arbeiter- 
bevülkerung" ^S. 594, 5yS;. Und dafs dem so ist, dafe Marx in 
Sumina bdiauptet, b wachse nicht lascher alsv, dafttr hätte es soldier 
ausdrücklichen Bestitigangen (vgL noch S. 406, 408, 414, 605} ebenso- 
wenig wie der häufigen Uhistration durch Zahlenangaben (vgl S. 411, 
41a, 415I, 595) bedurft: die ganze Anlage des „Kapitals" mufs uns 
dafUr als Beweb dienen. Die Menge von m wn:d am letzten Ende — ^ 

gleichgesetst — bestimmt durch die absohite Gröfse von v, sonach liegt 

auch die Vermehrung von v, nicht seine Verminderung im Zweck d» 
kapitalistischen Produktion. Alle Momente, auch die Srhrrffuni^ einer rela- 
tiven t'berv(ilkerung, drangen doch nur auf Steigerung der Mehrwert- 
biUIung und Akkumulation. W enn also ihat^aLhlich die Nac:hfrage nach 
Arbeit ausgedruckt durch die Grolsc von v, ,, relativ ziu" Grölse des Ge- 
samtkapitaU imd in beschleunigter Proportion mit dem Wachstum dieser 
Grölse" (S. 594) tällt, so gibt es eben nach tforx, woran Wolf gar nicht 
denkt, eine Reihe anderer Potenzen, die auf eine absolute Vermehnmg 
von V, das heifst Arbdtaiachfrage hinwirken» und jene obige Wirkung 
dadurch paralysieren. Dahin gehört vor allem i . die Steigenu^ des Um- 
fangs und der Energie der Kapitalakkumulation; die Gröfse von v wird 
ni( ht allein durch das Verhältnis von c:v, sodern ebenso durch die ab- 
solute (iröfse von c-|-v bestimmt; Beweis: das ganze ,.Ka|)ital"; ferner 
aber kommt in Betracht 2. die zwar kürzer werdeiuien (S. 594; aber 
immerhin noch wiederkehrenden Pausen gleichbleibender Zusammensetzung 
von c-|-v: S. 415, i. Abschnitt des 2%, Kapi^; 3. die Schaffung 
neuer Erwerbszweige S. 403 f. 411; 4. die gelegentliche Ausdehnung 
von v bei Gleichbleiben von c: S. 567. Alles zusammengefafst: Aus» 
drückliche Bestätlgui^ und d^ Geist des ^Kapitals'* drängen zu der 
Annahme, Marx habe ein im grofsen ganzen paralleles Wachstum von 
bund \ angenommen. K c i n c S t c 1 1 e läfst sich nat hw eisen, wo er behaupte, 
dafs b im Ganzen rast her w.k hse als v. So dürftig die vorstehenden Aus- 
führungen noch sind, sie müssen an dieser Stelle genügen. Dafs sie tiber 
das „Verwertungsbedürfiiis*' des Herrn Professor Wolf schon weit hinaus- 
ragen, dürfte nicht zweifelhaft aem und um diesen ist es uns hier doch 
in erster Linie zu tbun. 

Zu 7. Bei der Verteidigung seiner Grundrenten- und Wertüieorie 
gibt sich Herr W olf so arge Blöfsen, wie es bei der ihm eigenen Ge- 
schicklichkeit sonst nicht vorkommt. Also er weifs wirklich nicht, dafs 
der Teil der Kicardoschen (irundreuientheorie, welcher die historische 
EntWickelung der Landwirtschaft betrifit, und niu: dieser steht 
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in Frage, widerlegt istr Nun, jedes T.ehrhuth gibt darüber Aufschlufs. 
Will also Herr Professor Wolf sich die Speüialstudien der einschlägigen 
Litteratur, Pas^, Carey und Rodbertus nicht aufbürden, so bum 
ihm mit dem Hinweb auf die gangbarsten Lehrbücher gedient weiden. 
J. 8 t. M i 1 1 , den er selbst ansieht, hat er mifsverstanden. Dessen Ur* 
teil bezieht sich gar nicht auf das historische Problem. W o er sich mit 
den Einwanden, die Carey vom geschichtlichen Standpunkt erhebt, aus- 
einandersetzt — es geschieht ganz kurz in der Anmerkung zu Seite 5 1 8 
der Principles Vol. 1 4. ed. (1857) — sagt er nur: die Einwürfe ujogen 
richtig sein, dadurch wird die Ricardosche i heorie für eine gegebene 
Epoche nicht widerlegt, konzediert aber ansdrücklich „it may 
not onfrequently happen that the riebest bmds remain longer unoccupied 
than other which are less naturally productive, even in proportion to the 
smaller amount of labour and outlay which their cultivation requires/* 

Nun die drei verbreitetsten deutschen Lehrbücher: Roscher, 
System Bd. I J$ 154 Anm. 9. „Die Wahrlieit liegt in Carey«; Irrtum, 
dafs bei fortschreitender, volkswirtschaftlicher Entwirkelung die Superio- 
rität nicht blüfs der Marktlage, sondern auch der natürlichen Fruchtbar- 
keit von selbst auf andere Grundstücke übergehen kann. Wie zum 
Bei^iel die alten Slaven" usw. 

Mithof, in Schönbergs Handbuch 1* S. 608. „Careys Ein- 
wand ist daher von keiner Bedeutung für den Begriff und das Wesen 
der Grundrente, wohl aber ist er von Kintlufs auf die Vorstellung von 
der Beweg unf^ derselben." Vergleiche da.selbst in der AnTuerkunir 20 
den Hinweis auf llaiifsen und Rodbertus: „Eingehend weist auch Rod- 
bertus in .seinem 3. sozialen Brief nach, dnfs auch in den zivilisierte.sten 
Ländern noch heute oft der neu angebaute Boden fruchtbarer Ist als 
der bereits vot^ alters her im Anbau befindliche." 

Gustav Cohn, Grundlegung (1885) Seite 608/609. „Offenbar 
hat Ricardo keine Entwickdung^eschichte des Bodenanbaues liefern 
wollen ... es ist (bei der Annahme seiner Theorie) vielmehr freier 
Spielraum für diejenigen Fortschritte der Kultur gegel>cn, weUhen es 
gelingt, die Kargheit der Natur /u bekämpfen. Xo( !i viel weniger ist 
jener technologischen Unterscheidung vorgegriffen, wcU he un^ belehrt, 
dafs derjenige Boden, welcher bei niedrigster Technik des Anbaues der 
rdaüv beste ist/ im Laufe der Jahrhunderte bei veränderter Tedmik auf' 
hört der beste zu sein." — 

Zur Werttheorie! Herr Professor Wolf will nicht Wort haben, 
dafs sein „Leistungswert" der Gebrauchswert, sein „Kosten- 
wert" der Tauschwert sei, und bewei.st meinen Irrtum durch folgendes 
Rasonement: unmoglirh könne er doch meinen, der wirtschaftliche Fort- 
schritt beruhe in einer beständigen Herabdrückuug de> (ieluaudiswerts 
unter den i auschweri und er behaupte doch aiisdrui kli< h , dafs — der 
Kostenwert hnmer mehr miter den Leistimgssvert hcral>gedrückt werde 
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Es ist mir peinlich, hierauf zu antworten. Zum fünften Mal hat Herr 
Prüfes;>or Wolf sich verlesen; und diesmal gründlich! Er verkehrt meine 
Gleichimg in ihr Gegenteil . . . Hier schweigt des Sängers Höflichkeit. 

Zu 8. Herr Professor Wolf spricht hier von allen möglichen Dingen 
nur mcht von dem, worauf es ank<Mnmt. Ich hatte ihm das gröbliche 
Versehen voi^worfen, in seiner Wiedeigabe der Marxschen Entwicke- 
lungstheorie das wichtigste Gtied — den Hinweis auf die Vergesellschaf- 
tung des Produktionsprozesses — ausgelassen 7X\ haben. Was er darauf 
von „näc hster l"olgeers< heiuung", ..Anwachsen des britis<"hen V'olksver- 
mögens'* usw. vorbringt, ist gänzlich belanglos. Da er gar nicht /u wissen 
scheint, was derMarxismu.s unter Vergesellschaftung des i'roduklionsproze^»seii 
versteht» so sd es ihm gesagt: Die Umwandlung der Produkttousmittel 
in Gegenstände kollektiven Betriebes» immer ausgedehnteres Zusammen- 
wirken vieler bei der Produktion. Diese Thatsache gfauibt Herr Professor Wolf 
auch jetzt noch ignorieren £U dürfen, während dodi sie erst das Verständnis 
schafft für den behauj)teten Widerspruch zwischen Vergesellschaftung der 
Produktifin und kajjitalistischer Aneignung, während sie vor allem erst den 
JBevveis erbringen soll, nicht nur für die behauptete Nnrwendigkcit, sondern 
auch für die thatsach liehe Möglichkeit so/ialistu>chci Oigauisation, sie erst 
schafll die immer und allerorts betonten „Bedingimgen des Kommunismus". 
Da die Vergesellschaftung der Produktionsmittel ihren wichtigsten Ausdruck 
findet in der fortschreit^den VergrOfserung der Produktionsbetriebe» so er< 
laubte ich mir auf die Unmöglichkeit hinzuweisen und wiederhole trotz der 
Verwahrung des Herrn Wolf diesen Hinweis, dafs ohne HerücksichtiguQg 
der Betriebsstatistik dieser wiclitigste Punkt in dem Systeme des Marxis- 
mus niiht widerlegt werden könnte. Ich wies auch in meiner Kritik 
M Inn na( h, worauf zu antworten Herr Professor Wolt unterlassen hat, 
uais diesem von den 3 Tendenzen der Akkumulation im Sinne von 
Maix dine, die „Konzentration^ das ist eben jene Reproduktion auf er- 
weiterter Stufenleiter« vollständig entgangen sei. Was er mir jetzt auf 
diesen wichtigen Einwand antwortet, bewe»t zur Evidenz, dafs er heute 
noch so wenig den springenden Punkt in der Entwickeliuigstheorie des 
Marxismus erkannt hat wie damals. Alles was er als relevant vorbringt: 
Verelendung der Massen, Krisen, deren Sinn Wolf iiljrigens auc h völlig 
verkennt, Vernichtung des Mittelstandes sind gewifs wichtige Olicder in 
dieser EutwickUmgatheorie; sie sind aber nicht das pimctum saliens, dieses 
vielmehr ist die von mir gekennzeichnete , von Herrn Professor Wolf über- 
sehene Antithese. Wie sollte ohne sie die ganze Auflbssung des Maixümus 
vom Leben, von der Entwickelung als „eines in den Dingen imd Vor' 
gttngen selbst vorhandenen, sich stets setzenden und lösenden Wider- 
spruchs'* (Engels, Anti-Dtthring, Seite iii) einen Sinn haben? Wolf 
spricht immer wieder nur von der Akkumulation von Reichtiun auf der 
einen, von Klend usw. auf der andern Seite und meint, das sei die be- 
rühmte marxistische .'Vntithese ! Wie diese dann durch „Umschlag" zu einer 
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höheren Synthese führen soll (was doch die Pointe nach Marx ist), 
bleibt unklar. Dafs nach Mbxx der „Zenetzung" ein gleichzeitiger 
Aufbau entspridit, davon scfaeiiit Wolf wirklich kenie Ahntmg m haben. 
Seine .tErwidening^ ' hat eist seine völlig verfdüte AuiTaasong deutlich ge* 

rii K ht. Der Grund, weshalb Herr Wolf in den Kern der Maxadstiachcn Ent- 
wicklungstheorie nicht eingedrungen ist, dürfte darin zu suchen sein, dafs 
er diesmal versäumt hat, die einschlägigen Quellen aufser dem „Kapital" 
zw studieren. Zur KonstniktMüi (icr marxistischen Geschi(hts])hilos()jjhie 
ist Kenntnis nicht nur der kleinen Si hriflen von Karl Marx, sontleru auch 
der Engeischen Schriften unerläfslich. Das was wir Marxismus nennen, 
ist eben das von Marx und Engels ausgebildete System. Da& Wolf 
die Engelsschen Arbeiten, nameniUch den Anti-Dtthiing glaubte ignorieren 
zu dürfen, hat ihn diesem in der That äufserst verhängnisvollen Irrtum zum 
0)ifer fallen lassen. Hätte er zum Beispiel m letztgenannter Schrift 
(2. Aufl.) auch nur die Seiten 139, 141, 157, 254, 256, 263 unter anderen 
verwertet, so wäre das gänzliche Fehlgehen in diesem entscheidenden Punkte 
vielleicht veruiieden worden. 

Zu 9. Herr Wolf ist des trü( knen Tons nun satt, in dithyram- 
bischem Schwünge wendet er sich gegen meinen theoretisch wichtigsten 
Einwurf: er habe voltetändig den antiethischen Charakter des Marxismus 
vetkannt. Seme Entgegnung ist ebenso nichtssagend wie sie schwung- 
voll ist. Zunächst verweise ich auf das zu 4. Ausgeführte. Es ist ein 
durchaus unerlaubtes Verfahren, wenn Herr ProfessOT Wolf einmal den 
Marxismus, das andere Mal die Restrebtmgen der sozialdemokratischen 
P-artei /aim (gegenständ tkr Erörterung wählt. Was würde man von 
einem Gelehrten halten, der die Theorie eines Ricardo, Say oder Bastiat 
mit Hinwei.sen au( das Progrannn etwa der freisinnigen Partei widerlegen 
wollte? Ich habe es wie in meiner Kritik so in dieser Duplik ausschlieis- 
lich mit den Lehren des Marxismus, diesen im oben beieichneten Sinne 
als das von Marx und Engels ausgebildete wissenschaftliche System verstanden, 
zu thun. Übrigens — im Vorl)eigehen — verkennt Wolf auch g^zlich 
den (ieist des sozialdemokratischen Partei - Programms. Wenn er die 
Artikelserie „Der Entwurf des neuen Parteiprogramms" in der „Neuen 
Zeit" (1890/91 Band ID gelesen hätte, wurde er auch über dieses anders 
urteilen. Ich empfehle sie ihm zur Lektüre und verweise ihn schon 
jetzt auf folgenden Passus (S. 786/87) : „Die Gedankenfolge im Entwurf 
des Parteivorstandes (NB« wie er m Erfurt nicht xur Annahme gelangte) 
ist folgende: Die heutige Produktionsweise schaflit unertrtfgUcbe VethBlt- 
nisse, darum müssen wir sie beseitigen, deshalb streben wir den Kommu- 
nismus an , , . Dafs die kapitalistische Gesellschaft selbst die Bedingungen 
des Kommunismus schafft, wird nur nebenbei erwähnt. Unseres Er- 
at htens ist die richtige < iedankenfolge '^wie sie dann im Erfurter Programm 
adoptiert wurde) diese : die Produktionsweise schafft uuerträglii he Ver- 
hältnisse, sie schafft aber auch die Möglichkeit und Notwendigkeit des 
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Konmiuiusiiius. Notabene, diese MOglidtkeit und Nodrendigkett besteht 

in allen Ländern kapitalistischer Ptodaktkntsweise, ohne Rücksicht danuf, 
ob eine sozialistische Bewegung m ihnen hemcht oder nicht, die dns 
erkennt oder nicht" usw. Nun zum Marxismus. Auch ihn „spricht Herr 
Wolf als ein ethisches System an/' und behauptet, dafs die Verwahrung 
der beiden Begründer des Marxismus gegen eine ethische Deutung 
,,einen Widerspruch enthalte". Ditficile est satiram nun scribere! Ver- 
sttcben wir ernsthaft su bleiben. Offenbar von z«vei Diugeu eins: ent- 
weder ein sodalphaosophisches System steUt bestehende Zustande dar, 
miftt sie an einem ethttchm Mafsstabe, erachtet sie für unzulänglich 
und fonkrt auf Grund eines ethischen Urteils deren Änderung; so alle 
Sozialisten bis auf Rodbertus und I .assalle. Oder: ein System hat zum 
Inhalt, nachzuweisen wie bestehende Zustände Vraft der ihnen inne- 
wohnenden immanenten Eniwickelungsejesetze mit ..Naturnotwendigkeit" 
zu einer Änderung gedrängt werden, uuaijhängig davon, ob die Änderung 
Tom Standpunkt der Ethik aus gefordert wird oder nicht. So Marx und 
Engels. Dieses zweite System ist antiethndi als System, mag nebenher 
noch soviel persönliche Entrüstung von Seiten seiner Verfasser herlaufen, 
sie bringt in das System, in die Beweisfüh rung, und auf diese 
kommt es an, keine Ethik hinein. „Der Zofn, der den Poeten macht, 
ist bei der Schildenrng der Mifsständc ganz am Platze" sagt Engels 
gerade an emer wichtigen Stelle des Anti-Duhnmg '2. Auti. S. 140 , wo 
er gegen die ethische Bewcisüihruag Protest einlegt. Die Ignorienmg 
der Rthik soll nun einen Widerspruch im System des Marximus bedeuten ; 
dieser „thue nur so" antieUiisch, münde aber sddiefslich doch rm in eine 
ethische Forderung I Und dazu seit dem kommunistischen Manifest der 
heifse Kampf seiner Begründer gegen den „utopistischen'* Sozialismus 
der nichts anderes bedeutet als den Kampf gegOl eine ethisch-sozialistische 
Beweisführung! Und dazu der grofse Apparat der materialistischen Ge- 
schichtsthenrie , deren Inhalt eben darin gipfelt, dafs wie alles Geistige 
so die Kthik nur ein Niederschlag der ökonomischen Produktions- 
bedingungen sei. Und dazu 3 Hände „Kapital**, während doch fiir die 
„ediischc" Beweisführung der Nachweis der Mifsständc und ihrer „Un- 
gerechtigkeit" genügt, es einer Entwicklungstheorie gar nicht bedurft hätte. Ja 
hat denn Herr Professor Wolf auch nie den zweiten Band des „Kapitals" 
aufgeschlagen? Was in aller Welt sollte der lUr einen Sinn haben — 
vom dritten, der über 1000 Seiten fassen wird» ganz zu schweigen! — wenn 
die Mar\s(-he Ueweisfühnuig darin gipfelte: un.sere ( lesellsrhaftsordnung ist 
schlecht und ungerecht, darum mufs sie beseitigt werden?! Wie Herr 
Professor Wolf in den Marxisnnis als wissensrhaltliches System auch nur 
den geringsten Sinn bringen will, wenn er ihn verethisiert, ist mir gaiulicb 
unklar. Hier tücht sich die Manier Woifii. Seine praktische Sorge, den Staat 
vor dem Untergange zu retten, hat ihm jede ruhige, theoretische Erwägung 
abgeschnitten. Kaum bat er von „Ausbeutung" und ,3xpn>pnateuis" gelesen, 

Archiv für mi. GcMtitbf; Sutlstik. VI, 1 1 
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so ruft er auch schon Feutf iiiid eitt ftir Spritze, um den Brand zu löschen. 
Das mag, ich wiederhole es, sehr gemeinnützig sein: \vissenschaftlich ist 
es nicht, es macht jede theoretisrhe Anseinanderscmmc^ iinmöi^lirh. 
Statt in den (Tcist de^ Mirxischen Systems einzudringen und l\x Iragen, ol» 
hier denn ethische Kr^vagungen überhaupt Raum haben, klammert 
sich Herr Wolf an die Phraseologie von Marx, an Worte, Worte aus 
denen zum Teil er selbst erst ein prakttsch-ethisdies Urteil ganz willkürlich 
herausliest, wie zum Beispiel aus dem Wort .«Plusmacherei'S das» wie jeder 
l)farxl&ier doch weifs, nur den rein theoretischen Sinn der Mehrwert- 
crzeugung hat. Ich m ifste ein Buch schreiben, um systematisch das 
Gesagte zu begründen. Das würde nichts anderes als eine Darstellung 
des Mirxigrau=; seihst sein Ks würde freiUch Herrn Wolf auch nichts 
nützen , denn er wurde es elieuso wenig gründlich lesen, wie er die 
Schriften von Marx und Engels grundlich gelesen hat. Um jedot h Herrn 
Wolf einiges zur Belehrung zu bieten, verweise ich auf folgende .Stellen, 
die mir gerade in den Sinn kommen. Dafs Marx in seinem „Kapital'' 
kme Veranlassung hat, über das Verhältnis von Ökonomie zur Ethik sich 
auszulassen, liegt in der Anlage des Werkes, worin „das ökonomische Be- 
wegungsgesetz der modernen Gesellschaft" enthüllt werden soll. Gleich- 
wohl finden sich :uuh in ihm mehrfache Ausla.ssungen dai ül>er, dafs Marx einer 
ethischen Wertung der bestehenden Zustände kernen wisscnschnftHrhen Wert 
beimifst. Gleich die erste X'orrede enthält bezügliche Hetnerkungen. Seite 
156, 157 (4. Autlage; heifst e.-> /um Beispiel gerade bezuglich der so oft mit 
eüiischem Gehalt fälschlich versehenen Lehre vom Mehrwert beztehungswctse 
der Mehrarbeit: „Der Umstand, dafs die tägliche Erhaltung der Arbeits« 
kraft nur Vi Arbeitstag kostet, obwohl die Arbeitskraft einen ganzen Tag 
wirken, arbeiten kann ... ist ein besonderes Glück für den Käufer, aber 
durchaus kein Unrecht gegen den Verkäufer.** 

Den eigentlichen Aufschlufs ül)er den (leist des Marxi.smus vermögen 
uns aber naturgemfifs erst die andern Schriften iler lieiden Bes^'ündt-r, 
die mehr geschichts-philosophischen Inliali hatn-n nx celien. Ich \er- 
weise Herrn Wolf zunächst auf den (iesamtiniiait des kümuiuni.stisi hen 
Manifests- dann aber insbesondere auf folgende Stellen: 

Im „Herr Vogt" (Seite 35) betont Marx nachdrücklichst, dafs es sich 
der Sozialdemokratie nicht um Durchführung irgend eines utopistischen 
Systems handeln, sondern um „selbstbewufste Teiln dune an dem unter 
unscrn Augen vor sich gehenden geschichtlichen Umwälzuogsprozefs der 
Gesellschaft". 

In seinen Briefen über Prmidhon (,,So/iai(Uii:i krat" Nr. t6, 17, 18, 
Jahrgang 1865'j sagt er über Prou(lhf>n ,,er eni lehnt den Sozialisten die 
Illusion, in dem Elend nur das Elend l\\ erblicken, statt darin die revolutio- 
näre, zerstörende Seite zu erbKcken, welche die alte Gesellschaft umstttrsen 
wird". Diesen Grundgedanken seiner Weltanschauung hatte Marx schon in 
der „Mis^*' (Übersetzung 1884, Seite 1 16 ff.) ausgesponnen. Es ist wesent- 
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Üch die Mephistopheluche GeschichtsphikMopliie, die er sich hier vn eigai 
macht Triebfeder allen Fortsc hritts ist ihm „die Kraft, die stets das Böse 
will und stets das Gute schafft". „Die schlechte Seite ist es, welche die 
Bewegung ins Le!)en ruft, welche die Geschichte macht dadiin h. dafs 
sie cUn Kampf zcitigi." Dieser wird den Äiensrhen aufgedrungen, die 
ihn kämpfen musäcn, nicht sollen. Alle elhisc he Gesrhichtsauffassimg 
beruht darauf, dafs sie, wenn nicht an einen allmälichen liiunipi, so 
wenigstens an einen fortwährenden Kampf des bewufst nnd pflichtmfllsig 
zur Anwendung getmichten Guten glaubt Diesen Standpunkt nahm 
Proudhon ein und wie verhöhnt ihn Marx! Wo bleibt da die Ethik, die 
Forderung des Besseren „namens der Gerechtigkeit", vom „Rechts- 
standpunkt" aus, wie Herr Professor Wolf schreibt?! Die Geschichts- 
auffassung \on Marx i.st wahrhaftig unendHrh viel zu kompliziert, al«; dafs 
sie sich in den von Herrn Wolf bereit gehaltenen Schablonen unter- 
bringen liefst. 

Und nun zum Überflufs für jeden« der in den Geist des Marxismus 
emg^dningen ist und deshalb keiner „quellenniäfsigen" Belege mehr be- 
darf, einige Engelssche Auslassungen: i 

In der Vorrede zur deutschen iU)ersetzung der „Misere" (18841 Seite 
X,) sagt Engels, auf Marx bezugnehmend: „Die obige Nutzanwendung 
der Ricardoschen Theorie /'sc. 1 orderung des vollen Arbeitsertrags, wie 
sie zum Beispiel Kodbertus zog!) ... ist wie Marx andeutet, ökonomisch 
formell falsch, denn sie ist einfach eine Anwendung der Moral auf die 
Ökonomie . . . Marx hat nie seine k o rn m u n i s t i s c h e n F o r d e r u n g e n 
hierauf (sc auf unserm sittlichen Gefühl) begründet, sondern 
auf dem notwendigen, sich vor unsem Augen täglich mehr und mehr 
yolfaeiehenden Zusammenbruch der kapitalistisdien Produktionsweise; er 
sagt nur. dafs der Mehrweit aus unbezahlter Arbeit besteht» was eine 
einfache Thatsache ist." 

Oder aus dem „Anti-Dühring" '2. Aufl. 1886): 

Seite 140. ,, Dieser Appel! an die Moral mul das Kei ht hilft uns 
wissenschaftlich keinen Finger breit weiter; die ökonomische Wissensihaft 
kann in der sittlichen Entrüstung, und wäre sie noch so gerechtfertigt, 
keinen Beweisgrund sehen, sondern nur ein Symptom.*' 

Seite 148. „Wenn wir fUr die heranbrechende Umwälzung der 
heutigen Verteilungsweise der Arbeitserzeugnisse . . . kerne bessere Sicher- 
heit hätten als das BewufsLsein. dafs diese Verteilungswetse ungerecht 
ist imtl dafs das Recht doch endlich einmal siegen muf», so wären wir 
übel daran und konnten lange warten." 

Seite 253. „Hiernach sind die letzten Ursachen aller gesellschaft- 
iichen \ eränderungen und politischen Umwälzuiigen zu suchen nicht in 
... ihrer (der .Menschen) zunehmenden Einsicht in die ewige Wahrheit 
und Gerechtigkeit, sondern in Veränderungen der Produktions- und Aus- 
tauschweise." 

II* 
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Seite 268. „Sie (die Besitzergreifutig der sämtlichen Produktions- 
mittel durch die Ciesellschaft) wie jeder andere gesellschaftliche Fort- 
schritt wirii ausführbar nicht durch die gewonnene Kin.si( ht, dafs das 
Dai>ein der Kiojisea der Gerechtigkeit, der Gleichheit etc. widerspricht 
. . . sondern durch gewbse dkonomiadie Bedingungen . . 

Aber wozu die Stellen häufen? Herr PtofeBaor Wolf wird keiner vod ihnen 
Verständnis oitgegenbringen ; weifs er ja noch nidit einmal, was der Mands» 
mus mit „Veigesdlschaftung des Produktionsprosesses" mdnt und hierauf 
als auf die ».notwendige Bedingung" des Kommunismus, als auf die Con- 
ditio sine qua non einer höheren Gesellschaftsordnung spielen naturgemäls 
die meisten der einschlägigen Stellen an. — 

Zum Schluss möchte ich noch einmal ausiliiu kin. ii wiederholen, dafs 
die im Streit der wissenschaftlichen Meinungen nicht übliche Scharfe, 
mit der ich Heim Professor Wolf entgegentreten zu mUssen glaubte, 
keineswegs durch eine, wenn auch nodi so weitgehende Divergenz 
unserer Ansichten hervorgerufen worden ist Um was es mir — wie wohl 
allen übrigen Kritikern des Herrn Wolf — von der ersten bis zur letzten 
Zeile, die ich gegen ihn geschrieben habe, zu thun war, ist der Protest 
gegen die von ihm angewandte Methode. Die Leichtfertigkeit — es 
gibt kein milderes W Ort dafür nnt weit her er die tiefsten geschichts- 
philosophischen i'robleme abhandelte, mit der er Statistik trieb, mit der 
er an tlie Beurteilung eines so grofs angelegten Systems, wie des Marxis- 
mus, herangegangen ist — die wollte idi treffen, gegen sie mit aller 
innersten Überzeugung mich auflehnen. Dafs mir persönliche Motive 
fem lagen, brauche ich kaum zu versidiem; ich habe Herrn Professor 
Wolf nie gesehen. Aber was ich eingangs meiner Kritik sagte — 
die vielen bestechenden Eigenschaften des Wolfschen Buches machten dies 
für die Sa<he gefährlich. Gegen das Talmi, das hier in Kurs gebracht 
werden sollte, mufstc die wissenschaftliche Welt energisch protestieren. 
Und sie hat es gethau. Herr Profc«^sor Wolf wird manches zu bedenken 
haben, ehe er seinen zweiten Band in den Druck gicbt. 
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Jay, RaouL Professeur fi la Kirulte de droit de Tirenoble, P.htdet 
Sur la qutsäon ouvrüre eu Siusse. Parü, 1893» L. Lar<^ & Forcel» kl. 
8» 308 S. 

Die vorliegende Schrift in welcher Raoul Jay in Grenoble drd 
Arbeiten vereinigt hat, welche als Fnicht seines mehrjährigen eifrigen 
Studiums der srhweize fischen Arbeiterverhältni'^se m V>etrarhten sind, hat 
vor allem die iiestiramung, seine l-andsleute anzus[)orncn, in der Arbeiter- 
gesetzgebung mit den industriellen Nachbarstaaten gleichen Schritt zu 
halten. Der Verfasser ist nicht nur in seiner Heimat als einer der 
eifrigsten Vorkämpfer auf diesem Gebiet bekannt, sondern er hat auch 
in detttsdien Zeitachiiften diese Fragen m sehr interessanter Weise be- 
sprochen. 

Die erste Abhandlung ist der gesetzlichen Beschränkung der Arbeits« 
zeit gewidmet. Sie weist mit allem Nachdruck auf die versrhicdenea 
schwachen Punkte hin, welche sich bei der Ausführung dieser BestminuingeJi 
gezeigt haben. So vor allem aus aut" die Schwierigkeit der iJctHiition 
des Begriffes Fabrik und auf die Inconset^ueniieD , die sich immer er- 
geben mflsseo, so lange nidit ein «c h w e iserische» al^emeines Geweibe- 
geseta an die Stelle des jetzigen Fabrikgesetaes tritt. Sie zeigt, welch 
sdiwierigen Stand <fie mit fast gar keinen Kompetenxen ausgerdsteten 
eidgenössischen Aufsichtsbeamten gegenüber den Anfeindungen des Ge- 
setzes nicht nur durch die Industriellen, sondern hie und da selbst durch 
die Arbeiterschaft hatten, wie viele der zur Ausführung berufenen AmtsstcUen 
dem Gesetz, sehr abgeneigt waren und wie eine uberniäfsigc Gestattung 
von Überstunden, die zwar namentlich von deutschen Gegnern des Maximal- 
arbeitstages ins ungeheuerliche übertrieben worden ist, selbst bei wohl- 
wollend Gesinnten das Zutrauen auf dessen Zwe<^n^sigkeit enchtttterten. 
Sie schildert, wie der Bundesrat dnich zahlreiGhe biterpretationen md 
Edasse eist einen festeren Boden für die Ausflihnmg schaffen mnfite; wie 
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diese aber nach und nach immer besser gelang, weil der Nutzen dieser 
Geset7.esbcstimmung immer deutlit her si( h herausstellte und schUe(slich 
von zahlreichen einstigen Gegnern anerkannt wurde. 

Die Frage da* Hüfiarbeiten wird vom Verfittser in ebem tieMmderen 
Abschnitt besprochen und nachgewiesen, wie geiade die Anwendung 
dieso* Bestimmung eine gant besonders Ueikle sei und Mifsgriffe dieselbe 
bereits zu einer wahren Gefahr fiir das g.mzi- Gesets haben werden lassen. 
Er berichtet, wie der Bundesrat erfolglos sich bemüht, eine zutreffende 
und gegen Mifsbrau<:h sicherstellende Umsrhreibvmg dieses Ausdrucks zu 
finden, untl wit- er auch auf eine timfassende Liste alles dessen, was als 
Hilfsari )eit /u l)etrachtcn sei. \er/ichtete, um schliefslich in den einzelnen 
streitigen l älleu unter Zuruic/ieliung von .\rbeiteru und Arbeitgebern den 
Entscheid ai trefTea. 

Ein besonderes Kapitel ist der Wirkung des gesetzlich beschiflnkten 
Arbeitstages gewidmet. Namentlidi an der Hand der früher in dttsem 
Archiv geraachten Angaben wird der Nachweis geführt, wie die Unschäd- 
lichkeit für die Produktion oder eine so kleine Einbufse sich herausstellte, 
dafs sie durch anderweitige X'ortheile aufgwogen wurden und es wird 
vornehmlich darr\uf aufmerksam gemacht, wie aus den Reihen der Akkord- 
arbeiter keine Klage gegen den Maximalarbeitstag ergangen und wie die 
eifrigsten Gegner und L'mgcher desselben, die Maschinensticker, zum Ver- 
band zusammengeschlossen, sofort mit wirksamster Handhabung der für 
die Fabriken vorgeschriebenen Nonnalarbeitssett begonnen. 

Ein fUnAes Kapitel bespricht die Bestrebungen nach weiterer Ver« 
küncung des Arbeitstages auf lo Stunden imd zwar nicht nur in den 
Fabriken, sondern in allen industriellen Betrieben ; er schildert die Schwierig- 
keiten, die sich denselben entgegenstellen und wie die Bundesregierung 
daran zweifelt, dafs der Zehnstundentag als ein für alle Industrien gleich- 
inälsig geltender eingeiuhrl werden könne. Die Regulierung der Arbeitszeit 
erwartet er vornehmlich — wie auch die schweizerischen Gewerbevereine 
von den entstehenden Beruf^enossenschaften reguliert zu sehen. Der 
Verfasser hofit, dass die Kantone das Werk an die Hand nehmen, vor 
dem der Bund einstweilen noch zurückscheut. 

So geht die Bewegung zu Gunsten des Ausbaues der Arbeitergesetz- 
gebung in der Schweiz, wie der Verfasser aus allen angeführten That- 
saclicn imd l>e()l);u hlungen schliefst, stets vorwärts, jcdncli langsam; aber 
diese Methode, wie sie hier befolgt wiril, hat mindesstcns den Vorteil, dafs 
die erlangten Resultate, wie die KrfaJirung l>eweist, als bleibende betrachtet 
werden dürfen. 

In gleicher Weise schildert der Verfiiaser in seiner zweiten Arbeit, 
wie die Schweiz allmählich zu dem, von einem mehr als DreivierteÜsmehr* 
heit gefa&ten Volksbeschlufs von 1890 gekommen ist, die obligatorische 
Kranken- und Unfallversicherung einzuführen. Er beginnt mit der Dar- 
stellung des an die deutsche Gesetzgebung sich anlehnenden Gesetzes über 
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die Haftpflicht der f^isenbahnen und Dam|)fschiffunternehinungen, mit dem 
Hinweis, wie daiui im Fabrikgesetz von 1877 die ersten Grundlagen eines 
Haftpflichtgesetzes für die Fabriken gelegt, im Jahre 1881 zu einem 
dgentlichen Gesetz ausgestaltet worden seien; wie die Furcht vor den 
Folgen für die Industrie zu einer Besduänkung der E^tschädignngisunime 
geftlhit hab^ wie die Halbhdten, die im ^insen Gesetz lag«^, zu immer 
wählend emeuten Angriffen auf dasselbe fühlten, wie es als dn „Aus* 
nahmcgesetz" venirtcilt und der Ruf erhoben worden sei, man möge 
doch auf das genieine Recht zurürkkommen. Aber auch in anderer 
Richtung wurden stets aufs neue Bedenken geltend gemacht. Sie richteten 
sich vor allem auch gegen die Thatsache, dafs nur ein Bruchteil der 
arbeitenden Klassen geschützt sei. Dies führte 1887 zu emer Ausdehnung 
des Gesetses auch auf andere Industrieen, zu einer Reihe verbesserter 
VorschnAen fürseme Anwendung» aber all* diefe vomochte den Widerwillen 
nicht zu beseitigen, den Viele dem Gesetz en^genbrachten. Selbst solche^ 
die ihm nicht eigentlich abgeneigt waren, warfen dieser Spezialgesetz» 
gebung vor, dafs sie auf bedenklicher Weise die Idee der persönlichen 
Verantwortlichkeit des Fabrikanten und diejenige der Versicherung gegen 
Unfälle vermenge. Wie der ^'erfai>^ier nachweist, stellten sich eine Menge 
Mängel und U beistände bei der Ausfuhrung heraus. Zu allgemeiner Ver- 
sicherung der Arbeiter gelangte man auf dem bisher betretenen 
nicht, obwohl die abgeschlossenen Versicherungen drca */| deiselben um- 
faßte. Es war nicht einmal möglidi, gegen jeden Risiko zu versichern, 
z. B, gegen denjenigen durch die in die Haftpflicht einbezogenen Krank- 
heiten, die Entschädigungen fielen vielfach nicht dem Gesetz entsprechend 
aus. Niemand war zufrieden. Man sah ein, dafs die Lösung des Problems 
auf einem andern Weg /u suchen sei. Ks erschien am wahrscheinlichsten, 
dafs man sie in einer allgemeinen obligatorischen Unfallversicherung finde. 
Ihre Einfiihrung erforderte aber auch die Einschaltung eines neuen 
Artikels in die Bundesverfassung. Das Prinzip wurde fast einstimmig an* 
gemmunen; aber das Schwierigste die Ausführung — bleibt noch 
übrig. Sie wird aber kommen, denn die öffentliche Meinung erkennt die 
Notwendigkeit an und diese Anerkennung wird die Durchführung ermög- 
lichen trotz aller Schwierigkeiten. 

Der dritte Aufsat/, bringt das Bild der Entstehung und Wirksamkeit 
des schweizerischen Stickereiverbandes, welcher, Mitte der 80 er Jahre 
durch die Notlage der Stickerei hervorgerufen, nach kurzer Zeit fast alle 
Siickma-schmenbesitzer der Schwei/., des angrenzenden Vorarlberg und 
zum Teil auch m den süddeutschen Staaten um6iste, die im Ganzen 
etwa 25 000 Maschinen besa&en und etwa 60000 Mensdien beschäftigten. 
In rascher Darstellung zeigt der Verfasser, wie Punkt um Punkt die 
Arbeiterverhältnisse zu regeln versucht wurden, wie den Arbeitern dn 
Minimallohn gesichert, immer ausgedehnterer Rechtsschutz gewährt wurde, 
wie ächritte gethan wurdm, der zeitweisen Arbeitslosigkeit durch Regelung 
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der /Vrbeitsieit vorzubeugen. Kr gewährt uils auch cmcii Lmblick. wie 
offen und insgeheim der Eigeniuitz von Gfoft und Klei» sich geltend 
machte, VonchiiAen umgangen, wie auf a]|e Arten versucht wurde, 
den Verband au Fall ru bringen. Die gewaltige Eneigie, welche der 
leitende Vorstand entwickdte, fehlbare Mitglieder zur Erfüllung ihrer 
Pflichten zu zwingen, schwere Bufsen, Verhängung eines mit aller Stroige 
durchgeführten Boykotts vermochten nicht, den Verband vor immer 
gröfscrer Erschütterung 7\\ bewahren. Und als die Stickerei eine schwere 
Krisis dur( hziimachen hatte, bald Arbeitsmangel, bald niedrige Lohne die 
Arbeiter und Arbeitgeber — namentlich auch die kleinem — zur Ver- 
zweiflung braditen, bradi dn dorm los, der nicht mehr beschwichtigt 
werden k<mnte. Zahlreiche Austritte erfolgten und die Fortexisteme des 
Veibandes ist heute eine fragliche. 

Die Darstellung Jays beansprucht namentlich das Interes.se derjenigen, 
die sich um die Frage der Berufsgenossenschaften interessieren. Der 
Stickerei verband benihte auf Freiwilligkeit. Er gewann überraschende 
Ausdehnung, erfreute sich vorlreftlicher T/eitung und seine Leistungen 
waren allgemein anerkannt. Aber er inufste nnturgemäfs eine greise Zahl 
EiiueUnteressen verletzen. Anfeüidungen, an Zaiil und Umfang täglich 
gonehmend, eriioben sich. Eine Periode anhaltend schlechten Geschäfts- 
ganges trat ein und damit Rebellion von allen Seiten. Alles Gute, das 
der Verband geleistet, wurde veigessen; teils gleichgdtig, theils höhnisch 
sieht man seinem Untergange entgegen. 

Tausende hatten, hn Hinblick auf den Sticker\ erband, an die Mög- 
lichkeit geglaubt, dafs Benifsgenossenschaften ohne staatlichen Zwanf? ije- 
geschaffen werden und bestehen können. Das Schicksal des .Stickerei- 
verbandes hat ihre Zuversicht schwer erschüttert. Kein Ereignis hätte, 
wenigstens in der Schweiz, mehr dazu beitragen können, den obligatorischen 
Beni&genossensdMften Freunde und Anhänger zu erwerben, deren Gegner 
SU bekehren. 

So sind denn alle drei Arbeiten des Verfaasets geeignet, groises 

Interesse wachzurufen, belehrend zu wirken. Herr Jay hat auf wietlcr- 
holten Studienreisen in der Schweiz deren Verhältnisse genau kennen 
gelernt. Er beweist dies tlurch seine ganze Darstellung, Er hat auch 
diejenigen Punkte mit raschem Verständnis herauszuheben gewul'st, welche 
in der Lösung der .Arbeiterfrage in der Schweiz euie besonders bedeutungs- 
volle Rolle spielen. Es ist sehr zu wünschen, dais namentlich sein* 
Landsleute die Erfidirungen des Uemen Nachbarlandes und die Lehren, 
die sich aus don Entwicklungsgang seiner Arbeiterschutegeaetigebung er- 
geben, ledit beherzten. 

MoUis. F. SCHULER. 
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Gra/^ Eduard, Dte Auiteiiung der Allmend m der Gemeinde 
Selau. Bern, Wyfs, 1890. 136 S. 

Die Schweiz wird mit Recht als eine volkswirtschaftliciie untl sozial- 
politische Versuchsstation bezeichnet. Und zwar ist sie es in do|jpelter 
Beddning. Dom einmal smd mandie Oiie^iusationeii, Emriditungoi und 
Nonnen« deren Ausbildung in die Veigangenhett fällt, in der Schweis 
nodi jetzt lebensirisch erhalten, während »e in den meisten anderen 
l,ändern Ms auf die letzten Spuren vertilgt sind. So können wir denn in 
der Schweiz ein lebendiges Bild von Zuständen gewinnen, über die uns 
sonst nur zum Teil sehr dürftige urkundliche Zeugnisse erhalte« sind. 
Sodann sind aht- r auch wieder Gesetze und Einrichtungen, welche anders- 
wo noch nicht oder doch nur in ihren Anfängen bestehen, in der Schweiz 
bereits vollständig eingeführt worden und in Wirksamkeit getreten. So 
hat denn dieser kleine Republikenkomplex eine seinen tenritorialen Umfang, 
seine Bevölkerungszahl und seine politische Stellung weit fiberragende 
Bedeutung fUr den voIkswirtschaftUchen und aozialp<diti8chenF<»8cher. indem 
er uns den Anblick sonst bereits abgestorbener und sonst noch nicht 
lebendig gcworclrner Einrichtungen und ihrer Wirkungen gewährt. Zu den 
letzteren gehört unter anderem eine sehr weit entwickelte Arheiterschutz- 
gesety-eebung, ein volkstümliches Schulwesen mit weitgehender Beseitigung 
des Schulgcldeh, eiu unentgeltliches Begräbniswesen u. s. i.; zu den 
dsteren das AUmendwesen nut seinen tiefeingreifenden sozialen Wirkungen. 

Die Allmend befindet sich in einigen Gebiigßkantonen noch im Be- 
sitz grofser Verbände, welche sich uns als die unmittelbaren Nachfolger 
des früher allgemein in den Gebieten deutscher Besiedelung vor* 
handen gewesenen Markgenosssenchaften darstellen. In den meisten Kan- 
tonen freilirh ist an die Stelle der alten NTirkrinilmend die neue Ge- 
memde- und Kor])orations-.\llmend getreten, entsprechend der Auflosimg 
der Markgeuosscnchaü in eine Anzahl kleinerer Ortsgcmeuiden oder Per- 
sonal- sowie Realgenossenschaften. Zugleich findet sich in der Schweiz 
die weitere Eigentilmlichkdt vor, dafs die Allmend in dem gröistoi Teil 
der Kantone nicht an die moderne politische Gemeinde (die sog. Ein- 
wohneigemeinde), sondern an die in ihren Kompetouen sehr beschränkte 
Bfl r gei gem einde oder an eine von dieser gesonderte Real- bez. Personal- 
genossenschaft gelangt ist. Auch ist das bürgerliche Nutzungsgtit, wie man 
die Allmend auch l^ezeichnet, mehrfach aber dtirchaus nicht allgemein in 
das Privateigentum der ehemaligen Nutzniefser übergegangen. 

In früherer Zeit — bis zum Schlufs des vorigen Jahrhunderts — ge- 
schah dies gewöhnUch dadurch, dafs aus der Sondemutzung der einzelnen 
AQmendstOdce, die den einzelnen BUigem von der Allmendverwaltung 
zugeteilt worden waren, im Laufe der Zeit auf dem Wege des Ge- 
wohnheitsrechts das Sondereigen wurde. Am Schlufse des vorigen 
und am Anfange dieses Jahrhunderts, namentlich zur Zeit der soge- 
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nanntet! Helvetik wurde dagegen die . Verteilung des Allmend zu 
Frivateigentuin von der Gesetzgebung mit Zielbewofttsein ins Auge gefafil 
und durchgefühlt. Der physiokradchen Ideenrichtung folgend, suchten 
die Regierungoi und GememdeTerwaltungen jener Zdt in der Sdiwds 

ähnlich wie in anderen Ländern alles Heil in der Steigerung des Produktioa 
und r5e\ ölkerung und sahen in der Aufteilung der bürgerlichen Nutzungs- 
giiter unter die Nutzungsberechtigten /n Privateigentum ein wirksames 
Mittel zur Erreichung dieser Zwecke. Seither freilich ist diese Volkswirt« 
schaftiiche Richtiuig durch die i>ozialpüUtii>che aligelöst worden. Seit- 
dem für die früher übersehenen günstigen sozialpolitischen Folgen der 
bttiigerlichen Nutzungen der Blick und das Verstiodnis gewonnen worden 
ist, hat man diesen Standpunkt gegen die weitere Verteihmg der Allmen- 
den zu Privateigentum ins Feld geführt 

So ist denn auf die Zeit einer kritiklosen Feiudsduift gegen die 
Allmenden eine Periode kritischen Wohlwollens eingetreten, in der man 
die Alimenden, soweit sie noch nicht verteilt worden sind, weiter bestehen 
läfst, ohne dafs doch ihre Stellung in der Zukunft prinzipiell gesichert 
wäre. 

Dss Verdienst der an die Spitze dieser Besprechung gestellten Ideinen 
Schrill ist es nun, an den Schicksalen des Bürgergutes eines Sdiweizer- 
kantons und speziell einer einzelnen Gemeinde dieses Kantons den oben 
dtizzierten Kntwickelungsgang des Allmendwesens im Allgemeinen dar- 
gelegt 7.W haben. In einem Mikrokosmus spiegeln sich hier die allgemeinen 
in dem Allniendwesen der Schwdz SU Tage getretenen Tendenzen der ver< 
schiedenen Perioden ab. 

Der Verfasser zeigt uns auf Grund von Urkunden, die der im 
Kanton Lu/ern gelegenen Gemeinde Schötz angehören, wie seit dem 
XVL bezw. XVm. Jahrhundert einzelne Tefle des Bürgergutes abbröckelten 
d. h. wie hier eine secundäre Eigentumsbildung stattfand, welche Licht 
audi auf die in ihren Anfängen undurdisichtige primäre Eigentums- 
bildung wirft. Er zeigt dann weiter, wie angeregt durch die C^eset^ebung 
der Helvetik im J. 1703 die prinzipielle Aufteilung der Burgergüter im 
Kanton beschlossen und teilweise auch durchgefiihrt wird und schliefst 
mit einer kritischen Beurteilung der erfolgten \'erteilung. die im wesent- 
lichen ein negatives Resultat ergiebt. So spiegelt denn diese Arbeit auch 
in ihrem theoretischen Ergebnis den Stand der gegenwärtigen Forschung 
ab, wie sie in ihrem historischen Teil sich in den von früheren Bearbeitern 
des schwazerischen Allmendwesens gewiesenen Bahnen bewegt. 

Wie berdts oben erwähnt wurde, bleibt es dennoch verdienshroU, 
diese allgemeinen Tendenzen in ihrer Ausgestaltung auf einem kleinen (Ge- 
biet mit photogrni)his( her Treue reproduziert und bei dieser Gelegenheit 
zugleich die zift'ennai'sigen Anh;iltspunkte für die Beurteilung der Vor- 
gänge, soweit es mögUch war, beigebracht zu haben. 

Ldpsig. A. V. MIASKOWSKL 
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Hesim, Htinricht Dr^ ordentlicher Professor für Staatsrecht und 
deutsdies Recht an der Universität Freiburg i. B. Das Ruki detAtiiiier- 

venicherung. Für Theorie und Praxis systematisch dargestellt Erster 
Band. Die reichfirerhtlirhen Gnindlagen der Arbeiterversicherung. Dritte 
Abteilung. Berlin, J. Guttentag, 1893. S. 483—837. 

Die \ erliegende dritte Abteilung schliefst den i. Band des Rcsin- 
schen Werkes ab. Die Leser dieser Zeitschrift sind bereits mit Ziel und 
Wesen des Buches bekannt gemacht worden (vgl. Bd. IV. 'iSqiV S. 710 
bis 71 4V Wir begnügen um daher hier unter Hinweis auf jene Hesprechung 
tesLüustcUen, dafs auch die 3. Abteilung die gerühmten \ or7,uge des vor- 
trefllichen Werkes in gleichem Mafse wie ihre beiden Vorgängerinnen 
aufweist: Klarheit, Übersichtlichkeit, Vollständigkeit. 

Der Inhalt da 3. Abteilung wird in zwei Bücher (4. und 5.) ge- 
gliedert^ von denen das vierte Budi „die sodalpolitiscben Lasten", das 
fünfte „die Versicherungsordnung" behandelt. Nach Feststdlung des Be* 
gritfs einer „soziali)olitischen La.st" im Sinne der Versii henmgsgesetze er- 
örtert f!er \>rfas<;er aiisfiihrlirh S. 5"? 7 636' die „Lastenverteilung". 
In diesem Alisrhnitt wird auch der N'atioiialokonom niaiu he aiuregcnde 
Bemerkung imdcn ui»cr die Natur der Versicherung, die einzelnen Arten 
der Versicherung, die Modi der Kostendeckung, der Beitragsbemesstmg 
und dgl. Im fünften Buch, dem letzten des ersten Bandes, werden die 
mehr formalen Fragen der Arbeiterverstcherung abgehandelt. Es zerfällt 
in 3 Kapitel. Von diesen erörtert das erste die Organisation der Ver- 
sicherung und unterscheidet sozialpolitische „Sonderverbände" und sozial' 
politische , .Sonderbehörden'' als die beiden s[ie/.ihs( hen. neuLM sf haffenen 
Organe der Arbeiterversicherung; zu ersteren gehören die krankeukassen, 
die ]knrfsgenossens<'haften , die Invalidilalsversicherungsanstalten , zu 
letzteren Keichsveniichenings- und Landesversicherungsamier. Auch in 
dieMn Fragen der ^Organisation wird zweifellos wieder das national- 
ökon(nnische Urteil geschürft dturch die klare Charakterisierung des 
juristischen Charakters der Institutionen, wie sie Rosin so meisterhaft vor« 
nimmt. Im zweiten Kapitel des fünften Buches bespricht der Verfasser 
„die Formen der Rechtsverwirklichimg" ( Krhebung des Thatbestandes, 
Feststelhingsverfahren , Registrierung und Beurkundung, Streitverfahren, 
Zahlung und Beitreibung , im dritten Kapitel die ..Strafen 

Sehr zu Dank verpthi htet hat uns der Verfa^*r schlielslich noch 
durch die Beigabe eines Lrganzungsbuches (lllaj, worin sich „Nach- 
träge zur Krankenversicherung auf Grund der Novdle von 189a und 
des Krankenversichenmgs- Gesetzes von 1898" finden. Der Zweck 
dieses „Ergiüizungsbuches" ist, in zusammenhängender Darstellung die 
Hauptpunkte hervcnzuheben , in denen der Text der ersten beiden 
AbteüuQgen des ersten Bandes (Einleitung, erstes bis drittes Buch) 
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durch den Erlafs der Krankenversirhenmgsnovelle Aon 1892 beeiiifiiifst 
worden ist. Es soll damit zugleich der innere Zusanunenhang mit dem 
vierteu ujid fuiifteu Buche hergestellt werden, in denen die BestiaimuQgea 
der Novelle zur uumittelbareu Bearbeitung gelaugt sind. 

Rosins Werk, dessen zweiter, spezieller TeO in kürzerem Zeitraiuoe 
als der erst nadi 3 Jahren abgeschlossene erste Band xur Welt 
gebracht werden möge, wird sweifdlos binnen kurzem den Rang eines 
unentbehrlichen Handbuchs erringen, unentbehrlich fiir jedermann, der 
mit der Arbeiterversicherung sei es praktisch, sei es theoretisch sich näher 
SU befassen hat 

W. SOMBAR'r. 

Zusammenfassung der Resultate der wirtschafÜuhm Erforschmg 
Rufslands durch die landschaftliche Statistik. Band II : Die bäuerliche 
Facht der nicht zu den Bauemanteilen gehörigen Ländereien. N'on 
N. Karyscheff, Prolessor an der l'niversität I)or|>at. (Mit zahlreichen 
Tabellen, Kartogrammen und liiagraimnen.; Dorpat 1892. i^ln russischer 
Sprache.) 

Der Referent hat bereits an anderer Stelle den wesentlichsten Inhalt 
der vorliegenden Publikation wiedergegeben i^vgl. Sozialpolitisches Zentral- 
blatt Jahrgang U, Nr. i); hier soll nur in Kuizem die Methode und 
die Gesichtspunkte des Verfassers besprochen werden. Wenn man eine 
Frage wissenschaftlich untersucht, so kann die Abgrenzung des Stoffes 
entweder nach aulseren oder nach inneren Gesichtspunkten vorgenommen 
werden. Wenn man sich von vornherein nur an eine Quelle halt und 
das /AI erforschende Phänomen nur insofern darstellt, als es eben unter 
Benutzung dieser einzigen (^)uelle nioL^licli ist, so hrihm wir ofTenbar mit 
einer äufseren Abgrenzung des Stortes zu thun. .Vhuiclunal ist ein solches 
Vorgehen unvenneidlicfa, und wir kfinnen un vorliegenden Falle dem 
Verteer keineswegs vorwerfen, dafs er sich aussdiliefslich an die statistischen 
Publikationen der Landschaften und des statbtischen Zentralkomitees im 
Ministerium- des Innern gehalten hat. Denn andere Quellen für die 
Kenntnis der bäuerlichen Pachtverhältnisse sind kaum einer statistischen 
Bearbeitung fähig. Der Verfasser hat sieh aber lediglich eine solche 
2Ura Ziele gesetzt. .Allerdings gehen dabei wichtige Züge ganz verloren, 
und der ganzen I>arstelliuig gebricht es an Lebendigkeit. Eine andere 
Beschrankung, welche sich der Verfasser vergöiuu hat, kaim unserer Au- 
sidit nach auch nur rem äuJaerlich motiviert werden, ist aber dabei 
keineswegs in der Beschaffenheit des statistischen Quellenmaterials begründet 
Diese Beschränkung ist schon im Titel angegeben: Die l^erliche Pacht- 
der nicht zu den Bauemanteilen gehörigen Ländereien. Die wichdgste 
Erscheiiuuig im wirtschaftlichen Leben Kufslands seit der Aufliebung der 
X^ibeigenschaft ist die Differenzierung der Bauermnasse, und Kaiyschetif 
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hat ganz klax diesen Prozefs an dem Phänomen der FJauempacht ziffer- 
mäfsig konstatiert. Das aber, was sich an der Hauempac ht der nicht 
bäuerlirhen Läruicreion nur indirekt konstatieren läfst, tritt viel klarer und 
ottenkundiger auf in der Verpatrhtung der landanteUe durch ärmere 
Bauern an ihre wirtschaftlich starken Gemeinde' und Standesgenossen, 
bi den drei kontinentakn Kreisen des Gouvernements Tatirien wird mdir 
als ' 4 der gesamten Batiemantette veipachtetand die verpachtenden Bauern' 
Wirte machen */, der Gesamtzahl aus (vgl. W. Postnikoff, Die südnissisdie 
Riuemwirtschaft (russisch). Moskau 1891, S. 136 fr.). Im Gouvernement 
Ssaniara wird ungefähr ' ,0 aller l'auemanleile verpachtet (Statistische 
Mitteilungen über das ( iovi\ ernetncnt Ssarnnrn 1892, Heft 8, S. 95). In 
den hällen, wo diese Ers<:heinung auch stat: tisc h aufgenommea wurde, 
sollte der Verfasser dieselbe in seinen Beirachtuagskreis ziehen, erstens, 
weil das Vorhandensein einer gewissen Abhängigkeit zwisdien dem An* 
gebot der bäuerlichen Landanteile als Pachtobjekte und der Nachfrage 
nach den nicht bäuerlichen Ländereien möglidi ist und thatsächlich 
konstatiert wird, 2. B. bei den deutschen Kolonisten im Kreis Nikolojewsk ; 
und zweitens, weil ihm die Systematisierung und Bearbeitung dieser Daten 
\ l.'l !( i< hwx fallen würde .ils jedem anderen, welcher eigens zu diesem 
Zwcrkc da.s voluminöse Material wieder dtirrhtnnstern und ex/.crpieren 
nnifstc In der Kinlcitung ( Vll -XIX , ni wt-l« her di-r Verfasser die 
Eigenuimlichketten der russis< hcn PaciuvcrhaltuiSäC hervorhebt und analoge 
£ischeinungen in anderen lilndem gana kurs (X — ^XII) charakterisiert, 
vermissen wir den Hinweis auf die weitgehende Analogie der russischen 
Bauempacht mit der Pachtwirtschaft in Nordamerika, wie sie von Sering 
in seinem bekannten Werke dargestellt wird {Die landwirtschaftliche 
Konkurren/ Nordamerikas in Gegenwart und Zukunft. Leipzig 1887, 
S. 147 -151 . Diese Analogie nnd noch n>ehr die l'ntersrhiede zwischen 
den russischen und ana-rikaniseheii Pachtverhältnissen waren einer ein- 
geiiciiden Würdigung wolil wert. Das Pachtsystciu in Kufsland und in 
den Öüdsiaateu Nordamerikas ist seinem Ursprung nach identisch, t^ti 
den Südstaaten sah man sich gezwungen, nach Aufhebung der Sklaverei, 
aus Mangel an Arbeitskräften und Kapital die Plantagen zu zerschlagen 
und in mittelgrofsen Stücken oder - hauptsächlich an frühere Sklaven — 
in Parzellen zu verpachten." „In Amerika gelten durchgehends ziemlich 
harte Pachtbedingungen . . I )ie Pachtungen laufen allgemein auf kurze 
'I t-nnine, bieten keine Kiniunterung zu Melioratimien. Das amerikanische 
S)^tcia, lieiuL-iki Hiiu) (Ji ftr^'^e in seiner ,.1 anUfragL", ist tfiatsachlich 
schlechter als d;is irist he" t^l. i . S. 147 u. 148/. Die Spekulauou spielt 
in dem amerikanischen Pacfatwesen eine bedeutoide Rolle. Alle diese 
Sige sbd auch Hir die nissische Bauempacht bezeichnend. Die Unter- 
schiede zwischen den russischen und amerikanischen Pachtverhältnissen 
können auf allgemeine Momente zurückgeführt werden, welche ein altes 
politisch und kulturell ztullckgebliebenes von einem jungen gleichzeitig 
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auf der höchsten Kultuistufe stehenden und roQ atten hemin^den Tra- 
dittoaea freien Lande unterscheiden. 

Im ganzen ist die Bearbeitung des statistischen Materials, welche 
Karyscheflf geliefert hat, musiergültie;; ^rofser Fleifs war notwendig, um 
tlas kolossale statisti«iche Material, wcl( hes dem Forsrficr vorlag, zu be- 
wältigen. Schritt für Schritt verfolgt und deckt lvar\scheh die kausalen 
Zusammenhänge auf, wdche in den statistischen Zahlenxeihen ihren Auft> 
druck finden. Wenn sich gewisse Mängel und Lücken vorfinden, so ist 
dies in der Mehrzahl der Fälle in der Beschaffenheit des Qudlenmaterials 
b^ründet Viel zu flüchtig behandelt KaiyscheiT den Rinfluls des Etsen» 
bahntransports .auf die Pachtzinsbewegung (333 ). Dieses Moment, welches 
so gtit ..nntverscU" ist, wie das \\'a( hvMMM .i^r Flevölkerung. bildet neben 
dem letzteren die wirhstigste Rolle in der Meigeniivi; des l'arht/inses. Denii 
Getreidebau als W aren|iroduktiüii ist cr^t durch den l>inn[ttverkehr mög- 
lich geworden. In dem Kampf zwischen den kapitaltosen Produzenten 
aim eigenen Bedarf und (relativ ) kapitalkräftigen Warenproduzenten liegt 
ja das Wesen des Differen7Jeningq>rozesses innerhalb der Bauernschaft. 
Die von Karyscheff gar nicht beachtete „Chutorwirtschaft" ') (meist auch 
auf gepachtetem Boden) im Kreis Nikolajewsk (Oouv. Ssamara) ist in 
dieser Beziehung höchst beachtenswert. Hier wird W eizeti Pur den Markt 
produziert und dieses Ges< halt ist im grofsen und ganzen nur iur kapital- 
kraftigere Bauern muglu h und rentabel: auf einen C hutorhol" konuneu im 
Durchnitte 10 Stück Arbeitsvieh i,vgl. die landwirthalt liehe statistische 
Publikation itber den Kreis Nikolajewsk. Ssamara, 1889 (russisch). 
(S. 64—72.) Dies sind Keime und Anfänge einer der Warenprodtiktion 
filhigen Gro&bauemwirtschaft ; im südlichen RufsUmd, in den sogenannten 
neurussischen (iou\ ernenients scheinen dieselben viel lebenskräftiger zu 
sein (^gl- das citierte Werk von Postnikoft). 

Das Schlufskapitel '371—402'^ resümiert die Krgebnisse der ganzen 
rntersuchung, und ;mknupfend an dieselben deutet der Verfasser seine 
AiLsii hten über die Aufgaben der sozialen Politik gep;entil)er der russischen 
Agrarfrage kurz an. Diese Ansichten gipieln in dem .Satze, dafs alle bis 
jetzt selbständigen landwirtschaftlichen Produzenten sollen und k(innen als 
solche erhalten werden, und das Hauptziel der sozialen Politik des Staats 
müsse die Erweiterung des bäuerlichen Grundbesitzes sein. Diese Auffassung 
leidet daran, dafs sie ganz und gar die unaufhaltbare (irundtendoiz der 
wirtschaftlichen Kntwickelung Rufslands ignoriert und der staatlichen Politik 
ein imernillhares, utopisches - weil in den thatsät hli( hcii ^'erhaltnissen 
nicht begründetes — Ideal aut/vvingi. riuj dies — ganz alit^^esehcn davon, 
dafs ja der Staat, wie Marx und Kngels klar dargethan haben, nie eine 
ideelle tmabhängigc Macht darstellt, sondern der politische Ausdruck der 
jeweiligen gesellschaftlichen Verhältnisse Ist. In einem Lande, wo sich 



*) „Chator** hcifst im Russischen ein isoliert steheDdes iftndüchcs' Anwesen. 
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die kapitalistische Wutschaftsordniing mit dementarer Gewalt Bahn bridit, 
ist ein Staat, welcher durch seine Macht Fonnen ond VeAaltnisse einer 
wirtschaftlich primitiven Entwickelimgsstufe künstlich beadifitzen und 

aufrecht erhalten woUte, geradezu unmöglich. Das ganze wirtschaA- 
Hrhe I.el>€n würde gegen eine solche wahrlich reaktionäre Politik j)ro- 
testieren und rebeUieren. Karyscheff sagt (S. 398): „Kmim ein Jahr- 
hundert isX. verflossen seit den grofsen technichcn Erhudungeu auf dem 
Gdkiete der Industrie, und die industriell entwickelten Staaten sahen sich 
schon gezwungen, im Interesse des sozialen Friedens zur Regelung der 
Verhältnisse zwischen dem Kapital und der Arbeit zu schreiten. Dies ist 
eine natürliche Folge der VerhSltnisse , unter welchen ein grofser Teil 
der produktiven Bevölkerung seine wirtschaftliche Selbständigkeit mit der 
Lage eines ftir T.ohn arl)eitciid(:n Proletariers zu vertauschen genötigt wird 
(.wie daü un Westen bei f'.er allmählichen Verdrängung der häuslichen Klein- 
industrie durch die Fahnivuiclustrie der Fall war). Die gedachten ^'erhällnissc 
treten nnmer ein, wenn die Konkurrenz zwischen kleinen UDterneiuniuigen 
und dem Kapital kdne Besdiränkung erfiüiit Die Erfidtrungen der westitchen 
Länder müssen jedenfalls berücksichtigt wanden, damit, soweit als möglich, 
die Entwickelung anabger Vethältnbse in jüngeren Landern verhütet werde." 
Der Referent mufs aufrichtig gestehen, dafs dieser Passus auf ihn einen be- 
fremdenden Eindruck gemacht hat. Hier sind wesentliche, sozusagen qualitativ 
verschiedene Dinge vermengt. Die staatliche Regelung der Verhältnis'^c 
zwischen den Arbeitgehern und Arbeitern hat nichts mit der Beschränkung 
der Konkurrenz zwischen kleinen Unteniehmuugcn und dem Kapital zu 
thun. [..ctztere wird in Westeuropa niur von den reaktionären Parteien 
im Interesse rüdcständiger Wirtschaftsfoimen befürwortet Leider aber ist 
diese Verwirrung der Begriffe und Tbatsachen wed» ein lapsus cakmi, 
noch ein individueller Fehler von Karyscheff; ae hat viel tiefere Gründe. 
Wenn in Deutschland mit Recht gegen die so oft zu Tage tretende 
falsche Sentimentalität in volkswirtschaftlichen Fraj^en Widerspruch er- 
hoben wird, wie dies vor kurzem Werner .Sonibart gethan hat, ^) so ist 
diese „Richtung" oder, besser gesagt, Stimmung in der russischen national- 
ökonomischen Litteratur geradezu vorherrschend mid eine andere Auf- 
fiosung der volkswirtsdiafUichen Fragen wird als reaktionär und antidemo* 
kratisch angesehen. Sogar die Vertreter der russichen wissenschafUichen 
Litteratur haben leider bis jetzt die slavophilen Träumereien, welche jeder 
historischen und soziologischen Gnmdlage entbehren, nicht überwimden. 
Der Aberglaube der slavophilen Sozialisten Herzen und Bakunin, dafs der 
russiche Bauer ein geborener Sozialist ist, sjuikt noch immer fort und 
trübt auch den wissenschaftlichen Schriftstellern den Bli( k. Der Referent 
ist kemeswegs von vornherein jeder staatlichen Einmischung m die 

') Vgl '«-ine R/«z»-f)sion von H. Losch, „Nationale Produktion'* elc. in Conrads 
Jahrbüchern tur N'iiiiuualökonoiQie uud Suttstik. 
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nissichen agxarischen VerhältnisBe abgeneigt Im Gegenteil» er hat dis 

feste üb^zeugung, dafs eine solche nach allen Ric htiingen hin notwend^ 
ist. Aber man soll nicht der Agraqjolitik ganz utopische Ziele vorzeichnen, 
welche, wenn sie wirklich erreicht werden sollten, nur einen ökonomischen 
Rückschritt hedeuten wurden. Wenn man die Erweiterung des l)äucr- 
lichen Grundbesitzes im Sinne Karyscherts verlangt, sovergifsl man dabei, 
dafs eine solche Erweiterung nur dann volkswirtschaftlich vorteilhaft sein 
kann, wenn dabei die dtifdischnittlidie Giöfte des tAuertidien Grund* 
besitzes bedeutend erhöht wurd. Dies ist aber mit dem Verlust aa 
I^d für eine beträchtliche Anzahl da* Bauern verbunden, d. h. setst 
die Proletarisierung eines Teiles der Bauernschaft voraus. Denn die Aus> 
wandenmg nach Sibirien, wenn sie in grofsem Mafsstabe stattfinden sollte, 
erscheint uns, — obgleich wir auch eine gröfsere UnterstUtmng dersclljea, 
als l)is jetzt der Fall war, seitens des Staates flir notwendig halten — , 
bedenklich aus dem emfaclieu Grunde, weil das europäische Rufslaud 
selbst noch au dünn bevölkert ist. Die Sache liegt ja klar, man soll nur 
den Wahn aufgeben, dafs alle jetst selbständigen landwirtschaftlidien Pro- 
duzenten für die Zukunft als solche erhalten werden können und soUeq, 
und dann ündet die ganze Frage ihre Lüsimg dariut dals einerseits die 
Schaffimg eines der Warenproduktion vollkommen gewachsenen und 
konsuintionskräftigen Hauenistandes , anderseits die Entwickelvmg der 
nationalen Industrie als Hauptzwecke der Volkswinst haftsjjolitik hingestellt 
werden. l>ie Entwickelung der Industrie ist bei den jetzigen Produktions- 
und Austausch-, speziell Transportverhältnisseu, aus technisch wirtschafte 
liehen Gründen für das Gedeihen der Landwirtschaft notwendig, wie dies 
ganz überzeugend A. Skworzoff in seinem russischen auf Manischen Prin- 
zipien beruhenden Werke über den Einfluss des Dampfverkehrs auf die 
I^dwirt-schaft nachgewiesen hat; diesen Satz hat übrigens schon List 
aufge<;telU tnid mit allgemein empirischen Argumenten liegründet (VgL 
Das nationale System, Ausgabe von 1844. i. Bd. S. 333- 362.) 

Nun auf dem ( ;eV)iete des Industrielei )ens. der iiulustriellen Arbeiter- 
frage kann Kufsland wirKÜch lehrreiche Krtahruagen bei seinen westlichen 
Nachbarn sammeln: hkr öffnet sich ein weites Fdd für sozialpolitische 
Entlehnungen, hier braucht Rufsland nicht den dornenvollen Weg der 
westeuropäischen Nationen durchzumachen, die vielei Kämpfe um 
,yS*laats> oder Selbsthilfe" kann es sich ers{)aren. Arbeiterschutz kann ein 
moderner Staat dekretieren, soziale Gleichheit in einer Gesellschaft, welche 
bei den denki)ar ungünstigsten kulturellen und politischen Verhältnissen 
fast direkt von der Naturalwirts< halt zur kapitalistischen Geidwirtschaft 
iibergeht, kann weder der Staat noch diese liescUschaü selbst etablieren, 
ohne auf die zu überwindenden Wirtschaftsformen zurückzugreifen. 

St. Petersburg. P. v. Struve. 
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STUDIEN ZUR ENTWICKLUNGSGESCHICHTE 
DES ITALIENISCHEN PROLETARIATS. 

VON 

WERNER SOMBARX 
i. Einleitung. 

Es hat eine Zdt gegeben* da es als voroehmste Aufgabe 
der soäalen Wissenschaften bezeichnet wurde, die Zustande in den 
Ländern mit fortgeschrittener Kultur zu studiren, um aus diesen 
Studien Aufschlüsse, Weisungen zu gewinnen fiir die Mafsnahmen 
der wirtschaftlichen und sozialen Politik im eignen Lande. Die 
wifsenschaftliche Forschunj^ wurde unter einem praktischen Gesichts- 
punkte betrieben. Das Ergebnis war ein negatives: die Einsicht, 
daf's derartig vergleichende Sozialstudien der Landespolitik im 
(Truiide nur wenig oder gar keine Handhabe zu bieten vermochten. 
Kein V\under. Denn das Wesen der Politik ist gerade darin zu 
suchen, die rechtliche Regelung der konkreten Verhältnisse so ein» 
zurichten, dals sie den Eigentümlichkeiten, den Sonderheiten des ge- 
schichtlich gewordenen politischen Verbandes f^erecht werden. Niemals 
konnte die Krfahrun*; eines fremden Landes der eignen Politik, 
von vereinzelten Fällen abgesehen, die Wege weisen. Wenn irgendwo 
Verallgemeinerung, Schnblonisierung vom übel sind, so auf dem 
Gebiete politischen Handelns. Die W issenschaft hat diese Wahrheit 
eine Zeitlang verkannt und hat selbst darunter zu leiden gehabt: 
die vergleichende Sozialforschung kam in iMilskredit, weil sie das 
unmittelbare Ziel, das sie sich gesteckt hatte, Rezepte fiir die po- 
litische Garküche zu liefern, nicht zu erreichen vermochte. 

Archiv Ter toi. Gesetz^bs. u. Sutistik. VI. 12 
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Heute beginnt die Wissenschaft einzusehea, dafs sie sich ein 
falsches Ziel gesteckt hatte. Zwar blüht die vergleichende Sozial- 
forschung in unseren T^en mehr denn je, zwar hat der Satz, dals 
eine Nation von der andern lernen kann und soll, sebe volle Gültig* 
keit bewahrt; jedodi sind es andere Gesichtspunkte, die jetzt diese 
Studien beherrschen. Nicht mehr die unmittelbare Beeinflussui^ 
der Ta^[espofitik gilt als vornehmste Aufgabe der Wissensdiaft, 
sondern die Erkenntnis der grolsen Züge unserer wirthschaftlichen 
und sozialen Entwicklung. Die rein theoretischen Fragen des Wo- 
her? und Wohin?, stehen im Mittelpunkte des sozialwissenschaftlichen 
Interesses, Fragen, aus deren Beantwortung auch der Politiker am 
letzten Ende die Direktive för seine Mafsnahmen gewinnt, die aber 
nichts zu thun haben mit den andern : was heute oder morgen für 
Gesetze zu erbssen sind. Mit dieser Verschiebung der Fragestellung 
hat sich aber gleichzeitig das Forschungsgebiet für die vergleichenden 
Sozialwissenschaften erweitert. Nicht mehr gilt es allein die fort- 
geschritteneren Länder zu studieren, nicht nur gewähren sie uns 
Interesse, nein, auch die unentwickeheo Gebiete, soweit sie nur 
gleichen Kulturkreisen angehören, bieten sich als ebenso uiirdige 
Objekte dem Forscher dar. Wie der Biologe gerade die niedrigst 
organisierten Lebewesen vornehmlich emsig studiert, um die ersten 
Grund/.ügc der Deszentenzthcoric klar zu stellen, so wird der Sozio- 
loge sich jetzt denjenigen Landern mit Vorliebe /.uweiiden, in denen 
die so/-iale Entwicklung, sagen wir gleich der Kapitalismus in den 
Anfangen steckt. Hier gewährt das Studium ein mehrfach ge- 
steigertes Interesse. Kinmal sind wir theoretisch besser vorbereitet, 
eher in der Lage, d'w springenden Punkte der Entwicklung heraus- 
zuündeu als anderswo. Ks stehen uns die Beobaciitungen. die wir 
in fortgeschrittenen lindern gemacht haben, zur Verfügung. Wenn 
überhaupt sich Regelmässigkeiten in der sozialen Entwicklung nach- 
weisen lassen, so müssen sie in diesen anfangenden Ländern wieder- 
kehren; hier mufs die Richtigkeit der Hypothesen, die wir auf In und 
friaherer Erfahrungen in andern Ländern aufgestellt haben , ihre Be- 
stätigung finden. Aber noch andere Momente sind es, die dn 
Studium primitiver Zustände dem Soziologen interessant machen. 
Ich denke an die Beobachtung des Einflusses^ den das Bdspiel der 
fortgeschrittenen X^der auf die nachfolgenden Völker ausübt.. Wohl 
das wichtigste sozialwissenscbaftliche Problem, dessen Losqng uns 
heute am Herzen lieget, ist der Zusammenhang zwnschen d«n Tbat- 
sachen der ökonomisch«sozia1en Entwicklung und den Ideen. Nun, 
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wenn die fortgeschritteneren Länder uns vornehmlich darüber zu be- 
lehren vermögen, welchen Einflufs die Thatsachen auf die Gestaltung 

der Ideen ausgeübt haben , so die nachfolgenden Länder darüber, 
welche Rückwirkung; die zur Herrschaft gelangten Ideen auf die 
thatsächliche F.ri»M icklung äufsern. Ein Land, das vorn Kapitalismus 
ergriffen wird in einem Zeitpunkt, da der proletarische Sozialismus 
bereits /.u systematischer Ausbildung gciani^t ist. steht uaturgemafs 
iu einem andern Verhältnis zu der Theorie als eui Land, dessen 
kapitalistische Entwicklung der Systematisierung des Sozialismus 
vorausgeeilt ist. 

Zu denjenigen Ländern mit geringer kapitalistischer Entwicklung, 
deren Studium hervorragendes Interesse gewährt, gehört Italien. 
Aus Gründen zunächst, die soeben gestreift winden. Aber aus einem 
besondem Grunde noch, dessen Her\'orkehrung paradox erscheinen 
mag. Italien eignet sich nämlich deshalb ganz besonders lür die ver- 
gleichende Sozialforschung,weil Land und Volk mehr als andere eine aus- 
geprägte Lokalfarbung tragen, weil deshalb die EHgeatumlichkeiten, die 
B^nderheitefidersosialeDEtitwicldui^ifi Italien scharf hervortreten. 
Nun kann IreiUch die Feststellung dieser Besonderheiten niefflala 
letzte Aufgabe des Nationaldkonomen sein; er würde damit in das 
Gebiet des Ethnographen eindringen. Aber wenn wir das T3rpische, 
das Allgemeine im besonderen sudien, wenn uns als höchstes Ziel 
die Er£u8ung des Generellen vorschwebt, so wird doch zuerst uns 
obliegen, unser Auge für das Besondere, das Individuelle zu schärfen. 
Dann erst, wenn wir cfieses als solches erkannt haben, vermögen wir es 
aus dem Gesamtkomplex der Erscheinungen auszusondern und dann 
, erst dürfen wir hoffen, als Rest das wahrhaft Typische der Entwicklung, 
diejenigen ihrer Grundzüge , die allen Völkern gldcher Kultur ge* 
mdnsam sind, diejenigen Kausalzusammenhängei die gleich sind, weil 
sie auf gleiche Ursachen zurückgehen, unserer Erkenntnis zu er- 
schliefsen. Dafs nun aber gerade in Italien gewisse nationale Eigen- 
tümlichkeiten dem Beobachter sofort in die Augen springen, wird 
jeder, der .sich mit Itali^^n irgendwie bcfafst hat, ohne weiteres zu- 
geben. Vor allem ist das Auge des fremden Beobachters für diese 
nationalen Besonderheiten geschärft. Und in dieser Tatsache mag 
eine Rechtfertigung dafür gefunden werden, dafs Ausländer sich um 
die internen Angelegenheiten eines Volkes gern und oft bekümmixn. 
Der nationale Stolz lehnt sich gelegentlich gegen diese Einmischung 
auf, weil er darin eine Überhebung des I'^remdentums erblickt. Mit 
Unrecht. £s ist nur ein methodologischer Grund, der uns veran- 

12* 
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lalst, die Zustände in andern Indern zu studieren. Mögen die 
Italiener ruhirr nach Deutschland kommen und bei uns dasselbe tun; 
es würde ihnen sehr nützlich sein. 

Einen bescheidenen Beitrag zur Erkenntnis der sozialen Ent- 
wicklung in Italien wollen die folgenden Studien liefern. Sie sind 
angeregt worden durch eine Veröffentlichung des rastlosen Rodio üher 
die Streikbewegung in Italien, eines wichtin^en Dokuments zur sozialen 
Geschicliff' des Landes. Als ich au die Wrarbeitung dieser Streik- 
statistik herantrat, drängte sich mir jedoch h:A(\ die Notwendigkeit 
auf, der Untersuchung eine breitere Basis zu geben, um das volle 
Verständnis für diese bedeutsame Publikation v.w ermöf^lichen. So 
entstand die erste Studie, dit\ meine frülieren Arbeiten über italienische 
Zustande /.usammentassend und ergänzend, einen Überblick über den 
heutigen Stand der gewerblichen und proletarischen I juwicklung 
Italiens cfeben solL .\n sie schliefst sich nunmehr die streikslatistische 

CS 

Studie als erste spezielle Untersuchung an, der, wie ich hoffe, in 
Zukunft noch weitere folgen werden. Die innere Struktur der nnch- 
t'olgenden Studien ergab sich von selbst. Wenn mit der in den ein- 
leitenden Worten vertretenen Anschauung Emst gemacht werden 
sollte, so mufsten zwei Gesichtspunkte die gesamte Darstellung 
beherrschen: einmal das Streben, die ökonomischen und sozialen Er- 
sdieinimgen in ItaBen, von denen wir Kenntnis haben, wo irgend die 
Begründung dahin drängt, aus den nationalen Eigenarten des Volkes 
zu erklären; sodann aber nach Möglichkeit diejenigen Momente der 
Entwicklung klar zu stellen, die als typische, als nicht Italien, son* 
dern dem Kapitalismus eigentümliche anzusehen sind. Wenn aber 
zunächst zur Entwicklungsgeschichte des italienischen, gewerblichen 
Proletariats im folgenden Beiträge geliefert werden sollten, so mulste 
mit Notwendigkeit der Ausgangspunkt der ZustandderG erv erbe 
selbst, ihrer extensiven wie intensiven Entwicklung sem. In 
welchem Umfange hat sich der Kapitalismus bereits im geweiblichen 
Leben Italiens eingenistet, welche Formen nimmt er dort an? das «nd 
(fie ersten Fragen, auf die wir Antwort haschen. 

*) Idi venicbte hier auf eine Übersicht ftber Litteratur uod Quellen. 
Der Leser fbdet im folgfenden die Melinahl der wichtigeren Encheinnngen »tiert. 

So viel I^hcnsw . rti ^ sich über die Quellen sagen läfst, so wenig fiber die Litteratur. 
isu \m hol list< n Grade dürftig, selbstrentändUch voo einzelnen bedeatianen 

Au<;nahinen abgesehen. 
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II. Zur Orientierung Ober die heutige Lage der Gewerbe 
und des gewerblichen Proletariats in Italien. 

W ie oben scho n angedeutet wurde : G e \v e r t ) t- und Industrie 
Italiens') behnden sich noch in einem verhültuilsmäsig frühen 
Stadium der Entwicklung. Noch herrscht die häusliche Eigen- 
produktion nicht nur bei der Herstellung von Lt-bcnsmitteln, sondern 
auch der von (rei^enständen der Bekleidung in nicht geringem Um- 
fange. Wo die Warenproduktion Eingang gefunden hat, trägt sie 
noch vorwiegend ein handvverksmalsi'^ -kleinbürgerliches Gepräge. 
Wo aber der Kapitalismus auf der Hildflache in Italien erschienen 
i^t, bewegt er sich noch zumeist in den unentwickelten Formen, sei 
es der Hausindustrie, sei es kleiui-r i^eschlosseuer Etablissements mit 
geringer Arbeitsteilung und geringer Anwendung von Maschinerie. 

Über den Umfang der gewerblichen Eigenproduktion 
eines Landes werden ach memals genaue zahlenmässige Angaben 
machen lassen. Wir sind fiir unsere Erkenntnis auf die Wertung 
gewisser Symptome angewiesen, die an der Oberfläche erscheinen 
und der statistischen Erfassung sich zugänglich erweisen, wo diese 
versagen, auf die eigene Beobachtung der Lebensgewohnhdten 
des Volkes. Ein solches Symptom für noch weitgehende Eigenpro- 
duktion in Italien, das uns immerhin einen schatzbaren Anhalt 
bietet ist beispielsweise die Zahl der Hauswebstühle, auf denen Ge- 
webe lur den eigenen Bedarf beigestellt werden, Ihrer wurden 
in der kider noch immer nicht al^eschlossenen, wertvollen In- 
dustrieenquete, welche vom statistischen Amt Italiens veranstaltet 
wird,^ für 46 von 59 italienischen IVovinzen über 150 000 ermittelt, 

Wir besctabikeii diesen Teil unserer Dantellung (S. 181— 192) im wesentlichen 
Mtf 4m Gewerbe i. e. S., d. b. die stoSVeredelnden Berufssweige und streifen nur ge- 
legentlich die Gewerbe L w. S. Um den Grad der wirtschaftlidien Entwicklang 
eines Landes an Symptomen zu «rmessen — die ein^ii^c \'i rrihnsn!^sw'«*isf , die uns 
zur Verfügung steht — dürften sich in der Thal aber auch die (iewerbe i. e. S.^ 
am betten die Industrie eignen. Die übrigen „Gewerbe" erhalten mehr oder weniger 
ihr Geprllge v<m jenen. So können wir es Terschmenen, dnfs unsere Quellen 
nur üVmt die eigentlichen Gewerbe nähereu Aufschlufs geben. 

*) S t ii t i s t i (■ LI i imI u s t r i a I e ; in den Annali di Statistlra IV. >fric. f. 
bisher 43 ilefte. Die 61. ind. ist eim- für unsere Zwecke sehr wertvolle (Quelle und 
hat die folgenden Studien vielfach erst ermöglicht. Auf ihre Anlage hier näher elli- 
xQgehcA, mflaaenl wir versiebten. Der Pinn der Enquete ist in der Einldtuag xn 
Hcfk 1 (iBSf) ausffihrlich dargelegt. 
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von denen ein Teil allerdings auf hausindustrielle und Kunden- 
produktion abzusetzen ist. die in der Mehrzahl jedoch noch der B'-- 
dartii(ieckunL,r in der Familie dienen. Die hohen Zahlen ferner, 
welche die Berufszahluni; noch im Jahre für Angehörige der 

„TextiUndustrii-" insbesondere der Spinnerei aufweist, sprechen, 
wenn sie in Ver^^leich mit der von der Industrieenquctc des Jahres 
1876 ' und der neuen oben erwähnten Enquete für die in Etablisse- 
menis beschäftigten Personen <^estelh werden, ebenfalls für eine 
noch weitverbreitete Eij^enijroduktion von (lespinsten und Geweben. 
Nur ein paar Beispiele: die Berufszählung führt 513530 Hanf-, 
Leinen- vuid Jutespiniu-r auf. die Industrieenquete des Jahres 1S76 
vvcil's nur von ca. 50000 Spindeln; in der Berufszählung figurieren 
149 105 Baumwollspinner, während in jenem Jahre die Zahl der 
Spindeln in Etablissements nicht viel über l 000 000 betragen haben 
wird. Nun mag ein grolser Tdl jener HaussjMiiner wiederum der Haus- 
industrie angehdren oder Lohnwerk treiben, ein beträchtlicher Tdl 
spinnt notorisch für den eigenen Bedarf. Diese Annahme wird bestätigt, 
wenn wir die Angaben der Berufsstatistik fiir dk mzdnen Gebiets- 
teile Italiens unterscheiden. Von jener '/« Million Hanf* und Leinen* 
Spinnern wurden beispielswebe in Apulien 56614, in Calabrien 
146 017, in Sizilien 112 218 ermittelt, also in 3 völlig industrielosen 
Landesteilen 294 849. 

DaTs unsere Deutung der mitgeteilten Zahlen der Wirklichkeit 
entspricht, bestätigen Beotiacfatungen, welche über die Gewohnhdten 
des italienischen Volkes angestellt worden sind. So hat dis groise 
Ai^rarenquete uns wertvolles IVbiteriai hierför geliefert Für abge- 
grenzte Gebiete liegen ferner eine Reihe brauchbarer Monographieen 
vor. So hat unlängst Santangelo-Spoto für apulische Land- 
Landstriche genaue Ermittelungen angestellt, welche neues Licht 
üba* die hausgewerbliche Thatigkeit des italienischen Bauern ver- 
breiten. Für einen Teil des gebirgigen Mittelitaliens, das ich im 
Sommer 1887 durchwanderte, habe ich selbst gerade die noch 
weite Verbreitung der Naturalwirtschaft als dne besondere Eigen- 
tümlichkdt des Wirtschaftslebens jener Gegenden geschUdert in 
dner Artikelserie, wdche in der BdJage zur „ Allgemdnen Zdtung** 

' ; Xotixt« 9t«tisticbe sopra akune indnstrie. Roma 187S. Ebenfidb ein« 

Wirhtii;.- Quelle. 

^ H. Santaiigclo-Spoto, Paysan ^riculteur de Tnrrrmaggiore (fror, di 
Foggia) Ouvrien» d«s deux mondes. 2e »er. aj fiuc Paris 1891. 
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erschienen ist.') KbetiHoTt habe ich auch zeigen können, wie 
neben der häuslichen Eigenproduktion in Italien das Lohn werk 
noch in weitem Umfange der Warenproduktion gegenüber sich 
erhalten !iat. Ein grofser Teil der Hausspinnerei und -Weberei darf, 
wie üben schon bemerkt wurde, noch heute als T.olinwerk ange- 
sehen werden. Ferner aber sind Müllerei meist und Backerei eben- 
falls noch vielfach im Stadium des Lohawt i ks, ebenso die Schneiderei 
überall dort, wo die Verrichtungen des Spinnens, Webens, Färbens 
in der Familie besorgt werden, die Schneiderarbeit aber von Hand* 
werkem. 

Wo in Italien die Herstellung der gewerblichen F>zeugnisse be- 
reits in das Stadium der Warenproduktion eingetreten ist, 
also iiberwic'j^and im ganzen Norden und in den .Städten, werden 
wir nicht tehlgehen, wenn \\\r t";Lst ülierall noch handwcrl^Miiafsige 
Betriebsweise und lokalen Absatz als die regelmäfsigen Produkjons- 
bedingungen voraussetzten. Wir dürfen niemals vergessen, dafs 
Italien erst seit wenigen Jahrzehnten überhaupt einen nationalen 
Markt erhalten hat, dafs vor der Einigung des Königsreichs die be- 
schränktesten Verhältnisse der gesamten Volkswirtschaft einen 
recht kläglichen Stempel aufgedrückt haben. Da Italien keine Be- 
tfiebsstatistik besitzt, so sind wir zur Beantwortung der uns vor 
allem interessierenden Frage, auf welchen Gebieten der gewerblichen 
Produktion Italien aus dem Stadium der handwerksmäfsagen und 
lokalen Produktion herausgekommen sei, auf die Zahlen der In- 
dustrieenquete sowie die Ein- und Ausfuhrziflem angewiesen. Über 
den heutigen Umfang der grofsen Industrie in Italien, wenn 
wir darunter diejenigen Gewerb.e verstehen, welche auf kapitalistischer 
Basis für einen interlokaten Markt Waren produzieren, habe ich midi an 
anderer Stelle ausfuhrlich ausgelassen und kann mich daher hierunter 
Hinweis auf das dort beigebrachte Material mit einigen Andeutungen 
und Ergänzungen begnügen. Von den Gewerbszweigen, welche hier 
in I-Vage kommen, sind die wichtigeren folgende: die fabrikmäfsig 
oder hausindustriell betriebene Textilindustrie, die extraktiven In- 
dustrien, einige Zweige der Metallindustrie, sowie der chemischea 
Industrie, in nicht unbeträchlichem Umiange die Leder- und Papier- 

*) Laad und Leute der Abruzsen. Beilage nur Allgemeinea Zeitung. 1888. Nr* 
914. 218. 226. 227. 234. 235. 

*) Die italKMii.^^clif Il.inilclspülitik seit tlcr Einig^nt; des Königreichs; io den 
Sdiriften des Vcreius für Sozialpolitik Band 49. l^ipzig 1893. 
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industrie, aus der Beru%ruppe der ladustrie der Holz* und Schnhz- 
stoiTe Zweige der Holzscfanitzerei und Einlegerei, aus derjenigen 
der Bddeidungsindustrie die Anfertigung von Strohhüten, zum Teil 
audi von FUzbuten und Handschuhen, aus der Industrie der Nahrungs- 
und Genufsmittel endlich an einigen Orten die Müllerei sowie die 
Tabak&brikation und von Gewerben in weiterem Sinne die Verkehrs» 
gewerbe, Folgende Angaben über Umfang und Bedeutung dieser „In- 
dustrie'' im eigentlichen Sinne mögen hier Platz finden:') DieEinfuhr 
anSteinkohle nach Italien betrupf 1892 3 877 571 1 ( dazu ' etwa Eigen- 
produktion); zu berücksichtigen ist dieser Zahl, dafs Italien in Wöte- 
rem Umfange als andere Länder die Wasserkraft als M^tor benutzt. Im 
Jahre 1884 wurden auf der Halbinsel 450831 hydraulische Prcrlekrafte 
ermittelt g^enüber nur 38 195 durch Dampf er/^ M-^ten. -j Der Wert 
der Erzeugnisse der Bergwerke bezifferte sich 1891 aut 79 8<)0 726 
Lire, den eine Arbeiterschaft von 58453 Köpfen zu Tage iTirdcrte ; 
von diesem Wert entfallen auf die Zink- und Bleiproduktion ca. 
2") Millionen (10552 Arbeiter), l^rennstoffL^ewinn uinr otwns über 
2 Millionen (23SÜ Arbeiter), Schwetelexiraküon cirka 45 MiUioiiou 
(35 813 Arbeiten. Hierzu tritt ein Wert von ciiku lOO Millionen 
Lire (nach Bodio), weichen die Arljeit in den Sleiiihrücheii und 
Ziegeleien liefert, wovon 20 Millionen Lire auf die (lewiinumg von 
Marmor entfallen. In der grofsindustnelien Krzcuguug uiul Ver- 
arbeitung der Metalle waren 1889 14 518 Arbeiter bcschaltigt, 
welche 181 623 t Eisen und 157899 t Stahl herstellten. Aufser- 
dem sind hier die grofsen vom Siaate betriebenen Reparaturwerk- 
stätten, Arsenale, Werften. Wallcutabnken usw. zu aenueu, die 
schon 1876 iiber 140OÜ .Vrbeiter, jetzt wohl erheblich mehr be- 
schäftigen werden, femer die Reparaturwerkstätten der Eisenbahnen 
mit (1876) 6403 Arbeitern. In der Papierindustrie waren (1876; 
17 312 Personen in Fabriken beschäftigt IMe chemische Industrie 
Ueferte (1889) em Produkt von cirka 41 Millionen Lire (Zahl der Ar- 
biter (1881) 14 350, wovon aber ein Teil Handwerker). Aus dem 
weiten Gebiete der Textilindustrie besitzen wir die neuesten An- 
gaben über den Umfang der Seidenindustrie, die ausschliefslich 

Vgl. dun Milser meiocm Aufsatz : L. Bodio, Di alcuui indici nüsuratori del 
movimcuto cconomico in lulia. 2a ed. riv. ed ampl. Roma 1891. TavoJa siuot- 
t i f a <\in ]irtncipali elementi statistiri comprcsi fiel' Ann. stat. ital. i " febbraio 
1893. Koma 1893. Ferner die oben zitierte Industrieenquete und die Bei ufszaklung 
VOA 1881. 

*) Inch. indnstr., t. c. Uac» t, pag. 3s. 
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kapitalistisch betrieben wird. ') Danach waren in der italienischen 
Seidenindustrie ins^^esnmt 172356 Personen beschäftigt, davon 
99381 in den Seidenfilauden, 49286 in der Dreherei, 20214 in d- r 
Weberei. Die Zahl der Kessel betrug 54 5 88. der .Spindeln i 501 137, 
der Webstühle 14 959. In der Bauiiuvollindustrie wird die Zahl der 
Spindeln auf^enblicklich auf 2 000000 zu beziffern sein ; über den Stand 
der industriellen BaumwollwelK-rei besitzen wir für die 46 Provinzen 
(von 59), für welche die neue ludustrieenquete abgeschlossen ist, 
ebenfalls genaue Ant^^ahen au.s letzter Zeit. Nach diesen bezifi i te sich 
die Zahl der mechainschen Webstühle auf 20938, die drr Hand- 
wcbstühle in Etablissements auf 5488: dazu kommen dann nuch die 
Webstühle in der H.iusindustrie. Die Kinfuiir an ßaumwolU- bclief 
sich 189Ü aut' 1017 350 I)o[)pi-Ic:c'iuucr. [Sqi auf c)25()S2 Doppel- 
centner. In der W olliudusiric ^ciiätzt B(.)dio dir Zahl der S{)indchi 
auf 300000, die der Webstühle auf 10000, die der Arbt iier auf 
30COO. Strohhutarbeitcr wurden 1881 65473 gezahh. Für die 
Übr^en der nahmhaft gemachten Industriezweige lassen sich zuver- 
lässige Zahlen über Wert der Produktion und Anzahl der be- 
schäftigten Arbeiter nicht mitteilen, da die einzige Quelle, die 
Benifestatistik, die Angehörigen der handwerksmäfsigen Betriebe 
mitzählt; sie haben auch nur geringere Bedeutung* Nur die Zahl 
der Tabalcarbeiter mag hier noch Platz finden, die durchgehends 
groländustrielle Arbeiter (Staatsfabriken l) sind; sie belief sich 1881 
auf 1 1 35 1. Endlich verdient noch die Zahl der in den Verkehrs* 
gewerb en beschäftigten Personen, soweit sie proletarischen Cha- 
rakter tragen, Erwähnung. Nach der Berufstatistik waren in den 
Verkehrsgewerben überhaupt 313 01 1 Menschen thätig. Davon sind 
die Unternehmer, die selbständigen Gewerbetreibenden usw. in Ab- 
zug zu bringen. Etwa die Hälfte aber wird man gewifs als prole- 
tarische Hilfspersonen in kapitalistisch betriebenen Verkehrsgewerben 
ansprechen dürfen. 

Noch ein Wort über die räumliche Verbreitung der In- 
dustrie in Italien. Dafs sich die moderne Grofsindustrie, vom Berg- 
bau abgesehen, wesentlich auf Oberitalien konzentriert, ist 

') Vgl. L'industria della beta in Italia; fcasc. XXXVII der Stailstica 
iodttstriale cit. Roma 1891. 

Die neue R^ierangsrorkge diics Ua&llverslchenu^^esetxes scUUxt die Zahl 

der unter das Gesetz fallendeti Personen, d. h. solcher, «He in „gefährlichen" und in 
gewerbliiheii Motorcahctriebcn mit mehr als lo Arbeitern beschäftigt siml, auf ins- 
gesamt 1 100000. VgL Atti pari. Cam. d. Dep. 1H92 Nr. 83. 
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bekannt. Dies giii namentlich von der Eisen- und Textilindustrie. 
Hier stehen die Lombardei, Piemoiu, Lig^urien, Venetien und Tos- 
cana allen übrigen Provinzen weit voran. Die fabrikmafsig be- 
triebene Textilindustrie ist vor allem in der Lombardei stark ver- 
breitet: auf diese allein entfällt cirka die Hallte aller Arbeiter; ihr 
foli^cn Piemoni mit ' Venetien mit ' der I abiikai beiter. Der 
italienische Bergbau, namentlich atich sem w ichtiiTster Zweig- der 
auf Schwefel, hat seine Haupi^itze in Sizilien , cirka 60 ^/o der Ar- 
beiter, Sardinien, cirka 20 "/in Toscana und P^milia, Die übrigen 
Industrieswe^e sind mehr verteilt, doch immer so, dafs Süditalieo 
— mit Ausschlufs einer kleinen Insel um Neapel — noch fest ganz frei 
von der kapitalistisch betriebenen Industrie ist, dafs diese aber von 
Mittelitalien nach Norden zu und ebenso von Osten nach Westen 
an Bedeutung gewinnt. 

Die vorsteheiiden Angaben gewähren ungefähr einen Anhalts- 
punkt, sagen wir, um die extensive Bedeutung der Industrie 
im heutigen Italien zu ermessen. Wir sehen, dafs es eigentlich — 
von den kleineren Luxusgewerben abgesehen — nur 2 groise In* 
dustrieen sind, die an Ausdehnung in Italien mit der in andern 
Kidturstaaten wetteifern können: die Seidenbereitung und die ex* 
traktive Industrie in dnzelnen Zweigen, dafs aber andere wichtige 
Industrieen immerhin doch schon mit ganz stattlichen Ziffern ver- 
treten sind. Nun haben aber diese generellen Zahlen für uns«« 
Zwecke nur die Bedeutung vorläufiger Grenzbestimmung. Wenn 
wir in dieser Studie aus dem Stande der industriellen Entwicklung 
Erscheinungen der Arbeiterzustände und Arbeiterbewegung erklären 
wollen, so müssen wir nun versuchen von der Stufe technischer 
und wirthsc haftlicher Ausbildung uns Kenntnis zu ver- 
schaffen, auf der die Industrie heute steht, von dem Grade ihrer inten- 
siven Bedeutung. Hierzu sollen die folgenden Ausführungen uns ver- 
helfen. 

Im ^roiscn (Jaii/.en lafst sich wohl ohne Übertreibung sagen, 
dafs nach tleni (ir-ulf üirer technischen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung die itaiiciusciie Industrie, von einzelnen Branchen abge- 
sehen, auch in den fortc^t-schrittensten (iebielen, hinter England um 
mindcbleiis ein halbes Jahrhundert, hinter Deutschland um 20 — 25 
Jahre /.tirücksteht. Immerhin müssen wir einige Unterscheidungen 
treffen: zwischen Industriezweiq;en . welchen die modenien tech- 
nischen Errungenschaften in vollem Mafse zu gute gekommen sind 



Digitized by Google 



Siuäitn Sur Entwicklung sgesek. des HaHemsckm ProUtttHats. 187 



und solchen, die ihrer Natur nach weniger von diesen haben pro- 
fitiereo können ; sodann zwischen Industriezweigen , die in Italien 
schon seit altershcr bestehen und anderen, die erst in neurer Zeit 
sich dort in grölserem Umfange eingebürgert haben. Zu letzteren 
gehören') die Eisen- und Stahlbercitung, die erst 5732, i88q, 

wie wir sahen, schon 14 518 Arbeiter besciiattigte , die Baumwoll- 
spinnerei, die ihre Spindel/.nhl seit 1870 bis heute vervierfacht hat, 
die Jutcspinnerei und andere. Dnpfer^en sind altani^esessene Industrie- 
zweirrc in Italien: der Ber;^t)au auf Schwetei und Mrze, tlie Seidai- 
uini Wollindustrie, und die 1 .cinenindustrie. l'^s liifst sich nun un- 
schwer nachweisen, dafs die alten Landesindustncen sich technisch 
auf einer niederem Stufe der h'ntwicklunor befinden, als die i^leich mit 
höheren technischen Anfordruni^m ins Leben gerutenen jfuvj^eren 
IndustnezwriL;c. (ier» !i relative Snpenoritat aberselbsivcrsiändlich nicht 
ausschlierst. dals auch sie ein absolut noch unvollkommenes technisches 
Gepräge tragen. Dir erstere unsen r beiden Unterscheidungen liefert 
uns den richtiiren -Malsstab, um den in technischer Hmsicht f;e- 
ringeren Anforderungi-n unterliegenden Industriezweigen in der ver- 
gleichenden Beurteilung gerecht zu werden. So ist es beispiels- 
weise nicht sowohl eine Kigentümlichkeit der italienischen Seiden- 
industrie sondern aller Seidenindustrie überhaupt, dafs sie 
ein eriiebBcli langsameres Tempo der technisdieii Entwicklung ein- 
hält als ihre Schwestern, die übrigen Textilindustrieen; die Seiden- 
industrie gehört denn auch zu denjenigen wichtigeren Industriezweigen 
Italiens, in denen seine Inferiorität, verglichen mit andern Ländern, 
am geringsten ist Im folgenden sollen einige Zahlen beigebracht 
werden, um das Gesagte zu erweisen. Wir begnügen uns mit Be- 
spielen aus der TextUbranche, da einmal diese für Italien die wich- 
tigste Industrie ist, sie sodann in gewissem Sinne als Standard der 
industriellen EntwicUung eines Landes angesehen werden kann, da 
sie ferner die vergleichbarsten Ziffern liefert, endlich auch fiir sie die 
Quellen am reichsten fUeisen. 

Den Tiefstand der industriellen Entwicklung 
Italiens erweisen folgende Erscheinungen: i; die noch starke Be- 
teiligung der Hausindustrie an der gewerblichen Produktion; 2) die 
geringe Verwendung von Maschinerie in den Etablissements; 3) die 

*) Vgl hierau meinen oben ritierten AnfinU fiber die italienitche Hmdeb- 

politik, wo der Etnflufs der italienischen Schutzzollpolitik mf die Eatwickhing 
der wkhtigscen Indiistricxwe^e im ei&ieliien naci^ewieien isL 
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Kleinheit dieser Etablissements: 4) die geringe Entwicklung der Ar- 
beitsteilung in und unter ihnen. 

Uber die Verbreitung der Hausindustrie in Italien habeich 
an anderer Stelle auf Grund des vorliegenden, recht dürftigen Ma- 
terials ein soweit ani^äns^p zahlenniäl'sij^es Rild zu j^eben versucht.') 
Wir müssen annt^hmen. dafs soi^ar noch die kapitalistische Spinnerei 
in weitem L'mt"an<:^e in der Spahre der Hausindustrie haust . dafs 
dies aber iiaturgemals in nocli höherem Mafse t'iir die W eberei der 
Fall ist; in der oben mitgeteilten Zahl der Hauswebstühle steckt 
eben ein starker I^rozcfisats Hausindustrie. Genaue Ziffern über 
dessen Höhe besitzen wir nicht. Nur für die Seidenindustrie bt jetSEt 
neuerdings der genaue Bestand der haustndustriellen Weberei er- 
mittelt^) Danach waren von insgesamt 14949 Webstühlen 8253 
haustadustrieil beschäftigt, zum überwiegenden Teil in der Provinz 
Como, bezw. in der Stadt Como selbst. 

Dafs die Spinnerei, wo sie vom Unternehmer in geschlossenen 
Etablissements vereinigt ist, durdigehends maschinell betrieben wird, 
versteht sich von selbst. Nicht aber gilt dasselbe von der Weberei, 
bei der auch unter dem Dache des Unternehmers die Anwendung 
mechanischer Kräfte durchaus noch nicht allg«nein v^ratet 
ist Selbst nicht in der BaumwoUweberei, die die höchste Staffel 
der Entwicklung einnimmt Hier wurden nach der neuen Enquete 
in 5 der fort^^eschrittensten Provinzen Italiens (Novara, Torino. Ge- 
nova, Udine und Bergamo) für die ich die entsprechenden Ziffern 
zusammenstelle, doch noch neben 1 1 854 mechanischen Webstühlen 
Ende der 1880 er Jahre 2381 Hand Webstühle in Fabriken gezählt 
in allen 46 Provinzen neben 20938 mechanischen gar 5488 Handstühle. 
Einen weit gröfseren Prozentsatz weisen die letzteren in der WoU-, 
Hanf- und Leinenindustrie auf. Für den technischen Stand der 
Wollindustrie sind die genauen Ziffern, die wir noch mehrfach ver- 
werten wcrd n, charakteristisch, welche die Enquete für die Provinz 
Novara mitteilt. ^) Dieses Gebiet, inslK sonderc der Distrikt von 
Biella ist das italienische Bradford, der iiauptsitz der W'oUindusirie, 
die aulser im Distrikt von Biella nur noch in den Provinzen Vi- 
cenza und Terra di Lavoro zu cini-^er Bedeutung gelan<4t. Dort 
nun, in und um Biella, waren — immer ausschliefslich der Haus- 
industrie — neben lyoo mechanischen Webstühlen 1889 noch 1778 

') .\rt. „Hausind u&trie« im Hdw. d. St. W 4 BanJ iSqz. 
*) L'industria della Seta in Italia a. a.ü. p. 96. 104. 
») Vgl. Inch, ind., 1. c. &sc. XV (1889). 
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Hand Webstühle in Tätigkeit. Für die Hanf-, Leinen- und Juteindustrie 
habe ich die Zahlen für 1 1 hauptsächlich in Betracht kommende Pro- 
vinzen zusammengestellt; es ergiebt sich, dafs hier 1256 mechanische, 
934 Handwebstühle in Etablissements vereinigt waren. Die Seiden- 
industrie endlich beschäftigte aufser jenen 825^ Webstühlen in den 
Häusern der Arbeiter noch 4161 Handweb'^tiihle in I'ribriken. 

Hin Vergleich ol)inrer Ziffern, mit Ausnahme der lur die Seiden- 
industrie, mit denen anderer Industrieländer ist für die Gegenwart 
kaum angängig, da deren keines Baumwoll-. Woll-, Hanf-, Leinen- 
oder Juteweberei in geschlossenen l-ltablissements auf Handweb- 
stühlen noch in nennenswertem Umfange betreiben dürfte: entweder 
sie liaben noch Hausindustrie oder schon mechanische Weberei 
Für die Seideniiuiusirie liefse sich schon eher ein Vergleich an- 
stellen, wenn wir dir nötigen Angaben hatten. Die Statistiken der 
Seidenindustrie unterscheiden jedoch meist immer nur Kraft- und 
Handwebsiühle und begreifen in letztere die Hausindustrie ein. 
Immerhin wird mau nicht fehlgehen, wenn man annimmt, dafs die 
italienische Seidenweberei in der Anwendung mechanischer Kraft 
hinter derjenigen von Crefdd und Zürich nicht wesentlich zurücksteht 
— es gilt hier das oben Seite 187 gesagte — sdbst nicht alteusdir 
hinter der technisch relativ am fortgeschrittensten Lyoneser Seiden» 
ittdustrie. Sind doch die Vertreter der letzteren stolz, beriditen zu 
können, dafs in und um Lyon schon ungefähr ein Viertel aller 
Webstühle — ca. 20000 von 85—90000 in^esamt — mechanische 
seien. ') Für die übrigen Industrien mülsten wir jedoch schon längst 
vergangene Epochen anderer Industrielander zum Vergleich heran- 
ziehen. Wenn heute in der italienischen Baumwollenweberdt ab- 
gesehen von der Hausindustrie, — Va Webstühle Handstühle 
sind, so entspricht dieser Zustand ungefähr dem Englands in den 
1840 er Jahren, während daselbst schon 1856 neben 298 847 Kraft- 
stühlen nur „etliche Tausend" Handstühle noch bestanden. ^; Was 
aber besonders hervoi^ehoben zu werden verdient, ist der Umstand, 
da(s die italienische Weberei in den letzten 10—15 Jahren doch 
schon einen bedeutenden Fortschritt in der Anwendung mecha- 

') Vgl. La fub r i q uc Lyon n a ist> .» S o i er i *• ctc lyRr» — 18S9 Imprim^ par 
ordre de la chambrc de commerce de Lyon. Lyon 1^89. p. 23 sequ. „uulle part, le tissage 
m^cmnique acqub une «asd grande anq»1eiir et n'a (Ak appUque a 9mA noin« 
breox tissos qii*i Lyon.*' 1873 gab «s in und um Lyon eist 6000 medi. W«bsta1ile; 
ib. p. 28. 

*} Siehe SchBlzc*G.aovcr«itt<, Der Grofsbetrieb, Letpsig 1893. i». 
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nischer Kraft gfemacht hat Sie befindet sich also just in dem ent- 
scheidenden Mauserun gsstadium — was für die Beurteilung vider 
Erscheinungen, welche die Arbeiterzustände und die Arbeiterbe- 
wegung aufweisen, notwendig zur Erkläruni:^ heranzuziehen ist. Nur 
ein Paar Zahlen hierfiir als Belag. 1876 war — von der Haus- 
iiidtrstric immer abgesehen — das Verhältnis von Hand- zu Kraft- 
stühlen in der Baumwollweberei wie i:r ''14 300: 13 571' ielzi ist 
es wie 1:4; in der Hanf-, Leinen- und Juteindustric wurden 1876 
nur 772 mechanische Webstühle fiir rjan/. h-^Wt-n ermitteli. neben 
4R54 Handstühien in geschlossenen }*-tablisseraenis; jetzt weisen, wie 
wir oben sahen, nur 11 Provin/.en 1256 mechanische Webstühle neben 
nur 934 Handstühlen auf: im Zentrum der V\ olUndustric, Riella. gar, 
wo sich Hand- zu Krafstüiilen jei/-t wie i : f verhalten, kamen 1876 
noch beinahe 10 Handstühle auf i Krat'tstuhl, deren es nur 350 
^e^ren jetzt looo ^^ab. Ahnliche, ja noch bedeutendere u clniischc 
Umwälzungen hat seit 1876 die Seidenbereituui; erfahren, weder ent- 
scheidende Schritt im Ubergang von Kesseln mit direkter Feuerung 
zu solchen mit Dampfheizung be.steht. 

Eine niedi%e Stufe industrieller Entwicklung verrät sidi ferner 
durch die Kleinheit der Betriebe, wie sie in Italien nodi vor- 
wiegt Hier weist die Seidenindustrie naturgemäfs ^vieder die geringsten 
Abstände von andern Industrieländern auf. Es kamen in der Seiden- 
weberei Italiens auf i geschlossenes Etablissement 37 Stühle, in 
der Lyoneser Industrie 106 jn nur mechanischen Betrieben ' ). Weit 
hingegen stehen die Übrigen Zweige der Textilindustrie in der Kon- 
zentration der Betriebe andern Ländern nach. Für die Baum- 
wollspinnerei, eines der technisch fortgeschrittensten Gewerbe 
Italiens, lassen sich aus der neuen Industrieenquete folgende durch- 
scbnitdiche Spindelzahlen für einen Betrieb berechnen:^ 

Provincia di Genova 5178 Provtncia di Torino 10000 

„ „ Novara 5600 „ „ Bergamo 1 1 309 

n H Brescia 6030 „ „ Udine 1281S 
^ n Alessandria 7253 

Dem gegenüber betrug in Deutschland die durchschnittliche Spindel- 
zahl für einen Betrieb der Baumu < U- und Leinenspinnerei schon 
1877=21000, in I'',lsafs-Ix)thruiL,eu 1890^ 25 Soo, im Oldhaincr 
Spinndistrikt 60 — 65 000, für die Aktienspinnerei 65 342, 1850 für ganz 

^} Fabrique Lyonndse, Annexe M. 

*) Vgl. lach. lad. litte. 15. 17. 25. VJ. 35. 1%. 40. 43< - 
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England schon 10 858. ') Durchsclmittszalilen der WebstOhle, welche 
auf eine Baumwollweberei entfallen, habe ich folgende festgestellt: 



Für diese 6 Provinzen zusammen ergiebt sich ein Durchschnitt 
von 137. Der ftir Deutschland im Jahre 1877 angegebene Durch- 
schnitt beträgt 287 Webstühle pro Betrieb; für Elsafs- Lothringen 
(1890) 380; für Oldham 6cx); für ganz England schon im Jahre 
1856 155 ^ 

Die Konzentration der Betriebe in der Wollindustrie hat 
einen wesentlich verschiedenen Grad in den einzelnen Zentren dieses 
Gewerbes erreicht. In Biella, dem wichtij^jsten Sitze, herrscht noch 
starke Dezentralisation (die noch ^öfser in den südlichen woU> 

industriellen Provinzen ist), in der Provinz Vicenza, dem zweit- 
wichtifTsten Zentrum der Wollfabrikation, ist die Konzentration'- 
schon etw.is weiter fortgeschritten. Die Durchschnittszahl der Spindein 
betragt für 1 Ktablissement : 

in der Provinz Novara (Biella) I030 (Spinnerei allein). 



Danach steht die Wollspinnerei Italiens an Konzentration noch weit 
der selbst nur schwach entwickelten gleichen Industrie Bradfords 
nach, wo als Durclischnitt für eine Kammcfarnspinnerei immerhin 
10 CXX) Spindeln angefrpben werden, während die W eberei im Biellcse 
weit dezentralisierter, die im Vicentinischen dagegen ein wenif^ kon- 
zentrierter als die W ollweberei in Bradford ist, für welche der Durch- 
schnitt 60 — 100 Stühle pro Betrieb beträgt. Die italienische \V oU- 

') Sehvlse-Gae versitz, «. «. O. S. 10$. 90. 

•) Schulzc-Gaevernits, ebcnrla. 

•) T>v\» j^rofstf E>ab!i>spinrnt, «las I.anifirio Rosst A -G , he«:chnft>ptc 1885 2150 
Arbeiter und hatte 23850 Spindeln sowie 650 Webstühle, davon 450 niechauuch6 
im Betrieb. 

^) lacli. industriftle, fsK. 1 (188$, S cd. 1891} tuid 15 (1889). 
■) SchttUe-Gaevemiti, a. «. O. S. 270. 



Frovinda di Napoli 39 
„ „ Novara 113 
^ „ Torino 119 



Provtnca di Genova 16S 
« „ Bergamo 182 
„ „ Udine 204 
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Industrie dürfte etwa auf demselben Stadium der Entwicklung zur 
Zeit saxAi befinden, auf dem diejenige in und um Leeds und Battley 
heute noch steht, wo die Durchschnittsgrölse der Spinnereien auch 
nur 2000 - 3000 Spindeln, der Webereien 40 — 50 Stühle beträgt. *) 

Endlich sei der geri ngen Ent wick lung der Arbeits- 
teilung in und unter den Textilbetrieben Italiens Erwähnung ge- 
than. Sie äulsert sich darin, dafs noch in den meisten Fällen Spinnerei 
und Weberei vereinigt sind, dafs viele Nummern in demselben Betrieb 
gesponnen, allerhand Muster \md Stoffe f^^^wcbt werden, dafs die 
einzelnen verschiedenen Verrichtungen, namentlich in der Weberei, 
noch oft von denselben Arbe"*ern bcsnrrrt werden ■ und deri^leichen. 

Die vorstehende kurze Ski/./.e ersclioptl selbstverständlich das 
interessante Problem langst nicht; es bleibt noch die dankbare Auf- 
gabe übrirr. Entwicklung und Stand der Indubtrie Italiens in ihren 
Einzellleiten zu verfolgen. An dieser Stelle i^enüc^cn die wemgen 
Angabt-n. um dem Eeser eine Vorstellung von dem technisch-wirt- 
sclialt liehen Charakter des wichtigsten Gewerbezweiges Italiens zu 
verscharfen und ihn dadurch zu Riickschliissen auf den (resamttypus 
des gewerblichen Entwicklungsstadiunis des Landes zu betähigen, 
um vor allem, worauf es hier ankommt, bestimmte Erscheinungen 
der Arbeiterzustände und Arbeiterbewegung aus den ökononnsclien 
Verhalt nissen heraus zu erklären. 

Was aber wissen wir vom italienischen Arbeiter? Wir 
fragen, den Zwecken gemäfs, die unsere Studien verfolgen, nicht 



•) ebc-iifia, S 272 

') ^^'^^ '^^^ ■'^Ui »Itlla Cotnin. d'Iuchicsta per la revisionc della taritia do- 

ga&ale. IL PBrtc faidiuttriale. Rebzione del d«p. V. Ell «na. Roma 1886. pag. 
66 Und pasdm. Unzweifelhaft ist die geringe Arbeitsteilung in und unter des gt- 
wcrhlichm Betrieben Italirns ein Zcirhen nicdrifjer Entwicklung und wird ebenso 
unzweifelhaft bei fortsfbrcilendrr 'IVduiils einer grofscrrri Spc7inli<?imtnjj Plntx 
loachi-n Das wird man zugeben müssen, auch wenn man bchulzes Ausfubrungea 
a. a. O. fiber die letzten Ziele ittdnatrieller Spezialisierung fär za weitgebend eracht«t. 
Mir scheinen die Verhältnisse von Lancashire su eigenartige an sein (PiipondcfSiiz 
der englischen Spinnerei, Versorgung Indiens mit unifomen GalioMtoflen usw.), um 
al"! V'nrbflH für die Entwicklung in artderrn Tündern dienen ru können. Sobald — 
um nur einen Kall herauszugreifen, auf den mich deutsche Textilindustrielle oft hin- 
gewiesen haben — die Weberei ein Knltnrvolk n vetsatgcn hat, das die Seg- 
nmigen der Mode bereits kennt, ist ein onansgesetater Wechsel der Qoalitlteii in , 
Stoff und Muster naabweislich. l'nd unstreit% gehen wir doch einer soldicii In* 
di tridualisiernng des Bedarfs entgegen. 
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nach dem Handwerksmeister oder Handwerksf^esellen, sondern nach 
dem proletarischen Arbeiter , nach seiner Oualifikation für die 
T ^eistimgen im knpitah'stisch - gesellschaftlichen Betrieb, fragen nach 
der La^re des gewerblicher Proletariats. Naturgemäfs aber drängt 
sich hier das eigentliche Indusirieproietariat vor allem der Betracht >!n<]f 
auf, weil in ihm die Wirkungen des Kapitaiismus am prägnantesten 
zum Ausdruck kommen. 

Victor Hehn in dem geistvollen Abschnitt seines schönen Buches 
über Italien '), den er ..pro populo Ftalico" geschrieben hat, stellt oll 
Eigenarten der nordischen V'ölker denen ticr Italiener gegenüber; 
einmal ruft er da aus: „Solche verhockte, versessene, verkümmerte, 
schief gewachsene, in Akten- und Bücherstaub, in Handwerks- und 
Gewerkcsbanden verkrüppelte halbe und Viertelmenschen wie bei 
uns trif!l man in Italien nirgends. Der Italiener, er treibe welches 
Geschäft er wolle, bleibt ifnmer ein voller und ganzer Mensch." 
Und ähnliches wird jeder aufmerksame Prüfer in Italien beobachtet 
haben.. Aber ist es eine nationale, ethnographiadie EigentürnUddceit 
des Italieners, die Hehn in seinen Worten skizziert hat? Mir scheint 
damit viel eher die Stufe geschichtlicher Entwicklung gekennzeichnet, 
auf der sich das südliche Land befindet, noch besser be&nd zu jener 
Zeit, ab Hehn seine Beobachtungen niederschrieb. Das war im 
Jahre 1867, als der Kapitalismus kaum die Rander Norditaliens am 
Fu& der Alpen in seine Kreise gezogen hatte. JDa es in dem Lande 
noch wenig Fabriken und keine Kohlenminen giebt, konnte Hehn 
an derselben Stelle schreiben,') so fehlen auch die Fabriksklaven 
und die englischen Kohlenarbeiter unter der Erde, diese Repräsen- 
tanten tiefster Entwürdigung unseres Gesdilechts." Heute giebt es 
schon zahlreiche Fabriken und Minen auf der Halbinsel und doch 
sind Hehns Worte noch immer im weitem Umfange zutreffend. Die 
Unternehmer, die Garn spinnen oder Stahlplatten liefern wollen, 
wissen ein Lied von jenen „vollen und ganzen Menschen" zu singen: 
Was der Grieche Hehn als Entwürdigung des Menschengeschlechts 
ansehen mufste, die Einspannung der Massen in das Joch des Kapitalis- 



') Itnlifn. An^^irhtrn und Sirriflirlit.T. A. nriliti 1S87. 

') Auch >l'?r Burcjbau auf Sclnvofel in Sicilien, alierdings seit 182S ii;.tifr<-ncl, 
wurde damals noch in weitem Luifangc als Kleinbetrieb ausgeübt und war noch vicU 
fiich Tagebau. Erst in den tSjoer nad iSSoer Jabren beginneo die KonsolidieniDgeii, 
der UDtertagebau und die mechanische Förderung häufiger zu werden und damit der 

kapitalistische Grofsbctrieb. Vgl. H. S an tangrlo-Spoto, Miucur des soufricres 
de I crrarn (Stcüf) (Oiivr. des dein mondes. lie »er. I5 fasc. (18Ö9) pag. 319 sec|U.) 
ilrrhiv tiir lox. Gpsi't/gbg, u. Statistik. VI. I3 
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mus, was baumwollene Schriftsteller als lujchstc Seg^nune^ für dieses 
selbe Geschlecht gepriesni haben: eine gewaltige L inbildung des 
gt-^aiiiteti Wesens eines Volks, eine furchtbare Prüfung, eine uner- 
bittliche Schulung der Massen bedeutet es auf jeden Fall. Und 
dieser Schulung fängt das italienische Volk eben erst an unter- 
worfen zu werden. Was der Kapitalist vorfindet, ist einstweilen 
meist noch ungefüges Rohmaterial, das er fiir seine Zwecke erst 
mühsam verarbeiten mufs. Die spezifische Leistungsfähigkeit, die 
die kapitalistische, die kooperative und maschinelle Fk^uktions- 
weise vom Arbdter erheischt, muls dem Italiener erat anerzogen 
werden, wie sie den übrigen Kulturvölkern anerzogen ist Die 
spezifische Leistungsfähigkeit des kapitalistischen Regimes, sage 
ich; denn es ist eme andere als die war, die der isolierte Arbeiter 
mitbringt Diese ist nicht nur quantitativ zu steigern, ae mufi nicht 
nur an Intensität gewinnen; sie muis auch qualitativ erst un^e* 
wandelt, mufs Teilarbeit, Gliedarbeit, mit einem Wort gesell> 
schafUiche Arbeit werden. Der ganze Mensch mufs dem Berufen 
menschen weichen, ich würde mit Marx sagen dem MFadudioten% 
fürchtete ich nicht damit diesem Umwandlungsprozefs eine ge- 
hässige Charakterisierung zu geben und das ist nicht meine Absicht 
Jenes Durchdringen des i^anzen Wesens mit dem Berufsgeiste, 
jener Verzicht auf die Bethätigung der persönlichen Willkür im 
Mechanismus der Produktion, jenes Verwachsen alles Denkens und 
Fühlens mit der Berufsthätigkeit : das ist es, wns den hochqualifizirten 
Arbeiter im kapitalistisch gesellschaftlichen I^etriebe macht. Der 
Spinner mufs erst von Baumwolle träumen, mufs erst seinen Kindern 
kleine Spindeln als Spicl/.eujx '/u W'eihnachten schenken, jeder Arbeiter 
muls nacli der Uhr erst schlafen, essen und beten, ehe er die Stufe 
der Vollkommenheit erklommen hat. Und von dieser V ollkomnien- 
heit ist der Italiener ncich immer sehr weit entfernt. Kr wird sie, 
das lafst sich wohl mit einiger Bestimmtheit sagen . erreiclien, er 
wird das Kegefeuer des Kapitalismus ebensowenig wie andere 
Völker sich ersparen können; aber, scheint mir, es wird ihm saurer 
werden als uns Nordländern, jene Wandlung /.u vollziehen. 

Heutzutage nun ist der italienLsche Arbeiter, vom Standjiunkt 
der k.ipaalistischen Produktion aus, noch ein herzlich sc hl ech- 
ter Arbeiter, so schlecht als es der englische vor loo, der 
deutsche vor 50 Jahren nur irgend waren. 

Der italienische Arbeiter kann in dem modernen Produktions- 
regime nur erst wenig leisten. Das beobachten wir allerorts, in 
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jedem IiuiiKtriezweig, der kapitalistisch betrieben wird. Ein paar 
Zahlen /.um lu w nse. Schulzt-Gaevemitz stellt auf S. 121 seines 
mehrfach erwähnten Buches die Anzahl der Arbeiter zusammen, 
die in den verschiedenen I^mdcrn nötiff sind, um 1000 Spindeln in 
der Baumwollindustrie zu bedienen. Das sind anfanf^s der l88oer 
Jahre in Bombay 25, im Eisal's 9,5, in Deutschland 8 — 9, in Eng- 
land {1887) 3. Er führt auch Italien mit 13 auf; das ist aber nach 
meinen Berechnungen noch eine viel zu günstige Ziffer. Nach der 
neuen Enquete kamen auf 1000 BaumwoUaplndeln: ni der Fhx>vuus 
Torino 17, Brescia 17,5, Bergamo 20, Alessandria 22, Novaia 24, 
Genova und Udine gar 31. In diesen Zahlfo drückt sich also eine 
Leistungsf&bigkdt des itaHeniachen Spinners aus, wie sie etwa der 
indische heut (25) besitzt, der deutsche vor 50 Jahren (1861 » 20} 
besais. Es versteht sidh, dals die geringe Leistungsfalugkeit audi 
in der niederen Technik der Anlage ihren Grund hat, beide stehen 
eben in Wechselwirkung. In der Bielleser Wollspinnerei brauchten 
1000 Spindeln gar 43 Arbeiter zu ihrer Bedienung. Und in andern 
modernen Industriezweigen beobachten wir dieselbe Inferiorität des 
italienischen Arbeiters. Während der deutsche Kohlenbergmann 
jährlich ca. 300 t Kohle liefert, fordert der italienische nur 130 t zu 
Tage:') der italienische Arbeiter in den Eisenhütten produdert 
jährlich 24 t, selbst schon der oberschlesische 34 t*) 

Dieser geringeren Leistungsfähigkeit des industriellen Arbeiters 
in Italien, wie sie in den mitgeteilten, leicht vermehrbaren Zahlen zum 
Ausdruck kommt, widerspricht auch keineswegs die andere oft 
gemachte Beobachtun<^^ dals der italienische Arbeiter in der 
Stadt wie namentlich auf dem I^nde fleifsig, Ja in manchen Bran- 
chen, wie zum Beispiel den Erdarbeiten dem nordischen Arbeiter 
in seinen Leistungen überlegen sei. Überall wo er als isolierter 
Arbeiter sich bethätigen kann, kommt er zu voller Geltung; was 
ihm abrr noch fehlt, ist eben die OualiflknticMi /um Arbeiten im 
g^ellschaft liehen, auf Teilarbeit beruhenden Betriebe. I^in anderes 
ist es. kunstvolle Schnitzereien anzufertigen oder sein eigen Stück- 
chen Land mit seinem Schweilse düngen als in der automatischen 
Fabrik hochqualifizierte Teilfunktionen erfüllen. Hier wird gerade 
bestätigt, was wir oben als unsere .Beobachtung niederschrieben. 



') T.ivola slnottica, p. 46. 

') .Statistik der obencblesischeu Berg- luid Huttenwerke für 1S91. Kattowilx 
1892. .S. 43. 44. 
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Es ist eine lancfe, sehr lange Via crucis mit vielen Lcidcnsstationen 
von dem geäclidftigen Handwerker, der auf den Stralsen der süd- 
lichen Städte im Sonnenschein fröhlich schustert und schneidert» 
von jenem Bauern, der umgeben von den Seinen die immerhin 
harte Arbeit in seinem Weinberg und seinen Oiivenpflan/.ungen 
unter den Klängen einer Volksweise verrichtet bis zu jenem Nürmal- 
^inner in Laocashire, den uns Schulze so anschaulich in seiner 
BaumwoUatmosphäre schildert. 

Aber der italienische Aibetter will auch noch gar nicfat höhere 
Leistungen ernelen, damit ihm etwa daraus ein vergröfserter Gewinn 
suflösse. Was für andere Völker früher beobachtet worden ist, finden 
wir jetzt in Italien wieder: dals der Arbeiter nur mit Gewalt dasu 
zu zwingen ist, mehr zu erraiTen, ab zur Deckung seines gewöhn^ 
hdtsmais^n Lebensunterhalts nöt^ ist Erst wenn er lange Zeit 
hindurch von der Peitsche der Not zu immer gesteigerter Leistung 
gezwungen ist, setzt sich in ihm der Erwerbstrieb dauernd fest 
Die treibende Kraft im kapitalistischen System wird dann auch fiir 
ihn der Stachel zum Mehrarbeiten. Erst in einer späten Epoche 
des Kapitalismus wird ein hoher Lohn für den Arbeiter Veraa- 
lassung, durch noch höhere Leistungen noch mehr erwerben zu 
wollen. Auf den niederen Stufen, wenn der Arbeiter eben erst aus 
der Periode isolierter Arbeit heraustritt, reizt ihn höherer Lohn zum 
Nichtsthun, arbeitet er nur, um zu leben, lebt er noch nicht wie 
später, um zuarbdten. Den Italiener wird der Dämon des Kapitalismus : 
der Erwerbstrieb nur schwer erfassen. Welche Überwindung kostet es 
ihm allein, den Sonnenschein, die Piazza, das ungebundene Leben der 
Strafse zu verlassen . um „hinter blinden Scheiben in verdorbener 
Luft", im BaumwoUstaub und in der I lochufeiif^lut sich :' i TKjhrcn! 
Und dann: wie weni^^ braucht er doch, um sein I)nseiii .a iristen. 
Sohmiu ein paar Soldi ihm efeniit^en. um Nahrunj:^ und Kleitlung 
zu t)estreiten, was kaiui ihn beweisen, damit er melirere I'V.inkeo 
verdiene, die Sklaverei der Fabrikarbeit auf sich zu nehmen: „Faul- 
heit ist dem Italiener noch erlaubt und diese gütige Göttin erhält 
ihm seine Gesinidheit" - — so wieder Hehn. Der Unternehmer denkt 
naturgemäfs anders über diesen i'uukt. Er schlägst sich recht und 
schlecht mit dieser Unart seines Arbeiters herum, den er seiner 
Herrschaft unterwerfen will. Es sind wahre Schnicrzenslieder , die 
beispielsweise die Wollproduzenten in Biella über die üblen Ge- 
wohnheiten der zur P'aulheit neigenden Spinner und Weber' anstim- 
men. Diese, wenn es irgend ihr Verdienst erlaubte, zogen es vor. 
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den Montag, wohl auch den Uenstag noch blau m noachen und 
dann stockte natürlich auf empfindtiche Weise für den Untemdimer 
der Verwertungsprozefs des Kapitals. Es wurden strenge Fabrik- 
ordnungen erlassen, welche dieser Libertinttät der Arbeiter steuern 
sollten, aber erst nach langem Kampfe gelang es dem Unter* 
nehmertum, Zucht und Ordnung zu schaffen , vor allem erst durch 
Anwendung der gewaltigen Zwanj^siiiitte! , welche das Kapital in 
seinem Arsenale hat : den Druck der Löhne durch Einstellung 
minderwertiger Arbeitskräfte und Ersatz des Arbeiters durch die 
Maschine I ') 

Die letzten Worte deuteten bereits den Ausweg an, den der 
kapitalistische Unternehmer allerorts noch eingeschlagen hat, wo 
sich ihm der Mangel hochqualifizierter und zuixleich disziplinierter 
Arbeiter fühlbar macht: er ersetzt die Oualität durch die Quantität, 
kommt fiadurch ebensf) wie durch den Ubergang zur Maschinen- 
technik in die Lage, miiuienvertir^e Arbeitskräfte vewenden zu kennen, 
die ihm zudem den V'orieil bieten, dals sie sich leichler diszipiunerim 
lassen. Es ist durchaus nicht stets im Interesse des Unternehmers 
geleiten, viele billige Arheitskrätte zu beschäftigen; wenn er mit 
weuii^'eii guten dasselbe V\ ertquanLuni herstellt , so gewäiirt ihm 
das sot^ar ijrölsrre Vorteile. -) Solange jedoch hochqualifizierte 
Arbeitskräfte überhaupt in einem Iinlustriezweig noch nicht existieren, 
solange billige und teure Arbeitskräfte noch denselben Arbeits- 
effekt erzielen, .solange strebt naturgcmals der L iitemehmer dar- 
nach, mo^^lichst billige Arbeitskraft zu beschäftigen und deren geringe 
Leistung zum mindesten extensiv soweit als möglich auszudehnen. Da- 
her bekanntermafsen in allen Anfangen kapitalistischer Produktion die 
Tendenz zur Einstellung von Flauen und Kindern und zur Ver- 
längerung des Arbeitstags. Diese Tendenz macht sich nun auch 
in Italien in aller Stärke fühlbar und was das wichtigste ist, scheint 

Vgl. den eu^eheiideD Beriebt tber diese Voi|Eäoge in der Rekcione Bonni 
sngli scioperi Ronui 1885; pag. *% Mg. 

•) Das ist, woran oft gezweifelt wird, auch die Meinung von Marx. .Jeder 
Kapitalist hat das ahsolitfr InttTcs?**, e\n bestimmte Arbeite Quantum aus kieinercn, 
Statt ebenso wohlteü oder selbst wohlfeiler aus gruiserer Arbeiterzahl aoszupressea." 
Kapital Ii. 600. 

*) Wean im obigen der Standpunkt vertreteii wird, dafa die Teadcns nr Eiii' 
ttdlibg iroB Fhmea und Kiadiem als Symptom einer fräberen Entwidchmgistafe des 
IndwtriaUniras anaueben aei» wäbtead im Verlauf der Entwicklmg mit dem Heran- 
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noch ung«9chwächt in Zukunft wdterwirken »i wollen. Dafs schon 
jetzt die gewerbliche Kinder- und Frauenarbeit daselbst 

sehr stark verbreitet ist, ist oft genui^ konstatiert worden. Einige 
zahienmafsige Belege mögen hier immerhin am Plat/.e sein. 

Von allen in den eigentlichen Gewerben thätigen Fersoneo, 
deren Zahl sich (1881} insgesamt auf 41S5461 beziffert, waren 
1 904 144 weiblichen Geschlechts, aufserdem 149946 Knaben unter 
14 Jahren. Die Beteiligung der Frauen an der Gesamtzahl der 

Gewerbetreibenden beläuft sich demnach auf 46,2 "/„. pfe^^cn ;^o,l "j, 
in Frankreich, 24,8 "„ in Kn^dand. 2o.() "„ in Deutschland.') Diese 
Totalzirtern jedoch geben nur tin unvollkommnes Bild; auch des- 
halb} weil sie das Handwerk mitumfasseU} in dem die Männerarbeit 

wnch«*«?) rtne^ hr»t hr]un!ifiri( rtrii l<«-nif«arbcitrrstnm!«'« <-h-]\ rhcr wiederum citio \ei- 
guiig zur Verwendung uiuhuUcIut Arbeitskraltc bfnioUliur uLichc, so »oll damit 
lusineswegs die Meinung ausgesprochen sein, als ob jeiu- si^ätcre AuMcheiduhg der 
weiblichen and )(indlirh«n Arbeitskräfte sich nit Notwendigkeit in allen Zweigen 
drr Industrie gleichinäfsig voll/iclien müsse, noch viel Wfi)igi*r jeiio andere, als ob 
schon heute dir kn]>it.ili^ti i Ii, rnxluktioii irt^«'ndu »> ein Stadium err*Mebt habe, in 
dem eine merkliche /uruckdrangung der zarteren Arbeitskräfte aus dem gewcrls- 
lichen Leben Itberiinupt als natürliche Tendens zu beobachten sei Vielmehr sind 
folgcn<te Momente im Auge au hebalten: 1. der Umstand, dafs dort wo eine 
höhere Qualillkntiott der Leistung (Intensivisierung) mo<^lich ist. dirse u. U. .nuch, ja 
gnidc von Frauen err»Mrht wird So fjrrirhti'f uns Schul,*" (u a. <J. S. 14;) i!.ifs in 
Amerika die hoch&tcn Lei.stungcn in der Weberei (Uedieuuug von 0— K Webstühlen!) 
von Midchen verrichtet werden; 2. dafs nudi anf iortgeschrktener ätufe der grofs» 
industriellen Technik eine Reihe von Arheitsfunktionen bbrig bleibt, hei denen eine 
Steigerung der Arbeitsl. istuttg, eine Vergn>lserung des Arbeitseffekts .-lusgcschlosseu 
ist, bfi drtien nl^o ilii- niiti<lrrwcrtige Arbintslmf« für d>'n Unternehmer stets den 
Vorzug behalt, ein wichtiger Lmstand, den tn E. Schulze in seinem Huche nicht 
genügend berücksichtigt; 3. daf^ auf absehbare Zeit auch iu den fortgcschrittetistco 
Lkndem kapitnltttiscber Produktion heute noch eine natürliche Tendenz cor 
Vecmehiung beaw. Erhaltung der Weiber- und Kiodenrbeit in ihrem Ge.snmt- 
nnifani;;*' !>esteht, einfach aus dem drunde, weil immer noch neue Gewerbs/wei^e 
vom Kapitalismus frisch erfafst werden und die Anfangsstadien d< r Fntwicklung 
eben erst betreten. So erklärt sich wohl der Utnsiaud, dafs im (Ranzen ge- 
nommen, die Frauen- und Kinderarbeit auch in deo fortgeschrittenen Staaten lieule 
»od» keine betrlehtliciie Vwrminderung aufweist; vgl die Zahlen Aber FVaaenwbeit 
im Text, Alle diese Momente jedoch lassen die Thatsache bestehen, dafs die An- 
fanfje de<5 Tndustrialismus ebenso durrh tna-ssrnwclsr Einstellung; mindrr\v<rtif»er 
Arbeitskräfte wie durch ein besonders »torkcs Vorwiegen dieser ^'i kenn/cichnet sind 
«od dals der Grund für diese Vorgange in der geringeren Kostspieligkeit mlcher 
ArbeilslKfllte tn suchen ist. 

'} Vgl. den Artikel „Frauenarbeit und Pmuenfrage" von J. PierstoHT 
im Hdw. d. St. W. UI. Band (1891). 
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überwi^^ Wir müssen hier wieder spezialisiere«, über die starke 
Ver\\'endun^ der Frauen- und Kinderarbeit in den eic^entlicii ivapi- 
taiistisch betriebenen Industriezweigen iraliens geben tolgcnde Zahlen 
Aufschlufs: *) In den extraktiven Industrieen und in der Metall- 
industrie treten die zarteren Arbeitskräfte naturi^emäfs zurück. 
Immcrluii (nstand 1H90 -} in Italien .inn.iiiernd ein Viertel der im 
Bergbau beschäftigten Personen aus Weibern und Kindern unter 
15 Jahren: 10502 von 42307. In der Papierindustrie waren (1881) 
von 14 2 10 Arbeitern 6945 Weiber und Kinder unter 14 Jahren, in 
der Tabak&brikation von 11 351 9912, in der Zündböbchetiiabri- 
kation von 3648 2472. Das Hauptkontingent an Frauen und 
Kindern stellt jedoch wie überall so auch in ItaUen die Textil- 
industrie. Es waren beschäftig: 





In d. gcMunten Industrie : 


in Fabriken:*) 


In der 


Arbeiter 
flber- 
hMtpt. 


davon Krauen 
und Kinder 

unter 
t4 Jahren. 


Arbeiter i'*»^^" 

über- ""^^ 

, unter 

^ ' 15 Jahren 






1 


Bnuinwollspiniirrci 




143 071 
1*6678 


j SSiii Ä43«5 


'WollaibeTeitiiiig nnd Spionerei 


99 4«6 
45 i«4 


92 119 
3i4«9 


1 25681 ; 13495 


Scidcnindustrie *) (1891) . . . 


172 356 


156972 




Gesamte Textilindustrie . . . 


1332^ 


I 206 





Die Zahl derjenigen Kinder endlich, die auf Grund des Gesetzes 
vom II. Februar 1886 von den Gemdnden ab in Fabriken, Berg- 
werken etc. beschäftigt zur Anze^c gebracht waren, bezifferte sich 
1889 fiir das gesamte Könicfreich auf 82103. Diese Zahl 
bleibt jedoch weit hinter der Wirklichkeit zurück.^) 



') Ziffern im Trxt, sofern nichts anderes IjLm. rkl ist, sind dem III" Cen- 
simcnto (1881^ entnommen: Vol. III. I'opol. classit. per profcssioni c condi^ionL 
Roma 1884. 

") Nach einer vorlinfigen ZosaiBmciistellinig B od los, ^ nür in Manvdtript 
vorliegt, 

*) L*bd«strift della seta in Italia. L c. (1891). Die obigen Zahlen bleiben» 
nach einer privaten Attfaeraag Bodiot, hinter der Wirldkhlccit turOck. 

*) Vpl. Kf'la/ione siill' nppHcni. dclla lej^ge II. Febr. 1886 sul lavoro dei fan- 
i-iulli . . prcseniata dal Mini.stro di Agr. ra ec. Cam. dei Dep., Tom. 8. II. 90 
Atii, Leg. XVI. Scss. IV. 1889. Nr. XL\. p. 25. 92 f. 
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Wie aber schon erwähnt , ist besonders bemerkenswert der 
Umstand, dals die Tendenz zur vermehrten Ejostellung minder- 
wertiger Arbeitskräfte in vielen Industriezweigen durchaus noch 
nicht zum Stillstand gekommen ist und angesichts der in- 
dustriellen Entwicklungsstufe Itafiens heute noch nicht zum Still- 
stand gekommen sein kann. Daför nur folgende SUfenu Am 
vollstandigsteo ist das Material im Augenblidc für die Seidenindustrie, 
ftir die die Vergleichung der Jahre 1891 und 1881 bezw. 1876 (ältere 
Industrieenquete) zulässig ist. Es ist nun aber bezeichnend fiir die 
Entwicldungsbedingungen der Sddetundustrie und deren Entwicklungs- 
stufe in Italien (vgl oben S. 189), dafs in ihr die Zusammensetzung 
der Arbeiterschaft in diesen 15 Jahree annähernd konstant gerieben 
ist. Das Gesetz vom 11. Februar 1886, wddies die Kinderarbeit 
unter 9 Jahren verbietet» unter 12 Jahren auf 8 Stunden beschrankt, 
hat, wie es scheint, nur dahin gewirkt, dafs, soweit nicht die allgemeine 
Verminderung der Arbeiterzahl durch Abstofsung kleinster Kinder 
bewirkt ist, mehr erwachsene Frauen eingestellt sind. Für die 
Provinz Como, den Hauptsitz der Seidenindustrie, ergeben sich 
folgende ZüTem. Es waren daselbst in der Seulenindustrie beschäftigt : 

1879') 1891 *) 

Kinder unter 9 Jahren 1 977 1 o 

„ Ton 9-^12 „ 9389! 36904 Kimkr von 1 ^ ^ - 

„ „ 12 i6 10686^-92.3«, 9— I5j«i»«ft/ ' 

erwachsene Krauen 14852! 2ut>95j * 

erwachsene Männer 3 103 3070 

Ganz anders dagegen ist naturgemäls die Entwicklung in den- 
jenigen Industriezweigen , deren techiii:iche Fortschritte raschere 
sind, in denen sich eben jetzt der mechanische Betrieb einbürgert 
likx ist die Frauen- und Kinderarbeit im Zundmien begriffen. Das 
läist sich zum Beispiel iur die Wollindustrie nachweisen. So waren 
im Biellaer Bezirk beschäftigt: 

1878=') 1888*) 

Manner .... 3248 « 53 % 4619 = 44,7 % 
Weiber und Kinder 2877 47 ^ 5506 »55,3 » 

') -Vach einer Frivatcnquete. die im Auftrage der „Societa pel progresso degli 
stndiicconoBUci** ontemommen wurde and Aber welche berichtet wird von A. Brre ra, 
Inchiesta mlfe Condisioni degli Operai neUe Abriebe. Roma 1879. 

*) Uindmtria della Scta (189 t) pag. 54. 84. 93. 96. In den obigen Zahlen ist* 
am »ie Arnfn von vergleichbar zo machen, die Hansindastrie eliminiert. 

*) Keloz. sugli scioperi, cit p^. 29. 

*) loch, in d. cit. fuc. XV (1889). 
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Noch erstaunlicher ist die Zunahme der Frauen- und Kinder- 
arbeit in der Berf^werksindustric: hier dürfte sie mit eine 
Folge der turchtbaren Depression sein, der diese Industrie, nament- 
lich der Schwefelbergbau in d^'n iSiSoer Jahreu unterlag. Während 
die Zahl der Weiber und kuider unter 14 Jahren, die im Bergbau 
beschilftigt waren. 18S1 kaum ein Zehntel (4963 von 59512) der 
gesamten Arbeiterschatt betrug, stieg sie, wie wir sahen, 1890 auf 
ein Viertel. 

Damit nun die Unternehmer thatsächlich auch mit Vorteil an 
Stelle hochqualifizierter Arbeiter minderwertige Arbeitskräfte ver- 
wenden können, ist notwendig, dafs die Exploitationssphäre von 
der Gesetzgebung nicht zu eng gesteckt sd; es muis eine weit- 
gehende extensive Ausnutzung des Arbeiters möglich sein. Da 
die italienische Arbeiterschutzgesetzgebung bislang über 
jenes oben erwähnte Gesetz vom Ii. Februar 1886 noch nicht 
hinausgekommen ist, so hat in der That der Unternehmer die Ellbogen 
noch ziemlich frei Er kann Kinder bis zu 12 Jahren horunter tags 
ohne Einschränkung, nachts 6Stunden, bis zu 9 Jahren während 8Stun> 
den am Tage beschäiHgen; die Weiber stehen ihm unbeschränkt zur 

') Dftfs Vor Erlafs des (lescUcs die Ausbeutuag der uureifcn Arbeits- 
kraft r, natii'nitlii h ii. 'In- Tfvtil- um! Hcrjwrrksiiidustrir, ilni ilr-iikbar höchsten 
Grad erreicht imttc, hab»-n die Vcrhuncllungeu bei Beratung des Gesetzes zur Gcniig« 
klargestellt. (Siehe scliun dus uffizicU gesammelte Material in Vol. 15. 20. 23 der 
Aonnli dell' Lnd. e del Comm. {1880) und vgl. much jetzt noch den enrüluiteii Mi- 
mflteruüberkht (1890) z. B. pag. 73.) Es ist aber leider keineswegs die Annahme 
berechtigt, als ob jetzt auch nur die von dem Gesetz für die Anwt-tii!iing der Kin- 
drrarli<M! ^' sTerkten (Jrenzen schon innegehalten wiinli n Der Bericht des Ministers 
kommt iw dem Ergebnis, dafs von einer strikten Auituhrung des Gesetzes nuch gar 
keine Rede ist (pag. 87 seg.). Die Pxlle solch schamloser Nichtndktung der gesetz- 
liehen Bcstimmongen wie die Rehucioae deren mehrere kooctatiert, so in einer 
Seidenfilande eine l6 ständige Arbeitszeit für Kinder, pag. 76, mögen die Aus- 
nahme bilden; leichtere „Pfugun}:j<»n*' dp? Rfchts aber, NachlSssif^keiten, „Unregel- 
niäfsigkeiten" geringerer Art sind noch durchaus an der Tagesordnung. Und zwar, 
wie den Belrärdea, die oft abciehdich ein Auge oder beide todräcken, bekannt 
ist. Nun darf aber a&genomitten werden, dafs den fididrdcn nur ein vendiwinden- 
der Bruchteil der Gesetzesübertretungen zur Kenntnis kommt Wie in allen An- 
fangen der Arbeiterschutzffe-^etzgebung beobachten wir wieder in Italien den Mangel 
an genügendem Aufsichtspersunal. In ganz Italien funktionieren, neben 38 Berg- 
weritsinspektoren, denen mv die Bewachong der Beiwerke oUiegt. ab „Fabrik- 
inspektoten'* 3(1) GewerbeschnlinspektOfen. (U c. p. 62 seg.) Und Italien iat grofs. 
Vgl. auch noch die bitteren Auslassongen über die mangelhafte Durchführung des 
Kinderschutzgesetze- Vn-i I, Sbrojavacca f Arbeitprfreund" XXIX. Jahrg. [1891] 
S. 323—326), einem dem Uuternehmertum im oHgemeineD durchaus wohlgesiauteu 
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Verfügung und die Länge des Arbeitstages aufser flir Kinder von 
9 — 12 Jahren unterliegt keiner gesetzlichen l^egrenzung. Es gliedert 
sich daher auch die Beobachtung, dais lange Arbeitszeit in 
Italien die Regel bildet, in die Kette unserer anderen Beob- 
achtungen harmonisch ein. Leider besitzen wir keine allgemeine 
Statistik über die Arbeitszeit in den italienischen Industrieen. 
Auch die neue Enquete streift nur gelegentlich diesen l*unkt. Noch 
am meisten Material, wenn auch nur für ein räumlich beschranktes 
Gebiet enthält die bereits erwähnte Em^utte der ,^cietä pei pro- 
gresso d^li stucfii economici'*, deren Ergebnis Professor Errera 
fär einige der Erhebungsbesirke a. a. O. mitgeteilt hat. Nach allem, 
was diese Untersuchung, was femer die amtliche Industrie -Enquete, 
die lohnstatistischen Erhebungen Bodios, der Bericht über die Aus* 
fiihrung des Kinderscfautzgesetzes übereinstimmend berichten, dürfen 
wir die ti^liche Arb«tszeit in den wichtigeren Industriezweigen, wo 
keine Nachtarbeit besteht, auf 

12 — 13 Stunden, davon 10— 'ii effektiv, im Winter, 
13^14 „ „ II — 12 „ im Sommer 
veranschlagen. In manchen Industrieen und an manchen Orten 
mag sie kürzer sein; dafiir ist sie anderswo länger. So nimmt 
Bodio (Ms.) flir die Seidenfilanden 11— 14 effektive I) Arbeits- 
stunden an. Nachtarbeit ist aber ebenfalls noch it \ ntem Um- 
fange üblidi, Umfragen, die der Minister für Ackerbau etc. bei 
Gelegenheit der Ausführung des Gesetzes vom 11. Februar 1886 
veranstaltet hat , bestätigen dies. So scheint namentlich in der 
Metallindustrie die 12 stündige Doppclschicht die Regel zu sein. 
Aber auch sehr viele Etablissements der Textiibranche ariseiten 
Tag und Nacht.') 

Die niedrigen Löhne Italiens sin ! last sprüchwortlich ge- 
worden, Sie siiul ifi drr That nur der durchaus naturgenialse Aus- 
druck der gesamten l'^ntwickhingsstufr der italienischen Industrie. 
Wo die Hausindustrie noch stark vertreten ist. Weiher- und Kinder- 
arbeit vorherrscht, die Arbeitszeit lang, die Leistungstaliigkeit ge- 
ring ist, die Produktionskosten der Arbeitskraft niedrig sind, wo 

Autor. Seitdem dies geschneben wurde, ist der Ministertalbericht über die Aus- 
fUming des KindefschubqEcsetxes für die Zeit mm. i. Juli 1889 bü 31. Desember 
1893 enchieacB. In diesen 3 Jahren hat sich leider nur wenig verändert. Vgl. 
meinen Aufsatz „Kinderarbeit und Kindcrtchvts in Italien" im „Soi. pol. Ceutial- 
blatt". II. Jahrg. Nr. 35 (sq. V iSq^) 

*) Vgl. Relaz. sull' appl. della legge ii. l ebr. iöJj6, 1. c. pag. 43 scg. 
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sollten da hohe I^hne Platz finden? Da neuere lohnstatisttsche 
Erhebungen fiir das Land nicht vorli^cn — von den im Annuario 
Statistico weitergeführten Lohnnachweisen einzelner Fabriken ab- 
gesehen ') — so darf ich mich hier damit begnügen, auf die früher 
von mir veröffendichten Studien über Lohnverhältnisse in Italien 
zu verweisen.*) 



Ist es zu verwundem, dafs in der augenblicklich von der 
italienischen Industrie und ihren Arbeitern erklommenen Ent- 
wicklungsstufe, wie sie in den vorstehenden Abschnitten skizziert 
wurde, die () r i^.i n isati o n d er A r bei t e r s c h a ft und die prole- 
tarische A r bei t e r b e w ecf u II <^ noch in ihren ersten Anfänt^en 
sich befinden. Wir wissen jet/t. dank namentlich den umfassenden 
Studien über England, dal's auch die Arbeiterbewegung, die gewerk- 
schaftliche nicht minder wie die politische, nicht von der Willkür ein- 
zelner Personen al)ii;inL;t. dafs sie vielmehr zu ilirer l-!ntlaltunt;i)cstimmte 
ükonomi.^che Vorbedingun-^^eti aU gegeben vorau.sbet/i. Mine Arbeiter- 
schaft, die eben erst in die Kreise der modernen Industrie hineinge/.opfen 
worden ist, mit all den ihr typischen Klenderscheinuni^^en. wk wir 
sie an der italienischen beobachten können, bedarf einer ^^M-aumen 
Spanne Zeit, ehe .sie ihre Reihen zum Kampfe mit dem Kapital 
formiert hat. Immerhin wird die soziale Bewegung in den jungen 
Ländern, wie wir eingangs schon hervorzuheben Veranlassung 
hatten, von der geschü^xtlidien Erfahrung, die in älteren Kultui^ 
ländem gesammelt worden ist, in weitem Umfange Nutzen ziehen. 
Es darf nicht bezweifelt werden, dais sowohl die gewerkschaftliche 
als die politische Organisation der italienischen Arbeiterschaft in 
verhältnismais^ rascherem Tempo als bebpielsweise diejenige des 
ei^lischen Proletariats vor sich gehen wird Anzeichen daftir lassen 
sich schon heute beobachten. Vergegenwärtigen wir uns in aller 
Kurze, über welches Mals von Organisation, zunächst ge* 
werkschaft lieber, die italienische Arbeiterschaft im Augenblick 
verfägt. 

Jede Darstellung wird hier gezwungen sein, von den auch im 
Au^nde oft genannten Unterattttzungsvereinen (Societa di 

'} Die Ergebniwe des letxten Jahres wmden im Soximi politiftchen 
CentralbUtt II. Jabf^uig Nr. i8 & atj. SI4 ni^eteilt. 

*) Lohnstatistischc Studien in diesem Archiv Bd 11(1889)8. 259 f. Dott findet 
der Leser aach die einschUlgigen Quellen angeführt uod besprochen. 
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mutuo soccorsoi, ihren Ausrrangspvinkt zu iiehincn. Diese haben 
in der That eine grofse Bt-deutung für das gesamte italienische 
Volksleben und werden sie auch für die eigentliche Arbeiterbe- 
wegung bekommen; unter den Formen neu/.eitlichen Genossen- 
schaftswesen im weiteren Sinne gebiihrt ihnen jedenfalls die Aner- 
kennung zeitlicher Priorität. Die Socifta di mutuo socc(irso sind 
heutigentags vorwiegend Versicherungsgenossenschaften und dürften 
ihren Eotstehungsgründen wie ihren Zielen nach am ehcsien mit 
den englischen Friendly sodeties im Vergleich gestellt werden. Wie 
diese rekrutieren ihre Mitglieder vorwiegend aus den niederen 
Volksschichten, wie diese ^zählen sie jedoch viele Mitglieder aus 
der Mittelklasse und selbst aus den oberen Ständen, deren finanzielle 
Beihülfe und Teilnahme an der Verwaltung besonders bei den 
kleineren . . ein nicht zu unterschätzendes Moment bildet** ') Freiüch 
steht ihre Zahl wie die ihrer Mitglieder weit hinter den Ziffern, 
welche die Friendly Sodeties aufweisen,^ zurück. Immerhin konnte 
die amtliche Statistik*) im Jahre 18S5 von 4971 Soc. dt M. S. be- 
richten, deren Mitgliederzahl sich auf 804000 bezifferte und die 
über ein Vermögen von 32 000 000 Lire verfugen. Hauptsächlidister 
Zweck der Gesellschaften ist: die Mitglieder gegen die Vermögens- 
nachteUe zu versichern, cfie aus Krankheit, Todesfall, zddidier Arbdts* 
losigkeit usw. sich ergeben. Lebenslängliche Renten zu verhdfsen, 
hat neuerdings das Gesetz, das die Verhältnisse der S. di M. S. 
regelt (15. April 1886), den gesetzlich anerkannten Vereinen zwar 
nicht ausdrücklich, so doch durch seine die erlaubten Zwecke ein- 
schränkende Fassung untersat^t ; wohl aus dem Grunde, weil dem 
Gesetzgeber die finanzielle Gebahnmg der Verbände keine genügende 
Garantie bot, dafs derartige rentenmäfsigc Ansprüche befriedigt 
werden könnten.^) Aus dem Gesagten geht schon hervor, dals die 

') J. M. Bacrn reit her. Die englischen Arbcitcrvcrbändc und ihr Recht. !• 
Band. Tfibiagen 1886. S. 150. 

*) Nach Baernreitber, a. a.O. S. 148, wurden 1874 33000 F. S. mit ca. 4 

Millionen Mittjlicdern «rmittelt. 

""I Stafi-^tica delle Societa di Mutuo Soccorso. Anno 1885. Roma 1S8S. Vgl. 
dazu L. hbro j a vacca, Die Untcr.<itützungsvereine der Arbeiter in Italica ia 
diesem „Archiv' Bd. III (1890) S. 75 — 94. 

*) Ironcrhin sind die S. di M. S. fär die Arbeitenscbaft eiiMtweilen nodk di« 
bei weitem wichtigsten Versichcrungs- und Versorgtlngsgelegenhetten bei VenntiKens* 
nai httilt-n, die dein Arbeiter während seines Lebenslaufs drohen. Eine staatliche 
A r bc 1 1 c r ve r s i ( h <■ r u n g hat ItuHen heknnntlirh z. 7.. noch nicht. Von einiger 
Bedeutung neben den Ü. di M. S. ist nur noch die staatlich organisierte und über> 
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itaUeniflcbeii di M. S. ebeMoweoig wie die englischen Fnendly 
Sodeties aus proletarischem Geiste geboren sind. Soweit sie aus 
dem PopoHoo ihre Mitglieder rekrutieren, tragen sie sogar ein aus- 
gesprochen Ideinbürgerliches Gepräge; sie zählen den Stamm ihrer 
Mi^eder in der Klasse der Handwerker und Kldngewerbtreibenden, 
auch der Kleinbauern.^) Sie sind lokal begrenzt Von 3738 Ver- 
einen, über welche die oben erwähnte Statistik genauere Angaben 
enthält, hatten 1768 weniger ab 100, 2962 weniger als 200 Mit- 
^ieder. Sie kennen ihren Zwedcen entsprediend von Hause aus 
den Konflikt zwischen Arbeit und Kapital nicht; den Gegensatz 
zwischen Reichtum und Armut suchen sie d»]urch zu versöhnen, 
dals sie, wie oben erwähnt, sich der Gnade und Huld wohlwollender 
Gönner anvertrauen: etwa ",„ der Mitglieder waren „Ehrenmit- 
glieder"*, also die Zwecke des Vereins durch Rat und That for- 
dernde Reiche. 

Gleichwohl sind, wie ich an anderer Stelle bereits hervorgehobt-n 
habe, die S. di M. S. auch für die zukünftige proletarische Arbeiter- 
beweifung in Italien von durchaus nicht zu unterschätzender Bedeutung. 
Nicht nur die Thatsache. dafs immer mehr von ihnen es sich zur Auf- 
gabe machen, ihre Mit^^lif^df^r im Falle freiwillit^er Arbeitslosifrkcit 
— der Arbeitsdnstellun^ ■ /,u unterstüt/.eTT. reclitlertiLjt dieses Ver- 
trauen. Vor allem scheint mir der Umstand beachtenswert . dals 
diese kleinen lokalen Brüderschaften gleichsam die Vorschule für 
umfassendere Organisationen abgeben. Zu letzteren gehört doch 

wachte Versichcrungskasse gegen Bctricb^aunfälle (Cassa naziouulr 
di «Micunit. per gli operai contro gli inforttim sul Uvoto). Sie ist aber unvoUkoniDen 
oiganisiert und iMhlte 1890 erst 104 000 Vensicherte. Sie ist durch Gesetz vom 8. VII. 

1883 in's T-ebcn gerufen und ihrer Zeit als Ausbund st.oalsmännischcr Weisheit ge- 
priesen worden. Berti konnte dam.ih tu seinem Mini=;feri:ilherirhf zu ricrn Kfinvitrf 
des Gesetzes sagen: „Hierin besteht der eigentliche Chanikter dieser Kiisse, dals sic^ 
diBe da Btutlichcs Institnt n sein, alle Vorteile eiaes soldieb bietet und seitie Nach- 
teile venoeidet" ( ! ) Vgl. noch ein paar Jahre sptter die TertnutensvolleD Ambnaangen 
B. Stringhers, Über italienische Arbeitergesetzgebung (Zeitschr. f. d. g. St. Wiss. 
4^ [iSSi] S. 255). Jetzt denkt man auch in Italien schon erhrbhch nuchtenifr über 
die Itistitution. Siehe z. B. den Report on Social Legislation in Italy von Prof.- 
Aug. Bertolini in „The Economic Review«, Vol. II. (1892) p. 253 f. — Der Plan 
einer mnfasseadea staatlichen Arbeiterversicherui^ hat schon öften die gesetcgeben* 
den Faktoren beschäftigt und scheint jetzt wirklich Seiner Realisierung entgegenzugehen. 

'') Eine w Is^iTischaftücli 1 n-frii-digende Sond<»ning der venrliii-dfiirn in dm S. 
di M. S. vertretenen sozialen Klassen jst nicht möglich, da die J^tatistik die Schei- 
dung nur io Berufszweige v<miimnit. „Arbeiter im allgemeinen" führt diese (a. 
O. p. Xm.) 3S5.105 auf. 
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nicht nur, dais die ökonomischen Verhaltniss« einen gewissen Grad 
der Entwicklung erreicht haben, genügen nicht die Initiative der 
führenden Geister, die Anwendung rationeller Grundsätze» ja selbst 
nicht die Geneigtheit der ^ofeen Menge. Vor allem gehört auch dazu» 
damit sie gedeihen, ein hohes Mats von Schulung, sozialer Disziplin 
nierung, die langsam den Massen eingepflanzte und anerzogene Hin- 
sicht in die Notwendigkeit solidarischen Zusammenhaltens, die Ge- 
wöhnung an ein gewisses Mals individueller Selbstbeschränkung, an 
die Unterwerfung der persönlichen Willkür unter die Interessen der 
Gemeinschaft. W er da weifs, wie sehr gerade den Italienem, diesem 
temperamentvollen Volke mit den oft kindlichen Leidenschaften, 
solcherart soziale Dis/.ipiinierung not thut, der wird den Wert der 
Soc. (!i Mutuo soccorso nicht leicht unterschätzen, selbst wenn er 
sich hewiifst t>!ribt. ilais ihr Zusammenhang ein viel loserer ist, als 
ihn die Kanipiesorganisation erheischt, auch dals sie nur im kleinen 
ihre «.r/.iehliclie Wirkung haben äufsem können. Immerhin sind sie 
ein erster Schrill. Sie steilen den Kern dar. um den höhere Tormcn 
der Organisation sich werden kr)\stallisieren können. Und dafs sie 
nicht v\\\A ein reaktionäres Bollwerk eietren die sich entfaltende Ar- 
bcitciheuTf^'ung bilden werden, was immerliin im Hereich der Mög- 
lichkeit liegt, dals sie vielmehr sehr wohl geeignete ticfafse sind, 
um mit proletarischem Geiste angcfiillt ^u werden, beweist der Um- 
stand, dafs in den letzten Jahren die Societa di Mutuo soccorso in 
hellen Haufen in das Lager der sich neu bildenden selbststandigen 
Arbeiterpartei eingeschwenkt sind. 

Aulser den S. di M. S. haben in Italien unter den niederen 
Klassen eine weite Verbreitung auch die politischen Vereine, 
fichtiger KonventikeL Es sind das Klubs, die zwischen Geselligkeit 
und PoHtik nicht immer scharf die Grenze einhalten, Schöpfungen 
grolsentheils des Altmeisters Mazzinis, daher auch meist Banner» 
'^räger des kleinbürgerlichen Radikalismus Mazzinischer Observanz, 
flehen ihnen treten an Zahl und Umfang die Vereitte anderer po- 
litischer Richtung zurück« Alle diese Brüderschaften kommen jedoch 
wesentlich nur för die politische Organisation des italienischen Pro- 
letariats in Frage, ßir die gewerkschaftliche Organisation haben sie 
nur sekundäre Bedeutung, 

Diese letztere nun im engeren, d. h. proletaiischen Sinne, als 
Kampfesorganisation finden wir heute in Italien erst vereinzelt, bei 
«inigen wenigen Gewerben entwickelt. Die eigentlichen Gewerk» 
vereine, mit Trade-Unionistischem Charalcter nennen sich» analog 
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wut in Frankrdkrh, zum Untersdhiede von den S, di M. S., den Unter- 
Stützungsvereinen, Societi di resistenza, Kampfveretne. Ihrer 
and in den letzten Jahren, in denen dße Wogen der Arbeiterbewegung 
überhaupt hoher zu gehen begannen, mehrere neu ins Leben gerufen. 
Es sind dies namentlich der Gewerkverein der Metallarbeiter Mailands,') 
eine Frucht des grolsen Ausstandes im Jahre 1891, und der Gewerk- 
verein der Ai^estellten der Eisenbahnen (Unione ferrovieri italiani), 
welch It tzterer in Opposition zudem bestdienden friedsamen Verbände 
gegründet ist. Neuerdings ist auch Bewegung in die Textilarbeiter ge- 
kommen und das Bestreben hervorgetreten, die zahlreichen lokalen 
Vereinigungen, m^stens Soc. di Mutuo soccorso, zu zentralisieren.^) Es 
bestehen femer wenigstens lokale Kampfesverbände der Zigarren- 
arlK-iterinnen, der Köche und Kellner, der Bäcker u. a. Leider fehlen 
uns genauere Angaben über die heutige Ausbreitung der rein ge- 
werkschaftlichen Bewegung in Italien für fast alle Gewerbe; nur 
übc-r die beiden ältesten Gewerkvereine, den dt-r lUtchdnicker und 
jrnrn der liutinacher, besitzen wir zuverlässige Daten, von dent-ii 
im lüli^enden einige mitgeteilt werden. Vorher möchte ich nur 
mit einem Wort auf die in cifii lei/.teti Jahren in mehreren Städten 
Italiens errichteten A r b c i t s k a rn m e r n (Consolati operai'' ver- 
weisen, die ebenso sehr als Symptom wie als Förderunj^^smittel der 
aufstrebenden gewci k;>chaftlichen Bewegung in Italien angeschen 
werden dürfen. Das wichtigste und bewährteste dieser bisLiiute, 
die lialb Auskunftsburcau, halb Zentralstelle der Arbeiter- Verbände 
sind, ist die 1890 bej^nindete Camera di lavoro in Mailand; zwei 
andere bestehen in Turin und Piacenza, eine vierte wird in Venedig, 
eine fünfte in Bologna, eine sechste in Florenz vorbereitet. 

Über die Verbände der Buchdrucker und d^ Hutmacher läist* 
sich die Einleitung zur neuen amtlichen Strdkstatistik aus.^) Wir 
entnehmen den dortigen AuslÜhrungen folgendes: Der Gewerkverein 

') Vgl. d:uu die Gelegenheitsschrifl F. I uratis, II dovcre dclla resisteii/a 
(agii operai metallurgici di MiLiao). Milanu 1892. Sic ist trotz ihres weseutlich 
geweriLvereialn-iaeh^agitatoriscIieii lahalls in ludiea Terbotenl Die Fedeniione nie* 
tillinsicn Milancse beginnt jetzt ihre Kreise weitei t« lidwn itiicl «nf die Dörfer zu 

gehen. Ein Zweijjvcrbiind ist bereits in Lrrco brpründrt, ein zweiter wird im 
Bergtiinn«cerlartde (:jr]>l:int. Vgl. ,,I,otta di c las sc" Anno II. \r 13. 

'■ ) L'bcr dies Projekt wurde berichtet im Sozialpolitischen Centraiblatt Ii. Jahr- 
gang Xr. 19 S. 338. 

^ Betrefft der beiden lettteren vgl. „Lott» di cUtse*' t— 3 «prile 1893. 

♦) 1. CL png. 7—16. 
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der Buchdrucker besteht in seiner heutigen Gestalt sett Anfang 
der 1870er Jahre. £r basiert auf lokalen Organisationen, die jedoch 
in einem Zentralkomitc ihr geistiges Band haben. Den lokalen 
Verbänden ist ihre administrative Autonomie in weitem Umfange 
gewahrt, sie sind nur verpflichtet an das Zentalkomtc eine nach der 
Zahl ihrer Mitglieder bemessene Steuer zu entridnen und den für 
Italien gemeinschaftlich aufgestellten Tarif zu beobachten. Eine ge- 
meinsame Streikkasse besteht nicht; doch kommt das Zentral- 
komitc ausständigen Genossen dadurch zu Hilfe , dal's es den 
Zuzug andrer Mitglieder fern hält, den Streik lokalisieren hilft, frei- 
\villige StreikuritL-rstiitzungeii vermittelt usw. Die F.ntwicklunc^ des 
Ciewerkvereins ist aus folgenden Zalilen ersichtlich: es betrug die 
Zahl 
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der Sektionen (in Orten, wo weniger als 
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So erfreuUch die rasche Zunahme der Zahl der Veretnsmitglieder 
ist, so stdit sie doch heute eist einen noch nicht sehr greisen 
Bruchteil der gesamten Buchdrucker Italiens dar. Deren weist cUe 
Berufsstatistik (1881) 14 317 (Gehilfen) auf, so dafs von allen Be- 
rufegencssen 1881 erst 20%, 1885, die (jesamtzahl unverändert an- 
genommen 26 % organisiert waren, während in Deutschland (Ende 
1891) im Bttchdruckergewerbe die Organisierten 53 % aller Berufs* 
genossen ausmachten. 

Noch viel loser ist der Zusammenhalt der „Födeiation der 
Hutmacher** Italiens (federazione dei cappellai). Diese erinnert 
überhaupt noch stark an mittelalterliche Gesellenverbände, datiert 
auch ihre Entstehung sehr weit zurück, wie es ja auch ein 
nicht selten noch handwerksmäfsig betriebener Berufszweig ist, 
dessen Arbeiter hier sich organisiert haben. Die Föderation wird 
gebildet aus durchaus autonomen Lokalverbänden, die nicht ein- 
mal von einem Zentralkomitc gemeinsam vertreten werden. Das 
Band, das sie zusammenhält, ist sonach dn rein ideales, gleich* 
wohl besteht es. Es wird scharf unterschieden zwischen den von 
den Mi^liedern der Föderation „anerkannten" und den nicht an- 
erkannten Lokalverbänden. Will sich eine Vereinigung der Föde- 
ration anschliefsen , so teilt sie diesen Wunsch den Föderativver- 
bänden durch Zirkular mit, in dem sie ihr Statut zur Kenntnis bringt. 
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Wird dies für gut befunden, so erfolgt die Aufnahme. Das Statut 
mufs vor allem den von den Verbandsmitgliedem festgesetzten Tarif 
enthalten. Dieser jedoch ist nicht einheitlich für Italien, sondern 
den lokalen Verhaltnissen entsprechend verschieden normiert. Ebenso 
wie die Lohnsätze ist das Lehrlingswesen von den Verbänden ob- 
ligatorisch zu rej:jeln, und zwar einheitlich fiir das ganze Land in 
der Weise, dals auf lo Arbeiter nicht mehr als i Lehrling gehalten 
werden darf. Vereinsmit^lieder diirlen mit Nichtmitgliedern nicht 
in deni.selben l\tablii.sement arbeiten. Finanziell ist jeder Lokaiverband 
selbstandii^. Ist seine Kasse, die übrigens nicht nur Streik- sondern 
auch X'trsichtrungbkasse ist. erschöpft und seine Mitglieder befinden 
sich im Ausstande, so wendet er sich mittels Zirkulars an die Bruder- 
verbände, die dank einem weitgehenden Soli<i aniats^efulü ihn 
unterstützen soweit es in ihren Kräften steht; „man luitt sich gegen- 
seitig wie man kann, leg^ sich Opfer auf, nur um den Tarif aufrecht 
und das Ansehen des Handwerks — „arte" ist der Auädnick ! — hoch 
zu halten", sind die Wprte Hes Präsideaten des römischen Lokal- 
verbandes. Ein Vetsiich, der auf dem Hutmadieikoogrefs zu Intia 
(1885) gemacht wurde, die rein lokale Organisatum zu zentralisieren, 
sdiettcrte an dem Widerstande der Majorität. Zahl der Hut- 
macherverbände in Italien beträgt drca 85, die 2^ ihrer Mit- 
glieder circa 5000, das sind bei einer Gesamtzahl (1881) von 17 292 
Hutmachergehilfen circa 29 

So sehen wir, wie die gewerkschaftliche Arbeiterbewegung in 
Italien noch in den ersten Aniaogen steckt. Aulser den unver- 
fflddlkhen Buchdruckern ist es nur ein noch stark handwerklich 
gefärbtes Gewerbe, das dnebewährte Kampfesoi^anisation aufwdst 
Daneben freilich regt es sich in einer Anzahl grolser Industrien 
ebenfalls bereits. Und was das wicht^te ist: die weit verbreiteten 
Unterstützungsvereine scheinen geneigt und geeignet, die Cadres 
fUr eine umfassende gewerkschaftliche Organisation des italienischen 
Proletariats vxi bilden. Eines Punktes aber müssen wir notwendig 
noch Erwähnung thun, ehe wir diesen Teil unserer Studie sdüieisen : 
Das ist das Verhalten der Gesetzgebung*) gegenüber der 

Die Ugi&ktorischen Bestrebungen zur Schaffung von Schiedsgerichten 
nnd Ein igungsäntern in Veilnndaag vU Geirerb^erichten (sogeiuumten Probi 
▼ iri, nach d«m Muster der ProdlioiDnies) glauben wir an dieser Stelle nicht 

weiter berucksichtigen zu sollen, da sie zur Z«it noch keinerlei rciile Bedeutung 
haben. bctrefffiule Gesetz ist i. Z. (März 1803) vnn (1t*r Kammer vprabschiedct und 
liegt bt im Sf li.itf. (Dioi-r li;it es, wie ich jetzt, Juni, erfahre, unverändert angenommen.) 
Arcbiv lur sox. Geseugbg. u. äuui»uk. VI. t4 
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Arbeiterorganisation. Da ist nun die Thatsache fj^eradcai trappant, 
dals der Stand der Arl)eiterbe\vegung' sein geiiautts S[)iegelbild in 
der Gesetzgebung findet. Bis zum Jahre 1890 nämlich war die Ver- 
ständigung der Arbeiter zum Zweck, ihre Arbeitsbedingungen zu 
verbessern, s tr a fg e se tzl ich verboten. Der Artikel 386 des 
bis dahin, aufser in Toskana, das schon lange volle Koalitionsfnnlieit 
besals, in Geltung betindiichen Codice penaie italiano bestimmte: 
„jede Verständigung der Arbeiter unter cuiauder (ogni concerto di 
operai) zu dem Zwecke, ohne vernünftigen (irund senza ragionevole 
causa) die Arbeit einzustellen, zu verhindern oder Lohnsteigerungen 
herbeizuführen, wird mit Gefängniis bis zu 3 Monaten bestraft." Nun 
bin ich geneigt, dtesem gesetzUcheo Verbot der Arbeitcrvcrcioigungcn, 
sei es dauernden sei es vorübergehender, keine aUzu grofse Be- 
deutung für die Praxis beizulegen. Es wurde kaum mehr gestreikt 
und die Koalitonen würden nicht zahlreicher sein ohne jenes Ver^. 
bot Auch wurde die Anwendung des Art 386 in der Praxis durch 
die Beschränkung der Strafbarkeit auf den Mangel eines „vernünftigen 
Grunde^ sehr erschwert '} Immerhin ist es nicht uninteressant zu 
konstatieren, wie auch in Italien die Bourgoisie bis zu dem Augen- • 
blicke, wo der Druck der Arbeiterschaft imd mit ihm die öffentliche 
Meinung ihr ein verändertes Verhalten abzwingen, in der Gesetzgebung 
Fesseln schmiedet, tmt denen sie versucht, den Art>eiter zu bändigen. 
Sdt 1890 bestraft der Codice penaie (nach art. 166) nur gesetz- 
widrige Ausschreitungen, die sich etwa im Gefolge der Streiks ein- 
stellen. Arbeitseinstellung und Arbeiterkoalition haben Uir volles 
Bürgerrecht erlangt 



') In fincr Korrespondenz, die ich über dii'><Mi Punkt mit Bodio führte, schreibt 
mir dirscr unter dem 4. Ffbr. d. J. : In pratica l'indagine intomo alTiibuso, 
all'iagiustizia, ed aila irragioncvole causa dcUc coolizioni e degli sciuperi riusoiva 
molto diflicUe per il magistrato. Qnesti per ricouosccre qiumdo il coocerto fosae 
abnaivo, oppnre derivuse d« irragioncvole caiua doveva fiure una ricerca d'indole 
ecoaomica suUe condizioni delPindustria , sui salarj, sul prczzo dcllc dcrrnte, sui 
bisogni e s«! r<*ginif di vita dej^li operai, sui loro rapjwrti coi parlrnni (*t I mn- 
gistrati avrebbero dovuto cutrare neiresatac di (|uestioni che stuygono ulla loro 
competeiuta. Ne che oel fiitto aodie prima del 1890 non li initiasse proce> 
dimeiito penaie per totte le coalixioni e gli sdoperi, ma solainente <]uando eraao ao- 
compngnati da violenzc e da altri reati.'' Ganz übereinstimmend damit sagt der 
Berichterstatter der .Streikkonimission i Rcla*. 1885, p. 9-) rX^^ g'' sctopcri > hr ne 
(sc. di viuleuMj eraoo scevri, i proccdimenti »ono <juasi seinpre finiti colla diclüa- 
laaiofte di non fatal laogo a procedere/' 
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Alle im Vorteilenden berührte Arbeiterbewegung hat den 
Zweck, inneilialb der kapitalistischen Wirtschaftsordnung die Lage 
des Arbeiters su verbessern. Wir müssen zum Schlüsse fragen: ob 
nicht auch jene andere Arbeiterbewegung in Italien Boden gewonnen 
hat, welche die Besdtigung des kapitalistischen Systems sidi als letztes 
Ziel stedct, eine höhere Form gesellschaftlicher Produktion an seine 
Stelle zu setzen : die sozialistische. In der That finden wir in Italien 
die sozialistische Arbeiterbewegung in verhältnismälsig 
nicht unerheblicher Stärke^ Sie hat wie überall die iK-iden Formen 
angenommen: der genossenschaftlichen und der politischen Be> 
wegung* Wenn wir von genossenschaftlicher Arbeiter- 
bewegung an dieser Stelle sprechen, so meinen wir selbstverständ- 
lich nicht die Bestrebungen zur Gründung von Konsum- und Kredit- 
vereineii , sondern ausschliefslich die Schaffung von Produktiv- 
genossenschaften, weicht- allein eine der Arbeiterbewegung eigen- 
tümliche Erscheinung sind. Solche Produktivgenossenschaften weist 
Italien Hne stattliche Anzahl auf. Einige von ihnen, wie eine kleine 
Glasergenossenschaft in Altnre. sind zu zünftig - kapitalistischen 
Gebilden verknöchert. Die Mehr/.ahl jedoch, darin stimmen wohl 
alle Beobachter üherein, trägt ein ausgesprochen sü/-ialistisches Ge- 
präge. Die Bewegung ist seit Erlafs des neuen Genossensch afts- 
geset/es vom ii. Juli i Sgl, welches die Begründung von Produktiv- 
genossenschaften sehr irleichtcrt. angeregt durch die zahlreichen 
Streiks und Krisen, die naiut liehen F.ltern der Produktivgenossen- 
schaücii in luuien, sehr bedeutend in Fluls gekommen. Leider 
fehlen uns für viele Zweige die Ziffern für die letzten Jahre. Bis 
zum Jahre 1889 enthält ziemlich vollständige Angaben ein Referat 
Bodios an £e Commtsnone consultathra suUe istituaom di previdenza 
e del lavoro (Februar 1890), einige neuere Daten hat Sbrojavacca 
unlängst als Ergänzung zu den Bodioschen Nachweisen veröffent- 
licht, ') doch ist sein Bericht, wie er selbst zugiebt, keineswegs voll- 
ständig. Folgendes jnnd die Angaben über die Ausdehnung der 
Produktivgenossenschaften, welche wir den genannten Schriften ent- 
nehmen: Es bestanden 1889 

') Sülle ;issoc iazioni Coopetative in Itali». Saggio statU^ei». Roma 1890. 

-) I,. Sbroi.^vacL-a, Die genosscn.tchaftliche Bewegung in Italien in 
S hmolkrs ..l:ihrl)u. h' XVU (1893) S. 217-254, insbesondere S. 2340". Vgl. aufscr- 
dem Lgo Rabben u, Le societä coopcrative di prodttxioae, Milaao 1889 «nd dam 
K. Oldeaberg im .Jaliriwii«« XIV. 4, 264^27«. 

14" 
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Tagelöhnergenossenschaften 



49 



(namentlich zur Ausführung von Erdarbetten, Trockenlegungen usw.) 



darunter Buchdruckfr-( icno.s.srn.schatu-n 1 1 

Genossenschaften der (jlascr und Tüjjter . Q 
Genossenschaften in der Maschincnbranclu" . lO 

Manche dieser Genossenschaften bestehen nur aus wenigen 
Üut/.end Mitt^liedern. andere wiedennn, namentlich die S. dei bracci- 
anti, entschieden die wichtic^sten. aus mehreren Tausend, Es wäre 
zu wünschen, dals die Statistik diese überaus interessante Be- 
wej^ung dauernd im Auge behielte. Ob frtMlich die amtliche 
Statistik im stände sein wird, von diesen meist von sozialistischem 
Geiste durchdrungenen Gebilden die geuü'^^enden Aufschlüsse sich 
y.u verschaffen, scheint mir nach einer Äulscrung Sbrcjjavaccas (a. 
a. O. S. 237;. eines Sekretärs Bodios, zweifelhaft. Oaiin würde es 
fiir die Camere di Lavoro eine d.vi:lvl)are Aufgabe sein, hier dem 
amtlichen Zählinstitut zu liiife /.u eilen. 

Und auch die politische Arbeiterbewegung endlich 
hat in Itafien schon kräft^ Wurzel geschlagen. Sic ebenfalls ist ge- 
rade in allerläzter Zek, wie die gesamte proletarische Bewegung, in 
rascheres Wachstum p[ek<Hninen. Ich habe die momentane Konstel- 
lation der Arbeiterparteien Italiens unlängst an anderer Stelle 
skizKiert und verweise auf das dort Gesagte. (fier nur so viel: Der 
Soaalisfflus in Italien ist so alt wie die soaöaüstischen Ideen, die 
namentlich durch die „Internationale" auch nach der Halbinsel ver- 
pflanzt wurden; seine Wirksamkeit war aber Jahrzehnte hindurch aur 
die Unterstützung einiger Revolten, auf die Herausgabe von Zeitungen, 
auf Diskussionen in Klubs und Konventikehi beschlinkt*) Von 
einer volkstümlichen Agitatatkm konnte keine Rede sein. Die 
unteren Klassen, soweit sie überhaupt politisch interessiert, waren 

') „Will IialienischrrArhcltirkoiigrtf«," uii>! ,,Der gegenwärtige 
Staml der A r b <• i t e rb f w f g u n y in Italic 11"; luidc Aufsätze sind im SoziaI- 
politischen CentralbhUl (i. Jiüirgaug S. 367 btzw. 479) vcrofTL-ntUcht. 

') Die Geschichte de» Soxioli&mus in Italien ist noch zu schreiben. Für die 
ältere Zeit cntfaaJteo Ansahen Mejer, Rumitipatloiislmapf IL i und Richters 
jAhrbuch ftr Sos. Wiss. 1879. 80 (Berichte Gnoeehi-Viavii). Aadi dk FtolnkoUe 

der Internationalen Kongresse bringen Mntcrtal. Vgl. ferner E. de Lnveleje, 
Lc socialismc oontemporoiu. {1881) p. 290, J40 — 355. 



Maurergenossenschaften . . , 
(Mitte if^oi bereits . . , . 
Gewerbliche (Tenossetischatu-ii . 
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noch durchgdieDcls Ideinbüfgerlich-radkal, im SInoe Mazziiiis. Erst 
im letzten Jahrzehnt fangt der MazzinSsmus an, in den Massen an 
Boden zu veiüeren und vor dem proletarischen Sozialismus zurück» 
zuweichen. ') Ich habe in den oben erwähnten Aufsätzen gezeigt, 
wie der Mazziniismus, dessen Kemtnippe die 450 Socteta affrateUate 
bilden, seinen Niedergang dadurch abzuwenden im Begriffe steht, 
da(s er kollektivistisch wird. Das läuft natürlich auf dasselbe hinaus 
und ist von rein taktischem Interesse. Sachlich von Wichriokeit ist 
der Umstand, dafs diejenige politische Richtui^, welche die breiten 
Massen, wie überall, so auch in Italien, zu erobern mit Erfolg sich 
anschickt, der proletarische Sozialismus ist, der sonach den klein* 
bürgerlichen Mazziniismus jenseits der Alpen ablösen wird. Die 
Vcreini<i;uni^^ des Sozialismus mit der italienischen Arbeitcrsciiaft 
darf als nahe bcvorsiehcnd bezeichnet werden. Auf Freiersful'sen 
geht er schon länr^^t, den Knaben jähren scheint er auch entwachsen. 
So steht Her !';i;irani^ nichts mehr im We-^^e, sobald die Trennung 
der Arbeitcrschiitt vom Maju^inüsmus erst definitiv isL 

Unsere Übersicht über den Stand der Industrie-proletarischen 
Bewegung in Italien würde allzu unvollkommen seb, wollten wir 
nicht mit einem Worte der Stellung gedenken, die von den übrigen 
sozialen und geistigen Mächten des Landes der b^inneden 
Arbeiterbewegung gegenüber eingenommen wird. 

Die Regierung ist eine parlamentarische und hat sonach 
eine gebundene Marschroute* Soweit die maüsgebenden Krdse 

') Diese Bewe^'ini^ spicc^rlt sich (jctrru wi.-fler iu dem Schicksal, das die Pres«« 
der beiden Parteien erfahrt. Während das Hiuij tort^aTi der Maz/.inif^tcn. ili.- römische 
„Emaucipazioii e" seit einem Jahr langsam dahinsiecht — sie erscheint nur iiwch 
gans «nregeliDifsig, leidet «1 kcotibehein Deficit «od oflenberem Abonaenten- 
maagel —1 entwidtelt sich das neue Zentndttrgsn der BosialiBtifWihea Arbeiterpartei, 
die ,,Lotta dl classe" (seit Juli 1892 iu Mailand erscheinend) auf das kräftigste. 
Si<- tjehvirt m. E. auge-nhlicklirh zu den be«ten italit-nischcn Ztifungen. Freilich 
erscheint sie erst einmal wuchentlich. Ebenso vortreiYlich redigiert ist die wissen- 
schaftlicbe WocIieBSdirift 'des pralelRrbAeii Soiiallsau in Italien, die „Critica 
sociale**, jetit im 3. Jahigan^ stettend. 

Ein grofser Vonug der proletarisch-soslalbtischeu Bewegung in Italien ist 
ihre Klarheit. Diese würde fnt«;rhif-d< ri leiden, wenn solche Anschauungen, wie die 
unlängst von Olindo Malagodi in der „Critica sociale", Anno III (1893) Nr. 2 
nnd 4 entwickelten Herrschaft gewonnen. Die Redaktion der Cr. s» Ysrwslirt ddi 
▼eistÜBdigerweise dagegen. Sie kitte solchen kleinbAigerlkhcn Ridikaliaauis in den 
Spalten der Cr. s. Qbef)u»pt nicht sn Worte koamen lauen sollen. 
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dnen selbständigen Standpunkt haben, ist es wesentlich der 
manchesterliche. Der orthodoxe Glaube an die heilsame Wirkung 
des freien Spiels der wirtschaftlicheii Kräfte ist in vielen Minister- 
kabincts und Direktorialstuben su Rom noch der alleinseligmachende. 
Das leuchtet aus allen Programmreden der Minister, mögen «c der 
Rechten oder der Linken angehören, ebenso deutlich hervor, wie 
aus den Denkschriften und Begründunf^fn der Dezernenten.'' In 
der That hat die italienische Regierung Inslan^r auch noch niemals 
einen irgend wie bedeutsamen Anlaut y.n \veiter<Tehendfn Vor- 
schlägrn einer sozialen Gesetzgebung genommen. Das Knuierschutz- 
gesetz war einfach notwendig im hiteresse des nationalen Anstandes. 
Das neue (iesetz über die Gewerbf-syerichtc steht ziemlich indifferent 
gegenüber den grolscu sozialen Klassenkäin|)fen ; es hat mehr orna- 
mentale Bedeutung. Dals freilich bei dem heutigen Stande der wirt- 
schaftlichen iMitwicklung Italiens, bei seiner Stellung zum Auslande, 
seiiu r finanziellen Lage etc. eine soziale Politik einschneidender 
Art noch auf besonders grolke Schwierigkeiten stofsen würde, wurde 
üben schon ber.jiirL. Hierin liegt ein Rechtfertigungsgi und für die 
Lauheit der italienischen Sozialpolitik. Auf der andern Seite ist 
nkht zu verkennen, dafs eine manchesterlich gesinnte Regierung 
für eine aufstrebende Arbeiterbewegung auch ihre gute Seiten hat. 
Sie wird Mafs halten in der polizeilicfaen Chikaniererei des Vereins-, 
Versammlungs-, Streik-, Pre(swesens etc. Die Einführung völliger 
Koalitionsfreiheit hat den itafienischen Behörden schon lange am 
Herzen gelegen und ist, wie wir sahen, 1890 erfolgt. Sie wurde, 
was wir ebenfalls nt erwähnen Gelegenheit hatten, langer Hand 
gleichsam vorbereitet durch eine sehr liberale Handhabung des vor 
1890 giltigen Rechts. Wenn nun auch die Arbeiterblätter Italiens 
heutzutage for^esetzt über irgend wddie polizeiliche Kunststückchen 
zu klagen haben, so sind doch diese Klagen nicht allzu ernst zu 
nehmen. Thatsachlicfa besteht in Italien eine recht ansehnliche Be- 
wegungsfreiheit, um die es manch „fortgeschritteneres*' Volk beneiden 
könnte. Ich glaube, selbst unter Crispi wäre ein Sozialistengesetz 
undenkbar gewesen. 

Auch im italienischen Parlamente herrscht zweifellos noch 



') Hier iiui( auch erinnert werdea an die Stellung, die von den italienischen 
Delegierten anf der btenuudonalen Arbeiterwiintikonferciix zu Berlin eingenommen 
wurde. Vgl l'rotokolle, Dcalsche Aufgabe (1S90) ^* 49* 67. 75. 8a. 8$. 104« 
105. 123. 174. 176. 
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ein weitgeheoder DoktxioarBmus ; bei der geriogen sozialen Gfiede- 
ning und Entwicklung des Landes ist es nicht wunderbar, dals 
darin die ideolo^^ischen Elemente noch oft den Ton angeben: 

die Avvocati stcih n ja noch das stärkste Kontingent auf Monte 
Citori*). Freilich ist immer im Auge zu behalten, dafs das italienische 
Wahlrecht einen stark plutokratischen Cliarakter hat, dafs also die 
Hintermännern jener ,4deologen" doch der Mehrzahl nach den wohl- 
situierten Klassen angehören und dafs die Avvocati im Parlament 
meist Avvocati della borghesia, der middle class und upper middle 
class sind. Neben diesen Rourj^eoisievert retern verschwinden die 
übrigen vollständic^. Eine Partei mit ausgesprochen agrarischen 
Interessen giebi es bekanntlich im italienischen Parhunente nicht. 
Das kieinbürgerrtitn ist pfanz ungenngend auf der .Änl'sersten Linken** 
vertreten, deren Häupter bei den letzten Wahlen zudem noch stark 
zusammengesclirumpft sind, um einer handvoU Vertretern des Prole- 
tariats Platz zu machen. So gewahrt die „Volksvertretung'' in Monte 
Citorio. wie es bei dem bestehenden Wahlrecht nicht anders zu erwarten 
ist, nur ein sehr unvollkommnes Bild von der sozialen Struktur des 
Leindes. Es kann nun nicht die Aufgabe dieser Studie sein, ein 
solches Bild auf dem Papiere zu entwerfen; bei der stark ausge- 
prägten Eigenart Italiens ist das auf knappem Raum kaum möglich, 
auch nicht erforderlich für die Lösung der Aufgaben, die wir uns 
hier gestellt hatten. Nur derjenigen Machte, die in andern Ländern 
in der sosdalen Bewegung eine oft bedeutungsvolle Rc^e gespielt 
haben, möge hier kurz gedacht werden: des Adels, der Kirche, 
der Ditelligenz des Landes. 

Der Adel in Italien scheint kaum dazu geeignet zu sein, 
um irgendwie bestimmend, beeinflussend in den Kampf zwischen 
Industrie -Proletariat und Bourgeoisie, wie er nun jenseits der 
Alpen beginnt, einzugreifen. Entweder er steht selbst im Kampfe, 
weil er kapitalistisch interessiert ist: ein mdit seltener Fall in 
Italien, wo namentlich im Norden seit altersher der Adel, der 
selbst in den Städten wohnt, Fühlung mit den oberen Schichten 
der Bourgeoisie besitzt; eine von vielen Beobachtern') gerühmte 
nnd gepriesene Eigenart des norditalienischen Adels. Oder aber 

•) Vgl. jetzt wieder Cl. Januet, L«s faits economiques et le mouvemcnt 
lodftl «n It»lie. Fhris 1889. pog. 16 aoblcaw des vilics halieDiMi . . . e« 
dcoH»r£e en contict aivce la b oo rgeo to ie, a'« jMf perdit le goAt des «Aeires et . . « 
11** JM» äimiafe <ta noaTesncat 6»iioiniqiie moderne.** 
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er steht den sozialen Vorgängen im heutigen Italien überhaupt kühl 
und fremd gegenüber. Das gilt von dem Hofadel ebenso wie vom 
papistischen Adel.') Letzterer, der wichtigere, der in Mittel- und 
Süditalien noch stark vertreten ist, kann solange im öfTentUchen 
Leben keine Rolle spielen, als der Papst für den prigionero und 
die „römisclie Frage" als ungelöst angesehen wird. Ihm bleibt nur 
übricr, sich in den Schranken kirchlicher Sozialpolitik zu halten oder 
sich an die Spitze revolutionärer Tarteieu zu stellen. Auch U t/.teres 
ist vereinzelt vor^^ckommen; ein Beispiel ist der Fürst ( )descalchi. 
Sonst aber sekundiert der papisttsche Adel auch in sozialpolitischea 
Fragen nur die Kirche. 

Es muls Jedein Beobachter dcü äo<iialeu Italiens sofort auffallen 
dasbislanfj ^erin^^e Bemühen der katholischen Kirche, auf die be- 
ginnende proletarische Bewe;^un^ drs Landes irgend welchen 
gn')lsercn Einflufs zu gewinnen. Wenn wir Deutsche die emsige 
sozialpolitische Thätipfkeit unseres Zentrums gewahren, weini w*ir 
die alJgeineiueii kuadgebungen de:> Papstes, die Hit u ubriele der 
deutschen Kirchenfürsten uns vergegenwärtigen, wie aus ihnen allen 
ein weitgehendes Interesse für die proletarische Arbeiterbewegung 
hervorleuchtet, so sind wir geneigt, auf eine bedeutsame sozial* 
politiscfae Wirksamkeit dieser selben ECirche auch in Italien zu 
scUiefsea Von einer solchen ist nun aber thatsädifich keine Rede, 
und die katholisch interessierten Sozialpolitiker werden nicht müde 
mit Bedauern auf diesen geringen ^nflufs des Klerus in Italien hin- 
zuweisen.^ Was an sozialen Schöpfungen der Kvche drüben be- 

') Siehe darüber meine Römische Cauipagna. 1888. 

') An kathriHwh-«;ofial|Kiliti??rhfTl-ittrnitur.i rlcti l<*ta:tfn Tuhrei» ist hier zu nennen : 
Ippoliti, 11 problemasocialcdeiroperaioe lacosticnz.apopolarc. Napoli 1878. idem, 
I^ereoadeUoStalo nelle fanziooi ecou. delta Soc. mod. Fifenxe 1884. C. M. Cu r ci, 
(der bekannte regienuigsfrenndUche Ex-Benedictiner-Fkler, der ober von andern kn- 
tholischen Suzialpolitikeru, z. B. Jannet (s. a.) wegen seines zu radikalen Sozialismfls 
desavouiert winf) Di un socinlismo crisliano nclla quistione 0|>eniia «-c. Firenze 
1885. Rossi (Grotsindastneller der WoUbnuiche, vgl. S. 191 Anoi. 3), boclalismo 
e Fiatemato. Firenie 1885. Januet, Cl., Les faits icoaoniiques et I« mottTenent 
aocwl en Ibdie. Phrt» 1889. Toniolo (Prof. in Piia), Proposta di un ordine di 
stndi <- <n a/ioue sociale in Italia. Bergamo 1889. Nitto, S., II socinlisnio C8tt0> 
lico. ToriiKvKumii, iSqi pafj ;^27 — 331, idem, 1^ inouvem»-nf erotiuniiq-je et 
social cn Italic en 1891 : „Kevuc !»ocialr et politique". IIc anue (ii^yi) Nr. 6; Ille 
annce (1893) Nr. l. Einen geistigen Mittelpunkt finden die katkoU)ich->ozialen 
Intereasen Italiens jelit in der neu begrfladeten Zeitsdirifk „Rivista inter- 
na zio aale di sdenxe sociali e disdpliae aa^linrie^'. Publ. period deU' Union« 
cattoMca per gli stndi todali in Italia. Roma Anno I. 1893. 
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Steht, — von den opere pie rtc. natürltch abgesehen — sind fast 
ausscfaUelalich Organisationea des Handwerks und des Kleinbürger* 
tums, wie bei^ielsweise dk Federazione napoletana ed associaa^me 
operaia cattolica Leone XIII in Neapel, die Societa artistica ed 
operaia di carita redproca in Rom, die VoUcsbanken und Bauvereine 
unterstützt. Der proletarischen Bewegung aber steht die Kirche 
fast vollständig unbeteiligt gegenüber. Eigentliche kathoUsche Ar- 
beitervereine giebt es nur sehr wenige in Italien. Wenn diesen geringen 
Einflufs ihrer Kirche katholische Schriftsteller auf die „Unter- 
drückung'', „Ausplünderung'' etc. des Klerus von Seiten der „fret- 
maurerisch - revolutionären " jungitalienischen Regierung zurück- 
führen. V) so ist das doch eine recht unvollkommene Erklarunp^ der 
Thatsache, ICntscheidend scheint mir vielmehr der Umstand zu 
sein, dafs die katholische Kirche in Italien /.ielbewutst und syste- 
matisch durch W'eisuntx \'>n oben her von allt-r Beteiligung am 
öffentlichen I^ben zuruck<^ehalten wrd. In letzter Zeit mehren 
sich die Stimmen, welche t-in thatkraltifres lün^reitcn der katholi- 
schen Kirche in den Gang der soüialeu Bewe<:^un;^^ auch tur Italien 
verlangen, und es ist nicht ausgeschlossen, dafs hei dem <^e\valn;jfen 
Einflufs, den namentlich der niedere Klerus, weil er IVin von ihrem 
Bein ist. auf die V^olksmassen Italiens ausübt, der kaiholischen 
Kirche in Zukunft noch vorbehalten ist. eine bedeutsame Rolle in 
den grolscn sozialen Kämpfen zu spielen. lunsiweücn, da^ galt es 
hier festzustellen, ist ihr Einflufs wenigstens auf das Industrieprole- 
tariat gering. 

In der Intelligenz Italiens giebt es eine starke Strömung, 
die sich nicht nur für die sich entfaltende proletarische Bewegung 
interessiert, sondern ihr auch eine weitgehende Sympathie entgegen- 
bringt« wenn ae nidit selbst sidi an ihr beteiligt Da(s ein Mann 
von der Bedeutung Edmonde de Amids sich mit Stolz neuerdings 
Sozialist nennt und in einer letzten Auiserung es als seme grölste 
Lebensaufgabe bezeidinet, dne den Sozialismus feiernde Dichtung 
nDer erste Mai" zu vollenden,*) so kann das als eine vereinzelte 
Erschdnung angesehen werden, wie sie überall beobachtet wird. 
Wenn wir aber die stattliche Zahl von Gelehrten, ja selbst Uni- 
versitätsprofessoren — idi spreche nicht von den nadonalokonomi- 
sdien Fachmännern — überblicken, die m proletarischen Versamm- 



■) So Cl. Jft&Bet, 1. c fM«. 43- 44- 

^ Sidie seincD Brief in der „Lotta di classe". «prüe 1893. 
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hingen zu Gunsten der Arbeiterbew^ung sprechen, die selbst als 
Arbeiterkandidaten aufgestellt werden und in der proletarisch*«o- 
ziaüstischen Fresse das Wort ergreifen, so müssen mr uns sduer 
verwundern. Und wenn wir gar k. Universitätsprofessoren republi- 
kanisch - sozialistische Kongresse präsidieren sehen,') so erscheint 
uns das in der That als ungeheuerlich. In der proletarischen Be- 
wcfuini^ seihst aber ist der Prozentsatz und damit der I'^influls der 
mitwirki-ndt'n „gebildt len" Kreise so stark, dafs schon eine Gcgen- 
Ströuiung hervorgetreten ist . dir jene l^lenientc zuruckf^edranf^t 
wissen will.') Und unter der italicnisclu-n Studentenschaft endlich 
hndcn wir die Ideen des Sozialismus ebentalls in einem Umfan^^e 
verbreitet, der uns befremdet. Die so/.ialistisclu n Vereine an den 
Universitäten schiefsen wie Pilz« aus der Erde, und das Zentral- 
organ des jiroU tarischen Sozialismus kann in seiner Nummer l. bis 
2. April 1803 eine Einladung der sozialistischen Studenten Italiens 
zu einem von diesen aus^<'henden internationalen studentischen So- 
/aaii.^tenkonf]jrels nacli Genf mit den Worten einleiten: J\ movimento 
üocialista de^li studeüii si fa piü intenso ogni giornu in pressochc 
tutte le Universitä d'Italia . Die Aufforderung des Komitös zur 
Teilnahme an dem Kongresse schliefst mit den Worten: ».Viva 
l'unione del proletariato intellettuale e manuale**! 



III, Die Streikbewej^unf^ in den italienischen Gewerken 
während der Jahre x86o- 2891. 

Die bedeutende, von Bo<fio unlängst veröffentlidite Statistik 
der Arbeitseinstellungen in Italien wird erst» nachdem 
wir im obigen uns von dem heutigen Stande der industriellen und 
proletarischen Entwicklung des Landes ein Bild gemacht haben in 
allen ihr^ wertvollen Teilen unserm Verständnis sich erschlielsen; 
sie aber strahlt dann auch wiederum so viel lidit aus, daß unsere 
Skizze, die wir auf den vorstehenden Blättern entwarfen, an Be- 
stimmtheit und Schärfe erheblich gewinnen wird 

Die uns vorliegende Publikation des statistischen Amts über 

M Der Exprofessor Saffi präsidierte iS86 den Florenzer, der aktive i'rofcs&or 
Bovin 18)^9 dcD Ncapeler Rongrefs des Patto di frattellaiua. Vgl. L. Sbroja- 
▼acca, Die sociale Bewt^ng in ItaUen (Soiialpolitiiche RundKliaii i. (einiiger) 

Jahrgang (1891 92) ^- I09* >I9) 

*) Siehe meinen Aufsatz im bocialpoUtiKhen Zentralbiatt I. 48t. 
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die ttalieiuschen Streiks ist die erste dieser Art in Italien; zum 
erstenmale hat die offizielle Statistik den Gegenstand behandelt 
Vordem jedoch haben Parlamentskommissionen bereits zweimal 
Gelegenheit gehabt, eine Übersicht über die Streikbewegung Italiens 
zu veranstalten. Der Vollständigkeit halber seien sämtliche Bear- 
beitungen der Materie hier registriert. Die Quellen; aus denen 
sowohl die parlamentarischen Denkschriften wie jetzt die Publikation 
des statistischen Amts gespeist wurden. sinH lie Herichte, welche 
die Provinzialbehörden . die T rät eklen, dem Minister des Innern 
über alle vorgeialleneri Mreiks rej^elmälsig jeden Monat zu erstatten 
hatten und haben. Hier hat die Kraft, die offenbar das Böse wollte, 
wieder einmal das Gute geschafft. Hätte nicht der Gesetzgeber alle 
Arbciti>einMrihinf:ren als eine im (rrunde strafbare Handlung ange- 
sehen, die der ijor<^fältigen unausgesetzten Beobachtung von Seiten 
der Behörden drinf^end bedürftig befunden wurde, sicher hätte 
man von dm Streiks um ilirer selbst willen keine Notiz genommen 
und wir waren jetzt nicht im Besitze eines so aus<^e/,eichneten sta- 
tistischen Materials, wie es nun in den Repositorii-n des Minisienuiii^ 
des Innern lagert. Auf 30 und mehr Jahre zurück erstrecken sich 
die Berichte, die, wenn auch nicht alle, so sicher die grofse Mehr- 
zahl der Streiks reg^tneren, und deren Inhalt, wenn auch oft lücken- 
haft und uDgleichmal'sig, doch über die wichtigsten uns interessieren* 
den Punkte den gcwünsditen Au^hluls erteilt. So befindet sich 
Italien im Besitz eines för das Studium seiner sozialen Entwicklung 
überaus wertvollen Materials, wie es in dieser Vollständigkeit meines 
Wissens kein anderes Land aufwdstJ) Und es ist dringend zu 
wünschen, dafs für die Weiterföhrung dieses Materials auch in 
Zukunft genügende Fürsorge getroffen werd& Ein Ministerialerlafs 
aus der Zeit des Mnisteriums Nicotera iitl Jahre 1890, worin, um 
den Piafekten die Atbeit zu erleichtem, verfugt wurde, dafs nur 
noch über die „wicht^eren** Streiks Bericht zu erstatten sei, gab zu 
der Befürchtung Anlals, dals in Zukunft die Quelle, aus der soviel Er- 

') Auch die Streikstatistik der Vereinigen Staaten von Amerika, die M« Ca roll 

D. Wright 1887 vcRtnstultet hat, <lUrftc an VoHständigkf it der italienischen nach- 
stehen. Wenn Scrin^ (Ildw. A St W. I. 662) in seiner Darstellunp^ <\rr ameri- 
kanischen .Streiks im Hinhiik nul j- ii'- Publikation meint, \ordamerilv.i Ix-sit/i- ein 
so umf:L«sendei: Streikmaterial wie kein ander<» I^^d, su hatte er allcu ürund dazu, da 
der selir dürftige Artikel Rabbenos im Haadwörterbttcb über die Afbeilsein- 
stetlangen in Italien allerdii^ nichts tob der FAlle des italieniidien Materials 
merken Ufst. 
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kenntnis zu schöpfen ist, gar spärlich fliefsen wurde. Es schdnt 
jedoch, wie mir Bodio mitteilt, als ob die Präfekten, trotzdem jene 
schonende Verfügung noch in Kraft ist, jetzt wieder über alle, 
auch die kleinsten Streiks berichteten und es kann die Befolgung dieser 
Praxis nicht dringend genug im Interesse der Statistik den mafsgebenden 
Behörden anempfohlen werden. Dafs der Erhebungs- bezw. Bericlit- 
modus den höheren wissenschaftlichen Bedürfnissen entsprechend 
verbessert werden kann, ist selbstversändlich. Hier scheint mir das 
Vorgehen des fran/.ösisclien Handelsministers nachahmenswert, der 
von den Frafekteu auf Grund eines von ihm aufgestellten, also für 
ganz Frankreich einheitlichen Fragebogens die Berichte über die 
stattgehabten Streiks einfordert.') 

Jenes vom italienischen IVhnisterium des Innern aufgehäufte 
Rohmaterial ist nun dreimal bearbeitet und zum Teil ergän/.t worden. 
Das erstemal von einer l 'ntersuchungskommission, dir im Jahre 

1878 durch königl. Kabinci.^urdre aus Anlais der grolseu Streiks 
der Textilarbeiter im Biellaer Bezirk eingesetzt worden w ar . um 
über Ursache und Wesen der Streiks in Italien zu berichiL-n. Schon 
damals stand die Frage der Koalitionsgcscizgebung zur Diskussion 
und die Kommission hatte die Untersuchung wesentlich unter dem 
Gesichtspunkt einer Reform dieser Gesetzgebung zu führen. Das 
sowie die Veranlassung bestimmte den Charakter der Enquete und 
des Berichts, der im Jahre 1885 im Druck erschienen ist und aus 
der Feder des damaligen Kassstionsgerichtsrats, heutigen Mitgliedes 
des Staatsrats Grafen Franz Bonasi herrührt*) Der Bericht findet 
sich mit den Streikberichten der Präfekten verhältnismäisig rasch 
ab; er resummiert nur die Generahsiflem und geht dann in seinem 
ersten allgemeinen Teile des näheren auf die Lage der italienischen 
Arbeiterschaft ein, um zu untersuchen, welchen Anlals diese zu 
Streiks bieten möchte. Die über diesen Punkt gemachten Aus- 
{uhrui^^ sind wenig brauchbar. Dem Berichterstatter fdihe offen* 
bar das nötige Material und er begnügt sich mit allgemeinen, ziem- 
lich nichtssagenden Angaben über Lebens- und Arbeitsbedingungen 
in Italien. Brauchbar sind aus diesem Teil nur die jetzt freilich veralteten 

') Sirhe S tat ist iq ti <• fies grcves sun'cnus en France pendaiit les anii6cs 
1890 rt 1891. Fase. III der Notices et Comptes rendus des „Office du Tra- 
vail" (Mitlitt^ du CommeKe et de rindustric). Paris 1892. 

*) Relatione prcsentatK s S. B. il ministro delllntemo nel mese dl mMio 

1879 dalla Camnitssione d'incliiesta sa^li seioperi nom. ool R. decreto 3. IL 1878. 
Raa» 1885. 
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Ilifittdlungen über einige Arbeiterverbäode. Um so wertvoller ist der 
zweite Abschnitt des Berichts, der eine genaue Schilderung der Streiks 
im Gebtete von Biella enthält Er liefert eine sehr willkommene 
Ergänzung zu den neueren statistischen Publikationen; wir hatten 
bereits mehr&ch Gelegenheit und werden solche noch häufig haben, 
ihn fiir ^ese Arbeit zu benutzen. Die Angaben, welche er enthält, 
sind durch persönliche Umfinge der Komn^ssion am Thatorte, bei 
Untt^rnehmcrn und Arbeitern ermittelt worden. Dieser Teil des 
Berichts ähnelt der von der preufsischen Regierung aus Anlafs des 
grofsen Bergarbeiterstreiks im Jahre 1889 veranstalteten Enquete, 
ist aber weniger büreaukratisch t^eHlrbt und darum brauchbarer 
als diese. Der dritte Abschnitt der Relazione Bonasi enthält „Vor- 
schlage ' zur Vermeidung von Streiks und kommt fiir unS' nicht 
in Betracht. 

Wesentlich anderes Gepräge trägt die zweite offizielle Be- 
arbeitimt^ des Streikmati-rials, die von einer parlrimmtarischen Kom- 
missinri vorgenommen und der Kammer in der Sii/.ung des 23. April 
1884 linterbreitet wurde. " Berichterstatter der Kommission war 
der Abgeordnete Marcjuis Di San Giuliano, heute Unterstaatssekretär 
im Ministerium für Landwirtschaft, Industrie und Handel. Die 
Kommission war eingesetzt zur Beratung des CieseLzentwurfs be- 
treffend Abänderung der Kualitionsgeset/.gebung. Den Hauptinhalt 
des Berichts bildet dementsprechend die theoretische und praktisch- 
poHtüschc Erörterung der Roiditionsgesetzgebung. Zur Beurteilung 
dieser Frage ist in dem Bericht in der That ein reiches und inter- 
essantes Material beiuebracht. Naturijemafs inuiste die Kommission 
auch auf die Streiks Rücksicht nehmen, und die darauf bezüglichen 
Ausführungen sind es, die uns hier interessieren. Im Gegensatz zur 
Relazione Bonasi beschäftigt sidi die Relazione Dt San Giutiano 
mit den Str^cs io ganz Italko gleidimäfsig. Sie resumibt zunächst 
die Ergebnisse des Berichts der 1878 er Kommission und giebt 
dann einen Überblick über die Streikbewegung in den Jahren 
1878 — 85. Dies thut sie unter eingehender Verwertung des Mi- 
nisterialmaterials, das sie systematisch in Tabellen ordnet Da jedoch 
die neueste Bodiosche Publikation ihrerseits die in dem 1885 er 
Bericht mitgeteilten Angaben vervoUständ^ und wiederholt hat, so 
können wir gleich zur Würdigung dieser neuesten und voll- 

*) Cam. dei Deputatt. XV. Lq[ist. ta S«n. tSSs. 1883. 1884. Docaa. 
Nr. 114A, 



« 
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Ständigsten Verarbeitung des Stretkinaterials, der des sta> 
tistischen Amtes fibergehen, die unter dem Titel Statistica degfi 
sdoperi awenuti neli' industrica e nell' agricoltura dumnte gli anni 

dal 1884 al 1891. Roma 1893. unlängst erschienen ist. ' : 

Die Publikation enthält aufscr einer orientierenden Einleitung, 
in der über die Hewerk vereine der Buchdrucker und Hutmacher, 

über einige unbedeutende Ansätze zu Einigungsämtern usw. be- 
richtet und eine Ordnung des Materials nach den verschiedenen r^ 
levanten Gesichtspunkten vorgenommen wird , die vollständige 
tabellarische' Übersicht über di«- <irn Präfekturen zur Kennt- 
nis gelangten Streiks, die in Itniien von 1878 bis 189! statt et unden 
haben. Das im Ministerium aii<^a"häufte Material ist nicht nur über- 
sichtlich zusammeni^H-steilt . soruiern, wie oben schon angedeutet 
wurde, dort, wo sich Lücken in den Berichten fühlbar machten, 
durch Nachfra'f,re bei den Prafekten, Henulzung dvr Lokalpresse usw. 
ergänzt wurden. Samt liehe Streiks sind in zwei grolse Abteilungen 
geschieden, cicrcn eine die f^^ewerblichen, die andere die argrarischen 
Streiks umfafst. Für uns kommen an dieser Stelle nur die ge- 
werblichen Streiks in Betracht.*! Die Punkte, über welche 
die ialjellen .\ufschluls i^u-wahren, sind folgende: 

1. Ort und iJ.iUim des Streiks; 

2. Beruf der Streikenden; 

3. Zahl der Teilnehmer an jedem Streik;*) 

4. Ursache des Streiks; 

*) Der UebeoswArdigkrit meines hochverehrten Gönnen und Freundes Bodtb 

vi-rdankc ich es, ilafs ich schon seit mehn-rcn Monaten die Streik^tatistik in den 
.Vushätic^i 1ni'^'*Mi }»rriut/i u 1 onnte Ich möcht«* es nicht unti i hu^iscn, an dieser Stelle 
abermals dem on. Ikxiio uieineii aufrichtigen Dank für sein stets bercilcfe Entgegen- 
kommen und die mannigfache l'urderung au$£US{<rcchcn, die er meinen italienischen 
Studien' Stt teil werden lüfst. Diese weiden für mich fem von Italien überhaupt erst 
ermöglicht durch die liehenswärdlge Unterstat/unK des verehrten Herrn, der mir 
in der Beschaffung der LitU-ratur, von amtlichen Schriften, in der Ertcilttl^ von 
Auskünften stets in aufopfernder Weise hehulflich gcvveseti ist. 

*) Obwohl es uns vor alli:m auch hier auf die Slreikbevicgung des gewefb- 
Udwn Proletuiats ankommt, so ist doch eine Aujocheidting der Streiks im Handwerk, 
die unsere Statistik mitumfaf^, nicht gut durchzufuhren Sie wiirdc iitch aber anch 
kaum empfehlen; dieweil die Slreikbewegnn'.; im Hm.lwrrk \\ \r jnt-n /u zeigen 
.«ein wird, in einem inneren Zusaounenhaugc mit der Entwicklung der k»|titali8tisch- 
proletarischen Gewerbe steht. 

') Ate ein &reik, obwohl Air die Feststellang kein eiaheitliclws Kriterium 
existiert, ist woM der Regel noch die Arbeitaetastellung eines Gewerbcsweiges an 
einem Ort gcsfililt. 
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5. Ausgang des Strdlcs (fiir die Arbeiter „gü ästig", „un<» 
günstig-, „Vereinbaruog**) ; 

6. Verlauf (ob mit Ausschrdtungen verbunden oder nicht); 

7. Dauer des Strdks in T^en. 

Das and denn wohl auch so zianticih alle relevanten Punkte, 
die einer statistischen Erfassung zugänglich sind. Auch der oben 
erwähnte sehr detaillierte Fragebogen des französischen Handeb- 
niinisteis enthält nicht wesentlich andere Fragen, die uns interes- 
«eren. Wenn er ftir jeden Streikbericht Angaben über Umfing, Ge» 
schafblage usw. des betreffenden Gewerbes an dem Streikorte, über die 
Lohnhöhe und Arbeitsdauer vor und nach dem Streik, über die Zu» 
sammenhänge verschiedener Streiks einfordert, so scheint mir das keine 
sehr glückliche Hinzufugung zu sein. Gerade, dafs die \on der 
italienischen Statistik beantworteten Fragen eine subjektiv gefärbte, 
auf indivicluellem Ermessen beruhende Antwort nicht zulassen, ebenso 
dafs die Beantwortung der aufgeworfenen Fragen gar keine metho- 
dologischen Schwierigkeiten bereitet (vielleicht mit Ausnahme der 
Angabe des Ausgangs; vergleiche unten Seite 240], also ein statistisch 
durcliaus zuverlässiges Material geliefert wird, macht den grossen V or- 
ziig dieser Publikation aus. Für eine wissenschaftliche oder praktische 
Verwertung des streikstatistischen Materials werden aber j\ ne 
orientierenden Angaben der liehörden doch nicht ausreichen. Hier 
ist es eben Aufgabe der Materialv erarbeitung durch Spexial- 
studien den Zahlen Leben xai verleihen, sie durch Hinweis auf die be- 
stehenden Vcriiältnisse richtig zu deuten.') Was ich gern noch in 
den Übersichten der italicni^ichen Streikstatistik gefunden hatte, waren 
Angaben über die Betriebsgröfse der am Streik beteiligten Unter- 
nehmungen gewesen; auch die Konstatierung der Unterstüt/ungsart 
und des Beilegungsmodus (ob durch Schiedssprucli, auf dem Wege 
der Verhandlung usw.) könnten hinzugefügt werden. Aber das sind 
nebensächliche Ausstellungen. In der Hauptsache bietet uns die 
vorliegende Pubfikatbn ein durchaus zuverlässiges und verwendbares 



') Die nicht scharfe Unterscheidung zwtöchcu Koüstuiicruujj und \ crari>cjtung, 
Vcrvrcrtitne der Thalaadicii, hat wohl audi das abfällige Urteil Fltofessor Kabbcnoi 
(uB Hd«r. der St. W. I. 654) Ober die BrauchborkeH des streikstatiidichen Materials 

Italiens, das er allerdings erst aus den Berichten Bonasis und Di San CMuliunOs 
kanntf, verwhuldct. Er meint von den (}uf*Ilen <Ut Berichte der l'rnf. Utcn, dafs sie 
„weil sie sich mit den Streiks last ausschliefslich V(im Gesichtspuniit der uflentlichcn 
Ofdming beschäftigen, weaige den Natiofialdfaipoineii interessierende Notisen bieten" (!)^ 
was freilich sein eigener Anfsats m bestfitigen scheint! 
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Material. Sehen wir nun zu, welche Aufschlüsse es uns über die 
theoretisch interessanten Punkte liefert — 



Um ein so bedeutsames Dokument zur sozialen Geschichte 
eines Landes, wie es die vorlegende Streikstatistik Italiens ist, in 
seinem vollen Umfenge zu würdigen, lassen sich zwei Wege einp 
schlagen. Wir können es einmal unternehmen, die Zahlen unserer 
Statbtik in ihrer Gesamtheit fiir ganz Italien, den gesamten Zettraum 
und für aOe Berufszweige gemeinschaftlich auf ihren Wert hin zu 
prüfen. Dann muls, da wir von den Unterschieden in den einzelnen 
Gebietsteilen, den einzelnen Jahren und den einzelnen Gewerbe- 
gruppen bei dieser Untersuchung abstrahieren, notwendig der Zu* 
sammenhang sich uns offenbaren, wie er zwischen dem Phänomen 
der Arbeitseinstellungen und dem Charakter des ganzen Volkes 
sowie dem des Ökonomischen und sozialen Entwkklungsstadiuou 
des Landes als eines Ganzen notwendig besteht Die zweite 
thode, um zur WUrdin^un^ der Streikstatistik zu gelangen, besteht 
darin, dals wir die Einwirkungen des Volkscharakters und der sozial- 
ökonomischen Sonderheit des I^ndt s auf die Streikbewegung als 
gegeben annehmen und nunmehr nach den unterschiedlichen Eigen- 
tümlichkeiten fragen, die in dieser Bewegung durch den besonderen 
Einflufs des Orts, des Berufs, der Zeitepoche hervorgerufen werden. 
Bei der Wichtigkeit der Sache werden wir nach einander beide 
gangbaren Wege beschreiten. \\"\r wt ntlcn uns /.unächst der ge- 
nerellen Erörterung unserer Streikstatistik zu. 

In drn Jahren 1860—91 wurden von den IVäfekten Italiens 
17OCJ Streiks, in den Jahren 1879 01, auf welciie sich die detallierte 
Publikation des statisüschen ;\mis bezieht , 1056 Streiks gemeldet. 
Snd das „viel"? Gewils nicht, wenn wir ihre Zahl mit der Zahl der 
Arbeilseinstelhni^en ver^deichen. die wahrend der letzten Jahre in 
den fortiresehrittenen Industrieländern, etwa England und Nord- 
amerika, vorf^etallen sind. Hier weist ein Jahr die gleiche Ziffer 
auf, wie 13 Jaliii \\\ Italien. Wahrend des Jahres wurde in 

England iü2S inal, 'j während des Jahres 18.S6 in den Vereinigten 
Staaten gar 141 1 mal-) gestreikt von einer gewerblreibenden Be- 

') Report 011 ttrikes and lockouts of 1890. By tbc Labour correspondent U> 
tiie Board of Thde. London 1891. 

-) Third aniiual Report of thc Commissiooer of Laboar 1887. Strikcs and 
Xockouu. Washington 1888. Vgl. da<a JoSi Brano, Strik«» nnd Lockoutt in dm 
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vöHcerung, deren Gesamtzahl etwa der Italiens entspricht Und 
doch möchte ich zu behaupten "wsagtn, dafs die Arbeitseinstellungen 
in Italien ve rhältnismäfsig häufig sind. Leider fehlen uns 

genaue Ziflfern für die Streiks aus derjenijijen Entwncklung^sepoche 
der tV rti^^pschrittcncrcn Lander, die Italien heute ctAva erreicht hat. 
Inimtrhin scheint es mir nach den Mitteilungen , die für England 
aus den Jahren vor 1870, für Amerika aus der Zeit vor 1880 vor- 
liegen, so unvollkommen sie sein mögen, als seien die Streiks in 
jenen Landern damals seltener gewesen als heute in Italien. So 
fuhrt Sering, a. a. O. S. 662.63, fiir die Vereinigten Staaten aus 
den Jaliren nach 1S58, ,,von wo ab die Nachrichten vollständiger 
werden*', folgende Ziffern an; es fielen Streiks vor 

1859 66 = 47 Mitte 1873 — 1878 «=• 143 

1867 71 = 48 1879 » 46 

1873 bis Mitte 73 » 34 

Für England sind die Zahlen noch unvollständiger, doch weisen 
zum Beispiel die Jahre 1870—78, fiir wdche Bevan systematisdie 
Untersuchungen angestellt hat, doch nur erst folgende Streik- 
fälle auf:^) 

1870 — 30 187c; — 245 

1871 = oü 1876 ^ 229 

1872 = 343 1877 = 180 

1873 == 365 1878 =* a68 

1874 « 286 

Das änd 227 im Jahre hei einer gewerbetreihenden Bevölkerung, 
die damals wohl annähernd so zahb^ch war als die italienische. Aber 
bei einem andern Vergleich erscheint die Gesamtzifier der Streiks 
in Italien noch betiächtlicher, dann nämlich, wenn wir sk neben die 
Streiks stellen, welche ftir ungefähr dieselbe Periode in Frankreich 
ermittelt sind. In Frankreich,^ für das relativ vollständige Zahlen 
vorliegen, wurden 1874—87 1073 Streiks gezählt Das sind nicht 
mehr als in Italien während eines gleicfaen Zeitraums, während doch 



Vereiiii^'trn StASten von Amerik« (1881 -88) in diesem „Archiv" Bd. II (1889) 
S. 653 r uml Sfring, Die ArbritseinstelliuigeD in den Vereinigten Staaten TOn 

Amerika. llHn. .1. St. \V. I 661 ff. 

•) Sering, Die Arbeitscinstelluagcn in Grofsbritaonien, Hdw. fl. St. W. I, 
631 f. 

*) Vgl. Mataja, Dfe ArbeitieiiHtelluigea in Fmakreich, ebenda S, (38f.i und 
neuerdings, anfser der frftber bereite genannten M>Ult«tion d«« Office dn Travail, 
V. Turquan, Bulletin de l'Institut internation. de slatiitiqtte 189a 
Archiv f&r loa. Gweligbf u. SutHtik. VI. 1$ 
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die mdustrielle, iosbesondere kapitalistische Entwiddung Frankmchs 
entschieden in jener Epoche der italienischen bereits weit voraus 
war. Die Volkszählung von i88i wies für Frankrdch 4445.744 
Erwerbsthat^ in den Gewerben, davon i. 501. 654 in der „gro^ 
Industrie^ auf. Endlich noch eine Ziffer xur Vefgldchung: in 
Österreich, das Italien in seiner industriellen Entwicklung ebenfalls 
vorausgeeilt ist, betrug nach amtlichen Ermittelungen'! die 2Uihl 
der gewerblichen Arbeitseinstellungen im Jahre 1891 104, in Italien 
im gleichen Jahre 132. 

Können wir Gründe für die verhältnismäfsige Häu- 
figkeit der Arbeitseinstellungen in Italien beibringen ? Sind sie etwa 
so asahlreich, nicht trotzdem, sondern grade weil Italiens gewerbliche 
Entwicklung noch auf einer niederen Stufe steht ? Es ist die An- 
sndit ausgesprochen worden und eine Reihe innerer Gründe sprechen 
för ihre Richtigkeit, dafs häu%c Streiks ein Symptom grade unent- 
wickelter Wirtschaftsverhältnisse seien. Doch abgesehen davon, dafs 
auch gewichtige Gründe für eine Zunahme der Streiks mit zunehmender 
Intensität der kapitalistischen Produktion sich geltend machen lassen 
(gesteigerter Anreiz, gesteic^crte Macht der Arbeiter infolge der 
immer besseren Organisation etc.): Die zahlenmäfsige Entwicklung 
der Streiks spricht entschieden gegen die Richtigkeit jener Hy- 
pothese, sofern diese sich auf die bisher zurückgcleL^ten Kt:mppn 
des wirtschaftschafüichen b\:)rtschritts bezieht. Von einetii numeri- 
schen Rückgang der Streiks erfahren wir nirt^ends etwas. Im (re- 
genteil: Von Jahr zu Jahr wachsen die Streik/.iHern gerade fiir Eng- 
land und Amerika. Das heuie uns zur Verfügung stehende statisti- 
sche Material drängt uns vielmehr zu dem Sclilusse, dafs in der 
bisher zurückgelegten Entwicklung jedes einzelnen Landes, 
deren ( jraJ mit der Häufigkeit der Streiks in gleichem Verhältnisse 
steht. W ir werden sonach eine Antwort aui die Frage suchen 
müssen: wie erklärt sich die verhältnismäfsig hohe Streikziffer 
Italiens trotz der geringen industriellen Entwicklung des Landes, 
trotz der nodi hödhst mangelhaften Oiganisation der Arbeiterschaft. 
Mir schont, dals nur eines hkr eine Eridarung zu geben vermag: 
die Eigenart des italienischen Volkscharakters. 

In der gröfseren Lebhaftigkeit, der leichteren Erregbarkeit, in 
der Leidenschaftlichkeit des Italieners Uegt der erste Grund för sein 



') Deren Eigdmiwe der Handduiuikistcr unllii^t in Reklumte mi^eteilt hat« 
Vgl. SwMlpQlitisdMS ZentralbUtt IL JabigMig Nr. «4* 
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häufiges Streiken. Die Bcg^ierde, einen Vorteil zu erlangen ohne 
langen, mühseligen Erwerb wird rascher wachgerufen, die Empörung 
gegen eine Benachteiligung, eine Mafsregelunf^ rascher im cinzt-lnen 
angestachelt, als bei den schwertalligen nf)rdischen Völkern; „elektrisch, 
blitzartig zuckt jede Lebensregung, jede Ciemütsafifektion durch das 
Nervennetz und die Muskelfaser*' (Hehn). Rascher ist der Ent- 
ischluls des Südländers, rascher aber ist auch die Verständigung 
des einen mit dem andern, die Verabredung zu gemeinsamem Thun. 
Die Gedanken, die Gefiihle und ICmpfindungen jedes einzelnen teilen 
sich in dem lebhaften Volke des Südens unendlich viel leichter 
einer gröfseren Zahl mit, als dies in einem l~laufen dickHüssiger 
Norddeutscher oder Engländer geschieht. Während der nordische 
Arbeiter meist schweigend, ernst bedächtig seine Arbeit verrichtet, 
folgt dem Italiener sein liebenswürdiges, heiteres Temperament — 
Idder, sagt cler Unternehmer! — audi in die Werkstatt, die Fabrik. 
Soweit es der Lärm der Arbeit zulafst, wird eine lebhafte Unter- 
haltung geführt, werden wichtige Ereignisse in lärmender, aufgeregter 
Weise diskutiert: soll hier der Gedanke einer Arbeitseinstellung nicht 
rasch von Hirn zu Hirn fliegen, wie das Wort von Mund zu Mund? 
Ein zweites Moment kommt hinzu und bewirkt gleich&Us Geneigt* 
heit zu Streiks. Das ist die grölsere Bedürfnislosigkeit des Süd- 
landers. Wenn es darauf ankommt» kann er mit der lächerlichsten 
Kleinigkeit sdn Dasein fristen. Matilde Serrao in ihrem hübschen 
Büchlein über Neapel,*) hat die winzigen Summen festgestellt, mit 
der ganze Volkssduchten den Tag über leben. SpottbüUge Gerichte 
für die arme Bevölkerung herzustellen, ist geradezu eine Spezialität 
der Italiener und die südliche Natur selber — ist sie nicht die gröfste 
Spezialistin auf diesem Gebiete? Eine Hand voll Feigen, eine halbe 
Melone fiir einen Soldo kann noch jeder, auch der Ausständige er- 
schwingen, sie genüge ihm für den Tag und er braucht nicht ein- 
mal Feuer, sie zu kochen. Si mang^ si beve e si lava la faccia, 
alles von einer Melone, sagt das neapolitanische Sprichwort M<^en 
in Ober-Italien die Ansprüche an das Leben schon höher, die 
Mittel sie zu befriedigen von der Natur kärger bemessen sein als 
im eigentlichen Süden : Verglichen mit den nordischen Landern 
herrscht doch noch eine viel weiter gesteckte Möglichkeit, sich mit 
geringsten Mitteln eine Zeitlang wenigstens durchzuschlagen. \\ enn 
bering (a. a. O. S. 661) die „hochgespannten Lebensansprüche'' als einen 



') 11 vcDtre di Napoli. Milano 1884. 

15* 
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Grund ßir die ISufigkdl der Streiks in den Vereinigten Staaten 
anfuhrt, so täist sich zweifellos eine analoge Häufigkeit in Italien zum 
Teil aus den tiefgespannten Lebensansprüchen erklären. Aber eine 
dritte Eigenart des Südländers trägt dazu bei, ihn zur Niederlegung 
der Arbeit geneigt zu machen. Idh meine mcht seine urwüchsige 
Faulheit, die aller Menschen unveräufserlidies Erbteil von den 
Göttern ist und nur in andern mühsam anerzogenen Potenzen ihr 
Gegengewicht findet; ich meine vielmehr die geringe Entwicklung 
eben cUeser der Faulheit entgegenwirkenden Potenzen beim Italiener: 
der Mangel jenes spezifischen Erwerbstriebes, von dem ich oben 
sprach, und den Mangel weiter gehender Vor- und Fürsorglichkeit. 

Gerade diese zuletzt berührte E^enart, die kindlidie Soi^losig- 
keit, die den Lilien auf dem Felde an Gottvertrauen nacheifert, die 
Nichtachtung dessen, was da morgen sein wird, mag ofl genug 
die Mutter einer unbcdachtsaoien Arbeitseinstellung in Italien 
sein. War es nicht auch ein Italiener, der den köstlichen Rat uns 
zuruft;: 

Permitte divis cetera: 
Quid sit futurum cras fuge quarere?! 
Und der Sän^^cr hat Anklang mit seinem Worte gefunden. 
Dafs diese Deutung der HätrtVj^krif der Streiks aus dem italienischen 
Volkscharakter heraus richtig sei , scheint seine Bestätigung durcli 
ein anderes Phänomen /.u finden, das uns die Zahlenreihen der 
Streikstatistik aufweisen ; gemeint ist die starke IK" t e i Ii g u n g 
des weiblichen Geschlechts an den Arbeitseinstellungen in 
Italien. Der Charakter eines Volkes findet häufig seinen eminenten 
Ausdrxick in den Weibern; in ihnen erscheint er, wie man gesagt 
hat, gleichsam im Superlativ. Dafs aber die von uns genannten 
Eigenschaften: die leichte Erregbarkeit und Anregbarkcit, die grolse 
Bedürfnislosigkeit, die liebenswürdige Sorglosigkeit den Frauen und 
Madchen des Südens in noch höherem Malse als den Männern eignen, 
bedarf kaum besonderer Erwähnung. Von jenen 1056 Streiks, die 
von 1879—91 in Italien vorfielen, waren 1 59 Weiberstreiks, an denen 
annähernd 40000 Ausständige sich beteiligten. Das sind 15 — 16 "^^ 
der GesamtzifTem, ein gewiis hoher Prozentsatz, der meines Wissens 
in kdnem andern Lande errddit wird.') Für die Vereini^n 

') selbstverständlich kommt für die Krklärung der auffallend starken Teilnahme 
der Weiber au den Streiks iu Italien der Umstand in Betracht, dafs die gewerb- 
liche Frauenarbeit selir verbleitet ist« Er C«»^ keineswegs ▼oUsHindig 
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Staaten weist Sering (a. a. O. S. 664) auf die dort ebenfalls starke 
Beteilig"un^ des weiblichen Geschlechts an den Streiks als auf eine 
Besonderheit der Union hin, die er aus der sozialen Stellung der 
Frau jenseits des cp-ofsen \\'asscrs erklärt. Der Prozentsatz der 
W eiber betrug drüben jedoch nur 1 1.58 % aller Streikenden. 

Welches nun waren die Ursachen, die zu den Streiks in 
Italien Veranlassung gaben? Ich entnehme darüber der Statistik 
folpfende Angaben.') Von 1075 Streiks (1878 Mitte bis X891) war 
die Ursache bei: 

557 Verlano^en nach Lohnerliöhung; 
73 Verlanr^en nach Abkürzun^^ der Arbeitszeit; 
119 Widerstand gegen Lohnherabsetzung; 
20 Widerstand gegen Verlängerung der Arbeitszeit: 
60 Solidaritätserkläning mit andern Streikenden, \ ei u idigung 
der Organisaiiuii , Auflehnung gegen Entlassung oder An» 
nähme von Arbeitern; 
83 Auflehnung gegen disziplinarische Mafsregeln; 
49 Streit über die Modalitäten der Lohnzahlung; 
28 Streit über die Regelung der ArbeitsKdt (excL Länge). 
Im Vordergrunde, wie bisher noch in allen Ländern, stehen 
danach auch in Itatien die Streiks, welche eine Erhöhung des 
Lohnes, sum Ziele haben; ja ihr Anteil an der Gesamtzahl der 
Streiks ist in Italien gröfser als irgendwo, soweit wir zuverlässige 
Angaben besitzen. Während in Frankrek:fa (1874^87) 47 7a 1 in 
den Vereinigten Staaten (1881—86) 46 in England (1890) 43 % 
aller Streiks zur Endelung einer Lohnerhöhung ins Werk gesetzt 
wurden, beziffert sich ihre 2^1 in Italien auf 55 %, Dieses Vor- 
wi^en der Lohnsteigerungsstretks entspricht durchaus der Entwick* 
lungsstufe des lindes, in dem die Arbeiter erst um die Verbesse» 
rung der ersten aller Arbeitsbedingungen kämpfea Einstweilen 
zurück tritt noch in Italien das Ringen um Verkürzung der Arbeits- 
zeit (7 ^/o), das bei fortgeschritteneren Nationen bekanntlich immer 

zur Erklärung, da auch verhttl t nismäfsig unbedingt in Italien mehr Frauen 
streiken als audcrswo. 

') Die 2^1ang kann auf absolute Genauigkeit keinen Anspruch nuichea, da 
hiufig Ar einen Streik mehrere Unachea ang^eben sind, oft andi die Natur der 
Unache ans der vagen Beuidlnttllg nicht mit voller Sicherheit bestimmbar ist. Die 
vier ersten ZifTt m hat der amtliche Attfbereiter selbst awgesftblt, die fibx^en habe 
ich «itammengestelll. 
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mehr zum wichtigsten Streikgrunde wird; wurden doch in Nord- 
amerika (i88i —86) ca. 23 aller Arbeitseiosteilungen zu dem Zwecke 
inauguriert, doe Verkürzung der Arbdtszdt zu erzwingen. Auf den 
ersten Bück frappiert es, unter den Ursachen der italienischen 
Streiks 60 mal als Grund Solidaiitätserklärung , Verletzung des 
Corps d'esprit zu finden, da doch die Organisation der Arbeiter, wie 
wir wissen, noch sehr unvollkommen ist Dieser Mangel scfalieTst 
jedoch das Vorhandensein cnnes ziemlidi wettgehenden Solidaritats- 
gefühles nicht aus, worüber weiter unten. 

Von den übrigen namhaft gemachten Streikursachen erheischt 
ein näheres Eingehen nur noch di^enige, die ich als „Auflehnung 
gegen disziplinarische Mafsregeln" bezeichnet habe. Die Statistik 
spricht hier entweder nur von „Cause di disdplina" schlechtweg, 
oder von „Widerstand gegen die Auferlegung von Bufsen" „Unzu* 
friedenheit mit einer neuen Arbeitsordnuncf' und dergleichen. Hier 
sind es meist mehr ideeile als materielle Momente, welche den Ar- 
beiter in den Ausstand treiben. Er kämpft um die Grenze, die 
das Gebiet seiner freien Selbstb^timmunj^ von demjenigen trennt, 
in dem der Wille des Unternehmers allein herrscht Durch solcherart 
Konflikte bewirkte Streiks sind nun in Italien, wie uns die Statistik 
lehrt, häufig. Sie machten annährend aller Streiks aus, 

gegen 3.0 in Frankreich, i '*„ 'iSgo' in Eng-land. Hier moppen 
mehrere Momente zusammenwirken, in denen jene haufi<^en Diszi- 
pünkoütiikti' in Italien ihre Erklärung finden. Einmal mag das reiz- 
barere Naturell des Südlanders, das rascher gcfjen eine unj^cbühr- 
liclie l-Jehaudiung reagit-rt, im Spiele sein: sodann darf an die noch 
geringe Gewöhnung des Itaüeners an die eiserne Dis/.ipHn des 
fabrikmäfsigen oder sonstwie autoritativ geleiteten lietriehes erinnert 
werden. I )als er Tag flir Tag sich an seinem Arbeitsorte einfinden, mit 
dem (jluckenschlag kommen und gehen soll, daCs er automatisch 
eine Teilfunktion verrichten mufs . d.ibei mit den Kameraden niclit 
frei verkehren kann, dafs er sich in seinem iodividuelien Gebahren 
Schranken auterlegen soll ^so streikten einmal die römischen 
Droschkenkutscher, weil sie Uniformhüte zu tragen verpflichtet 
wurden), aU dieses wird für ihn zur Quelle ewigen Verdrusses. 
Hier wvkt die nationale Eigenart in gleicher Richtung wie die 
noch junge Geschichte des Kapitalismus in Italien. Wir ver* 
weisen hier auf früher schon Gesagtes. Aber ein Umstand mag 
hinzukommen, der in Italien noch häufig Anlals zur Auflehnung 
geg^n die Disziplin bietet Das ist die naturgemäls geringere 
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Achtung des Lnteniehmers gegenüber der Fersöiilichkeit des 
Arbeiters, die erst in langwierigem Kampfe mühsam ertrotzt zu 
werden pflegt. Und in Italien ist der Kap talisnia^ heute doch noch 
mit allen Unarten seiner Flegel jähre belialiei. bu ii;iutct hier der 
Unternchaici dem Arbeiter unter Unihtänden viel mehr zu, als der 
englische und amerikanische. Daher wie aus den oben erwähnten 
Ursachen in den fortgeschrittenen Ländern die Streiks wegen disa^ 
plinarischer Fragen immer sdtener wefden. 

Einer Streikursache haben wir endlich aber noch Hmähnung 
zu thun, die in der Statistik nicht besonders aufgeführt wird, doch 
aber häufig genug eine Arbeitseinstellung hervorruft. Sie muls hier 
noch genannt werden, weil sie charakteristisdi ist für die Ent* 
wicklungstufe der italienischen Industrie. Das ist die Oppositbn 
gegen die Einführung der Maschine, wie wir sie in aUen Ländern 
zu ihrer Zeit beobachten. Vor allem sind es die groisen Streiks in 
Biella, die diesem Grunde ihre Entstehung verdanken. Der Kampf 
gegen den mechamscfaen Webstuhl war hier fast stets die letzte Ur- 
sache der Aufstände.'} 



Und wenn, durch mannigfache üründe angeregt, vcrhaltius- 
mälsii^^ leicht der luitschluls zu streiken in dem italienischen Ar- 
beiter geboren wird: welches ist dann der Verlauf derStreiks? 
Wie ein Waldbach sich rdfsend in die Tiefe stürzt, in seinem Laufe 
unberechenbar, gefährlich, »o etwa vollzieht sich in vieleo Fällen 
der Kampf des Arbeiters in Italien. Sdn hdlses Blut, seine geringe 
Disziplin lassen ihn oft genug die Grenzen liberschreiteii, die das 
Strafgesesetzbuch im Interesse der öflTentlicben Ordnung dem Ver- 
halten der Bärger gesteckt hat Häufig, so zeigt uns die Statistik, 
sind die Streiks von Ausschreitungen, Oewaltthätigkeiten 
(vu>lenze) gegen Personen und E^entum verbunden: in 179 bekannt 
gewordenen Fällen. Dafs die Arbeitseinstellungen in allen Anfangen des 
Kapitalismus von ungesetzlichen Ausschreitungen und GewalttbStig* 
keiten häufig begleitet gewesen smd, lehrt uns die Strdkgescfaichte 
der fortgeschritteneren Länder. Hier mögen in Italien jetzt die nam- 
fidien Urschen wiederum die gleiche Wiricung wie in andern Ländern 
nach sich ziehen. Zum Teil freilich werden wir zur Erklärung der 
häufigen Ausschreitungen doch auch wieder die £%enart des Volks- 
charakters heranziehen dürfen. Schwerer ist es, der kochenden 

') Vgl. Relaz. Uonosi, 1. c. p. 31. 34, 36 und passim. 
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Leidenschaft Mafs zu halten, als der ruhigen Bedachtsamkeit. Dafs 

selbst eine Iang:jahrige Disziplinierunt^ dem Italiener ruhiges Blut 
nicht in allen Fällen zu schaffen vermafj, zeigt uns das Verhalten 
der beiden wohlorganisierten Gewerbe : der Buchdrucker und Hut- 
marher, die auch einige Male die Arheits<-instellung mit Violenza 
begleiteten. Doch haben wir uns in Italien diese Ausschreilungen nicht 
immer so brutal, so gehässig, so roh, so verheerend zu denken, wie 
sie in noroisclien Breiten sich zu ereignen jiflegen. Oft sind es nur 
Ungezogenheiten, kleine Ungdiörigkeiten, durch die das Strafgesetz 
verletzt wird. Eine Zusammenstellung der fiir Ungesetzlichkeiten, 
die sich im Gefolge von Streiks einstellten, zuerkannu-n Strafen 
gewählt uns folgendes Büd. Es wurden (vor 1878) Streikende 
verurteilt : 

II zu einer Bufse; 
7$ zu einer Haftstrafe ; 
233 zu Gefängnis unter i Monat; 
192 zu Geföogpois von x Monat bis zu 6 Monaten ; 
4 zu Geilingnis von 6 Monaten bis zu i Jahr ; 
I zu 2 Jahren Gelangnis. 

Der amtfiche Bericht, dem wir diese Übersicht entnehmen, 'j 
hat vollkommen recht, wenn er zu den Züfem bemerkt: „Diese 
Statistik ist ein Ehrentitel för unsere Arbeiterklasse, weit sie zeigt, 
dais auch in den Fallen, in denen sie in der Hitze des Kampfes zu 
Aussduneitungen sich hat fortreifsen lassen, sie nimmer sich Vec^ 
brechen zu schulden kommen liels, wie sie durch ihre Zahl und 
durch ihren wilden Charakter so oft die Arbeiterbewegung in andern 
höher zivili^erten (!) Ländern kompromittiert haben." 

Eines der iUr den Verlauf der Arbeitseinstellungen entscheidenden 
Momente ist das gegenseitige Verhalten der Streikenden 
unter einander, ihr gemeinsames gegen den Unternehmer. Von der 
Geschlossenheit des Vorg^ens, von der Einmütigkeit des Handelns 
hängt ja in den meisten Fällen der Erfolg ab. Sie gerade sollen 
ja durch die Organisation der Arbeiter herbeigeführt werden. In 
Italien fehlt nun, wie wir wissen, zur Zeit noch eine straffe Organi- 
sation in gröfserem Umfange , fehlt auch die Einmütigkeit den 
Streikst Das ist ein Punkt, über den selbstverständlich eine Statistik 
nur schwer Aufschlufs zu geben vermag^, über den unsere Statistik 
gar keine Angabe entliäLt. Die Kenntnis aber, die wir von dem 



*) ReUiione Bomst, 1. c. pflf. 9. 
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Verlauf einiger der wichtigsten Streiks besitzen, läfst einige Schlüsse 
unstreitig zu. So ist noch immer von allen Beobachtern bestätigt 
wordm, dafs es an der Gemeinsamkeit des Wolleos selten 
bei einer Arbeitseinstellung in Italien gefehlt hat trotz mangelnder 
Organisation. Zwei Eigenarten des Italieners, scheint mir, wirken hier 
zusammen, um eine weitgehende Solidarität des \^erhaltens zucr/eupfcn. 
Einmal seine yjrofse Bcj^^eisterun^^sfahigkeit, dann aber seine Geneij^t- 
hcit, sich einem herrischen Willen lunes der Seinirjen selbst willenlos zu 
fiigen. Jene ruft ein aktives Solidaritats<Tefiihl wach, diese zwingt 
dem einzelnen wider seinen Willen die Hrfullun;^ der Solidaritäts- 
pflicht auf, die somit heteronom erscheint. Ein ausge/.eichnetes Buch,.') 
eines der gehaltvollsten, die von Italienern über das Wesen des ita- 
lienischen Volkes frcschriebcn worden sind. cnptVit in der Behauptung,, 
dafs kein zweites V' olk so „indix iclualistisch", so antisozial ifesinnt sei 
als das italienische. - Mir scheint hierin nur zum Teil W ahrheit zu 
liegen. Wenn der V^erfasser es von den herrschenden und (K-n 
Mittelklassen behauptet, so mag er recht haben; die politische Ge- 
schichte Italiens zeugt fiir ihn. Von dem Volke aber trifft jene 
Charakterisierung gewils nur in sehr beschränktem Mafse zw. Und 
der Verfasser ist selbst genötigt, dies einzi^estehen , denn er kann 
nicht umhin, doch wenigstens jenen oben beregten, sagen wu- pas^ 
shwn sozialen Zug der niederen Klassen in Italien: sich durch den 
Willen eines Führers leicht zu einer kompakten Masse zusammen- 
Schweiisen zu lassen, anzuerkennen. Die Macht der geheimen po- 
litischen und sozialen Organisationen in Italien, der Camorra, der 
Mafia, der Klientelen, deckt ihn deutlich genug auf. Es ist hier 
nicht der Ort, diesen überaus reizvollen Problemen auf den Grrund 
zu gehen. Es mag genügen, an dem Verlaufe einiger wichtiger 
Streiks die Richtigkeit unserer Behauptungen zu erweisen. 

Einmal der Behauptung, dais die grolse Begeisterungsfahigkeit 
des Südländers als warme Teihiahme, aufrichtiges SoUdaritatsgefiihl 
sich äuisert Hierfür ist bebpielsweise der Verlauf des grofsen Mai- 
Emder Metallarbeiterstreiks charakteristisch. Hören wir, wie Turati 
(a a. O. S. 13 f.) uns die Heigange bei dieser Arbeitseittstellung, 
die 5000 Arbeiter umfafste, schildert: „Grois war der Vorstols, 
grois der Enthusiasmus in den ersten Tagen; ihr wäret Tausende, 



>) P. TnrieUo, Governo e Goveraati in IttüU • - Fatti - • a« ed». ribtt». 
Bologna 18S9. 

*) VgU s. B. Cap. D. S lU. pae. 105 s«g. 
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ihr hattet die Zalil für euch — — Ihr wäret umfreben von der 
Sympathie eurer Mithrüder in andern inrutszweigen, die in der 
Übersendung von Heistininiuiigsäufscrungcn und Unterstützungen 
miteinander wetteiferten. Die ersten auf dem Platze waren die 
Buchdrucker Mailands, die sofort 2000 Lire aus ihren Kassen nahmen 
und sie euch ;i Fond perdu zusandten, um euch in eurem Kampf 
zu ermutigen . . . L nd wie schön, feierlich und — malerisch zugleich, 
waren eure zahlreichen Versammlungen dort unten in der gewalti- 
gen Arena, die för euch im Augenblicke das geworden war, was 
der Moos Aventinus ftir die römiadie Plebs . . in jenen manchinal 
tutnultarischen Diskussiooen und Abstimmungen, in jenen Bdialls- 
nifeii von tausend und abertausend Brüdern vernahm man das 
erste Stammeln einer Masse (plebe), die sich zum Volke (popolo) 
gestatten will . . . Wer von den Anwesenden erinnert sich nicht des 
liebenswürdigen und rührenden Schauspiels, das die Schar der 
jungen Mädchen gewährte, die gebeugt unter ihrer Last, euch Kasten 
voll Kupfermünzen herbeitrugen, die sie Pfennig ftir Pfennig in ihren 
Werkstätten gesammelt hatten, deren jeder den Verzscfai nicht 
auf ein Band, eine Schmucksache, nein auf ein Stück Brot, 
einen Teller Suppe bedeutete; und als sie ihr Bündel nieder« 
gelegt hatten, wie sie davonhuschten, halb stolz, halb schämig, um 
sich dem Beifallssturm der Menge zu entziehen . . . und für die 
nächste Woche neue Unterstützung verhiefsen . . . Und welchen 
Grad der Enthusiasmus der SoUdaritat erreichte, überall wo ^euer 
Vorgehen ein Echo fand, beweist das Verhalten der Bäuerinnen 
von Pieve d'Olmi, die, weil sie kein bares Greid euch schicken 
konnten, nach Cremona Körbe mit Eiern trugen, um sie zum 

Besten der streikenden Arbeiter versteigern zu lassen '* Und 

Ähnliches lesen wir von andern Streiks; so von dem grofsen Textil- 
arbeiterinnenstreik in der Lombardei, der unlängst stattfand. Über- 
all die gleiche Teilnaliine. die c:lHrhe Lust zu lielfcn, die gleiche 
kindlich liebenswürdige Begeisterung. Wenn wir in den italienischen 
Arbeiterblätteni Ii * Listen der Beiträge durchsehen, die groschen- 
weise fiir die Streikenden, Ausgesperrten, Gem.usregelten freiwillig 
beigesteuert werden, so müssen wir auch die FVreitwilligkeit mit 
den bescheidenen Mitteln auszuhelfen, voll anerkennen. Aber ebenso 
leidenschaftlich wie die Sympathie für die Kämpfenden äufsert sich 
auf der andern Seite der Mifsmut, die Verachtung gegen die Ab- 
trünnigen, die Streikbrecher. Hierfür Hefern uns alilrdche Vor- 
gänge, namentlich in Biella, den Beweis.] Dort frciiicii scheint jenes 
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andere Moment, das wir oben berührten, jene passive Nachpfiebig- 
keit des Italicners herrischem Willen gegenüber ebenfalls mit^^ewirkt 
zu haben, um dem Verhaken der Streikenden jene ii,ininütigkeit, 
der Achtung der Streikbrecher jene grausame Konsequenz zu ver- 
leihen, von denen unsere Berichte nicht genug zu erzählen wissen. ') 
Wie in Frankrddi zur Zeit L^uis Philipps die abtrünnigen Ar1)eiter 
als Bourmont und Ragusa bexeichnet wurden, so im Streikgebiet 
von Biella nut dem seltsamen Namen ,3cduine^ (beduino)« der 
ihnen das Kainszeichen des Verräters auf die Stime brannte. Der 
,3ednine** ist geächtet; er findet an keinem Orte mehr Ruhe und 
Frieden; die früheren Arbeitsgenossen weigern sich mit ihm in der- 
selben Werkstatt zu arbeiten, sie zwingen ihn, aus der Fabrik weg- 
zugehen dadurch, dais kein andrer ihm mehr beim Auf bäumen und 
andern Verrichtungen behUflicb ist In einem Etablissement ent- 
schlossen sich die Besitzer selbst, einem tüchtigen und fleilsigen, 
aber zum Beduinen erklärten Arbeiter, jene notwencfige Hilfe beim 
Aufbäumen des Webstuhls zu leisten. Vei^blich, die Wut der 
andern wurde nur vergröfsert Aber den Geächteten nützt es auch 
nichts, in einer andern Fabrik des Gebiets Arbeit zu suchen : dort 
wird ihm dieselbe Behandlung zu teil. V\'o er geht und steht ist 
er gleichsam in eine Atmosphäre von Feindseligkeit eingehüllt. 
Jedes öffentliche Lokal mufs er meiden: auf der Stralse wird er 
insultiert. Und ist es eine Arbeiterin, die dem Bann verfallen ist, 
so schützt sie auch ihr Geschlecht nicht vor der gleichen Behand- 
lung. Zu allem übrigen Mifsgeschick kommt für sie noch das 
schlimmste hinzu: sie findet p^anz bestimmt niemand, der sie zu 
heiraten sich «Tetraute. D in „Beduinen" bleibt enrHich nichts anderes in 
seiner Bedrängnis, als in andere Gegenden auszuwandern I Für dieses 
entschlossene, einheitliche Verhalten der ArbeitrrbevölkfTting eines 
^^aTi/en Landstriches, das sich Jahr für Jahr von neuem wiedt-rliülte, fand 
die K-ommission, die die Zustände in Riella zum ersten Male untersuchte, 
keinen andern plausibeln ( irund , als die \\ irksanikeit einer „ge- 
heimen Gesellschaft," die alle l-'äden unsichtbar in ihrer Hand ver- 
einte. Authentische Beweise für das Vorhandensein einer solchen 
Gesellschaft hat die Kommisstoti nicht zu erbrinci^en vermocht, kein 
Arbeiter hat etwas davon zu sagen fj^evvufst und mir bciieint in der 
l liat ihre Lxi^Lcuz in der von der Konmiission geglaubten l^ urm 

') Vgl. Relazionc Bonasi, p. 34 scg., ebenso die ReL Di San Guiliaao. 
*) Vgl. Rel. Bonasi, 1. c. p. 41 und pass. 
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unerweisUch. ^) Geheime Gesellschaft oder nicht, zweifellos ist, dats 
eine solche Einmütigkeit im Handein grofser Massen nur durch die 
Aufzwingung der W illen einzeUier erklärbar ist. Und etwas Ge- 

heimthuerci mr-i^ immerhin auch dabei im Spiele sein; der Respekt vor 
dem grofsen Unbekannten hat oft in der italienischen Geschichte seine 
Rolle gespielt. Gmui^ — worauf e5 uns hier nük.im, war festzustellen, 
dafs der Verlauf vieler italienischer Streiks auf euica verhaltnismäfsig 
hochentwickelten Korpsgeist unter der Arbeiterschaft schliefsen läfst, 
mag er ihr aufge/.wungen, m«^ er dem Mitgefiihl, der Sympathie 
entsprungen sein. 

So — darf man vielleicht sagen — sind die ideellen Bedingungen 
für ein erfolgreiches Streiken in Italien nicht ungünstig. Nun geben 
aber in der W elt, vor allem in der ökonomischen , niemals die 
ideellen Momente den Ausschlag. Solange die materiellen Bedin- 
gungen nicht erfüllt sind, wird keine Arbeiterbewegung Erfolge zu 
erzielen hoffen dürfen. -) Wie aber schaut es in Italien aus 
mit den materiellen Bedingungen, die ein erfolgreiches Streiken 
erheischt 

Die Chancen für die Arbeiterschaft im Kampfe mit dem Kapital 
standen bisher in Italien und stehen noch immer wenig günstig. Wir haben 
oben den Stand der Technik, der Leistungsfähigkeit des Arbeiters 
kennen gelernt: sie beide sind noch mcht derart entwickelt, da(s 
es den Unternehmern leicht möglich wäre, die Arbeitsbedingungen 
erheblich zu verbessern, die Lohne zu erhöhen, die Arbeitszeit zu 
kürsen und durch vermehrte Leistung sich dafür schadlos zu halten. 
Das industrielle Kapital hatte bisher in Italien unter dem Druck 
der ausfertigen Konkurrenz keinen andern Modus, sich zu ver- 
werten, als durch Billigkeit der Arbeitskräfte den immer noch 
teuren Preis der Arbeit einigermafsen auszugleichen; der Staat ist 
ihm dabei durch seine Zollpolitik zu Hilfe gekommen und kommt 
iian noch oft zu Hilfe dadurch, dals er für seinen Bedarf viel teurer 



*) Die smüdiBtiKhe Aibeiterp«rtei weif» nichts davoa; einer, ihrer Ftfhrer, mit 
dem ich auch über dioscu I'uokt korrespondierte, ist geneigt, die fute Legend« von 
deu geheitneu .Strcik^< seilst haften in ludicn als einen „Mgno della poluia** ansu- 
sehcQ. Tout comtnc ch«, ituus. 

*) Ich kanu Oldenberg (Arbcitscinslelluugcn iu Dcutächlaud, Hdw. d. 6t. 
W. I. 619) dofcham nicht beipflichten, wenn er sagt: „Den Ansachlag sc bei den 
Streiks geben schliefalich viel wen^^ die Finanien als der Znsanmienhalt, das EChr> 
gcfühl, der Eigensinn Allerdin^ ventehe ich unter „materieUen Bedingungen** 
»ehr als die Finaozea ($. a). 
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dnkauft bdm italiemscheii P^noduzenten, als er es nadi dem Welt- 
marktpreise notig hatte: Trotzdem sind die KapitaUsten Italiens 
nicht auf Rosen gebettet ; je mehr sie in den Strom der Weltmarkt- 
konjunktur hineingeschleudert werden, desto mehr empfinden ae, 
dafs die materiellen Produktionsbedingui^en Italiens hinter denen 
anderer Länder doch erheblich zurückstehen ') und wie begreiflich, 
smd sie bei diesem Stand der Dinge gar sehr wenig geneigt, den 
I^hn zu steigern, die Arbeitszeit zu kürzen, und thatsächlich dürften 
heutigen Tags auch die meisten Industriezweige Italiens nur sehr 
schwer im stände sein, bei der audi potentidl noch gerii^en 
Leistungsfähigkeit des Arbeiters, die Arbeitsbedingungen wesentlich 
zu verbessern, wollten sie nicht Gefahr laufen, trotz Schutzzölle und 
Prämien der Konkurrenz des kräftigen Auslandes zu erliegen. Freilich, 
es ist immer mifslich, vorherzusagen, welchen Druck das Kapital 
auszuhalteo im Stande ist Noch hat bekanntlich der leiseste über- 
all und immer schon genügt, um Jammern und Klagen über den nahe 
bevorstehenden und unvermeidlichen Untergang des Industriezweiges 
wach z.i rufen *) und in den meisten Fällen hat sich der betreffende 
Industriezweige doch noch ganz fröhlich und gesund weiter entwickelt. 
Viel eher als darüber, was der Unternehmer dem Arbeiter gewahren 
kann, wird sich ein Urteil darüber bilden lassen, was er ihm innerhalb 
der möglichen G^renzeii geben wird, was ihm vom Troduktionsertrag 
abgezwungen werden kann. Um liiervon sich eine Vorstellung zu 
machen, wird man eine Wertung der Arbeusn arl t- und Machtver- 
hältni.sse, oder wenn man will, der natürlichen und kmibdichen 
Machtverhaltnisse der Xrrx.-iierschaft, von deren Gestaltunp^ der Aus- 
gang des Kampfes abhänc^t , versuchen müssen. Das Ergebnis 
einer solchen W'ertun«; aber kann für Italien kein anderes als die 
Einsicht sein, dals beide. Macht- wie Marktverhaltnisse, für den ita- 
lienischen Arbeiter bisher überwiegend ungünstig waren und noch 
immer and. Die Arbeitsmarktverhältnisse werden bestimmt durch 
das Verhältnis zwischen Angebot von Händen und Nachfrage nach 
solchen. Allerdings hat Italiens Industrie auf der ganzen Linie einen 
grofsen Aufschwung während der letzten 30 Jahre erlebt; das hdist 

*) Vgt.djtf1kber dielWlesuiigeiittt meiner italicniidicn IbutldspoUtik, «.a.0. 

S. 143 145- 

') So wicilfT tx'i Hen italicuiücheu S<-id«-n industriellen , als man ihnen vor ein 
paar Jalueo die Kinder unter neun (!) Jahren wegnahm und die anter 12 Jahren 
ntir Ar 8 Stunden lief«. Vgl Rclnzione nll* nppL ddln leoe Ii. H. 86, 1. c. 
P*R* 55 vttd pnnim. 
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mit andern \\ orten : die Nachfrage nach Arbeit ist beständig ge- 
wachsen, das Verwertung^sbediirfnis des Kapitals hat rasch zuge- 
nommen. Zwei Umstände aber sorgen dafür, dafs gleichwohl das 
Angebot an Händen ebenso rasch, wenn niclu rascher wächst. Ein- 
mal der Abduls immer zahlreicherer Arbeitskräfte aus der Land- 
wirtschaft, der durch dne Reihe verschiedener Ursachen bewirkt 
wird') und in der starken Auswanderung seinen jedermann sicht- 
baren Ausdruck findet. Dieser Strom der ländlichen Arbeiter fährt 
den Gewerben immer neues Menschenmaterial zu. Dieses aber wird 
ihnen aus ihrem eigenen Schofse zudem auch noch geliefert da- 
durch, dafs die italienische Industrie, wie wir oben sahen, eben da- 
bei ist, vollwertige durch minderwertige Arbeitskräfte, Handarbeit 
durch Masdiinenarbdit zu ersetzen. Auch wer die Theorie von der 
industriellen Reservearmee, wie sie Karl Marx entwickelt hat, nicht in 
ihrem vollen Umfange als richtig anerkennt, wird sich derThatsache 
nicht verschliefsen können, dals ein industrielles Entwick- 
lungsstadium, wie das des heutigen Italiens, durch jene beiden an- 
geführten Vorgänge — Übergang zur Frauen- und Kinderarbeit und 
zu maschineller Technik — auf alle Fälle für den Arbeiter äulserst 
ungünstige Marktverhältnisse erzeugen muüs. Lehrtuns 
doch der Verlauf einer ganzen Reihe von Streiks, namentlich derer 
in der Wollindustrie, dafs ihr Erfolg ganz direkt durch Einstellung 
mechanischer Webstühle vereitelt werden konnte. ^) — Eine Mög- 
lichkeit besteht nun freilich flir den Arbeiter, die üblen Folgen 
dieser Entwicklung abzuwenden, wenn es ihm gelinp^t, das Angebot 
künstlich zuritckzuhahen, künstlich sich die Macht zu verschaffen. 
Das ist die Auff^abe der Organisation. Wie es aber mit dieser 
annoch in Italien aussieht, wissen wir. Die Position des Ar- 
beiters im Kampfe mit dem Unternehmer ist dem früiun Knt- 
Wicklungsstadium entsprechend, auch nach dieser Seite hin noch 

*) FAr die mittelitaliciiisclien Gebiete vgl. meioe „RAmiscIie Gunpagna''. 
(iSeS) passim. 

•) Relat. BoDasi, pag. 32.34. Eiu guter Kenner italienischer Arbeitervcr- 
liältni«;se krnnzrirhnrt diese schwache Position tlcs italienischen Arbeiters im Kampfe 
mit dem Kapital trcflflich, wcuu er schreibt: „Die Arbeiter bcfrcundea sich leicht 
mit bMcheidenem Lohn and da sie da» Schlimmste färchten, steigern sie ihre An- 
sprttche nidit. Unsere wlrtsdiafUidien VcrhUtniase sind nicht von derart, dafs 
mehrere Hcrreo einem Arbeiter nachlaufen ; umgekehrt geschieht es nicht selten, dafs 
mehrere Arbeiter einem Herren nachlaufen." Luzatti, Previf1*»n?^'i libcn; c previ- 
dcuza legale Milooo iSSa. pag. 97 ; citicrt nach Bou. Stringhcr, Cbcr itaiionische 
Arb.-Gca.-Geb. a. a. O. S. 981. 
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nidit gekräftigt. Was ntitzea ihm aUe Ausstände , was nützt ihm 
die Anteilnahme seiner Gefährten, was nützt ihm der Korpsgeist, 
wenn er nicht im Stande ist, sich für längere Zeit ohne Arbeit zu 
erhalten? Jene häufigen Beisteuern, von denen wir oben sprachen, 
sind gewis ein ein herzerfreuendes Symptom für den guten Willen. 
Aber mit dem allein ist's nicht gethan. Alle Begeisterung, alle 
Bedürfnislosigkeit können die für einen hartnäckigen Kampf not- 
wendigen materiellen Subsidien nicht ersetzen. An diesen aber 
fehlt es der italienischen Arbeiterschaft, weil ihr die Organisation 
noch fehlt, die, im Frieden für die Zeiten des Kampfes vorsorgt. 
Mufsten wir zugeben, daTs die ideellen Bedingungen erfolgreichen 
Streikens in ItaUen vorhanden waren, so müssen wir jetzt sehen, 
dafs die wichtigsten materiellen Bedingungen nicht er- 
füllt sind. DaU die Lage der"Industrie, die Lage des Arhtits- 
marktes, die Lage der Arbeiterorganisation — dafs sie alle der 
italienischen Arbeiterschaft widerwärtig sind, ihre SteUung im Kampfe 
mit dem Kapital schwach machen, das lehrt uns ein Studium der 
wirtschaftlichen und sozialen Zustände Italiens, das bestätigt — unsere 
Streikstatistik. Wie ein Waldbach, sa^^ten wir, braust ein Streik 
der italienischen Arbeiter daher, wie ein W'aidbach verrauscht er 
schnell, ehe man sich dessen versieht, weil die On eilen versicfren, 
die ihn stark gemacht haben. Die italienischen Streiks im grolsen 
Ganzen sind auffallend kurz. Von 1036 Streiks, deren Dauer 
bekannt war, währten: 

642 1—3 Tage 
264 4 — 10 „ 
130 über 10 „ 

Die durchschnittliche Dauer eines Streiks betrug 5,4 Tage, die 
Zahl Ta^^c, während welcher i Ausständiger durchschnittlich ge- 
streikt hat, belauft sich auf 7. 

Dem gegenüber folgeode Ziffern: v<m 918 französischen Streiks 
(1874 — 87) dauerten: 

310 1—3 Tage 
282 4—10 „ 
326 über 10 „ 

Für die Vereinigten Staaten ergibt ach {1881 — 86} eine durch- 
schnittliche Dauer von 21,9 Tagen pro Etabfissement, während eine 
englisdie Statistik bei allerdings nur iio Streiks (wahrscheinlich be- 
deutenderen), die ungeheuere Durchschnittsdauer von 4,7 Wochen 
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berechnet. ') Im Jahre 1890 währten 794 Streiks in Eogland immer- 
hin doch durchschnittlich 17,8 Tage.') 

Diese auf&Uend kurze Dauer der Arbeitseinstellungen in 
Italien kann nur so gedeutet werden, dafs der italienische Ar- 
beiter, t benso rasch wie er Feuer fängt, erschlafft, sei es, weil ihm 
die Knergic zur W eiterfuhrung des besonn« nen Kampfes fehlt, sei 
es, was der liaufigsie Fall sein wird, weil ihm die materiellen Mittel 
fehlen, um länger zu streiken. Dals aber in kurzer Spanne der 
Sie^ nur selten zu erfechten ist. bedarf keiner besonderen Hervor- 
hebunjx; ebenso kurz wie die italienisrben Streiks, so erfol^^los 
sind sie. Die Statistik weifs darüber lolgeiides zu berichten. Es 
hatten einen günstigen Ausgang von allen Streiks: 

In den Vereinigten Staaten (1881 — ^) 46.5 

„ Englaad 1889 . ^ 4l (> 

»» n 1890 , , t . , . • 37-3 »• 

„ Fraokrddi (1874^87) .... 2$ „ 

ff n '890 ....... 96 

11 f> 189* 34 M 

„ Italien (1878/91) 16.3 ,. 

Das ist noch gar kein so ungünstiges Verhältnis wie man es 
« ruarten sollte, und es gestaltet sich noch günstiger, wenn man die 
Falle, in denen Kompromisse getroffen wurden in Betracht zieht 
{42.7" ,, in Italien). Offenbar ist aber der Nachweis des Streik a us- 
ganges die schwächste Seite jeder Statistik.") Die Begriffe 
„giinstij:^", ,.un<Tiinsti^'' sind durchaus nicht so fest abgegrenzte, 
dals jeder l"'niiTnc'hmer und jeder Carabiniere sie in ^rkichem Sinne 
gebrauchen uuiisi^ . Wenn ein Teil der geforderten Lohnerhöhung 
bewilligt ist, so kann das als günstiger Ausgang bezeichnet w-erden, 
denn die Arbeiter haben etwas bekommen; als untjünstiger, denn 
ihre Forderungen sind nicht erfüllt worden: als Kompromils, denn 
man hat sich aui die Hälfte ^^eeinigt, und ahnlich in andern Fiiilen. 
\\as aber noch weiter den W ert der Erfolgstatistik beeinträchtigt, 
ist der Umstand, dafs in der t^rofsen Kategorie der „Transazione** 
diejenigen F'älle einbegriffen sind, in denen eine Verständigung, nach 
Wiederaufnahme der Arbeit, hinter verschlossenen Thüren vom 
Unternehmer in Aussicht gestellt wird, mit ^ sagen wir sdir 



1) Sering, a. a. O. S, 637. 

^ Report 00 strikcs and lookoots of 1S90 dt. 

') Vgl. a. B, die kritische Bemerkung za der firanz£andie& StreikatfgangititMtik 
bei Matajftt a. «. O. S. 645. 
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zweifelhaftem Ausgange. Darum müssen die Angaben der Statistik 
über den Erfolg des Streiks mit Vorsteht aufgenommen werden. 
Immerlun gewinnt die Ziffer für Italien durch ihre innere Be- 
gründung an Wert, Eine ausgezeichnete Kontrole zur Beurteilung 
der beregten 2Sffem würde eine Lohn- und Arbeitssettstatistik bieten, 
die aber einstweilen noch för alle Länder nur ein frommer Wunsch 
ist. Was Italien an lohnstatistischem Material besitzt, habe idi 
früher ausführlich dargelegt. Es genügt durchaus nicht, um daraus 
mtt!einiger Sicherheit die Erfolge oder die Krfolglosigkeit der Arbeiter- 
bewegung nachzuwdsen. Da(s aber in den 13 Jahren, die unsere 
Streikstatistik umfafst, die Arbeiter keine Seide gesponnen haben, 
fiir die Richtigkeit dieser Thatsache gewähren die Daten der italie- 
nischen Lohnstatistik wenigstens dnige schwache Anhaltspunkte. 
Läge heute eine Periode des Aufstiegs, erfolgreicher Kämpfe hinter 
der italienischen Arbeiterschaft, so könnten kaum Lohnangaben von 
Unternehmern i^cinacht werdt-n, \vie wir sie iin folgenden aus der 
amtlichen Statistik noch mitteilen wollen, um, soweit das mit solch 
A\ enigen Ziffern möglich ist, die Bestätigung für das eben Gesagte 
zu liefern. 



Es l)etrut;en die Lt'jhne der: 


1878 


189I 


Baunuvnltspiuacr in Cai«(cl)aaza (Prov. Mallaad) 




2.10 1. 


spiunertnueu „ „ 


0.88 1. 


1.26 1. 


wftbcr II ,] 




1.64 1. 


M weberioDCD „ „ 




I.a6 K 


Itoiunwollspinncr in Cainpomorone (Prov. (ücnovn) 


2-3.50 1. 


2-3.50 L 


üpinncrinoen „ n 


0.75-1.- 


1 1.40 1. 


„ weUr „ „ 




2 -i.su 1. 


„ Weberionen „ „ 


0.90— i.ao 1. 


1— I.ao ]. 


Wotlweber in Schio (Prov. Vicenza) 




3.50—4^*5 1. 


Spinner „ „ 


4.62 1. 


4.50 1. 


„ farbf-r „ „ 


2.20 1. 


2.10 I. 


„ Weberinnen „ „ 


1.65 1. 


1.50 l. 


Wollspinner in Biclla (Prov. Novoni) 


i 77 ». 


4.35 ». 


„ Weberinnen „ „ 


1.79 1. 


2.25 1. 


Hanfspinncr in Casalecehio di Keno (Prov. Bologna) 228!. 


2. II 1. 


,. «i'innerinnen 


o«>6 \. 


0.80 1. 


^cidcnspiiinerinoen in Vilhuiovctta ^l'rov. Cuneol 


\ 1.04 1.12 1. 


l.iO— 1.20 1. 


y, zwimerinneii „ 


1.08 1. 


1.30 ». 



Ls folgen dann in der l^bersicht des .'\nnuario noch die Löhne 
für je I Papier- und Stf^arinkrrzenfabrik , in denen die Löhne seit 
iS/S um etwas gestiegen sind, femer die X^huangaben für die 



Vgl. Tav. sinottica I* febbr. 1893. pag. 55 scg. 

At^Iv Ar «nr. (fMMsffiHr. Stetistik. VI. l6 
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Btfgwerke Sardiniens, Siziliens und der Romagna, in denen durch' 
gehends di( Löhne 1891 tiefer als 1878 standen. Doch mag es 
sein Beweaden bei den mitgeteilten Ziffern haben , die , wir wieder- 
holen es, nur sehr geringen statistischen Wert haben. Wenn sie 
aber überhaupt etwas beweisen, dann, dafs in den 13 Jahren von 
1878' -qi die Arbeiter, wo sie nicht stehen geblieben oder p^ar zurück- 
gegangen sind in 9 von 18 Fallen 1^, recht unbedeutende Fort- 
schritte gemacht hab«i, 

Die bisherigen Ansführuiigen hatten den Zweck, die italienischen 
Arbeitsein^tcUunj^cn in ihrer Gesamterscheinung zu kennzeichnen, ihr 
VV'esen zu deuten, sei es aus dem Gesamtcharakter der Nation, sei es 
aus dem Gesamttypus der wirtsdiaftlichen Entwickelung des Landes. 
Wir würden uns jedoch des Fehlers der Generalisierung sdiuldig 
machen, wollten wir diese al^emeine Betrachtung nicht durch eine 
individualiaerende , spezialisierende Würdigung unseres Phänomens 
ergänzen. Im folgenden soll diese versucht werden, sollen die 
drtlidien, die beruflichen und die zeitlichen Sonderheiten zu ihrem 
Rechte kommen. Welche !Sgentümlichkeiten weist die Streikbewegung 
in den verschiedenen Landesteilen, welche in den verschiedenen Be- 
rufszweigen, welche endlich in den verschiedenen Zeitepochen, Jahren 
auf, das and die Fragen, auf die wir nunmehr Antwort heischen« 

Über die räumliche Verbreitung der Streiks in 
Italien teilt uns unsere Statistik folgende Zahlen mit; es fanden 
ArbeitsdnsteUungen statt: 



tu 


1860— 7$ 


1878—91 


1860—91 




'31 


143 


274 




161 


260 






34 


63 


97 




38 


88 


136 




56 


»34 


190 






4» 


78 




41 


86 


127 




33 


7« 


104 




53 


82 


»35 


Den übrigen ncapolitaa. Proviaten 




20 


33 




35 


77 


112 




9 


3 


12 



') lo der sanimaritcheii Cbenicht Uber die Streiks vor 1878 findet sich mir 
die Geaamtziffi»' ittr Campauien und die übrigen tteapotiUnischcn Pnivinxen (66) ; 
ich teile &i<- iu denkselben Verb&ltnisse^ wie sie die Zahlen för 1878—91 «lantellen» 
nämlich c». 4:1. 
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Diese aus der Streikstatistik allein ersichtlichen Ziffern geben 
jedoch keine Vorstellung von der relativen Anteilnahme der einzelnen 
Gebietsteile an der Gesamtzahl der Streiks, da sie verschieden grofs 
sind. Eiii richtij^crcs Bild j^^ewinnen wir, wenn wir die Streiksummen 
mit der Gesaintziffer der gewerbetreibenden Bevölkerung in dem 
betreffenden Ciebiet in V'erii^leich stellen; d.mn erst erfahren wir. wo 
die Streiks verhaltnismafsif; häuh[^. wo sie selten wanm. lüne 
solche Berechnung ist im folgenden mit Hilfe der Berufszahiung 
von 1881 ausgeführt. D.ifs die Streiks einer Linderen Periode nur 
mit der tri werblichcn Bevölkerung in einem ^^egeheuen Augenblick in 
rechnerische Vcrljindung gebracht werden konnten. Hegt in der natür- 
lichen L'n/.ulänglichkeit unserer Hilfsmittel. Wenn wir sanilliche .Streiks 
von 1860—91 in Betracht ziehen, so erhalten wir fulgendes Ergebnis: 

Es eutficl ein Streik in deu Jahren i8öo — 91 
auf Erwertediiltige in den • eigentlichen («cwerheu 
Gebiet: and den Verkebrsgewerbcn : 
t. Latium (Rom) 1138 

2. Liguricn 1386 

3. l'ieinoot 1494 

4. Emilia 1536 

5. Lombardei 1685 

6. Marken tiad Umbrien 2229 

7. Vcnetien 2470 

8. Tuscana. 2506 

9. CampanicD 3843 

10. SixQien 4360 

1 1 . Sardinien 4707 

12. Neapolitanische Provinzen (aufser Campaniea) . 26523 

Wenn Latium in dieser Zahlenreihe an erster Stelle stdit, weil 
vcriialtnismäfsig die meisten gewerblichen Streiks in ihm vorgefallen 
sind, so ist es nicht schwer, liierfiir die Erklärung zu finden. Sie 
Hegt einmal in der Thatsache, dals sich die gewerbliche Bevölkerung 
Latiums mehr als in den übrigen traditionell unterschiedenen Ge- 
bietsteilen Italiens in einer Stadt zusammendrängt. Die Erklärung 
liegt aber des weiteren in der Eigentümlichkeit dieser einen Stadt, 
welche Rom und seit 2 Jahrzehnten die Kapitale des geeinten 
Königreichs ist. W as diese Erhebuti!.^ fiir ein Gemeinwesen an Um- 
wälznnn-rn. Neiischafl\m;:^en bedeutet, ist l)ekannt. Ganz Rom ist 
'A.ilirend der letzten 15— 20 Jahn- iinieriich wie aulsrrlich aut den 
Kopf gestellt worden, (ian/e .Stadtviertel sind umgebaut oder neu- 
gebaut. Seine l\invvohnerzalil hat sich in den letzten 20 Jahren 
nahezu verdoppelt; während sie am 31. Dezember 1871 229356 
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betrug, wurde sie fiirden 31. Dezember 189 1 auf 436000 berechnet. 
Wo früher das Gras auf den Strassen wuchs, ein domröschenorti^r 
Schlummer die ruhige Bewohnerschaft sanft umfangen hielt . hastet 
jetzt das nüchterne Geschäftsleben einer modernen Grolsstadt. 
Dafs dadurch Leben — ja oft zu viel Leben I — in alle wirtschaft- 
lichen Verhältnisse gekommen ist, ist natürlich. Alldn die Scharen 
von Bauhandwrrkern, die Jahr für Jahr gingen und kamen, um die 
zahlreichen öft'entlichen und privaten Bauten, deren die junge Haupt- 
stadt bedurfte, aufzuführen, genügten zur Belebun':;^, oft leider zur 
Beunruhigung von Handel und Verkehr; Rom hat Jahre hindurch 
unter dem Zeichen von KcUr und Hammer c:;estanden. ') 

So lal'st sich die hohe Streikziffer. die Koni {I^tium} aufweist, 
mühelos aus der eicrenartigen Entwickeluag der Stadt erklären, die 
an oic^cntlicher Industrie noch verhältnismäfsig arm ist. Aber wenn 
wir genauer hinsehen, sind es auch gar keine industriellen Streiks, 
die in Latium während des letzten Jahrzehnts sich ereignet haben. 
Von den 71 Arbeitseinstellungen entfielen 20 auf das Bauhandwerk, 
15 auf das Verkehrsgewerbe, also die Hälfte aller Streiks betraf 
die beiden Gewerbe, auf welche der Umschwung der Verhiiltnisse 
am unmittelbarsten einwirken mufste. Es ist eher auffallend, dals 
trotz der gewaltigen wirtsdiaftlicfaen Revolution, die Rom durch- 
gemacht hat, aufser m den beiden genannten Gewerben, verhiltnis- 
mäisig so wenig gestreikt worden ist; und die Thatsache klart sidi 
auch nur auf, wenn wir den durchaus noch Ideinbürgeriicfaen Chaiakter 
uns vei^egenwärtigen, den Roms Gewerbe trotz aller Wandlungen 
bis auf den heutigen Tag bewahrt haben. 

Die Reihenfolge der übrigen Gebiete, aulser Latium, in unserer 
Streiktabelle (2. — 12.) wird annähernd dem Grade ihrer industriellen, ge- 
nauer gesprochen ihrer kapitalistischen Entwicklung entsprechen: 

*) über die bis ins Schwiodellwftc gesteigerte B«vUiätigkeit io Rom, auf die hier 
näher eituugchen uns der Rauni verbietef, ist Tie! geredet and geschrieben. Um 

eine Vorstellung; vnn Af.r plötzlichen Expansion der Bauthäti^^keit in Rom um 
die Mitte der iSSorr lalir«- /u j^eb**!!. mogrn nur folgende Zahlen, welch«* die Rr. 
wegimg der Baumaterialien atudrucl&cu, iuer Platz tiuden. £s wurden über die städ- 
tische Zollgrenze nadi Rom gebmcht: 

Puzzolanerde, Tuf, 

c j V Kalk und Gips Zieecl 

Sand, Kies usw. ' ^ 

1884 408000 khin 68 i;oo t 86 ooo ooo Stück 

1887 1367000 „ 137700,, 189000000 „ 

Notitie sttile Condltioni edilisie e dem. della Gitta diRomnec. ndl 18S& (Dirss. 

gener. d. Statist) Roma 1889. pag. 51. Vgl. aus leuter Zeit P. Di Tucci, Roma 

1891. Dopo la specttlazione edUizia. Roma 1891, 
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keineswegs dagegen dem Prozentsatz der gewerbtreibeiidefi 
Hevölkenmg in den einzelnen Gebieten. F.s ist interessant festzu- 
stellen, worauf ich zufällig bei anderer Berechnung verfiel, dafs die 
relative Häufigkeit der Streiks in gar keiner Beziehung zu einer 
zahlreichen gewerbthätigen Bevölkerung schlechthin steht. V\'cnn 
wir die prozentuale Vertretung der Gewerbe in den verschiedenen 
Gebieten Italiens miteinander vergleichen, finden wir, dafs es in den 
streikarmsten Landesteilen verhältnismäfsi^^ am meisten (irwtrbe- 
treibende gicbt, wie folgende Übersicht darthut, die ich der Heruts- 
zählung entnehme. Es entfielen auf iooo Einwohner über 8 Jalirc 
Gewerbetreibende : 

in den neapolitan. Provinzen 

(aufscr CompHoicn) 333.2 -042.0 (CaUbrien' Kmilia 313.4 

Lombardei 470.1 Marken u. l'inhrini lyo ; berw. 318.3 

Campanien 424.7 Latiuni (Rom) 27.2.7 

Sixiliea 40S.2 Venetiea 366.9 

Ligurien 354*^ Toscana 236.2 

Piemont 319*9 Sardioien 204.4 

Hier stehen — neben der Lombardei — mit den höchsten 
Ziffern Gewerbetreibender obenan die südlichen Provinzen Italiens 
und Si^en, die am wenigsten Streiks haben und auch die übrigen 
Gebiete folgen in ganz anderer Reihe als in der vorhergehenden 
streikstatistisdien Übersicht. Was dürfen wir aus der Divergenz 
der beiden Reihen für Schlüsse ziehen ? Mit einiger Sicherheit 
scheint mir die Bestätigung des Satzes daraus zu folgen, dafs die 
kapitalistische Produktionsweise die eigentliche Er- 
zeugerin der Streiks ist in doppelter Richtung, einmal durch 
Schaffung des proletarischen Arbeitsverhältnisses, sodann aber auch 
durch Rückwirkung auf die übrigen nicht kapitalisti- 
schen Gebiete wirtschaftlicher Thätigkeit. Trotz ihrer starken 
gewerblichen Bevölkerung sind die südlichen Provinzen Italiens 
noch fast streikfrei, weil sie vorn Hauche des Kapitalismus kaum 
berührt wurden. Die «gewerbliche Thätigkeit vollzieht sich ili»tt 
noch vorwiegend in den h'ormen des Hausgewerbes und des lokalen 
Handwerks. Diese, so zalilreiche Personen sie beschäftigen mögen, 
bleiben unverschont von Konflikten, bis als Störenfried der Kapi- 
talismus in ihre ruhigen kreise eitulrin^t. Denn nicht nur der 
proletarische Arbeiter im engeren Sinne, auch der Handwerksgeselle 

S>. XU*' Ccosim., Kcbu. gencr. (1885) pag. 150. 151. 
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streikt in fortq^escliritteneren Gebieten, wie zum Beispiel Norditalien, 
mehr als früher. 

Das Gesagte gewinnt noch an Deutlichkeit, wenn wir für die 
einzelnen Gebiete Italiens uns die wichtigeren Berufs- 
7. w e i e vergegenwärtigen, in denen hauptsächlich Streiks vorfielen. 
Was in Süditalien überhaupt nn Arbeitsdnstellungfen sich ereignet, 
ist fast ausschhefslich auf die kleinen Inseln kapitalistischer Ordnung 
beschränkt. In den neapolitanischen Provinzen treffen wir heutzutags 
erst eine Arbeitsverrichtung gröfseren Stils an, die in kapitalisti- 
schen Formen vor sich J^eht: den Bau von Eisenbahnen, Häfen etc. 
Die hierbei beschäftigten /irheiter sind für jene Gebiete gleichsam 
die Sendboten einer neuen Welt. Von 20 Streiks, die sich über- 
haupt in jenen friedsamen Gefilden ereigneten, entfiden nicht weniger 
als 15 auf Arbdter der genannten Kategorieen. Ihr Prozentsatz ist 
heute noch viel zu gering , auch haben die bezdchneten - Ver- 
richtungen zu wenig Einflufs auf das übrige Wirtschaftsleben, als 
dafs dieses vom Ibuch der neuen Zeit schon berührt sdn sollte. 
Auf den Eilanden Sizilien und Sardinien, die im Ganzen annähernd 
auf derselben Entwidcelungsstufe angelangt sind wie das kontinentale 
Süditalien, steht seit altersher eb Vorposten des Kapitalismus: der 
Bergbau, namentlidi auf Schwefel Dieser ist es, der die wenigstens 
fiir Sizilien verhältnismäiag hohe Streikziffer erklärt : von den 77 Ar- 
beitseinstellungen entfielen hier 44 auf die Ikfinenarbeiter. Sehen 
wir von diesen StreSdnseln im südlichen Italien ab, so können 
wir fugUdi sagen, dafs im Grunde nur ein Teil von Mittel- und 
Norditalien, kaum die Halfiie der Pialbinsel, als Gebiet regel- 
mäfsiger und verbreiteter Streiks in Betracht kommt: 
eine Bestätigung des Vorhergesagten und ein weiterer Beleg für die 
Behauptung, dafs dort, wo überhaupt erst die Bedingungen fiir 
Arbeitseinstellungen durch die ökonomischen Verhältnisse geschaffen 
sind, der Italiener relativ oft streikt. In den mittel- und norditalieni- 
schcn Provinzen nehmen, wie unsere Ubersicht zeigt, die Streiks 
von Süden nach Norden, beziehungsweise von Osten nach Westen 
an Häufigkeit /ai, was ^enau dem Grade kapitalistischer Knt- 
wickelun^r entsprechen dürfte. Die Heruts/.weige. welche vorwiegend in 
1- racf!" kiiinnirn, sind durch die ortliche \'ert)reitun;j^ tler ;^rol"siMi In- 
dustrie natur;4enials bestimmt. Den ersti-n Platz, nimmt hier die Textil- 
industrie ein, auf die (1878 — 01 in der Lombardei mehr als die 
Hälfte 139 von 260), in Tiemont .iiinähcrntl ein Drittel 144 von 14V', 
in Toscana über ein Fünftel (18 von 86) aller Streiks entfiel, in 
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der dem Meere zugewandten Liguria treten dafür in den V^order* 
gnmd der Streikbewegung die mit der Seeschiffahrt in Verbindung 
stehenden Gewerbe: ScliiflTsleute, Hafen- und Dockarbdter etc., da- 
neben beweisen die Streiks der Metallarbeiter, dafs Ltgurien eine 
aufstrebende Eisenindustrie besitzt 



Die Kriterien der Wissenschaft für die Sc hei duner der 
Gewc r bizwcige nach Berufen sind andere als sie von der 
Berufsstatistik bei iiirer Sichtung vorgenommen werden. W ahrend 
die Wissenschaft nach der inneren wesentlichen Verschiedenheit die 
einzelnen Sphar<^n wirtscliaftlichcn Lebens geschieden sehen mochte, 
hat die Statistik sich bislang damit begnügen müssen, den äufseren 
Anschein zum Unterscheidungsmerkmal zu machen: den Stoff, der 
verarbeitet wird, den äufseren Zweck, dem eine wirtschaftliche Thätig- 
keit dient IXe berufUdie Qualifikatioü der einzdnen Streiks in 
unserer Statistik lehnt sich naturgemäfs gleichfalls an die Kategorieen 
der allgemeinen Berulsstatistik an. Eine Unterscheidung der Streiks 
nach Berufen vermag daher wichtige Au£9chlüsse wissenschaftlichen 
Charakters kaum zu geben. Was sich über diesen Punkt sagen läßt, 
ist das folgende: Nach einer Übersicht ^ die in der Einleitung zu 
unserer Publikation von deren VeHasser zusammengestellt bt, ergiebt 
sich, dafs von 1075 Streiks in den Jahren 1878-91 entfielen: 

muf die Textilindustrie 240 

«if die Bergwerks- und MeUUindustrte 144 

■af das Baugewerbe im weiteren Stntie 

<>ifiprhli»'fslich Fnl irbi itcr) l6o 

auf das Bucbtlruckcrgewerbc 27 

■vf d» Bekleidung<iiud(Mtrie 85 

auf die N«hruagMBitteUiidastrte 77 

muf Tischler-, (>laser- u. Verkehrsgewerbe (!) 1 17 

auf venchicdcDC GevrcrbsEweige 125 

Etwas lä(st ddi diese Gruppierung verbessern, um flir wissen- 
schaftliche Zwecke brauchbar zu werden, dadurch, dafs wir die 
unglücklichen TischU r und Glaser noit zusammen 1 1 Streiks ans 
der ihnen fremdartigen Umgebung herausnehmen und dem Klein- 
gewerbe zuteilen, dafs wir femer in den „verschiedenen Industheen" die 
ersichtlich kapitalistischen von den handwerksmäfsigen Beru6zweigeD 
sondern, dals wir die einzelnen unterschiedenen Kntegorieen ander- 
seits nach ihrer inneren Zusammen£]feh<")rigkeit Icombinieren. Dann 
ergiebt sich etwa folgendes Bild. Von allen Streiks entfielen auf; 
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die \ rrkeiirsgewcr'ue ca. '0*'„ 

die Baugewerbe im weiteren Sinne ca. 25 „ 
die »toffveredelodcn Gewerbe (ein- 

schliefslich Buchdruckerei) ca. 65 n 

davon Huf die Kleingewerbe au 35 „ 

ff auf die kapitalistisclie Industrie 40 „ 

Wir entnehmen aus diesen Ziffern zunächst, dafs Verkehrs- und 
Baugewerbe verhältnismälsig am meisten an den Arbeitseinstellungen 
beteiligt sind (mit über '3 aller Streiks), dank wohl wesentlich der 
gröfseren Unentbehrlichkeit ihrer Leistungen und damit ihrer 
stärkeren Position, Dies trifft für die beiden Gewerbe vor allen in 
denjenigen Wirtschaftszentren Italiens zu. welche der politischen 
Umgestaltung des Landes eine innere wie aul'sere Umwäl/Ain-j^ xer- 
dankcn (Rom!;, sowie hei denjenigen wirtschaftlichen Vornahmen, 
di<- ebenfalls durch die Neubildung Italiens in ein besonders rasches 
Tempo versetzt worden sind 'Strafsen- und Eisenbahnbau I). Da<^'^eL,'en 
mochten für die zahlreichen baus^ewerklichen Streiks die in anderen 
Ländern beobachteten Ursachen haufi|^cr Arbeiiscinstellungen . die 
aus dem saisonmälsigen Charakter de.s Üauhandwerks dort ent- 
springen,') in Italien deshalb nur in ijerinj^erem Grade wirksam 
sein, weil liier das Bauhandwerk gar kein eigentliches Saisongewerbe 
ist ; eine Unterbrechung der Bauthätigkcit im Winter findet durchaus 
nicht regelmäfsig statt. Durch die mitgeteilten Ziffern wird femer 
die oben schon gemachte Beobachtung bestätigt, dafs die kapi- 
talistische Industrie ein günstigeres Fdd ftlr ArbeitseinsteUungeo ist, 
aus Gründen, die nicht weiter ausgefiihrt zu werden brauchen, da(s 
aber dort, wo der Kapitalismus sich su entwickeln beginnt, auch 
das Kleingewerbe von dem Geist der RebelUon ergriffen und in 
den Strudel hineingezogen zu werden pflegt 

Nun fragt es sich, ob vielleicht die Streiks der verschiedenen 
Benifssweige unterschiedliche Merkmale in ihrem Verlauf, in ihrem 
Ausgang usw. aufweisen. Eine genaue Prüfung ergiebt jedoch, dals 
dies nur in sehr geringem Umfange der Fall ist interessant war 
es mir, feststellen zu können, da(s die Streiks in den Verkehrs- 
geverben durchschnittlich rascher verlaufen als die übrigen. Es 
hat dies seinen Grund wohl wiederum in der gröfseren Unent- 
bdurlichkett ihrer Leistungen, in der dadurch herbeigeführten Not- 
wendigkeit einer schnelleren Verständigung, die durch den Druck 
der c^entüchen Meinung beschleunigt wird. Hier die Belege. 

M Vgl. z. B. Ol de Oberg, a. jl O. S. 616. 
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Es dauerten: 



von sämtlichen 
Streiks 



von il'-ti Streiks in 
den Vcrkchrsgtrwerbcn 



• Tag 34<'„ 
1—3 Tage 62 „ 

länger »l« 3 Tage 38 „ 



44-3*;« 
74-3 «. 
»5-7 ,» 



Welchen E i n f 1 u Ts das Vorhandensein einer O r a n i s a t i o n 
auf Haufic,^keit, Verlauf, Ausgant^ der Streiks geübt halie, läfst sich 
auf Grund des vorhandenen Materials nicht nachweisen . da auch 
für die zum Teil organisierten Gewerbe — wie Buchdrucker und 
Hutni.icher — nicht unterschieden ist, ob die Streikenden dem Ver- 
bände angehörten oder nicht. Die Zahlen sprechen eher dafür, 
dafs sich einstweilen die gewerkschaftliche Organisation in der 
Streikbewegung Italiens nach keiner Richtung hin fühlbar macht.') 
Wichtiger und ersichtlicher sind die Verschiedenheiten, welche die 
«nzelnen Sphären gewerbficher Thätigkeit in Bezug auf die Ge- 
staltung und den £influ(s der Konjunktur auf die Streiks ausüben. 
Diese jedoch vermag nur aus einer sdtlichen Schekiung der einzelnen 
Streikperioden erkannt zu werden. Damit gelangen wir zu dem 
dritten Gesichtspunkt, unter dem wir die italienische Streikbewegung 
zu betrachten uns voi^enommen hatten* 



Welches Bild gewährt die Streikbewegung in Italien, wenn wir 
sie im Abiauf der Jahre uns vergegenwärtigen; ist sie Wand- 
lungen im Verflufs der Jahrzehnte unterworfen worden; 
wenn ja, welchen? Das erste, was uns in die Augen springt, wenn 
wir Antwort auf diese Fragen suchen, ist die Thatsache, dafs Jahr 
fiir Jahr in Italien die Zahl der Streiks und mit ihr die der Streiken- 
den gewachsen sind. Es betrug nach unserer Statistik (fUr 1039 
ihrem Um&ng nach bekannte Streiks); 

Vidlcicht darf e» aU eine Wirkang der ( )rganisaüoD aofseselieii wenden, dafs 
die Streilcs in Ofiganiaiiten Gewerben verhUtniamfiftig häufiger sind ata in andern. 

Es entfiel beispielsweise (1878 — 1H91» l Streik schon auf 1080 Hutmacher und auf 



der Oi^nisation. So verliefen von as Bucbdruckerstreiks 5 giln&tig, 12 ungün- 
stig, 5 fihrten sa «bier VerstXndigung (»Tnusasioac*^); von 16 Hntmachcrstreiks 
hatten 3 ein gftnatigcs, 5 ein nngltns^cs Efgd>nis, 8 wurden dwdi Veigl«^ 
beigelegt. 
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in <lon Jahren 



der rVr-ioneii. welche 
dieZfthl d«Tf«treik« dttrut teil nahmea 



1860 69 




1870 
187 t 
1872 

1S7; 

1874 
1873 

i«77 

1878 

1879 
1880 
i88j 
t8S2 

1883 
1884 

1885 
1886 
1887 



28 4011 

26 5900 

39 8272 

4S SS54 

67 12900 

81 2; 967 

86 34 160 

96 16951 

68 25027 
99 «8974 
12-; 23332 
133 3840a 
12» 34 733 



1888 
1891 



Um die trotz beständiger Oszillationen in kürzeren Perioden 
doch konstante Zunahme der Streiks noch deutlicher zu machen, 
empfiehlt sich eine Zusammeniässung zu euuelnen Jahi^^ppen. 

Es wurde gestreikt in dem jahrelft: 

1870-" 1880 B 57So>al, 
d«geg«D 1881—1891 =s 977 mal. 

Offenbar aber wird das Tempo seit l^ndr der 1870er Jahre 
ein rascheres, der Fortschritt stetiger und intensiver. Es ereigneten 
sich Streiks in dem Jahrviert: 



Im grofsen Ganzen entspricht dieses Wachstum der Streikbe- 
wegung unzweifdhaft der wirtschaftlichen Entwicklung Italiens 
innerhalb des genannten Zeitraums; auch, dafs insbesondere seit 
1878 79 die Streiks häufiger werden, darf als das getreue Spiegel- 
bild der industriellen Bew4^ng, die sich Italiens damals bemächtigte. 



1880 — 83 177 mit 32 02'V 'rcilnehmcTQ 
1884—87 331 „ u>o 10^ 
1888—91 485 „ i:?54il t, 
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angeseheo werden.') Manche leugnen, dals jene Bewegung einen 
nadonalvrirtschaftfichen „AufschMrung** bedeute; niemand aber wird 
bestreiten, dafs ae durch das Vordringen des Kapitalismus' auf dem 
Gebiete der gewerblichen Produktion gekennzeichnet wird, was zur 
Erklärung unseres Phänomens genügt 

Jene Zunahme der Streiks ist aber auch das einage Moment, 
in wek:hem die Bewegung innerhalb des von uns betrachteten Zeit- 
raums eine beständige Entwicklung aufweist. Alle übr^en das 
Wesen der ^Streikbewegung charakteriaerenden Erscheinungen sind 
kaum einer konstanten Veränderung ausgesetzt gewesen : weder die 
Dauer, noch die Verursachung, noch der Verlauf, noch die Gröfse, 
noch der Ausgang der Arbeitsei nstellungfen zeigen ein anderes Ge- 
pr%e jetzt als yor 13 Jahren, d. h. bis zu dem Zeitpunkt zurück, 
fiir welchen zuerst spesnaKsierte Angaben vorliegen. Ein Beweis fiir 
di( Thatsachc, dafs zwar intensiv sich in diesem Zeitraum die 
gewerbliche, insonderheit kapitalistische Produktion gesteigert hat, 
dals aber in dem ^^esamten Zeitraum wesentliche Änderungen in 
dem Typus der ökonomischen und sozialen Verhältnisse nicht 
bewirkt worden sind. Zum Belage folgende Zahlen. 

Die Streiks sind nicht grül.ser geworden; es beteiligten 
sich an einer Arbeitseinstellung Arbeiter: 





1878 


165 


1883 


»93 


1888 


2q;, 






1879 


144 


1884 




1889 


187 






1880 


237 


1885 




1890 


289 






1881 


213 


1886 


»77 


I89I 


272 






1882 


130 


1887 


368 








Die Streiks 


sind nicht län 


g c r geworden; es 


dauerten 


Streiks : 
















in dcTi 


1—3 


4—10 


mehr -.xH 


in (Ich 


•-3 


4 10 


mehr als 


Jaiiren 


Tage 


Tage 


10 l'agc 


Jahren 


I age 


Tage 


10 Tage 




9 




2 


1885 


47 


21 


•7 


1879 


\t 


12 


2 


1886 


67 


19 


9 


1880 


iS 


4 


4 


1887 


43 


12 


II 


1S81 


»4 


to 


7 


188H 


54 


28 


>4 


1882 


33 


10 


3 


188«^ 


80 


3» 


»3 


1883 


41 


22 


7 


1890 


92 


3> 


9 


1884 


44 


19 


»5 


1891 


72 


37 


17 


1878—84 


58.10,, 


26.4"^ 




1885—91 


62.8»,,, 




i i 5" 0 



') Vgl. hieixtt die Ausftlliningen in meiner DarsteUung der itaU«iiischeD Hin- 
^clspolitik 1860 -1891 4«. a. O. 146 f.) 
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Die Erfolgstatistik könnte ohne Berücksichtigung der 
Konjunkturverhältnisse in ihrem Werte angesweifelt werden; denn 
man dürfte vielleicht mit Recht einwenden, dafs auf allen Entwick- 
lunj^sstadien des Kapitalismus der Ausgang der Streiks gleich stark 
von der wirtschaftlichen Konstellation f^ecinflufst werde. Es maf^ daher 
hier Hic Mitteilung der allgeineiiu-n Erfolgstabellc unicrblritK-n und 
die Frage des Ausgangs der Arbdtspinstellungen im Zusammen- 
hange mit der Erörterung 'irr Koujutikturvcrhältnissc rledigt 
werden. Wie aber nun äulscrt sich dcrEinfluss der ivon- 
junktur auf die Streikbewegung in Italien? Hier scheint 
mir /.uiiaclist eine Bemerkung allgemeinen Inhalts am Plat/.e. Die 
UntcTsuchung der Bc/.ichungcii zwisclien Streikhe\vo;4uiig und Kon- 
junktur {)flc*(t in den meisten strciktheoretischeti Arbeiten mit be- 
sonderer Sorglah iind Liebe gepflegt /.u wi rdi ii. Und ki iu Zwei- 
fel : es handelt sich hier um ein ebenso wichtiges wie interessantes 
Problem. Es scheint mir jedoch, als ob man bisher dieser Unter- 
suchung einen 'ixx sehr generalisierenden Charakter verliehen habe. 

hat die GesafflmtzMTem der Streikstatistik mit den Auf- und 
Niederbewegungen der gesamten „Volkswirtsdiaft** eines Landes in 
Verbindung zu bringen sich bestrebt Das aber ist meines Dafür- 
haltens nidit angängig. Die grolsen Wellenbewegungen, die wir als 
Zeiten volkswirtschaftlichen Aufschwungs oder Niedergangs zu be- 
zeichnen gewohnt sind, pflegen sich im wesentlichen auf dem 
Gebiete der ,,grofsen Industrie'S d. h. der fiir einen interlokalen 
Maikt arbeitenden kapitalistisch betriebenen Gewerbe, zu beschranken 
und selbst diese nicht gleichmäisig, wenigstens nicht gleichzeitig zu 
betreffen. Die Seidenindustrie kann einen Au&chwung erleben, 
während die Eisengiefserei schon wieder oder noch unter nieder« 
gehender Konjunktur zu Idden hat u. s. f. (iewiTs, die Bew^fungen 
haben die Tendenz, die gesamte Sphäre des Kapitalismus zu er- 
greifen; sie thun es jedoch nicht immer und oft in sehr verschie- 
denen 2^tetappen* Generelle StreikzifTern nun, die sich auf eine 
abgegrenzte Zeitepoche, sage ein Jahr, beziehen, können sehr leicht 
ganz verschiedenen Konjunkturperioden in den einzelnen Industrie- 
zweigen entsprechen. Sie können Streiks in noch stagnierenden 
oder niedergehenden neben solchen in bereits sich erholenden und 
aufstrebenden Branchen vereinigen. Ich brauche nur an einige Hei- 
spiele aus letzter Zeit zu erinnern: das Jahr i8go war für die Kohlen- 
produktion, was Menge und Preis des geforderten Quantums an- 
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langte, entschieden noch ein Jahr günstiger Konjunktur, för andere 
wichtige Industriezweige, namentlich der Eisenbranche, brachte es die 
ersten Anfänge, einer harten Krise. Die Jahre 1891 am Ende. 1S92 am 
Anfang bedeuteten für einzelne Zweige der Textilindustrie wie z. B. 
die BaumwoU- und Halbwoilindustrie, die Wirkerei etc. eine Epoche 
tiefster Depression, während diese wiederum andere Zweige der 
Textilindustrie, wie die Leinwandindustrie, in wesentlich geringerem 
Grade ergriff.') Itn Augenblick (Anfang 1893) floriert die Textil- 
industrie, während die Eisenindustrie noch immer über Flauheit 
klagt. Eine so wichtige Industrie, wie die chemische, hat dagegen 
seit 2 Jahrzehnten eine Periode fast ununt< rbrf ich'*nen Aufschwungs 
zu verzeichnen. \\ enn ein/.elne Zweige von ihr iSodauidustrie!) in den 
1880er Jahren kritische Zeiten durchzumachen hatten, so hatte das 
seinen Gnmd lediglich in cuier pl<it/.lichen Umwälzung der Verfahrungs- 
wiise, die aufser jedem Zusammeuhang mit der wirtschat'tlichen 
Lage stand. Nun umfafst aber des wetteren eine generelle 
Streikziffer nicht nur die von der Wellenbewef^unL,^ der national- 
odcr weltwirtschaftlichen Konjunktur berührten VVirtschaltsspharcu, 
sondern ebenso gut solche, in denen sich die Krisen bewegung des 
grulsen Marktes kaum iliciiiaupt oder doch nur ganz, unregelmälsig 
und ungleichmUrsig tuhlbar macht. Manche (iewerhe unterliegen gar 
keiner Konjunktur, wie beispielsweise die lokalen V'crkehrsgewerbe, 
wie aber auch zahlreiche Gruppen des lokalen Handwerks und Klein- 
gewerbes. Am Ende spült eine besonders lange Wdte der Welt* 
marktskonjunktnr vielleicht auch an sie heran — aber in welch 
grofsem Zdtabstande und wie schwach! Andere Gewerbe wieder- 
um sind zwar starken Konjunkturschwankungen unterworfen, jedoch 
oft genug ganz selbständigen, von denen der grofsen Industrie 
unabhängigen. Dahin gehören die meisten Zweige des Bau- 
gewerbes, namentlich des stadtischen Häuserbaues. All diese 
Beobachtungen, die wir hier nur andeuten konnten, entspringen 
aus der Einsicht in das Wesen der wirtscfaafUicben Thätigkdten. 
Sie finden eine eklatante Bestätigung in unserer Streikstatistik, der 
wir uns nunmehr wieder zuwenden. Man würde ein volktandig 
falscheis Bild erhalten, wenn man die Gesamtziffem betreffend Zahl, 
Ziel, Ausgang etc. der Streiks in Verbindung mit den „allgemeinen'' 
Hausse- und Baissebewegungen der italienischen Volkswirtschaft 



M Mor. Meyer, Der internationale Geldmarkt 1889 — 1891. Minden 189a. 
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bringen wollte.''* Wir müssen viclim-hr dt-n Gan^^ der Streik- 
bewegung^ in den unterschiedlichen Sphären des Wirtscliat'tslebens 
verfolgen. Dann beobachten wir, wie in frappanter Deutlichkeit 
jene oben festgestellte Thatsache uns in die .Augen springt, dafs in 
den verschiedenen Berufsiwcigen auch die Streikbewegung ganz 
verschieden iui Lauf der Jahre .sich ge.staltet. Ks dürke ein völlig 
vergebliches Bemühen sein ftir die Streiks im Handwerk, im Buch- 
drucker- und im Verkehrsgew ert)e irgend welchen h.intluls einer 
Weltmarktskonjunktur nachweisen wollen. Ihre Zahl io den ein- 
zelnen Jahren steigt auf und ab, unabhängig von der allgemeinen 
Konjunktur. Auch ihre Richtung (ob Oflensiv- odcar Defensivstrdk) 
ebenso wie ihr Verlauf sdieineii mir in kdner Weise von den 
grofsen volkswirtsdiaftUcbeo Strömungen bednflutst zu sdn. Es 
ereigneten sich Streiks: 

üu im Kleiugc werbe, vor- 

Bachdnicker« uchmlich Bckleidtufi» «wl imVcrkchis» 
gewerbe: Nalinui^mittdÜndvstrie: gewerbe: 



1878 


1 


2 


-* 




I 


<) 




ibSo 


1 


4 


0 


1881 


I 


<> 


12 


1883 


2 


7 


8 


1883 


0 


»4 


8 


1S84 


t 


23 


5 


1885 


i 


•5 




t886 


1 


«5 


10 


1887 




8 


9 


1888 


2 


11 


9 


1889 




14 


1 1 


1890 


9 


21 


9 


t8oi 


2 


to 


»3 



Vielleicht lehrt uns diese Übersicht im grofsen (lan/en auch in 
den genannten Gewerben eine Zunahme der Streiks, einen Zusam- 
menhang mit der wirtschaftlichen Konjunktur aber gewifs nicht. 
Kine Statistik der Ausgänge dieser Streiks wurde nur dasselbe Er- 
gebnis zu Tage fördern ; sie vermochte jedoch bei der Geringfügig- 
keit der Ziffern von zufalligen Unregelmäfsigkeiten kaum sich frei 
zu halten. Daher verzichten wir auf sie. 

Dieser Venuch ist in der Etnlcitttiig zu iui&er«r Statistik gemacht worden« 
Es trifft dafür den Bearbeiter kt-in allzu schwt'rer VorM-urf, denn seine Anfgabe 
kann nicht darin bestehen, thaUächlich in dxs Wesen seines Zahleomateiials eiDZU- 
tlriugcu. Dos liegt dem wis^cuschaftlichen Munugrapheu ob. 
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Eine höchst merkwürdige Bewegung weisen die Streiks im 
Baugewerbe auf. Hierspringt die Zalil — wiederum ohne erkenn- 
baren Zusammenhangs mit der nationalwirtschaftUchen Konjunktur 
und dank rein lokalen oder regionalen Konjunkturen — von 1882 
auf 83 plötzlich von S auf 26 und hält sich seitdem auf dieser Höhe. 
Es eutiielcu auf das Baugewerbe Streiks: 

1S7S = 2 1885 — ^2 

1579 = 7 = 33 

1580 — 2 1887 SB ai 

1881 •» 6 1888 = 23 

1882 ^ S 1889 =i 23 

1883 = 26 1890 = 31 

1884 ==17 iSot = 20 

Etwelchrn l^influls auf den Chu ikter der baugewerblichen 
Streiks hat ilsc alltjrmeiiie Wirtschal tslaije auch nicht; man pflegt, 
namentlich weil die Landwirtschaft unter einer scliweren Krise litt, 
vom Jahre 1888 ab eine Periode des Niedergangs für die italieni- 
sche Volkswirtschaft zu datieren, bis dahin eine solche des Auf- 
stiegs. Der N'erfa-sser der Einleitung zu unserer Statistik glaubt den 
Verschiedenen Charaktci der Kijujiaiktur vor und nach 1888 in 
einer Zunahme der Defcnsivstrt-iks sich wiederspiegeln zu sehen.. 
Nun waren im Baugewerbe 

1884 S7 ^ Streiks (die sich auf Luhuböhe oder Arbeitszeit bezogen) 

60 Offeiuivstreik»; 
1 888/91 „ 76 I. 70 it 

Und während 1884/87 15 Streiks einen günstigen Erfolg hatten» 
wurden 1888/91 deren 19 gezahlt 

Gans deutlich dahingegen läfst sich der Einflufs der Konjunktur 
auf die Streiks naturgemäls in der „grolsen Industrie"* nachweisen; 
jedoch gilt auch hier die Einschränkung i. dafs die den Gang des 
Gewertkes bestimmende Konjunktur oft nur eine national- keine 
wettwirtschaftiiche ist; 2. dals (ur die einzelnen Industriezweige sich 
keine einheitliche Epoche aufstehender oder niedergehenden Kon- 
junktur feststellen läfst. Das mag an zwei der wichtigsten Industrieen 
Italiens: der Textilindustrie und demSchwdelbergbau erwiesen werden. 

Die Textilindustrie Italiens, durch die Schutzzollpolitik der 
Jahre 1878 und 87 mächtig angeregt,') erfahrt, wie wir schon 

') Vgl. meibc itelicDiBche IbndelspolUik, a. a. O. S. 146. Es gilt du 

IWiiK-Mtlich für die Zwtigc tlcr Tcxtllifitliistrie aufscr il r Sriileniiidustrif. Aber 
auch die italienische beidenindustrie hat, trotz der Klagcu der ^idcainduBtrielieo, 
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wissen, in den 1880 er Jahren einen bedeutenden Aufschwung, der 

seit iJ^86 in rascheres Tempo kommt, um Ende der 1880 er Jahre 

einer Periode der EntmutiL^ung, 1891 einer förmlichen Kxisis zu 

weicheD. So betrug beispielsweise' die Einfuhr von 

t886 1890 1891 1892 

Jute, roh 32iOl9 DCtr. 99-8o4 IKJtr.j 

Hanf, I^iii' ii, Jute j 1G4.716 107.627 

vsw . gekämmt 57.894 6S.89S „ ) 

BAumwollc^ roh 68o.io6 „ 1.018.013 „ 935.982 974-766 

Dkse Bewegung der Indtstrie kommt wenigstef» tdlweise in 
der Entwickelung der Streiks zum Ausdruck. Diese netimen lang- 
sam seit Ende der 1870 er Jahre an Zahl zu, um dann ebenso plötz- 
lich wie die Industrie gep^en Ende der 1 880 er Jahre anzuwachsen 
und wahrend des industriellen Niedergangs diese Hohe annähernd 
zu bewahren. Es fanden Straks in der Textilindustrie statt: 

i86o-~8i dmtdiidiiiitdich 5 9 1887 = 15 

188« II 1888 = 35 

1883 t5 1889 SS 38 

1884 ...... 15 1890 — 29 

1S85 17 189t = 30 

t886 14 

Aber wahrend bis zum Jahre 1887 in der Textilindustrie die 
Offensivstreiks stark \or\viegen, findet seitdem eine Verschiebung 
zu Gunsten der Defensivstreiks statt, entsprechend der veränderten 
Situation des Marktes. Es waren von den Streiks in der TexHI- 
industrie 

Oifeitsivstreiks. Defensivstreiks. 

1878—87 circa 66.7% ein» 33.5% 
1888-91 54 „ „ 46 n 

Entsprechend wie cfie Arbeiter in die Defensive mit Beginn der 
sinkenden Konjunktur getrieben werden, verschlechtern sich gleich» 
zeit^ ihre Chancen beim Ausstande, was aus folgender Zusammen- 
stellung ersichtlich ist: es hatten von alten Textüstrdks 

die besonders khhuft waren namentlich zur Zeit, als das Kinder5ichutzgcsetz vofbe* 
h'T'-itft iiiid ilurchgeführt wurde, sich zwi-ifcllo^ in il«*n l88oer Jahn'n in rmem 
Zustande der Expansion befunden. Vgl. die Zahlen ulicr Jrii (>ang der Produktion 
des Handels vnd der Preise in LUndiBtrh deUa seta, pag 6 41. 

') Diese und alle folgenden Zahlen sind entnommen der Tavola sioottica d«t 
principali el«rm> !iti vtatistici conipresi iiell' ...Annuario Stat. italiano" 1* fcbbnuo 
1803 R.jina iS(i;, I )>•>/,'>' <!; Starapa)^ dem schon mehrfach zitierten Vorllttfer des 
neuen grofsen »^\uuuario .*5tatistico'*. 
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volleu Erfolg volleu Mifs«rfolg halben Mifscrfolg 

1886^89 3?6% ' 15.3% ' ' 5^1% 

1889—91 6.3 „ 38.3 „ 55.4 „ 

Beinahe ^enau umgekehrt wie die Textilindustrie hat sich dt-r 
Schwefelbergbau Italiens entwickelt und beinahe die der Textii- 
streikbewegui^ entgegengesetzte Richtung sehen wir daher auch 
die Streikbewegung in der Bergwerksindustrie einschlagen. Itaüens 
Schwcfelproduktion steht, wie kaum eine zweite seiner Industrie, un- 
mittelbar im Strome des Weltmarkts. Dieser diktiert den Schwefel- 
preis iinci nimmt ' \, der gesamten Schwcfelproduktion auf: 1891 
wurden 305528 t getordert,' davon 29108] t exportiert; in früheren 
Jflhren war der Anteil der Ausfuhr am Gesamter- < ignis noch gröfser. 
Nun betleuten die i88üer Jahre für den SchwcleilxTc^bau eine furcht- 
bare Leidensgeschichte; der Schwefelpreis sank von 117 l pro 
Tonne im Jahre 1880 auf 1885: qo 1, 1886: 83 1, 1887: 75 1. 1888: 
71,50 1, l88q: 70 1. Die RergAverksbesitzer versuchten bis etwa 
1885, wie in den meisten Fallen, die weichenden Preise durch ver- 
mehrte ProdiikLion auszugicjchc-n, 1880: 359663 t, 1885: 425547. 
Seiulrni <iber tritt, unter dem fortd.uu rcden Preisdruck, ein rascher 
Rückgang in der Produktion ein, 188O; 374343 t, 1887: 342215 t; 
er ist begleitet von einer beträchtlichen Verminderung der Arbeiier- 
zahl- 1885: 32927, 1886: 29875, 1887: 26851; und einem ebenso 
beträchtlichen, schon etwas fHlher einsetzenden LohnM; der I&er 
verdiente in den siziBanischen Schwefelgruben in Akkord: 

1881 = 4.00 i. 1885 = 3.35 1. 

1882 a 3.70 t. 1886 s a.70 1. 

1883 ^ 3.60 l. 1887 SS 2.4s 1. 

1884 = 3>5o L 1888 » 2.3$ I. 

Der Tiefstand der Sdiwefdpreise ist 1889 erreicht; sie steigen 
von 70 1 pro t auf: 

1890 : 80 I. 

1891 : 110 1. 

Ihnen folgt die Produktion, die sich auf: 

1890 : 369239 t im Werte von 28265291 1. 
1891:3955281 „ „ „ 44525456 1. 

hebt; und die Zunahme der beschäftigten Arbeiter, deren Zahl 
sidi wieder auf 

1890 : 30 503 
»891 : 358«3 

Arckiv Ar mc GMet^rbc. 11. Siatiitik. VI. 
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vermehrt Damit haben wir den Hmtergnind kennen gelemt, auf 
dem sich nunmehr die Streikbewegung mit aller Deutlichkeit abhebt 

Von einer solchen unter den Sdiwefelar!) eitern kann föglich erst 
seit dem Jahre 1890 gesprochen werden. Während unsere Statistik 
fiir die 12 Jahre von 1878- 89 nur 14 Bergwerkstreiks im ganzen 
verzeichnet, davon nur 3 in Sizilien, ereignen sich während der 
2 Jahre 1890 und 1891 44 Streiks in der Minenindustrie, davon 
32 in Sizilien. Das bedeutet : den furchtbaren Niedergang wahrend 
der i88üer Jahre — dessen <:^anze Ciröfse in dem Rückgang 
der Arbeiterzahl und dem Lohnfall von 4 auf 2.": ; 1 mit grausamer 
Deutlichkeit zum Ausdruck kommt — hat die italienische ßerg- 
arbeiterschnft stumm, resi^rniert ertragen. Neun Streiks, meist in 
der I^milia, werden zur Abwehr unternommen, mit welchem ICrloig^e, 
lehrt die Lohnstatik. Nun kommt der lang ersehnte Aufschwung 
im Jahre 1890, endlich vermag die Arbeiterschaft aufzuatmen und 
sie hat die Kraft sicii erhalten, um sofort in den Kampf einzutreten. 
Zu verteidigen war nichts mehr. Die Streiks der Jahre iScjOoi sind 
fast ausschliefslich Angriffstreiks , von 44 überhaupt 30. von 32 in 
Sizilien 31. Der Erfolg ist nicht ausgeblieben; die Löhne sind 
langsam in die Höhe gegangen; in Sizilien (Häuerakkordlohn 1 von n 
2.35 1 im Jahre 1888 auf 

1890 3.8$ 1. 

Du Streikbewegung im italienischen Bergbau lehrt mit unver- 
gleichlicher Deutlichkeit den Zusammenhang zwischen Arbeitsein- 
stellungen und Konjunktur in einem von den Preisgesetzen des 
Weltmarkts beherrschten Produktioosgebiete. 

Überbficken wir die vorstehenden Blätter, so scheint mir das 
Ergebnis unserer Untersuchungen nicht völlig belanglos zu seia 
Die von uns verarbeitete Streikstatistik hat uns nicht nur wertvolle 
Aufsdüüsse aber wichtige Zfige der proletarischen Entwickelung in 
Italien verschafft: auch (fie Ausbeute an allgemeiner theoretischer 
Erkenntnis dünkt mich der Beachtung wert Das liebevolle Studium 
dieser umfassenden Streikstatistik ist ohne Zweifel geeignet« unsere 
Einsicht in die Natur der Streiks, somit aber auch in das 
innere Wesen der proletarischen Bewegung beträchtlich zu vei^ 
mehren. 



Digitized by Google 



• 



DIE VEREINIGTEN STAATEN UND DIE 

EUROPÄISCHE AUSWANDERUNG. 

« ■ 

VON 

EUGEN VON PHILIPPOVICH, 

Die Unabhän<jigkeitserkläriingf der Vereinigten Staaten vom 
4. Juli 1776 enthält einen ausflihrlich begründeten Protest gegen 
die Regierung des Königs von Grofsbritannien, die keinen anderen 
Zweck verfolgt habe, als den, die amerikanischen Kolonieen unter 
ein System absoluter Tyrannei /u brinc^cn. Unter den Gründen, 
welche zum Beweis dnfiir angeführt werden, lautet einer: „Er (der 
König; hat sich bemüht, das Wachstum der Bevölkerung dieser 
Staaten zu hindern und zu (iiesem Zweck die Gesetze wegen 
Naturalisation von Ausländern gehemmt , sowie sich geweigert, 
andere Gesetze zur Ermutigung der Einwaiulerutig und zur Ver- 
besserung des Grundbesitzes zu erlassen." JJie Niederlassuni; von 
Ausländern, die EinwanderunCT war demnach den juni;en Staaten 
ein Lebensbedürfnis, ilire Heuimun<( ein Akt der Tyrannei; denn 
der natürliche Zufluls der licvulkcrung wurde von den unerschöpf- 
lich sich darbietenden Arbeitsgelegenheiten autgesaugt , wie ein 
flüchtiger Regen von dem dürstenden Erdreich im Hochsommer. 
In dieser Zeit war jeder Zuwachs an Menschen ein Zuwachs an 
Röditum und die Fürsorge der Regierung mufste Im Grofseo wie 
im Kleinen darauf gerichtet sein, ihn herbeizuführen und EU erhalten. 
Diese Politik ist denn auch gleich von dem ersten Präsidenten der 
Union mit Eifer befolgt worden und niemand hat mit grölserer 
Energie die heute verbotene Einfuhrung von „Arbeitern unter 

«7* 
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Kontrakte* betrieben als George Washington. Je länger ich darüber 
nachdenke,** schreibt er 1792 an die Kommissäre des Bimdesdistriktes, 
^desto mehr bin idi Überzeugt, dals es am vorteilhaftesten ist, eine 
Anzahl Arbeiter aus Europa einzuführen, die in der Bundesstadt zu 
beschäftigen sein werden.** Man soll mit ihnen in Europa Verträge 
schliefsen und sie verpflichten, je nach ihrer GeschickUchkdt, 2, 3 
oder 4 Jahre zum Abverdienen des Überfahrtsgddes, darüber hinaus 
aber zu dnem voraus festgesetzten Preis zu arbeiten. Insbesondere 
Deutschland sei ins Auge zu fassen, weü man hoffen dürfe, hier 
Verträge unter vorteilhaftesten Bedingungen abschüelsen zu können. 
Diese Stellung zur Einwanderungsfirage beherrschte auf lange hinaus 
die Öffentliche Meinung. Sie war in der Natur der Verhältnisse 
begründet Galt es doch einen Kontinent physisch und wirtschaft- 
lich zu erob fT). Über ungefähr 8 Millionen Quadrat-Kilometer 
hatte sich die Bevölkerung von der Ostküste aus auszubreiten und 
nur wenig mehr als 2 Millionen Menschen — so viel, wie heute die 
Städte New-York und Brooklyn an I-ünwohnern zählen — standen dazvi 
bereit, als die Unnbhän<^gkeit der 13 enLjlischen Kolonieen erklart 
war. In der Zeit \'on drei (ireneratiünen ist diese .\rbeit gethan 
und eine Flache in der Ausdehnung Europas der Kultur unterworfen 
worden. Vom atlantischen bis /.um stillen Ozean, vom mexikani- 
schen Golf bis zu den kanadisehen Seen breitet sich ein Netz ge- 
einter civiüsierter Gemeinwesen aus. Auf diesem (jehicte sind in 
hundert Jaliren mehr ( irolsstadte mit über 100 000 lünwohnem; 
entstanden, als Deutschland heute nach tausendjährigem Bestände 
zahlt. Seine Eisenbahnen sind ausgedehnter als jene von ganz. 
Europa. Seine Produktion an Rohmaterialien umfasst die Güter 
der warmen, wie der gemälsigten Zone. Mit der Lieferung von 
Baumwolle hat es Indien überflügelt, mit seinem Petroleum be- 
herrscht es den Erdkreis, seine Land- und Viehwirtachaft droht jene 
Europas überflüssig zu machen» Verminen, wie sie die Welt noch 
nicht gekannt hat, werden gebildet, und die ganze Bevölkerung 
wird an die Erfüllung groiserer Lebensansprüche gewöhnt Kirchen 
und Schulen, Universitäten und wissenschaftliche Institute werden 
mit reichen Bditteln gestiftet und in kurzer Frist entwickelt steh 
auf dem Boden der Wildnis, den nie eines Weilsen Fuls vorher 
betreten hatte, das hastige, glänzende Leben europäischer Civili- 
sation. Es ist ein Vorgang, der seines Gleichen in der Weltgeschichte 
nicht hat. Die Entwicklung von Jahrhunderten ist hier in Jahr* 
zehnte zusammengedrängt Dies wäre unmöglich gewesen, hatte 
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nicht die fortdauernde Einwanderung immer neue Arbeitskräfte und 
neue Talente berettgesteilt. Der natürliche Zuwachs hätte die Fort- 
schritte, die sich hier in Jahren, oft mit einem Sdilage vollzogen 
haben — die Erschlielsung des Westens und die intensivere Be* 
wirtschaftung des Ostens, die Steigerung der materiellen Produktion 
in Landwirtschaft und Inciustrie, die Vermehrung des Reichtums 
und die Forderung der Bildung und Geattung — aus selbstver- 
ständlichen Gninden auf Generationen verteilen müssen. Der 
heutige blühende Zustand der Vereinigten Staaten ist das Ergebnis 
der Einwanderung. Darüber kann kein Zweifel sein und die gegen- 
wärtige Generation von Amerikanern würde das Andenken ihrer 
Väter verletzen, wenn sie es nicht einräumte. 

In jener Zeit leichter und j^latter Entwicklung jedweden Lebens 
schuf auch die Ver.schiedenarti_L^keit der Einwanderung keine Störung. 
Zwar fehlte es ihr. wie natürlich, an dem inneren Zusammenhange 
•mit dem Volke, in tlas sie eintrat, an genieinsanit-r Sitte, gemein- 
samer geschichtlicher Erinnerung. Aber diese Lücken sind seit 
jeher in den Vereinigten Staaten ausgefüllt wortlen durch /.wei 
andere Grundhidingungen gesellschaftlicher Wohlfahrt: durch wirt- 
schaftlichen W ohlstand und bürgerliche Freiheit. Was bei luis die 
Erziehung in der Schule und in der Familie, die Ausbildung der 
Tradition und geschichtlicher Erinnerung, die Gemeinsamkeit des 
Rechtes und des staatlichen Zwanges, der Sprache und des Glau- 
bens bewirken: das Einhdtsgefiihl als Nation « das konnte der 
Amerikaner auf diesem Wege nicht erhalten, weil notwend^e Vor> 
bedingungen fehlten. Aber jene beiden anderen Dinge erwiesen 
sidi als ein ausreichender Ersatz. Wie fremd sich auch die Ein- 
zelnen sonst sdn mochten, in diesen entscheidenden Punkten hatten 
und fühlten sie gemeinsame Interessen. So lange die grofse Masse 
der Einwanderer gedieh und verständig genug war, den errungenen 
W^ohbtand und die Freiheit des Lebens in der gleichen Richtung 
wie die gebürtigen Amerikaner auszunutzen und zur GnindLa^ 
neuer Fortschritte zu machen, vollzog sich ihre Eingliederung in die 
Gemeinsdiaft des Volkes ohne Widerstand. Sie war nicht nur för 
die wirtschaftJiche, sondern auch für die kulturelle und politische 
Entwicklung von positiver Bedeutung. 

So war die Lage der Einwanderung in die Vereinigten Staaten 
vor hundert, il)er auch noch vor fünfzig, vor drdlsig oder zwanzig 
Jahren. Mufste äe sich ändern? Zweifellos einmal, wenn die Be- 
siedlung des Unionsgebietes so weit voigeschritten war, dafs die 
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natürlichen Arbeitsgelegenheiten erschöpft waren und bereits der 
natürliche Zuwachs der Bevölkerung ihnen das Gleichgewicht halten 
mufste. Aber schon lange vor diesem theoretischen Schlufspunkt 
der Kinwanderun:^ hat sich das Blatt f^ewcndet. Die beiden Dämme, 
unter deren Schul/, sie ohne Gefahr für sich und die Vereinigten 
Statuen in das (Tiinze des Volkslebens hinuhergclcitet wurde, sind 
geborsten. Die vrrhaltnismäisiL^e Sicherheit der Erlangung von 
Wohlstand und die gleichmäl'sige zum Vorteil des Gan/.en aus- 
schlai^ende Ausnut/.ung der gegebenen Freiheit waren an zwei V'or- 
ausset/.uii'^en c^^rknüpft: Grund und Roden mufste noch frei zur 
Verfügung stehen und die einwandernden Elemente mufsten 
wenigstens in ihrer grofsm Masse einen in wirtschaftlicher, sozialer 
und politischer Hinsicht wesentlich «gleichartigen (iehrauch der bür- 
gerlichen Frrihcit sicherstellen. lieides hat sich geändert. Die 
öffentlichen Landereii n sind alhiiahhch zum gröfsten Teile vergeben 
und in PrivaLeigcntuin übergegangen und der Charakter der Ein- 
wanderung ist nicht unwesentlich verschieden. 

Im Januar 1880 hatte die Regierung noch 17,8 Millionen Acres 
pflugbares Land air Verfügung. Im Januar 1883 verblieben ihr nur 
5 Millionen und auch diese sind längst in Privateigentum über- 
g^angen. Meines Wissens besteht der vergebbare Besitz an' 
öffentfichen Ländereien gegenwärtig nur no^ in jenen Stredcen, 
welche von Zeit zu Zeit den Eisenbahngesettschaften wegen Nicht* 
ausfuhrung versprochener Linien von den gemachten LAndschenkungen 
wieder abgenommen werden. Dem Stocken der Landvergebung 
entspricht es, dals der Zuwachs der Bevölkerung in den Städten 
ein gröfserer ist, als auf dem L.ande. Wahrend 1840 die Bevölkerung 
der Städte mit mehr als 8000 Einwohner nur 8,5 % ^ Gesamt- 
bevolkerung ausmachte, betrug das Verhältnis 1860 16,1 %, 1880 
22,6 70 t 29ii 7o> Schwinden des noch nicht in Privat- 
eigentum befincUicben Grundes und Bodens und die Verstärkung 
des städtischen d. h. gewerblichen Elementes müssen ihre Rück* 
Wirkung auf die wirtschaftliche Lage der Einwanderer ausüben. 
Wem es früher in den Städten sdilecht ging, der nahm die Axt 
und schlug sich nach dem Westen, wo er immer noch freien, als 
Heimstätte vergebbaren Boden vorfand. Jetzt ist die MögUchkdt 
des Bodenerwerbes geringer, die der freihändigen Vergebung ver- 
schwunden. Die Einwanderer treten unmittelbar und ausschliefslich 
in Konkurrenz mit den dienenden Arbeitskräften in Landwirtschaft, 
Handel und Gewerbe. Üben sie auf diese einen Druck aus, so ist 
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weder ihnen noch den gebürtigen Amerikanern das Ausweichen 
und der Übergang zur Koionisationsthätigkeit ermöglicht Zwar ist 
die Besiedlung des Uoionsgebietes nicht vollendet, aber seine Ver- 
teilung und Übertragung in Privateigentum. 

Zu dieser gründlichen Umgestaltung des wirtschaftlichen Bodens, 
auf dem der IVin Wanderer sich zu bewegen hat, tritt die Änderung 
in ihrem persönlichen Charakter. Von 7 553 J^65 Menschen, die in 
den Jahren 1820— 1870 in die Vereinigten Staaien eingewandert sind, 
waren 82,6% Deutsche und Briten. V^on den 7 170600 Einwan- 
derern der Jahre 1 871 — 1890 waren nur 60.6",, Deutsche und 
Briten. Zwar ist die absolute Gröl'se der Einwanderung^ beider 
Nadonen nicht wesentlich zurückj^ei^^angen, auf 2,4 Millionen deutsche 
Einwanderer der ersten Periode eutlallen 2.1 Millionen in der zweiten, 
und auf 3,0 Millionen Briten in der ersten, 2,3 Millionen in der 
zweiten l'eriüde. Ja, ihre 1 .mwandcrung ist ^o<;ar unter Berücksich- 
tigung der Zeit gestiegen, indem in -/s ^^'^ früheren Zeitraumes von 
den Deutschen tast die gleiche Men^j^e, von den Briten der trü- 
hi-ren Einwanderung abgegeben wurde. Al)er ihr relativer Anteil 
an dem Gesamteingang ist gesunken und in dem breiter tlielseruK-n 
Einwanderungsstrom treten früher kaum bemerkbare fremde Zu- 
flüsse auf. Die Italiener, Russen, Polen, die Slaven des österreichi- 
scben Kaiserstaates, die Ungarn stellen Kontingente, die an Gröfse 
der früheren Einwanderung germanischer Nationen gleichkommen.') 
Aber wenn sie diesen auch an Stärke die Wage halten, so 
entsprechen sie ihnen doch nidst an innerer Kraft. Diese neuen 
Quellen der Einwanderung enthalten einen wesentlichen Bestandteil 
unvermischbaren Frerndtums. Sie stehen der Freiheit des amerika- 
nischen Lebens verständnislos und willenlos gegenüber. Sie sind 
nicht wie jene durch lebendigen Prozefs des gesellschaftlichen 
Verkehrs 2U assimilieren und zum Bewußtsein des amerikanischen 
Bürgertums zu bringen. Ihre Sprache, ihre Sitte, ihre Erziehung, 
ihre Biklung, ihr politisches Verständms - kurz ihr ganzes geistiges 
und soziales Sein ist durch einen weiten Abstand von den Grundlagen 
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atnerikanischea Lebens getrennt. Bei der Masse dieser Einwandefer 
reicht Wünschen und Denken nicht tiher die Not des Daseins 
hinaus. Dieses zu fristen und wo möglich etwas besser zu fristen 
als in der Heimat, das ist der Trieb, der sie in das Dollarland fiihrt 
und sie haben ihr hcichstes Ziel erreicht, wenn er ihrer Vorstellung 
genials befriedigt ist. Die Meisten denken nicht daran. Bürger der 
Vereinigten Staaten zu werden, sie bemühen sich nicht, die tjcsctze 
des Landes kt nnen zu lernen oder sich der Si)rache des Staates zu 
bemächtigen. I''ür Viele ist die Wandercing nach Amerika nur die 
Fortsetzung der gewohnten Wandennigen in europäische Staaten, 
wie wir sie im Süden Deui lilands von den Italienern, im Osten 
von den Tschechen und Polen kennen. Sie leben oft Jahre in der 
Union und kennen doch nur ihre nächste Umgebung und die 
Sprache ihrer Heimat. Sie haben daher auch keine Veranlassung, 
deren Sitten abzustreifen, und sich den höheren Lebeasinafsstab der 
amerikanischen Völker anzueignen würde il.i er eigentlichen Lebens- 
kunst, durch Bedürfnislosigkeit zu sparen, widersprechen, ^ht der 
Genügsamkeit des schlechlcstgclohnten europäischen Arbeiters und 
mit der Unbildung lange vernachlässigter, unkultivirter Völker 
treten sie in <jUe amerikanische Freiheit hinein. Was Wunder, wenn 
sie, statt durch diese Freiheit gehoben su werden, in der Regel nur 
ihre Opfer sind. Sie and nicht die lebend^fen und fireithät^^en Ar- 
beiter an dem Baue der amerikanischen Staats- und GeseUschafts- 
oidnung, sondern das rücksichtslos ausgenützte Werkzeug eines 
Jeden, dem es beliebt, es aufzuraffen. 

Noch durch einen anderen Umstand hat sich die Einwanderung 
verändert, oder sind doch früher vorhandene Züge in verstäiktem 
Mafse zu ihren Ungunsten aufgetreten. In der ersten Hälfte des 
Jahrhunderts war es noch ein Wagnis nach Amerika zu geben, ein 
kühner Entschluis, der eine Summe von Selbstbeherrschung, Ent- 
sagung und Thatkraft erforderte, die auch bei sonstiger Armut des 
Auswanderers doch eine gute Ausstattung war filr den Kampf, der 
setner drüben wartete. Heute ist durch 'Eisenbahnen und Schnell- 
dampfer und durch einen wohl organisierten Beförderungsdienst da- 
für gesorgt, dafs weder das Fassen des Entschlusses, noch seine 
Ausfuhrung tiefgehende Üherk i^nm^ erfordert Die Beforderungszeit 
ist kurz, der briefliche Verkehr gesichert, der notwendige Aufwand 
bescheiden. Sind doch die Überfahrtspreise von europäischen Häfen 

>) Ffaacis A. Walker, LnmierMion (Yal« Review Aug. 1892 S. 133). 
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nach New-Vork wiederholt auf 40— 60 Mark ht ral)gesetzt ^v^r^ielL 
So gehören denn auch die Auswanderer heute nicht notwendig zu 
den Kühnsten und Entschlossensten, sondern vielfach zu den hoff- 
nungslosesten Schichten der Bevölkerung. „So offen und breit und 
gerade ist jtt/.t der Kanal, durch welchen die Einwanderung nach 
unseren Küsten gebracht wird, dafs kein Grund vorhanden ist, 
warum nicht jeder faule und stacj-nicrendc Pfuhl der Bevölkerung 
Huroi)as von Irland bis zum Uralgebirge vollständig in die Vereinigten 
Staaten abgezogen werden sollte." ' Die Einwandern ni^ von hoff- 
nungslosen Annen , von Kranken und Siechen, von entlassi>nen 
Sträflingen und Irrsinnigen hat sich ^^emelirt und ein X'crfahren, 
das auch in früherer Zeit nicht fehlte, aber in g^rrint^^crcm Mafse 
schädlich wirken konnte, die Unterstützun^r /.ur Auswanderung^ sei- 
tens der (iemeinden. durch WohlthäliL^keitsvereine, durch private 
Mildthätigkeit hat den \'ereinii,^ten Starten, seit sie von Europa als 
ein Platz betrachtet wurden, an dem verkündet steht: hier kann 
Schult al);.;eladen werden, eine nicht geringe und be{]^reiflicher 
Weise übel emi^fundene Last auferlegt. Der eine Staat Ncvv-Vork 
mit 6 Mill. l'inwohnern hat heute eine jährliche Armenlast von 80 
Millionen Mark, d. i. fast so viel wie die des deutschen Reiches zu 
tragen. 

So haben wir einen mehrfachen Grund, die Lage der Einwande- 
rung verändert zu finden: die wirtschaftlichen Bedingungen für ihr 
Fortkommen sind ungünstiger ; die geistigen und sozialen Qualitäten 
does grotseo Theiles der neuen Einwanderer sind lüederer Art und 
verhindem die Vereinigung mit dem amerikanischen Leben; die 
Masse von auch physisch untauglichen Einwanderern hat sidi 
vermehrt 

Unter dem Druck dieser Umstände hat sich ein neues Urteil 
über die Einwanderung gebildet Sie wird von vielen nicht als der 
befruchtende, sondern als der überschwemmende und zerstörende 
Strom angesehen. Und nicht mehr hiniiberzuleiten wünscht man 
ihn nach Waslungtons Muster, sondern abzudämmen. Das grolse 
Kulturwerk, zu dessen Durchfuhrung man immer sich erneuernde 
Arbeit benötigte, scheint vollbracht, das Land ist aufgeteilt, „Frau 
Sorge" wird in den wachsenden Städten für eine immer gröfsere 
Zahl von Menschen zu einer standigen Begleiterin und es steigt die 
Menge derer, denen die Einwanderer nkht wiUkooomene Arbeits- 
kräfte, sondern Konkurrenten um die beschränkt vorhandene Arbeits- 
gelegenheit sind. Einer der geistigen Führer der Bewegung zur 
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Herbeiriihnincf einer Reschrankunjj der Einwanderung, Professor 
Riclimond Mayo Smith, stellte die Behauptung auf, dieselben Ein- 
flüsse, die nach unserer Anschauung die Auswanderung für Europ» 
notvvendig machen, wie der natürliche Zuwachs der Bevölkerung, 
die Bildung von (rrolsgrundbesitz, die weniq^ wünschenswerte Ver- 
drängung der ländlichen Bevölkerung in die Städte und Fabriken, 
der Fortschritt der W issenschaft in der Erfindung von Maschinen 
als Krsatz für menschliche Arbeit . alle diese Momente seien in 
^rolsert-m oclcr p^erint^erem drade in den Vereinigten Staaten vor- 
handrn und machten eint- lün Wanderung unnötig.',) Und an einer 
anderen Stelle schreibt er: „Bis zur Gegenwart waren unsere öft'ent- 
lichen Ländert ien unser SicherheiLsventil. . . . Wem die Industrie 
nichts einbrachte, konnte sich der Landwirtschaft zuwenden. Wenn 
die Landereien im Osten ersciiöpft waren, konnte man im Westen 
neues Land in AngrilT nehmen. Es ist kein Gewinn für uns. dieses 
Ventil zu schliefsen. Diese grofsc Domäne soll künftigen (ircncra- 
tionen densellx n Dienst erweisen, den sie schon der gegenwärtigen 
erwiesen hat. Wenn wir eine wertvolle Erbschaft besit/.en, warum 
sollen wir sie unter Fremde \ erteilen r W enn wir leichte Zeiten 
gehabt haben, warum sollen wir unseren Nachkommen das Leben 
schwerer machen: Wir sollten alle Vorteile unserer Lage konser- 
vieren, um es ihnen zu ermöglichen, denselben Grad von Aonehm* 
licfakeiten festzuhalten, dessen wir uns erfreut haben."*) In diesen 
Sätzen ist die veränderte Stimmung ausgedrückt, die — freilich nicht 
unbekämpft — durch die amerikanische Presse und einen grofsen 
Tdl des amerikamsdien Volkes geht: Wir sind nun nachgerade 
uns selbst genug, wir förchten von der fortgesetzten Einwanderung 
eine Herabdrückui^; der geistigen und wirtschaftlichen Lebenshal- 
tung unseres eigenen Volkes, wir wollen nicht mit unserem Gelde 
und mit der ganzen Zukunft unserer Nation die Armenlasten Euro- 
pas tragen. 

Wenn wir die Begründung dieser Klagen prüfen, müssen wir 
gleich Eines zugestehen. Die Einwanderung vollkommen arbeits- 
unfähiger Personen, die der Armenpflege anheimfallen müssen, ist 
ein Akt internationaler UnbUligkeit , den wir uns in Europa nicht 
gefallen lassen und gegen den die Vereinigten Staaten sich mit 
Recht verwahren. Zu jener Zeit (1S50) in der in einigen badischen 

*) The Theoryof Emigntion (Qmrterly Journal ofEiiooomi««. Jm. 1891. S. 9S3). 
*) Contn»! of homiKmioa (PoUHcai Scitiice Qaarterly 18S8 S. 42). 
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Ortschaften die Geueiadevorsteher öffentlich ausschelien liefsen, wer 
airf Staatskosten auswandern wolle, möge sich melden, sind Arme 
in grofser Menge hinübergeschafit worden. Mochten aucli Fäiie 
' nicht haiifinr gewesen sein, wie der, in dem der Ortsvorsteher eine 
Arme mit der Versichern n^f zur Auswanderung nach Baltimore be- 
\voL(. dafs dort das Armenhaus grofser sei, als in ihrer Heimat, so 
kam es doch hunderte von Malen vor, dafs liinwanderer so herunter- 
gekommen waren, dafs sie direkt vom Schiti' in das Armenhaus «ge- 
bracht werden mufsten. Der Staat New-York, der wesentlicli 
dieser Last betroftl 11 wurde, hat sich denn auch zu wrtiren gesuclit. 
Schon im Jährt- 1S24 wurde daselbst ein (iesetz t i lassen, wonach 
der SchitTsherr Kapitän oder Eigentiimer verhalten wurde, für jeden 
Passagier eine Sicherheit von 300 Uoilar zu hinterle<:fen für den 
hall, dafs dieser der .Armenpfletre hinnen 2 Jaiiren vun dem Tag 
der Siclierstclluug an anheimt'allen sollte. Diese Sicherstellung reichte 
aus, SU lanr^e die Einwandenm<]f klein war. Aber mit der Zunahme 
der Einwanderer wurde es uunier schwieriger die Identität der 
Person festzustellen, für welche Sicherunj^ hinterlegt war und jener, 
die der Armenpflege anheimfiel. 1839 wurde daher an Stelle der 
Sicherheit die Möglichkeit der Zahlung einer festen Summe für 
jeden Passagier zugelassen, deren Höhe zwischen der Armenverwai- 
tung und dem Schiffsherm im einzelnen Fall zu vereinbaren war 
und nicht unter x, nicht über 10 Dollar betragen sollte. Da sich 
aber schon längst Leute gefunden hatten, die aus der Leistung der 
Sicherstellung ein Geschäft machten und bei der geringen Wahr- 
scheinlichkeit einer Haftung dem Schülsherrn die Sicherstellung (lir 
jeden Passagier gegen eine gennge Prämie gewährten, erwies sich 
auch dieses System als unhaltbar und man schritt 1847 dazu, aulser 
der Erhebung eines Kopfgeldes die Androhung einer Strafe von 
500 Dollar zu verfugen für die Einführung eines jeden Irrsinnigen, 
Idioten, Tauben, Stummen, Lahmen oder Unfähigen, der Gefehr lief, 
auf öffentliche Unterstützung angewiesen zu sein. Ein volles Men- 
schenalter arbeitete man mit diesem Gesetz von New-Vork allein, bis 
sein Grundgedanke 1882 vom Kongrels angenommen und in ein 
für die ganze Union giltiges Gesetz gebracht wurde. Von jedem 
zur See Einwandernden ist darnach ein Kopfgeld von 50 Cents zu 
erheben, das in einen besonderen, dem Einwanderungswesen gewid- 
meten Fond fliefst ; vom Schatzamt abhängige Kommissare haben alle 
einlaufenden Einwandererschifle und die Einwanderer selbst zu prüfen; 
die letzteren sind zunickzuweisen und auf Kosten der Schjfäherrn 
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wieder in ihre Heimat zu bringen, wenn sie in die Kat^orie von 

nicht politischen Sträflingen, von Idioten oder Personen fallen, die 
unfähig sind sich selbst — ohne öfifentliche Unterstützung — zu er- 
halten. Auch die Ausdehnung des Geltungsbereiches dieser der 
Abwehr von unliebsamen Personen gewidmeten Bestimmungen hat 
die Vereinigten Staaten vor der Einwanderung von gewesenen Sträf- 
lini^en und Armenhäuslern nicht behütet. Einesteils trug daran die 
mang"elhnfte Kontrole der Kinw.indrruni; in den Halen Schuld, 
andererseits die Freiheit an der rn nadischen (jrenze. Es ist fest- 
c^cstellu dai's in vielen Fällen Einwaudtrer, die in Quebec gelandet 
waren, binnen 24 Stunden nach ihrer dorlit^en Ankunft in den 
Armenhäusern des Staates New-Vork Unterstützung suchten. Dies trat 
insbesonde re in der Zeit von 1883 auffällig hervor, als mit Hülfe des 
sogenannten 1 ukefond die Auswanderung von Irliindern nach Canada 
systematisch betrieben wurde. Aber auch schweizerische und deutsche 
Gemeinden sollen noch in neuerer Zeit, die ..f^rolsen Armenhauser** 
in Amerika für ihre Armen vorteilhafter gefunden ]ial)en. 

Das Gesetz vom Jahre 1882 war nicht etwa blofs aus kon- 
»stitutioneUen Ghindcn vom Kongresse erlassen worden, um ui der 
die ganze Union bi rührenden Einwanderungsfrage einheitliche Vor- 
kehrungen zu treffen. Es muls vichnehr als die erste Manifestation 
des allmählich eintretenden Umschwunges in der Beurteilung der 
Einwanderung angesehen werden. Seit (iUeser Zeit hat die Gesetz- 
gebung und Politik nicht mehr von der Frage gelassen. Das Mo- 
ment, das neben der Erhöhung der Armenlast am stärksten in den 
Vordergrund trat, war die Konkarrenz, die durch die Einwanderung 
den einheimischen Arbeitern gemacht wurde. Zahlreiche Fälle 
waren offenkundig, in welchen die Einwanderer direkt nach altem 
Washingtonsdien Muster eingeführt worden waren, aber nicht aus 
Mangel an Arbeitskräften, sondern um solche billiger zu bekommen. 
So waren im Jahie 1873 Chinesen importiert, um einheimische 
Arbeitskrafte in einer Fabrik von Messerschmiedwaren zu ersetzen. 
Während die letzteren 3,50—5 Dolkir täglich erhielten, arbeiteten 
die Chinesen (ur 18 Dollar im Monat und Uelsen sich eine Ver- 
längerung der täglichen Arbeitszeit um eine Stunde gefallen. G^en 
1200 Chinesen wurden so eingeführt Als im nächsten Jahre die 
„Industrial Brotherfaood" in Rochester tagte, beschlofs sie die Auf- 
nahme eines Satzes in ihre Prinzipienerklärung, der die Forderung 
eines Verbotes der Einführung von Arbeitern unter Vertrag aus- 
sprach« Diese Industrial Brotherhood war aus Funktionären der 
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Gewerkverdne zusammengesetzt. Ihre Stellung zur Einwanderui^- 
frage wurde 1878 von den Kmgths of Labor auf deren Versamm* 
lung zu Reading gebOIigt und übernommen und seither spielte die 
Fn^ der Einwanderung von „Arbeitern unter Kontrakt" eine wch- 
tige Rolle in der öffentlichen Diskussion. Zunächst wandte man 
sich gegen die Chinesen, deren Einwanderung 1882 auf 10 Jahre 
verboten wurde. Später, 1888, dehnte man dieses Verbot auch 'auf 
den Wiedereintritt solcher aus, die schon vorher in den Vereinigten 
Staaten ansässig waren. Aber die Qiinesen bildeten nur ein Glied 
in der Kette, durch welche die amerikanischen Arbeiter gefesselt 
werden sollten. Es ist nachgewiesen, dafs die ersten Massenein- 
wanderungen der billigen Arbeitskräfte aus dem Süden und Osten 
Europas von Unternehmern veranlafst worden sind und zum Teil 
unmittelbar mit Arbeiterausstäoden in den Vereinigten Staaten zu* 
sammcnhangen. 

Auf diese Weise trat der erste Trupp Tschechen 1869 in die 
amerikanische Zigarreninduslrie ein. Nach einigen Jahren waren sie 
nach dem Muster der amerikanischen Arbeiter organisiert. Die 
Folge war 1877 die lunlührung von Ungarn, bis auch diese an- 
lafsiich eines Striks im Winter 1882/83 von russischen Juden ver- 
drängt wurden. Um das Jahr 1874 kamen zum erstenmal grölsere 
Mengen von Italienern. Sie waren für die :\rmstrongsschen Kohleu- 
werke l)estimmt. Ilin blutiger Kampf mit den früher daselbst be- 
5chciiLiL;icii aiijt rikauischcn .\ibcitcrn kennzeichnete die Erbitterung, 
die diese Einwanderung hervorrief. Wiüirend der grofsen Strikes 
zu Ende der 7oiger und Anfang der 8oiger Jahre brachte die 
Inman Linie Schweden als Streikbrecher herüber. 1883 führte eine 
Fimia in Baltimore und eine andere in Ohio Gbsarbetter aus Bd* 
gien ein. Die eingeluhrten Arbdter wurden von den Importeuren 
verköstigt und behaust und es wurde ihnen ausdrücklich verboten, 
mit Mitgliedern der Ritter der Arbeit in Verbindung zu treten. 
IMese Erfahrungen hatten den genannten Arbeiterbund bewegen 
an den Kongrefs zu gehen mit der Bitte um ein Gesetz zur Ver- 
hinderui^ der Einwanderung von „Arbeitern unter Kontrakt". Ein 
solches Gesetz wurde am a6. Februar 1885 erlassen. Es ist dar- 
nach verboten die Unterstützung, Förderung oder Anregung zur 
Einwanderung von Arbeitern , mit welchen bereits vorher schrift- 
liche oder mündliche Verabredungen oder förmliche Verträge über 
die in den Vereinigten Staaten zu verrichtenden Arbeiten abge- 
schlossen worden sind. Die Strafe betrug 1000 Dollar für den Ur- 
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hebcr des Vertrags, 500 Dollar und ein halbes Jahr Gefan|rQi$ für 
den SchiiTshemL Der Vertrag selbst ist ungiltig. Ausnahmen 
wurden nur zujrelassen für persönliche Dienste, für geschulte Ar- 
beiter einer in der Union noch nicht existierendea Industrie, für 
Verwandte oder persönliche Freunde. 

Dieses Geset/, ist nicht praktisch geworden. Die ein/.if^c Klaj^e, 
die auf dasselbe hin angcstrcni^t worden ist, richtete sich i^e;^en den 
Reverend Dr. W arren, der von Kntrland als Predi«Ter iler 1 )rrit"altiL^- 
keitskirche in New-York gewonnen worden war. Uiul diese Klage, 
behauptet man, sei von Gr[:rnern des Gesetzes erhohen wurden, 
um dessen Absurdität zu beweisen. Um so mehr Klao^en wurden 
gelten den Fortbestand der alten Übelstande erhoben und iSSS eni- 
schlufb sich der Kongrefs zur Finset/.ung eines Ausschusses, der die 
Einwanderung speziell mit Rücksicht auf die Vertragsfrage prüfen 
sollte. Die Ergebnisse dieser .Vusschulsuntersuchung haben seither 
die Stimmung in den Vereinigten Staaten beherrscht.'; Sie haben 
den oben hervorgehobenen Unterschied zwischen der gegenwärtigen 
und der früheren F-inwanderwng erhärtet. Wie man von Kanonen- 
futter spreche, so könne man, meint F. A. Walker, von den zahl- 
losen Polen^ Böhmen, Ungarn, russischen Juden und Süd-Italienern 
ab UntemehmeHutter sprechen. Im Bergwerksbetrieb, in der Ta- 
garren- und Beldeidiiiigshidustrie and die üblen Einwirkungen dieser 
Konkurrenz zutage getreten. Jene Untersuchungen haben festge- 
stellt, dafs 40^50 Prozent, nach anderen Angaben sogar 60 Prozent 
aller Einwanderer mit prepaid^ttckets kommen, das heifst mit Über- 
fahrkarten, die in Amerika bezahlt und nach Europa geschickt 
worden sind. Von den gröfseren Schif&gesellschafben hat jede 
2— 30cx> Agenten in den Vereinigten Staaten, die diesen Kauf der 
Fahrkarten vermitteln. Nicht geringer ist die Zahl der in Europa 
thätigen Agenten. Ihre Verg^ütung besteht in 10—12 % des Preises 
der verkauften Karten und stellt bei einem durchschnittlichen Preis 
des Zwischendecks von 80—100 Mark eine nicht unbedeutende 
Prämie dar. Da(5 dieses Agententum selbst nicht rein ist von den 
binden imd der Sdiuld, die an der Auswanderung kleben, ist auch 
in Europa bekannt Aber wichtiger ftir die Vereinigten Staaten ist 

') DtT Bericht und die Verhandlungen des Select Cummiuce on luvestigation 
of Forei^jn Immigration ist als Kei>ort Xr. 3792 der Kougrelspapicre des 50. Kon- 
gresses 2. Session (1889) gedruckt. Eine weitere Sammluiig von Thatsacbco und 
Vofsch]{ig«n enthält der Report of the CommissiODers of Immigratioii upon tfac 
cnoscs which incite Immigration to the Unites States I. Vol. Washington 189*. 
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die Ausnutzung des ganzen Beförderungssystems durch gewissenlose 
Kapitafisten, die als Arbitrageure des Arbeitsmarktes Einwanderer 
auf Bestellung und auf Lager importieren und mit dem Lebensglück 
ihrer Mitmenschen Geschäfte treiben. Insbesondere hat der Aus^ 
sdiuls den Nachwds geliefert, dafs das Verbot der Einführung von 
Arbeitern unter Kontrakt in umiassendster und sorglosester Weise 
umgangen wird, in den Formen rohester und gemeinster Aus^ 
beutung, wie in der Form des beiderseits überlegten und klug be- 
rechneten Geschäftes. 

Einige Beispiele mögen das Gesagte schärfer beleuchten. In 
Mulberrystreet in New-York ist das Hauptquartier der Importeure 
italienischer, insbesondere süditalienischer Einwanderer.*) Gegen 
25000 Italiener leben in und um Mulberrystreet Die wichtigsten 
Personen dieser Kolonie sind die zahlreichen Inhaber sogenannter 
Banken, die zugleich Kneipwirte, Logirhausbesitzer und Arbeitsver- 
mittler zu sein pflegen. Diese betreiben das Geschäft der Ein- 
wanderung und Plündern nj]^ ihrer Landsleute. Sie haben ihre 
Agenten drüben in Italien, deren Aufgabe es ist, die armen, gläu« 
bigen und hofinungsfrohen Leute zur Auswanderung zu überreden. 
Das selten wirkungslose Mittel ist die Versicherung, dals es reiche 
Arbeitsgelegenheit gäbe und 6 bis 8 Franken im Tag bei kurzer 
Arbeitszeit verdient werden können. Gerne erklärt sich der Agent * 
bereit, die Uberfahrt zu bezahlen und fordert dafür nur eine kleine 
Schuldverschreibung, wenn möglich unter Verpfändung des etwa 
vorhandenen Besitztums. Er giebt den Auswanderern ein Kuiptchlunr^s- 
schrciben an st-incn Freund in Mulbcrrvsrrft't , der für die Arbeit 
und reiche Kntlohining sorgen werde. Der Zweck dies« s Fin- 
wanderungs<^eschartes ist natürlich das Verdienen und verdient 
wird abgeselien von der Prämie der SchiHs^esellchaft und kleinen 
Nebeneinnahnien beim Geldwechseln und derc^deichen einesteils an 
dem vom Auswanderer zu zahlenden Uberfahrtspreis , andererseits 
an der Behausung und Arbeitsvermittlung. Die Ubei tahrtskosu u von 
Neapel aus betragen regelmäfsig 105 — 115 Frauken im Zwischen- 
deck, der Agent fordert aber für diese Auslage einen Schuldschein 
über mindestens 250, ja auch von 300, selbst von 400 Franken. 
An Geld und Vermögenswert kann der hreund in Mulberrystreet 
den Eingewanderten nicht mehr viel abnehmen. Die meistern kom- 



*) Vgl. zum Folgeoden meiaen Aufsatz Ober die itftltcnisch« Amwanderaiig in. 
Schnollers Jahrbuch für Volkswirtschaft» 1893, S. 203. 
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men i^nzlich mittellos oder doch our mit wenigen Cents, die sie 

natürlich in den Logirhäusem von Mulberrjstreet lassen müssen. 
Der eigentliche Verdienst liegt in der Arbeitsvermittlung. Da die 
Eingewanderten absolut fremd und ohne Berührung mit ihrer neuen 
Umgebung sind, weder ihre Sprache sprechen noch ihre Ein- 
richtungen kennen, da sie vollkommen ungebildet sind — mehr 
als die Hälfte kann nicht lesen und nicht schreiben — und aufser- 
dem binnen ein^;en Tagen den Inhabern des Logirhauses verschuldet 
werden, sind sie ganz von diesen abhängig. Ist Arbeitsgelegenheit 
vorhanden, so erhält zunächst Jener sie, der eine Vermittlung;sfTebühr 
von 1—3 l^ollar. in c^ünstigeren Fallen selbst von noch höherem 
Betrage, zahlen kann. Häufig auch vermietetet der Vermittler, der 
„Bols" die ihm zur VerÜi^un;^ sii-henden .Arbeitbkräfte. indem er 
sich den Loiin ausbezahlen lalst und dann in reichlichem Mafse 
Vermittlungs-, Bekosti«^ungs-, Logierkosten usw. in Abzug bringt, 
.Am Vorteilhafteste wird die Vermittluni:, wenn es sich um grolse 
Unternehmungen mit Hunderten von .Arbeitern handelt Dafs hier- 
bei ein hftleiitendcr Gewinn erzielt werden mufs. ist schon daraus 
ersichtlich, dats die Kisenbahn^esellschaltc-n oder auilerweinge Unter- 
nehmungen, die Arbeitskräfte benotigen, das Recht, ihnen Arbeiter 
zu liefern, an die Vermittler verkaufen und dafür Woche für Woche 
100 oder 200 Dollar je nach der Menge der Arbeiter datur erhalten. 
Nicht selten geben die ersten Er.steher den Vertrag weiter. Rs 
kam ein FaU zur Kenntnis des Sekretars der italienischea Gesell- 
schaft zur Unterstützung von Auswanderern, in dem 6 Mittelsper^ 
sonen thatig waren und jeder Arbeiter, der schUelsUch beschäftigt 
wurde, 7—8 Dollar Vermittlungsgebtihr zu zahlen hatte. Der Bois 
verpflichtet sich dem Hauptuntemehmer gegenüber, eine bestimmte 
Zahl von Arbeitern zu bestimmtem Lohne zu Uefem und erhält 
dafür die Zusichemng, dafs sämtliche von ihm lur Unterbringung 
und Beköst^ng der Arbeiter gemachten Auslagen von der monat- 
lichen Lohnsumme zu seinen Gunsten abgezogen werden. Der Höhe» 
punkt des Gesdiäftes ti^ dann vor, wenn die Gesdlschaft sich ver- 
pflichtet jeden Arbeiter zu endassen, der nicht Wohnung und Nahrung 
vom ßol^ beziehen wollte. Eine solche Verpflichtung wird nur dann 
eingegangen, wenn der Bo(s seinerseits jederzeitigen Ersatz ädier- 
zustellen vermag. Aber dazu geben ihm die Reserven in Mulberty* 
Street, wo Tausende in bitterer Not auf Arbeit harren, und der 
fortgesetzte Zufluß durch Einwanderung genügende Gd^nheit 
Sobald es sich um mehrere Hunderte von Arbeitern handelt, ist 
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der Gewinn des Vermittlers sehr grofs; er beläuft sich hei 5 bis 
600 Arbeitern auf lausende von Dollars im Monat Daraufhin 
kann man an dem einen oder anderen der Einwanderer auch den 

Verlust des Fahrcfcldes oder der T^ofrierkosten verschmerzen. Ist 
aus cU ii Kini^ewanderteii ^^'lrnichts herauszuschlagen, fehlt es an Arbeit, 
dann setzt man sie auf die Stralse und lalst sii- betteln gehen. 
Tausende von Unfrlficklichen haben auf solche \\ eist- das italienische 
Konsulat oder Wohlthatigkeitsgeselischaften bestürmt. Zu Hause 
hatten sie ihre Habe \erknuft oder verpfändet, um die L'bc-rfahrt 
zahlen oder siclierstellon zu könn«-n. und nun lai;(*n sie verlassen und 
dem Hungerlode prfisL,^e;^^ebcn im fremden Lande. Im Jahre 1888 
hat die italienische (jesellschaft und die italienische Kei^ierung ca. 
2500C) Mark zur Unterstützung solcher verlassener Auswanderer in 
New-Vürk ausgegeben. 

Als Beweis für die Kintilichkeit , mit der so häufig in Süd- 
Italien das Auswandemn^svorhabeii t^efafst wird, mcige der Bericht 
des amerikanischen kun>.ul.. in Catania dienen über die Unterredung, 
die er am 23. Sept. 1888 mit vier Auswanderungslustigen im Alter 
von 50—60 Jahren gehabt hatte.') 

„Guttn Morgen, iieri Konsul! Wir sind auf «iem Weg nach i'atermo um 6vn 
i>aiiipfer für Amerika zu treffen. Es war ein Mann iu unserer Stadt, der uns ver« 
sichertr, dafs man in Amerika Arbeiter braudie und dafs sie dort 15 Franken fur 
6 Standen Togewerk zahlten öder 2^.'^ Fraalceo für die Stunde. Brauchen wir einen 
Pafs Von Ihnen, Herr? Der Mann sasjte un?, wir hrnwrhtcn nichts, aber wir wollen 
sich^T >;'hrn, nm kfjnc Anstände zu fiaVicu. V.r -.iL;tr uns frrilirh, wir sn!l(cn nicht 
SU dem :imenk;uiischcu Konsul in Catunia gehen, weil er den alten Arbeitern abräth 
auKawandem/* — „Xach welchem Teil von Amerika habt Itur denn die Absicht zu 
geben?" — »Wir wissen es nicht, Herr. Der Mann sagte, nach Ameriica, wo sie 
Gold i^rahei). Wenn wir aucb etwas alt sind, können wir doch gut graben, weil 
wir in dci» Schwefel^rubon gearbeitet hihcii " - ,,Hatjt Ihr V<"r« andtc. Freunde 
oder ik- kannte drübco, die für Euch nach Kurer Ankunft sorgen können und Euch 
dnrchhelfen, bis Ihr was so thun findet?" ~ „Nein, Herr! Aber wir haben eine 
Menge Geld, so dafs wir gut zwei Jahre davon leben können und was wir indessen 
verdietn Ti, sparen wir und dann kommen wir sehf reich zurück.'* — „Wie viel Geld 
h.al)t Ihr mit Euch?" - ,,Nun, so gegen l6o FrruiK.n j -der von Uns. Wir haben 
Alles, was wir hatten, verkauft, um Geld zu kriegen." — »J^iis (ield wird 
gerade rtichen, um die Überfahrt zu bezahlen."' — „U nein, der Manu sagte 
un», in Palermo bekämen wir die Ubcrfuhrbillcte umsonst*** — „Der Mann tauscht 
sich, lafst Euch die Hillcte geben, bevor Ihr das Land ver1a(st. Er will Euer Geld 
haben und wird Euch ins Elend bringen. Ihr seid schon *n alt um in ein so weit 
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eutfernicä i>uiid auszuwandern, wo die Leute nicht Eure Sprache sprechen. Folgt 
»eberQ Rat, geht nach Huise, lebt glücklich und sterbt bei Euerer Familie.« They 
baamc bewUdcred and left. Such are the ftcts with emigranta here. 

Thcy became bewHderäd and left. Such are the facts with 
emigrants here. 

So schEefst der Bericht lakonisch und doch vielss^end. 

Die Lebendlialtung solcher Auswanderer ist erbärmlich. Sie 
finden mit 25 höchstens mit 40 Cents täglich ihr Auskommen und 
es ist erklärlich, dafs sie in ihrer schlimmen Lage für 75 Cents täg- 
lich zu arbeiten bereit sind, wo der Ameriloiner die doppdte Lohn- 
hohe fordert Ihr häuslkfaes Unterkommen, das die Kommission 
auf einem nacbtMien Rundgang in Mulberrystreet prüfte, ist ent- 
setzlich. In überfüllten schlecht ventilierten, dreckigen Räumen 
ohne genügende Schlaf- und Waschvorrichtungen, liegen Männer 
Frauen, Jünglinge, Mädchen, Kinder ui^reschieden nebeneinander. 
Keine Spur auch nur geringer Bequemlichkeiti keine Spur auch nur 
der geringsten Rücksichtnahme auf Sitte und Anstand. Es sind 
nicht menschliche Wohnungen, in denen ae untei^ebracht sind, 
sondern Menschenställe, nur ohne die Sorgfalt, die man Pferden und 
Hornvieh angedeihen zu lassen pflegt In welch kümmerlichen Ver- 
hältnissen die weiblichen Glieder der italienischen Arbdtskraft oft 
leben, darüber gibt das Verhör mehrerer im Schneidergewerbe tha- 
tit^er Personen Auskunft Maria Fabrizzi ist 17 Jahre alt. Seit 
drei Jahren ist sie verheiratet. Ein Kind ' irb ihr, eines war 
noch am Leben. Tlir Mann war zuerst Stiefelputzer in einem Bar- 
bierladen, verlor aber diesen Posten und mufste dann als Tagelöhner 
auf dem Lande eiiu- S'- lh- suchen. Sie selbst fand unrr-'-clmafsige 
I^f-rhrUtif^nng in t:inein bchneidergeschaft. Sic nahte Knopfiocher 
und ivuüpfe an und erhielt dafür 10 Cenis fiir das Dutzend. Um 
5 Dutzend v.w machen, d. h. um 50 Cents oder 2 Mark zu verdienen, 
mulste sie von 5 Uhr morgens bis loL'^^hr abends arbeiten. In der 
Regel leistete sie nicht so viel und ihr t;ii^licher Verdienst belief 
sich daher nur auf 30 — 40 Cents. Sie s^ehürte zu jenen Bewohnern 
von Mulberr\fstreet, deren \\ ohnungsverhaltnisse die Kommission in 
Augensclu in Ljenommen hatte. In 3 Zimmern und einer Küche 
wohnten 14 Personen. Die 3 Zimmer hatten kein direktes Licht, 
.so dals sie in (remcinsch. !t nnt 3 anderen hVaiien tagsüber die 
Küche bewohnte und dort n.thie. Für ihren Anteil an dieser W ohn- 
gelegenheit hatte sie 5 Dollar im Monat zu bezahlen. In gleicher 
Lage befand sich ihre Schwägerin mit zwei Kindern in erwerbs- 
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unfähigem Aht-r. An eine Deckung auch der notwendigsten Aus- 
gaben durch den Arheitsvtrdienst war nicht /.u denken. 

Zu dieser Konkurrcii/. nalicuibcher Arbcitcriniu n tritt die der 
polnischen und russischen Juden. Marie Berg arbeitet in einer 
Hemdenfabrik, die 150 — 200 Personen beschäftigt. Sie verdiente 
noch vur 6 Jahren, als che Arbeiterschaft aus amerikanischrn 1^'rauen 
bestand etwa o Dollar in der W oche, seit der gröfste Teil der letz- 
teren durch ^lavische Juden verdrängt ist, höchstens 6 Dollar. 
Schwächere Arbeilerinnen verdienten 1 ruber 7 jet/.i etwa 4 Dollar 
in der Woche. Marie Preston, Mantelnäherin, verdiente vor 5 oder 
6 Jahren 8 — 10 Dollar in der Woche, wenn sie Arbeit nach Hause 
na^m, 14 Dollar, jetzt (1888) nur 4, oft nur 3 Dollar. Auch hier 
ist der Lohn direkt durch polnische und russische Juden gedrückt. 
Jede Beschwerde gegen Lohnherabsetzungen wird mit dem Hinweis 
darauf abgethan, man brauche die Weiber nicht» man könne Männer 
genug haben, die um den geringen Lohn arbeiten. Zu diesem wirt- 
schaftlichen ^ekt kommt noch der moralische, dem das an höhere 
Gesittung gewöhnte amerikanische Mädchen durch den Verkehr mit 
Polen und Russen niedrigster Lebensauffassung unterliegt. In der 
Zigarrenindustrie, erklärt Harris, der Präsident des internationalen 
Gewerkvereins der Zigarrenarbeiter von Amerika, haben die Slaven 
die Amerikaner fast vollständig um die Arbeit gebracht 1865 seien 
vielleicht 5 — 10 o/g aller Arbdter dieses Industriezweiges fremdge^ 
borene gewesen, gegenwärtig über 90 %, 1864 habe der Lohn fiir 
Handarbeit bei Zigarren bestimmter Sorte 30 Dollar in der Woche 
betragen, jetzt sei er 8 — 12 Dollar. Zu Beginn des Jahres t888 
hätten sie einen grofsen Streik geführt, um die Lohnreduktion von 
12 — 15 Dollar auf die letztgenannte Summe zu verhüten, aber sie 
seien geschlagen worden, weil die Unternehmer Böhmen, Ungarn 
und Russen einstellten. ÄhnUch war es bei einer früheren Reduk- 
tion im Jahre 1883 gegangen. W ie bei den Italienern, so besteht 
auch hier ein wohlorganisierter Einwanderungsdienst, der den Ar- 
beitgebern es ermöglicht t)innen wenigen Wochen, wenn etwa die 
vorhandenen Reserven erschöpft sein sollten, frische, billige und 
willige Arbeitskräfte aus l^uropa zu lieztehcn. Wie ]iei den Ita- 
lienern, so schiebt iich auch hier /.wischen den Uii'.eniehiiier und 
den Arbeiterein Vermittler ein, der durch Verniiulungsgeljuhren. 
Beköstigtmgs- und Wohnung^niiethe seine slavischen Lnndsleuie 
erbarmungslos aussaugt. \Me bei den Italienern, ist auch hier ab- 
solutes Fremdtum g^enüber den amerikanischen Verhältnissen ein 
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häufiger Fall. Der Ausschufs verhörte Tschechinneo, die 14 bis 18 
Jahre in Amerika lebten, ohne ein Wort englisch zu spredien. Ein 
allerdings nicht wohlwollender Beurteiler dieser Einwmi ] r t meinte, 
sie verlangten erst das Bürgerrecht, wenn sie begrifien hätten, da(s 
sie dann bei den W ahlen 5 Dollar für ihre Stimme erhalten könnten. 
In den Kohlenrevieren Pennsylvaniens haben wesentlich die Ungarn 
den Frozefs der Verdrängm^ amerikanischer Arbeiter vorge- 
nommen. In der Schuylkillregion beträgt die fremde Arbeit zwei 
Drittel, in der Lchighrcgion wenigstens ein Drittel aller Arbeits- 
stellen. Auch hier liegt nicht eine allmälige Verdrängung \'or, die 
ein freiwilliges Aufgeben schmutziger und schwerer Arbeit seitens 
der Amerikaner bedeutete, sondern ein direkter Import der billi- 
geren tVemdeii Arbeit auf Giund gemeinsamen Beschlusses der 
iHT^werksunternehmer, die (ien Widerstnnd ihrer einheimischeii 
Arbl iter gegen Verschiccliterung der Arbeitsbedingungen zu brechen 
wünschten. 

Die vorstehenden Beispiele zeigen zu (knuige, dafs die Vermeh- 
rung der den Amerikanern so unliebsamen und für die Lebenshal- 
tung ihrer Arbeit c-rbevölkerung so gefährlichen Einwanderung durch 
kunst liehe Miuel herbeigeführl oder doch auf ihrer Höht- c-rhalten wird. 
Das ("k^cIz gegen die Einführung von Arbeitern unter W-rtrag war 
ein Schlag ins Wasser. Das zeigte sich übrigens nicht nui iii I-x - 
treff der vorerwähnten Einwanderung, sondern ganz im allgenieiiK, ii. 
Namentlich aus England und Erankrekh wurden häufig ganz offen 
Arbeiter für bestimmte Zwecke angeworben. Natürlich nicht aus 
Liebhaberei, sondern um irgend einen Widefstand im eigenen Lande 
zu besdtigen. Im Jahre 1885 war im Staate Texas der Bau eines 
Capitols in der Hauptstadt Austin beschlossen worden. Die Aus* 
fubrung war einem Untemehmerkonsortium übertragen, das den 
Bau gegen Gewährung von 3 Millionen Acres Land im Werte von 
10 Millionen Dollar herzustellen bereit war. Die Ausführung des 
Baues sollte in Kalkstein erfolgen. Später fand man grolse Mengen 
Granit im Lande und bevorzugte dessen Verwendung. Die Unter- 
nehmer aber erklärten dessen Bearbeitung sei sehr viel schwieriger 
und kostspieliger und verlangten eine Preiserhöhung. Diese wurde 
ihnen zwar nicht zugestanden, wohl aber überwies der Staat von 
Texas ihnen 500 Sträflinge als Arbeitskräfte in die Steinbrüche. 
Gegen diese Arbeit^emetnschaft lehnten sich die Steinhauer auf 
und um ihren Widerstand zu brechen, wurde von dem Unternehmer 
der Steinmetzarbeiten Mr. Barry nach Schottland geschickt um da- 
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selbst Arbeiter anzuwerben. 60 Arbeiter wurden so aus Aberdeen 
eingeführt. — Nicht selten erscheinen in englischen Blättern An- 
zeigen, wie die folgende, die ein Blatt in York brachte: „Gewünscht 
für Amerika: (linf Hände als Zeichner, sechs als Spinner, dreizehn 
als Weber, drei als Haspler. Löhne von 3 s. 4d — 4s. 2 dftir den 
Tag für erwachsene Mädchen ; i s. — i & 8 d lur Halbzeit-Hände. 
Adresse: F. H. Johnson, Huttersfield." Aus Braunschwei<^r berichtet 
der amerikanische Konsul; '1 „Vor etwa 4 Jaliren sandten einige Berg- 
werksunternelimcr im Nockingthal einen Agenten von Columbus, 
Ohio, nach den rheinischen Kohlengebieti 11 . welche etwa 60 — 70 
Bergarbeiterfamilien anwarben und sie nach Ohio brachten, WO sie 
zunächst ihre Überfahrt abzuarbeiten hatten bei Hungeriöhnen zum 
Ruin der amerikanischen Bergleute und ihrer Familien." 

An eine Abstellung solcher Übelstande war nicht zu denken, 
so lange die Kontrole der Einwanderung in der bisher üblichen 
Weise weiter ausgeübt wurde. Sie war Sache der Einzelstaaten und 
daher lür joden Hafen besonders geordnet. In Ncw-York. wo 76 
Prozent der Einwanderuii<^ landen, lag sie in tlen iliinden der dem 
Schat/.nmt unterstellten Ronimissioncrs ui lünigraiion. welche be- 
stnndtui aus 6 vom (louverneur des Staates ernannten. \om Senat 
bestätigten Miigliedcrn, aus dem Bürgermdster von New- York und 
dem Präsidenten der deutschen, wie der irischen Gesellschaft zum 
Schutze (Irr Kiiiwanden r. Diese Behörde hatte das IVüfun^s- und 
Über%vachuni;swcrk nach dein Gesetze von 1882, jedoch ohne exe- 
kutive Befugnisse. Befanden sich unter den Einwanderern solche, 
welche dem ( iesei/.e von 1SS2 zu widerstofsen schienen, so hatte sie 
eine Darstellung des Sachverhahcs an die Hafenhehetnle zu senden 
und der Vorstand derselben entschied, ob der Einwanderer /.ugi-- 
lassen werden solle oder nicht. Iii der Traxls gcstalicte sich das 
Verfahren so. Die ankommenden Einwanderer mufsten von dem 
Landungsplätze aus, der nach aufsen vollkommen abgesperrt war, 
einzeln durch schmale Gänge die Beamten der Behörde passieren, 
welche sie einer raschen und natürlich nur kurzen Prüfung unter- 
warfen. Sie wurden befragt nach ihrer Nationalitat, Beschäftigung, 
woher sie kommen, wohin sie gehen, ob sie in einem Arbdts» oder 
Armenhaus waren und andere Fragen, welche darauf abzielen, fest- 
zustellen, ob sie zu verbotenen Kiassen gehören. Alle zweifellosen 
Krüppel und alle zweifelhaften Personen mufsten in einen besonderen 
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Raum eintreten, wo sie nochmals einer eingehenden Prüfung unter- 
zogen wurden. Nunmelir wurden sie unter Kid j^estclk, nnem 
Kreuzverhör unterworfen und eventuell bis zu weiterer Autlclarung 
zurückgehalten. Verdaciitige Falle wurden darui der Halcubehörde 
gemeldet. W aren di( se Prüfungen überstanden, so traten die Ein- 
wanderer in einen /.weiten Raum, wo sie für cv< ntaelle Weiterfahrt 
Kisenbahnfalukarlcn kaufen be/.ieluinj^sweise die Anweisuni; au; 
solche {)raseiuicren konnten, wo die eiii^eiaufeneu l'o.->t.stücke und 
Telegramme verteilt wurden usw. Sobald sie diesen Raum ver- 
lassen hatten, galten sie als gelandet und von nun an konnte man 
ihr Verbleiben in den Vereinigten Staaten nicht mehr hindern, auch 
wenn sich unmittdbar nachher herausstellte, dafs sie der verbotenen 
Klasse angehörten. Der Formalismus der englisch-amerikanischen 
Justiz nimmt an, daß das Gesetz das Redit der Zurückweisung nur 
bis zur vollendeten Landung gegeben habe. Diesen Prozefs der 
Prüfung machten im Sommer täglidi 3— 6000 Personen durdi, ja es hat 
Tage gegeben, an welchen 9000 geprüft werden mufstea Gewöhn- 
lich waren nur fünf Beamte thatig, bei starkem Andrang freilich 
mufste ihre Zahl vermehrt werden. Die Zahl der spezieller Prüfung 
unterzogenen Personen machte etwa 3 der 4— 500000 jahrlidien 
Einwanderer aus. Von diesen 12*^15000 Verdachtigen wurden 
aber nur etwa i — 2000 der Hafenbehörde angezeigt und von diesen 
sind nur wenige Hunderte zurückgewiesen worden. Einer strengeren 
Anwendung des Gesetzes von 1882 folgte schon bald eine leichtere 
Handhabung. Die Zahl der Zurückgewiesenen betrug 1350 im 
Jahre 1883, 1144 im Jahre 1884, 1172 im Jahre 1885, 997 im Jahre 
1886, 289 im Jahre 1887, 502 im Jahre 1888. Diese aufserordent- 
lich liberale Handhabung des Gesetzes beruhte darauf, dals die 
Gerichte von den Kommissioners den Nachweis forderten, dafs der 
Kinwandernde sich nicht selbst zu erhalten vermöge. Die blofse 
Thatsache der Armut genügt nicht, um dies zu präsumieren* Wie 
wäre dies auch möglich, da doch 25 — 50 0/^ aller Einwanderer ohne 
einen Pfennig oder ohne soviel Geld kommen, dafs sie über ein 
paar Tage hinaus sich selbst erhalten können l Ein kräftiger Mann 
kann nicht als Pauper erklärt werden, auch wenn er nichts besitzt. 

Die beschriebene Prüfungsform erstreckte sich aber nicht auf 
Untersuchung der P2in Wanderung unter Kontrakt. Diese lag nicht 
den Commissioncrs of Emigration oh , sondern der Hatcnliehörde, 
die zu diesem Zwecke zwei PersontMi angestellt hatte. Dals diese bei 
einer taglichen Einwanderung von Tausenden nichts festzustellen 
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vermochten, ist klar. Das Gesetz von 1885 war denn auch, wie ge- 
zeigt worden ist, ganz iUusorisdi gewesen. 

Seit diese Thatsachen offenkundig geworden sind, hSufen sich 
die Vorschläge zu einer Abänderung und Verschärfung der Gesetz- 
gebung und Verwaltung des Einwanderungswesens. So /.ahlreich 
sind die hierbei vorgetragenen Modifikationen, dafs eine Anführung 
der allgemdnen Richtung, in der sich die Gesetzgebung bewegen 
soll, genügen muTs. Sie zielen alle darauf ab, cUe Zulassung der 
Einwanderung zu knüpfen an den Nachweis eines gewissen Mini» 
mums von l^ildung oder von Vermögen oder eines Zeugnisses 
des amerikanischen Konsub jenes Distriktes, aus welchem der 
Einwanderer stammt ; sie wünschen ferner eine sorgfältigere und in 
der Union einheitliche, namentlich die Grenze von Kanada um- 
fassende Kontrole, eine strengere Haftunp;^ der SchiHs-^escllschatten 
und <lic Zulässii^keit der Anwendunt; der ("lesrtze auch noch wali- 
rend eines melirjalirigen Zeitraumes nach der l.andun;^, wenn diese 
widerrechtlich vorgenommen worden ist. Dazu treten die ri<^n)ro- 
seren Vorschläge, welche dem Vermögens- und Hildun^fsnachweis 
noch eine von Ar/.tcn abzulegende Gesundheitsprulung hinzufügen 
oder kurzer Hand die Einwanderung vcrl)it tcii wollen. 

Die Prüfung der Miinvauderer vor di-r Landung wird immer 
eine schwierige und kursorische Sache bleiben müssen, so lange die 
Einwanderung sich in einem I latVn konzentriert, wie dies in New- 
\ Ork tler Fall ist. Darum ist eine slarkc Meinung zu guustcn einer 
solchen Ordnung \ orlianden. die das Geschäft der Zulassungsprü- 
fung nach Europa vcrieL;t und die Konsulatszeugnissc haben daher 
warme Fürsprecher gefunden. Aber mit Recht ist eingewendet 
worden, dafs die Ausfüllung der Zeugnisse seitens der Konsuln 
eine rein schematische sein xnü(ste, Die Einwanderung aus Europa 
ist in einzelnen Jahren bis auf 800000 Personen gestiegen. Für diöe 
Menge müfsten etwa So amerikanische Konsuln daheim das Zeugnis 
ausstellen, dafs sie weder entlassene Sträflinge, noch Armenhäusler 
sind, dals sie im Besitz des Reisfeldes sich * befinden, dafs sie 
körperlich tüchtig sind, dafs sie lesen und schreiben können usw. 
Es ist zweifellos, dafs es, wie der amerikanische Konsul in Bremen 
erklarte, einfach darauf hinauslaufen würde, dafs sie die von den Lokai- 
befaörden und daher wenigstens zum Teil von interessierten oder 
doch mindestens gleichgiltigen Personen ausgestellten Zeugnisse auf 
guten Glauben abstempelten. Gegen den bei der Landung zu er- 
bringenden ,3ildungsnachweis" d. h. den Nachweis, dafs der Ein- 
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Wanderer lesen und schreiben kann, werden die folgenden Einwände 
erhoben: Erstens, die gefährlichsten und verdorbeosten Menschen 
— Anarchisten, Verbrecher, Gewohnheitstrinker — würden dadurch 
nicht femgehalten; zweiu^ns, die Prüfung w ird, im Gedränge des 
Hafens zu einer blofsen I-'arce werden, wie jeder empfinde, der die 
Wirksamkeit dieser Vorschrift in den Staaten kenne, deren Wahl- 
gesetze das Wahlrecht an diesen Bildungsnachweis knüpfen : drittens, 
die Einwanderer in den Vereinigten Staaten verteilen sich auf etwa 
50 Sprachen mit hunderten von Dialekten. Wolle man nicht unge- 
recht gegen die Einwanderer verfahren, so müsse man sie alle als 
gleichberechtigt zulassen und damit mache man die Prüfung un- 
möglich, (ic <Tcn den V^ermögensnachwcis wendet sich die ganze bis- 
herige Aiischnuun^^ der. \mtTikancr und die l'>iiuicrung, dafsdi«" meisten 
Vater dcT heute herrschenden (n-iieraiion und viele Glieder dieser 
selbst arm ins Land eingewandert sind. Es war der Stolz der 
Vereinigten Staaten . dafs hier auch der Ärmste durch Thatkraft, 
Fleifs, Sparsamkeit und kühne Untern elunungslust sich durch/viriiv^cn 
vermochte bis in die höchsten Schichten der Gesellschaft und des 
Staates. Man wird sich nur schwer enischliefsen, einzugestehen, 
dals auch fiir Amerika diese Zeit vorbei sei. 

Eine beträchtliche Verschärfung der Gesetzgebung trat zunächst 
in den Jahren 1SS7 und 1888 mit Rücksicht aut' die inwandcnmg 
von „Arbeitern unter Kontrakt" ein. Es wurde tnr eine sorgt. iliigc 
Trüfung der Einwanderer auf diesen Punkt hui Vorsorge geti offen 
und verfügt, dafs die so Eingewanderten, und zwar auch noch 
innerhalb eines Jahres nach ihrer I^ndung zurückgesandt werden 
können auf Kosten der Schiffsgesellschaft, die sie gebracht hatte; 
Durch das Gesetz vom 3. März 189t wurden sodann alle voraus» 
gegangenen Gesetze abgeändert. Es ist darnach untersagt, abgesehen 
von den Chinesen, die Einwanderung von Idioten, Wahnsinnigen, 
Armenhäuslern oder Personen, die vermutlich der öiTentlichen 
Unterstützung zur Last fallen, Personen, welche an ekelerregenden 
oder g^ahrlichen ansteckenden Krankheiten leiden, von gemeinen 
Verbrechern, Polygamisten, von Personen, deren Reise von Dritten 
gezahlt ist, aulser sie weisen nach, dafs sie weder zu den vorher- 
genannten Klassen, noch zu den Arbeitern unter Kontrakt gehören, 
deren Einwanderung gleichfalls untersagt ist. Es ist ferner ver* 
boten, im Auslande durch gedruckte und veröffentlichte Anzeigen 
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Beschäftigung anzubieten und es ist den Verkehrsunternehmungen 
verboten in irgend einer Form, aufser durch gewöhnliche Ankündi- 
gui^ ihrer Beforderungsgelegenheit, zur ^nwanderung nach den 
Vereinigten Staaten aufzumuntem. Durch die gleichen Gesetze 
wurde endlich auch die Verwaltung des ganzen Einwanderungs« 
Wesens ab Unionsangelegenheit einer vom Präsidenten unter Zu- 
stimmung des Senates zu errichtenden KinwandeningsbehÖrdt über- 
unesen. Seither ist eine neuerliche Verschärfung eingetreten. Nach 
vorliegenden Nachrichten iiat Präsident Harrison noch am letzten 
Tage seiner Präsidentschaft ein Gesetz genehmigt, welches das Ver- 
bot der lünwanderung auf Personen über 16 Jahren ausdehnt, 
weiche verkrüppelt, erblindet, des Lesens und Schreibens unkundig 
sind, sowie auf IVrsonen mit körperlichen Gebrechen , welche dem 
Staate zur Last fallen können, und auf Mitglieder von Vereinigungen, 
welche verbrecherische Bestrebungen gegen das Leben und Eigen- 
tum begünstigen. 

Wie man sieht, richtet sich bis i<M7.t die Kinwaiuleruni^sL^esetz- 
[;t4ninf; t^^";-^^'" ^rwisse Klassen der LmwaiidcrLM' , nicht ;4t:;4t.'ii die 
LmwandiTuni^f selbst. Und in der That dürfte die vorhandem-, der 
starken EinwaiKiennig ul>erhaupt feindliche Stimmung sich nur als 
ein Reflex der trüben Erfahrungen herausstellen . die man mit ein- 
zelnen Gruppen von I^nwanderem gemacht hat. in der Gesamtlage 
der Union aber nicht bec^ründet sein. Die licsiedluog der Ver- 
einigten Staaten zeigt uns folgendes Bild. Teilt man das ganze 
(jel)iet in die zwei durch natürliche Verschiedenheit getrennten un- 
gefähr gleich grofsen hdächen östlich und wesüich da^i 95 " westlicher 
Länge von Cirecnu ich. so cnifallcn auf den Osten 3,8 Millionen qkm 
oder 48 "/„ der I^ndtiachc mit 56.4 Millionen Seelen oder 90 der Be- 
völkerung, und etwa 15 Menschen auf den Ouadratkilometer. während 
der Westen mehr als 4 Millionen qkm oder 52 " p der (Tesaintfiache 
mit nur 6,3 Millionen Einwohnern, das ist 1,5 auf den Quadratkilo- 
meter umfafst. Im Osten selbst ist wieder der dichter besiedelte 
Norden mit 22,6 Einwohnern auf den Quadratkilometer von dem 
Süden mit einer Dichtigkdtsziffer vofl 9,1 zu schdden. Die Be- 
»edlungsdichte ist daher überall, selbst an der dichtest besetzten 
Stelle noch betrachtlich hinter der gleichartiger europäischer Ge- 
biete zurückstehend. Im deutschen Reich zum Beispiel beträgt die 
Beziedlungsdichte 914 pro Quadratkilometer, in Frankreich 71,5, 
in Grofsbritannien 121, in Belgien 242. Von einer der Vereinigten 
Staaten drohenden Übervölkerung kann daher keine Rede sein. 
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Sachvcrstäiulic^c versichern , dnls das Land mit Leichtigkeit eine 
siebcntach alärki're BcvölktMun<; ernähren könne. Übervölkerung 
kann um so weniger drohen, als ja auch Kanada und Mexiko für 
die Ausbreitung in Betracht kommen, ("lan/. Kanada hat jetzt nur 
soviel Einwohner, wie die eine .Slacit Ne\v-\ ork. Aber in den Ver- 
einiLj^tiii Staattii seihst ist noch ein dringendes liedürtnis nach 
dicliterer liesiedlunc,^ vorhantlen. Texas zum BeispieL das i ' mal 
so grofs wie Deutschland ist . hat nur 2 MilliDiien lünwohner und 
konnte mehr W'ei/.en ]iroduzieren als ganx Deuischlaiul 

Der Westen und Siiddslen vi-rian^t denn auch immer noch nach 
einer Zunahme der EinwaiiderunL; . da er noch auf derselben Stufe 
steht, wie der Osten vor 50 Jahren. Aber auch gegenwärtig ist 
ja der Produktionsreichtum der Vereinigten Staaten mehr als liin- 
rdchend, um dne verdoppelte Bevölkerung zu ernäliren. Ihr Vieh- 
stand, ihre Getrddeproduktioo ist so grofs, als jene Europas (ohne 
Rufsland), trotzdem ihre Bevölkerung nur den 5. Teil der europässdien 
beträgt; in der Eisenproduktion haben sie England überflügelt; in der 
Kohlenproduktion leisten sieso viel wie Deutschlandund Frankrddi 
zusammen; die Zahl der thätigcn BaumwoUspinddn ist so groß 
wie die von Frankreich mehr der von Deutschland und Öster- 
rdch. Trotz der ungeheueren absoluten Entwickdung der Eisen- 
bahnen ist doch die Dichte des Netzes hinter den grö(sten europäi- 
schen Staaten zurücktretend, so dafs ein zwdfelloser Spielraum für 
die Erweiterung des Verkehres gegeben ist Grofsartige Unter- 
nehmungen zur Bewässerung der trockenen und unfruchtbaren Ge- 
biete im Westen, in Nevada, Arizona, Utah sind im Gange. Sdt 
1880 ist eine Fläche, so grofs wie Deutschland zu diesem Zwecke 
vermessen und ganze Flulssysteme sind in den Berddi der Be- 
Wasserungsorganisation gezogen worden. Ein Gebiet von solcher 
Ausdehnung und Produktionsfahigkeit, mit einer verhältnismälsig 
kleinen, aber kühnen und unternehmungslustigen Bevölkerung kann 
sich mit dem aus dem natürlichen Zuwachs hervorgehenden Arbeits» 
angebot nicht zufHeden geben. Die Gelegenheiten der Kapitalver- 
wendung sind noch zu mannigfaltig, als dais nicht ein intensives Be- 
dürfnis nach Arbdt vorhanden sein sollte. Solange im Westen der 
Zinsfufs noch wie jetzt auf 10 und 15 steht, wird daselbst das 
Verlangen nach Zuwandcninc^; nicht aufhören. In naiver Weise hat 
Powdcr!e)% der Führer der Kiiter der Arbeit, ein heftiger Gegner 
der Einwanderung überhaupt d,>s Bedürfnis des Landes nach ver- 
mehrten Arbeitskräiten zugesiauden, als er auf die Ers^e des 
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Ausschusses: „änd nicht viele unserer Väter arm ins T-and ge- 
kommen r" antwortete : „Ja, mein Vater kam sehr arm ins Land, er 
hatte nicht einen Schilling: aber er war ein gesunder, (1ci(siger 
Mann und that etwas, um das Gedeihen des Landes zu fördern; er 

zog 12 Kinder auf." 

Solange eine solche Vermehrung der Bevölkerung als ein Segen 
für das Land betrachtet wird, wird es im Grunde der Einwanderung 
wohlu olk nd gegenüberstehen müssen. Allerdings wird ihre Verteilung 
dann auch so sein müssen, dafs sie dem Bedürfnisse des Landes 
tnispricht. Das l*>pfebnis des CV-nsus von 1890 liefert nach vor- 
laufi[,^cii Mitteilungen lulj^a-ndrs Hild. Im Ganzen befanden sich nach 
demselben 9240547 FrciiKlgcborciif im Unionsgebiet oder 17330 
auf I00(XX5 Ein^^ohurcnc. In den einzelnen Staatent^ruppen entfielen 
auf ioüock;) lunwohiier Frcinci^cborene: in den Wcstsiaaten 34 161, 
in drü nordatlandischen Staaten 28 773 , in den Nordcentralstaaten 
22184. in den Südcentralstaaten 3021, in den südatlantLschen 
Staaten 241 1. Am stärksten waren die westlichen Staaten von Ein- 
gewanderten besetzt. In Dakota betrug ihre Zahl So,4 %, in Minne- 
sota 56.0, in Montana 48,4, in Nevada 47,4, in Arizona 46,0 "',)• 
Freilich ist das Verhalten der einzelnen Nationen auch hier wieder 
verschieden. Die Briten und Deutschen gehen zum gröi'sien i eil 
nach dem Westen. Nach den Mitteilungen der hamburg-amerikani- 
schen Packetschiffahrtsgcsdlächaft werden von den Deutschen von 
vornherein mdir als zwei Drittel der Fahrkarten über New-York 
hinau^elösi Die Poleo, Russen und Italiener aber bleiben zu drei 
Vierteilen in New-York liegen. Sie haben kein Gdd und kdne 
Beziehungen« um darüber lunaus zu streben. Die Tschechen ver« 
einigen sich vornehmlich in stadtischen Zentren, in New*York, Chicago, 
Buffalo. 

So scheint auch diese Thatsache darauf hinzuweisen, dals es auch 
jetzt noch vornehmlich die Deutschen und Briten sind, welche die 
dgentEcheKolonisationsthätigkeit vollbringen und so lange diese noch 
notwendig' ist, wird auch die Gesetzgebung zur Einschränkung der 
Einwanderung ihre Spitze nicht gegen ae richten. Aber freilidi, 
Ausnahmsgesetze zu gunsten oder gegen bestimmte Nationen 
können nicht gemacht werden und die Verdn^en Staaten mühen 
sich daher an der unlösbaren Aufgabe ab, durch leicht kennbare 
Merkmale äufserer Natur die Auswanderer nach ihren inneren Qua- 
litäten zu scheiden. Eine schärfere und eingehendere Kontrole wird 
zweifellos in Bezug auf die Ausscheidung der durch das Gesetz von 
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1882 umschriebenen Klasse der ganz Hülflosen einigen Erfolg auf- 
weisen. Aber wie oben erwähnt waren von der gan/m Kinwonde- 
rung New-Yorks 1888. ' rnan bereits strenger zu verfahren anfing, 
nur 3'*„ als verdächtig angesehen und selbst der rücksichtS» 
loseste Beurteiler dieser Einwanderer, der als Know-Nothing-Mana 
bekannte Stephenson. einer der Conimissiont of Kniii^i ntion, be- 
rechnet den Prozentsatz derer, die als untauglich zur Seib^u rlinlrnng 
nicht eingelassen worden sollten, nur auf 5 Prozent, das heilst die 
Kinwan(!cnin'4 würde von 500000 Personen auf 475 ooo sinken. 
Dadurch wurde ja nach manchen Richtungen eine ICrleichterung, 
namentlich der Arinenlast, erreicht werden, aber doch das schwerste 
Übel der Einwanderung, der Druck auf die Lehenshaltung amerika- 
nischer Arbeiter und die Anliaul-.ii.g un^v i)ili ictcr Bevölkerunes- 
schichten in den Städten nicht vcrliindcri werden. ( )h das neue 
(rese!/. etwas dagegen auszuriclitcii vermag, muis erst die An der 
Haudliat)iit);j K liren. Zweifellos wird es schon dadurch wirken, dafs die 
AuswanderuMi;sagenten in l;]uropa nunitiehr gen<)ti,;t sind, eine vorläu- 
fige Auslese zu halten. Kür die siidlichen uiu! t.sLlichen Völker ist die 
von Amerika vorgeschriebene VoIkÄSchLilprulung, wenn sie einiger- 
iiiai^i n ernst genommen wird, ein ziemliclu r Stein des Anstuises. 
Sie kunute in rier 1 hat für einige Zeit Iieinmeiid wirken. Aber es 
ist wahrscheiiilicii, dais die .sorgtalnge Abhörung des Bildungsnach- 
weises rascher ab- und die Verbreitung der Lese- und Schreibe- 
kunst bei jenen Völkern rascher zunehmen wird, als eine solche 
Änderung ihrer sozialen Anschauungen vor sich geht, die sie zu 
wünschenswerten Bürgern der Vereinigten Staaten madite. Wie 
man sich die Prüfung der Zugehörigkeit zu den gegen Eigentum 
und Leben der Mitmenschen verschworenen Verbindungen denkt, 
ist bis jetzt noch nicht zu ersehen. Diese Bestimmung wird auf 
die Wanderbewegung gar keinen Einflufs nehmen und ist wohl nur 
ein Zeichen dafiir, dafs auch in Amerika die Tage des praktischen 
Anarchismus gezählt sind. Auch die Einwanderung unter Kontrakt 
kann bei der Landung nur in Ausnahmefällen fcstgesteUt werden, 
hier würde die strenge Durchführung der Bestimmung helfen können, 
die auch noch nachträglich bekannt gewordene Gesetzesübertretungen 
zu verfolgen gestattet Aber auch das wird nicht helfen, wenn nicht 
gleichzeitig gegen das Unwesen der Arbeitsvermittler und das Truck- 
system mit Schärfe vorgegangen würde. 

Gar keine Vorsorge ist in der Einwanderungsgesetzgebung und 
in der Politik, auf welcher sie beruht , dafür getroffen, die in den 



DU Vereinigten Staaten und die euroj>aische Auswanderung. 285 



Verhältnissen selbst liegenden Mittel der Hemmung der Einwande- 
rung, wie den Prozefs einer günstigen Verteilung über das Unions- 
gebiet irgendwie zu starken. Und doch ist das die einzige Maisregel, 
die auf die Massenbewegung der Auswanderung gesunden £influ(s 
nehmen könnte. £s ist der ständige Refrain in alt den von dem Unter- 
suchungsausschuls vorgenommenen Vernehmungen von gestrandeten 
Einwandern : „Wenn wir gewufst hätten, wie es hier aussieht, wären 
wir nicht gekommen. Wir sind getäuscht wordeiL** Mit Ver- 
wunderung sieht man, dafe die ehrwürdige R^el europäischer Staats* 
klugheit, die Auswüchse zu beschneiden , an das Übel selbst aber 
nicht zu rühren, auch in Amerika befolgt wird. Es wird eingeräumt 
werden roüfsen, däfs die Vereinigten Staaten ben^ründeten Anspruch auf 
die Anwendunfj der wichtigsten von ihnen beschlossenen PoKzeimals- 
regeln haben. Allein sollen diese helfen, dann niuls man trachten, 
gleichzeitig in ausgedehntem Matsc für die Aufklarung der Länder 
zu sorgen, aus welchen sich die Auswanderung vor allem rekrutiert. 
Es darf als eine festst<'hende 1 hatsachc angesehen werden , dafs in 
Europa falsche Vorstellungen von den Verhaltnifsen der Vereinigten 
Staaten in weitesten Kreisen verbreitet. Die von Deutsch-Ameri- 
kanern oft vorgebrachte Kla^t- wird durch Bcriclitc der ameri- 
kanischen Konsuln rrlielilich verstärkt. Schon olicn wurde auf die 
Lage in Italien hingewiesen. Über Österreich schreibt der General- 
konsul in Wien: - ) 

,,Fr<. ilioli, die L iik'Tintiiis iiiiicrikanisclKT Gcelzc und Einri< IiUiukoii, im Koson- 
dcreii dtr nüf die I'-iiiwaiuitTUii^; bc/uglicheii, ist so vollstamlijj als nüt^fmeia." 
Mehr als einmal sei cs vorgckoiumcu, dafs er schriftlich oder muudlich um Aus- 
kunft gebeten sei, ob and von welchem Hafen aus die Vereinigten Staaten freie Ober- 

') Allordinjis wird dabei auch das folgende Zeugnis des amerikanischen Konsuls 
in Wien 'i( ac!>.*('t v, f rf?en Tnüs^rn. Er schreibt, er müsse einen ihm von einem 
osterrcichisi lien Hcainten gemachten Einwand als berechtigt anerkcniicD. Alle 
Bemühungen der Vereinigten Staaten verarmte Angehörige fremder Staaten von lieh 
fem zu halten, um der Last ihrer eventuellen Versorgung au en^ehen, werden so 
lange als eine etwas einseitige Behandlung der Krage angescheu werden, SO lange 
die Vereinigtet! St.iat< (i ihrerseits die l'flicht einer Fürsorge für ihre eigenen in der 
Fremde verarmten Angeliorigen zurückweisen. ,,lch mufs zugeben, dafs diese Kritik 
berechtigt ist und dafs wir, während wir gegen die Einwanderung z. B. von Osto^- 
reichisdicn Armen protestieren, unsere eigenen Armen, Invaliden und Geisteskranken, 
die in diesem Lande Stranden, der Fürsorge der österreichischen Flehordcn über- 
lassen.' Ihm seien mehrerer solcher Falle in Wien vorgekommen ohne dafs < r ht-rec htigt 
gewesen w.ire oder die Mittel gehabt hätte, Hülfe zu lebten. Reports of Diplo- 
matie Officers usw. S. 97. 

') Reports usw. b. 95. 
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fahrt gewSbfteo. ,,Bct einer Gelegenheit erschtenea vier Landaibeiter aus dem 

Innern Ungarns vor dem Konsulat und verlandeten nicht allein freit- (.Erfahrt, son- 
dern au<'h «"itie An'.veisun^j auf alles notwendi^i«' hndw irtxhaft'ii Ii Inventar zur 
baaung des Bodens, den unsere Regierung ihnen sogleii h nach ihrer Ankunft in den 
Vereinigten Staaten öbcrgeben würde. Diese Leute hatten gerade Geld genug um 
ihre Heimat wieder zu erreichen und waren ganr erstaunt, als sie unterrichtet 
wurden, dufs ihrem absurden Verlangen nicht entsprochen werden konnte. Sie 
sagten, dafs a!!i° i?vrc Freund» i'u. -n versic hert hritten, sie würden keine Sch\vie^i^;- 
kciten in der Krfulluntj ihrr r \\ ir.^i he treflVn und dafs es in den hmdiichen He- 
zirkeu Ungarns der ailgcmein verbreitete Glaube sc», dafs» .\merika mit Freuden die 
Uberfahrt für alle Arbeiter lahle, die nach den Vereinigten Staaten auswandern 
wollen. Es ist Übrigens gans und gar nicht erstannlich, dafs solche lacherliche 

Vorstelluiifjen ihren Weg im Volke gefunden haben, da die l'rr keinerlei Auf* 
klarung übi r Ii ' Vereinigt<Mi Stant. Ti t^ihf. J <ie l'ntersuchuni,'. n li' ^ Ilinwanderur 
aus&cbusses sind von der wiener Fresse nicht einmal erwähnt worden. Unsere 
Republik ist eine wahre Terra incognita für die gruf^ie Menge der Leute hier und 
in Folge dessen haben amerikanische Agenten, welche ArmenhSnslerarbeit impor- 
tieren wollen, hier ein glänzendes Feld für ihre Tliatigkeil." Selbst gebildete Ix^ute 
kentT'fi die oflentliehen Einriihtunj^en in den Vereini;T M> Staaten so weniij, <lafs sie 
glauben, m.Tti k*tnne sich daselbst ohne Aufenthalt mi i>ande naturalisieren lassen. 
„Als Ausgang des letzten Jahrc& ein Ivricg mit Kufslaud bcvor/usleben scUieu, 
wurde ich bei zwei verschiedenen Gel^enhetten von gut situierten praktischen 
RcchtSMiwälten dieser Stadt (Wien) angegangen, den Söhnen ihrer Klienten, die 
daran waren /.um Meer eiid)erufeii zu werden , das amerikanische nurgerrctrht t\x 
verschaffen, (lera i vu ]>ossierlich war ihr EnitHiinen, als i< li ihnen er/ählti , »lafs 
ein wirklicher Aufenthalt vou $ Jaliteu iu unserem Lande verlangt wird, wid dafi 
im Falle einer zum Zwecke dauernden Aufenthaltes hier vorgenommenen Rückkehr ans 
Amerika den flftgge gewordenen Bargera kein Schutz gewährt würde, weder seitens 
der Gesandtschaft, noch seitens dcs Konsulats. In l(e/ug auf 'len Char:ikter ihres 
Verlangens hatten sie keine Entschuldigung /u bieten." S. !1)-t die Agenten der 
.Scbiflsgesellsi haften sind nicht genügend unterrichtet ütler behaupte» es wenigstens 
wie der wiener .\gcut der Red Star Linie, der sein Erstaunen Aber die Existenz 
eines Gesetzes aussprach, welches die Einwanderung von vorher angeworbenen Ar- 
beitern verbietet, und erklärte, dafs er nie etwas davon gebort habe. Ein unent- 
bchrlirfirs Mittel, die Einwanderung von unliebsamen Personen zu vermeiden, sei, 
dali' i, dafs" «üf Konsuln der Vcreinit^ten Sf;inton in der l'rcssc, insbesondere in 
jener der /cntrcn gewerblicher und landvvirtj^li.ifilicher Tbatigkeit die in den Ver- 
einigten Staaten in Bezug auf die Einwanderung zu Recht bestehenden Vorschriften 
mit entsprechenden Kommentaren zu veröffentlichen haben. Das würde zwar bedeu- 
tende Kosten hervorrufen, aber der thatSächlich erreichte Vorteil, die Abnahme der 
.^us\vanf!»Tufii_' von 7W -ifi üi.iften Elementen, welche dieser VerofTentlichung folgen 
mülste, würde zu irgend einem l'reis, wie hoch er auch en>cheiucn mag, immer noch 
billig «kauft sein." Die Öslerreichisdie und ungarische Regierung wfirde alles 
thun um die Auswanderung von Personen zu verbieten, deren Auswanderung mit 
einer Verletzung der amerikanischen Gesetze verbunden w;ire, aber sie konnten 
wenl;: tbun , <la di' LolsuH ohorden, welche die einzige praktische Möglichkeit zum 
Eingrciten besitzen, namentlich quf dem l>;inde „in .absoluter L'nkenntnis unserer 
Gesetze sicli befinden und sich nicht bevvufst sind , dafs sie amerikanische («esetze 
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vcrletxen, wemi de ibre Aiuea und VafaboDden aa mnere Küste» setten. leb 
bin bereditigt, diese ^f'i— y auanispredieiif weil idi zu Tenchiedenen CelegeD- 
heitCD vollen Beweis dafür gdttbt habe, dafs diese unter^eonliietcn Hchurdcii nicht 
die entfernteste Vorsiclluiif,' von dem bi sf< !i. tii!rn Vcrtrajjf haben, nach welchem 
naturalisierte amerikanische Burger von uäterreichischer Abkunft vom Mililärdieuät 
befreit sind, wenn sie ihre «Ite Heimat besachen." 

Dafs auch in Deutschland Aufklärungen nötig sind, wird durch 
mannigfache Erfahrungen bestätigt. Die deutsclie Gesellschaft in 
Montreal schrieb rS8f^ an den Oberpräsideiiton von Westpreulsen, 
dafs CS ihr seit ciiii<^er Zeit absolut unmöghch sei, den /.ahlreichen 
Deutschen und Unterihanen befreundeter Nationen den nötigen l^ci- 
stand zu leisten. „Ks vergeht keine Woche, dafs nicht Leute in 
dem erbarmunf^^swürdif^sten Zustnnd hier ankommen und sich in ihrem 
Elend an die CiesellschalL wenden, ein lehendij^es i^ild der verab- 
scheuunj^rswiirdii^en Thatif^keit, speziell in den deutschen Seestädten, 
von denen sie ilire Hillctte Ljekauft haben." Sie kunimen aus Prcul'sen, 
Posen, dem SiebenL;ebirge. Zur Umgehung des Geset/.es gegen die 
Armenauswanderung werden sie von den Agenten nach Kanada ge- 
schickt und die Entfernung von den dortigen Hafenstädten nach 
den amerikanischen Besliinmungsorten wird ihnen sehr kurz ge- 
schildert, während sie thatsächlich Hundene von Meiku cnlfcrrit 
sind. Diese Leute fallen dann notwendigerweise der öffentlichen 
Müdthatigkeit anheim. ') Konsul doudwin in Annaberg schlägt vor,-) 
die Vereinigten Staaten möchten in den am meisten verbreiteten 
Zeitungen Europas auf ihre Kosten Anzeigen über die Lage der 
Industrie und der Arbeitsverhältnisse veröffentHchen und bekannt 
geben, da(s die amerikanischen Städte überfüllt sind mit europäischen 
Auswanderern, dafs Alle, die sich nidit selbst erhalten können, zu- 
rückgewiesen werden, dafe Anarchisten und Sozialisten ihres Grades 
das Landen untersagt würde. ,3olche offizielle Warnungen würden 
vkl Gutes stiften/* Über die Warnungen, die jetzt in dem deutschen 
Reiche — und auch manchmal auf offizielle Anregung hin — erscheinen, 
spricht sich der Konsularagent in Gera so aus*): „Falsche Vor- 
spiegelungen werden gemacht, aber nicht um die Auswanderung 
anzustacheln, sondern um «e zu verhindern und in dieser Beziehung 
ist nichts, was über unser Land gesagt wird, zu absurd, um nicht 
sdnen W^ in die deutsche Presse zu finden. Es dürfte nicht Auf- 



') Deutsche Koloiilal/citung 1888. 

*) Rcpnrts of Diplomatie Officers ll»w. S. 81. 

*) Reports usw. S. 65. 
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gäbe meines Berichtes sein, eine Übersicht über all die unsinnigen 

Vcröfifentlichungen zu ^eben und die Thatsacbt \vird genügen, da(s 
kürzlich in deutschen Zeitungen zu lesen war, jeder deutsche Aus- 
wanderer würde in den \ ereini|^ten Staaten entweder für einen Anar- 
chisten odit für einen Sozialdemokraten gehalten und fände des- 
halb keine Beschäftigung.** 

Das Eine geht gewifs aus diesen Berichten, wie aus den That- 
sachen der Auswanderung" selbst hervor, dafs eine Aufklärung not- 
thut Und dieses Bedürfnis ist nicht nur von Standpunkt der 
amerikanischen Staatsinteressen aus anzuerkennen. Die europäischen 
Nationen müssen im Interesse ihrer Auswanderer wünschen, dals an 
die Stelle der geheimen Einflüsterungen und Verlockungen der 
Agenten und an Stelle der schiefen und vcr/( rrten \'(jrst(. llungen, 
die sicli aut" die unklaren Urteile der öftent Hellen Meinung und un- 
veraiilwurt lieber Einzelberichte stützen, das klare und bestimmte 
Bild der Thatsachen trete. ICs sollte Jedermann möglich sein, 
kostenlos eine ausreichende Intormation über die gesetzlichen 
und wirtschaftlichen Grundlagen seiner künftigen Existenz zu 
gewiiuien. Es ist für Europa eine Pflicht der Fürsorge , für 
Amerika ein (iebot der Selbsterhakung datur Sorge zu tragen. 
Hier können und sollen sich die öffentlichen Verwaltungen 
beider Gebiete die Hände reichen. Wir nähmen den Vereinigten 
Staaten die Kosten der VerÖft'entlichung in europäischen Zeitungen 
ab, indem wir für die geeignetste und weiteste Verbreitung 
der Informationen Soi^e tragen, dafür verpflichteten sie sich zur 
Förderung aller Einrichtungen des Schutzes uud der Fürsorge für 
alle jene Klassen der Einwanderung, deren Eintritt sie gestatten. 
Seit die Ordnung des gesamten Einwanderungswesens in die Hände 
der Zentraiverwaltung gelegt ist, ist auch das formale Hindernis» 
das früher auf der Seite der Union einer internationalen Rodung der 
Frage entgegenstand, geschwunden. In Europa kommen dem Ge- 
danken die in England, Belgien und in der Schweiz bestehenden ölTent- 
lichen Auskunftsorganisationen entgegen. In Italien und Deutschland 
sind mächtige Anregungen zur Errichtung gleicher Anstalten gegeben. 
In Frankreich wurde vor kurzem eine internationale Gesellschaft 
zum Zwecke des Studiums der Wanderbewegung der Völker ge- 
gründet, welche alles darauf bezügliche Material zu sammeln und 
zugänglich zu machen sich bemüht') Es sind daher überall 



') Eingeheodere Aafklüiung 6ber jene Bewegung geben folgende Sduriftca: 
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Ansätze voiliandeo, die es auszubauen gilt zu einem internationalen 
Aufkläningsdieitst im Interesse der nationalen Auswanderung. Die 
Volker stdien wie die Einzelnen in einem Wettkampf, der sich auch 
ohne kri^erischen Zusammenstofs vollaeht Jede Nation legt hierbei 
ihre physische Starke, ihr wirthschaftliches Können, ihre geistigen 
und moralischen Fähigkeiten ein, um den Preis, Raum zur Aus- 
breitung und Leben auf der Erde, zu erringen. Die Stärke der 
Auswanderung und die Stellung, die diese sich zu verschafien 
vermag, sind ein Symptom dieses Kampfes. In ihm würde der 
Organisation des gedachten internationalen Auskunftsdienstes die 
Aufgabe zufallen, die nutzlosen Opfer an Gut und Menschen- 
glück zu mindern und jedem Volke die zur Zeit ganstigste Stellung 
zuzuweisen. Je früher sich ein Staat dieser Aufgabe bemächtigt, 
umso vorteilhafter ist die Lage seines Volkes und Deutschland sollte 
daher nichts versäumen, um die Einrichtungen zur Aufklärung setner 
Auswanderer zu fördern. Wenn auch die Einwanderungsgesetzgebung 
der Vercinii^tcn Staaten nicht gegen Deutschland gerichtet ist. so 
doch durch die Verschiebutif^ der Verhältnisse daselbst eine mit der 
Zeit immer starker wirkende Hemmung auch für die deutsche Aus- 
wanderung zu erwarten. Und gleichzeitig wächst das Bedürfnis der 
andern abgedrängten Nationen den freien Raum auf der Erde für 
sich zu gewinnen. Darin liegt eine starke Mahnung für Deutschland, 
in der Auswanderungsfrage endlich positiv vorzugehen. Spinnt es 
durch die Organisation dt^s Auskunftsdienstes im Interesse der Aus- 
wandrer seine l'aden nicht biols nach den Vereinigten Staaten, 
sondern über tlcn ganzen Krdkreis. so wird es dadurch erst in die 
T.ac?p kommen, einen l'herlilick zu gewinnen über die Rolle, die es 
im Scliauspiele der Welt spielt. Es wird seine Starke, aber auch 
seine Schwache anderen Natioiu-n gegenüber erkennen vnid Vorsorge 
tretifen kötmer). um durch seine Auswanderung der künftigen Ent- 
wickelu ng des i-)eutschtums überall auf der Erde eine kräftige Stütze 
zu bieten. 



mein Aufsatz: Auskonftsimter fiir Auswanderer im Deutschen Wochenblatt 1S91 S. 
31» 43; Bokemeyer, das Auswandenmgswesen in der Schweif, in BelgieDf in 

England und Deu(:^chland, Berlin 1892; Verbundluugen der deutschen Kolonial- 
gcscllsi liaft uIht AusuainliTiitic;; wm 2(>. Mär;- 1801; EgistO Rossi, Del PatfOnntO 
degli Emigrauti in Italia e eil Estero, Roma 1893. 



.4riehhr fiir tot. G««etafrbr. n. Stadtti):. TL I9 
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DIE GEWERBLICHEN 
FORTBILDUNGSBESTREBUNOEN DER 

DRESDNER ARBEITERSCHAFT. 

VON 

Dr. KARL von MANGOLDT. 

Kinc relativ wenig beachtete und doch so unendlich wichtige 
Frage ist die der gewerblichen Ausbildung; der Arbeiicr in Industrie 
und Handwerk. Von ihr hanp^en in lioheni (irade die Bluic des 
Gewerbes wie das Wohlep^reli^n des Arbeiierstaiides ab. AHerdint-s 
können bei der heutigen ausi^cbildeten Arbciisieiiung eine Men^c 
Arbeiten .schon nach sehr kurzer Lern/.eit von jedermann verrichtet 
werden, aber andererseits kommen eine grolseZahl handwerksmässijrer 
Verrichtungen doch auch in dem modernen Fabrikbetrieb vor und 
die maschinelle Entwicklung selbst drängt dahin, einen immer 
fjrölserrn rro/.eiitsatz fachpfelernter Arbeiter zu beschäftigen, indem 
sie den Menschen mehr und mehr aus der Rolle eines Knechtes 
der Maschine in die cuies beaufsichtigenden Herrn versetzt. 

Zudem fordt rn die hohen Ansprüche, denen unsere .Xrlieit 
heute /.u genügen, und die Manniglaiiigkeit der Stolic und Ahtie], 
mit denen sie zu thun hat, von allen, die auch nur einigerma.ssen 
selbständig thätig werden sollen, ein weitreichendes Verständnis und 
eine grot'se Geschicklichkeit. So entsteht ein starker Bedarf nach 
gut ausgebildeten Arbdtskräften teÜs als Arbeitern der Industrie« 
teils_ als den zukünft^eü Meistern des Handwerks auf dem be- 
schränkten Gebiet der Befriedigung höchst individueller Bedürfnisse 
und mannigfaltiger Reparaturen, das die Zukunft dem Handwerk 
vorbehalten £u haben scheint Aber so wichtig hiernach eine gute 
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gewerbliche Ausbildung ist, so wenig befriedigend and unsere 
hierauf abaelenden Einrichtungen. Die „Lehrlingsfrage" ist leider 
eben auch in dieser Beziehung noch so gut wie ungelöst Relativ 
am meisten ^olg hat bisher noch das Bestreben gehabt, die Lehre 
in der Werkstatt, die meist durch die einseitige und hastige Art 
des Arbeitens leidet, durch eine planmässige theoretische und prak- 
tische Schulung KU ergänzen. Diesem Bestreben verdanken die 
zahlreichen gewerblichen Fortbildungsschulen, Fachschulen, Gewerbe- 
schulen und Lehrwerkstätten ihre Entstehung. Wie notwendig eine 
solche Schulung ist, geht schon aus dem einen Umstände hervor, 
dals in sehr vielen Gewerben ein tOcht^r Arbdter nach oft sehr 
schwierigen Zeichnungen arbeiten, ja kleinere Entwürfe selbst an- 
fertigen muis. Der hierzu nötige Zeichenunterricht kann aber doch 
unmöglich nur so nebenbei neben der Arbeit in der Werkstatt er- 
teilt werden. Als Träger der eben genannten Bildungseinrichtungen 
kennt man bei uns bis jetzt nur den Staat, die Gemeinde, Gewerbe- 
II nd Handwerkervereine, Innungen und Private. Dafs auch die Ar- 
beiter selbst auf diesem Gebiete nicht unbeträchtliche Anstrengungen 
machen und dafs in diesen Bestrebungen ein höchst cntwickelungs- 
fahiger Keim steckt, scheint bei uns fast gänzlich unbekannt zw sein. 
Schon der badische Fabrikiospektor Dr. Wörrishoffer hat in seinem 
Buche „Die soziale Lage der Fabrikarbeiter in Mannheim" bei der 
Schilderung ik r Thätigkeit der Arbeitervereine gewerbliche I-'ort- 
bildungsbestrebungen erwähnt. Durch das gütige Fntgegenkommea 
der Vorsitzenden der Dresdner .Arbeitervereine imd des Dresdner 
Gewerkschnftskartrlls bin ich in der Lai^c, iibrr die Bestrebungen 
der Dresdner /XrbciLer in dieser Kiciitung einit^L- c^rnnuerc Angaben 
zu inachcn. Vorher jedoch noch einige Worte über die Art der 
angcstcUicü Erhebuiif^c n. 

Zuerst wurden die X'orsii /.enden der Vereine, deren Adressen 
zu erlant^en w.-iren. scliriftlich befragt, ob überhaupt gewerbliche 
Fortbilduni^sheslrehuni^en bestinnnicr ^\rt von ihren Vereinen ge- 
pflegt würtien. und. wenn dies nicht der l'all. um Anc^abe des Hin- 
dcruiij^sgrundes gebeten. Überall, wo auf ditbc Weist- nur einiger- 
massen bedeutendere Fortbildungsbestrcbungcn zu erkennen waren, 
fand sodann eine persönliche Befragung und Erörterung nach einem 
15 Fragen enthaltenden Fragebogen statt. Im übrigen wurden 
ausgebHebcne oder ungenügende Antworten diupdi nochmalige 
schriftliche Befragung nachgeholt oder ergänzt und endlich die 
auch auf diese Webe nicht beitreibbaren Antworten durch Ver^ 

19* 
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firittelung^ des Dresdner Gewerkschaftskartells dng^olt So gelang 
es, von sämtlichen Verdnigungen, deren Adressen bekannt waren, 
mit Ausnahme einer einsigen Antwort zu erlangen. Immerhin dürfte 
eine, wenn auch geringe Anzahl solcher Vereine der Befragung ent- 
gangen sein, die weder in dem sogenannten Vereinskalender der in 
Dresden erscheinenden „Sächsischen Arbeiterzeitung*^ aufgeführt 
waren, noch zu den Hirsch-Dunckerschen Ortsvereinen oder zu den 
sonst im I^fe der Erhebungen mit ihrer Adresse zuiallig bekannt 
gewordenen Vereinen gehörten. Ebenso waren einzelne Ungenau^- 
keiten und selbst Unrichtigkdten in der Beantwortung nicht zu ver- 
meiden, insbesondere weil in dnigen wenigen Fällen bd der Un- 
möglichkdt von dem betreffenden Vorsitzenden Antwort zu erlangen, 
die Antwort einzelner kundiger Mitglieder genügen mufste. Um 
in einigen besonderen Punkten dnen Vergleich zu ermöglichen, wur- 
den zum Schluss auch noch an die Leiter einer Anzahl Innungs- 
und Privatfachschulen einige Fragen gerichtet und ausnahmslos 
beantwortet. Ich bin mir völlig bewusst, class diese kleine Phvat- 
enquete somit keineswegs durchaus exakte Ergebnisse liefert; immer- 
hin aber dürften dieselben doch in dnem Grade der VVahrhdt 
nahe kommen, der eine ausführlichere Darstellung rechtfertigt. 

h's liegen im ganzen vnr Angaben über die Thätigkeit von 
44 im Winter 1892 bestandenen Vereini^un<,'^cn, die als eigene Orjrani- 
sationen der Arbeiter aufzufassen sind. Hierbei sind eingerechnet 
die 10 Hirsch -Dunckersclien ( )rt.svereine und die in Dresden be- 
findlichen Abteilungen der L^rossen Zentralverbande; diese bilden 
zwar infolge des sachsischen Vereins^^esetzes keine Vereine, ent- 
falten aber doch durch in öffentlichen Versammlungen gewählte 
Vertrauensmanner, mitunter auch durch Lohiikoinmissionen und 
deri^icichen eine gemeinsame Wirksamkeit. Nicht dagegen sind 
eingerechnet Privatunternehmungen wie die vortrefifÜche, auch von 
Arbeitern zahlreich besuchte Clauss'sche Gewerbescliule , oder Ver- 
einsunternehmungen wie die Kurse des sogenannten Fortbildungs- 
vereins. des Frauenervverhsvereins, des Vereins Voikswohl, die weder 
von Arbeitern ausschliesslich unterhalten und geleitet werden, noch 
i\rbcitcrn ausschliesslich zugute kommen. Bei diesen 44 Vereinigun- 
gen finden wir folgende Hüfsmittd för gewerbliche Fortbildungs- 
bestrebungen : FachbibHothek, Fachzdtung, Fachvorträge mit Frage- 
kasten und Diskussion, Exkursbnen und verschiedenartige Fadikurse. 
Des näheren verteilen sich diese Veranstaltungen in folgender Weise 
auf die dnzelnen Vereine: 
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44 Gesamtzahl der Vereinigiiiigea; 

12 = 27% VereioiguDgen hatten keinerlei Veranstaltungen zum 
Zwecke gewerblicher Fortbildung (ausgenommen Fach- 
zeitung); 

26 » 59,1 \ hatten Fachbibliothek; 
25 =^ 52,3% hatten Fachvortr^c; 
18 = 40^ 7o hatten Fachbibliothek und Fachvorträge; 
9 = 20,5 \ hatten Fachkurse irgend welcher Art (einschliefslich 

Konkurrenzzeichnen) ; 
6 » 13,6",, hatten Fachkurse, Fachbibliothek und Fachvortrage. 

Die ]*' ach b i Iii i ü t heken bestehen meist nur aus einiijen 

vT» 

wenigen Händen Fachlitteratur, die einer allgemein wissenschaftlichen 
und politischen Büchersammlung hinzugefügt sind ; etwas zahlreichere 
Bibliotheken besitzen die Hirsch -Dunckerschen Ortsvercine. Doch 
giebt es auch sonst einige grölsere Fachbibliotheken; so besitzt 
z. B. der Ix)k;il verein der Bildhauer ca. 200 Bände Fachlitteratur, 
zum grofsen leil wertvolle Vorlagewerke. Die Benutzung dieser 
Fachbibliotheken ist im allgemeinen eine rege. 

Nächst den Fachbibliotheken sincl die verbreitetste Art der 
fachlichen Fortbildung die F ac h v o r t rüg c Sic finden bei Ge- 
legenheit der Vereinsvrrsanninhin'::^en statt: ilire Zahl schwankt 
zwische n 2 und lo im J;ihrc. h.iufi;.^ schlicsst sich eine Fragczrttel- 
debatte ww sir all. Die I'xkursioiicn -^ind in der vorstehenden Auf- 
stellung mit als \'(>nrage gerrrhiun. Die V^ortragenden sind regel- 
mässig „altere Kollegen", nur .tusnahmsweise KunstkritikcT <hUt 
ähnliche Personen. Wenn man die Angaben über die An/.ahl der 
Fachvorträge und Exkursionen zusamnicnstclh . so konnnt man am 
t ini- Gesamtzahl von ungefähr 90 — lon Vorfrai^i n und Exkursionen 
das Jahr, die von den Dresdner Arbeitervereinigungen ausgehen. 
Etwa 40 davon veranstalten die Hirsch -Dunckerschen Ortsvereine. 

Die bei q Vereinen im ganzen vorkommenden F'achkurse, 
einschliesslich des sooc r.anmen Konkurrenzzeichnens. sind höchst ver- 
.sciiiedener Art. Die (jesamtzahl der eigentlichen Fachkurse beläuft 
sich auf 9 lü jahrlich, ausserdem die der jälirlichen Konkurrenz- 
zeichnen auf 9. Von den Kursen entfallen 4 (Schuhmacher, Schneider 
(2) regelmässig, Tapezierer und Stellmacher hin und wieder] aut 
Unterricht im Fachzeichnen, der bei den Schuhmachern mit Modell« 
schneiden, bei den Schneklem mit Zuschneiden verbunden ist. Eben* 
falls 4 entfallen auf Buchführung (Verein för Volksbildung 2), Holz- 
arbeiter regelmässig, Tapezierer, Stellmacher, Schnekler hin und 
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wieder); 1—2 Kurse jährlich entMen auf sofist^en Unterricht Es 
kommeo da ifl Betracht 2 Rechenkurse, der eine bei den Stein* 
metzen (regehnasaig) giebt eine Anleitung zu der tarifgemäßen, etwas 
schwierigen Berechnung der Lohnsätze bei Akkordarbeit, der andere 
bei den Stellmachern (nur hin und wieder) lehrt insbesondere 
die selbständige Anfertigung von Kostenanschlägen, wobei Kubik- 
berechnungen des 5^11 verbrauchenden Holzes und dei^leichen vor- 
kommen. Kinige eigentümliche Kurse endlich finden noch hin und 
wieder bd den Tapezierern statt, nämlich ein sogemuinter Polster- 
und ein sogenannter Freihandkursus. In dem ersteren werden die 
Kunstgriffe bei der Polsterung dir Möbel, in dem letzteron das ge- 
schmackvolle Rrtffcn und in l-'altcn lecfen der Gardinen «gelehrt 
KonkurrcnzzcicbiK-n tiiidri s{)oradisch gleichtalb bei den Tape/.ierern 
und regelmäfsi;^ mehrmals im Jahre in dem Verein der Steinbild- 
hauer und dem Lokalverein der Bildhauer statt. An den eigentlichen 
l-'aclikurscn beteiligen sich iährlich etwa 200, an den Konkurrenz- 
zeichnen etwa 55 Personen, /.usammen also 255. Hiertjei sind aller- 
dings diejciÜL^en, die sich an mehr als einem Kurs beteiligen, mehrmals 
gezahlt. Diese Zahlen sowohl wie die Zahl der Fachunterricht ver- 
anstaltenden Vereine würden erheblich grösser sein, wenn nicht einige 
be.sondere Momente, die weiter unten erwähnt werden sollen, gerade 
jetzt ungünstig einw irkten. Die Fachkurse gehen sänulich von mehr 
oder minder sozialdemokratisch j^eMiniten Vereinigungen aus; von den 
Hirsch - Dunckerschen Ortsveri iiu-n tritt in dieser Bezieh unij keiner 
selbständig^ aiit. Dagegen existiert eine .-\bmachung zwischen dem 
Orts\'erbandc der Hirsch-Dunckerschen Vereine und dem sogenann- 
ten FortbUdungsvcrein zu Dresden, dcmufolge sämtliche Mitglieder 
d^ genannten Vereine an den Kursen des Fortbilduiigsvereins töl* 
nehmen können, ohne selbst Mitglieder desselben su sein; der Orts- 
verband der Hirsch-Dunckerschen Vereine zahlt sodann die Hälfte 
des Schulgeldes und die einzelnen Vereine leisten vielfach noch 
weitere Zuschösse an die Schüler. Die Benutzung der Kurse des 
Fortbildungsveretns durch die Angehörigen der Hirsch*Dunckerschen 
Vereine scheint aber trotz alledem eine sehr schwache zu sein. 

Die eigentliche Zeit für die Kurse, Vorträge und die Benutzung 
der Bibliothek ist der Winter und in diesem wieder die Abende 
und Sonntag Vormittage. Die Exkursionen finden natülicb im 
Sommer statt. Bei den Schnddern fallen die Kurse mit der ausser- 
gewöhnlich hohen Zahl von 12 Stunden die Woche in die ^sauren 
Gurkenzeiten** im Januar, Februar, Juli und August Den Haupt- 
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stock der Kursbesucher bilden überall Gesellen und Grehilfen, 
namentlich auch junge Leute unter 21 Jahren, die allerdings nicht 
Mitglieder der betreffenden Vereine sein dürfen; dazu kommen einige 
Meister, während die Ldirlinge gänzlich fehlen. Die Lehrkräfte 
setzen sich zusammen aus einer Anzahl von Lehrern und Kauf- 
leuten, vor allem aber aus älteren Kollegen und Mebtern. Die 
Kosten werden regelmässig teils durch Schulgeld, teils durch Ver- 
einszuschuss gedeckt. Die Dauer der Kurst- erstreckt sich meist 
auf 2 — 3 Monate, Uber ihre Qualität kann ich mir ein Urteil nicht 
erlauben, jedoch bezeichneten meine Gewährsmänner die Erfolge 
durchweg rIs /ufriedensteUend. Bei einem Verein, der seinen 
früheren Zeichenunterricht aufgefreben hat, war sogar einer der 
Hauptgründe für den Fortfall desfelben, dafs der Unterricht zu sehr 
<:frmissb raucht ; worden wäre, indem sich mit seiner Hilfe viele zu 
Polieren aufgeschwungen und dann weniger das Interesse ihrer 
früheren (Tcnossen. als das der Arbritfreber in Obacht genommen 
hatten. Immerhin inussren mancherlei l'tnsränrie beeinträchtigend 
wirken, namentlich die Enge der Räumlichkeiten. Die Arbeiter- 
vereine sind zur Abhaltung ihrer Kurse last Musschliefslich auf die 
kleinen Säle und Vcreinszimnier von Restauraiioucn angewiesen, die 
natürlich, insbesondere beim Zeichenunterricht, nicht au.slangen. 
Nicht .selten fällt in Folge davon ein Teil der Schüler al>, und dieses 
Hausen in Restaurationen giebt auch noch 7x\ dem weiteren Üebel- 
stande Anlafs. dafs in manchen Fällen Bier wahrend des Unter- 
richte s:,rf(runken wird: erspart man doch durch diese nicht so un- 
gern gemachte Kon/.essinn die Lokalmiete ganz oder teilweise. Mitte 
der 80er Jahre richtete der frühere Tischlerfachverein ein Gesuch 
an die städtische Sei uiUn-hi^r de um Überlassung enies Schullokals zu 
Unterrichtszwecken. Dieses (u-such wurde damals abschiai^ig be- 
schicden und Lokalscliwierigkeiten haben schliesslich den jetzigen 
Holzarbeiterverein, den Nachfolger des späterhin polizeilich auf- 
gelösten Tischlerfachvereins, veranlasst, seinen lange gepflegten 
Zeichenunterricht letzten Winter aufzugeben und zu versodien, ob 
nicht die sog. Abendsdiule der Dresdner Kunstgc werbeschule einen 
hinreichenden Ersatz böte. 

Schon aus den bisherigen Darlegungen geht hervor, dass in 
der Arbeiterschaft eine starke Neigung zu fachlicher Weiterbildung 
besteht und ich muss feststellen, dafs ich viel öfter auf den Aus- 
druck des Bedauerns gestossen bin, nichts oder nicht mehr in dieser 
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Richtung thun zu können, als auf die Behauptung, dafs kein Be- 
dürfnis oder Interesse vorliege. 

Wenn wir jetzt die einzelnen Schwierigkeiten, mit denen die 
Arbeiterschaft bei diesen ihren Bestrebungen zu kampten hat, be- 
trachten, SO wird dies das Geschaffene noch achtenswerter erscheinen 
lassen. Vergleicht man die Vereinigungen, die keinerlei Veranstal- 
tung zum Zwecke gewerblicher Fortbildung haben ^Tabakarbeiter, 
WVifsgerber. Former, Gold- und Silberarbeiter, Bürsten- und Pinsel- 
macher, Huimacher, Korbmacher; die anderen tiiril f)cstchcn teils 
zu kurz, teils sind sie nur die zentralisirte I*~oriii einer im übrigen 
lokalen ( )rLjanisationi, mit denen dir tiavun am meisten liahen: 
Schneider, Schuhmacher, Tnpezieri-i. Hildhauer. Steinbiliihauer und 
Holzarbreiter d. h. im wesentlichen Tischler), so niochu- man es 
für wahrscheinlich hallen, dass die lachlichen I-'ortbilrkniLrsbc-streliun- 
gcn der Arbeiter im all<j^emeinen um >(• «geringer werden, je mehr 
sich das Gewerbe, in dem sie heschaltiL^l sind, von dein handwerks- 
niitlsigcn Betriebt einlernt. So sciireibt auch der Vorsitzende dt-s 
ehemaligen Schuhmachorfach\ ereins. „Wir bei»chafligten uns früher 
sehr mit gewerblicher \\ eiterbilduni^ und wurde friiher im l achver- 
eine Buchtührung, Zeichenunterricht, lachliche Vorträge usw. sehr 
geschätzt. Da die Technik in unserem (iewerbe sehr vorgeschritten 
ist. so orf]^anisirten sich die Fabrikarbeiter mit den Handarbeitern 
und von dieser Zeil an wurden mehr wirtschaüliche 'I hi-men be- 
handelt weil ein grosser Teil sich sagte: Fort mit dem gewerblich- 
lachlichen Kram, wir können uns dadurch doch nicht helfen. Und 
so hatten wir in den letzten Jahren nur jährlich zwei Zeichenkurse/^ 

In anderen Zweigen ist die dem modernen Arbeitsbetriebe inne- 
wohnende Hast der Feind einer gründlichen Fachbildung. Der 
Vertreter der Glaser schreibt, dass die Mebter nur darauf sehen, 
dass man seine Arbeit ^hnell und halbwegs gut" fertig stellt, und 
der der Maler versichert, dass die Wertschätzung gründlicher Fach- 
bildung bei ihnen immer mehr nachgelassen habe. Es würde heute 
so schnell gebaut, dass an ein sorgialtiges, selbständiges Arbeiten 
OKfat mehr zu denken sei; übrigens hätten die Bauspeku- 
lanten sehr wenig Geschmack, und komme einnoal eine feinere 
Arbeit vor, so werde sie in der Hauptsache doch von einem eigent- 
lichen Künstler gemacht So bleibe (Ür den gelernten Maler nichts 
anderes übrig, als was jeder ungelernte auch machen könne. In 
demselben Sinne geringer Wertschätzung einer sorgföltigen, iadi- 
lichen Ausbidung für das materielle Fortkommen liegen noch einige 
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Aeusserungeii vor und auch von ihnen stammt keine aus einem 
eigentlich handwerksmässig betriebenen Gewerbe. Es ist nur natür- 
lieh, dass demgegenüber in diesen Fällen der Charakter der Or- 
ganisationen als Einrichtungen zur Erkämpfung ^wtvx Lohn- und 
Arbdtsbediogun^eTT hesonders betont wird, Aber allerdings wird 
das regere gewerkschaftliche und politische Interesse nun auch 
seinerseits leicht zu einem Faktor, der, indem er alle Kräfte in An- 
spruch nimmt, die fachlichen Fortbildungsbestrebungen beeinträchtigt. 
Indes trotz aller dieser Wahrnehmungen möchte ich doch die Ver- 
ringerung der fachlichen Fortbildungsbestrebungen der Arbeiter bei 
fortschreitender Technik mehr auf die grösseren materiellen Schwierig- 
keiten als auf mangelndes Interesse zuückführen. Um bei fort- 
geschrittener Technik Fachkurse mit Rrfolo;^ abzuhalten, sind Ma- 
schinen und ahnliche Dinc^p als Lehrmittd notwendig, deren Be- 
schalluni:^ Wf it über die Mittel der gegenwärtigen schwachen Arbeiier- 
nri^anisationcii hinausrrt-ht. Wo aber jede Mörrüchkeit. einen zweck- 
enispreciienden Kursus einzurichten, ausi^tschlossen erscheint, fehlt 
natürlich auch das Interesse. Ks spricht fur diese Auffassung, was 
iir. von Schulze -Gävernitz in seinem W erke „Der Grossbetrieb" 
mitteilt, dass z.B. in Manclusttr hei völliger Maschinentechnik, aber 
weit besserer Lage der Arlx Kcr t ine t^'-rosse Fachschule, ganz von 
Arbeitern eingerichtet und ^^t lciu t, besieht. 

Ein sehr verbreitetes Hindrrnis der gevvcrblicht^n l""oril)ildungs- 
bestrebungen bilden naUirlich die Kosten, die lan;^^_- .\r!;ciis/.eit und 
überhaupt all die ( iründt-. die- sich aus der schlechten wirtschaft- 
lichen Lage der Arbeiter von selbst ergeben. „Nacii unserer 
Statistik vom i. April 1889 bis i. April 1890" schreibt der Vor- 
sitzende des Vereins der Korbmacher, „zählt Dresden mit Um- 
gegend 130 Korbmachergehilfcn, welche eine Durchschuittsarbeits- 
zeit von 1 1 V« Stunde haben. Darunter befinden sich wek;he mit 
13 und 14 Stunden und ausserdem sokhe mit 200 bis 300 Ueber- 
stunden. Der Durchschnittswocheniohn betrug 13,80 Mark und 
darunter befinden sich solche mit 7, 8 und 9 Mark. 1890 sollte ein 
Zeichenkursus stattfinden; das Verlangen ist da, der Preis war allen 
jedoch zu hoch, und wurde deshalb nicht eröffnet. Sie werden 
also ersehen, dals die wirtschaftlichen Verhältnisse es uns nicht ge- 
statten, obwohl es uns sehr notthäte." Und der Vertrauensmann 
der Former, die inclusive Pausen 12 Stunden arbeiten, schreibt, das 
es ihnen bei ihrer langen Arbeitszeit nicht möglich sei „derartige 
nützliche Dinge zu treiben, indem mr dann so sehr abgespannt 
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sind, dafs uns aller Sinn für etwas Höhere^ verloren gehen muss." 
Zwar wenifrer drastisch, aber inhaltUcli auf dieselben Uebelstande 
hinweisend, lauti-n noch /zahlreiche Ausküntte. 

In ein {)aar I'allen wird auch über Teilnahmlosi^keit der Ver- 
einsmitr^lieder oregt-nüber den Foribildungsbestrebungen y;eklaL;t. 
Aber das tML^entiiche Ilindt-rnis in dieser Jic/.iehunc^ ist die Teiinahm- 
losicfkeit derer, die auTserhalb der V^ereinigungen stehen. Denn die 
,,von dem so/.ialdemokratisclu-n Clittt- durchseuchten" IMiti^lieder und 
Anhänger dieser sind uhcnbar noch weitaus die bircbsamsten. 
Sicher würden die Dresdner Arbeiter weit uu hr auf dem Gebiete 
der srewerblichen Fortbildung; l< isieu. wenn sie sich in grölserer 
Zahl an den Arbeiterorganisationen beteiligten. 

Auch der häufige W echsel di r .Arbeitsstelle, die geringe Selshattig- 
keit der .\rhri;frbevdlki-run>; wird als ein Hindernis der i^ewerh- 
lichen J'^orihildungsbestrebungen autgelulirt, \'ur allem aber ist hier 
zu nennen das sächsische Vereinsgesetz und seine Handhabung, 
dieses unglückliche Gesetz, das Hafs und Verbitterung trägt beinahe 
in jede Arbeiterhütte, wo noch dn Funken von Kraft und männ- 
Ucbem Sinne wohnt. Es verbietet im ,S 24, dafs Vereine, deren 
Zweck steh auf öiTentUche Angelegenheiten besieht, Zwdgvereine 
bilden oder miteinander in Verbindung treten, und zu den öflTent* 
liehen Angelegenheiten gehört, nach der Auffassung der sachsischen 
Behörden auch die Regelung der Arbeitsbedingungen. Wenn die 
Arbeiter jedoch sich nicht willenlos jeder Zumutung des Unter- 
nehmerstums fugen wollen, so sind sie gezwungen, in den ein- 
zelnen Berufen sich über das ganze deutsche Rdch durch dne 
gemdnsame Organisation ooitdnander in Verbindung zu setzen, denn 
anders ist es nicht möglich die zu erfolgrdchen wirtschaftlichen 
Kämpfen nötigen Gddmittel zusammenzubringen und im Falle dnes 
Strdks das Zuströmen der arbdtslosen Berufsgenossen zu verhin- 
dern. In richtiger Erkenntnis dieser Sachlage losen denn auch in 
Sachsen die Arbdter ihre nur die Beru^genossen dnes Ortes 
umfassenden Fadivereine mehr und mehr auf und treten als Einzd* 
fflitglieder den grofsen Zentralverbänden bei Wollen nun aber diese 
so oi^anisierten, an einem Orte befindlichen Angehörten dnes Be* 
nifes auch ihre lokalen Berufsinteressen pflegen, also eben vor allem 
eine Facbbibliothek anschaffen, Fachvorträge oder Fachunterricht 
einrichten, so dürfen sie das nicht auf dem einfachen und natürlichen 
Wege als Zweigverein jenes grofsen Vereins, denn das verbietet der 
jl 24 als staatsgefahriich. Sie müssen viebnehr entweder einen zwdten. 
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rein lokaien Verein gründen, oder in offentiicher Versammlung eine 
in dieser gewählte Kommission mit der Ausfuhrung jener Dinge be- 
trauen. In jedem Falle leidet die gewerbliche Fortbildung Schaden, 
denn die doppelte Scheererei verleidet so mancher Vrrfinigung die 
Lust, auch noch auf dem Gebiet der fachlichen Fortbildung thätig 
zu werden und, selbst wenn dies Hindernis überwunden wird, bleiben 
doch viele fem, die gekommen wären, wenn es sich einfach um ein 
Unternehmen der Organisation gehandelt hätte» der sie schon an- 
gehören. Eine weitere schwere Schädigung der Fortbildungsbe- 
strebungen bringt der ]s 22 des sächsischen Vereinsgesetzes mit sich, 
welcher die Beteiüf^unor junp^er Leute unter 21 Jahren an den ge- 
nannten Vereinen verbietet. Dadurch werden aus den !• nchvereinen 
gerade diejenigen aus^reschlosscn . die das dringendste Interesse an 
gewerblicher KortbilduuL,' haben. liihliothck und Fachvorträge sind 
ihnen damit meist verschlossen, wälirenci lu Kurse allerdings ge- 
wöhnlieh öffentlich sind. Indes auf diesem Uebiete liefen die Hinder- 
nisse t iner besseren Kntialtuug des gewerbliclien Ford^ildungswesens 
der Arbeiter nicht nur in dieser oder jener einzelnen Gesetzesbe- 
stimlnun^^ sondern vor allem in dem (reiste, der in Sachsen nicht 
blol's die Behr)rden. son 1< i ti die ol)eren Klassen liberhaupt belierrscht. 
Die Sn/.ialdcmt>kraten snid als .Staats- und (le.sclLschat'tsfeinde in 
allem, was sie thun, so sehr zu hindern, wie es nur ir^^end mot^lich 
ohne Verletzung des formellen Rechtes. Das ungefähr ist der Staud- 
punkt der leitenden Kreisel Und darunter leidet natürlich auch das 
i^ewerbliche i-'ortbiidungsvvesen. Für diese Anschauunj^ freilich sind 
alle Kampfe umsonst gewesen, die endlich zur Anerkennung des 
Grundsatzes geführt haben, dafs der Staat als die Alle umfassende 
Organisation niemals um der politischen oder wirtschaftlichen Ge- 
sinnung und Meinungsaufsening willen den einen vor dem anderen 
begünstigen oder Untansetzen darf. Ich hatte reichlich Gelegenheit 
t\x bemericen, wie volUg in den Dresdner Arbeiterkreisen das Ver* 
trauen in die Geltung dieses doch eigendich elementaren Grund- 
satzes des modernen Staates geschwunden ist Wo immer ich bei 
meinen Untersuchungen gefragt habe, ob nicht einmal ein Gesuch 
um Unterstützung dieser oder jener Art för die Fortbildungsbe- 
strebungen an die Stadt oder das Ministerium gerichtet worden sei, 
war der Grundton der Erwiderung, dals eine solche Unterstützung 
ganz undenkbar sei Ein einziger Verein besitzt aus den 70er Jahren 
em grÖCseres Vorlagewerk als Geschenk des Ministeriums und die 
Vergünstigung freien Eintritts in die königlichen Sammlungen. Dem 
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Tischler&cfaverein wurde wie schon erwähnt, von Seiten der Stadt 
ein Unterrichtslokal, dem Schndderveretn nach Aussage seines \^or- 
sitzenden vom Ministerium die Verleihung der Rechte einer juristischen 
Person abgeschlagen. Damit vergleiche man andererseits die rück- 
sichtsvolle Behandlung, welche Organisationen, wie die Innungen, die 
Kriegervereine, die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine finden. Der 
Arbeiter aber, der auf diese Weise sieht, dais, wenn er seine Gesinnung 
nicht schmählich verleugnen will, selbst seine gerechtesten und 
billigsten Bestrebungen hartnäckigen Widerstand finden, mufs schliels- 
Uch in ein revolutionäres Klassenbewulstsein hineingedrängt werden. 

Nicht ohne Interesse ist die Stellung der Dresdner Arbeiter zu 
den Innungsfachschulen. Wenngleich ich über keine derselben einen 
besonderen Tadel gehört habe, so herrscht doch im allgemeinen 
die Ansicht vor, dass sie nicht gerad<* allzuviel leisten - eine 
Meinung, in der übrigens mehr als eine Autorität mit den Arbeitern 
übereinstimmt. Im uhrii^'en waren die Meinunc^rn L^ficilt: die L;ri"»sscre 
Hälfte war der Ansicht, die Gesellen wurden, mocli'cn die innui!'^^- 
schulen auch nocii so ^nii sein, aus prinzipiellen (iriinden dieselben 
nicht besuchen, weil die Inninv^en die \rhiiuT zu unterdrücken 
siichlen; die kleinere I lältu- dagegen meinte, unter der Vnranssetzunc^. 
dafs auf den fniuin;^sschnlen tur Gesellen wirklich elwa.s zu lernen 
und der liesuch erlaubt sei . könne man ja wohl hingehen. That- 
siichlicli ist nach den mir vorliegenden Nachrichten von 5 Innungs- 
schulen und 2 .Schulen \on Arbeit gebervereinen (darunter der Allge- 
meine iiandvverkervereini der Besuch dieser 7 Fachsclnileii seitens 
der Gehilfen ein verschwindend i^cringer, trotzdem man auf 5 der- 
selben die BeieiliguuL^ der Gehillen in den Plan aulgenommeti hat. 
Als t.irund für diesen lässigen Besuch giebt der eine Schulleiter 
Kinsichtlosigkeit der jüngeren und gedrückte materielle Lage der 
alteren Gehilfen an; ein anderer meint, es läge daran, dass die Ge- 
sellen in diesem Gewerbe „ganz besonders schlimme Sozialdemo- 
kraten" seien. Darauf, dais gerade in den betreffenden beiden Ge- 
werben relativ gut besuchte eigene Fachkurse der Arbeiter existierten, 
ist keiner der beiden Herren gekommen, und ebensowenig ist etwas 
Derartiges einem ihrer Kollegen als möglicher Grund der geringen 
Gehlifenbeteiligung eingeben. Es giebt demgegenüber mindestens 
zu denken, dals 3 Privatiostitute in Dresden, in denen Fachkurse 
fiir Schneider abgehalten werden, zusammen jährlich weit über 
200 Gehilfen unterrichten; es mag dies ja noch seine besonderen 
Gründe haben, aber gröfsere I^tungsfahigkeit des Veranstalters und 
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der Umstand, dafs in diesem Falle kein Gegensatz zwischen ilim 
und den Arbeiteni herrscht, mag wohl auch eine grofse Rolle dabei 

spielen. 

Ganz anders ist die Stellung der Arbeiter gegenüber der Kunst- 
gewerbeschule zu Dresden, einem grofsen Staatsinstitut, das zwar 
in erster Linie den Zweck hat, eine höhere künsderische Aus- 
bildung zu gewähren, aber durch die sogenannte Abendschule, all- 
abendlich von '/j8 — '„10 Uhr, auch dem Arbciterstnndc in um- 
fassenden Malse zu gute kommt. Einzelne Arbeitervereine moti- 
vierten mir gegenüber den Mangel eines eit^enen Zeicheiikurses da- 
mit, dafs dies angesichts der Kunstgewerbeschule uberfnissii^ sei 
und der Holzarbeiterverein hat. wie schon oben erwähnt, gerade 
letzten Winter seinen bisher immer sehr reL;e besuchten Zeichen- 
kursus zu gunsten der Kunstgcwcrbeschule aufgegeben. Damit 
stimmt denn auch folgender Satz. ül)erein, den wir aus dem Bericht 
der Kunstgewerbeschuie für die Schuljahre vom i.^io. 89 — 1./ I0. 91 
entnehmen: 

„Insbesondere wurde die Abendschule von Stein- und Holzbild- 
hauern (57), Lithographen '48), Dekorationsmalern (45), Graveuren 
und Ciselcuren (44), Tischlern ('361 besucht, von den übrigen Gewerben 
waren noch Gold- und Silberarbeiter, Porzellan- und (ilasinaler, 
Schlosser, Klempner, Lackirer und Sciiriftmaler, Modelleure, Topfer, 
Drechsler und Buchbinder in gröfserer Zahl vertreten." Nach 
privater Mitteilung dürfte vielleicht die Hälfte dieser Besudier dem 
Gebilfenstande angehören« 

Sovid über die ForttHldungsbestrebungen der Dresdner Ar- 
beiterschaft Wenn man die zahlreichen und beträchtlichen Hindere 
nisse in Erwägung zieht, — die diesen Bestrebungen entgegen 
stehen — die veränderte gewerbliche Technik» die gedruckte wirt- 
schaftliche Lage der Arbeiter, die Lokalschwierigkoten, das sächsische 
Vereinsgesetz und die Stellung der leitenden Kreise überhaupt, die 
gerade im Zuge befindliche Umwandlung der lokalen Fachvereine 
in Zentralisationen, und endlich die schaife Konkurrenz der Kunst* 
gewerbeschule und einer Anzahl sehr leistungsfähiger Privat- und 
Vereinsuntemehmungen — , so wird man diesen Bestrebungen seine 
Anerkennung nicht versagen dürfen. Durch sie genielsen jähifich 
doch mindestens 200 Leute Fachkurse, hören Tausende gewerbliche 
Fachvortiäge und dringen zahlreiche Fachschriften in die Arbeiter- 
kreise ein. Man wird angesichts dieser Dresdner Verhaltnisse nicht 
leugnen können, dafs in den gewerblichen Fortbildungsbestrebungen 
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der Arbeitor, einerld ob sozialdenioktatiach oder niditi dn äulserst 
wertvoller Keim stedct» der auf alle Weise gefördert su werden ver- 
dient Wie diese Bestrebungen im aligemdnen den gewerblichen 
Biidungsbestrebungen Überiiaupt dnzurdhen dnd, ist nicht schwer 
2U sagen. Auch bei den besten Zuständen in bezug auf die Lehr- 
lingsausbildung, geschweige denn bd den jetzt und noch auf lange 
hinaus bestehenden, wird es immer eine beträchtlicht- Zahl von 
Lehrlingen geben, die infolge eigner Verschuldung, gedrückter Lage 
oder mangelnder Gelegenheit nur eine sehr schlechte Ausbildung 
erlangen, die aber später das Versäumte gern nachholen würden. 
Hierzu kommt die Schar derjenigen, die zwar gut ausgebildet sind, 
aber infolge technischer Veränderungen in dem betreflfenden Ge- 
werbe gewissermalsen zum zwdtenmale lernen müssen. Auf solche 
dem Lehrün^sstadium entwachsenen Leute richten sich ganz von 
selbst die gewerblichen I'^irtbilduniTshc.strchnngen der Arbeiter, und 
man könnte daher, wenn man ein Schema aufstellen will, sagen : 
Den Arbeitgebern, der (jeineindc, dem Siaat die Ausbildung der 
Lehrlinr^e. den Arbcit'-nireinen neben Gemeinde und Staat die 
Fortbildung der d'-m Lehrlmi^ssiadium lüitwachsencii und die immer 
wieder erneute iSelebung und Kraftiguni^ des Sinnes fiir gewerbliche 
Ausbildung überhaupt. Aber lieber keinen (irundsaiz, als einen der 
Veranlassung geben könnte, auch nur irs^endwo einen nützlichen 
Keim ungcpllegt zu lassen. Und deshall) wird es besser sein 
sagen : Pflege und Förderung der von Arheiierverciiien ausgehenden 
gewerblichen ^'ortbildunL,^sl)estrebnnL(eIl . wo immer ein cnisüichcr 
AiLsatz stilclier \ üriie<4t, und ohne jede Riicksicht auf die politische 
Gesinnung: nur da wo eine Zersplitterung gegenüber berdts be- 
stehenden, völlig genügenden Einrichtungen eintreten würde, wäre 
davon Abstand zu nehmen; es ist dabei aber zu erwägen, dafs 
Innungsschulen infolge des nun dnmal zwischen den Arbdtem und 
den Innungen bestehenden Gegensatzes eben in den meisten Fällen 
nicht genügen können. Die Förderung kann geschdieo durch 
unentgeltliche Ueberlassung, Beheizung und Beleuchtung von ge- 
eigneten Lokalitaten, finanzielle Bdhilfen, sacbgemäfse Beaufsicht^rtmg 
durch die gewerblichen Unterrichtsbehörden, vor allem aber durch 
Aufhebung der unausgesetzten Überwachung der Arbeiterverdne 
und der beengenden vereinsgesetzlichen Bestimmungen. Geht man 
in dieser Weise vor, so wird man bald die Freude haben, Hand in 
Hand mit den Besten des Arbdterstandes an dnem der nOtzlichsten 
Werke für Gegenwart und Zukunft zu arbdten. 



. j . > y Google 



DIE SOZIALISTISCHE GENOSSENSCHAFT IN 

BEL.GIEN. 



vox 

Dr. EMIL V ANDKRVKLDE, 

DUZEXr AN DER LNlVERijU AT BRÜSSEL. 



I. Die Bnutehung der Genosseiwchaltsbewegung. 

I. Die Genossenschaftsbcwefnini^ hat sich in Uelgien erst seit 
etwas mehr als eiiu m Dczcimiuni auszubreiten bL<^onneii, und zwar 
von dem Zeitpunkte an, in welchem die Gründer der Genossen- 
schafts-Apotheken (l*hannacies cooperativcs) in Brüssel, und 
der sozialistischen Bäckerei Vooruit in Gent neue, eic^enartige 
Asso^iations-l''ornK•n schufen, die sich den Hedurfnissen luid Be- 
strebungen der Arbeiterklasse in trefiflichcr Weise anpassten. 

Vor 1880 hatte man die verschiedenen in anderen Landern an- 
gewandten Arten der ( jen(js«;enschaft wiederholt in Belgien einzu- 
führen versucht: die l'rudukt ivi^^enossenschatten Frankreichs, die 
Konsumvereine Englands, die Kreditvereinc Ueutschlands, allein es 
vermochten sich diese Formen, Erzeugnisse frenidlandischen Ur- 
sprungs, nicht eHi/.iil)urgem. 

Über diese er>u n Versuch«.: ni<);_,^cn hier einige kur/e Anjjfaben 
folt^'en. die wir einer soeben von Louis Bert fand verortcniiichten, 
höchst interessanten Untersuchung') emnehuien: 



') l>a coopcratiou. Hruxelles (Rosci) 1893; in deutscher Sprache unu-r dem 
Titet: Die Geno&seDSchaft (Kooperation). Ihre Vorteile. Ihre Zuka&At. Neuwied 
uod Leipiig. 1893. Schupp, 
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1) Produktivgenosseoschaften. 

Anders, wie fast überall sonst» sind bei uns zeitlich die Pro- 
dukt! wereine die ersten Genossenschaften. Vom Jahre 1848 an 
gründeten die Arbeiter Gentes und Brüssel's, nach dem Muster 
der sich in Paris bildenden Assoziationen^ eine gewisse Anzahl 
Genossenschaftswerkstatten (Schneider, Schuhmacher, Buchdrucker 
u. s. w.) Leider hielten sich die meisten dieser Vereinigungen nicht 
lange und verschwanden. Eine einzige von ihnen besteht noch: 
die AUiance typographique, welche in Brüssel am 5. Mai 1849 ge- 
gründet wurde; überdies hat auch sie sich in eine Gesell. sc hnft 
kleiner Arbeitgeber verwandelt, welche Hülfsarbeiter gegen Lohn 
beschäftigen. 

Die Produktivgcnossenschaftcn, welche später gegründet wurden, 
hatten keinen besseren Erfolg, und die heute noch vorhandenen 
sind wenig zahlreich: die Gesellschaft der sozialistischen Zeitung 
Le Peuple, die Volksbuchdruckerei von Ixelles, und die Produktiv- 
genossenschaften der Schneider Gent's und der Konditoren Brüssel's. 

2) Konsumvereine. 

Nach dem Scheitern der ersten Produktivgenossenschaiten 
gründeten einige Arbeiter nach dem Bebpiele der Rachdaler Pioniere 
genossenschaiUtche Konsumvereine in Form von Bäckereien, Schläch- 
tereien, Haushaltungsmagazioen, Assoziationen ftir den Einkauf von 
Vorräten für den Winterbedarf. Im Anfang an Zahl gering, nahmen 
sie in der Zeit der „Internationalen", von 1864 bis 1873, cim n ge- 
wissen Aufschwung; die Arbeiter indessen, deren wirtschaftliche 
Bildung sehr wenig fortgeschritten war, mussten die Leitung Ge- 
schäfts! uhrern überlassen; es kamen Unterschldfevor, die Entlassungen 
mehrten sich, und die meisten Vereine wurden von Grund aus ruiniert. 
Nach dem Sturze der Internationalen Arbeiter-Assoziation blieb als 
einzige Spur dieser Bewegung nur eine sehr kleine Zahl von Maga- 
zinen, die in der Lütticher Gegend zerstreut waren, und femer im 
mittleren Hennegau ein Haus, das inzwischen zum Lokal der grossen 
sozialistischen Genossenschalt Jolimont's geworden. 

3) Kreditvereine. 

Ungefähr um die Zeit der „rnternationalen**, von 1864 an, wurde 
von bürgefticher Seite in Belgien fiir die Idee der nach dem Muster 
der Schulze-Delitzsch*schen Vereine errichteten Volksbaaken Propa- 
ganda gemacht Ebenso wie diese haben auch die bdgischen 
Volksbanken ihre Mitglieder fast ausschHefslich unter den Hand- 
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werkern und Kleinbürgern gefunden. Zudem haben diese Assozia- 
tionen nie einen besonders lebhaften Aufschwung genommen; am 
30 Juni 1892 ^ah es ihrer zweiundzwanzig mit einem Bestand von 
10356 Mitt^liedcrn. 

II. Nach fliesen aufeinanderfolgenden Fehlschlagen, deren Ge- 
schichte wir in Obigem kurz andeuteten, war man aligemein der 
ÜberzeuguniT, dnls die Belgier nie zu Genossenschaftern taugen 
würden, im Jahre 1870 äufserte sich bei der ersten Verhandlung 
über den Gesetzentwurf betrettend die Genossenschaften der lusiiz- 
minister Bara folgendermafsen : „Wir geben uns über den Gesetz- 
entwurf keiner Tauschung hin; wir wagen nicht zu hoffen, dafs er 
in Belgien die Geiiuhsenschaften beträchtlich entwickeln wird. Wenn 
die Genossenschaft keinen stärkeren Aufschwung genommen hat, 
als es bisher der Fall war. so liegt dies daran, dass sich ihr gegen- 
über die LandessiLte ablehnend verhält." 

Die Vorbereitungsarbeiten des Gesetzes vom 18. Mai 1873 be- 
weisen übrigens, dais, w enn die gesetzgebenden Faktoren nicht dieser 
Überzeugung gewesen wären, sie den Genossenschaften die gesetz- 
liche Anerkennung nicht zugestanden hätten. Der Senat, mils- 
trauischer ab die Kammer, war sogar nahe daran, den Entw urf ab- 
zulehnen; man gab ihm aber zu verstehen, dafs es sich um eint blofse 
Tändelei, ein „demokratisches Spielzeug" handele, welches die Ar- 
beiterklassen nienuüs emsthaft auszunutzen verstehen würden. 

Einige Jahre lang schienen in der That die Ereignisse diese 
Vorhersahen zu bestätigen: am i. Januar 1878 gab es insgesamt 
und überall nur dreizehn gesetzlidi anerkannte Genossenschaften, 
unter ihnen zehn Volksbanken. Im Verlauf der folgenden beiden 
Jahre ftihrt der Moniteur nur acht neue Vereinigungen auf; 1880 
aber gründen die Genter Leineweber den Vooruit, und 1881 er- 
richten die Brüsseler Hiilfskassen eine Genossenschaftsapotheke. 
Wir sind am Wendepunkte der Grenossenschaftsbewegung in Belgien 
angelangt, und diese macht nunmehr in den nächsten Jahren aufseist 
rasche Fortschritte. 

Es dürfte nicht überflüssig sein, hier Einiges über die Genossen- 
scfaafis-Apotheken zu bemerken: ganz im Anlange von Gruppen 
ohne politischen Charakter, den Brüsseler Hül&kassen errichtet, 
verknüpften sie sich in den Plrovinzialstädten bald mit den sozia- 
fistischen Genossenschaften, Und aus diesem Grunde gehören sie 
in das Bereich unserer Darstellung. 

Atchw itfar MB. G«wt>f1)s^ «. Statitlik* VI. 90 
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i) Die Volksapotheken. 

Der Verband der Brüsseler Hülfskassen war unzufrieden mit 
den „Apothekerrechnungen", welche ihm seine Apotheker zusandten, 
und er beschlofs, seinen Bedarf an Arzneien durch eine eigene 
Apotheke zu beschaffen. Am 15. November 1S81 f^ründeten 35 
Abgeordnete, die je t ine Hülfskasse vertraten, einen Konsumverein 
mit dem Kapitalmimmum von i2OD0 Kr. unter dem Namen einer 
«G e n o s s e n s c h a f t der V o 1 k s a p o t Ii e k e n,i> ] Jas Gesellschafts- 
kapital wurde geschaffen durch Zahlung eines testen Beitrags von 
15 Frcs. seitens jeder Kasse und von drei Frcs. für jedes ihrer 
Mitglieder: in Wirklichkeit aber beiiefen sich die Einzahlungen nur 
auf I Fr. 50 pro Mitglied == 50 % des nomineljen Kapitals. Diese 
Einzahlungen berechtigen zu einem Zins von jahrlicii 4 

Die Volksapotheken in Brüssel besit/.en /.ur Zeit 8 Offizinen, 
die durch ein Central-Laboratorium versorgt werden. Die Mitglieder 
der Verbands- Vereinigungen können hier kostenlos alles erhalten, 
was ihnen von den Ärzten des Verbandes verschrieben v. ml. .Vni 
Schlüsse eines jeden Halbjahres em{)fangen die anicilhabeuden \'er- 
eine Rechnungen über die ihren Mitgliedern verabreichten Medika- 
mente, deren Betrag sie zu Händen des Schatzmdsters der Geoossen- 
Schaft abzuführen haben. 

Die Vereinigung der Votksai>othekeii zählt heute als Aktionäre 
Uber 75 Hülfekasseo mit einem Bestand von 12 bis 15000 Mitgliedern. 
Da sie femer an jederfflana and zu äußerst mafsigea Preisen ver- 
kauft, besitzt sie eine zahlreiche Kundschaft unter den nicht den 
Hülfskassen angehörenden Handwerkern Und Bürgern. Die Verkaufs» 
preise der pharmazeutischen Produkte sind um 10 bis 40 7«, und 
der Spezialitäten um 10 bis 15 "/o niedriger als anderwärts. Trot^ 
dem ist der Geschäftsgewinn in den sechs ersten Jahren auf 125000 
Francs gestiegen. Der Gewinn wird auf die Aktien besitzenden 
Hül&kassen im jj Verhältnis ihres Bedarfes verteilt: er rührt einzig 
von der Lauf kundschaft her und ist so bedeutend, dafs (fie Aktien 
besitzenden Kassen ihre Arzneien durch einfache Gegenabrechnung 
und ohne in die Börse zu greifen bezahlen ieonnen. 

Dieser überraschende Erfolg war es, der die sozialistischen Ge- 
nossenschaften der bedeutendsten Provinzialstädte veranlasste, eben- 

über die Volksapoihekeu siehe Bertrand a. a. O., S. 34; üalesloot, rupport 
k l^position de Pkris sur Ics Soctit^s d« sccours mutocls. Braxelles (\Veifs«abruch) 
1889; Laurent, vapport ä rExposidon de Paris sar l«s Soci^^ coopirattves de 
consommatiOD, p* 59. Braxelles (Weif8eo1>nich) 1889« 
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falls Volksapotheken ins Leben zu rufen, welche überall sehr bc-- 
friedigcnde Resultate crz-ielton. Die vom Verwaltungsrate der Ge- 
nossenschaften angestellten Apotheker erhaltea feste Besoldung und 
Anteil am Gewinn. 

2) Der Vooruit 

Vor der Gründung des Voormt bestand in Gent eine Ideine 
Genossenschaft „de Vrije fiakkers'\ welche im Jahre 1873 von 
einij^en Veteranen der „Internationale" begründet worden war. Mit 
der Zeit verlor diese Vereinigung den sozialistischen Charakter, den 
sie im Anfang hatte; das Genossenschaftselement gewann schliefslich 
die Oberhand, und als die Sozialisten sahen, dais es ihnen nicht 
gelingen würde, die Mehrheit wieder zu erlangen, beschlossen »e, 
eine neue Gesellschaft mit entschieden sozialistischem Charakter zu 
gründen. 

Der Fachverein der Weber, welcher stets an der Spitze der 
Arbeiterbewegung stand, lieh der neuen Genossenschaft, welche sich 
den Namen Vooruit ht ileq^te, eine Summe von 2000 Francs. Mit 
einem so geringen Kapital waren die ersten Anfange notwendig 
bescheiden; nichtsdestoweniger gingen die Geschäfte so gut, dais 
am Schlüsse des ersten Jahres das vom Fachverein der Weber be- 
willigte Darlehn diesem zurückgezahlt werden konnte. Während- 
dessen nahm die Muttergenossenschaft „de Vrije Bakkers" ebenfalls 
an Mitgliedern zu, sank aber moralisch, und verlor bald alles An- 
sehen : ihre besten Elemente vcrliefsen sie, um die Reihen der 
sozialistischen Genossenschalt zu vermehren. 

Um diese Zeit fafste der Ausschufs des Vooruit, durch den 
Erfolg ermutigt, den kühnen Entschluss, im Mittelpunkte der Stadt 
ein altes Fabrikgebäude zu mieten, das als Baumwoll-Weberd und 
-Färberei gedient hatte, hier eine grolse Bäckerei in vervollkomm- 
neter Weise mit Warmwasser-Racköfen, mechanischen Backtrögen 
u. s. w. einzurichten und in demselben Gebäude einen Versamm!un*:^s- 
saai, ein Caf6, ein Theater, Gesellschaftszimmer und Läden zu schaffen. 

Die feierliche Eröffnung der neuen Einrichtungen fand im Jahre 
1S84 statt. Abgeordnete des gesamten sozialistischen Belgiens 
waren hi^zu eii^eladen und kehrten heim von Begeisterung erfüllt 
von dem, was sie gesehen, durchdrungen von der Mncht der Idee, 
welche den V^ooruit grofs gemacht und welche hierauf ähnliche Ver- 
einigungen in allen Industriezentren ins Leben gerufen hat. 

Diese mächtige Idee, dieser schöpferische Grundgedanke, wie 

20* 
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w sageXL möchten, lautet: Man mufs die Menschen an ihren Inter- 
essen packen und zugleich an ihren höchsten Bestrebungen. Der 
Vooruit sollte Brot, Schuhe, Kleider, Kohlen, Sgarren für den 
Sonntag, Arzneien für schlimme Tage zu niedrigeren Preisen als 
überall anderwärts bieten. Und dabei einen Teil des Gewinnes 
zurücklegen für die sozialistische Propaganda, die Arbeiterpresse, 
die Kranken, die Arbeitslosen, die Strikes, die politische Wirksamkeit, 
dabei in Allen die Überzeugung schaffen, dass jedesmal, wenn sie 
ein Butterbrot essen, eine Kohle verbrennen, eine Zigarre rauchen, 
sie an ihrer und ihrer Genossen Emanzipation nrheiten. Zugleich 
sollte den thätigcn Mitglicdcni der sozialistischen Bewen-un^r eine 
Zuflucht geboten werden, damit sie nicht mehr von der Furcht be- 
droht seien, auTser Brot zu komtiu ii: jagt man sie aus der Fabrik, 
so treten sie in das Personal der Genossenschaft ein. Und endlich 
sollte eine Musterfabrik geschaffen werden, — mit hohen I ölinen 
und kurzer Arbeitszeit — , gewissermafsen eine koileküviitisclie Ge- 
sellscluift en miniature, deren Einrichtungen einen ungefähren Begrifl' 
von dem zu geben vermögen, was, vielleicht, der „Zukunfbstaat" 
sein wird. 

%, Die sozialistischen Genossenschaften. 

EHe vielen Nachahmungen, welche allerwärts der Erfolg des 
Vooruit hervorrief, zeitigten ziemlich verschiedene Assosiationsformen, 
wdchc sich in drei Gruppen sondern lassen: 

1) die Genossenschaftsläden, welche ausschliefsUch den Verkauf 
von Mehl und anderen Lebensmitteln bezwecken: 

2) die Genossenschaften örtlichen Charakters, welche sich ledij^- 
lieh mit dem Verkauf von Mehl und der Brütfabrikation befassen; 

3^ die citrentlichen sozialistischen Genossenschaften, welche nach 
dem Muster des Vooruit eini^erichtet sind; sie verfolgen ein um- 
fasse ndts Ziel, unterhalten Sparkassen, I 'utcrrichts- und Kunst\er- 
anstaltungen u. s. w. und dienen den Bezu'ksverbänden der Arbeiter- 
partd als Stützpunkt. 

i. Genossenschaftsläden. 

Diese Assoziationsform findet sich hauptsächlidi in der Lütticher 
Gegend und im Kohlenbecken von Charlerol In diesem letsteren 
Gebiete, wo die Arbeiterorganisationen mit den Ritten der Arbeit, 
einer Sondeigruppe der Arbeiterpartei, in Verbindung stehen, sind 
die Genossensdräftsbäclcereien fast unbekannt. Es besteht hier nur 
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eine einzige, in Jumet-Gohyssart Und zwar hat dies sweierld Ur- 
sachen: einerseits das Bestreben, sich mit dem Kleinhandel zu be- 
helfen, und andererseits in der noch sehr verbreiteten Gewohnheit, 
selbst Brot zu backen. Daher haben die Vereine der Berg- 
leute des Kohlenbeckens von Charleroi sich darauf beschränkt, 
Ge seU sc h a fte n zu bilden, welche bezwecken „die Errichtung von 
Verkaufestellen fiir Mehl, Kartoffeln und andere Lebensmittd, und 
nötigen fa Iis von Bäckereien, Schlächtereien u. s. w." Die Brot- 
fabriken bestehen somit nur im Plane, oder viehnehr nur als Drohung 
für den .Fall, dais die Bäcker zu anspruchsvoll würden* 

iL Örtliche Vereinigungen. 

Dieses zweite Stadium zeigen uns die Grenossensdiaften des 
Borinage (Kohlenbecken im Lager von Möns) : anfangs Mehlverkauis* 
stellen, haben sie sich in Bäckerden umgewandelt. Es bestehen 
ihrer zwölf mit einem Gresamtbestand von ungefähr 3600 Mitgliedern. 

Die meisten von ihnen haben sich der Arbeiterpartei angeschlossen, 
doch erstreckt sich ihre Wirksamkeit lediglich auf einen bestimmten 
Ort. Der Kirchturmgeist herrscht in einem solchen Mafse in diesem 
Landesteile, dals die Borains von Jemappes sich weigern, ihr Brot 
von der Genossenschaft in ^uaregnon zu entnehmen, obgleich die 
beiden Gemeinden hart aneinandergrenzen. 

Die Vereinigungen der Borinage verfolgen fast ausschliefslich 
das Ziel der Brotfabrikation- Ihre anderen l?etriebs/.\veirrc Butter, 
Wein, Hol/.schuhe ■ — spielcti eine durchaus uei)ensachliche Rolle. 
Iis liat dies hauptsächlich darin seinen Gnind, dals die Nahrunc; der 
Kohlenarbeiler des Borina[:^e last einzii^ und allein aus dem Brote 
besteht, das sie kaufen, und den Kartotfeln, die sie in ihrer freien 
Zeit bauen. 

Von allen Bilckereigenossenschaften des Beckens von Möns ist 
die von I-'ramerie.s die bedeutendste, welche 1SS5 ireoründet wurde. 
Der letzte Abschlufs zeigt dafs die Anzahl der sich aus ihr ver- 
sorgenden Familien am S'« Dezember l8c)2 auf (Mx) gestiec^^en war. 
Die Produktion betruj; i<S92 267,836 Brote, also 5150 Brote in der 
Woche. Die seit i8<S5 erlangten Cuschäftsgewinne Inlnfcn sich 
auf Francs 54340, wovon 50% an die Gcnossensciiatier verteilt 
wurden. 

Gesellschaften der gleichen Art und mit der Arbeiterpartei in 
Verbindung stehend, finden sich aufserdem in Brügge, Mouscrou, 
Tumhout usw. 
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III. Eigentliche sozialistische Genossenschaften. 
In der nachstehenden Tabelle geben wir dnige kurze Daten 
über die (Tcnossenschaften, welche den Bezirksverbänden der Ar- 
beiterpartei als Stützpunkt dieoexi. 



Niune 
der 
Gesellschaft 


Gründungs* 
jähr 


Sitz der 
Gesellschaft 


Mitgliedetzahl 
im 

Jahre 1889 


Miteliedenahl 
im 

Jahre 189s 


Vooruit 


1880 


Gent 


3000 


5000 


Werker 


1880 


Antwerpen 


1550 


4080 


Maison du Peuple 




Brüssel 


3SOO 


8000 


Progres 


1S86 


Jolimont 


3300 


6270 


ProUtaire 


1886 


Löwen 


350 


laoo 


Populaire 


1887 


Lüttich 




1300 


Ruche onvrik« 


188S 


Verviers 


450 


1300 


Samina: 


1 1 


»870 


27 150 



Alle diese Vcreinigun^rcn haben aulser der Bäckerei noch andere 
Betriebszweige. Indessen liefert die Brotbereitung fortdauernd den 
gröfsten Teil sowohl der Bruttoeinnahme als des Nettogewinns, 
Dies trifft vor allem fiir die jünc^sten Gesellschaften zu. Um sich 
hiervon zu überzeugen, genügt ein Bück auf folgende Übersicht: 

(Siehe nehensteheode Tabelle.) 

3. Gnind^flge der sozialistischen Genossenschaft. 

Da die sozialistischen Gt nossenschaften alle nach demselben 
Muster eingerichtet sind und den gleichen Bedürfnissen entsprechen, 
ist ihnen auch hinsichtlich ocs Zwecks, der Aufnahmebedintjungen, 
der Art der Kapitalübildung und der Verteilung des Gewinns eine 
ganze Anzahl von Zügen gemeinsam. 

I. Zweck. Die Statuten der Gcnossenschai'ten betonen aus- 
drücklich, dafs sie vor allem sozialistische, pohlische Gruppen sind, 
weit mehr zum Zwecke der Propaganda geschaffen, als in der Ab- 
sicht, ihren Mitgliedern unmittelbare Vorteile zu bieten. 

Ein betrachtlicher Tril des (icwinns mufs dem Werke der Pro- 
pai^^anda gewidmet werden ; dit blofsc Thatsache der Eintragung in 
die Liste der Mitglieder setzt stillschweigend die Anerkennung des 
Programms der Arbeiterpartei voraus und noch nachdrückliche^. 
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Vergleichende Zusammenstellung der Erträgnisse aus den ver» 
schiedenen Gescb&ftszwei en der vi< r i^'röfsteii sosialistischen 

G c n o s s i: Ii s ■ • h :i f t <: u. 

Erstes Halbjahr 1892, 



Voonut 



Werker 



du Pevple 



Progr^ 



I. Brutto-Ein nähme. 



Bäckerei 


Ff- 575 S^'S M 


Fr. 283468.55 


Fr. S^7>79 SO 


Fr. 571 619.93 


Apotheken 


31 212.31 


17 287.82 




17S24.84 


Restunmts 


«1354.5« 


6355.69 


34649.08 


10554.80 


Kohlen 


84944.91 


7866.tio 


46 190.33 




Kolonial» 










w Haren 


70919.13 


46381.51 


35450.44 




Schnittwaren, 










Kleidungs- 










stücke 


88752.40 




62541.41 




Scbuhwaaren 


50363.68 


2719.88 






H6bel 




747.7a 






Schlächterei 






64473.89 


37744.14 


Weine 








354350 


Summe : 


Fr. 9a3i30.«9 


Fr. 364738.77 


Fr. 810584.5s 


Fr. 631387,3t 


Relative Er- 










trägnisse der 


1 








Bückerei 


6a.35% 


77.7« 


7345% 


90.54% 




H. Nettogewinn. 





Anteil der 
Mitglieder 



Über-. Anteil der 
schufs Mitglieder 



Über»! Anteil der 
schuft' Mitglieder 



Über»' Anteil der Über- 
aebttb Mitglieder schufs 















Bfckerei 


Fr. 138433.54 


13069.32 


Fr. 68 836.9s 


Fr. 61 731.36 


F^. 39658.15 


Apotheken 




9734-61 


6006.11 




1089.03 


Rcstaiimnts 




884.94 


851.58 


491.14 


1747.63 




3008.42 


557-49 


355.63 


631.51 




Kolonial- 












waren 


3 »99.98 


4355- '7 


3093.0S 


337.93 




Schnittwaien, 












Kleidungs* 












stocke 


3966.33 


7344.68 




1 133.63 




Schuhwaren 


1653.37 


4685^49 


295-37 












53-79 






Schlächterei 








14.35 


35.10 


Weine 










130.33 


Sunuxui: 


139 260.54 39 694.65 54 9S7.01 24 980.77 


44089,60 19539.31 


16000 26489.52 


Fr. 178955 »9 


Fr. 7«^ 967 78 


Fr, 64 228.91 


Fr. 42 489.5a 



Es liefert somit die Bäckerei beim Vooruit 78.5 1**',, des Nettogewinns, beim Werker 
85.08 bei der Msison du Peuple 96.12**;^ und beim Progres 93.55%. 
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ofl^bast steh ausserdem der sozialistische Charakter der Unter- 
nehffluDg in den zahlreichen Einrichtungen der gegenseitigen Zu* 
sammengehörigkdt und Bildung, welche von ihr abhängea 

Die soziaiistischen Genossenschaften sind wahre MUcrokosnaen, 
die bemüht sind, den ganzen Menschen zu erfassen und für alle 
seine leiblichen, sittlichen und geistigen Bedürfnisse zu sorgen. 

n. Aufnahmebedingungen. Behufs Aufnahme in eine 
sozialistische Genossenschaft genügt die Erfüllung' folgender drei 
Bedingungen: 

1. Anerkennung des Programms der Arbeiterpartei; 

2. Zahlung eines Eintrittsgeldes (50 c. in Jolimont, 35 c. in 
Antwerpen, 35 c. überall anderwärts); 

3. Zeichnung einer Aktie. 

Die Aktien betragen zehn Pres., mit Ausnahme von JoUmont 
(2 Fr.) und Löwen (7$ c) Die Tilgung der Aktien erfolgt mittelst 
Vorwegnahme vom Gewinn, so dass also, ohne in die Börse zu 
greifen, die Ärmsten der Armen Genossenschafter werden können. 

III. Gesellschaftskapital. Der geringe Betrag der Aktien 
und die Art ihrer Tilgung haben zur Folge, dals die sozialistischen 
Genossenschaften kein sehr hohes Kapital besitzen. Oft wird seine 
Ziffer durch die Summe des halbjährlichen Gewinnes übostiegen. 
Neben Vorzügen, welche jedem einleuchten, bietet diese bb zum 
äussersten getriebene Demokratisierung des Genossenschaftssystems 
gewisse Unzuträglichketten. Es ergeben sich hieraus sehr häufig 
Verlegenheiten, wenn es sich darum handelt, das Unternehmen fort- 
zubilden und zu erweitem, neue Zweige denen hinzuzufügen, welche 
bereits betrieben werden. 

IV. Verteilung; des Gewinns. Der Geschäftsgewinn wird in 
drei Teile gesondert; es sind dies i) die Beträge für die sozialistische 
Propaganda, 2) die Tilgungs- und Reservefonds, und 3) die den 
Mitgliedern und dem Personal gezahlten Beträge. 

Diese Teile variieren ganz erheblich: die Vorwegnahmen zu 
Gunsten der Propaganda, welche bei gewissen Genossenschaften des 
Borinage versdiwindend gering, erreichen in Brüssel, in Gent, in ^ 
Jolimont usw. eine sehr hohe Ziffer. 

Das Personal, wekhes bei den flamländischen Vereinigungen 
nicht am Gewinn teil hat, erhält in Jolimont 1% und 2*/, 
Brüssel 

Was die Genossenschafter anlangt, so werden die Anteile am 
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Gewinn im Verhältitb ihres Konsuais festgesetzt uod mcbt in klingender 
Münze, sondern in Bfarken und Karten ausbezahit Diese Abrken 
oder Karten werden in sämtlichen Verkaufsstellen der Gesellschaft 
in Zahlui^ genommen. 

Beim Eintritt in die Genossenschaft erhalt jedes Mitglied ein 
Abredmungsbüchlein und kauft dne gewisse Anzahl von Marken 
oder Karten, mit denen er sich die von ihm benotigten Waaren 
vefschafTen kann. Die Brot- oder Kohlentr^rer, und ebenso die 
Verkäufer in den Läden tragen in dies Büchlein die ZaU der vom 
Genossenschafter erworbenen Marken oder Karten ein. Nadi diesen 
Eintragungen, wekhe die Geschäftsbücher kontrolieren, bestimmen 
sich die Anteile eines jeden Konsumenten am Gewinne. 

Selbstverständlich weisen die sozialistischen Genossenschaften 
trotz ihres gemeinsamen Ursprungs und der Gleichartigkeit ihrer 
Grundzüge gewisse Unterschiede auf, welche dem Einflüsse ihres 
Wirkungskreises zuzuschreiben and. So sind die flamländischen 
Vereinigungsn ebenso organisiert wie der Vooruit Die Gresell- 
achaften in der Wallonie gleichen dem „Progr^** in Jolimont, zeit- 
]k:h die erste in diesem Landesteile. Die „Mabon du Feuple^ in 
Brüssel bildet sozusagen die Mittelform zmschen den wallonischen 
und flamländischen Gesellschaften. 

Betrachten wir daher die drei Genossenschaften in Gent, Joli- 
mont und Brüssel als Grundformen. 

» 

4. Der Vooruit und die flamlfindischen Genossenachalten. 

A. Der Vooruit. 

L Zweck. „Die Vereinigung Vooruit hat** — nach den 
Worten des Art i seiner Statuten, welchen wir lediglich wieder- 
geben — „den Zweck, durch das Mittel der Genossenschaft die 
materiellen und moralischen Verhaltnisse seiner Mitglieder zu bessern. 
Zu diesem Behufe hat sie errichtet: 

1) eine Genossenschaftsbäckerei, welche Brot bester Qualität 
,su möglichst niedrigem Preise liefert und welche vierteljährlich den 
erübrigten Gewinn im Verhältnis des Konsums eines jeden verteilt; 

2) Verkaufsstellen von Schnittwaren, fertigen Kleidungsstücken, 
Schuhwaren, Kohlen, wo die Mitglieder sich mittelst ihrer Gewinn- 
karten mit ihrem Bedarfe verschen können; 
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3) einen Spaifonds zur Unterstützung der Mit^ieder, weldie 
durch Krankheit oder UnfaU von Arbeitsunfähigkeit betroffen worden; 

4) drei Volksapotheken, welche zu möglichst niedrigen Preisen 
Arzneien bester Qualität liefern. 

„Die Gföellschaft hat ferner ein Musikkorps, einen ] . ri chm, 
einen dramatischen und einen gymnastischen Klub, welche bei 
Festen, Feierlichkeiten und Aufzügen des V^olkes mitwirken. 

„Ein Mitglied dt\s Personak erteilt kostenlos Unterrichtsstunden 
im Englischen und Deutschen; aufserdem richtet die Gesellschaft 
Fachkurse für Schneider und Schuhmacher ein; sie beabsichtigt, 
soweit als möglich diesen Unterricht auch auf andere Gewerbs- 
zweige auszudehnen. 

„Der Vooruit ist bestrebt, alle Be\vc5:]^unj^en zu fördern, welche 
zur Hebung und l^man/.ipation der Arbeiterklasse beitragen können.** 

II. Personal und Verwaltung. Der Vooruit beschäftigt 
ein sehr zahlreiches Personal, welches den Reihen der sozialistischen 
Vereine entstammt und namentlich aus solchen besteht, welche 
arbeitslos mirden. weil sie fiir die Propaganda thätig waren. 

Der drundsatz der (Gleichheit der Löhne wird mit peinlicher 
Genauii^keiL beobachtet: sämtliche Mitglieder des Personals, von 
den Backern und Schuhmachern bis zu dem rieschäftsrilhrer, erhalten 
fast glcichmäfsige Bezahlung. Nur dauert tlie Arbeitszeit tür die 
Handarbeiter nicht über neun Stunden, während die Leiter des Vooruit 
zuweilen dreizehn und vierzehn Stunden arbeiten. 

Die Gewinnbeteiligung existiert hier nicht: alles was nicht an 
die Propaganda oder an den Tilgungslbnds gelangt, geht an die 
Konsumenten zunick. 

Der Vooruit wird durch eine aus fünf ^Mitgliedern bestehende 
Kommission verwaltet, welche alljährlich zu einem F'ünftel zu er- 
neuern ist. Diese Mitglieder sind aufs neue wählbar. Um an der 
Kommission teilzunehehmen , mu(s man lesen, schreiben, rechnen 
können und aufserdem der Arbeiterpartei seit mfodestens dnem 
Jahre zugehÖren. 

Die Kommission wählt den Geschäftsführer , nimmt die Mit- 
glieder des Personals auf und entlälst de, setzt ihre Löhne fest und 
bestimmt die Arbeit dnes jeden. 

I^e Stzungen der Kommisaon, weiche allwöchentlich stattfinden, 
sind öffentlich. Die Mitglieder des Vooruit haben das Recht, in 
ihnen Anträge zu stellen. Abgesehen von diesem Antragsrecht 
werden die Genossenschafter zusaromenberufen, um wichtige Eot* 
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sdieidungen der Kommisaon durch du Referendum gutzuheilsen. 
Der Besuch der allgemeinen Viertdjahisversammluni^ ist obl^torisch 
bei einer Geldstrafe; da aber kein Saal vorhanden ist, der grols 
genug wäre, um sämtliche Mitglieder zu fassen, so werden diese 
in drei Sektionen abgeteilt, welche gleichzeitig versammelt sind und 
beraten. 

OL Die Betriebseinrichtungen. — Die Bäckerei Der 
Vooruit muis als eine Konsumgenossenschaft angesehen werden, da 
die Gewinne seinen Mitgliedern nicht ab Firoduzenten, sondern als 
Konsumenten zukommen. Nichtsdestoweniger werden die meisten 
zum Verkauf gestellten Produkte in den Werkstätten der Ver- 
einigung angefertigt 

Werkstätten und Verkaufsstellen befinden sich in drei groisen 
Räumlichkeiten, Vooruit Nr. i, Nr, 2. und Nr. 3. 

Vooruit Nr. i. im Mittelpunkte der Stadt, am berühmten Frei- 
tagsplatze gelegen, ist die frühere, 1884 bezogene Fabrik. Sie ent- 
hält jetzt die Bureaux, die Bibliothek, Druckerei und Redaktion 
der Zeitung, die Kolonial- und Schnithvaren- Läden, den groisen 
Festsaal und das Restaurant, wo, nebenbei bemerkt, es streng ver- 
boten ist, Branntwdn zu schänken. Übrigens hat diese Mafsregel 
auch bei den anderen sozialistischen Genossenschaften Anwendung 
gefunden, mit Ausnahme von Lüttich und Verviers. 

Vooruit Nr. 2 ist ein wahrer Arbeiter- Bienenstock, in welchem 
eine c;anze Reihe von kleinen Genossenschafts -Werkstatten Unter- 
kunft findet. Die Einen arbeiten für Rechnun«^ Hrs V'ooruit. die 
Andern für Rcchnun^^ ilires Vereins. Man kann hier in weniger 
als einer Stunde iibcr fast alle Handwerke, welche die L^ebräuch- 
lichstcn Bedürfnisse liefern, Musterunt,^ halten. Da ist vor allem 
die Schuhmacherwerkstatte, welche ungefähr dreifsij^ Arbeiter be- 
schäftig, dann die Strikc - \\'erkstätte der Zigarrenarbeiter, die 
Schneider^;enossenschaft, die Sclnu,Sh.er und die Metallarbeiter, welche 
Eisen- und Kurzwaren anfertigen. Diese ganze kleine W elt arbeitet 
vergnügt, ohne eine Minute zu versäumen, mit fieberhafter 'lliätig- 
keit, welche seltsam gegen das Laissez-aller der Kapitalistenwerk- 
stätten absticht. 

Vooruit Nr. 3, am Ufer eines Kanals gelegen, am Quai de l'In- 
dustrie, ist von der Kohlenverkaufsstelle und der Bäckerei besetzt. 
Die Letztere, welche allen seit 1887 erbauten Bäckereien als Muster 
gedient hat, ist ein prächtiger Bau, durch elektrisches Licht erleuchtet 
und mit vervollkommnetem Gerät ausgerüstet. Sie beschäftigt unge- 
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fähr dreifsig Bäcker, welche in zwei Schichten eingetdit sind Die 
wöchentliche Produktion, weldie 1889 52000 k. betrug, beläuft sich 
jetzt auf über 70000 k. 

Nachstehend die Zahlen der im Vooruit von 1890 bis 1893 
fabrizierten Brote: 

2. Halbjahr 1890 1369807 i Kilobrote 

1. „ 1891 1487 761 » 

a. 1891 169192S „ 

1. „ 1892 1 719470 

2. „ 1892 1742946 „ 

IV. Gewinnverteilung, Die materiellen Vorteile, welche 
die Mitgliedschaft des Vooruit bringt, sind einerseits die Verbilligung- 
der W arenpreise und andererseits die Teünalime an den Vierteljahrs- 
und Jaliresgcwinnen. 

Von diesen beiden Vorteilen fallt der erste nur bei den Apo- 
theken beträchtlich ins Gewicht, weicht- fast xum Selbstkostenpreis 
verkaufen und keinen Gewinn verteilen. In den u!)nVen Zweigen 
dagegen sind die Verkaufspreise nicht wesentlich niedriger als die 
in anderen Läden üblichen. So kostet, um das sclilagendste Beispiel 
herauszugreifen, das i Kilobrot immer noch 35 c, wäiirend es in 
Brüssel nicht teurer als zu 24 c. verkauft wird. Es versteht sich 
allerdings von selbst, dafs in Brüssel die Halbjahrsgewinne nicht 
sehr hoch sind, während sie in Gent dne ganz bedeutende ZUfer 
erreichen. Der Vooruit ist gewissennalsen eine Sparkasse, während 
die Maison du Peuple vor allem den billigen Preis der Produkte 
im Auge hat 

Um einen Begriff zu geben von dem den Mitgliedem aus* 
bezahlten Gewinne, sowie von dem Geschäftsgang in den verschie- 
denen Betriebszweigen, haben wir nach den Bilanzen des i* Semesters 
der Jahre 1890, 1891 und 1892 die folgende Übersicht zusammen- 
gestelit 

(Siehe aebeostebeode Tabelle.) 

Man macht hiemach mdir oder minder erhebliche Fortschritte 
in sämtBdien Zweigen, einen einzigen ausgenommen: das Kohlen- 
geschäft. Der Geschäftsleiter, Anseele, welchen wir um die Er- 
klärung dieser Thatsache angingen, gab uns folgende Auskunft: 
, J)er Kohlenverkauf hat im Vooruit durch unsere eigene Schuld 
abgenommen. Im Anfang verkauften wir belgische Kohle guter 
Qualität Unter dem Drucke der Konkuirenz begannen wir dann 
englische Kohle zu verkaufen, die billiger war, aber von weit ge- 
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Bratto>EinnaIinien. 


Den 

Mitgliedern Msbe- 
sahlter Gewinn. 


Von der Ver* 
einigung: entelter 
Gewinn. 


Bäckerei 


1890 ? 

1891 Frc^. 499 337-3' 
»892 575 583 84 


? 

Frcs. 147864.49 
12843*54 


Ftcs. 19560.44 

12793.29 
12069.33 


ApoÜieken 


1890 Frcs, 38740.20 

189t 3049582 
1893 31 212.31 


— 


Frcs. 8739.65 

855565 
973461 


Kolonittlw«!«!! 


1890 Frcs. 56 147.51 

1891 78487.98 


Frcs. S647.35 
3710.12 


FiGi. 5613.53 

494*-69 

-! ■■;" T- 


Scbttittwaiea und 
fertige Kleidung»- 
stocke 


1890 PfCi, 84824.36 

189 1 84701.34 
189t 88753.40 


Frcs, 3509 85 

3869.51 
3966.33 


Frcs. 8863.19 

538940 

7244.68 


Kohlen 


1890 Frcs. 1663S2.80 

189« IS573S-68 
1893 84944.91 


Frcs. 5534 35 
5779.14 
3008.43 


Frcs. 5844.09 
304.36 
557.49 


Sclinh waren 


l8yo Frcs. 38 538.36 
180I 77 1.36 

1893 s<> 363-68 


Frcs. 1105.50 

1653.27 


Froä. 5598.43 

4685.49 


ReatMuants 


1890 V 

1891 Frcs. 17084.61 
1893 ii354>5s 




Frcs. 778.67 
1134.10 
884.94 



ringerer Qualität. Das Vertrauen unserer Kunden war erschüttert 
Um es wieder zu gewumeo, verkauften wir mit Verlust belgische 
Kohle zu demselben Preise wie englische Kohle. Es kostete uns 
dies zwar einige Tausend Francs, aber das Vertrauen war wieder^ 
gekehrt, und die Resultate des nächsten Halbjahres werden weit 
befriedigender ausfallen.'* 

V. Gesamt-Betriebsresultate: 

Diese Resultate lassen sich fUr die drei letzten Halbjahre in 
folgender Weise zusammenfassen: 
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Gescfafifb. 
umsato 



Gewinnanteil 
4er 



Bratto-Gc- der 



Nettogewinn 



I T Talhjahr 1 891 Fr». 909 613.9O 
z Halbjahr 1891 903662.03 
1. Halbjahr 1892 923 130.79 



Mitglieder 
162461.81 

154618 93 
139 2t)ü.54 



schäfbgewitm Vereinigong 

36170.55 17S»5j03 

2560061 10006.74 

39694.65 23916.29 



Diese Zahlen mit den uns durch die Bilanzen der Maison du Peupie 
oder des Progj^s von Jolimont g^ebenen su vergleichen, ist schwer 
angängig, da die Rechnungswetse hier eine ganz andere ist, 

als dort. 

In Brü.ssel und in allen übrigen sozialistischen Genossenschaften 
addiert man die Ncttojrewinne aller Geschäftszweige und nimmt von 
dieser Summe vorweg den Retrag, den die Mitglieder nach Mafs- 
(;abc ihres Brotkonsums erhalten, welcher allein in di r Rechnun«^ 
erscheint. Nach .\l)/.u<; der Gesamt-Betriebsimkosten wird sodann 
der Uberschuls auf den Reserve- oder Tiigimgslbnds und den Fonds 
für die sozialistische Propaf;anda verteilt. 

In Gent dagegen bewahrt jeder Geschäftszweig seine Selbst- 
ständigkeit: der .Anteil eines jeden Mit;^diedes wird nach Malsorabe 
seines Kouium«» in diesem Zweii^e berechnet und nicht nach seinem 
Brotkonsum, Erst nach dieser Vorwegnahme wiril die .Addition 
der Üi)erschiisse bewirkt, welche den Gewinn der (iesellschafr dar- 
stellen. Dii-ser Gewinn wird nach Ab/.u;^f^ der Gesauiiunküsten der 
Schuldentilt^ung sowie der un^eheut-ren Propaganda gewidmet, 
welche die Genter in ganz h landcni betreiben. 



Die beiden andern grofsen Genossensehaften Flanderns, der 
\\ erker in Antwerpen und der Prolctacr in Löwen, sind ebenso or- 
ganiMert wie der Vouruit. 

1. Die letzte Bihmz des VVerker — 2. JuU 1892 bis 2. Januar 
1893 — bekundet, dais die Aktiva Frcs. 166 762.1 1 und die Passiva 
Pres. 57 176.55 betrugen. 

Der Geschäftsgew inn belief sicli auf Frcs. 73786.26. — Seine 
Verteilung geschah in folgender Weise 

Resen-efonds: Frcs. 4776.27, 

Propaganda und Gesamtunkosten: Frcs. 10102.59, 
Verteilter Gewina: . . . . ^ Frcs. 58 907.40. 

2. Die Genossenschaft der Arbeiter I.öwens, 1889 
gegründet, hat sicli äufserst schnell entwickelt. Die Bilanz für 1S92 
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zeigt, dafs die Aktiva am 31. Dezember Frcs. 5 ; 371.75 betrugen, 
wahrend die Passiva sich auf Frcs. 40026.77 behei'en. 
Die Mitgliedersahl stieg in rascher Folge; sie betrug 
am 31. Dezember 1889 .... 240 
«I» » 1890 . • • • 4^ 

n if n 1891 .... 723 

M „ » IBO2 . , . . 964 

Die Zahl der 1892 fabrizierten i Kilo-Brote war 41724. Der Brot- 
preis blieb ständig 30 c. Die Sclilächterei, welche man seit vier 
Jahren betrieb, ist vor kurzem aufgegeben worden: da^^egen hat 
das Schnittwaren- und Kleidergeschaft sich schnell entwickelt. 

5. Die Maison du Peuple. 

I. Zweck. Die Arbeitergenossensciiaft Maison du Peuple, 
welche 1884 j^ej^rundet wurde, hat sich den ^(esetzüchen Aotbrde- 
rungen ciitsj:)rcchcnd am 13. Mai 1888 konstituiert. 

Nach dem Wortlaut ihrer Statuten verfolgt sie als unmittelbaren 
Zweck „die Einrichtung und den Betrieb von Backereien nebst 
einer Sparkasse, und den Verschleils von Bier mit Sälen für Feste, 
Vorträge und Versammlungen." iJcs Weiteren schuf sie nach und 
nach mit der Zunahme ilircr Mitirlieder KohlenverkautssUlkn, 
Kolonialwaren- und Schnittwarcnladi-n, ebenso wie Genossenschafts- 
Schlächtereien, Ausserdem iiai sie durch Jk-schathing von Lokalen 
und durch (.icldspt-nden in hohem (iradc hei^^ctraf^i n zur Begründung 
der sozialistischen Presse und der Sektion für Kunst und Unterricht 
der Maison du Peuple. 

Die sozialistische Presse, deren Aktionär die Maison du Peuple 
ist» welche aber als Genossenschaft {lir sich besteht, gicbt die beiden 
in französischer Sprache geschriebenen Tageszeitungen Le Peuple 
und das Echo du Peuple heraus. 

Die Sektion für Kunst und Unterricht, welche ihr Lokal in der 
Maison du Peuple hat, veranstaltet öffentliche Lehrkurse und wissen- 
schaftliche und künstlerische Vortrage. Die Sitzungen der Kunst- 
abteilung, welche im Jahre 1893 Emil Zola, Brahms, Beethoven, 
Grieg und H. Ibsen, Tolstoi und Borodin gewidmet waren, wurden 
durdischnittUch von looo Arbettem besucht. Die besten Künstler 
Bnissers, Schriftsteller und Musiker wirkten unentgeltlich mit 

Man ersieht hieraus, dafs die Maison du Peuple ebenso wie der 
Vooruit ein weit höheres Ziel verfolgt als die Beschaffung billigen 
Brotes. 



Digiii^uu by G(.)0^1c 



320 



Emil VanderveldCf 



IL Betriebseinrichtungen und GesellschaftskapitaL 
Die von der Maison du Peuple occupierten Gebäude sind in allen 
Vierteln der Stadt zerstreut: das Restaurant und die Versammluogs* 
Säle befinden sich inmitten der Arbeiterviertel, das Schnittwaren- 
geschäft in einem Spanierhause der ahen Getreidehallen, das Kohlen- 
geschaft am Ufer des Kanals, die Druckerei in der Rue des SableSi 
ebenso wie die der meisten anderen Brüsseler Zettungen. Die ver- 
schiedenen Immobilien sind von der Vereinigung gemietet; das 
grofe Grundstüclc indessen, auf welchen man die Bäckerei errichtet 
hat, besitzt sie zu eigen. 

Die Finanzlnn^e ist nach der Bilanz vom I. September bis 
29. Februar 1892 kurz die folgende: 

Grundstücke, Wirtschaftseinrichtungen und Material der Bäckerei, 
des Restaurants, der Kohlen- u. s, w. Geschäfte figurieren in der 
Bilaii/. mit 195229 Frcs 50 c., hierzu kommen noch 95885 Frcs. 
II c als Wert der vorrati^^a-n Waren, also insgesamt 291 1 14 Frcs. 
öl c. Die Passiva fjelaufen sich auf 2o8 722 Frcs. 04 c. und bestehen 
in den Schulden an die Liel'eranten und in Darlehen der Hypotheken- 
gläubiger. 

Das Vermögen der Gesellschaft ist. wie man sieht, nicht sehr 
bedeutend, indessen ist der Gescharts<.(ewinn derart, dafs sie ganz 
erhebliche Summen i.wr Schuldcntilguni,^ bestimmen kann. 

HI. Personal. Die Maison du Peuple bescliäiligt in ihren 
verschiedenen Betriebszweigen ein Personal von ungefähr hundert 
Leuten, unter denen 40 Bäcker, zwanzig Brotträger und sechs 
Kohlen fall rer. 

Der Unterschied in den Löhnen ist hier gröfser als im V'ooruit: 
während die Arbeiter 4 Frcs. 50 c. taglich verdienen, erhalt der 
Geschai ist ahrer ein jährliches Gehalt von 3000 PVcs. 

Im Laufe des 2. Halbjahres 1890 wurde für die Bäckereiarbeiter 
die achtstündige Arbeitszeit eingeführt. Die Resultate, welche man 
mit dieser Neuerung gemacht, waren sehr befriedigend: die Pro- 
duktion ist durchaus nicht kostspieliger geworden und hat vidmehr 
derart zugenommen, dafs cfie Fabrikationskosten abgenommen haben. 
Die Arbeit geschieht in drei Schichten; die Oefen gehen, mit Aus- 
nahme eines einzigen, die ganze Woche über nicht mehr aus, und 
der Wärmeveriust ist daher fast null. 

IV. Verwaltung. Bis zum Jahre 189a wurde die Maison du 
Peuple durch eme Verwaltungskommission von fUnl&ehn Mitgliedern 
geleitet, deren Geschaftsfiihrung fünf Kommissare kontroliertexL Der 
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geschäftsführende Ausschufs bestand aus einem Sekretär, etnem 
Schatzmeister und einem bevollmächtigten Geschäftsleiter. 

Diese sehr einfache Organisation, diese Verwaltung, die fest 
ganz dem g:uten N^^illen von Administratoren überlassen war, deren 
Besoldungen und Diätct^; nur eine <g\\x\7. gcrin^tiif^ig^e Summe betrugen, 
stand schliefslich mit der Bedeutung, welche die Gf-scllschaft er- 
langt, nicht mehr im iünklang. Von einer Überwachung \v\\r fas*^ 
nichts zu merken; in allen Zweif^en des Betriebes geschahen 
Unterschleife: man mufste die Leiter von Filialen entlassen und 
aus der Arbeiterpartei ausschliefsen. Nach diesen Geschehnissen, 
dif weit bedenklicher vom moralischen Standpunkt waren, als im 
Hinblick auf ihre pekuniären Folgen, schritt die Genossenschafts- 
V'ersanimlunLj 7.ur völlifjen Umgestaltung der Geschaftsleitung. In 
jedem Betriebszweige ist nunmehr ein bevollmächtigter Geschäfts- 
führer angestellt. Der Verwaltungsrat ist auf strengere Pflichten 
beschrankt, die durch l)etrachtlichere Diäten ausgeglichen werden. 
Dt-r Geschäftsführer des (ianzen. der besser bezahlt wird, hat eine 
nicht mehr so aufreibende Thatigkeit als früher, da die verschiedenen 
Zweige seUxstandig geworden sind. 

V. Die Bäckerei. Wie wir bereits erwähn Leu, bleibt hier der 
Brotpreis nicht wie in Gent fest, sondern folgt den Scluvankungen 
des Angebotes und der Nachfrage. Infolge der Konkurrenz der 
anderen Geschäfte und des niedrigen Mehlpreises beträgt er gegen- 
wartig nur 24 c, wovon man noch einen Halbjahrsgewinn von 2 c 
für jedes Brod in Abzug bringen inu(s. Diese billigen Preise haben 
viel beigetragen zur schnellen Ausdehnung der Maison du 
Peuple. Sie liefert gegenwärtig Brot für 9000 Haushattungen, das 
heifst för ungefähr 35000 Personen. Die durchschnittlicfae Wochen- 
produktion beträgt nahezu 100 000 Kilos. 

Die Zahl der sett 1887 fabriaerten Brote hat wie folgt zu- 
genommen: 



I. 


Halbjahr 


1887 


175000 


iKilobrote. 


I. 


n 


!888 


290000 


>♦ 


a. 


H 


1888 


465000 


Ii 


1. 


II 


1889 


604000 


n 


2. 


1* 


1889 


654000 


II 


1. 


» 


1890 


765000 


II 


3. 




i8i>o 


S70000 


n 


I. 


»» 


18QI 


i 270000 


• 


2. 


>l 


1891 


I 718000 


» 


1. 


n 


1892 


1950000 


»1 


2. 


II 


1892 


2400000 


II 




VI. 





21 
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Es ist nunmehr zweifellos, dafs für 1893 die Anzahl der von- 
der Maison du Peuple fabrizierten Brote fiiof Miliionea überschreiten 
wird. 

VL Das Cafe und die Läden. In den übrigen Gcschäfts- 
"tweigen war der Fortschritt ein minder schneller. Man wird sich 
liiervon durch die folgende Zusammenstellung überführen können, 
welche nach den Bilanzen der i. Halbjahre von 1890, 1891 und 1892: 
gefertigt ist 







Einuahmen uud vor* 










rntig«' Waren 


Au.sjjabcn 


(lewinu 




' 1890 


Frcs. I '^4Sq 30 


Frcs. 1 3 1 2 1 .99 


Frcs. 367.31 


Kohlcn- 






52 162.24 


2268.59 




. 1892 


46 190.23 


45568.72 


621.51 




1890 


16085.38 


15637.24 


367-3» 


Schnittwarei» 


1891 


44200.33 


43494^1 


706.33 




1892 


61541.41 


61 418.79 


1123.62 




lSf}o 


137 2 ',0.<M 


139886.29 


=655 35 


Schlächtereien 


1891 




"07 54.v78 


4806.51 




1892 


»1447 ^Si) 


64 449-54 


2435 




1890 


2300S.49 


22 704.69 


303.80 


ReatMUMit 


1^91 


30 390.6a 


«9883.71 


506.91 




i«9« 


34649.08 


24157.94 


491.14 




[1890 


95 «4 


9169.16 


344.84 


Butter 


1891 


21461.31 


21 124.36 


336.95 




,1892 


25450.44 


25 222.51 


3*743 



Wie man siVht, .sind die Gewinne der Geschafts/wei^e auiser 
der Bäckerei fast verschwindend gering. Die Lcbcnsmitrd und 
Warcu \\ t rden an die Genossenschaften mit einem Abschlag von 
5 \ verkauft. 

Was den Gewinn anlang^t, den man zu einer Summe vereinigt,. 
SO wird er nacli Malsgabc des Urotkonsums verteilt. 

VII. Verteilung des Gewinns. Dem Wortlaut der Sta- 
tuten zufolfTr wird der Geschäftsgewinn alle seclis Monate unter die 
Genossenschafter verteilt, und zwar nach einer Vorwegiialune von 
2''2"u Gunsten des Personals und ferner von 25 "/q, wovon min- 
destens die Hälfte für so/ialisrisrhe Propagantia iM-stimmt ist. walu-end 
die andere Hälfte dem Reservefonds überwicsqi oder zur Scliuldea- 
tilgung verwendet werden mufs. 

In Ausführung dieser Anordnungen wurden seit 1889 folgende 
Verteilungen bewirkt: 
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6. Die wallonischen Genossenschaften. 

A. Der Progr^s. (Jolimont) 

I. Entstehung und gegenwärtige Lage. Diese Ge- 
nossenschaft der Arbeiter des „Zentrums" (des Hennegau) wurde 
1S86 begründet. Das zur Herstellung der ersten Einrichtungen 
notwendige Kapital Udi ihr dne Hülfskasse, die ^olidarit^ de Fay t". 
Eine andere Gesellschaft, die „Union des m^tiers^ das einzige Über- 
bleibsel der M Internationale" io dieser Gegend, schofs ihr auf 
9860 Fr. geschätsten Immobilien und Mobilien in den Progr^s ein. 
Endlich lidien ihm Arbeiter und Arbeiterverbindungen ihren Kassen- 
bestand und den Betrag ihrer Ersparnisse gegen einen Zins von 

Am 26. Juni 1886 begonnen, wurden die Einrichtungen am 
25. Oktober eröflbet und nahmen schon nach kurzem einen sehr 
groGMm AufiKhnrung. Wie wir sahen, liefert der Progres Brot an 
über sechstausend Familien. 

Die erste, am 30. Juni i8S;-; lUich /.wan/.iginonatlichem I^i triebe 
aufgestellti- liilanü zeigt, dals zu diesem Zeitpunkte die Vereinii^ung 
bereils einen Gewinn von 44 595 Fr. 40 c. erzielt hatte, und vjer 
Jahre später, am 30. Juni 1892, war der Stand der Dinge folgender: 

Aktiva. Passiva. 

Geld in der K;isse: Frcs. 36 361. 78 Verschiedene Glaabiger; Frc8. 190479^1 

Immobilien iintl Mobilien; 204 752. SS ""^^^^90479^1 

Verschiedeue Waren: 21237.05 K-n ital der (itscil.schatt am 

Vciadiiedene Schuldner: 41990.28 30. Juui 1892 .... ii38(.; 5S 

Zusammen: Krcs, 304342.59 ' Frcs. 304342.59 



*) Adbcrdem noch für 3125 Frcs. Aktien der socialistischen Presse. 

21* 
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Es blieb somit, nachdem 10924$ Fr. 50 c. Grewione an die 
kousumierenden Aktionäre und 3401 1 Fr. 94 c Propagandakosten 
bezahlt worden, ein Kapital von 113863 Fr. 5S a auf 6276 -Mit- 
glieder, es kam also auf die Aktie von 2 Fr. 10 c. ein Betrag von 
18 Fr. 14 c. 

II. Personal und Verwaltung. Der Verwaltungsrat, 
welcher dieselben Befugnisse besitzt, wie jener der M iison du Peuple, 
besteht aus neun, von der Generalvcrsamnilung gewählten Mitgliedern. 
Femer haben sämtliche Arbeitervereine, welche ihre Baarbcstande 
im Progres einlegen, das Recht, in ihm durch einen oder mehrere 
Delegierten vertreten zu sein. 

Die Bäckereiarbeiter erhalten einen Lohn von vier Fr.; sie 
sind in drei Schichten eingeteilt und arbeiten acht Stunden täglich. 

HL Die Bäckerei. Die Zahl der Mitglieder hat rasch zuge- 
nommen; sie betrug 1887 2499,' 1S8S 2841, 1889 3348, 1890 4301,. 
1891 5521, 1892 6276. 

Der Brotpreis beträgt 45 c. ftir zwei Kilo, und die jährliche 
Produktion überst<M<n vier Millionen Kilogramm. Wir fassen in 
naclistehender Uebersicht die Angaben zusammen, welche wir hin- 
sichtlich der Brotproduktion seit 1S87 sammeln konnten: 
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IV, Gewinnverteilung. Die Verteilung des Gewinnes ist 
im Frogrte von Jolimont in folgender Weise geregelt: „EMe Ver* 
kaufspreise sind derart gestellt, dafs sie den Käufern die Erzielung 
eines unmittelbaren Gewinnes ermöglichen. Der Übeiaclhils wird 
alle sechs Monate unter die Genossenschafter nach Malsgabe ihres 
Konsums verteilt Vorweg wird in Abzug gebracht ein fiir die 
Bildung des Reservefonds besttoamter Teil, sowie ein fernerer Posten 
von I \^ als Tantidne an das Lohnpersonal und an die besoldeten 
Vertreter der Vereinigung* 

Am 3a Juni 1892 betrug der vom Progrte seit dem GrOndungs* 
jähre erzielte Gewinn 253 972 Fr. 09 c, welcher in folgender Weise 
verteilt wurde: 
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Slatiitaig«Bitfw Reseire Frcs. 31 2So.»6 

TilguDg von Schulden fOr Materialien und Inunobilien .... 75542.17 

Prosente an Arbeiterpfno^'^fnsrhaftm um! Diverse ....... lO 406.35 

„ an die Arbeiter der Genossenschaft 1 632.42 

I rup^a^ada (Beiträge, Presse, Strikes and nationalutische Unter- 

nehmongen) 24011.94 

Tili^'unK J. r S. hulden der FttSion ta Sociale 1853.45 

l>eo koasuaüerenden Aktionären aiugexahlter Gewinn .... 109245.50 

Fm. 253972.09 

B. Die Populaire. (Lüttich.) 

Diese Vereinig^ung, gegründet 1887, sSlüte im März 1893 1409 
Mitglieder (wovoa möglicherweise ungefähr hundert in Abzug kommen 
müssen). 

Die Eintrittsbedingungen und die Art der Geschäftsleitung sind 
dieselben, wie jene ähnlicher Vereinigungen. Das Personal besteht 
aus 14 Leuten, wovon 7 Bäcker. Die Einrichtungen, welche die 
Populaire geschaffen, sind: die Bäckerei, das Cafi£ und das Kolonial- 
warengeschäft. Es bestand früher auch eine Unterstütsungskasse, 
man war indessen gezwungen, sie au&ulösen. Das Kapital ist aus» 
schlielslich durch Einlagen der Mitglieder gebildet Bis jetzt hat 
die Populaire keinerlei Anleihe gemacht. Am 31. Dezember 189a 
beHefen sich die Aktiva der Gesellschaft auf 37455 Frcs. 38 c, 
die Pusiva auf 27 802 Frcs. 7 1 c. Die Mitgliederzahl hat sich wie 
folgt vermehrt; sie betrug 1889 ^77' 1890 922, 1891 1193, 1893 
1391. Die Brot Produktion betrügt im Durchschnitt 14000 Kilo 
wöchentlich. Diese Ziffer bringt nicht allein den Konsum der Mit« 
gUeder zum Ausdruck, denn die Populaire hat eine ziemlich be> 
deutende Laufkundschaft« 

C. Die Ruche ouvri^re in Verviers. 

Diese Vereinigung, gc^^ründct 1888, macht aufserordcnthch 
schnelle Fortschritte. Sie zählt augenblicklich 13OÜ Mitglieder und 
alltäglich koniiiKn neue hinzu. 

Die Bilanz von 1892 schürfst mit einem Gewinn von unget'nhr 
25000 Frcs. ab, dir sich wie tbli^t verteilte: d n Miti^diedern aus- 
bezahlt 10736 l'rcs. 47 c an Kranke 082 Itc.^., ii^'r geim-insame 
Unternehmungen 90 Frcs., für die sozialistische Propaganda 435 Frcs. 
und zum Reservefonds 12750 Frcs. 

Die Ruche hat soeben ein Haus im Werte von 130CMX) Frcs. 
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erworben, das eines der yröfstcn Arhritcrcrebäude Belgiens sein u ird. 
Zur Dcckunj^ des Erwerbspreises mulstc sie eine hypothekarische 
Anleihe von iKooo Pres, aufnehmen. 

7. Die Resultate der sozialistischen Genossenschaften. 

I Die sozialistische Genossenschaft hat bedeutende unmittelbare 
Resultate erzielt: i) in wirtschaftlicher Hinsicht, insofern 
sie die Brotfabriken an Stdle der Haus- und Kletnbäckoneiea setzte; 
2) in geistiger und moralischer Hinsicht, insofern sie den 
Arbeitervereinen Räumlidikeiten beschaffte, die sozialistische Fresse 
unterstützte, den Veranstaltungen för Kunst und Unterricht Hülfe- 
mittd an die Hand gab; 5) in politischer Beziehung sind die 
grolsen Genossenschaften das Rückgrat der Arbeiterpartei: «^e 
sind Arsenale,** sagt einmal Anseele, „in denen wir Material finden, 
um die kapitalistisdie Gesellschaft mit KartoiTeln und Vier-Pfund^ 
Broten zu bombardieren**; 4) in materieller Hinsicht endlich 
ist es dank dem Rückgange und der Regulierung der Warenpreise, 
dank der Weigerung, der Produktion im Grofsen KrecÜt zu geben, 
dank dem fast völligen Fehlen kapitalistischer Vorwegnahmen, den Ge* 
riossenschaf^en möglich, einen G^haftsgewinn zu erzielen und dabö 
7X\ Preisen zu verkaufen, die wesentlich niedriger sind als jene des 
Kleinhandels. Es <^it ht in Brüssel in den reichen Vierteln, WO sidi 
die Konkurrenz der Genossenschaften bisher nich' f ihlbar macht, 
Backer, welche ihr Brot noch um 35 c. pro Kilo verkaufen. Die 
Maison du Peuple dagegen verkauft Brot gleicher Qualität zu 24 c 
(mit 2 c. Halbjahrsgewi'nn). 

11. Diesen schon so wichtigen unmittelbaren Resultaten sind die 
mittelbaren hin/.uzurügen, welche vielleicht noch bedeutender sind; 
denn man hat im letzten Cirunde jedenfalls dem Kriblgc des Vooruit 
und der ähnlichen Vereinigungen die i;rorsp Ausdehnung; der Ge- 
nossenschattsbe\ve;^unj^ in Belgien zuzuschreiben. Im Jahre 1880 
war nichts oder last nichts vorhanden. Heute sehen wir. wie infolge 
des von den Sozialisten gegebenen Beispiels zwei neue Assoziations- 
formen sich vervielfältigen: antisozialistische Genossenschaften und 
Vereinigungen von GeschäfUleuten oder von Beamten unserer groben 
Vcrwaltungszweige. 

A. A n t i s o / i a 1 i s t i s c h c ti e n o s s e n s c h a f t e n. Die Not- 
vvcüUigkeit. zur Bekämpfung des Sozialismus ihm seine eigenen 
Waffen zu entlehnen, und den Genossenschaften der Arbeiterpartei 
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iintisoziaiistische entgegenzustellen, haben zu allererst die Konser»« 
vativen erkannt Die bedeutendsten dieser Blitzableiter-Assoziationen 
sind der MVolkabdang^ in Gent, die „Boulangerie de la Matson des 
Ouvriers"' in Brüssel, und die „Soci^t^ des Hayettes" im Mittel- 
Hennegau. 

Der „Vollcsbelang'' wufde 1889 von katholisdien und liberalen 
Kapitalisten gegründet Seine juristische Form ist eine ziemltcli 
sonderbare: er ist eise Genossenschaft, die von einer anonymen 
Gesellschaft verwaltet wird. Diese letztere- besitzt das Kapital und 
leitet das Unternehmen allein. Der „Volksbelang" zählt, wie es 
scheint über liooo Mitglieder, unter denen eine ziemlich groise 
Anzahl von Bourgeois und Dienstboten. Vom kaufmännischen 
Standpunkte aus ist dies somit ein ausgezeichnetes Geschäft, in po- 
litischer Hinsicht bedeutet es dagegen fast so gut wie nichts. Einer 
der Direktoren sagte uns selbst, das man auf die reine Genossen» 
Schaftsform hätte verzichten müssen, da zu befürchten gewesen 
wäre, dafs die SoziaHsten in der Generalversammlung die Mehrheit 
erobern konnten. Diesdben Besorgnisse- werden bei der juristischen 
Form der ausschliefslich katholischen Gesellschaften von Brüssel 
und des Hayettes bemerkbar. Die „hochherzigen Gründer" [gestehen 
den neuen Mitgtiedem nur ein äufserst beschränktes Recht der In- 
tervention zu, was der Genossenschaft jede Bedeutung fiir die Volks- 
erziehung nimmt. 

Die „Boulan^Tcrie de la Maison des Ouvriers" ist eine ganz 
neue Gründung und produziert kaum mehr als 2500 Kilo täghch; 
im „Zentrum,, (des Hennegau) dagegen macht die Sociale des Hayettes 
dem Progres in Jolimont eine erbitterte Konkurrenz. Die Brot- 
produktion ist auf beiden Seiten fast dieselbe, nur befahren die drei- 
farbigen Wagen der Haytt -s hauptsächlich die Ortschaften, welche 
an das platte Land trrcnzen, während die roten Packwagen von 
Jolimont dit* Strafsen des eigentlichen „Zentrums" festhalten. Ühn!;rcns 
machen die beiden Bäckereien unaufhörlich Anstrengungen, üich 
gegeuscitii,^ ihr Terrain abzugewinnen. Man berichtete uns kürzlich 
ein unbedeutendes Vorkommnis, welches di'-s Bestreben und zu- 
ijjleich die Hefti<;keit des Kampfes deutlich illustriert: ein sozialis- 
tischer Arbeiter, der bemerkt hatte, dals seine Wirtin ihm mit einem 
Brote der Hayettes aufwartete, warf dies schleunigst ins Feuer mit' 
den Worten, dals er sich lieber den Bauch zwängen wolle, als das 
Brot der i'larten essen. Und seitdem drückt die Vereinigung von 
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joUfnoat 2iir Vermeiduiig derartiger Vorkommiiisse den aus ihren 
Öfen kommenden Broten als Kennzeichen eine Marke auf. 

SelbstventändUch halten sich die katholischen und cfie aosialis» 
tischen Bäcker einander filr äulseist schädlich; vielleicht würde ihre 
Anschauung aber eine andere, wenn sie die Dinge von einem höheren 
Standpunkt betrachteten und nur an das Endergebnis ihres Gesdiäftes 
dädxten: an das billige Brot. Dieser Standpunkt ist der unsere, 
wenn wir behaupten, dafs die Sozialisten sich im hohen Grade um 
dir Arbeiterklasse verdient gemacht haben, nicht nur durch Er- 
richtung ihrer Genossenschaften, sondern auch durch die Anregung 
zur Bildung konaervativer Genossenschaften. 

£^ Genossenschaften ohne politische Färbung. 
Die nachstehende Übersicht zeigt in schlagender Weise die Ein» 
Wirkung der sozialistischen Genossenschaften auf die Genossen- 
schaftsbewegung überhaupt: 
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Von dieser Gesamtzlffer ist eine kleine Anzahl von aufgelösten 
GesellschaAen in Abzug zu bringen; es ist indessen bewiesen, dals 
seit zehn Jahren unter dem Antriebe der sozialistiscfaen Bewegung 
eine wahre mtscfaaftliche Umwälzung bei uns stattfindet: Die Ver* 
eimgungen von Angestellten, die kauftnännischen Genossenschaften, 
die landwirtschaftlichen Vereine gesellen sidi zu den politischen 
Genossenschaften. Dies Bestreben tritt seit 1885 hervor, seitdem 
der Erfolg des Vooruit unstreitig geworden, und es lafst sich von 
jetzt an behaupten, dafs in gewissen Zweigen der belgischen In* 
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dustrie die Genossenschafbform schliefslich die kapitalistische ver- 
drängen wird. 

8. Kritik und Schlusswort. 

Die Haupteinwände, welche man in der Regel den sozialistischen 
Genossenschaften gegenüber vorbringt, lassen sich in folgender 
Weise formulieren: 

1. Di« Genossenschaft wirke daraufhin, die Arbeiter in kleine 
Bourgeois zu verwandeln und das Gefiihl ihrer Zusammengehörig- 
keit zu ersticken. 

2. EHe Genossenschaft hätte eine zu schwache kapitaUstbche 
Grundlage^ um irgendwelcher schweren Krise widerstehen zu 
können. 

3. Sie machte dem Kleinhandel eine vemicbtende Konkurrenz 

und verurteilte ihn zum Verschwinden. 

Wir werden zum Schlüsse dieser Abhandlung kurz darthun, in- 
wieweit diese Austellungen begründet sind. 

Ad. I. Was die Frage nach dem moralischen Einflufs der Genossen- 
schaft anlangt, so ist von vornherein zu bemerken, dafs gerade in 
den Städten, wo grofse Genossenschaften bestehen, der sozialistische 
Geist am stärksten ist. Wir bestreiten nicht, dals die Genossen- 
schaft gewisse Mifsstände in sich schliefst, es werden diese aber 
bei weitem aufgewogen durch bedeutende Vorzüge. Es ist in 
dieser Beziehung die Ansicht, welche kürzlich Jean Volders, 
Leiter der Maison du Peuple uns 5::;;e£^enüher äufserte, unseres Er- 
achtens zutreffend und durch die Thatsachen voll bewahrheitet. 
Er sagte: „Vom moralischen Standpunkte aus hat die ( jenossenschatt 
Gutes und Schlimmes. Schlimrues, rveil sie die Habsucht weckt 
und die Begehrlichkeit übermalsir^ n der kleinen Gruppe der Leute 
reizt, welche danach streben, dem Personal der Genossenschaft ein- 
verleibt zu werden und hierdurch eine bessere Lage zu erobern, 
als es jene der meisten ihrer Genossen ist. Gutes, was die grolse 
Masse der Genossenschafter anlangt, denn sie bewirkt ihre wirt- 
schaftliche Erziehung, giebt ihnen, dank den Sparkassen, das ständige 
Gefühl der Zusammengehörigkeit, und verschafft der sozialistischen 
Idee Eingang in bisher ihr widerstrebende Kreise. Indem sie unser 
Brot essen, verschlucken sie etwas von unseren Pnn/:ipien, die im 
Abrechnungsbüchlein stehen, in den Rundschreiben zusammengefalst 
und in den Halbjahrsberichten entwickelt sind. — Was die Ge- 
treuen unserer Versammlungen betrifft, — allerdings nur 3 oder 
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400 Personen von 8cxx) — so sind sie trotz dem selir lebhaften 
Wunsche, einen Geschäftsgewinn am Ende des Halbjahres einzu- 
ziehen, in krittschen Zeiten stets bereit, ihn dem Wohle der Partei 
zu opfern. Im aUgemdnen sind die Versainmlua<;cii in dieser Hin* 
sieht weitherziger, als der Verwaltungsrat.** 

Ad n. Wie wir bereits gesehen, müssen sich die Genossen- 
schaften, um auch dem ärmsten Arbeiter zugänglich zu sein, mit 
einem ziemlich schwachen Kapital begnügen, was unausbleiblich 
ernste Misstände haben muls. 

Das natürliche Mittel gegen diese Unzuträglichkeiten ist, die 
Verkaufspreise nicht übermäfstg herabzusetzen, damit am Ende 
dnes jeden Rechnungsjahres beträchtlichere Gewinne verteilt werden 
können. Auf diese Weise verfugt die Gesellschaft, welche die Ge- 
winne in Marken oder Karten verteilt, stets über ziemlich be- 
deutende Hilfsquellen. Femer braucht sie nicht zu befurchten, 
Mitglieder zu verlieren, wenn die Preise der RohstofTe teurer werden 
und sie nötigen, ihre Verkaufspreise zu erhöhen. Dies System 
wird bekanntlich nicht von allen Genossenschaften befolgt. Die 
Preise des Vooruit und des Werker bleiben liehe und unvcrand r 
liehe, während die Preise in Brüssel und Joliniont allmählich in 
dem Mafse niedriger wurden, je mehr die Mehipreise fielen. Die 
Folge war, dafs in diesen beiden Gesellschaften, da die augen- 
fälligen Vorteile hier beträchtlicher waren, die Mitgliederzabl weit 
schneller zunahm als im Vnorint. Als Kehrseite sahen sich die 
Maison du Peuple und der Progres zur Deckung der durch die 
l'lntwickehmg ihrer Produktion entstandenen Ausgaben vcranlafst. 
weit mehr als der Vooruit, zur Anleihe zu j^reifen und ziemlich 
schwere Schuldenlasten zu kontrahieren. Kur tlen Auin-nblick 
^^ehl Alles p^ut: was würde aber geschehen, wenn eine Erliöhung 
der Mchlprei.se einträte, und wenn die Stcicjcrung de-; Rrntiireise.s 
den Au.siritl einer grotsen Zahl von Mitgliedern im delolge hätte 
Es wäre verkehrt, hier einzuwenden. daf«i tlie kapitalistischen 
Bäckereien sich dann ebenfalls in der Notwendigkeit befanden, 
ihre Preise zu erhöhen; man darf nicht vergessen, dafs sie über 
bedeutende Kapitalien verfugen und dafs sie sich nicht daran 
stofsen wurden, eine Zeit lang Geld zuzusetzen, wenn sie die Aus- 
sicht hätten, ihre sozialistischen Konkurrenten zu zcrsclimettern. 

hVagen wir ims nunmehr, warum das Brot im Vooruit fort- 
laufend zu 35 c. verkauft wird, während es in der Maison du 
Peuple nur 24 c. und im Progres nur 22 * g c. pro Kilo kostet, 
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so ist die Erklärung sehr einfach. Was in Gent dem Vooruit er- 
möglicht hat, trotz der Konkurren/, seine Preise zu halten, dal's 
ist die Starke de'^ so/iahstischen Geistes, der durch unaufhörhclu: 
Propafjanda stu^sarn gepflegt wird. Anderwärts dage<^en inter- 
essiert sich die grosse Masse der Genossenschafter in geringerem 
Grade für politische Fragen und sucht vor allem unmittelbare 
V«)rteile. Als die kapitalistischen Backereien in Brüssel anfingen, 
den Hrotpreis herabzusetzen, während man im Maison du 
Peuple den Preis von 30 c. aufrechthielt, begann hier dalier 
die Produktion nachzulassen: der Wochendurchschnitt war von 
75000 auf 63000 Kilo gclcillen ; und nunmehr l^eschlofs die Ver- 
sammlung, das Brot zu 25 c, und später zu 24 c. zu verkaufen. 

Soll vermieden werden, dafs dieser Zustand in einer mehr 
oder minder nahen Zukunft schädliche Folgen äufsert, so ist 
energisch geboten, den sozialistischen Geist unter den Genossen- 
schaftern zu kräftigen und sie mit der Unternehmung weniger 
durch ihre materiellen Vorteile ab durch höhere Beweggrunde zu 
verknüpfen. 

Ad. III. Vom Standpunkte des Kleinhandels betrachtet, 
zeitigt die durch die Genossenschaft bewirkte l'mwälzung aller- 
dings verderbliche P'olgen, welche sich im Bäckereigewerbe un- 
zweideutig offenbaren. Wir haben den Versuch gemacht, den 
l infang dieses Schadens in der Stadt festzustellen, wo die Zahl 
der Genossenschaften am grölsten ist, in Brüssel nämlich. 

Die in den nachstehenden statistischen Übersichten zusammen- 
gestellten Ergebnisse unserer Erhebung lauten folgendermalsen : 
1. Die Anzahl der Bäcker ist in Brüssel von 1857 bis 1886/ 1887 
unaufhörlich gestiegen. X'on diesem letzteren Zeitpunkte an be- 
ginnt ihre Zahl abzunehmen, erst langsam, dann rasch. 2. Seit 
1878 wird die Zahl der Bäcker, welche Generalwähler sind (d. h.. 
welche 42 I'"r. .Abgaben entrichten) beständig geringer. Sie hebt 
sich zwar im Jahre 1891 wieder, zweifellos, weil das V'erschwinden 
einer grofsen Zahl von Bäckern die Lage der übrig bleibenden 
bessert 3. Die Zahl der Konkurse in den Bäckereien nimmt seit 
1886 bedeutend zu. 

Es folgt hier zuvörderst — auf Grund der Angaben, welche 
f aui Deutscher im Ahnanach Bottin veröffentlichte — die Zahl 
der Backer und jene der Wähler in diesem Handwerk während 
der fünfundzwanzig letzten Jahre: 
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Diese statistischen Angaben brauchen keine langen Erklärungen. 
Von 1S65 bis i8i>o verdoppelt sich die Anzahl der Bäcker, während 
die Bevölkerung der Stadt unbedeutend zunimnu ungefähr 
/wanziglausend l-jnwohner 

Von 1878 an wird die Konkurrenz zu stark und die Anzalil 
Derer, welche 42 Fr, 32 c. Abgaben entrichten, nimmt rasch ab, 
was offenbar beweist, dafs die Geschäfte schlecht gehen. Die 
schwierige Lage — veranlafst durch die allzugrolse Zahl von 
Bäckern — datiert somit vor der Grüitdung der Maison du Peuple 
und der anderen Genossenschaften. Von 1886 an werden die 
Veri^Utnisse bedenklich und mehren sich die Konkurse. 

Die folgende Übersieht, welche der Registrator des Handels» 
gerichts die Güte hatte, für uns zusammenzustellen, zeigt dies in 
deutlicher Weise: 
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Vom 16. AngttBt 18S7 bis 15. Ai^t 1888 
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Es scheint nach dieser statistischen Zusammenstellung, als ob 
sich, da die Zahl der Konkurse seit i886 abgenommen, (trotzdem 
ist sie weit grösser, als in der vorhergehenden Periode), die Lage 
der kleinen Hücker in einem gewissen Grade gebesseiL hatte. 
Doch ist dies eine blolse Täuschung ; ..Die Walii heit ist'', sagte 
uns der Direktor des bedeutendsten Müllereibetriebs Brüssel s, „dals, 
wenn unter den Bäckern weniger Konkurse vorkommen, dies ganz . 
einfach daher rührt, weil sich die Müller nicht einmal mehr die 
Mühe machen, sie erklären zu lassen : wo nichts ist, hat der König 
sein Recht verloren.^ 

^ Die Konkurrenz der Genossenschaften ist iür den Detaillktra 
ein unheilbares Übel: der Anschafüingspreis in den grofsen 
Bäckereien beträgt nicht über 22 c, fiir die kleinen Kicker da- 
gegen durfte er sich nicht auf weniger als 24 oder gar 2% c. be- 
laufen« Es ist daher diese Klasse von kleinen unabhängigen 
Produzenten — möge man sich nun darüber freuen oder betrüben 
— zum Verschwinden verurteilt. Entweder erobern die sozia- 
listischen, antisozialistischen und anderen Genossenschaften die 
Brotindustrie ganz und gar, oder die Müller werden wie in Holland 
Brotfabrikanten und nehmen die jetzigen kleinen Bäcker zu Hülfe. 

Alles in Allem haben wir jedenfalls dargethan, dafs die Ent- 
wicklung des Genossenschaftswesens für den Kleinhandel äufserst 
empfindliche Folgen hat. Zwar fehlt es gewissen sozialistischen 
Genossenschaften an der gehörigen Organisation — ein Mangel, 
dem die Zukunft abhelfen mufs, — und aufiserdem zeigen sie etliche 
Mifsstände, die sich bedauerlicherweise nicht beseitigen lassen. 
Alles dies aber darf uns keinesfalls abhalten, die wertvollen Vor« 
teile gehörig zu würdigen, welche sie den Arbeitern bringen und 
die unschätzbaren Dienste zu betonen, die sie der sozialistischen 
Bewegung leisten. 



GESETZGEBUNG. 



FRANKREICH. 

DIE EINIGUNGSÄMTER IN FRANKREICH AUF 
GRUND DES GESETZES VOM 27. DEZEMBER 

I892. 

EINGELEITET VON 

RAOUL JAY, 
i ROFüÜüOR AN DER RECHTSFAKULTAT IN GRENOBLE. 

Die Frage des Schiedsverfahrens steht seit inehreren Jahren 
auf der Tagesordnung des französischen Farlaments. Schon in 
der vorigen Legislaturperiode waren ihm verschiedene bezügliche 
Vorschläge von einzelnen seiner Mitglieder unterbreitet worden» 
sowie ein Gesetzentwurf der Regierung über das Sühne- und 
Schiedsverfahren in Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitern. Vorschläge und Entwurf waren Gegenstand eines be* 
' merkenswerten Berichtes des Abgeordneten Lyonnais.') Die 
Kammer war indessen auseinandergegangen, ohne über die Fol- 
gerungen des Berichtes zu verhandeln. In der 1889 gewählten 
Kammer wurden von neuem verschiedene Anträge betr. das 
Schiedsverfahren gestellt, und zwar von Eduard Lockroy, Le- 
cour und mehreren seiner Parteigenossen, Camille Raspail, Mesureur. 
Die Regierung ihrerseits unterbreitete im Februar 1891 die 
Frage dem Obersten Arbdtsrat 



') Der Abgeordnetenkammer vocjgclegt am 27. Jum 1889, 
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Bei der Eröffnung der ersten Session des Rates am 18. Februar 
1891 durch den Handelsminister äufserte dieser: „Der Oberste 
Arbeitsrat wird sich für die Beschäftigung mit den ihm unter- 
breiteten Retormen mit den ausländischen Gesetzgebungsarbeiten 
bekannt machen können. Die erste Vorlage betrifft das SchiedS' 
verfahren. Es dürfte meines Erachtens nichts der Schaffung einer 
Gerichtsbehörde entgegenstehen, zu welcher Arbeitgeber und Ar- 
beiter behufs Schlichtung ihrer Gesamt-Streitigketten ihre Zuflucht 
nehmen könnten. Die Arbeitseinstellungen entstehen oft durch 
Missverständnisse und Reibungen, und werden häufig aus Eigen- 
sinn und Starrköpfigkeit in die Länge gezogen. Es steht 2u 
hofTen, dais es dem Eingreifen von Schiedsrichtern, die von den 
Parteien selbst gewählt werden, die von einem wahrhaften Ver- 
söhnungsgeiste durchdrungen sind, die ferner ihrer Aufgabe des 
Friedenstiftens eine jresetzlich anerkannte Autorität und Befugnis 
entgegenbringen, gelingen wird, Kämpfen vorzubeugen, welche 
Allen schaden." ') 

Vor allem hatte sich der Oberste Rat mit der Frage zu be- 
fassen, ob din gesetzgeberisches Eingreifen in der Schiedssadhe 
am Platze sei. Es ist bemerkenswert, dafs die Handelskammern, 
die Kammern der Künste und Gewerbe und sogar die Gewerbe- 
gerichte, im Jahre 1S90 über diesen Punkt vom Handelsminister 
um ihre Meinung betragt, sich in der Mehrzahl dem Erlasse eines 
besonderen Gesetzes über das Scliiedsverf'ahren abgeneigt zeigten: 
Die bestehenden Gesetze gestatteten Arbeitgebern wie Arbeitern, 
nach li(n [:i He'irben Sühne- und Schicds-Kommissionen zu bilden; 
namentlicli ermächtige das Gesetz über die Gewerbe-Fachvereine 
letztere, ihre Wirksamkeit in dieser Richtung zu bcthatigen. Wozu 
ein neues Gesetz? Vor allem wäre es dann unmöglich, den Ent- 
scheidungen der Schiedsrichter gehörige (Geltung zu verleihen. 
Wolle man aber dennoch gesetzgeberisch vorgehen, — sei es dann 
nicht einlacher und \ orteilhafter, sich damit zu begnügen, die Be- 
fugnisse der Gewerbegerichte zu erweitern, anstatt eine nutzlose 
neue Maschinerie zu schaffen? — So lauten die Haupteinwände, 
welche zur Stutze iler in der Erhebung des Jahres fest- 
gestellten Opposition gegen die fragliche Regelung angeführt 
w urden.-) 



') Conscil supcricur du travail. I. Session (Fcvricr 1891) p, 11. 
') L ScMion da Conseil sap^ear» p. 176. 
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Der Oberste Arbeitsrat Itefs sich durch diese Einwände nicht 
abhalten. Wenn er auch zugab, dafs ein neues Gesetz zur An- 
erkennung des Rechts, das Schiedsverfahren in Anspruch zu 
nehmen, nicht notwendig sei, so war er doch der Meinung, dass ein 
neues Gesetz mit Nutzen die Aufmerksamkeit der Beteiligten auf 
ein Recht lenken dtirlte, von dem sie nur allzuwentg Gebrauch 
* machten, während es zugleich die Ausübung dieses Rechtes er- 
leichtere. Andererseits hielt er nicht daftir, dafs die Gewerbe- 
gerichte, welche wirkliche Urteile über Einzelinteressen zu sprechen 
hätten, angethan seien, auf wahrhaft wirksame Art die Aufgabe 
des Sühne- oder Schiedsrichters durchzuführen. Seines Erachtens 
wäre es besser, die Schaffung von Organen durch die Parteien 
vorzusehen und zu erleichtern, die insbesondere Gesamtstreitig- 
keiten zu verhüten oder zu schlichten hätten. 

Obwohl von der Zweckmäfsigkeit eines Gesetzes über das 
Schiedsverfahren überzeugt, glaubte der Oberste Arbeitsrat davon 
absehen zu sollen, selbst einen den Kammern vorzulegenden Ge- 
setzentwurf aufzustellen. Er begnügte sich damit, durch eine An- 
zahl von grundlegenden Beschlüssen die wichtigsten Fragen zu 
entscheiden, welche sich bei der Abfassung eines derartigen Ge- 
setzes erheben müssen. 

Diese Beschlüsse betrafen sowohl das gelegentliche Schieds- 
verfahren, welches eine entstandene Streitigkeit veranlafst, wenn 
sie zur Einsetzung \on lediglich zeitweiligen Suhnekommissionen 
oder Schiedsgerichten fuhrt , als auch die }'>richtung von 
stiunligen Sühne- und Schiedsbehörden. Der im Einklang mit 
den Wünschen des Obersten Arbeitsrates aufgestellte (ieset/- 
entwurf, welcher im Laufe des Jahres 1891 vorgelegt wurde, 
enthielt zwei verschiedene Titel, deren erster das gelegentliche 
Sühne- und Schiedsverfahren und deren zweiter die standigen 
Behörden betraf. Die Kommission der Abgeordnetenkammer 
glaubte diese Titel trennen und die Verhandlungen über den 
zweiten Titel hinausschieben zu müssen. ,,Ks geschieht dies nicht", 
schrieb im Namen der Kommission der Berichterstatter Lockroy, 
„weil sie der fragUchen Regelung grundsätzlich abgeneigt wäre ; 
im Gegenteil, — ihre grofse Mehrheit ist vielmehr für dieselbe. 
Sie halt Jedoch dafür, dafs eine derartige Einrichtung, deren Be- 
deutung sich auf den ersten Blick schwer ermessen läfst, ein sehr 
eingehendes Studium erheischt, und sie glaubte, wenn sie sich 
zuerst mit ihr beschäftigte, die Abstimmung über den Teil des 
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Gesetzes zu verzögern, welchen die öfientlichc Meinung so nacb- 
drücklich fordert und den bereits Arbeitgeber und Arbeiter aus 
ebenem Antriebe in schwierigen Verhältnissen anwandten".*) 

Infolge dieser Entscheidung der Kommission hatten die Ver* 
handlungen des Parlaments und das aus ihnen hervorgegangene 
Gesetz nur noch geringes Interesse. I^ecour konnte in der Ab- 
geordnetenkammer sagen: „Alle, welche im Schiedsverfahren 
praktisch thätig waren und darüber geschrieben haben, wie zum 
Beispiel die Herren Miindella und Weiler, erklären, dafs die frag- 
lichen Streitigkeiten nur durch ständige Behörden geschlichtet 
werden können. Die Gewohnheit vor allem, miteinander zu ver- 
handeln, sich zusammenzufinden, die persönlichen Beziehungen, 
welche sich unter den Delegierten herausbilden, sind es, welche 
bewirken, die Feinde von gestern in Freunde oder doch in wohl- 
wollende Gegner von heute zu verwandeln. Das gelegentliche 
Zusammenfinden reicht, nicht hin , um Vorurteile zu beseitigen 
und Einseitigkeiten zu bewältigen, Delegierten und Schiedsrichtern 
die notwendige Erfahrung zu verleihen". 

Noch wichtiger erscheint mir die Einsetzung standiger Kom- 
missionen unter einem anderen Gesichtspunkt. Sie wäre der erste 
Schritt auf dem Wege der Vertretung der Arbeiter, aber ein 
Schritt, der entscheidend werden könnte. Der \\\ der Abgeord- 
netenkammer in der Sitzung vom 14. Dezember 1891 gestellte 
/Vulrag Mesureur's war in dieser Hinsicht besonders beachtenswert. 
Er forderte, dafs durch Verordnung in allen Industriegcgeuden 
Arbeitsräte eingesetzt würden, wo ihre Zweckmäfsigkeit erwiesen 
sei. Diese Arbeitsräte hätten aus so viel Sektionen zu bestehen, 
ab in dem Bezirk eines jeden ähnliche gewerbliche Berufe oder 
Gewerke vorhanden seien, die bedeutend genug, um vertreten zu 
werden. Jede Sektion sei aus dner gleichen Zahl von Arbeit- 
gebern und Arbeitern oder Angestellten zu bilden; die Arbeiter^ 
delegierten seien durch die wahlberechtigten Arbeiter oder An- 
gestellten, die Delegierten der Arbeitgeber durch die in zwei 
verschiedenen, von dem Bürgermeister oder seinem Beige- 
ordneten geleiteten Versammlungen vereinten Arbeitgeber zu 
wählen. 

Die Aufgabe der Arbeitsräte wäre eine dreifache. Sie hätten 
i) über die Arbeitsverhältnisse zu beraten und ihr Gutachten über 



^) Lodmy's Berich^ in der AbgeordneteakMimier erstattet am aj« Jaamr 1892. 
Aidiiv (3» wau G«M«iBbt. «. SMltCik» VI. SS 



Digiii^uu by G(.)o^le 



338 



Gesetzgebung: Frankrtick, 



die die Arbeit berührenden Fragen abzugeben, welche ihnen von 
der Regierung unterbreitet würden, 2) Gesamtstreitigkeiten zwischen 
Arbeitgebern uud Arbeitern auf dem Wege der Sühne zu ver- 
hüten oder beizulegen, das Schiedsverfahren unter den Parteien 
zu veranlassen und zu organisieren, welche sie nicht einigen 
konnten, und 3 ■ alljährlich die Wahl der ausscheidenden Mitglieder, 
Arbeitgeber und Arbeiter, des ( )bersten Arbeitsrates vorzunehmen. 
Die Arheitsräte, deren J->richtun^r Mc^un-ur vorschlafet, würden, 
wie man sieht, in vielen Beziehungen den Gewerbe- und Arbeits- 
räten in Belgien gleichen. 

Der lediglich das gelegentliche Schiedsverfahren betreffende 
Titel I des Regierungsentwurfs ist nach geringen Abänderungen 
in Kammer und Senat nunmehr zum Ciesetze \ om 27. Dezember 
1892 über das fakultative Sühne- und Schiedsverfahren in Gcaamt- 
streitigkeiten zwi.schen Arbeitgebern und Arbeitern oder Ange- 
stellten geworden. Der Grundgedanke dieses Gesetzes ist, im 
Falle einer Gesamtstreitigkeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitern 
»)der Anj^estellten einen Beamten mit der Aufgabe /.u betiauen, 
beiden Teilen seine Vermittelung anzubieten und hierdurch die 
Bildung einer Sühnekommission , oder , wenn die Vertreter der 
Parteien sich nicht einigen können, die Einsetzung eines Schieds- 
gerichtes herbeizuführen. Welchem Beamten nun sollte diese 
heikle Mission anvertraut werden? Die der Kammer unterbreite« 
ten Vorschläge hatten bald den Bürgermeister, bald den Präsi* 
denten des Handelsgerichts, bald den Präsidenten des Civilgerichts, 
bald den Friedensrichter im Auge. Der Oberste Arbeitsrat hatte 
sich für den Friedensrichter ausgesprochen. Er lehnte, unseres 
Erachtens aus gutem Grunde, die Einmischung des Präsidenten des 
Handelsgerichts und des Bürgermeisters ab; der erstere ist stets 
Arbeitgeber, der zweite ist es vielleicht auch und dann wäre zu» 
weilen zu besorgen, dass er in Schied$>Fragen Politik triebe.'} 
Aber wir verstehen nicht recht, warum die Wahl des Obersten 
Rates nicht auf den Präsidenten des Civilgerichts gefallen ist. , Er 
steht durch sein Amt den industriellen imd politischen Streitig- 
keiten ebensofem, als der Friedensrichter. Er hätte offen* 
bar vermöge seiner höheren Stellung einen grösseren Einfluss, 
eine gewichtigere Autorität in dem Werke der Versöhnung. 
Das Gesetz, wie es nunmehr vorlieget, hat sich der Meinung des 

'} L Smiön da Conseit sapdrieur du tniTait, p. 
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Obersten Arbeitsrates angeschlossen. Gelangen mdesaen die von 
den Parteien ernannten Schiedsrichter weder zu einer Einigung 
über die Lösung des Streitfalles, noch über die Wahl des aus- 
schlaggebenden Schiedsrichters, so wird dieser letztere vom Prä- 
sidenten des CivUgericfates bestimmt (Art. 8). Der Friedens- 
richter kann sowohl auf Verlangen der Parteien als auch sogar 
von Amtswegen handeln. Die verschiedenen Artikel des Ge- 
setzes regeln die Formen sdnes Eingreifens in eingehender Weise. 

Oberster Arbeitsrat, Abgeordnetenkammer und Senat waren 
einig, dem Schiedsverfahren einen lediglich fakultativen Charakter 
zu geben und zwar nach zwei verschiedenen Richtungen* hin, di^ 
allerdings in den Verhandlungen des Obersten Rates und des Parla- 
ments nicht völlig auseinandergehalten wurden: Erstens bleibt die 
Inanspruchnahme des Sühne- und Schiedsverfahrens in das Be- 
lieben der Parteien gestellt und sodann gewährleistet keinerlei Straf- 
festsetzung die Vollstreckung der zwischen den Partei-Delegierten 
vermittelten Übereinkunft oder des durch das von ihnen geschaffene 
Schiedsgericht eiigangencn Spruches. Es wäre gewife nicht un- 
möglich gewesen, in jedem Falle die Bildung eines Schiedsge- 
richtes zu sichern. Es hätte genügt, der Partei oder den Parteien, 
welche sich etwa weigerten, Delegierte oder Schiedsrichter zu 
wählen, gesetzliche Vertreter zu bestellen. Basly hatte vorge- 
schlagen, im Bergwerksbetrieb das Schiedsverfahren nach dieser 
Richtung obligatorisch zu machen und dem Texte des Gesetzes 
die folgende Bestimmung hinzuzufügen: ,,Sind die im Artikel l 
genannten Streitigkeiten zwischen Bergwerks-Konzessionären und 
ihren Arbeitern entstanden, so müssen sie stets vor ein Schieds- 
gericht gebracht werden. Sollte sich eine der Parteien weigern, 
Delegierte zu ihrer Vertretung^ in der Sühnekommission zu be- 
stimmen, so hat der Friedensrichter \ on Amtswegen Vertreter für 
die Interessen der ausbleibenden Partei zu ernennen." Welches 
Interesse aber böte ein Schieds\ e rfahren, bei welchem die oder 
wenigstens eine der Parteien fehlen.' Ein Interesse wäre unseres 
I'lrachtcns unter diesen Umstanden nur vorhanden, wenn die ge- 
wählten Schiedsrichter derart kompetent wären und ein solches 
moralisches Gewicht besafsen, dafs ihre Entscheidun;_; ohne Prüfung 
von der öffentlichen Meinung bekräftigt werden mufsle. Ks ist 
allerdings bekannt, welchen beträchtlichen Einflufs zuweilen die 
öffentliche Meinung aul die Eösung der industriellen Konllikte 
übt. Wo aber die Leute finden, welche ein derartiges Ansehen 

42* 
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besitzend Es wäre ferner vorteilhafter gewesen, wenn man eine allge- 
meine und wirksame Form der Bekräftigung .ermittelt hätte, welche 
die Befolgung der von der Sühnekommission oder dem Schieds- 
richter getroffenen Entscheidungen gewährleistete, aber es war 
dies noch weit schwieriger. Der Berichterstatter hatte Recht» 
wenn er sagte, dafs man nicht Massen von Arbeitern zu Gefiing- 
nis- oder Geldstrafe verurteilen könne. Die Bearbeiter des neuen 
Gesetzes haben sich damit begnügt, an die öffentliche Meinung 
zu appellieren und zu diesem Behufe die möglichst weite Öffent- 
lichkeit zu schaffen. Artikel 12 bestimmt, dafs Sühne- und Schieds- 
Antrag, die Weij^erung oder das Ausbleiben der Erwiderung der 
Gegenpartei, die Entscheidung der Sühnekommission oder der 
Schiedsrichter nach ihrer Mitteilung durch den Friedensrichter an 
den Bürgermeister jeder der Gemeinden, in denen die Streitigkeit 
statthatte, von jedem dieser Bürgermeister durch Anschlag an der 
für amtliclie Ikkanntmachungen reservierten Stelle /u veröffent- 
lichen sind. Der Anschlag der Entscheidungen kann aufserdem 
von den beteiligten Parteien bewirkt werden. Die Bekannt- 
machungen sind stempeltrei. 

Ks verdient übrigens bemerkt zu werden, dafs die ver- 
mittelten Übereinkünfte oder die gefällten Urteilsspruche unter 
gewissen Umstanden aus dem Gesichtspunkte des Civilrechts 
von unstreitigem Werte bcin und in den Regeln dieses 
Rechtes eine zuverlässige und wirksame Beslaligimg finden 
können. So kam. nachdem im Mai 1891 ein Konflikt der Pariser 
( )mnibusgesellbchari mit ihren Angestellicn ausgebrochen, zwischen 
den Parteien, um dem Kampf ein Ziel zu setzen, ein Vergleich zu 
btande, nach dessen Wortlaut die Dauer des Arbeitstages grund- 
sätzlich auf 12 Stunden — vom Verlassen des Depots bis zur 
Rückkehr dahin — festgesetzt wurde. Als die Gesellschaft die 
derart eingegangene Verpflichtung nicht hielt, erstritt der Fach- 
verein der Omnibus-Angestellten am Handelsgericht der Seine ein 
Urteil, welches erklärte, dafs die Allgemeine Omnibusgesellschaft 
gehalten sei, ihre Angestellten nicht länger ab zwölf Stunden täg- 
lich arbeiten zu lassen, und das sie femer für den Fall des Zuwider- 
handelns verurteilte, dem Fachverein die Summe von 100 Fratdcs 
pro Tag der Nichterfüllung während eines Monates nach seiner 
Rechtskraft zu zahlen.'} 



*) EtoticbdMlttiig des Semc^Hamdelsgcridits vom 4. Febrau 189a. 
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Im grolseii Ganzen dürfte dem Gesetze vom 37. Dezember 
1892 kaum eine besonders hol^ Bedeutung beizumessen sein. 
Zweifellos mag die Vermittelung des Friedensrichters insofern von 
Nutzen sein, als sie selbst unter gewissen Umständen durch den 
Einfluls, welchen eine parteilose und unbeteiligte Meinung üben 
kann, die gegenseitige Empfindlichkeit schützt, der einen wie der 
andern Partei den notwendigen ersten Schritt erspart. Es steht 
indessen zu befurchten, dafs diese Vermittelung für sich allein 
nicht ausreichen wird, die Bethätigung des Sühne- und Schieds- 
verfahrens hinlänglich zu verallgemeinern. Für uns hängt die 
Zukunft des Sühne- und Schiedsverfahrens in Frankreich vor 
allem ab von der Entwickelung, welche in unserem Lande die 
Gewerbe-Fachvereine nehmen. Erst wenn die Masse der Arbeiter 
in starke Vereinigungen eingereiht ist, werden sich einerseits 
Sühnekommissionen oder Schiedsgerichte unter Bedingungen ge- 
stalten können, welche den Erfolg zu gewährleisten vermögen, 
erst dann wird man andrerseits auf die regclmafsige Beobachtung 
der von den Vertretern der Parteien getroffenen l'bereinkiinfte 
oder der vom Scliiedsgericht gefällten Urteilssprüche zählen können. 
Emen schlagenden Beweis in dieser Hinsicht bietet die Erfahrimg 
Englands. Zweifellos gewinnen seit zwei oder drei Jahren nament- 
lich die Arbeiter-Fachvereine zusehends an Zahl und l^edeutung. 
Allein sie umfassen bis jetzt erst eine sehr geringe Minderheit der 
Arbeiter. — 

Wir lassen nunmehr den Wortlaut des Gesetzes folgen : 

Q«Mls batrafland das fakiütotlve SUbne- und Schieds- Verfahren in Oesam^ 
«troMglnitmi swiacben Arbeitgebern und Arbeitem oder AngMteUten 

vom a7. Dezember 189a. 

Vom Senat und von der Abgeordnetenkammer angenommen, wird das im 
Wortlaut folgende Gesetz vom Präsideoten der Republik hiermit verkündet. 

Artikel i. — Arbfitpelnr, Arbeiter oder Angestellte, zwischen denen eine 
Streitigkeit entstanden ist , welche eine Gesamtheit von Personen angebt und 
AilwitsverUataiiae lietrifFl, können die ile ttennenden Fngen einer Sllaae- 
komndssioo oder» felis eine Veiatind^inig in «Ueier Kommisrion nicht m elende 
kommt, einem Schiedtgeridit nnterbfeiten» deren JUldeng in nediiteliender Weite 
erfolgt. 

Artikel 2. — Die Arbeilgeber, Arbeiter oder Angestellten richten gemein- 
sam oder einzeln, persönlich oder durch Bevollmächtigte, an den Fiiedeiisrichter 
des Beeirki oder einei der Besirke, in denen die Streitigkeit besteht, eine schrift- 
liche Erklirang, weiche cnthUt: 
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i) Namen, Stand und Wohnort der Antragsteller oder ihrer Vertreter; 

2^ c!en Streitpunkt nebst kuner Ang«be der GrändCi aof welche nch die 

Partei stützt ; 

3) Namen, Staad tmd Wobnort der Pciyonen, welch«n der SSlne- oder Sdiiedi- 
anlrag nitzateUcn ist; 

4) Namen, Stan I lunl Wohnort der aus den Kreben der Beteiligten von den 
Antm^stffllem zu ihrem Beistände oder ihrer VertretVQK jgMrihlten Delegierten, 
deren Zahl jedoch fünf nitht uherschrciti n darf. 

Artikel 3. — Der Friedensrichter bescheinigt den Empfang dieser Erklärung 
anter Angabe des Tages und der Stunde ihrer Einreichung, und teilt sie inner- 
halb ^enrndzwanzig Stunden koslenloi der Gegenpartei mit doroh elngetdiriebenen 
Brief und erforderlichen Fall«« dttfch BekautmachwiK am Eingänge zum Friedens* 
gericht der Be/.iike oder zum Bargermeifteramt der Gemeinden, In deren Gelnet 
die Steitigkcit entstanden ist. 

Artikel 4. — Nach Kinpfanjj dieser Mitteilung und spätestens in drei Tagen 
haben die Beteiligten ihre Entgegnung dem t riedensricbtcr zuzustellen, ist diese 
Frizt abgelaufen, so gilt Ihr Schweigen als Ablehnung. 

Im Falle der Annahme bezeichnen sie in ihrer Entgegnung Namen, Stand und 
Wohnort der zu ihrem Beistande oder ihrer Vertretung gcwiblten Delegierten, 
deren Zahl jedoch fönf nicht iberschreiten darf. 

Ist die yXbgabe einer Entgegnung innerhalb drei Tagen durch die entfernte 
Lnpe des Wohnorts oder die Abwesenheit der TVrsonen, denen der Antrag mit- 
geteilt wird, oder infolge der Notwendigkeit, Vollinachtgcber, Gesellschafter oder 
einen Verwaltaagsansichnfs zu befragen, nicht angängig, so haben die Vertreter 
der Betreifenden innerhalb dieser dreitigigen Frist zu erklifen, welche Zeit sie 
zur Abgabe der Entgegnung benötigen. 

Diese Erklärung wird den .\ntragsteUem durch den Friedensrichter binnen 
vierundzwanzig Stunden übermittelt. 

Artikel 5. — Wird der Antrag angenommen, so erläfst der Friedensrichter 
ohne Aufschub an die Parteien oder an die von ihnen bezeichneten Delegierten 
die Anfforderungt sich zur Siihnekommiasion zu Tereinen. 

Die Zuaammenkfinfte finden in Gegenwart des Friedensrichters statt, welcher 
sich der Kommission behufs Leitmg der Verhandlungen zur Verfagong hüt. 

Artikel 6. — Wird in der Kommission eine Verständigung über die Be- 

dingunpen df-r "^iihnc erzielt, so werdf-n di<-; * Tic üngungen in ci'^f-:'^ vom Friedens- 
richter gefertigten und von den l:*arteien oder ihren Abgeordneten unterschriebenen 
Protokoll veiÄcichuet. 

^\rtikel 7. — Wird keine Verständigung erzielt, so fordert der Friedensrichter 
die Parteien anf, entweder je einen oder mehrere oder einen gemeinsamen Sdneds* 
richter zu bestimmen. 

Einigen sich die Schiedsrichter nicht über die Lösung des Streites, so können 
sie einen wetteren Schiedsrichter wihlen, damit dessen Stimme den Ausschlag 
gebe. 

Artikel 8. — Gelan^'en «lie Schiedsrichter weder zur Einigung über die 
Lösung des Streites noch iiber die Wahl des ausschlaggebenden Schiedsrichters, 
so erklXrea sie die* sv PiotokoU, und dieser Schiedsrichter wird dann vom Vor- 
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sitzenden des CivUgerichts ernannt, nachdem derselbe von dem Protokolle Einsidht 
genommen, welches ihm vom Friedensrichter ohne Aafschub zugestellt wird. 

ArtiUel q. — Die von den Schiedsrichtern getroffene, ausgefertigte und unter» 

scbriebene hntscheidong in der Sache wird dem Friedensrichter übergeben. 

Artikel lo. — im i'alle eines Ausstandes erläfst der Friedensrichter, wenn 
von Seiten der Parteien kein Antrag gestellt wird, in der im Artllid 3 angegebenen 
Weiie von Amtswegen an die Arbeilfeber, Aibciter oder Angeitellten oder ihre 
Vertreter die Auffordenmg, ihm binnen drei Tagen bekannt zu geben: 

1) den Streitpunkt mit einer kurzen Darlegung der (irunde; 

2) ihre Bereitwilligkeit oder Weigerung, das Sühne- und Schiedsverfahren in 
Anspruch zu nehmen; 

3} Namen, Stand nnd Wobnort der Delegierten, welcbe etwa von den Parteien 
gewihlt wniden, deren Zahl inde«cn auf beiden Seiten je f&nf nicht flbenehreiten 
darf. 

Die dreitägige Frist kann ans den Ursachen ond unter den Bedingungen, 
welche Artikel 4 angiebt, verlängert werden. 

Wird der Antrag angenommen, so ist gemifs Artikel SIT. an veifthren. 

Artikel 11. — Die in den Artikeln 6, 8 und 9 erwähnten ProtolcoUe und 
Entseheidnngen werden im Original anf der Kanslei des Fricdeosgeriehtes bewahrt, ' 

das jeder der Parteien kostenlos eine Abschrift derselben aushändigt und eine 
weitere dem Minister für Handel and Gewerbe durch Vermittelong des Prafekten 

einreiclit. 

Artikel 12. — Der Sühne- und Schieds>Antrag, die Weigerung oder das Aus- 
bleiben der Erwiderung der Gegenpartei, die Entsdeidnng der Sahndcommission 
oder der Scbiedrichter werden nach ihrer Mitteilung durch den Fiiedensriditer 
an den BSrgermeister jeder der Gemeinden, hs denen die Streitigkeit statt hatte, 
von jedem dir r^r^'f^rnfNt'-r durch Anschlag an der für amtliche Bekannt» 
machungen leservierten Stelle veröffentlicht. 

Der Anschlag der Entscheidungen kann aufserdem von den beteiligten Parteien 
bewirkt werden. Die Bekaanlmachangen sind stempelfrd« 

Artikel 13. — Die snm Abhalten der Sitaungen der StthnekommiMionen und 

der Schiedsrichter notwendigen Räumlichkeiten werden von den Gemeinden, in 
denen sie sich befinden, beschafft, geheizt und erleuchtet. 

Die hierans entstehenden Kosten gelioren anter die obligatorischen Ausgaben 

der iTeineinden. 

Die Spesen der Sühne- und Schiedskommissionen werden darch Verfügung 
des Departements-Prifekten fottgesetit und im Departements>Ibuahalt ala obliga» 
torische Ausgaben au^Kefnhrt. 

Artikel 14. — Sämtliche in Ausführung des gegenwfirtigen Gesetxes geschehenen 
Handlungen sind stempelfrei und werden kostenlos enregistriert. 

Artikel 15, — ni - Schiedsrichter und Delegierten, welche in Ausführung 
des gegenwärti^^t-n i.L^f ,< «mannt werden, müssen französische Bürger sein. 

In den Gewerben oder Industrien, in welchen Frauen beschäftigt sind, können 
diese zu Delegierten unter der Bedingung bestimmt werden, dafs sie die franao- 
tische Staatssngehödgkeit besitsen. 
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Artikel i6. — Dais gegenwärtige Gesetz findet Anwendung in den Kolonien 
Guadeloupe, Martinique und der Reaaion. 

Dm g^eowärtige Gesetz, bfltaten «ttd M^eiKHninen vom Senat md der Kaminer 
der Abgeordneten, «iid nls Stafttegeeets toUsogen. 

Geschehen ta Paris, den 27. Deiember 1892« 

Carnot, 

Im Namen des Präsidenten der Republik. 
Der Minister für Handel and Gewerbe, 

Jules Siegfried. 
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Positjul. Dr. und Dr. H. Albrecht, Muster stätten persönlicher 
FUrswge von Arbeitgebern für ihre Geschäftsangehörigen. Bd. II : Die 
erwachsenen Arbeiter. Mit 145 Abbildungen. Berlin, Robert Oppenheim 
(Gustav Schmidt) 1893. VIL — 172 und 745 S. 

Unter den verschiedenen Eikläningsversuchen, die unternommen 
worden sind, um die Entstehung einer sozialen Frage dem Verständnisse 
näher zu bringen, sind mir immer diejenigen :ils die oberflächlichsten 
erschienen, welche alle sozialen t^bcl ganz einfach auf die schlechte, 
böse Gesinnung einzelner Stände oder gar Personen zurückfuhren. Der 
oder die Einzelnen sollen daim den Charakter der Klas.se mehr be- 
stinmieu als die Klasse die Stellung der ihr angehürigen Glieder bedingt. 
Diese Annahme erscheint begreiflich und folgerichtig, wenn sie von den 
Anhängern einer Konfession ausgeht, die in strengem Indeterminismus 
nicht xag^stehen mag, dafs äulsere und namentlidi socialökonomisdie 
Zustände auf die moralische Entwicklung des Kin/.elmenscben einen 
schwerwiegenden Einflufs ausüben. Man kann es insofern verstehen, wenn 
Sozialpolitiker des Katholizismus die I^sung der sozialen Frage nur von 
der Wiederausbreitung kirchlicher Gesinnung und christlicher Moral er- 
warten und deshalb in der Machlerweiterung der Kirche auch vom 
sozialen Standpimkte ihre vornehmste Aufgabe erblicken. 

Man kann es ferner, weungleicji aus anderen Gründen, begretfl^ 
finden, wenn Angehörige der Arbeiterklasse flir ihre Not die ,fProfitgier^ 
und Ibrtherzigkeit ihrer, Arbeitgeber verantwortlich madien, während 
Albeitgeber fUr die Unzufriedenheit ihrer Leute keinen anderen Schlüssd 
als Begehrlichkeit, Neid, materialistische Gesinnung, Aufhetzung durch 
„gewissenlose Agitatoren" usw. besitzen. Die persönlichen Träger eines 
Systcmes oder einer Bewegung werden von konkret veranlagten Menschen 
leichter erfaüit als das System und die Bewegung sich", imd es ge- 
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währt im sn;^i;i]okonomischcn Kampfe immer eine grofse Befriedigimg, 
wenn man glaubt, die Gegner einer moralisch verwerdichen Gesinnung 
zeihen zu dürfen. 

Äusserst nieikuurdig und schier unbcgiciliich aber ist es, wenn 
Arbeitgeber auftreten mid die mifslichen sozialen Zustände von heute 
als eine Folge ihrer höchsteigenen sozialen Hichtvergessenheit dar- 
stellen. Mag dieser Gedanke so geradezu und ofTen auch nur seltener ge- 
äufsert werden, diatsächlich bekennen sich alle Arbeitgeber zu dieser 
Anschauung, welche die soziale Frage allein, ohne Teilnahme von Ar- 
beitern, Staat und Gesellschaft, mit ihren VVohlfahrtseinrichtimgen lösen 
wollen. Das tmtcrliegt doch keinem Zweifel: wer einmal ernsthaft von 
der l/l)tr/cui;nnci beseelt ist, dafs nur Wohlfahrt^ciurichtungcn die 
Hydcr der Aibcitcifrage todtcn können, schiebt zugleich allen Fabrikanten 
welche solche Einrichtungen vernachlässigen, die Schuld an unserem 
sozialen Elende zu. Bekanntermafsen steht auf diesem Standpunkte auch 
der Geheime Regienmgsrath im KgL Preufs. Ministerium (Ur Handel und 
Gewerbe, Herr Julius Post. Und von dieser GrundaufTaasung aus schidbt 
er ganz mit Recht über den ersten Band seiner „Musterstätten pcrsön* 
lieber Fürsorge von Arlieitf^phem" : „Das Buch sollte durch Schilderung 
von Oasen auf die j^rnisc W üste hinweisen, somit eine Anklageschrift 
darstellen und dadun h einen bescheidenen Heitrag zur Anbahnung eines 
Erziehungspro/csscs liefern." Herr Post erklärt also: Die und die Arbeit- 
geber liabeu in Folge ihrer Wohlfahrtseinrichtuagen den sozialen kämpf 
Überhaupt nkht entst^en lassen oder ihn schon bei seiner Entstehung 
zu beschwören gewuist. Sie haben ,»Oasen" in der „Wüste" geschaffen, 
sie haben ,Jn&eln der Wohlfahrt" im ,^eere der IVehfahrt" enichtet 
Die andern aber» deren Betriebe nicht als Musterstätten persönlicher Für- 
sorge aufgefUrt werden können, die dem Beispiele der gutgesinnten Standes» 
genossen nachzueifern verabsäumt haben, diese sind es, die an unserem 
sozialen Mifsj^esrhicke die Schuld tragen, die i( h als sozialer Staats- 
anwalt ani^ekla^^t haKe. und zu deren Bekehrung und .Aneiferung die 
„ZentralsicHc fiir Arl)eiter-\Vohlfahrts- Einrichtungen" schlieislich errichtet 
werden mufstc. 

Vergegenwärtigt man sich die selbst das Blttmlein Rühr •mich' 
nicht*an in Schatten stellende Empfindsamkeit, die von Arbeitgebern gar 
häufig an den Tag gelegt wird, sobald man unsere sozialen Zustände 
lediglich als Ausflufs einer reformbedürftigen Wirtschaftsordnung bei^)richt 
und somit jede persönlich kränkende Beziehung vollkommen vermeidet, 
so kann man sich nicht cenup; darüber wundem, dafs tiie deuts( hen Ar- 
beitgeber dieser Post 'sehen .Anklage nicht solori einen schneidigen l*rotest 
entgegengesetzt haben. Der ge/iciucnde Respekt vor der anuluiicn 
Stellung des Anklägers kann es doch nicht allein gewesen sein, der die 
bewährten Kämpen der verfolgten Industrie von einer unzweideutigen 
Stellungnahme abgehalten hat, denn die Angriffe deutscher Arbeitgeber 
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gegen unparteiisch waltende Fabiikinspektoren beweisen zur Genüge, dafs 
man in diesen Kreisen Mannesraut selbst gegen amtliche Stellen besitzt. 

Die geflissentliche Beförderung und Begünstigung der Wohlfahrtsein- 
rirhtungcn ina;4 liir deutsche Arbeiter, die diesen Mafsnahmen zu einem 
guten Teile bereits entwai hsen sind, l)eleidigend sein. NOl 11 viel hiirter aber 
werden durcli das Tost bclie Werk die Arbeitgeber getiotten. Ks werden 
Anschuldigungen gegen sie erhoben, die sie ihrer Mdirheit nach gewifs 
nicht verdienen, und es wird ihnen eine Sozialpolitik aufgedrängt, über die 
ae ach, wie manche Er&hrungen zeigen, sdion zu erheben beginnen. 
Wir sprechen es mit Genugthuung aus, dals auch auf deutschem Boden 
bereits Arbeitgeber sich finden, die einer sozial viel freieren und vor- 
nehmeren Handlungsweise sich befleüstgen, als SO manche der von Tost 
vorg e f ü )i rt c n . . F a b r i k ] • a t r i a r c h e n . ' ' 

Wi-nn uir lüermil im hilcresse der Wissenschaft und der nicht mit 
i'osi M iicu Sternchen ausgestatteten Arbeilgeber gegen die so/.ialpolitische 
Grundidee der \\'ohIfahrtseinrichtungen Protest erheben müssen, so soll 
damit in keiner Weise der Meinung Vorschub geleistet warden, als ob 
die einzelnen Arbeitgeber durch ihr persönliches Verhalten nicht viel 
zur Verschärfung wie zur Milderung sozialer Gegenstände beizutragen 
vermöchten. Die gegenwärtige Wirtsdiaftsurdnung gewährt der indivi- 
duellen Stellung noch immer einen gewissen Spielraum. Ganz abgesehen 
davon, dafs es eine Reihe sozialer Reformen gibt, bei denen die In- 
teressen von Arbeitgebern und Arbeifern leidlich ]»arallel lauten, zwingt 
beispielsweise die freie Konkurrenz keint-n Fabrikherrn, seine Arl»cuer 
ais eine inferiore Kasse, 10h, brutal, ubennutig und veraciitlicli ^u be- 
handeln, sie in ihren Wahlen zu beetnflussoi und sie wegen selbständiger 
Parteibestrebungen kurzer Hand zu verfehmen. Und gerade in der letzt- 
erwähnten Hinsicht ist der Schild einiger Post'scher Patriarchen — ich 
erinnere nur an die Herren Miiller (Brackwede), Krupp und Stumm — 
leider gar nicht so reinlich und zweifelsohne. Wir halten also eine 
„Kthisienmg des Klassenkami)fes'* mit der Deutschen Gesellschaft für 
ethische Kultur für durt haus nicjglich uml im liuclisten Mafse erstrebens- 
wert. Allein das sind iiichl die Kreise, die Herr Post zieht. Ihm ist 
der Klassenkampf an sich ein (ireuel, und er ist von seiner Notwendig- 
keit durchaus nicht überzeugt Sein Patriarcbaltsmus will zwar „Befreiung, 
aber keine Emanzipation, will erlösen, aber nicht loslösen, will keine 
Unteithanen, sondern ein echtes Vasallentum/' Wir kopieren diese 
Atffiftihrungen, wie man wohl dne schwer leserliche Handschrift Zug fiir 
Zug kopiert und so die Entzifferung derselben auf andere abwälzt. 
Vielleicht ist es zur Lösimg der rätselhaften Inschrift, von der wir nur 
wissen, was sie nicht besagen will, auch forderlich, wenn wir hinzufügen, 
dafs nach Post ,,patrinrrhalisch" mit ,,geniiitsniens( hlich" gleichbedeutend ist. 

\\ ir Wüllen nicht leugnen, dafs hie und da ein wirklicii „gemuis- 
menschliches" Verhältnis zwischen Arbeitern und Arbeitgebern besteht. 
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und dais diese Gemütsmenschlichkeit den sozialen Gegensatz gar nidit 
ers» -fwm Hewafstsein kommen l:ifst. Wir leugnen auch nicht, dafs im 
W inier einmal ein Gewitter und im Sommer einmal ein Schneegestober 
eintreten kann. Deswegen bleibt Sommer doch Sommer und Winter 
Winter. Das lieifbl ins Statistische ubersetzt: Die etwa 200 von Post 
angeführten Miist«8tätten tnlden von den mdur ats 50 Arbeiter besdiäf- 
tigenden Gewerbebetrieben des Deutsdien Reiches im besten Falle 2 %. 
Und obwohl die Bescheidenheit des Ergebnisses tigentlich schon jede 
Kritik entwaffnet, müssen wir im Interesse der Sache sogar noch die 
Frage aufwerfen: Bestehen in der Thal in allen Post'schen Musterstätten 
gemtttsraensch liehe Beziehungen der oben angedeuteten Art? Leider hat 
Herr Post diu*ch das „Wie" nicht weniger als das „Was" seiner Mit- 
teilungen es recht :>t:hwer gemacht, sich darüber ein &cll)ständiges l'rteil 
zu bilden. Durch das „Wie": anstatt von den einzeUien Mustersiätten 
ein Tonkcmmen susammenhängendes plastfedbes Bfld in entweifen, sind 
dessen Mosaiksteinchen über das weite Gebiet zweier starker Bände hin 
bisweilen an 30 — ^40 versdiiedenen Stellen verstreut worden, ein Mai^l, 
dem auch das gut gearbeitete Register nicht abmhelfen veimag. Durch 
das „Was'*: wenn man selbst all' diese Steinchen angemessen vereinigt^ 
so erhält man noch immer nicht treue Spiegcn>ildcr der Wirklichkeit, 
sondern teils Idealgemälde, teils subjective Kindrücke des Herrn Post 
und der betretTenden Arlicitgeber, ott vielleicht sogar nur diejciügea 
Eindrücke, die sie zur Mitteilung geeignet halten. Herr Post schildert 
keineswegs die thattitehliche Wiricwnlreit der einzelnen Einrichtimgen, 
wie sie sich nach unparteiischer Befragung aller Beteiligten darstellen 
würde, er begnügt sich in den meisten Fällen damit, Statuten abeudrucken 
und denselben — und auch das nicht immer — einige erläuternde Be> 
merkungen des Arbeitgebers allein beizufügen. Was würde man von 
einem Politiker sagen, der dun h Abdruck der wichtigsten V'erfassungs- 
und Verwnltnngsgesetze sc hon ein ausreichendes Bild von dem }>olitischen 
Leben eines Landes geliefert /u liaben glaubte? 

Nun kommt es, wie Herr 1 us: selbst zugibt, vor allem auf den Geist 
an, in welchem die Einrichtungen gehandl^l^ werden. Leider haben 
wir von diesem Geist und Geist ttbeifaaupt in den beiden Bänden nur 
henlich wenig finden können. Laasen also die von Post gebotento 
Materialien eine ausreic hende Kontrolle über die von ihm und seinen 
Patriarchen gefällten Urteile nur selten zu, so findet sich doch selbst in 
dem mitgeteilten Material gar Manches, das die reine Genüitsmenschlich- 
keit gewisser Einrichtungen in eine tragwürdige Beleuchtung l>ringt. Ehe 
wir darauf eingehen, müssen wir noch gestehen, dafs es uns schon von 
vornherein gaxu unbegreiflich ist, wie z. H. Herr Krupp zu den 35301 
von ihm beschäftigten Persmien und deren 60290 Familienangdiörigen 
gerntttsmenschliche Beziehungen au pflegen vermag. Auch scheint uns 
mehr einfaches Mitleid und Almosenbereitsdiaft als „Patriarchaliamua^' 
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vorzuliegen, wenn Har Franx de Paul Schr6«^enfux an Heim Post 
schreibt: y,ein Eiel, der sich nicht bemüht, das Vertrauen seiner Leute 
zu gewinnen und ihnoi wohlzuüiun, wo man nur armen Kerls wohl- 
thun kann» denn dieser Arbeitgeber bringt sich um manche schdne und 
jeden fall«^ tim die edelsten Stunden seines Lebens." Oder an anderer 
Stelle: „Ich habe alle ihre (der Arbeiter) Effekten gegen Feuersgefahr 
versichert; die Prämien leiste ich allein. Es ist nicht viel flal>ei, und 
manche Fabrikanten sollten es thun. denn jede größere Fatirik zahlt für 
sich doch eine bedeutende Feuerversicherungsprämie, und ob nun 50 — 60 
Gulden mehr gezahlt werden, bleibt sich ziemlich gleich; es ist ja das 
ruhige Gewissen, die armen Karle sicher zu wissai, allein so viel wertk" 
Hier liegt offenbar eine vollständige Gleichstellung von Armen- und Ar- 
beiterfrage vor, von welcher einmal an andrer Stelle ausführlicher ge- 
sprochen wurde.') In welchen Musterstätten sonst noch der Patriarchalis- 
mus sich in reine WohlthStigkeit auflösen mag, ist bei der schon bt-klagten 
Unvollkommenhcit der Pclcgc nicht leicht zu sagen, ^^'ir sind indefs 
der i'berzeugung, dnfs diese Musterstätten zu den, vom allgemein mensch- 
liehen Standpunkte aus betraclitei, ancrkeimenswertesten Betrieben zu 
zahlen sind 

Im Übrigen ist es eine sonderbare Erscheinung, dais die gemfits- 
menschlichen Beziehungen namentlich dann gedeihen, wenn der Patriarch 
auch gesdiäftlich seine Rechnung dabei findet: „Von den in grofser An- 
zahl vorliegenden ziffernmäfsigen Belegen dafUr, dafs sich die den Arbeitern 
enviesenen Wohlthaten geschäftlich bezahlt machen, weise ich nur usw." 
I>ei anderen Patriarchen äufscrte sii h die Sehnsucht naeh genuitsmensch- 
lichea Bestrebungen wieder erst dann, als die sozialdemokratische Agitation 
ihnen nahte: „Von der Ansiciit geieitet, dafs eigener Besitz, sei es 
Geld, Haus oder Garten, auch die Brost des Arbeiters mit Zufriedenheit 
und Selbstvertrauen erfttllt, und je bescheidener und mtthevoUer erworben, 
desto wertvoller und heiliger ist, den ]Mreiszugeben sdbst die Hetzereien 
gewissenloser Agitatoren nicht vermögen, habe ich den Sparsinn meiner 
Arbeiter zu selljstthätigem Sparen durch Errichtung einer Fabriksparkasse 
zu wecken gesucht." Nicht selten betrachtet man den Zweck einer 
Wohlfahrtseinrichtung bereits als diirt haus erreic ht, wenn die betreffenden 
Arbeiter sich an den Bestrebimgen der Arbeiterpartei nicht mehr offen 
beteiligen. 

Wir mässen uns ^entlieh darüber wundem, dafs Herr Post auf die 
„gewissenlosen Agitatoren" so schlecht zu sprediea ist Sie sind seine 
wixksamsien Helfershelfer und haben nach unserer Überzeugung selbst 

noch mehr Arbeitgeber in Patriarchen verhandelt als Herr Post und die 
Centralstelle fUr Arbeiterwohlfahrtsetnrichtungen. Falls einmal ein Ordens- 



') Arbeilt r-W(;lilfahrt<veinrichhiDgen. .Sozialpolitisches Centralblat^ heno^egeben 
von Dr. H. Braun. lierliu h (1893) Nr. 30. 
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regen fiber die um die Ausbreitung ])atriarcha]ischer Beziehungen ver- 
dienten Männer damiedergehen sollte, müfsten die Herren Bebel und 

Liebknecht billigerweisc auch bedacht werden. 

Oehen wir nun zu dem zweiten Teile des umfangreichen zweiten 
Bandes des grofsen W crkes über. Kr trägt die Aufschrift: „Beschreibung 
einzelner Musterstättcn." Aus den früher ancredeuteten (Jriindcn entspricht 
zwar der Inhalt nicht durchaus dem Titel, doch das soll ims lürderhin 
nicht mehr stören. 

I. Arbeiterausschüsse. Bekanntlich hat der Verein für Sozial- 
politik schon vor zwei Jahren eine Behandltmg dieses Gegen^andes 
durch Professor Sering veranlafst, die nur an dem benn Verein für 
Sozialpolitik allerdings traditionellen Gebrechen leidet, dafs allein die 
Auffassung di r Arbeitgeber zur Geltung kam. Herr Post hätte »ch ein 
schönes Verdienst erwerben keinen, wenn er in seiner Arbeit diesen 
Mangel beseitii^t hätte. iMfs er es natürlich nicht c:ethnn, hrruu ]it kaum 
erwähnt zu werden. So gehört diese Abteilung wohl zu den wissen- 
schaftlich wertlospsten des Post'schen Werkes. Sie steht hinsirlulich des 
Stoffes wie der BeiU-beitung weit hinier dem Sering'schen Buche zunick. 
Übrigens ist durch die vor einiger Zeit veröffentlichte Enquete -) des österreidii- 
schen Abgeordnetenhauses über die obligatorische Einflihnmg \ on Arbeiter- 
ausschüssen auch die Sering'sche Sammlung überholt worden, da bei der 
östreichischen Erhebung auch Arbeiter vernommen wurden. Wer sich also 
für Arbeiterausschüs.se interessi« rt. der wird aus letzterer eine weit bessere 
Belehrung als aus dem Post'schen Werke schöpfen können. Immerhin 
mag noch hin/ucjefüqt werden, dnfs der österreiehisrhc Entwurf zur obli- 
gatorischen Kinluhruni; von Ai l)eiteraussrhur-.sen , der sich auch nicht 
gernde durch Oberllulh an l rei.>>iiui auszeichnet, mit den Statuten der 
,,.\lu>lcrstätten*' ^} verglichen, aussieht, als ob ihn einer der „gewissen- 
losen Agitatoren" selbst verfafst hätte. 

IL Arbeitsordnungen. Dieser Abschnitt ist merkwürdig dürft ig 
ausgefallen. Es werden nur 6 Arbeitsordnungen voigefUhrt. Auch vom 
Post'schen Standpunkte aus schemt auf diesem Gebiete noch wenig 
Mustergfltiges geleistet zu werden. 

III. Lohn formen und Verwandtes. Man findet hier eine 
ziemlich einseitige und kritiklose Wiedergabe sattsam bekannter Gewinn* 

Arheiterausschussc in der deutschen Industrie, t iut.ichten, Berichte, .Statuten 
heruusgcgel)cn im Auftrage des Vcreiues für Suzialpulitik vou Prof. Dr. AI. Sering. 
Leipzig 1890. 

•) ESrgebnisae der vom Gewerbejiusschusse des östem ii lii^chcn Abgcordneten- 
h.iuses veranstaltrtrn mUrdlichen utid si In iftüchcn Eii'iuL tr iiImt di-ti np?etr<'nt%vurf, 
bctreßend die Einführung von Liarichtungco zur Forderung des Einvernehmens 
«wischen den Gewcrbsantemehmeni and ihren Arbeitern. Zusammcngesteltt todi 
BerichtersUtter Dr. Baenvdther« Wien 1893. 

Ausgenommen die Statuten der Herrn Freese, Rosicke und JRioghoffer. 
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beieiliguiigs\tMsuche, raeist französischer Firmen. Der Herausgcfier h.it 
sich nic:ht einmal der Mühe unterzogen, das fremdsprachige Material 
iibenetxen zu lassen. Anstatt Dinge zu erzählen, die man bei Böhmen, 
Frommer, Güman-Katsdier und anderen mehr leicht genug erfahren kann» 
wäre es vom sozialpolitiscfaen Standpunkte aus viel dankenswerter ge- 
wesen, wenn Herr Post uns hier einige Angaben Über die Lohnverhält- 
nisse seiner Musterstätten, namentlicfa im Vergleiche nut Nicht-Musterstätten 
cur Verfügung gestellt hätte. 

W. \ r !>c i t s s t a 1 1 e. Es handelt sich um Anlagen, deren irröfstcr 
Vorzug ( iLiuchlosigkeil ist, um Bade- und Feuerloschvonirhtungcn, alsi) 
der Hauplbaclie nach um rein technische Angelegenheiten. Da Mj/.iai- 
poÜtischc Voreingenommenheit hier nicht leicht störend einwirken kann, 
gehören diese AuslÜhrungen, die meist durch klare Zeichnungen ergänzt 
werden, zu den wertvollsten der ganzen Sammlung. 

V. Wohnungen. Beachtung verdienen die Vorschriften über die 
Gewährung von Ifausbauprämien und Vorschüsse für die Arbeiter der 
Königlichen Steinkohlengruben bei Saarbrücken. Baulustigen Arbeitern 
können Bauftniinien im Betrrige von 250 — 300 Thaler und unverzinslit he 
Vorschus.se gewahrt werden. Im l brigen mögen folgende Lesefrüchte 
den (ieist der Fürsorge erkennen lassen: 

§ 3. Durch die Meldung ciiangt der sich Meldende noch keinerlei 
Redite auf die erbetenen Wohlthaten. 

§ 6. Von der Bewilligung von Prämien und Vorschüssen sind aus- 
geschlossen diejenigen Bergleute: i) welche durch ihre Führung Anlafs 

zu Unzufriedenheit geben. 5) welche das 25. Lebensjahr noch 

nicht erreidit oder das 45. Lebensjahr schon überschritten haben» 
6) deren Gesundheitszustand den Eintritt einer baldigen Invalidität er- 
warten läfst. 

sij 12. hn I'alle der Zuwiderh.mdlung gegen diese Vorschriften oder 
im Falle sonst /um Beispiel durch freiwilliges Verlns<?en der (irubeaarbeit 
oder durcii Begciien eines Disciplinarvtigehcns oder eines gemeinen Ver- 
biechens oder Vogehens, weldies die Ablegung des Prämienempfängers 
auf immer nach sich zieht, das Haus der Zweckbestimmung der Prämie, 
CS zehn Jahre als Bergmannswohnung zu erhalten, entzogen wird, ist die 
gezahlte Prämie sofort rückforderbar. 

§ 1$. In denselben Fällen, in welchen die Prämie liu kforderbar 
wird, ist auch der Bauvorschufe sofort und ohne vorherige Aufkündigung 
rückzahlltar. 

„Nru h diesen Ergebnissen wird man mit Recht saj^'en durteu, dais 
die Bcl'urderung der Ansiedelung von Werksarbeitern durch die Gewäh- 
nmg von Bauvorschüssen und Bauprämien sich wohl bewährt und die 
dafür geleisteten Aufwendungen der Arbeitgeber reichlich gelohnt hat*' 

Von den Arbeitern der Staatsbergwerke bei Saarbrücken sind 42 % 
Hauseigentümer. Sind diese nun glücklich und zufrieden ? Herr Post scheint 
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es anzunehmen. Andere und mit dai Verhältnissen noch besser ver- 
traute I*crsonen denken anders darüber. So wufstt- Herr Kaplan Dasbach 
auf der Versammlung des Vereines für Sozialpolitik im Jahre 1890 Dinge 
aus dem Saarrevier zu erzählen, die von der Gemütsmenschlichkeit ein- 
zelner Direktoren ein «jonderbares Zeugnis ablegten. Wie wenig auf 
diesen Mustersiätten die soziale Frage als gelost gelten darf, hat ferner 
der Gong der Arbeiterbewegung in jenem Gebiete auch weitere Kreise 
erkennen lassen. Es mufste in der That schon schlimm gewordni sein, 
wenn ökonomüch so vollkommen abhängige Arbeiter m eine selbständige 
Bewegung hineingerissen werden konnten. 

Auch private Arbeitgeber (Krup[) und andere mehr) haben das 
System der Bauprämien eingeführt. Aus dem Resumö, dafs Herr Peters 
(Neviges"! Uber diese Thätigkeit erstattet, verdient vielleicht der Schhifs 
wiedergegeben zu werden : „Es ist durch diesen gelungenen Versuch 
die gegründete Aussicht gewonnen, dafs es auf dem betretenen \\'ege 
gelingen wird, einen grofsen, wenn nicht den grufsten Teil der Arbeiter 
ZU Eigentfimern und dadurch zn Bfirgern von einem für 
das Gemeinwesen wertvollen Schlage zu machen." 

Unvergleichlich höher als diese Art, <Ue Wohnungsfirage zu lösen, 
ist ein Versuch zu schätzen, den \aii Marken in Dclft unternommen hat 
Das ('harakteristische ist hier, dafs nicht der einzelne Arbeiter, sondern 
eine durch die Arbeiter der Unternehmung gebildete Aktiengesellschaft 
als Kigentiimeriu der Häuser auftritt. So bleibt dem Arbeiter die Frei- 
zügigkeit \ oHkoniinen gewahrt, da er seine Aktie jederzeit und ohne Ver- 
lust leicht wieder abgeben kann. 

Im Übrigen sind auch m diesem Abschnitte die Mitteilungen tech- 
nischer Art von weit höherem Werte ab die sozialpolitischen Aus- 
führungen. Lisbescmdere kann die Lektüre der diesem Kapitd beigefilgten 
Abhandlung des Docenten Ch. Nufsbaum ttbtf die aUgemeuien Grund- 
sätze ftür den Bau und die Einrichtung von .^rbeiterwohnungen wärmstens 
empfohlen werden. Die Litteratur der .\rbeiter - Wohnungsfrage dürfte 
keine Schrift aufzuweisen haben, die rascher und bes.ser über die tech- 
nisch-hygienische Seite des Problems zu unterrichten im Stande wäre. 

VI. Ernäliruug und Beschaffung von Lebensmitteln 
und Gebrauchsgegenständen. Diese . Einrichtungen gehören, 
sofern die Arbeiter an deren Verwaltung in ausreidiender Weise be> 
teiligt sind, von vornherein zu den einwurfireiesten dar WohUahrtspolitflc 
Sie vermögen eine dauernde Abhängigheit des Arbeiters nicht zu be- 
gründen. .Auch der Charakter reiner Wohlthätigkeit konwnt ihnen seltener 
zu, dn die Ökonomie des (Irofsbetriebes in der Regel schon genügt, um 
den Arbeitern für geringes Geld eine gute f rnähmng zu verschaffen. 

Peinlich hat es uns beriihrt, dafs Herr Post über die Verwendung 
des Gewinnes in der grofhartigen von der P'irma Krupp errichteten Ar- 
bdter-Kottsumanstalt nur tu berichten weife: „Seit dem i. Januar 1890 
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besteht die Einrichtung, dafs der bei d«i einzelnen Betrieben der Kon» 

siimanstalt erzielte (iewinn den die Konsiimanstalt benutzenden Werks- 
angehörigen /u (iute kommt, und zwar in der Form eines Rabatts, welcher 
auf Grimd des Bilanzergeboisses nach Schliifs des Geächältsjahies fest- 
gestellt wird." 

VIT. Sparwesen. Die Grundidee der meisten hier vorgeführten 
Veranstaltungen besteht darin, dafs Arbeitgeber zu den Ersparnissen der 
Afbeiter Zuschüsse leisten, um damit den Spartrieb nachhaltiger anni- 
eilem. Hie und da tritt dieses Streben auch mit der Absicht verbunden 
auf, Arbeiter in ihrer Bewegungsfreiheit ^misdirllnken. Es kfinnen 
dann beim Austritte oder der Entlassung des Arbeiters bereits gewährte 
Prämien sofort zurückgezogen werden: „Sollten im Kreise meiner Ar- 
beiter, trotz meiner ihnen stets bewiesenen imd aiirh femer ru beweisen- 
den Fürsorge, Komplottierungen zwecks Nötigung oder Beeinflussung 
meiner Entschliefsungen irgend welcher Art vorkomnoen, so behalte ich 
mir vor, das Ersparte sofort zurückzuzahlen, alle hierin ausgcfulirten Be- 
günstigungen ganz oder teilweise aufzuheben, oder Einzelne von dem Ge* 
nusse derselben ausauschUefsen." 

VUL Untersttttaungen. Nach dem Ausbau der ictch^geaeta' 
liehen Aibdtsversicherung handelt es sich namentlich um Eii^insungen 
der gesetdichen Unterstützung und die Ausdehnung der Fflrioqie auf 
die Familienangehörigen des Arbeiters. I^eider ist selbst in „Musterstätten" 
der Ty])us von Invalidenkassen noch nicht ausgestorben, nach welchem 
von den Arbeitern zwangsweise Beiträge erhoben werden, trotzdem die 
freiwillig ausscheidenden oder entlassenen Arbeiter der Unternehmung 
alle Auspruche verlieren. 

IX. Erholung. Wenn der ziemlich dürftige Inhalt dieses Schlufs- 
kapitels darauf schliefsen lassen darf, dafs erst wenige Arbeitgeber ihre 
Arbeiter auch in den Eiholungsstunden bevormunden zu müssen glauben, 
so wollen wir uns der Kürze aufrichtig freuen. 

Nachdem wir leider weder in meÜioduch'Wissenschaftlidier noch 
in sozialpolitischer Besiehung dem Verfasser auaustimmen vennoditen, 
ist es uns ein Bedürfnis» wenigstens seinen Sammeleifer aum Schlüsse 
noch rUckhaltslos anzuerkennen. 

Karlsruhe. 

HEINRICH HERK.NER. 
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S€h9«nfeld, Dr.: Zes prituiptt raüomuh de Passuronte 
onvriere. C&miquences prochaines et doignees du Systeme des assurances 
en AUeme^ine. — Brüssel 1893. Soci^tö beige de librairie. — 90 S. 

Der Vtf&sser tritt in dieser kleinen Schrift als begeisterter Lob- 
jfedner der Deutschen Arbeiterversicherungsgesetzgebung auf. Er ist über« 
zeugt, dafs das Deutsche System der Arl)eiter\ersicherung früher oder 
später die Welt erobern werde, und unternimmt es daher, die französisch 
Kedendcn in den Geist dieser (Gesetzgebung c in/urulircn. 

Von besonderem Interesse ist das vierte Kapitel der Sclirift, in dem 
der Verfasser die seiner Ansicht nach wichtigsten Hinwendungen bespricht, 
wdche gegen die fragliche Gesetzgebung geltend gemacht worden sind. 
Da er der praktischen Handhabung der Gesetze fem steht» so bleiben 
viele seiner Betrachtungen naturgemäfs recht auf der Oberfläche. Einige 
seiner AusiUhrungen sind indes grade für uns Deutsche l)eachtcns\vcrt. 
So steht es zum Beispiel für ihn R^t, dafs die Schaffung der Berufs- 
genossen Schäften, die das f^anzc Reitlj umfassen, nur aus dem Gesichts- 
punkt der Stärkung der Reit Iis« inh( it /ti erklären ist. Diese 'IV-ndcnj' 
zur Centralisation , sagt er worilicli (S. 39), kann allein die SchalTung 
der 26 Berufsgenossenschafteu erklären, die sich über das ganze Reich 
ausdehnen^ eine Uistige (on^reuse) und komplizierte Schöpfung, die aber 
augenschdnlich die Annäherung der verschiedenen deutschen Länder 
erstrebt. Denn es ist nicht anzunehmen, dafe die Urheber des Systems 
nur an die Cirofsindustric gedacht und vergessen haben, den aufserordent- 
liehen Kosten, die gewisse künstliche Gnippierungen mit sich bringen 
müssen, Rechnung zu tragen. Später kommt er noch einmal darauf 
zurück und hebt beispielsweise liervor, dnfs die Müllerei-Berufsgenossen- 
schaU 38 249 liclricbe umfasse mit durchschuiillich 2,16 Personen in 
jedem Betrieb, «was lästige Komplikationen herbetgeflihrt hat, die in 
kemem Verhältnis zu dem Ziel und den Ergebnissen stehen. Es ist 
diese bureaukratische Arbeit, die Ch. Morisseaux im Auge hatte, als er 
schrieb: ««Die Maschine ist konstruiert worden, tun im Grofsen zu pro- 
duzieren ; aber man hat sie ira Kleinen produzieren lassen nach demselben 
Verfahren und mit denscllien Formen . . ., und die ganze Kraft wird 
nun aufgebracht, um die Trägheit eines Werkzeugs zu überwinden . . . 
Offenbar verbraucht die Maschine zuviel für die Reibung » (die Ergeb- 
nisse der Zwangsunfallversichenuig, Paris i888j. Diese Äusserungen 
sind um so bemerkenswerter, als der Ver&sser im übrigen, wie bereits 
erwähnt worden ist, ein ausges|)rochener Anhänger der deutschen Arbeiter- 
versicherung ist. 

Ferner verdient folgende Bemerkung aber das Invaliditäts- und 
Altersversicherungsgesetz hervorgehoben jtu werden (S. 5 1 ) : Das Gesetz 

^'om 22. Juni 1889 hat gewifs \*er1)Cssenmgen nötig: die Kinzelheiten 
werden durch HinzuTugungeu und .Vndcrungen, die man allmählich vor- 
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nehmen wird, vervollkommnet werden, dem in Kngland iiblichcn (»ebraurh 
entsprechend.^ In einer 7,ugeh()rigen Fufsnote heifst es d.inn : <L)ie 
meisten sozialen (iesetze werden dort ^^also in hngi^uid) durch aufeinander- 
folgende kleine Bills verbessert, die fast ohne Diskoasiotieii oder auf- 
haltende Formalitäten angenommen werden. So hat das berühmte Gesetz 
Über die gegenseitigen Httlfsgesellschaften (11. August 1875) schon 
mehrere Dutzend von EinzelvervoUkommnungen tfhaken.^ Diese naive 
Bezugnahme auf die englische Art, derartige Dinge zu behandeln, würde 
belustigend wirken, wenn sie nicht allzu beschämend fiir uns Deutst he 
wäre. Der Ausländer hat offenbar von der SrhwcrTälligkeit, mit der die 
Deutsi he Gesetzgebungsinaschine auf diesen Gebieten arbeitet, gar keinen 
Begriff. 

Der Verfasser gicbt schlicfslich seiner zuversichtlichen Hofl'nung 
Ausdruck, dafs die deutsche Arbeiterversicherung mit der 2^it die Un* 
sulnedenen verschwinden lassen und den Sozialismus Überwinden werde. 
Zur Beschwörung der sozialen Geüihr empfiehlt er vor Allem dem Bei* 
gischen Staate die Übernahme des deutschen Systems. 

Berlin-Friedenau. 

£. LANGE. 



Bellom, Maurice, in^enieur au corps des mtnes: Lts lots 
dassurance ojdvri'cre ä r Hran^er. L Assurarue conire ia malaäü. — 
Paris 1892. Arthur Rousseau. — II, 664 S. 

Der Verfasser will durch dieses Werk seine J>andsleute mit den 
Einrichtungen bekannt machen, die in den fremden Staaten für die Ver- 
sicherung der Arbeiter bestehen, durch deti vorliegenden ersten Teil 
also im Besonderen mit der Krankenversicherung. Das Werk giebt so- 
mit nur eine Darstellung des Bestehenden und lälst sich auf kritische 
Betrachtungen, VerbesseiungsvorschU^ u. s. w. nicht ein. 

Die Aibdt ist äufserst fleifiig und gründlich. Au^Ührlidi behandelt 
wird die Gesetzgebung Deutschlands, Österreichs, Ungarns und auch der 
Schweiz, während der Dänemarks, Norwegens, der Niederlande Rnfslands 
imd Schwedens nur kurze Ausrühnmgen gewidmet werden — was ja der 
Lage der Verhältnisse durchaus entspricht. Zuerst wird fiir jeden Staat 
eine systematische Darstellung der {Gesetzgebung gegeben, sod;mn in 
au-sfiihr liehe r Bearbeitung die Krgebnij>i»e der Suitisiik. Ein /Vnhang ent- 
hält die wichtigsten der in i'rage kommenden Gesetze in wörtlicher fran- 
söusdier Übersetzung. In dbem Supplement wird audi noch das 
deutsche Gesetz vom 10. April 189a behandelt und wörtlich wieder- 
gegeben. Ein sehr ausjtthrtiches alphabetisches Sachregister endlich 
schliefst das WeriL 
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D6r Cbankter des Badm be<fiiigt es, daft es sich erübrigt, auf 
seinen Inhalt weita: einzugehen. Es ist gewils durchaus geeignet, das 
fkanzösKche Publikum in leichter und gründlicher Weise in die daige- 
stellte Materie einzuführen, und dies ist nach des Verfossers eigner An- 
gabe der einsige Zweck der Arbeit 

Bcrliu-Friedeuau. 

K. LANGE. 
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DIE ENTWICKLUNG DER 
ARBEITERSCHUTZGESETZGEBUNG 

IN DER SCHWEIZ. 

VON 

Dr. f. SCMUI-KR, 
EU>GENOi>bIäCHKM l ABKIKlN^PEK l'OK. 

I. 

Die schweizerische Bundesverfassung von 1874 verlieh dem 
Bund das Recht, cinlu itliclie Bestimmungen über die Verwendung 
von Kindern in dt-ri l^'abriiien und iilnr die Dauer der Arbeit 
erwachsener Pt-rsonrii in denselben ;iuf'.us;< ilen. Ebenso herechtigfte 
sie ihn , Vorschrititu zum Sciuu/.e tlcr Arbeiter gegen einen die 
Gesundheit und Sicherheit gefährdenden Gewerbebetrieb zu erlassen, 
lu den nächstfolgenden Jahren, bis 1877, wurde sodann das gegen- 
wärtig io Kraft befitidüche Fabrikg^esetz ausgearbeitet. Während dieser 
Beratungen machten sich einzelne viel weiter gehende Wünsche 
geltend; ja schon vorher hatten die organisierten Arbeiter Aus* 
dehnung des gesetzlich zu gewährenden Schutzes auf alle Ar- 
beiter verlangt. Aber man scheute allgemein davor zurück, selbst 
solche, welche grundsätzlich daför gewesen wären. Es erforderte 
ungeheure Anstrengungen, um das Fabrikgesetz durch die Volks> 
abstimmung durchzubringen. Die Mehrheit, welche sich dafiir aus- 
sprach, war eine sehr unbedeutende. Sie wäre gar nicht zustande 
gekommen ohne die unerwartet kräftige Mithilfe der Föderalisten 
in den industriearmen Urkantonen und Uberhaupt eines beträcht- 
lichen Teiles der konservativen Partei. Man hatte vorausgesehen, 
dafs die Ansichten auf das Zustandekommen des Gesetzes nicht 
gerade glänzende sein werden und dafs man sich wohl hüten 

AfcUv für Ml. Oe«eUf bff. u. Suiittik. VI. ^4 
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müsse, durch allzuweit gehende Verlangen den Fall dessdbeD 
herbeizufiähren. 

Aber auch andere Erwägungen mögen davon abgehalten haben» 
dn weiter gehendes Gesetz anzustreben. Man vernahm relativ 

wenige Stimmen, welche ein eigentliches Gewcrhe^esetz haben 
wollten. Die Anstrengungen zahlloser Vereine und V erbatule. ganzer 
politischer Parteien waren nur auf eine schwetzensche Fabhkgesetz* 
gebung gerichtet, und als diese so ausgefallen war, dafs sie als die» 
jenige gelten konnte, welche dem Arbeiter den ausgedehntesten 
und wirksamsten Schutz unter allen bestehenden angedeiheii litTs, 
ruhte man stolz auf den Lorbeeren aus. Man bedachte nicht und 
Unzahücye denken heute noch nicht daran, wieviel weiter in einigen 
anderen Staaten der Kreis dc-r <^re.schut7,ten Arbeiterschaft gezogen 
ist. Noch hatte niemand in recht packender und aus<;iebiger Weise 
auf fiie grellen übelstände hingewiesen, welche sich auch in der 
Kleinindustrir vorfinden. Man kannte überhaupt dieses Gebiet zu 
wenig, über das eine weitere Geset/L^ebung sich hätte erstrecken 
sollen. Nicht einmal die Statistik «^^ewahrte cinigermalsen f^enilgende 
Anhaltspunkte zu dessen Abschätzung, Dabei war es für jeder- 
mann klar, dafs uiil jeder weiteren Ausdehnunj; des Arbeiterschutzes 
auf die kleinen und kleinsten Unternehmungen auch die Schwierig- 
keiten der Handhabung des Geset/.es zunehmen, Ks war nament- 
lich vorauszusehen, dal's die eifersüchtige Wahrung des Plausreclites 
gegenüber der immer wieder sich einmischenden Polizeigewalt zu 
manchem Konflikt fuhren müsse. Selbst solche, welche eine weitere 
Ausgestaltung der Arbeiterschutzgesetzgebung mit zwingender Not> 
wendigkeit kommen sahen, wollten zuerst das schon Erreichte 
ach befestigen und populär werden lassen, um spater mit ungleidi 
gro&erer Leichtigkeit das Begonnene fortfuhren und vollenden zu 
können. 

So entschlofs man sich denn, sich einstweilen auf das Mögliche 
zu beschranken. Die Erfahrung lehrte, dals man gut daran gethan. 
Das Fabrikgesetz stiefs anfengs auf mannigiadien Widerstand. Aber 
man söhnte sich immer mdir damit aus. Man begann seine wohl- 
tfaät^ren Wifkungen anzuerkennen und einzusehen, dals die meisten 
der befthichtetcn Folgen nicht eingetroffen. Die durch das Fabrik« 
gesetz erzielten Verbesserungen Helsen immer mehr die Mangel 
des früheren Zustandes erkennen. Man sah, dafs diese vorteil* 
haften Veränderungen nicht etwa einer von seibat erfolgten Ande* 
rung in den Arbeiterverhaltnissen zu verdanken seien, denn wo der 
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Schutz des Gesetzes nicht hinrekhte, waren vieUeicht die Löhne 
etwas gestiegen; alles andere war beim alten geblieben, es wäre 
denn, da(s Arbeitervereinigungen auf mehr oder tninder be* 
schränkten! Gebiet bessere Zustande erzwui^en hätten. 

Die ungleich günstigere Lage der gesetzlich geschätzten Arbeiter 
trat immer deutlicher zu Tage. Wo der nichtgeschützte Arbeiter sie 
erteannte, empfand er den Unterschied mit Bitterkeit. Er hatte das 
Gefiihl der Ungleichheit vor dem Gesetz und ertrug diese nur 
schwer. Bei den Arbeitgebern trat dasselbe ein, nur in umgekdutem 
Sinn. Dies geschah vor allem da, wo die gleiche Industrie in 
kleinen, dem Fabrikgesetz nicht unterstellten, wie in grofsen Eta- 
blissements betrieben wird. Hier beschränkte das Gesetz die freie 
Bewegung, die ungehemmte Ausnutzung der Menschenkräfte und 
dadurdl auch die möglichst rentable Ausnutzung der Betriebsmittel; 
dort konnte der kleine Industrielle, durch keine gesetzlichen Schranken 
gehindert, seinem grofsen Berufsgenossen eine ganz gefährliche 
Konkurrenz machen. Fabrikbesitzer und Fabrikarbeiter, wie die 
Arbeiterschaft der Kldnindustrie hatten gleichmäfsig ein Interesse, 
dais auch für letztere ein Arbeiterschutzgesetz geschaffen werde. 

In keinem Industriezweig wurde dies allgemeiner empfunden, 
als in der M a s c h i n e n s t i c k e r e i. Es fielen drei und mehr 
Miischiuen unter die Bestiminunj^'^en des Fabrikgesetzes', die lietriebe 
mit I und 2 Maschinen L^in^en frei aus. Letztere umfafslen circa 
%j, \'on den in der Schwei/, vorhandenen 18500 Maschinen mit 
fast iScKJO von den 3Ö600 daran beschäftigten Arbeitern, Sie 
suchten durch übermäfsig lange Arbeitszeit den immer melir 
sinkenden Frwerb zu steigern, erreichten aber nur ein Herunter- 
drücken der Löhne, das zuerst der in seiner Arbeitszeit beschränkte 
Fabriksticker empfand, aber auch der Einzelsticker nicht auf die 
Dauer durch Mehrarbeit ausgliMchen konnte. Die übergrolse Mehr- 
zahl der an der Stickerei irt^endwie Interessierten Cfciangten zur 
Einsicht, duis nur gleichinälsit; einschränkende Bestiiiimungen für 
die Arbeitszeit aller Arbeiter Hilfe bringen könne. Sie trug machtig 
zur Gründung des allmählich die gesamte Stickerei der Schweiz 
und des Vorarlberg umfassenden Stickereiverbandes bei, und ab 
dessen Bestand m letzter Zeit In Frage gestellt war, trug nicht zum 
mindesten die Furdit vor der Wiederkehr der alten bösen Arbeits- 
zeitveffaältnisse dazu bei, daTs trotz zahlreichen Austritte dn fester 
Kern unentwegt beisammen blieb. 

Die Angehörigen mancher anderen Industrieen litten in gleicher 

H* 
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W ciäf, wie die Stickerei, unter dem wütenden Wettkampf zwischen 
Grofs- und Kleinbetrieben, aber sie entsagten von vorn^ierein jeder 
HoiTnuog, auf dem gleichen Weg aus der üblen Lage sich heraus- 
zuziehen. Sie versuchten es in der Weise, dafs sie die Ausdehnung 
des Fabrikgesetzes auch auf kleinere Etablissements 
, verlangten. Se hoflUen um so mehr auf ein Gelingen , als das 
schwdzerische Fabnkgesetz keine genaue Definition des Begriffs 
Fabrik gibt, sondern dem Bundesrat die Festsetzung der Regein 
anheim stellt, nach welchen die Unterstellung unter das Fabrikgesetz 
zu erfolgen hat, vorausgesetzt, dafs „eine Mehrzahl von Personen"- 

'regelmälsig aufser ihrer Wohnung in geschlossenem Raum be- 
schafliigt ist. Sie hofften um so fester darauf, als immer allgemeiner 
die Tendenz sich ansbreitete, die Anwendung des Gesetzes auch 
auf kleinere Unternehmungen auszudehnen. Der Bundesrat gab 
zwar nur sehr zögernd und vorsichtig und in ausnahmsweise ge- 
stalteten Fällen diesem Wunsche nach. Er unterstellte z, B. auch 
die kleineren Mühlen von drei Arbeitern an, weil es sich zeigte, 

. dafs sie ohne diese Mafsregel ohne weiteres die f^röfseren, mit denen 
sie ganz gleichen, aber zeitlich nicht beschrankten Betrieb hatten, 
t^rdrücken miilsten. Aber schon bei diesem schüchternen Vorgehen 

' Stiels der Bundesrat zuweilen auf lebhaften Widerstand von Seite 
der kantonalen mit der Ausführung des Gesetzes betrauten Be- 

. horden , wälirend freilich andere in gerade ent;jjcgengesetzter 
Richtung vorrrinfTcn. Das 1887 erlassene Gesetz „über die Aus- 
dehnung der Haftpflicht"" torderte das Streben nach weiterer 

• Ausdehnung auch des F^'ahriki;cset/.es. Das Publikum, das bisher 

• sich 'gewöhnt hatte, llaftpthchl und Unter wer fünf;' unter die fabrik- 
gesei/.lichen Vorschriften eng verbunden sich zu denken, betrachtete 
eine ganz, parallel gehende Ausdehnung der Anwendung beider Ge» 

• setze als selbstverständlich. 

Da/Ai kamen inin die Heschliisse des Bundesrats vom 3. Juni 

■ 1891. Diese waren durch eine im Nationalrat gestellte Motion ver- 

■ anlafst worden, welche folgcndermafsen lautete: „Zur Beseitigung 
vorkommender L ugleichheiten in der Anwendung des Bundes- 
gcscUes betreffend die Arbeit in den Fabriken, und um den Schutz 
desselben einer gröfseren Anzahl von Arbeitern zuzuwenden, ist 

• der Bundesrat eingeladen, zu prüfen, ob nicht <Ke in seinea Be- 
' Schlüssen und Kreissdireiben aufgestellten Normen abgeändert 

werden sollten, insbesondere was die Zahl der Arbeiter und die 
' Verwendung mechanischer Motoren betrifft.'^ Nachdem hierüber 
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die Gutachten aller kantonalen Regierungen, einer Menge Handels», 
Industrie* und Arbeitervereine etc. eingeholt worden waren, ge-; 
langte man ziemlich allgemein zur Überzeugung, dafs für die aller* 
Iddnsten Betriebe unbedingt andere Bestimmungen, als für die « 
Grolsbetriebe geschaffen werden müssen, wenn sie nicht unausge- 
führt, ja zum Teil unausführbar bleiben wollen, dagegen erwies es 
sich als wönschbar, in der Anwendung des Fabrikgesetzes so weit 
als irgend möglich zu gehen. Demzufolge beschlofs der Bundesrat 
Unterstellung 

a) der Betriebe mit mehr als 5 Arbeitern, welche mechanische 
Motoren verwenden, oder Personen unter 18 Jahren beschäftigen, 
oder gewisse Gefahren fiir Gesundheit und Leben der Arbeiter 
bieten ; 

b) Betriebe mit mehr als 10 Arbeitern, bei welchen keine der 
unter lit. a genannten Bedingungen zutrifft: 

c) I^ triebe mit weniger als 6 resp. 1 1 Arbeitern, welche aufser- 
gewöhnliche Gefibn ii fiir Gesundheit und Leben bieten, oder den 
unverkeniihart-ii C harakter von h'ahrikeii aufweisen. 

Damit ist der liuiuii-srat wohl l)is an die Grenze des Mr)ijlichen 
und Zulässii^en c^e'^Miv^en. Sein Hcschlufs bewirkte sofori eine 
aufserordenthche Zunahme der Zahl der „I-'abrikeir'. Manche dieser 
Betrielie hatten unverkennbar ganz den C harakter iles Kleinbetriebs, 
des t-infachen Handwerks. l>ie Schwierigkeiten der Üurchlührung 
nahmen intolgedcs^en nicht unerhrhlich /.u. die Zahl der Reklama- 
tionen mehrte sich, und es bedarf alli r Lmsicht hei ilen Unter- 
stellungen, um nicht die erlangte Popularität des Fabnkgesetzes m 
gef.dirden. 

Schon längst wurde in allen Tonarten uuil aus allen müj^lichcn 
Gründen eine Revision desselben verlangt. Man wollte dasselbe 
bald beschneiden, bald weiterführen, je nach dem Standpunkt der 
Antragsteller. Sicher ist, dafs manches daran revisionsbedürftig 
ist; dafs man die ni 15 Jahren gemachten Erfahrungen verwerten 
solhe. Zuerst aber mufs wohl die Frage entschieden sein, ob das 
Fabrikgesetz als solches fortbestehen oder aber, ob es in einem 
allgemeinen Gewerbegesetz aufgehen soll, welches die 
Verhältnisse aller industriellen Arbeiter regelt. Die Aussicht auf ein 
solches ist wohl nicht glänzend. Das so vieles umfassende Gesetz 
müfste viel weitschichtiger, kompilierter und infolgedessen för den 
Arbeiter schwerer verständlich werden. In einem Land, wo das 
Volk über die Gesetze abzustimmen hat, erweckt alles, was nicht 
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durchsichtig, nicht verstaodlich genug för jeden Emzeben ist, ein 
gewisses Mlfstiauen. Der Arbeiter der Grofsindustrie wtiide wohl 
lieber an seinem ihm wohlbekannten Fabrikgesetz festhalten; der 
Handwerker würde förchten, da(s auch an ihn Forderungen gestellt 
werden, wie sie nur (lir grölsere Betriebe passen; dafs die freiere 
Bewegung ihm entzogen werde, cfie er vermöge der Art und Klein- 
heit seines Betriebs notwendig beansprudien mufs. 

In der That spricht man denn auch überall von einem be> 
sonderen Gewerbegesetz neben dem Fabrikgesetz. Bisher be- 
safsen Bund und Kantone nur Bruchstücke von einem solchen. 
Einzelne Partieen des schweizerischen Obiigationenrechts regelten 
gewisse Verhaltnisse zwischen Arbeiter und Arbeitgeber; ebenso 
das 1887 erlassene Gesetz über die Ausdehnunj^ der HriftpflichL 
In den Kantonen waren noch in weit höherem Mals nur einzehie, 
oft sehr unterp^eordnetc Details geordnet, und wo mehr tj^eboteii 
war. trat /.um mindesten der Arbeiterschutz sehr in den Hinter- 
grund. Die f^rellen. weit mehr in die Augen sprintrenden Ubelstände 
in den Fabriken halten jahrelang alle Aufmerksamkeit absorbiert: 
man hatte überhaupt über der Fabrikindustrie die Kleinindustrie, 
das Mandwcrk fast vergessen. Inzwischen verschlimmerte sich die 
].a;4e der letzteren immer mehr ; ihre Klagen ertonten immer lauter 
und allgemeiner. Mit der \ crh^iilechierung der Lage verschlimmerte 
sich auch das V'erhakiiis /.wischen Arbeiter und Arbeitgeber. .\n 
den Staat erging der Ruf um liiiie durch gesetzgeberische Mals- 
nahmen sowohl, alb auch auf andere Weise, 

Die Bundesbehörden waren sich ihrer Pflicht wohl bewufst, 
nicht immer einseitig für die Fabrikarbeiter zu sorgen, sondern auch 
liir die anderen Gewerbe; aber jedermann hatte die Empfindung, 
dals man sich auf sehr unzureichend bekanntem Boden bewege. 
Die Bundesversammlung hatte daher schon 1882 ziemlich ausge- 
dehnte Erhebungen angeordnet Man kam aber vorläufig zu keinem 
andern Resultat, als dafs allem andern eine Revision der 
Bundesverfassung vorangehen müsse, die dem Bund die Kom- 
petenz zum Eingreifen in diese Materie schaffe. Einstweilen trSstete 
man sich damit, dafs das jüngst geschaffene Obligationenrecht 
wenigstens in einzelnen Punkten Hilfe gebracht habe. Eine Ver- 
fassungsrevision wurde jedoch für den gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht als opportun erachtet. Zur Ruhe kam aber die Ange- 
legenheit keinen Augenbtick mehr. Der schweizerische Ge- 
werbeverein veranstaltete 1885 eine neue Enquete über die 
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Verhältnisse, Bedürfnisse, Wünsche und Vorschläge der Gewerbe» 
treibenden. Er befalste sich vorzt^weise mit der Regelung des 
Lehrlings- und Gesellenwesena. Der Verein arbeitete einen £at* 
Wurf über diesen Gegenstand aus. Als sich jedodi im Veriauf dieser 
Bestrebungen dne Revision oder Ergänzung der Bundesverfassung 
als unabweisbares Bedürfnis herausstellte, ging er zum Postulat einer 
allgemeinen, schweizerischen Gewerbeordnung über, die vor aUem 
auch ein Arbeiterschutzgesct/. darstellen sollte. 

Der schweizerische Frauenverband sekundierte dem 
Gewerbevercin. Auch er veranstaltete 1887 Krhebungen über die 
Verhaltnisse zwischen Arbeitgeberinnen, Arbeiterinnen und Lehr- 
töchu rn, konstatierte schwere Mängel in Bezug auf genügende Aus- 
bildung, hinsichtlich der Dauer der Arbeitszeit, die durchschnittlich 
eine 12 stündige sei, sich aber <>fr 2 bis 3 Monate hindurch auf 
13, 14, ja bis 18 Stunden erstrecke und nicht einmal immer von 
freien Sonntagen unterbrochen sei. Auch die Ernährung der Ar- 
beiterinnen und Lehrtöchter wurde als eine vielfach ungenügende 
gesciiildert. Der V'erband verlangte deshalb ein Schutzgesetz, das 
auch für die kleinsten Geschäfte mit 2 — 3 Arbeitcriuncn Gültigkeit habe. 

Auch der (i r li t Ii v c r e i n , diese trröfste und sehr einflufsreiche 
schweizerische Arbeiterverbmdung, trat nun in die Bewegung zu 
gunsten eines schweizerischen Gewerbegesetzes ein. Der schweize- 
rische Arbeitersekretar Greulich legte in einem sehr klar und mafs- 
voll gdialtenen Vortrag am Zentralfest von 18S8 die 2äelf>unlcte 
der organisierten Arbeiterschaft dar. Er verlangte nicht blofe Auf- 
steUung formal'rechtlicher Bestimmungen, welche die Verhältnisse 
zwischen Prinzipal, Arbeiter und Lehrling regeln, sondern ein Ar- 
beiterschutzgesetz, das aUe gewerblichen Arbeiter umfasse, mit Aus- 
schluß der in der Landwirtschaft thätigen. Auch die Hausindustrie 
sollte in diese Gesetzgebung dnbezogen werden, wie in England. 
Er forderte gesetzliche Bestimmungen bezüglich der gesundheitlich 
entsprechenden Einrichtung der Arbeitsstellen, der Sorge fth- die 
Sicherheit des Arbeiters. Er wünschte Fortdauer der Haftpflicht 
des Arbeitgebers auch nach der Einföhrung einer aUgemeinen, obli^ 
gatorischen Versicherung der Arbeiter gegen Unfall, Bestimmungen 
über Ein- und Austritt, Lohnzahlung, Arbeitszeit, über die Verhält- 
nisse der Lehrlinge, über Krankenkassen. Er warnte aber vor allzu- 
starkem Generalisieren. „Ein Gewerbegesetz kann daher inmier 
nur insoweit eingreifen, als die Verhältnisse, die es regeln soll» 
gleichartige sind. Maximalarbeitszeit oder MinimaUohn durch ein 
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allgemeioes Gewerbegesetz festetistellen , geht nicht an." Diese 
und andere Aufgaben wUi er freiwilligen Vereinigungen von 
Arbeitern, wie von Arbeitgebern zuweisen, deren Beschlüsse, in 
ordnungsmäfs^ konstituierten Versammlungen gcfaTst, fiir alle Be- 
rufsgenossen eines gewissen Bezirks verbindlich wären, unter Vor- 
behalt des Rekursrechtes an höhere Instanzen. Er will so kantonale 
und eine schweizerische Arbeiterkamtner, eine schweizerische Ge> 
Werbekammer, Einigungsämter etc. schaffen. 

Diese letztere Partie der Gewerb^esetzgebung ist es vomdim* 
lieh, welche von der romanischen Schweiz in den Vorder* 
grund gestellt wird. Sie hat mehr die Förderung der Industrie, 
ihrer Leistungsfähigkeit, ihres Absatzes, ihrer Rentabilität und damit 
indirekt die Verbesserung der ökonomischen Lage der Arbeiter im 
Auge. Sie verspricht sich aufserordentUch viel von dem Zusammen- 
schluls der einzelnen Industrieen zu obliga l o ris c hen Syndi- 
katen. Ein hervorragender Vertreter in der Bundesversammlung 
stellte deshalb die Motion, der Bundesrat möge untersuchen, ob 
nicht folgende Ik-stinimung in das F^abrikj^eset/. aufzunehmen sei: 
„Die K:intoiie sind crmächtiqt, für die Bedürfnisse gewisser 
Indusineen obligatorische Berufsverbände zu schafien.'*- 
(17. Juni 1889.) 

Dies war namentlich niif die notleidende Uhrenindustrie abgesehen 
und wohl nicht zum wenigsten durch die grolseti lüfoU^e veran- 
lalsr. welche in der Ostacliweiz der, zwar auf Freiwilligkeit be- 
ruhende, aber die gan/.e Industrie mit minimen Ausnahmen um- 
fassende Stickereivt-rharu] t-rn/icht: haHe. .\ls Zielpunkte wurden 
vornehmlich angegeben: Aufstellung von Minimaltarifen für Löhne 
und Fabrikate, Regulierung der Arbeitsweise und der Lohnzahlung, 
sowie des Lehrlingswesens, Mafsnahmen gegen Kreditmifsbrauch 
u. dergl., Organisation des Handels, des Auskunftswesens, Entwick- 
lung der Industrie, Erhaltung der Erfindungen und Verbesserungen 
(ur dfe nationale Industrie, Förderung der Ausfuhr etc. Eine Um- 
frage bd Kantonsregierungen und Vereinen ergab, da(s man weder 
von der Aufnahme solcher Bestimmungen in ein Fabrikgesetz, 
noch von kantonalen obligatorischen Syndikaten etwas wissen 
wollte. Auch das Obligatorium fand wenig Anklang selbst in 
St. Gallen, dem Sitz des Stickereiverbandes, Dieser selbst war audi { 
nicht allzu eifrig dafiir, und wenn er empfehlend hervorhob, welch 1 
grofse Gefahren er durch den Austritt Einzelner oder ihre Intriguen ] 
laufe, erwähnte er dem gegenüber auch, wie in Augenblicken der 1 
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Erregung Minderheiten majorisiert und ruiniert werden könnten, 
während die Möglichkeit des Austritts ein Korrektiv bilde. Von 
manchen Seiten wurde ähnliches betont und darauf hingewiesen, 
wie die Wirksamkeit der Syndikate nicht auf Zwang, sondern auf 
der Redlichkeit und Verbandstreue der Mitglieder beruhe und wie 
der Zwang durch unreelle Geschäfte ausgebeutet werden könne, 
um die Genossenschaft zu betrügen und selbst glänzende Geschäfte 
zu machen. 

Das Mitgeteilte mag genügen, um zu zeigen, wie weit die 
Wünsche und Ansichten auseinandergehen und wie schwer es ist, 
ein allen billigen Anforderungen entsprechendes und allen Verhält- 
nissen gerecht werdendes Gewerbegesetz zu schaffen. In der 
deutschen Schweiz dürfte wohl das Bestreben das vorwiegende 
sein, zum allermindesten festzuhalten und weiteren Kreisen zugäng- 
lich zu machen, was bereits als eine VVohlthat für einen f^rofsen 
Teil der Arbeiterschaft sich bewährt hat. Man will den Schutz, 
den d.'is l^ abrikgeset?. rrcwiihrt . unter Berück.'siclitij^unfT und An- 
passimrr an anders geartete J'Lxii^tenzbediiigun^cii auf alle industriellen 
Arbeiter ausdehnen. Man zieht es vor. einstweilen diesen sichern 
Schritt vorwärts zu thun und sich die Schaffung neuer Institutionen 
vorerst noch j^^rundlich zu liberlegen. 

Auch bei dieser Beschränkung; würden noch 1 >irtercnzen t^enug 
auttauchen. Die vielen Schwierigkeiten, mit welchen der Klein- 
gewerbes" and zu kämpfen hat, machen ihn oft milsirauisi h und 
ungerecht. Die letzte Delegiertenversamiiilung des schweizerischen 
Gewerbevercins hat diese gereizte Stiinmuüg deutlich erkennen 
lassen. Sie bekämpft die vom Bundesrat beschlossene und von der 
Bundesversammlung ausdrücklich gebilligte weitergehende Inter- 
pretation des Begriffes Fabrik, sie will selbst hinter das seit 1878 
als Regel geltende zurücl^ehen, und einzelne Redner finden sogar, 
„eine weitere Ausdehnung des Arbeiterschutzes auf das Kleingewerbe 
sei nicht wänschbar*^. Andere bekämpfen die gesetzliche Organi« 
sation der Arbeiter. Nur die organisierten Arbeitgeber sollen 
Minimaltarife fUr Arbeitslöhne und Warenverkaufspreise aufstellen 
können. Es ist klar, dafs bei derartigen Anschauungen lebhafte 
Kampfe werden zu erwarten sein, um so mehr, als dne gleiche Denk* 
weise auch in andern Berufskrdsen oft zu Tage tritt. Die Dele- 
giertenversammlung hat dann allerdings in ihrer Mehrheit be- 
schlossen, nicht nur fiir die Schaffung eines schweizerischen Ge- 
werb^esetzes einzustehen, sondern auch filr gesetzliche R^elung 
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des Berufsgenossenschaftswesens mit besondern Kammern der 

Arbeiter wie der Arbeitgeber und mit gemeinsamen AusschOssen. 
Darin liegt aber nicht die mindeste Gewähr, dals nicht in den 
Detailfragen unsäglicher Streit sich erhebe. Wenn z. H. ein Gewerbe- 
verdn, dem andere zustimmen, meint: «die Verkürauog der Arbeits- 
zeit aus sanitarischen Gründen habe im grofsen und ganzen im 
Handwerk und Kleingewerbe keinen Sinn" und „es bedürfe eines 
gesetzlichen Zwaiifjcs nicht, um eine Reduktion der Arbeitszeit zu 
vereinbaren", so glaubt man die Stimmen der Gegner des Fabrik- 
gesetzes aus den Jahren 1^75—77 ^u hören. Wer aber gesehen 
hat, wie dn und dort in Kunreknüiis<.;eschät"ten u. dergl. auf den 
cin/.elntn Arbeiter blofs 3,3 m Lullraum entfallen, wie in kleinen 
Mühlen und Sägen Tag lür Tag 18 Stunden grarheitet wird, wer 
weifs, welche Mühe es grkostet hat und aicUcawcise noch kosret, 
Fabrikinhaber von der L berschreitungf des Normalarbeitstagcs ab- 
zuhalten, wird Wühl begreifen, wenn die Arhciterschat't erst recht 
eifrig auf einen vom Gescu gewährten Schutz, driugi und über solche 
Vorgaben lacht. 

Obschon zugegeben werden mufs, dafs die Anschauungen be- 
züglich der Gewerbegesetzgebung noch lange nicht genügend sich 
abgeklärt haben, beginnen doch immer mehr die ganze Bevölkerung, 
alle Berufskreise damit sich zu beschäftigen, und es lieget darin dne 
Mahnung an die Behörden» sich recht ernstlich an die Losung 
dieser Aufgabe zu machen. Einzelne Amtsstellen, alle möglichen 
Vereine und Gesellschaften bemühen sich, sie zu erleichtem und zu 
fördern. Man sucht besonders auch durch statistische Ar- 
beiten einen immer sicherem Boden für das Vorgehen der Be» 
hörden zu schaffen. Das eidgenös»sche statistische Bureau wird 
bald in der Lage sein, eine eingehende Berufsstatistik zu veröffent- 
lichen. Mehrere industrielle Vereine, wie die Seidernndustridlen, die 
Baumwollspinner und Weber, die Sticker haben bereits seit längerer 
Zeit regelmäls^ statistische Zusammenstellungen publiziert, die 
Uhrmacher dürften wohl in Zukunft auch nicht zurückbleiben. 
Andere Vereine haben sich bemüht, möglichst viel Licht in die 
Lage ihrer Industrie, in die Zustände in derselben zu bringen. Aber 
trotz allen Bemühungen werden noch Jahre vergehen, bis das Ziel 
erreicht, bis ein schweizerisches Gewerbegesetz geschaffen ist. 
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In manchen Kantonen, wo immer dringender der Ruf nach 
gesetzlichem Schutz der Arbeiter erging, l^e man sich die F'ragfe 
vor, ob es nicht wohlgethan wäre, wenigstens dnzelne Partieen 
durch die kantonale Gesetzgebung zu regeln. Selbst 
sehr zentralistisch gesinnte Blätter äufserten sich in diesem Sinn. 
So schrieb der in Arbei|erfragen sehr einflufsreiche Landbote von 
Winterthur: „nach unserer Ansicht können mehrere Wege zugleich 
beschritten werden. Das eidgenössische Fabrikf^resetz ist in ver- 
schiedenen Punkten eines Ausbnus fähig, mit welchem niclit länp^er 
mehr zurückgehalten werden sollte. Gehe man daher hier unent- 
wegt ans Werk. Daneben werden aber nocli eine Reihe Punkte 
der kantonalen (iesetzgebung verbleiben, welche noch nicht gut unter 
eine einheitliche Schablone [gebracht werden können. Hier ist es 
dann Sache der Kantone, den richtio'cn Weg /.u suchen. In mehr 
gleichtorinig gearteten, honio;^enen Kantonen werden wohl am 
bfstt ii all;^^emeine (Tcsci/.e t-rlassen , die sowohl Arbeiter als auch 
Arbritfrinueu bt-treticn. Bei andern Kantonen wird es dagegen 
vorteilhaft sein, mehr schrittweise vorzugehen. Einzelne Gewerbe 
erlauben und verlangen z. B. sehr weilgehende Malsuahmen, wahrend 
andere allzu einschneidende Vorschriften noch nicht zu ertragen 
vermögen. Hier ist es doch nicht wohl am Platze, dafs man sich 
bei den erstem um der letztem willen allzts^r zurückhält, sondern 
es cm{:)tiehlt sich gcwils, dafs eine naturgemäTse Trennung gemacht 
werde. Die erstern kommen dann zu ihrem Rechte und die letztern 
haben ein Ziel, nach dem sie streben können.** 

Aus Arbeiterkreisen selbst kann man ähnliche Äulserungen 
vernehmen. Darin sind alle ruhig Überlegenden einig, da(s nkht 
alles über einen Leisten geschlagen werden dürfe. Daher die immer 
gröfsere Neigung, die Kantone vorangehen zu lassen. Dazu kommt, 
dafs dieser Weg am schnellsten zu einem Ziele iiihrt; dafs Emzd* 
heiten dabei herauagegriflfen und geregelt werden können, die man 
als die am dringendsten eine Regelung erheischenden erachtet 

Aus dem Inhalt der, nur einzelne Tette eines vollständigen 
Gewerb^esetzes ordnenden gea^zgeberbdien Eriasse dtf einzelnen 
Kantone ergibt sich, wie ungleiche Ansichten darüber herrschen, 
was zuallervörderst notwendig scL 

Lu zer n hat lediglich ein Gesetz hetrefTend Einführung von 
Oewerbegerichten erlassen (16. Mai 1892;, die Streitigkeiten 
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zwischen Prinxipaleo, Arbdtera und Lehrlingeii, sowie auch Strike- 
angdegenhetten zu entscheidea haben und wozu Arbeitgeber und 
Arbditnehmer getrennt je zwei Richter wählen, während das Ober* 
geriet einen Präsidenten für die Gewerbegerichte bezeichnet, die 

in mehrfacher Zahl, je, einer für eine Lidustriegruppe, geschaffen 
werden* Vor sie gelangen Streitgegenstände von 50—500 fr. für 
geringere bestehen ähnlich gebildete Sühngerichte); Anwälte sind 
ausgeschlossen, die Verhandlungen sind mü^idlich, öffentlich, nicht 
aber die Urteilsberatung« Die minimen Kosten werden von den 
Parteien getragen; Vorschüsse dürfen nicht verlancjt werden. 

O b w a 1 d e n erliefs am 24. April 1 887 ein Gesetz mit folgenden 
Vorschriften: 1.4 täpHge l.ohnzahlung in bar: Verbot, dafs Auf- 
seher und Accorclantfii Getränke ausschenken oder allgemeine He- 
dürfnisji^cpfenstände verkauten; Haftbarkeit der Untcrnelimer für 
die l'flegeküsten von Arbeitern, wenn nicht deren Unfall oii'T Er- 
krankung nachweisbar in keinem ZusammcnhanL,^ mit der Berufs- 
arbeit steht: amtliche Aut'sicht über die Krankenkassen industrieller 
Unternchmunt^en ; schriftliche Anzeige von der Kntlassung von 
Arbeitern. Die Bulsen tTir Übertretungen steigen bis auf 300 fr. 

Anders Neuenbur^'^. welches als Zweck seines Gesetzes vom 
21. November 1890 bezeichnet: die Hebung des Lehrlingswescns 
und l'^ut Wicklung der beruflichen Tüchtii^kcit in den vcrscliiedenen 
Künsten und Handwerken und besonders der Uhrmacherei. Zu 
diesem Behuf werden die Ortsbehörden oder besondere Ausschüsse» 
aus Prinzipalen und Arbeitern in gleicher Zahl bestehend, mit der 
Aufncht über das Lehriingswesen betraut oder auch die Berufs^ 
genossenschaften, wo solche bestehen, resp. ihre Oi^ane. Sie haben 
darauf zu sehen, dals die Lehrlinge, unter Ausschlufs jeder Neben- 
beschäftigung, den gehörigen beruflichen und Schulunterricht er- 
hahen, sowie dals ein Lehrvertrag das Verhältnis re^. Prüfungen 
sollen über die Leistungslahigkeit der absolvierten Lehrlinge Aus* 
kunft geben, Diplome tüchtige Leistungen bekunden, Prämien sie 
belohnen. Überanstrengung soll durch Beschränkung der Arbeits- 
zeit auf 10 Stunden für 13— 15 jährige, 11 Stunden fiir ältere ver- 
lundert werden. Sonn- und Festtagsarbeit ist untersagt, Nacht* 
arbeit „in der Regel", dl h, Arbeit zwisdien 8 Uhr abends und 
5 Uhr firüh. Ausnahmen von diesen schützenden Vorschriften sind 
aber ausdrücklich voi^esehen, im Gegensatz zum Fabrikgesetz, das 
Nacht- und Sonnt£^[sarbeit allen Personen unter i8 Jaliren für 
alle Industrieen mit 2 oder 3 kleinen Ausnahmen imbedingt ver- 
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bietet. Der ausgelernte Arbeiter bleibt ebenso schutzlos wie bis 
anhin, obwohl gerade in der Neuenburger Hauptindustrief der Uhr- 
macherci, in den letzten Jahren schwere Übelstände blofsgel^ 
worden sind und einen energischen Schutz wünschbar machen. 

Das neiienburgische Gesetz scheint eben mehr darauf das Haupt* 
gewicht zu legen, dals die Industrie als Ganzes gefördert, ihre 
Leistungsfähigkeit erhöht werde* Der Schutz des einzelnen er- 
wachsenen ArtxHters tritt ganz in den Hintergrund. Ganz anders 
in den industrierei chen deutschen Kantonen, von deren 
Vorgehen hier noch die Rede sein soll: in Basel, Glarus. St. 
Gallen. Zürich. Hier wurde seit der Schaffung des Fahrik- 
gesetzes immer rieutticher die iing'leich ;^iinstigerc Behnndlun^^ 
welche das Gesetz den Fabnkarbeitera im Gegensatz zu lien üb- 
rigen i^ewcrbiichen Articii crn artL^edcihen lälst, als eine ung'crechte 
He\r)r/.uL,ain'^ emplunden. /ahlreiche Summen auch aus andern 
Kreisen verlaiu^ten, dals tur sie ebenso ..rut L^esorgt werde. Uber 
das Wie und über den Umfang dieser imrsi^rge dachte man sehr 
verschieden. Am liebsten hätte man auch hier ein schweizerii.clies 
Gesetz in Geltung gesehen. Aber man erkannte die Schwierig- 
keiten und entschlofs sich, wenigstens die allerdrin'^endsten Bediirf- 
nissr r'.urch kanionale GeicUu- zu belricdi[{cii. Als drin<^lichstes 
aber erschien die Sicherung von Leben, Krall und Gesundheit des 
einzelnen Arbeiters. Man forderte Arbeiter Schutzgesetze. 

Basel ging in dieser Richtung voran. Schon 1884 erliefs es 
ein Gesetz, das zwar nur die weiblichen Arbeiter schützte und 
' auch diese cur in einer Hinsicht. Es handelte our von der allere 
dings häufigsten Gefahrdung durch ein Übermafs der Arbeitsdauer. 
Die Arbeitszdt wurde auf 1 1 Stunden im Maximum, an Vorabenden 
vor Sonn* und Festtagen auf 10 Stunden festgesetzt. Diese Stunden 
mußten in die 2^it zwischen 6 Uhr moi^ens in den Sommer- 
monaten 5 Uhr — und 8 Uhr abends verlegt und durch eine 
I stündige Mittagspause unterbrodien werden, Sonnt^rsarbdt wurde 
untersagt. Vorübergehende V^langerung der Arbeitszeit konnte 
ausnahmsweise gestattet werden. All dies galt nur für Werkstätten 
mit mehr ab 5 Arbeiterinnen. Die sanitarischen Verhältnisse der 
Lokalitäten wurden behördlicher Aufsicht unterstellt. 

Es wurden damit einfach einige Bestimmungen des schweize* 
• fischen Fabrikgesetzes auch auf gewisse kleinere Etablissements an- 
gewendet. Aber schon im Jahre 1S88 begnügte man sich nicht 
mdir mit diesem Gesetz „betr. die Arbeitszeit der weiblichen Ar- 
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beiter", sondern ersetzte es durch ein anderes „betr. den Schutz 
der Arbeiterinnen vom 23, April 1888", das auf alle Gewerbe An- 
wendung findet, in weichen 3 oder mehr Frauenspersonen gewerbs- 
mälsig arbeiten oder in weichen überhaupt Mädchen unter 18 Jahren 
als Arbeiterinnen oder Lehrtöchter beschäftigt werden. Ausge- 
nommen sind die Wirtschaften und die Ladengeschäfte, sofern die 
Inhaber ihre weiblichen Angestellten nicht zu gewerblichen Arbeiten, 
sondern nur z.ur Bcdienimf]^ der Kaufer verwenden. Die Dauer der 
Arbeitszeit, immer zwischen 6 Uhr morgens und 8 Uhr abends, 
bleibt dieselbe, knnn höchstens i>is 10 Uhr und zwar wenn sie mehr, 
als 14 Tage dauert oder mehr als ^ Wochen in 2 Monaten, nur 
vom Regierungsrat, sonst aber vom Direktor des Innern verlängert 
werden. Für Leute unter \^ Jaliren und Schwangere darf keine 
Überarbeit nach 8 Uhr gestattet werden. Uberarbeit mufs be- 
sonders entschädigt und kann nur freiwillig geleistet werden. Für 
den 8 wöchentlichen Ausschlufs der Wöchncrinnt-n, für die Kündi- 
gungsfristen umi Hülsen wurden die Bestmunun^t-n des Fabnk- 
gcseizes herübergenommen; ebenso für die Fabrikordnung, deren 
Einführung verlangt werden kann, wenn der Umfang oder die 
„Natur des betreffenden Geschäftes es rechtfertigen". Das Departe- 
ment des Innern und die Fabrikkommission haben die Durchßihrung 
dieses Gesetzes, fiir welches auch Bu(sbestimmungen getn^en werden, 
zu überwadien. 

Ei^;änzeDd kommt hinzu das Wirtschaftsgesetz vom 
191. Dezember 1887, welches schulpflichtige Kinder von dienstlichen 
Verrichtungen, Produktionen irgend welcher Art und vom Feilbieten 
von Waren in den Wirtschaften ganz ausschliefet, auch Mädchen 
bis zum erfüllten 18. Jahr, wenn sie nicht zur Familie des Wirts 
gehören, nicht zur Bedienui^ zulälst. Dieses Gesetz sichert dem 
gesamten Dienstpersonal mindestens 7 Stunden ununterbrochener 
Nachtruhe je in 24 Stunden und wöchentlich mindestens 6 Stunden 
Freizeit an einem Nachmittag. 

Mehrere Jahre folgte kern Kanton dem von Basel gegebenen 
Beispiel. Einer der kleinsten ermannte sich zuerst. 

Glarus hat seit dem 8. Mai 1892 sein Arbeiterschutzgesetz. 
Sein Zustandekommen wie sein Inhalt bieten um so gröfseres Inter- 
esse dar, als hier das Volk nicht nur ihm vorgelegte Gesetze an 
seiner Landsgemeinde annehmen oder verwerfen, sondf m auch be- 
liebige Änderungen an der Vorlage beschliefsen kann; das Gesetz 
somit ganz genau das darstellt, was die Volksmehrheit will 
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Der Kanton Gtarus weist eine relativ grofsere Fabrikbevölke- 
ruDg auf, als jeder andere Schweizerkanton. Sie macht circa 25 % 
der gesamten Bevölkerung aus. Seine Hauptindustrie ist Baum- 
wollspinnerei, -Weberei und Druckerei, d. h. Exportindustrie. Infolge- 
dessen ist jeder Arbeiter daran gewöhnt, sich die Industrie in ihrer 
Verbindung mit dem Weltverkehr und der Weltkonkurrens zu 
denken. Das war wohl der Grund, warum Glarus lange vor einer 
einschneidenden kantonalen Fabrikgesetzgebung zurückschreckte und 
lange und energische Versuche machte, die anderen Industrifkantone 
zu gemeinsamem Vorgehen zu bewegen. Als sie fehlschlugen und 
die Schäden, welche durch die Industrie herbeigeführt wurden, immer 
deutlicher /ai Tage traten, schuf das kleine Ländchen ein Fabrikgesetz, 
welches nachmals von schwerwiegendem Einflufs auf die Gestaltung 
des Kundesg;esctzes geworden ist und aus welchem vornehmlich 
der Maximalarhcitstag herübergenommen wurde und zwar auch tur 
die erwachsenen nmnniichen Arbeiter. 1 h c Landsgemeinde, welche 
so /ahlreiche Mitglieder zählte, die an der eignen Person, in der 
eigni-n Familie die Dringlichkeit des Hedürtnisses des Arbeiter- 
schutzes erlahrcD, setzte sich kühn über manche Redenklichkeiten 
hinweg, welche ein Kollegium von Volksvertretern von einem radi- 
kalen Entschlufs abgehalten hatten. Auch sind für den Mann aus 
dem Volke nur klar und konsetjuent durchgeführte Grundsc'ltze recht 
verständlich. Darum konnte er nicht begreifen, wie denn nur ein 
Teil der i abiikbevulkerung geschützt werden solle. Er verlangte 
Schutz für alle. 

Ganz ähiiucli ging es uüt der Schaflung eines Schutzgesetzes 
für den, relativ nicht sehr zahlreichen Rest der gewerblichen Ar- 
beiter. Das Bedürfnis nach einem solchen Gesetz machte sich erst 
nach und nach geltend Die allgemeine Aufmerksamkeit wurde 
hauptsächlich durch die Vorgänge in den andern Kantonen darauf 
gelenkt Als aber 1891 ein Arbeiterverband bei der Landsgemeinde 
den £rlals eines Arbeiterschutzgesetzes iiir alle Geschäfte beantragte, 
die mehrere Arbeiter oder Arbeiterinnen beschäftigen und 
nicht unter das Fabrikgesetz fallen, wurde dieser Antrag von der 
voffoeratenden Behörde einstimmt empfohlen und von der Lands- 
gemeinde ebenso einstimmig angenommen. Bei der Beratung 
des Gesetzentwurfs hatte die erstere grolse Bedenken wegen der 
Ausdehnung des Arbeiterschutzes auf beide Geschlechter, und sie 
nahm in die Vorlage an die Landsgemdnde nur den Schutz 
des wdbHcben Geschlechts, so wie den junger Leute auf. Dagegen 
Uefs sie die zur Unterstettung unter das Schutzgesetz im ersten 
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Entwurf geforderte Minimal - A r h eiterzahl fallen und ging 
in der Hinsicht weiter als Basel, dafs ae auch in die Gewerbe- 
betriebe, wie in die Fabriken, Kinder unter 14 Jahren nicht zu- 
liefs und die Angestellten in Wirtschaften und Ver- 
kaufslokalen wenigstens insoweit schützte, dafs sie für die- 
selben 9 Stunden kontinuierlicher Nachtruhe forderte. Die Lands- 
gemeinde forderte gleiches Recht auch für die Männer, 
ado[)tit rtc übrigens da^» ganze Gesetz einmütig. Es hat nun folgen- 
den Wortlaut; 

Ottsats betreffend Arbeiterechuts fOr den Kanton Olerue. 

§ I. Dieses Gesetz findet Anwendung auf iktle dem eidgenössischen Fabrik- 
gesetz nicht unterstellten Geschäfte, in welchen Tcrsonen gewerhsmilfsig und gegen 
I.ohi) Im I)i<.-ii<fc d<-s Inhabers arbeiten oder als Lehrlinge oder Lehrtöchter regel- 

mäfsig Ix'schaftigt •■nd. 

Gäiulicli aus)jciioinincti ist der Betrieb der Liindwirtschaft. 

Mit Bezug auf die Bediensteten der Wirtschaften nnd I^adengeschäfte, soweit 
dieselben nicht gewerbliche Arbeilen verrichten, sondern die Kunden bedienen, gilt 
das Gesetz lediglich in dem in den 11— 14 nShcr b(v>-ir)Mi<.-t<-n l'mfangc. 

In lnstrift(Mit'n Fhüeii ciitscHei lft die Militär und l't Kr ^.tiun, unter Vor- 
behalt des Rekurses au den Regierungsrat, ob ein Geschält diesem lieset^e zu uuter- 
steUea sei. 

§ 2. Die Arbeitsräume sollen hell, trocken, gut venltlicit und überhaupt 
derart bcschafTi-n sein, dafs dadurch die Gesundheit der darin arbeitenden Personen 
nicht botMiitracliligt wird, 

Kbcnso sind Maschinen und Werk^rratschattcn in inuglichst siclierer Weise zu 
erstellen und zu unterhalten und bei dem Betrieb sich /.eigcade C!csundiieil55cluidlich- 
keiten soweit möglieh zu beseitigen. 

Der Regieningsrat ist befugt, darfliber jeweilen verbindliche Weisungen zu 
erteilen. 

i; 3. NVciui r d<*r rmf.iTi<j oder die Xatur des betrcfTi n Jcii (If-sohäftes recht- 
fertigen, kOuiteu die unter dieses ( iesetz fallenden Gcwerbeinhalter angehalten werden, 
Aber die Arbeitszeit, die Bedingungen des Ein- und Austrittesi die Ansbesahlnng 
des Lohnes etc. eine Arbeitsordnung zu erlassen und im Arbeitslokal an sichtbarer 

Stelle an/uschla^en. 

Die Genehmi^'ung dirs^-r Arlx-tisordnungen nud die Erledigung aller daherigen 
Anstände ist Sache des Regicrung:>ratc.s. 

4. Wo nicht durch schriftliche Übereinkunft etwas anderes bestimmt ist, 
kann der Dienstvertrag beidseitig auf 14 Tage gekdndigt werden, jedoch »er am 
Zahltag nder am Samstair. 

Auüxsuiig des \ erhältiii^ses auf kürzere Frist ist nur aus wichtigen Grfindcn 
(Art. 346 O.-k.^ zul.i«sijj. 

j$ 5. Bei Anstellung von Lehrlingen oder Lchrtöchtern Aind in alten Fällen 
schriftliche Lehrvertritge abzuschltefsen. Sie sdlen wenigstens enthalten t da« Lehr- 
fach, die Lehrzeit, da<: Lehrgeld utid die Bedbgungen, unter denen eise einseitige 
Aufhebung des Vertrages zulä^ig ist. 



« 
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§ 6. Der Lohn ist niDdcstens «Ue 14 Tage in gcsetsUcheii MAnasorten bar 

mtmabezuhlen : längere Tenniae aiiid bei gcgenaeitiger Vereinbarung zuläsüig. 

nurvfii lüirf. ii nur au5ß;e<;p rochen werden, sofcni sie in eiixT vom Ki-gi.-r;ings- 
rat genchinigicn Arbeitsnrdnuni; angedroht sim] sie sollen die Haiftc des Tag- 
lohncs der Gcbufsten nicht übersteigen und üiuil uu Interesse der Arbeiter zu 
verwenden. 

Lohnabzüge für verdorbene Arbeit können nur gemacht weiden, wenn der 
Schaden aas Vorsatz oder Selbstverschulden entstanden ist. 

7 Die Dauer der regi'lniiifsi'5;;rn Arlicits£eit soll nicht mehr als II Stunden» 
an den Tagen vor Sonn- und l'eierta^'cn nicht mehr al? lO Sttindcu betragen. 

Kur das Mittagessen ist wenigstens eine Stunde frei zu geben. 
Die Arbeit an Sonn- und Feiertagen ist untersagt. 

Vorubeigehcnde Verilngerung der Arbeitsielt» bb spitcstens lO Ubr abends 
Icano tu drbgenden NotfilUen and aosnahmsweise, ohne periodische Wiederholungen, 

durch die Gemeinderüte erteilt werden. Bei ArbeitSVerlängerungen für mehr als 
14 T.ige ist immer fiu' Bewilligung des Rej^tprunf^ratps erforderlich. Die GcsaiBt- 
daucr darf für dasselde (M-suhäft zwei Monate im Jahr nicht übersteij^en. 

Von diesen Bewilligungen sind in allen Fällen Personen unter Jahren aus- 
geschlossen. Dieselben ddrfen nach 8 Uhr Abends so keinerlei Dienttleistung in 
Ansprach genommen werden. 

Bewilligte Überzeitarbeit erfordert die Zastimmnng der Personen, welche 
dazu verwendet werden. 

i; 8. r>if" Bestimmungen de« Art. 7 fiTiilcts keine Anwf ndunj^ ntif .Nrlieiten, 
welche der Natur der Sache nach vor der normalen Arbeitszeit begonnen oder erst 
iMteh dersdben beengt werden mteen oder weldie dem betfdfenden Gewerb« «k 
Hilfsarbeiten TOr« oder nachtugehen haben und sofern sie Ton minnlicbco Arbeitern 
über 18 Jalircn verrichtet werden. 

Kl /.woifelsfallfMi i^nt.scheidet über bezügliche .\iist;indc« der RcgieTOIIgStat 
nötigenfalls nnch Kiiilinlung des Gutachtens von ,Sachvcrst;nMlij.;cii. 

{^9. Frauenspersonen, die ein Hauswesen zu besorgen haben, sind eine 
halbe Stunde vor der Mittags|>ause sn entlassen, sofern diese nicht mindestens 
1^« Stunden betrigt. 

Vor und nach ihrer N'icdcrkunft dArfen Wöchnerinneu im gansen wXhrend 
S \Voi"hon nicht in Gewerben beschäftigt werden, die diesem Gesetze unterstellt 
sind. Ihr Wiedereintritt in dieselben ist au den Ausweis gekuüpft, dafs seit ihrer 
Niederkunft wenigstens 6 Wochen verflossen sind. 

Jl 10. Kinder, welche das -14. Altensjabr noch nicht furäckgelcgt haben, 
dttrfen weder sa gewerblicher Lohnarbelt verwendet, noch als Lduliage oder Lehr» 
töchter angestellt werden. 

§ II. Die .\agestelltcn in Laden- tUld Kundengeschäften können zu der Be- 
dienung lief Kunden in der offenen Geschäftszeit ohne B< -.r hrärikung verwendet 
werden, unter der Bedingung jedoch, dafs ihnen mindeste«is eine ununteri)rociicnc 
Nachtruhe von 9 Stunden gestattet wird. 

§ IS. Die für den Betrieb von Wirtschaften und Gasthluseni angestellten 
Personen kAnncn, soweit es zur Bedienong der Giste nötig kt, abends bis zor- 
Pulizeistunde und bei Freinfichten auch aber dieselbe hinaus beschäftigt werden. 
Archiv für mm. GeMtsgbf. 11. Statittik. TL '5 
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Doch iit ihnen in allen Füllen eine ununlerliroebe&e Nachtrabe von 9 Stunden an 
gestatten. 

§ 13. Der Vollzug dieses Gesetzes steht dem Regierangsrate zu. 

Es soll unter Mitwirkung dt-r Gemeinderate ein genaues Verzeichnis aller 
Geschäfte peführt werden, die unter das Cr<*'tz fallen. 

Der Kcgicrungsrat ist namentlich auch ermächtigt, je nach Bedürfnis periodische 
Inspektionen durch Sachlcnndige vornehmen zn lassen. 

Den mit dem Vollzug nnd der Überwachung des Gesetzes beauftragten Or» 
ganen ist auf Verlai^en jederzeit der Eintritt in die Arbeitsriume und Geschäfts* 
lokale sn gestatten. 

§ 14. Übertretungen dieses Gesetzes werden vom Polizeigericht mir rJ-l i- 
bufscn von fr. lo— 500 bestraft Tu WicderholungsfHllen und bei scbweretu Thal* 
bestand darf Gefängnis.'^traic h'is aul 14 l äge ausgesprochen werden. 

g 15. Der Laudrat ist beauftragt, die notigen Ausfuhrungsbestimmuiigeu 
an diesem Gesetz zu erlassen. 

Schon längere Zeit vor der Giarner Landsgemeinde hatte der 
Regicrun^srat des Kanton St. Gn llen einen „Gesetzesvorschlag be- 
treflfend Schutz der Arl)citt'rintic!i und die Arbeit der Bediensteten 
in Ladengeschäften und V\ irtschatteii " ausgearbeitet. I> versuchte 
damit eine Frage /u lösen, die gerade in diesem Raiiton eine recht 
brennende und immer eitriger diskutierte gewesen war. Der Kanton 
St Gallen ist der Hauptsitz der Stickerei. Gewisse Vollendungs- 
arbeiten, die man unter der Kollektivbezeichnuug Ausrüsterei 
zusamnu-nfafst, drangen sich unvermeidlich in gewissen Perioden des 
Jahres üusaiiimcn. Ks wird eine /.eil weise vermehrte Arbeitsleistung, 
resp. eine Verlängerung der Arbeitszeit durchau-, notwendig. Diese 
Verlängerung in geniigendem Mais ist aber unmöglich innerhalb 
der vom Fabinkgesetz gesteckten Grenzen um so weniger, als 
die lebhafteste Zeit in die kürzesten Tage fällt und die Arbeiterinnen 
nidit zu dem vom Gesetz gestatteten frühen Beginn (schon um S 
Uhr) zu bringen sind. Sie fangen erst gegen 8 Uhr an* und so wird 
eine Ausdehnung des 11 stündigen Arbeitstages, der för Frauen und 
Kinder um 8 Uhr abends beendet sein mu(s, unmöglich. Da nun diese 
Arbeiten leicht audi in Privatlokale verlegt und der Betrieb in Ideine 
Geschaftchen zerteilt werden kann, die nicht mehr unter das Fabrik- 
gesetz fallen würden, lief man Gefahr, für die Arbeiterinnen durch 
Unterstdlung der Ausrüstereien unter das Fabrikgesetz schlimmere 
Zustände zu schaffen, denn zuvor. Man verzichtete deshalb lieber 
auf die Unterstdlung, aber mit ausdrücklicher Betonung der Not- 
we&cUgkett und Dringlichkeit eines Arbeiterinnenschutzgesetzes, dessen 
elastischere Bestimmungen genügende Berücksichtigung der wirk« 
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liehen Bedürfnisse der Indtistrie und doch Besdtigung der vorhandenen 
grellen Übelstände ermögliche. 

Im Spätsommer 1891 Itefs der Regierungsrat Erhebungen über 
die Frauenarbeit machen. Diese ergaben freilich viel zu niedrige 
Zahlen, da infolge der damaligen Stickereikrisis manche kleine Ge- 
schäfte gar nicht arbeiteten und speziell die Ausrustereien zum Teil 
nur V« bis V« ^ gewohnten Arbdterinnenzahl beschäftigten. Auch 
scheint vieles übersehen worden zu sein, denn man zahlte in dem 
industriereichen Kanton mit seinen 228000 Einwohnern nur 155 
Etablissements, die mehr als zwei Arbeiterinnen beschäftigten, und 
nur 2209 Arbeiterinnen, wovon blofs 6 unter 14 Jahren, 88 von 14 
bis 16 und 276 von 16 — 18. Nur 32$ derselben waren verheiratet. 
Die tägliche Arbeitszeit war im Durchschnitt 1 1 Stunden, hier und 
da IG, aber auch öfter 12 — 13. Klagen über Überanstrengung waren 
allgemein, ebenso der Wunsch nach einem Schutzgesetz. 

Die Ausarbeitung eines solchen wurde nun eifrig begonnen. 
J^as "f^lamerische Gesetz diente in manchen Punkten als Vorbild ; 
doch wich man vor allem darin ab, dafs der Schiit/, nur auf 
das weibliche Geschlecht beschränkt wuriie und dal's nur 
diejenigen Geschäfte unter das (iesetz, gcätcUt wurden, die Personen 
unter i8 Jahren — gleichviel in welcher Zahl — oder 
mehr als zwei über 18 Jahren beschäftigten. Die in der 
Landwirtsrhaft beschafrii^ten wurden auch hier ausgeschlossen und 
ebenso die „Bürcauangcstillten '. da wegen der Beschäftigung der 
letztem niemals Klagen oder Bedenken zur Kenntnis der Behörden 
gelan;^i seien. 

Die Arbeitszeit der Geschützten wurde auf ein Maximum 
von 1 1 Stunden auch hier begrenzt und die Bewilligung einer Arbeits- 
zeitverlängerung in dreierlei Weise beschränkt Sie darf nie über 
2 Stunden im Tag, nie über 10 Uhr nachts lunausgehen und endlich 
nie Über 3 Monate im Jahr sich erstrecken — letzteres eine Ab- 
weichung von den Glamer Vorschriften, die durch die eigenartigen 
Bedüflhisse der St Galler Hauptindustrie, der Stidcerd, gebieterbch 
verlangt war. Alle andern Detatb wurden ungefähr wie in Glarus 
geregelt, aber die ausdrückliche Bedingung beigefügt, dafs die Be- 
willigungen zur Arbeitszdtveriaiigerung, wie in den Fabriken, an- 
geschlagen und dals die Mehrarbeit nicht nur bezahlt, sondern 
relativ hoher entlohnt werden müsse. 

Über die zu diesen Bewilligungen kompetenten Amtsstellen er- 
hoben sich allerlei Difierenzen. Man war einig, dafs für längere 

25« 
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Dauer nur der R^ieningnrat kompetent sein soll, aber die Ansichten 
gingen auseinander, ob kurzdauernde Übenieitarbett our von den 
Bezirksämtern (ein Bezirk umfafst 7500 bis 30000 Einwohner) oder 
auch von den Gremeinderäten bewilligt werden könnte. Man ge- 
langte zu einem Kompromifs: in dringenden Fällen steht — natürlich 
unter Kontrolle der Oberbchörde — auch dem Gemeindamt das 
Recht zu, Pr\villi;^runf:^cn zu erteilen. 

Da die ArbeitszeitbeschraiikunL; durch Mitj^eben von Arbeit 
nach Hause leicht umgangen werden kann, iiatte man ursprünglich 
noch einen Znsatz zn diesem Paragfraphen geplant : ,,es ist verboten, 
den ArheiterinTun in Umgehung dieses Gesetzes Arbeit mit nach 
Hause zu geben", aber er wurde fallen gelassen, wohl nur wegen 
der Schwierißfkeit oder Unmöglichkeit der Durchführung^." 

Die Bestimmungen über den Ausschlufs der Wöchnerinnen 
von der Arbeit fafste St. Gallen anders, als das I''ai)rikgesetz des 
Bundes und die bisherigen kantonalen (iewerhegesetze. Die lauten : 
..Wöchnerinnen sind 6 Wochen lang von allen gewerbsmälsigen 
Arbeiten ausgeschlossen. Hochscluvangern Personen ist gestattet, 
jederzeit auf blofse Anmeldung hin die Arbeit einzustellen.'* 

Auch für die jungen Arbeiterinnen, das heilst solche über 14 
Jahre, da keine jüngeren zur gewerbsmäfsigen Arbeit zugelassen 
werden dilrfen, ist cfie schützende Bestimmung getroffen, dafs sie 
nicht mehr ab 5 Stunden ununterbrochen an Tretmaschinen 
beschäftigt werden dürfen, bevor sie das 16, Altersjahr zurückgelegt 
haben. Ebenso müssen ihnen die Unterrichtsstunden in den 
Maximalarbeitstag eingerechnet werden. 

Hinsichtlich Kündigung, Lohnzahlung und Buisen scblielk sich 
das Gesetz abermals dem Fabrikgesetz an, geht aber nocb weiter, 
indem es längere als I4tägige Zahlungstermme untersagt 

An die Arbettsräume stellt auch St Gallen gewisse Anforde» 
rungen und übertragt die Kontrolle den Ortsgesundheitskommissionen, 
die in diesem Kanton auch auf andern Gebieten Vortreffliches 
Idsten, Ja noch mehr: auch die Naturalverpflegung der 
Arbeiterinnen, wo solche von den Arbeitgebern gewährt wird, ist 
ihrer Aufsicht unterstellt. 

Für Ldirtöchter sind Lehrverträge, nach einer bestimmten 
Norm entworfen, vorgeschrieben und für den Betrieb, wie in den 
Fabriken, Arbeitsordnungen, „wo der Umfang oder die Natur des 
Geschäfts** es rechtfertigen, dafs dieselben von den Behörden ver- 
langt werden. 
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Besondere Bestimmungen gelten auch hier ftir «J^aden- und 
Kundengeschäfte", wie fiir die Wirtschaften, in welch letztem 
nur Mädchen über 18 Jahre zur ständigen Bedienung verwendet 
Werden dürfen, sofern sie nicht zur Familie des Wirts gehören. Für 
alle diese Geschälte, und zwar ohne Unterschied für ihre 
weiblichen und männlichen Angestellten, unterliegt die 
Arbeitszeit nur Einer Beschränkung: es mufs ein gewisses Minimum 
für die Nachtruhe gewährt werden. Dieses stellt aber das St 
gallische Gesetz höher ab Glarus, nämlich auf lo Stunden, (lir die 
Ladengeschafte fest, gleich 'hoch, das hei(st auf 9 Stunden, für die 
Wirtschaften. Dagegen «od erstere, sofern sie auch am Sonntag 
geöfinet sein sollten, verpflichtet, an einem Wochentag die auf die 
Sonntagsarbeit verwendete Zeit freizugeben, und letztere haben 
wöchentlich zwei halbe Freitage zu gewähren, sofern der Sonntag 
nicht fireig^eben werden kann. P\ir Kuranstalten können freUich 
im Sommer vom Regierungsrat Ausnahmen gestattet werden. 

Zuwiderhandlungen gegen dieses Schutzgesetz so!I das Rt-zirks- 
amt mit Hülsen bis 300 Franken, im W iederholungsfall der Richter 
mit Bufsen bis ^oo Franken oder auch Gefängnis bis zu drei Monaten 
bestrafen. 

Dir Gesetzesvorlaf^e der St, dailer Regierung ging in maiicheii 
Punkten viel weiter, als die bisher entstandenen kantonalen Schutz- 
gesetze, in ihren Vorschriften wie in den Stran^estimniun^en. Die 
Abstimniun^r über ihre Annahme fiel in eine /eil all'^^enieiner De- 
pression, da die Industrie sehr daniederlag und aucli die Landwirt- 
schaft durch unerhörte Trockenheit Not litt. Derartii^r Zeiten er- 
zeugen erlalirungs^'emals wenig Gcneij^'theit lür Annalime neuer 
Gesetze. Aber trotzdem erhob sich nur von einer Seite erhebHcher 
Widerspruch- Die \\ irte be/.eigten Lust, eine Referendumsbewegung 
gegen das Gesetz in S/.enc /u setzen. Aber statt Zustimmung zeigte 
sich beim Publikum eher Entrüstung über ihr Widerstreben. Sie 
schwiegen und das vom Kantonsrat vorgelegte Gesetz trat ohne 
weiteres in Kraft. (Jum 1893.) 

In Zürich hatte man seit Jahren Anläufe genomm^, ein 
Arbdterinnenschutzgesetz zu schaffen. Bd der reichen Industrie 
dieses Kantons war das Bedürfois ein dringendes. Die rege Thätig- 
kett der Arbdterschaft, um durch gesetzgeberische Mafsnahmen 
die Verhältnisse der Arbeiter zu bessern, die Mahnungen durch die 
verschiedenartigsten Vereine, die vielen Mlfsstände, welche sich aus 
der ungleichen Behandlung der verschiedenen Angehörigen der- 
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selben Industrie ergaben, je nachdem sie dem l alirikgesetz unter- 
stellt waren oder nicht, alles drängte darauf hin, dafs ein Gevverbe- 
gesetz erlassen werde. Aber die Kompliziertheit der Verhältnisse, 
die Verschiedenheit von Stadt und Land, die Mannigfaltigkeit der 
Anforderungen, welche an ein solches Gesetz gestellt wurde, mahnte 
zu vorsichtigem Vorgehen. Man beschlofs, sich einstweilen auf den 
Schutz desjenigen Teils der noch ungeschützten Arbeiter zu be- 
schränken, der seiner am meisten bedurfte, auf den Schutz der 
Arbeiterinnen« 

Aber auch hierbei machte man Ausnahmen. Man schlofs 
nicht nur die landwirtschaftlichen Betriebe aus, son- 
dern auch die kaufmännischen Büreaux, die Wirt- 
schaftsgewerbe, die Ladengeschäfte in Bezug auf das 
Personal zur Bedienung der Kunden. Für die kaufmannischen 
Bureaux nahm man besondere Gresetzesvorschriften in Aussicht, die» 
Ladenmädchen glaubte man besser durch eine Erweiterung des 
Gesetzes, „betrelTend die FoU:^ an den öifentlichen Ruhetagen" zu 
schützen; die W'irtschafitsgewerbe endlich schlofs man aus, weil ein 
schon bestehendes Gesetz dem Regierungsrat die Befugnis gibt, 
diese Verhälmisse durch eine besondere Vc-rcirdnunj; zu regeta. 

Man umging damit allerdin^^s mnncl;e Schwierigkeit, vermied 
manche Gegnerschaft und konnte das Gesetz viel einfacher gestalten. 
Man durfte vielleicht auch um so eher wagen, recht gründlich vor- 
zugehen. Das ist denn auch in mannip;facher Richtung geschehen. 
Von allein wollte der Regierungsrat, dessen Entwurf zu einem „Gesetz 
bctrett'enrl Schulz der Arbeiterinnen" vor kurzem erschienen ist, 
dnfs schon eine einzige Arbeiterin den Schutz des Ge- 
setzes geniefsen soll, da <;eradc eine solche am stärksten und 
zudem in aller Stille ausgebeutet werden könne. „Die Haus- 
industriearbeite rinnen werden vom Geset/.e nur betroffen, 
soweit sie ihrerseits wieder Arbciterintu-n in Dienst nehmen. In 
glrichcr Weise verhält es sich mit deiijenigcn Schneiderinnen, 
Wäscherinnen und Platterinnen, welche ins Ruuüenhaus gehen." 

Über alle diese kleinsten Geschäfte, die so in Betracht kommen, 
soll ein V'erzeichnis geführt werden. 

Die tägliche Arbeitszeit wird auf lo, an Tagen vor Sonn- 
und Festtagen auf 9 Stunden — zwischen morgens 6 und abends 
8 Uhr — > festgesetzt. Die Mittagspause muls mindestens I */« Stunden 
betragen. Obligatorische Unterrichtsstunden von Mädchen unter 
18 Jahren sind mit einzurechnen. Pausen nur in Abzug zu bringen. 
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wenn während derselben das Arbeitslokal verlassen werden darf. 
An öffentlichen Ruhetagfen ist die Arbeit verboten. Ebenso ist 
untersagt, den Arbeiterinnen in Umgehung des Gesetzes Arbeit mit 
nach Hause zu geben. Mädchen unter 14 Jahren dürfen weder als 
Arbeiterinnen noch als Lehrtöchter angestellt werden. Wöchne- 
rinnen sind in den ersten sechs «Wochen nach der Niederkunft von 
der Arbeit ausgeschlossen. 

Der Ret^erun^srat rechtfertigt die Reduktion der Arbeitszeit 
für das weibliche, ohnehin schwächere und schonungsbedürftip^ere 
Geschlecht namentlich dadurch, „dafs es sich um Geschäfte handelt, 
welche vor/.uf^sweise für den lokalen Absatz arbeiten, welche keine 
grolsen Kapitalien in Gebäuden, Maschinen und Kraftanlapjen, deren 
Verzinsung und Amortisation sich auf eine möglichst grofse Pro- 
duktion verteilen sollte, festgele<;t haben, dafs es sich um Arbeiten 
handelt, bei denen die Produktionsmenge nicht in erster Linie von 
der Maschine abhänr^t. sondern von den Fertigkeiten der Arbeiterin''. 
Die I^flicht, die Innch.iitung des Gesetzes zu überwachen, ist den 
Ortsbehörden auferlegt, die hierfür ein besonderes Organ bezeichnen, 
dem auch die Erteilung von Überzeitbevvilligungea zusteht Diese 
sind auf höchstens 2 Stunden täglich beschränkt, die sich nie über 
10 Uhr nachts hinaus erstrecken sollen. Der Delegierte des Ge* 
meinderats kann nur fiir 6 Tage innerhalb Monatsfrist Bewilligung er- 
teilen, fiir längere Zeit nur die Direktion des Innern, der auch alte 
Bewilligungen von kürzerer Dauer angezeigt werden müssen. Die 
Bewilligungen sind nur auf einen der folgenden Gründe 
hin zulässig: „Arbeitsversaumnis infolge von Betriebsstörung, 
Eigentümlichkeit des Produktionsprozesses, emstliche Grefahrdung 
der Konkurrenzfähigkeit, Arbeitsüberhäufung in der Saison, Be- 
stellungen anläfslich unvorhergesehener bestimmter Ereignisse, 
drohende Matoriaiverderbnis, Reparaturen, Verhütung der Arbeits- 
losigkeit anderer/' Nur gestützt auf einen der letz^enannten 
vier Gründe darf So nn tags a rbcit gestattet werden, wobei aber 
möglichst Freigebung der Zahl der bewilligten Stunden in naehster 
Zeit verlangt werden soll. Von allen Bewilligungen sind Leute 
unter 18 Jahren ausgesclilossen. Die Arbeit darf nur eine freiwillig 
geleistete sein und mufs nach höherem Lohnsatz bezahlt 
werden. Besondern Eigentümlichkeiten in Bezug auf den Produk- 
tionsprozefs oder den Hin<^an|T von Aufträgen kann der Regierungs- 
rat dadurch Rechnung tragen, „dafs eine besondere, immerhin den 
Zweck des Gesetzes nicht verletzende Arbeitszeiteinteiiuag fest- 
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gesetzt" werden kann. Diese Bestimmung soU die Möglichkeit 
schaffen, individuelle, eigenartige Verhältnisse zu berücksichtigen. 
Als Beispiel werden die Wäschereien angeführt, „bei denen es nicht 
wohl möglich sein wird, den Neun^undentag am Samstap^ durch- 
zuführen, und es wird wohl nicht angehen^ von den Einzcistickern 
eine niedrigere Arbeitszeit zu verlangen, als sie für die Fabriksticker 
gilt". In Bezug auf die Vorschriften, betreffend Arbeitsräume, schliefst 
sich der Züricher Entwurf gani^ an das St. Galler Gesetz au, indem 
es aber auch den Schutz, vor mechanischen Gefahren durch die 
Maschinen berücksichtigt, geht er noch weiter. Die Direktion des 
Innern erhält das Recht, verbindliche Vorschriften zu erlassen. 
Die Vorschriften bezüglich Dienstvertrag sind gröfstenteils iden- 
tisch mit denen des FahriKgesetzes. Doch darf auch bei Stück- 
arbeit der Kündigungstermin nur dann bis zur V'olleudung der un- 
gefangenen Arbeit ausgedehnt werden, wenn er nicht um mehr als 
4 Tage verlängert wird, und auch während der Probezeit wird eine 
3 tagige Kündigungsfrist gefordert, ebenso ausdrücklich verlangt, 
dals Probezeit und Kündigungsfrist für beide Kontrahenten gleich 
gelten sollen. 

Der Lohn ist aUe 14 Tage bar im Geschäft zu zahlen. Liefert 
der Arbeitgeber Kost und Logis, aber ungenügend, kann die Ge* 
sundhdtsbehöfde etoschretten. Es kann selbst durch die Direktion 
des bmem eineni Geschäftsinhaber untersagt werden, Arbeiterinnen 
oder Lehrtöchter in Kost und Logis zu nehmen. — Lohnreduktionen 
sind so lange vor Inkrafttreten anzuzeigen, dafs die Arbeiterinnen 
auf diesen Zeitpunkt kündigen können. Als Decompte darf nur 
ein halber, statt nach demFabfikgesetz ein ganzer Wochen- 
lohn stehen bleiben. Für Mi ete, Reinigung, Heizung und 
Beleuchtung des Arbeitslokals, Miete und Abnutzunfr 
des Werkzeugs darf nichts abgezogen werden; Ar- 
beitsmaterial darf nur zum Selbstkostenpreise ver- 
rechnet werden, Ersatz darf nur für absic:htlich oder fehrlässig 
zugefügten Schaden verlangt, zu Versicherungszwecken nichts wider 
Willen der Arbeiterin zurückbehalten werden. 

Über Fabrikordnungen sind die Bestimmungen von Glarus und 
St. Gallen adoptiert, mit dem Zusatz, dafs Bufsen in einrr ge- 
nehmigten Arbeitsordnung angedroht sein müssen und 50 Cents 
nicht überschreiten dürfen. 

Für die schriftlich zu vereinbarenden Lehrvertrage werden ge- 
wisse Normen auch hier aufgesteUt. 
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Äu^Tallead mild werden vom Entwurf, in Vergleichung 
mit andern Arbeiterinneaschutzgesetzen, die Übertretungen und 
Renitenz gegen amtliciie Webung behandelt, vermutlich mit Rück- 
sicht auf das bestehende Rechtspflegegesetz. Die Statthalteramter, 
nicht die Gerichte, sprechen Bu&en aus bis auf 200 fr.; von Ge- 
fängnis ist nirgends die Rede. 

Der Gesetzentwurf, der bestimmt ist, etwa 4^5000 Arbeite^ 
rinnen und Lehrtöchtern den weitgehendsten Schutz unter allen 
schweizerischen Gesetegebun^en zu gewähren, unterliegt allerdings 
noch der Beratung durch den Kantonsrat und der Volksabstimmung. 
Er kann mancherlei Modifikationen erleiden. Dafür, dafs er im 
grofsen und ganzen angenommen werde, liegen wohl nirgends die 
Verhältnisse günstiger, als im Kanton Zürich. 

III. 

Wie aus den vorstehenden Mitteilungen über die kantonalen 
Arbeiterschutzgesetze hervor;;ch: , sind dieselben weit entfernt, 
Schittzj^esetze für alle Lnhn.irbeiter /,u sein. Mit einziLi^cr Ausnahme 
von (ilarus benick.sichti;4en die andern Gesetz-e und Entwürfe, eine 
kleine Abweichung im St. gallischen (lesetz abgerechnet, vor allem 
nur das weibliche Geschlecht. Niemand aber wird im 
Ernst 7.U behaupten wat^en , dafs nur dieses des Schutze«; bedürftig 
sei. W ohl tröstet man sich, der Mann könne sicli .^.elbst schüt/.en: 
die zahlreichen V^erbande der Arbeiterschaft seien so mächti;^ und 
einHufsreich geworden, dafs sie gar wohl den einzelnen, dem zu\iel 
/.ül;». rnuiet werde, dem Unrecht geschehe, unter ihre schützenden 
Fittiche zu nehmen vermögen. Ganz so sprach man \ ur i.rlais de.s 
Fabrikgesetzes. Man bedenkt auch heule nicht, dafs nur ein kleiner 
Teil der Arbeiter den Verbänden angehört; man denkt nicht an 
die Hilflosigkeit der Arbeiter in industriearmen Gegenden, in Tagen 
des Arbeitsmangels, wo sie sich allen Arbeitsbedingungen fügen 
müssen. Man vergifst, wie Tausende von Arbeitern ein Übermais 
von Arbeit selbst fiir unentbehrlich erklären, einzig Mreil sie stets 
daran gewöhnt waren, weil sie zu unbeholfen sind, ihre Arbeits* 
einteilung anders zu gestalten, und endtich — nicht zum mindesten — 
in dem Bestreben, mögfichst viel zu erwerben, ohne Rücksicht, ob 
der Mehrerwerb auf Kosten ihrer Gesundheit, ihres Lebens, zum 
gröisten Unglück ihrer Familie erzielt werde. Der Arbeiter sollte 
in zahlreichen Fällen durch das Gesetz vor sich selber, vor seinem 
eignen Unverstand geschützt werden. 
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Man denkt auch allzusehr nur an die Regelung der Arbeitszeit 
als Ziel der Arbdterscbutzgesetze und übersieht die zahlreichen 
andern Punkte, die ebenso sehr der gesetzlichen Ordnung bedürfen. ^ 
Mit dieser einseitigen Betrachtung gewährt man den Gegnern dieser 
Gesetzgebung vortreffliche Angrififspunkte. Die für alle gleiche 
Beschränkun^T der Arbeitszeit als den eigentlichen und einzigen 
Kern der Sache hervorhebend, fragen sie: wie soll alles nach einer 
Schablone behandelt werden, wo Jahreszeit, Witterung etc. gebiete- 
risch grofse Variationt-n in der Arbeitsdauer fordern, wo die Zeiten 
der Arbeit sich nach den BedLirfnisseii richten müssen, die täglich 
zu bestimmten Stunden befriedigt werden sollen I Welche Unzahl 
von Ausnahmen werden erforderlich sein; wie wird die Regel 
schlitfslich zur Ausnahme werden! Und in der That, in dieser 
Richtung liegen die Haupt schwirriy^kfiten einer alh^^enieinen Ge- 
werbegcsetzgebung. Sie muls aulscrordenülch vorsichtig tausenderlei r 
verschiedenartige Verhältnisse in Betracht ziehen. 

Das Gefühl, dafs diese Fraisen noch nicht ^an/. sprachreit seien, 
mag am meisten den lüitschiuls gezeitigt haben, einstweilen nur für 
Frauen und Mädchen zu sorgen und mit einem so beschränkten 
Gesetz. Erfahrungen zu sammeln. Wenn die Glarner Landgemeinde, 
entgegen dem Rat ihrer vorberatenden Behörden, weiter ging, so 
gab sie eben dem richtigen Gedanken Ausdruck, es sei Pflicht des 
Staates, för alle Arbeiterklassen zu sorgen; aber bei dem Versuch 
der praktischen Ausführung wird sich zeigen, dafs dieselbe in dem 
vorgeschriebenen vollen Umfang, ohne genügende Berücknchtigung 
der speziellen Verhältnisse, ein Ding der Unmöglichkeit ist Der 
Versuch aber wird lehrreich sein ftir die schweizerischen Gesetz** 
geber. Er wird auch am besten in einem kleinen Landsgemeinde- \ 
kanton, wo viel ieiditer als in einem gröfseren, komplizierter or- 
ganisierten Staatswesen ein ailfiUiiger Miisgriff wieder gut gemacht 
werden kann, gewagt werden können. 

Die angeführten Arbeiterinnenschutzgesetze lassen ihren Schutz < 
auch nicht einmal allen weiblichen Personen zu teil werden. Noch ^ 
überall hat man darauf verzichtet, ihn den Dienstboten, den 
landwirtschaftlichen Arbeiterinnen zu gewähren: man 
hat sich mit den Bestimmungen des eidgenössischen Obtigationen- 
rechts begnügt, welches nicht nur das Kündigungswesen regelt, 
sondern auch den „dienstpflichtigen*' Arbeiterinnen bei Krankheits- 
fallen von kürzerer Dauer P'ortbezug des Lohnes imd unentgeltliche ^ 
Pflege sichert, sofern sie mit ihrem Arbeitgeber in häuslicher Ge- 
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meinscbait leben. Manche Kantone haben auch für die andern 
Lohnarbeiterinnen, besonders die, welche au(ser threm Heimatort 
wohnen, durch obligatorische Krankenkassen furgesorgt. Es ist 
sehr schwer, einen wirksamen weitem Sdiutz praktisch ausführbar 
SU gestalten. Die Gründe liegen auf der Hand. Übrigens dürfte 
man schon aus der einfachen Erwägung nicht daran denken, weil 
an der Verwerfung jeder gesetzlichen Beschränkung von vom 
herein nicht zu zweifeln wrire. 

Auch die zahlreichen ßüreauarbeiterinnen bleiben überall 
un^^eschützt, „weil keine Klagen zur Kenntnis der Behörden gelangt 
sind''. Meine Erfahmngen lauten anders, und vielleicht wären längst 
Klagen ergangen, wenn nicht ein gewisser Berufsstolz die Beteiligten 
abgehalten hätte, den Schutz durch ein Gesetz für „Arbeiterinnen** 
anzustreben. Nach gemachten Andeutungen zu schliefsen, dürfte in 
Zürich diese FraL^c cfcnauer geprüft und auch die Verhältnisse der 
Büreauarbeittr in Bälde f^^esct/.lich L,n repjelt werden. 

Sclir erfreulich wäre, wenn dort auch die zahlreichen Laden- 
mädchi n nicht nur in der Weise berücksichtigt würden, dafs 
ihnen 'n-höri^c Sonntas/snihe verschafft wird. Bereits haben zwei 
Kantone ohne erheblichen Widerspruch von Seite der Bett-ili^tcn 
zwar niclit die Arbcitsdautr uorrnicrt, aber doch ein Minimum 
von Nachtruhe t^^efordert, ein Verlant^en, das gewifs auf einer 
der ersten ForderunL^n n der liyi^neine basiert, namentlich wenn es 
sich, wie hier, um eine so grolse Zahl jugen llit 1; r, utn so viel 
blcichsüchtige, blutarme und sonst schwächliche iVrsonen handelt, 
wie wir sie in den Vcrkaufslokalcn massenhaft antreffen. 

Dasselbe gilt auch von den Angestellten in Wirt- 
schaften. 

Über die Möglichkeit, auch schon einzelnen 
Arbeiterinnen einen wirksamen Schutz zu gewähren, 
gehen die Ansichten sehr auseinander. Grundsatzlich richtiger ist 
die Ausdehnung auf alle Geschäfte ohne Zweifel Es lafst sich auch 
nicht leugnen, dals die Aufstellung einer Grenze dem Vollzug des 
Gesetzes eine erhebUcfae Schwierigkeit bereiten wird. Wie sich bei 
der Durchfuhrang des Fabrikgesetzes grolse Beschwerden erhoben, 
wenn ein Arbeitgeber mit drei Stickmaschinen dem Gesetz unter- 
stellt war, der mit zweien aber frei ausging, so wird es auch hier 
nicht selten gehen. Aber die Schwierigkeiten der Schei- 
dung werden bei Aufgabe dieser Grenze nur an einer 
andern Stelle auftauchen. Die Fälle sind ungemein zahl- 
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reich, wo es sehr schwierig ist, die Lohnarbeit zu quafifiaeren. Ein 
Dienstmädchen hilft einen Tdl des Tages hn industriellen Betrieb, 
oder eme Frau besorgt ihr kleines Hauswesen und dient in den \ 
freien Stunden einem Hausgenossen ate Fädlerin oder, wenn er ein 
Weber ist, als Spulerin — wie soll hier entschieden werden? Wird 
nicht die Emrcihung unter die geschützten Betriebe als ein schwerer 
Eingriff ins Privatleben heftige Erbitterung hervorrufen ? Die Zahl 
der zu unterstellenden Geschäfte wird durch Prei^be jeder Minimal- 
zahl aufserordentlich anschwellen und damit die, wahrlich nicht 
leichte, Überwachung der kleinsten Iktriebe enorm erschweren. 
Aber auch die Feststellung der Geschäfte, die zu beaufsichtigen 
sind, wird bei Berücksichtigung einzelner Arbeiterinnen schwieriger 
werden. Heute treffen am gleichen Ort die Bedingungen der Unter- 
stellung zu und morgen nicht mehr. Zahllose Geschäfte mit Einer 
Arbeiterin werden, so unbedeutend wie sie sind, dem Auge der i 
Behörden entgehen. Und die OrtsbchÖrden, ohnehin ruis persön- 
lichen oder lokalen Gründen einem strengen Geset7.csvoll/ug nicht 
st'lten abhold, werden bald ermüden, auf den Fang kleinster „Ge- 
schäfte" auszustehen. Haben sie doch hei Ausfuhrun;^ des Fahrik- 
gesetzes ihre un<^leich leichtem IMlichten mangelhaft tienu<^ erfiillt 
und es den Inspektoren überlassen, neu entstandene ( beschatte aus- 
findig zu machen und die Fabriklisten zu erganzen. Zürich sucht 
sich freilich auch so zu helfen, d a fs es die I n h a 1) e r auch 
nicht unterstellter, aber unterstellbarcr Geschäfte 
V e r a n i w u r 1 1 i c h erklärt. Wie oft aber ist der Arbeitgeber 
in guten Treuen anderer Ansicht über die Unti-rstelibarkeit, wie oft 
denkt er nicht ans neue Gesetz, und seine Bestrafung wird /.u Streit ^ 
und Verbitterung führen. Die Befürchtung; ist gewils nicht unge- 
rechtfertigt, dafs die wohlgemeinte Konsequen/. des Gesetzgebers» 
gegen die theoretisch gewifs nichts einzuwenden ist, die segens- 
rdchen Wirkungen des Schutzgesetzes sehr beeinträchtige. 

Von um so grölserem Interesse wird es aber, namentlich im 
Hinblick auf ein kommendes Bundesgesetz, sein, die Wirkungen des 
einen oder andern Vorgehens recht genau zu verfolgen. Die Er- 
fahrung wird die beste Lehrerin sein. 

Eine weitere Frage von enormer Wichtigkeil für die Arbeiter- 
schutzgesetzgebung ist die der Normierung der Arbeitszeit 
Sie zu reduzieren, ist das allgemeine Streben der Arbeiterschaft. Ehe- 
mals der Verkürzung fdndKch sich entgegenstellend, zeigt sich 
heute ein grofser Teil der intelligentesten Arbeitgeber diesem Be- 



1 

Digitized by Google i 



linttvicklung der Arbeiterschutzgesetzgebmg in der Schweiß, 385 

streben sympathisch. Der 10 ständige und noch kürzere Arbeitstag 
ist in der Sdiweiz, wie anderswo, keine Seltenheit mehr, und zwar 
ist er meist nicht etwa erzwungen, sondern freiwillig zugestanden 
worden. Er findet sich in den gröfseren, ja auch sehr vielen 
kleineren Betrieben der Maschinen- und Metallindustrie, in der Buch- 
drucktrt i; er ist nicht selten in der Holzindustrie. Was lag näher, 
als der Wunsch, auch die Arbeitszeit der in der Kleinindustrie 
thätigen weiblichen Personen zu verkürzen! Aber trotzdem hat 
erst der Züricher Entwurf gewagt, mit diesem Vorschlag \'or das 
Volk 7A\ treten. Abgesehen davon, dals man sich nicht getraute, 
in d^n gleichen Industriezweigen je nach der Gröfse oder Kleinheit 
des Betriebes einen längern oder kürzeni \rl)eitstag zu schalen, 
hielt man daflir, dafs nicht alle Industriecn eine solche, nur über 
ein sehr beschränktes (iebiet sich erstreckende Arbeitszeitverminde- 
rung ertragen würden. Es zeigte sich bei den Cirolsindustrieen, dafs 
manche derselben — vornehmlich diejenigen, wo die Tüchtigkeit 
des Arbeiters die wichtigste Rolle spielt und die Maschine nur in 
untergeordnetem Afefs die Qualität und Quantität des Produktt-s 
bedingt — die Reduktion sehr leicht ertragen, andere aber den 
Verlust nicht einzubringen vermögen. Man sah wohl ein, dafs diese 
Einbufse unter den jetzigen Konkurrenzverhaltnissen auch^zu einer 
Verminderung des Erwerbs führen müsse. Dasselbe wiederholt skh 
bei der Kleinindustrie. Wo sie fiir die nächste Umgebung, fUr das 
Gebiet einer die Arbeitszeit beschränkenden Gesetzgebung arbeitet, 
kann sie trotz Ausfall an Produktion die Arbeitszeitreduktion wohl 
ertragen. Dies trifit aber nicht überall zu. Manche unserer Klein- 
betriebe sind Teile einer Weltindustrie; sie werden die 
Reduktion nur unter der Voraussetzung gleicher 
Leistung in kürzerer Zeit ertragen. Der Versuch, der in 
Zürich gemacht werden soll, wird Klarheit in manche jetzt noch 
sehr streit^e Frage bringen; er wird viel zur Lösung der Frage 
beitragen, ob es geraten sei, in Balde fllr die gesamte schweize- 
rische Industrie das Arbeitszeit -Maximum unter 11 Stunden anzu- 
setzen, oder aber, ob je nach den Veriiäitnissen der Industrieen 
individualisiert werden mufs. 

Darin geht der Zürcher Entwurf mit den anderen kantonalen 
Arbeiterinnenschuts^esetzen einig, dafs er für Abweichungen 
von der Norm, resp. Überschreitungen der Maximalarbeitszeit 
gröfseren Spielraum gewährt, als das Fabril^esetz. Es gibt In- 
dustrieen, wo sich die von letzterm gezogenen Grenzen alizustarr 
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erweisen, wo das Festhalten an denselben geradezu unvereinbar mit 
der Fortexistenz gewisser Industrieen wäre. So waren aus diesem 
Grunde die Bundesbehörden gezwungen, die aiQg. Ausrüstereien der 
Stickerei nicht in den Bereich des Fabrikgesetzes zu ziehen, obwohl 
schwere Mifsstände in denselben herrschten. Er fand keinen andern 
Weg zur Abhilfe, als die betreffenden Kantone zum Erlafs eines 
Gewerbegesetzes anzuspornen, das genügende Berücksichtigung der 
bestehenden Verhältnisse gestatte. Dies haben nun in der Thnt 
die schweizerischen Arbeiterinnenscliutzgesetze gcthan, und der 
Zürcher Entwurf hat nicht versäuint, auch hezü^^lich der Ver- 
legung und E i u 1 e i 1 u n l; der A r l) e i t s ä t u n d c ii dem Re- 
gicrungsrat das Reclit /u ausnalimswei^jen Gestattungen, „dir aber 
immerhin den Zweck des Gesetzes nicht verletzen dürfen," einzu- 
räumen. ICr hat das in Beriicksiclitigung der l^rt'alirtingen gethan, 
die man mehrmals in sehr unangenehmer Weise bei der Hand- 
habung des Fabrikgesetzes machte und wobei entweder das An- 
sehen des Gesetzes oder der Hi tricl) eines Geschäftes /.u Schaden k.ii.i. 

Es ist cinigermalseu befremdlich, dals bei dieser Tendenz zur 
praktischen Gestaltung der Dinge Zürich die anderthalbstündige 
Mittagspause allgemein obligatorisch, statt fakultativ, etwa von 
den Arbeiterionen selbst festzustellend, machte. Weit entfernt 
wohnende Arbeiterinnen setzen z. B. im Winter grofsen Wert dar- 
auf, möglichst früh nach Hause zu kommen, statt anderthalb 
Stunden im langweiligen Lokal auszuharren, wo sie ihr Mittagessen 
einnehmen* 

Sehr mannigfach sind die Wege, welche man einschlug, um die 
Erteilung der Ausnahmegestattungen in gewissen Schran- 
ken zu halten. Allgemein fürchtete man die allzugrofse Bereitwillig- 
keit der Lokalbehörden. Man sah, dals man ihnen gewisse Kom- 
petenzen einräumen müsse, da bald die Dringlidikeit, bald die Ge- 
ringfiigigkdt einer verlangten Gestattung es unthunlich erscheinen 
liels, alle solche von einer Oberbehördc ausgehen zu lassen. Aber 
man beschränkte ihre Kompetenzen auf wenige Tage und verlangte 
Anzeige der Bewilligungen an höhere Amtsstellen. Man beschrankte 
aber auch die Regierungen selbst, indem man nur eine gewisse Zahl 
von Tagen nacheinander oder im Lauf eines Jahres zu bewiUigen 
gestattete oder statt dessen die einzelnen Gründe zur Bewilligung 
aufzählte (Zürcher Entwurf). Ob die Liste derselben vollständig 
genug sei, um der Vicl^^^cstaltigkeit der Verhältnisse c^^erecht zu 
werden, wird die Erfahrung zeigen. Vermutlich wird man hier, wie 
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bei der Zeitbeschränkung, hier und da in Ausnahmefällen von dem 
Buchstaben der Vorschrift abwachen; St. Gallen hat dies sogar 
ausdrücklich durch einen Vorbehalt fltr Ausnahmefalle anerkannt; 
eine Schutzwehr gegen Übermais werden aber beide Bestim- 
mungen sein. 

Es sind auch noch weitere Schutzmittel gegen die überniäfsige 

^ Erstreckung der Arbeitsdauer versucht oder vorgeschlagen worden. 
So verbietet der Zürcher Entwurf, „d t n Arbeiterinnen in Um* 
gehung dieses Gesetzes Arbeit mit nach Hause zu 
geben". Wie dies bei stillem Einverständnis zwischen Arbeitgeber 
und -nehmer kontrolliert und durchgeführt werden soll, ist schwer 
einzusehen. Wie soll es z. B. zugehen, wenn eine Mutter zu Hause 
Seide windet und die Tochter, welche in fremdem Lokal dies Ge- 
schäft betreibt, abends an ihre Stelle tritt. Oder wie will man 
ermitteln, ob die Nähr-rin nachts im Lohn der Arbeiti^eberin, oder 
auf eigne Rechnunj^^ an einem Kleide naht? Die Leiciitigkeit, das 
Gesetz zu umgehen, wird die Achtung vor demselben sicherlich 
nicht crhöhrn. sondern eher /.u andern Umgehungen anreizen, und 
es dürfte wohlgethan sein, diesen Zusatz, einen so löbUchen Zweck 
er verfolgt, wie in St, Gallen wegen praktischer Unausfülirbarkeit 
fallen zu lassen. 

.^uch der Wert der weiteren Bestimmung, der Lohn für 
Überstunden sei nach höherem Ansatz zu bezahlen, 
kann in dieser All^enKinheit angezweifelt werden, namentlich wenn 
kein Minimum des Zuschlags festgesetzt wird. iCntwcder wird der 
Zuschlag minim sein; auch dann ist dem Gesetz genügt, aber für 
die Arbeiterin nichts gewonnen — oder er ist bedeutend ; dann ver- 
meidet der Arbeitgeber Überstunden, die er mehr nur im Interesse 
der Arbeiterinnen arbeiten lälst. S<^he Fälle sind aber, wenn auch 
Ausnahmen, doch nicht gerade selten. Unfreiwillige Unterbrech- 
ungen der Arbeit, oft von längerer Dauer, pflegen oft auf dringen- 
den Wunsch der Arbeiter wenigstens tdlweise eingebracht zu werden ; 
sollte aber dem Arbeitgeber infoige des erhöhten Lohnes Einbuise 
daraus erwachsen, vdrd er lieber darauf verzichten. Es wäre nicht 
schwierig, eine Redaktion zu finden, wdche den angefahrten, der 
Praxis entnommenen Bedenken Rechnung trägt. 

Aufser diesen Bestimmungen finden sich noch eine Reihe von 
andern, vornehmlich aus hygietnischen Gründen aufge- 
nommenen, welche teils aus dem Fabrikgesetz herübei^enommen, 
teils den betreffenden Schutzgesetzen eigentümlich sind. - Zur ersten 
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Kategorie gehört besonders der Ausschlufs der weniger als 
14jährigen von jeder gewerblichen Arbeit. Man sollte denken, 
dafs er auf keinen Widerstand stofsen würde, nachdem das Fabrik- 
gesetz so lan«^e sich « inf^elcbt, und vor aüem, wo es sich uoj 
Mädchen handelt, ciie einerseits noch mehr als in den Fabriken beim 
Kleingewerbe angestrengt werden und die antlerscits in der Haus- 
haltung so vielfach Verwendung und nützliche l'hung in den häus- 
lichen Geschäften finden können. Und doch werden in den Kantonen, 
wo die Schulpflicht mit dem erfüllten 12. Jahr aufhört, vielfache 
Hedenken laut. Man hat die l^rfahrung gemacht, dafs schon in- 
folge tles Fabrikgesetzes viele ka.der zwischen 12 uirI 14 Jahren 
im Mülkiggang sich herumtreiben, und fürchtet die W-rgrofserung 
dieses Übebtandes. Von der Einsicht des Volkes ist aber zu hoffen, 
dafs mit der natürlichsten, selbstverständlichsten und von allen ein- 
sichtigen Freunden der Schule längst verlangten Mafsregel Abhilfe 
gescbaflen werde — mit der Ausdehnung der Schulpflicht bis zu 
dem Zeitpunkt, wo das Gesetz die gewerblidie Arbeit gestattet 

Aus einer solchen schuUreundlichen Bestrebung ist auch die 
Bestimmung der neuesten Arbeiterinneoschutzgesetze hervorgegangen, 
wonach die obligatorischen Unterrichtsstunden der 
Madchen unter 18 Jahren in die Maximalarbeitszeit ein* 
gerechnet werden müssen« Damit wird die Möglichkeit 
gegeben sein, die Unterrichtsstunden auf die geeignete Tageszeit zu 
verlegen, statt dafür, wie bisher so oft, die Nachtstunden der von 
der Tagesarbeit ermüdeten jungen Leute in Anspruch zu nehmen. 

Nicht neu, sondern in vielen Kantonen längst bd der Aus- 
fuhrung des Fabrikgesetzes geltend ist die Regel, dais für Leute 
unter 18 Jahren keine Übcrzeitbewilligungen erteilt 
werden dürfen, obwohl das Fabrikgesetz diese Einschränkung 
nur bis zum 16. Jahre aufstellt. 

Ob der Versuch des St. Galler Gesetzes, die vielfach behaupteten 
Nachteile der Tretmaschinenarbeit durcli obliga- 
torische E i n s c ii i e b u n g von Piusen zu mildern, gelingen 
werde, ist zweifelhaft. Die Dauer der .\rbeit wird dieselbe bleiben, und 
ob je eine Pause von 10 — 15 Minuten, welche jedem Gesetz Geniige 
leistet, allfäüige Schädigungen auch nur im mindesten mildert, ist 
fraglich. Ül)erclies werden solclie ausnahmsweise liestimmungen für 
die Arbeit einzelner Altersklassen ungern inne gehalten und sehr 
leicht umgangen. 

Ebenso ist von sehr fragwiirdigem Nutzen die dem i'abrik- 
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gesetz entnommene Bestimmung, da(s Frauen 8 Wochen vor 
uad nach ihrer Niederkunft, wovon mindestens 6 nach 
diesem Zeitpunkt^ von der gewerblichen Arbeit aus- 
gesclilossen sein sollen. Sie hat in dieser unklaren Fassung 
viel Verwirrung angerichtet und für die Schwangern nichts genützt. 
Thatsächlich treten diese so spät aus, wie sie wollen. Wer will den 
Nachweis leisten, dafs nur noch eine bestinitnte kurze Zeit bis zur 
Niederkunft verfliefsen werde? Wie oft verrechnen sich die Frauen 
selbst! Und wie ^'ewandt sind sie, durch L^eei^nete K.leidung iliren 
ZuMtantl zu verdecken, wt-nn ihnen daran gelegen ist; dafür aber 
wird sie niemand stratbar erklaren können. genügt doch siciier, 
wenn z. B. im St. i^allischen Gesetz die schwani^ere Frau auf gleiche 
Linie mit der erkrankten c^estellt wird, das heifst. dafs sie ünbe- 
helügt ohne Kündiguni,^ austreten kann, wenn Schwangerschafts- 
beschwerden sie zur Rinstellun«,^ der gewerblichen Arbeit veranlassen. 

Dafs a\!ch Vorschriften b e z li ;^ 1 i c h d es A r b e i t s r a u m e s 
an diese sanitarischcn BesLimniungen sich anschlielsen, versteht sich 
von selbst. Sie sind ebensowenig detailliert, als die des Fabrik- 
Gesetzes. Die ausführenden Behörden sollen freie Hand belialten, 
je nach den vorsdüedenartigen Bedürfnismi auch verschiedenartig^e 
Anforderungen zu stdlen. Dasselbe gilt flir die Schutsvorrichtungen. 
— Allerdings wird es sehr darauf ankommen, mit welchem Eifer 
und mit wie viel Verständnis die Au^cht geübt wird. Der Zürcher 
Entwurf, der sie den lokalen Gresundheitsbehörden überträgt, hat 
jedenfalls sehr wohl gethan, Berichterstattung über diese Thätigkeit 
vorzuschreiben und der Oberbehörde das Recht zu ver- 
bindlichen Verfügungen zu geben. 

Die zwei neuesten Arbetterschutzgesetze gehen aber noch 
weiter. Sie ziehen auch die Beköstigung der Arbeiterinnen 
sowie die Gewährung der Schlafräiime durch ihre 
Arbeitgeber in den Bereich der amtlichen Aufsicht Sie zu 
üben, wrd schwierig sein und viel Takt erfordern, wenn sie nicht in 
ein Hineinschnüffeln in alle hauslichen Verhältnisse ausarten soll Und 
doch entspricht gerade diese Aufsicht einem Bedürfnis, das namentlich 
bei weiblichen Arbeiterinnen, z. B. im Konfcktionsfjicli, ut't und 
schwer empfunden wird« Wie manche Lehrtochter hat Kraft und 
Gesundheit infolge der schlechten Nahrung und noch schlechtem 
Unterbringung in nicht lüftbaren, ungesunden Räumen eingebüfst, 
da sie durch den Lehrvertrag bei der herzlosen Lehrmcisterin fest- 
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gehalten wurde. Die erwähnten Bestimmungen werden es in Zukunft 
ermöglichen, ihr Schutz -i^u gewähren, und noch mehr, sie werden 
die Arbc it^cbcrin veranlassen, durch humane Behandlung ein solches 
Einschreiten überflüssig zu niaclit-n. 

Die Paragraphen über Kündij^ung, Zahlung, l ahrik- 
ordnungcn usw. sind in Hauptsachen überall dem Fabrikgesetz 
nachgebildet. Je neuern Ursprun<;s sie sind, um so mehr zeigt sich 
das Bestreben, sowohl die hcrübergenommeiu n V'orschrittcn be- 
stimmter /A\ formulieren, als auch den Interessen der Arl)citcr aus- 
giebiger Rechnung zu tragen. So wird eine bestimmte Probezeit 
festgesetzt, die spätestens I4tägige Zahlung obligatorisch gemacht, 
Lohnreduktionen an gewisse Termine geknüpft. Das Abzugs* 
wesien r^dt namentlich der Zärcher Entwurf in sehr zweckmafs^r 
Weisi^ während es fraglich ist« ob die Reduktion des Decompte 
auf einen halben Wocbenlohn eine glückliche Neuerung ist Wenn 
man überhaupt dem Arbeitgeber eine Garantiesumme für den Fall 
sichern will» dals er durch die Arbeiterin rechtswidrig geschädigt 
wird, sollte man diese doch so ansetzen, da(s ihr Verlust von einiger 
Bedeutung ist und von leichtfertiger Schädigung abhält. Diese 
kommt aber nicht selten und in gar nidit geringem Malse vor. Ein 
Sticker z. B, kann durch das Weglaufen seiner Fädlerin für mehrere 
Tage um den grölsten Teil seines Erwerbes gebracht werden. 

Wie am Decompte haben alle Arbeiterinnenschutzgesetze auch 
an den Bufsen festgehalten, „da beim Fallenlassen derselben die 
Arbeiterinnen eher Aufkündigung oder Entlassung zu furchten hätten". 
Es ist aber auffallend, wenn der Zürcher Entwurf den Maximalbetrag 
einer Bufse gleichmäfsig für alle Arbeiterinnen auf 50 et fixieren will, 
das heifst auf einen halben Taglohn für eine mit einem Franken 
gelohnte angehende Arbeiterin oder Lehrtochter, mit \ und noch 
weniger des Lohnes für die bestbez^ten Arbeiterinnen. Sie wird 
für die erstere eine empfindliche Strafe sein, für die letztem belanglos. 
Bestimmung des Maximums je nach dem "Betrag des Lohnes ist 
ohne Zweifel sowohl billiger, als auch geeigneter zur Erreichung 
des Zwecks. 

Kincn allcemeiu willkommen geheifsenen Bestandteil der Ar- 
beiterinnenschutzgesetzc bilden die, wenn auch spärlichen l^cstim- 
m u n g e n über d i e L e Ii r v e r t r ä g e, deren schriftliche Abkussung 
Verlangl wird. Dieses Verlangen dürfte wohl zur Entwerfung von 
Norinallehrvcrtragen den Austul's geben, welchen eine Reihe 
von Bedingungen einverleibt werden können, die der Lehrtochter 
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wie der Meisterin einen Schutz gewähren, der bei der btslierigen 
Formlosigkeit oft schwer vermifst wird. 

Zu dem Kntschlufs. im «iflcichen Gesetz auch die Thätigkeit der 
weiblichen Angfe st eilten in Wirtschaften nnd Laden 
zu re<:jeln, <:jelancrtc man erst n:*.ch Uberwiiiduni:^ schwerer Bedenken. 
Basel unternahm diesen Schritt zuerst gar nicht, wachte ihn aber 
nachträglich für die Angestellten in Wirtschaften, jedoch in sehr 
bescheidenem Mafse, und Zürich meint die Ladenmadehen durch 
ein Gesetz über die öffentlichen Ruhetage, be/.iehunsi^sweisc durch 
eine Erweiterung; desselben c^enüt^end schützen zu konm n. Die bis- 
herige Gesetz;^ebung berechti[Tt die Behörden, durch eine blofse 
Verordnung* welche das unlängst erlassene W'irtschaftsgesetü vor- 
sieht, Fürsorge für die in V\ irtschaften angestellten weiblichen Be- 
diensteten zu treffen. Es mochte daher klüger sein, rlas Arbeiterinnen- 
schutzgesetz nicht auch noch mit diesen Bestimmungen zu belasten 
und vielleicht vermehrter Gegnerschaft bei der Abstimmung zu be- 
gegnen. — Glarus und St Gallen haben es gewagt, im näm- 
lichen Gesetz audi den Ladenmädchen, wie den Bediensteten 
in Wirtschaften und Gasthäusern ihren Schutz zu gewahren. 

Sie haben auch hier eine untere Altersgrenze festgesetzt, und 
zwar 14 Jahre ftir die Ladenbedienung, 18 Jahre für die Wirtschaften. 
Dagegen dachte man gar nicht daran, eine bestimmte Dauer oder 
Piusen der Arbeit festzustellen, da die Bethatigung selbst eine so 
unregelmäTsige und von zahlreichen, sich von selbst ergebenden 
Pausen unterbrochen ist. Wohl aber bestrebte man sich, den zu 
schützenden Personen eine genügende kontinuierliche 
Nachtruhe zu sichern. Uber das Mais derselben gehen frei- 
lich die Bestimmungen auseinander. Glarus verlangt allgemein 9 
Stunden, während St Gallen ftir Ladenbedienstete bis auf 10 Stunden 
geht, b« solchen in Wirtschaften aber auch mit 9 Stunden sich be- 
gnügt Unter dieses Mafs zu gehen, hlefse in der That das Be- 
dürfnis der zu Schützenden arg verkennen. Mufs doch angenommen 
werden, dafs mit Zurücklegung des Weges von Hause zur Fabrik, 
Einnehmen, oft auch Bereitung des Nachtessens oder Frühstücks, mit 
der Toilette usw. so viel Zeit zugebracht werden mufs, dals kaum 
mehr eine 8 stündige wirkHche Nachtruhe übrig bleibt. Sehr schwierig 
warder Entscheid der Frage, ob der Sonntag ganz oder teil- 
weise freigegeben werden könne. Dafs dies in den Wirt- 
schaften, die am Sonntag am meisten frequentiert werden, nicht 
möglich sei, war von vornhereio klar. Ein solches Gesetz, das zu 
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einer starken Beschränkung des Sonntags\'crgnügens — und zwar 
vornehmitch der industriellen und landwirtschaftlichen Bevölkerung 
— führen würde, hätte die sichere Aussicht, vom Volk verworfen 
zu werden. Aber auch beziip^üch der Ladcngeschiifte erhoben sich 
j^^rolsc Bedenken. Die an abgelegenen Orlen wohnende Landbevöl- 
kerung macht ihre Gänge zum Einkauf von allerlei Bedürfnissen 
nicht an gewohnlichen \^'erkt.'lc^en, sondern an Markt-, Sonn- und 
Feiertagen. Sie will nicht unnöliL^ Zeit versäumen und Hebt es zu- 
dem, das Angenehme. Sonniagsspaziergang und Wirtshavisbesuch, 
mit dem Nüizlichen, den Geschäften, zu verbinden. Wie schwer es 
halt, Zigarrenläden, Bäcker und Zuckerbäckerläclen und dergleichen 
mehr Sonntags geschlossen zu halten, wo das Bedürfnis /.u den 
kleinen Einkäufen am meisleu auftaucht, ist schon zur (.jeiiüge ander- 
wärts erprobt worden. Es war daher einfach ein Gebot der Klug- 
heit, den Bogen nicht allzustraff zu spannen. Dazu kam, dafs durch 
Sitte oder Gesetz in den betreflenden Gegenden för dne ziemUch 
weitgehende Sonntagsruhe gesorgt ist und dafs in der ganzen Be- 
völkerung die Tendenz vorherrscht, den Sonntag möglichst von aller 
Arbeit frei zu halten. So ging man denn einstweilen mit Bezug 
auf Sonntagsarbett sehr schonend vor; aber man fUgte in St Gallea 
Bedingungen bei, die jede einigermafsen vermeidliche Sonntagsarbeit 
sehr beschränken müssen. Das Ladenmädchen, das Sonntags in 
seinem Geschäft zu verbleiben gezwungen ist, muis in der Woche 
einen ganzen Freitag erhalten, und der Kellnerin, die Sonntags zu 
funktionieren hat, sind wöchentlich zwei halbe Feiertage zu gewähren. 
Damit sicherte man den Bediensteten nur in sehr bescheidenem 
Mafse eine eigentliche SonntE^sfeier, aber doch wenigstens die aus 
physiologischen Gründen wünschbare allwöchentliche längere Ruhe- 
pause. 

Welche Erfahrungen sind nun bisanhin mit den auf vorliegen- 
den Blättern besprochenen Arbeiterinnenschut/.i^esetzen gemacht 
worden — diese Frage wird sich jedem aufdrängen, der sich für 
diese Gesetzgebung interessiert. Sir kann mit Bezug auf die vor- 
geschrittenen der angeführten Gesetze noch nicht beantwortet werden. 
Die meisten kantonalen Behörden selbst betrachten diesen Teil der 
Gesetzgebung gewisscrmafsen noch als im Stadium des Wrsuchs 
befindlich. Trotz der zum Teil recht strengen Strafen, die vorge- 
sehen sind, wurden erst sehr wenige Übertretungen gehülst, nicht 
einmal viele angezeigt. Eine genau organisierte Aufsicht besteht 
noch nirgends, ab etwa in Basel Man will eine Zeitlang zusehen, 
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wie sich die Dinge gestalten, wie sich die zAinachst Beteiligten und 
das Publikum im a11;j:emeinen zur Handhabung des Gesetzes stellen. 
Gestützt aut' diese \\ ahrnebnitin^^cn sollen die in den verschiedenen 
Schutzgesetzen vorf^esehenen \'oll/.UL;svcrordnun;-fn so oder anders 
gestaltet, den Umstanden und Bedürfnissen an^epaist werden. 

Ungefähr den L'leichen Weg wird auch der Hund einschlaijjen, 
wenn er an ciie ^chaffunL; einer Ge\vcrbegc:sct/.gcbui];^^ herantritt. 
Für ihn ist von hörhstein Wert, zu verfolgen, wie sich einstweilen 
die Entwicklung der Arbeiierinnensciiutzgesetzgebung in den Kantuncn 
macht. Wenn es sich herausstellt, dafs — wie es bisher der Fall 
war — jeder Kanton sich wieder ein paar Schritte weiter getraut, 
als sein unmittelbarer Vorgänger; wenn man sieht, dals die Be- 
völkerung der Kantone ohne Widerstreben diese immer weiter ge- 
hendeo Bestimtnungea aufhimnit, ja sie ausdrücklich als Fortschritte 
willkoinmen heifst, dann werden auch die Bundesbehorden mit 
gröfserer Sicherheit und mehr Zuversicht an die schwere Aufgabe 
eines allgemeinen schweizerischen Gewerbegesetzes gehen. Die 
Kantone haben inzwischen ihre Er^rungen, mifsglückte und ge- 
lungene Versuche gemacht; der Bund wird sich dieselben zu nutze 
machen. Wie in den Siehenziger Jahren die kantonalen Versuche 
in der Fabrikgesetzgebung es waren, welche dem Bund ermöglichten, 
ein in seinen Hauptzügen so wohlbewährtes Fabrikgesetz zu schafTeo, 
so werden auch die Kantone dBe Pioniere sein, welche fiir ein eid- 
genössisches Gewerbegesetz die Pfade ebnen. 
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DIE FORDERUNGEN DER KRIMINALPOUTIK 

UND DER VORENTWURF EINES 
SCHWEIZERISCHEN STRAFGESETZBUCHS. 

VON 

Prof. Dr. FRANZ von USZT 

IN HALLE A./S. 

Drei grofse Strafgesetzentwürfe beschäftigen im Augenblicke 
die Aufmerksamkeit der Kriminalisten: der norwegische, von 
dem ehemaligen Professor des Strafrechts und jetzigem Oberreicha- 
an wnlt B. Getz j^earbeitet ; der österreichische, nach jahrzehnte- 
langer Vorbereit uii<^ aus den Beratungen des zu diesem Zwecke 
niedergeset/.teii Ausschusses des Abgeordnetenhauses liervor<^e- 
L^augen; und der Vorentwurf eines schweizerischen Strafgesetz- 
buchs AÜgemcincr Teil;, die im Auftrag des Hundesrates eben ab- 
geschlossene Arbeit des J^erner Professür ])r. Karl Stoofs. Von 
diesen drei Entwürfen darf der letzte das besondere Interesse nicht 
nur der Fachmanner, sondern auch der Politiker innerhalb wie 
aufserhalb der Schwei/, für sich in Anspruch nehmen. Nicht nur 
wegen der unerreichten Volkstümlichkeit des Ausdrucks, nicht nur 
wegen der in jedem Sat/.e /.ur (icltung kommenden knittiL^cii Kigeu- 
art des X'erfasscrs; sondern vor alleTn deshalb, weil in keinem der 
andern ICniwiirfe die wahre Aufgabe des Strafgesetzgebers 
so scharf erfalst, so ziclbewufst und doch gemäfsigt durchgefiihrt 
worden ist. Die Aufgabe nämlich; der Rechtsordnung in 
der Strafe und den ihr verirandten Mafsregeln die 
Mittel zur wirksamen Bekämpfung des Verbrechens 
an die Hand zu geben. 

Je nach der Lösung dieser Aufgabe bestimmt sich der kriminal» 
politische Wert eines Strafgesetzbuchs, Und darum bedarf es wohl 
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keiner weiteren Rechtfertigung, wenn ich es unternehme, die Leser 
des Archivs mit dem Inhalte des Entwurfs bekannt zu machen. 
Die Riditigkeit der von mir im engera wie in weitera Kreisen stets 
vertretenen Attfiassung, dafs die Kriminalpolitik einer der 
wichtigsten Zweige der Sozialpolitik sei, darf ich dabei 
wohl als anerkannt voraussetzen. 

I. Zur Einfuhrung. 

Die hier des Näheren nicht darzustellende Vorgeschichte des 
Entwurfs reicht bis zum Jahre 1868 zurück. Aber die wetteifernden 

Bemühungen der beiden nationalen Gesellschaften, des schweizerischen 
Vereins fiir Straf- und Gefängniswesen und des schweizerischen 
Juristenvereitts, die Schöpfung eines einheitlichen Strafrechts für die 
Schweiz anzuregen, blieben zunächst ohne Erfolg: die Bundesver- 
fassung vom 29. Mai 1874 überliefs die Strafgesetzgebung den 
Kantonen. Damit war jedoch die Bewegung nicht zur Ruhe ge- 
bracht ; nach wie vor traten die beiden Vereine fiir die Notwi iidif^- 
kcit eines cidi^t-nössischen Strafj:[eset/.buchs ein. Im September 18S7 
nahm der schweizerische juristenverein auf Antrag Stoofs die fol- 
gende Resolution an, welche die Richtung aller weitern Arbeiten 
mafsgeiicnd bestimmt^': 

„Der schweizerische Juristen verein, überzeugt, dafs ein wirk- 
samer und erfülf^reicher Kampf gegen das Verbre- 
chertum nicht möglich ist, solange die Zersplitterung der kanto- 
nalen Strafgesetzgebung fortbesteht, ersucht den Bundesrat, die Vor- 
arbeiten fiir die Vereinheitlichung des Strafrechts an iiie Hand 
nehmen zu wollen." 

Damit war die RechtseinheiL auf strafrechtlichem Gebiete als 
die notwendige Voraussetzung einer kräftigen und klaren Kriminal- 
politik erkannt, diese letztere aber als <He unverrückbare Richt- 
schnur fiir die geforderte eidgenössische Strafgesetzgebung vor- 
gezeichnet. 

Die gegebene Anregung fan^ diesmal sowohl bei dem Bundes- 
rate (Dezember 1887) als auch bei dem Natbnalrate (Motion Forrer, 
März 1888) günstige Aufnahme. Dies grofse und weittragende 
gesetzgeberische Werk sollte aber zunächst durch wissenschaftliche 
Arbeiten vorbereitet werden, deren Gegenstand von dem thatkraf- 
tigen und umsichtigen Vorsteher des Justizdepartements, Bundesrat 
Ruchonnet (f 14. September 1893} mit dem Präsidenten des 
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Juristenvereins, Professor Zeerleder in Bern, vereinbart wurde» 
Die Ausführung dieser Vorarbeiten wurde im Februar 1889 
Ftofessor des Strafrechts in Bern Dr. Karl Stoofs übertragen. 
Dals die Wahl eine glückliche gewesen, beweist der planmäfsige und 
verhältnismalsig rasche Fortsdiritt der Arbeiten. 

Ende 1890 veröffentlichte Stoofs eine systematische Zusammen- 
stellung der sdiweizerischen Strafgesetzbücher, um das schwer su 
besdiaifende Urmaterial in geordneter Übersicht allgemein zugäng- 
lich zu machen. 1892 und 1893 folgten die zwei Bande der 
„Grundzüge des schweizerischen Strafrechts*', in welchen der Ver- 
fasser die Bestimmungen der kantonalen Strafgesetzbücher inhaltlich 
mit einander verglich, um durch kritische Prüfung die Grundlage 
für seine eigene Arbeit zu gewinnen. Erst nach dieser sorgfaltigen 
Vorbereitung, welche die volle Beherrschung des g:rinzen Stoffes 
verbürgte, <^\\\g Stoofs an die Ausarbeitung des Entwurfs. Vor 
wenigen Wochen ist der allgemeine Teil mit den knapp gehaltenen 
Motiven erschienen. Der besondere Teil (die einzelnen Verbrechen) 
steht noch aus. Die teilweise recht schwierige Übertra<;un<Tj ins 
Französische hat Professor A. Gaut icr mit der ihm eif^cnen Sprach- 
gewandtheit besorgt. Der Stoolssche Entwurf bezeichnet sich «selbst 
als Vor- Entwurf; eine noch im September :^usammen5^H'trctene 
Kommission soll den endgültif^eri iMitwurf fertigstellen. Sie wird 
gewifs im einzelnen manches andern ; die äufsere Anlage und der 
innere Gehalt des Stoors'schcn Entwurfs wird schon deshalb aller 
Voraussicht nach im wesentlichen unverändert bleiben, weil beide 
dem Denken und Empfinden des Schweizer Bürgers so völlig ent- 
sprechen. 

Über die äufsere Gestalt des Entwurfs nur wenige 
Worte. 

Die aus dem französischen Recht in die meisten übrigen Straf- 
gesetzbücher übei^egangene, auch von der preufsischen und der 
Reichsstrafgesetzgebung aufgenommene Dreiteilung der strafbaren 
Handlungen in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen hat der 
Entwurf glücklich beseitigt. Er unterscheidet nur Verbrechen 
einerseits, Übertretungen anderseits. Die letzteren sollen in das 
eidgenössische Strafgesetzbuch aufgenommen werden, soweit sie 
sich auf allgemeine, die ganze Schweiz betreffende Verhältnisse be- 
ziehen; im übrigen bleiben sie der kantonalen Regelung überlassen. 
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Der vorliegende allgemeine Teil des Entwurfs sott auch auf 
Übertretungen Anwendung finden, sofern das Gesetz nicht Aus- 
nahmen bestimmt Solche Ausnahmen werden nur vereinzelt ein« 
treten (Motive S. 7). 

Der allgemdne Teil umfafst in loser Aufeinanderfolge 46 
Artikel, zeichnet sich mithin durch eine sofort in die Augen 
^»ingende Kurze aus. (Das Rdchsstrafgesetzbuch zählt in seinem 
allgemeinen Tdl 79 Paragraphen.) 

Die ersten 18 Artikel werden durch die Überschrift „Straf- 
barkeit** (personnes punissables) notdürftig zusammengefafst Sie 
behandeln den Grundsatz: keine Strafe ohne Gesetz (Art i), den 
Strafantrag (Art 2), das räumliche und zeitliche Geltungsgebiet des 
Strafgesetzbuchs (Art. 3 und 4), sowie seine Anwendung aufMtlitär* 
personen (Art. 5). Diese ersten Artikel geben mir zu keinen Be- 
merkungen Anlals. Es folgen die Bestimmungen über Strafmündig- 
keit und jugendliches Alter (Art 6 upd 7), Aussdiluls und Ver- 
minderung der Zurechnungsiahigkeit, Verwahrung und Versorgung 
von Unzurechnungsfähigen (Art. 9 bis 11), Vorsatz, Fahrlässigkeit, 
Irrtum, Versuch, Teilnahme, Notwehr und Notstand (Art. 12 bis 18); 
also dasjenige, was man M die Lehre von dem Vert>rechen im 
allgemeinen zu bezeichnen pflegt 

In einem zweiten Abschnitt (Art. 19 bis 55) werden die 
„Strafen und Mafsnahmen** behandelt mit welchen ich mich 
eingehend zu befassen haben werde. 

Der dritte Abschnitt, überschrieben „Strafmafs** (Art 36 
bis 42) handelt von Strafzumessung, Strafmiklening und Strafer- 
höhung, Verwahrung der ROckfalligen, Zusammentreffen von Frei- 
heitsstrafen, Strafanrechnung. 

Daran reiht sich der letzte Abschnitt; „Wegfall der Strafe*^ 
(Art. 43 bis 46) infolge von Tod, unheilbarer Geisteskrankheit Ver- 
jährung und EinsteUung des StrafvoUzuges (sog. bedingte Verur- 
teilung). 

Ein Vergleich mit dem deutschen Reichsstrafgesetzbuch ergibt, 
dafs der eklgenössische Entwurf in seinen 46 Artikeln wesentlich 
reichhaltiger ist als jener und eine Reihe wichtigster Fragen er- 
schöpfend behandelt an welche der deutsche Gesetzgeber sich nicht 
herangewagt hat Es gilt dies insbesondere von den ^chemden 
Maisnahmen" im weitesten Sinne, diesem Stiefkind der modernen 
kontinental-europäischen Gesetzgebung. 
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Der Vorzug der Kürze tritt in dieser Beleuchtung doppelt 
heil zu Tage. 

r 

II. Der Standpunkt der Betrachtung. 

Um den allgemeinen Wert des Entwurfes richtig würdigen zu 
kämien, müssen wir uns die Aufgabe ins Gedächtnis zurückrufen, 
die dem Verfasser gestellt war. Nicht darum handelte es ach, aus 
einigen zwanzig kantonalen Strafgesetzbüchern ein neues zu machen. 
Die äuisere Einheit des Rechts war nicht das letzte Ziel. Sollte 
das neue eidgenössische Strafrecht besser als die bisherigen kanto- 
nalen Gesetzbücher die Rechtsordnung gegen das Verbrechertum 
schützen, so mu&e es auch inhaltlich auf einer höheren krimi- 
nalpolitischen Stufe stehen als seine Vorgänger. Das einheit- 
liche Recht mufste zugleich neues Recht werden. Und diesem 
neuen Recht war die Richtschnur vorgezeichnet. 

Mit voller Klarheit und Bestimmtheit hat Stoofs diese Aufgabe 
erfafst. Er schliefst die Begründung seines Entwurfs mit den be- 
herzigenswerten Worten ^Motive S, 84), die ohne Änderung auch 
auf das geltende deutsche Reichsrecht angewendet werden könnten : 
„Ein Strafgesetz erfüllt nur dann seinen Zweck, wenn 
es sich zur Bekämpfung des Verbrechens wirksam 
erweist. Unsere gegenwärtige Strafgesetzgebung erreicht diesen 
Zweck nicht. Uire Hauptmängel sind: 

1. Es werden der staatlichen Strafe Personen unterworfen, 
welche fiir ihre Wirkung noch nicht oder nicht mehr zugäng- 
lich sind. 

2. Die Strafe wird nicht zielbewufst angewendet Auf das 
Motiv des Verbrechens wird zu wenig Gewicht gel^[t 

Die Strafe wird gedankenlos vollzf^en; es mangelt ihr der 
ernste Inhalt; sie schwankt zwischen übermä(siger Strenge und un- 
gerechtfertigter Milde, 

3. Dem Riditer fehlen die B^gnisse, welche ihn befähigen, 
künftigen Verbrechen vonubeugen. 

Nach diesen drei Richtungen sucht der Entwurf Abhilfe zu 
schaffen 

Durch diese Reformen wird sich die Zahl der Verbrechen und 
der Verbrecher wenige Jahre nach Inkrafttreten des Strafgesetzbuchs 
sehr bedeutend vermindern.** 



« 
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Aber gerade diese Fassung der Au%abe stellte Stools vor eine 
«igenait^e Sdiwierigkeit Da(s die Strafe dazu da ist (frettidi nicht 
sie allein), um das Verbrechen zu bekämpfen, das ist dem klugen, 
praktischen Schweizer ebenso selbstverständlich, wie es ihm ein* 
leuchtet, dafs das heute geltende Strafrecht gerade in dieser Be- 
ziehung manches zu wünschen übrig lälst und mithin dner Umge- 
staltung dringend bedarf. Aber gegen grundsätzliche Neuerungen, 
deren Tragwette sich noch nicht völlig überblicken läist, ist er 
mifstrauisch; ganz besonders wenn sie aus dem Auslände stammen 
oder gar in der Gestalt eines wissenschaftlichen Programmes auf- 
treten. Nun trifil es sich gerade so, dafs die alte, klassische, und 
die neue, von der „Internationalen Kriminalistischen Verdnigijng** 
vertretene Richtung des Strafrechts sich von einander im wesent- 
lichen nur durch die Stellung; unterscheiden , die sie zur Kriminal- 
politik einnehmen. Jener ist der kriminali)ülitischc Zweck der Strafe 
etwas Nebensächliches. Zutalliges, kaum der Beachtung wertes; diese 
erblickt in dem Zwecki^edanken das innerste Wesen und die tiefste 
BegrüTuiiHij^ der Strafe. Zielbewulste Bekiimpfun^ des V^crbrechens: 
das ist unser Losungswort. Scharfe Trennung des Rechts von der 
Politik : das ist der erste Glaubenssatz der klassischen" Gegner. 
Ein Strafgt^setzentwurf , der die wirksame Bekämpfung des Ver- 
brechens sich zur Aufi,fabe stellt, mufs daher notwendig den An- 
schein erwecken, als segle er im Fahrwasser der „neuen Richtung*', 
als breche er mit den altehrwürdigen Überlieferungen. Damit aber 
wird er hincingezügen in den gehässigen Streit der Schulen, und 
zu den partikularistischcu Gegnern jeder Vereinheitlichung des 
Strafrechts gesellen sich die Parteigänger der des Zweckgedankens 
entkleideten „vergeltenden Gerechtigkeit**. 

Es unterliegt mir kdnem Zweifel, dafs Stoofs sich alle Mühe 
gegeben hat, im Interesse der von ihm vertretenen Sache diesen 
Verdacht 2u vermdden. Unter den fUnf Fachmännern, weldie bd 
der Ausarbeitung des Entwurfes mit Ermächtigung der Regierung 
von ihm vi Rate gezogen wurden, finden wir neben v. Ltlienthal 
und mir auch den viel „gemälsigteren** Lammasch (Wien), den 
ausgekrochenen Gegner der Zwedcstrafe Merkel (Strafsburg) und 
den als Kriminalist nur durch sdnen Kampf g^en „die bedingte 
und die unbestimmte Verurteilung" bekannten Wach (Ldpog); und 
in den Motiven sind es ausschliefslich diese „rechts" stehenden Ge- 
währsmänner, auf deren Zustimmung Stoofs surh ausdrücklich be- 
ruft Auch manche Unsichefhdt, manche Halbhdt des Entwurfes 
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erklärt sich wohl aus der Besorgnis des Verfassers, dafs seine Arbeit 
als das Werk einer bestimmten „Richtung^ oder gar einer „Schule" 
erscheinen, dafs der uneingeschränkte Beifall der Führer der 
Internationalen Kriminalistischen Vereinigung die Annahme des £nt> 
wurfs gefährden könnte. 

Ich möchte demgegenüber meine Auffassung der Sachlage be- 
stimmt und deutlich aussprechen, auch auf die Geiahr hin, da oder 
dort Anstofs zu erregen. 

Jeder Gesetzgeber mufs an Bestehendes anknüpfen, die natio- 
nalen Verhältnisse und Bedürfnisse ins Auge fassen und mit den 
vorhandenen Machtfaktoren rechnen. Wer sein oder eines Andern 
wissenschaftliches System kodifizieren oder das Programm einer 
wissenschaftlichen Schule in Gesetzesparagraphen umformen wollte, 
hat den Beruf des Gesetzgebers verkannt. Niemand von uns hat 
erwartet, dals der Gesetzlicher der Schweiz die Leitsätze der inter- 
nationalen Kriminalistischen VereiniL;unL; auch zu den seinen machen 
und in allen Einzelheiten durchfuhren werde. Das konnte einem 
verständigen Manne gar nicht in ilen Sinn kommen, und die Ani^st 
unserer Gegner war und ist völlig grundlos. Aber ebenso siclier 
ist mir ein Zweites, jedes Strafgesetzbuch, das sich die Hekainj)fung 
des Verbrechens zur Aufgabe macht, ertüllt unsere 1 i.iuptfurde- 
rung und ist somit ein Sieg unserer Richtung über die klassische 
Schule; ein Sieg, dessen wir uns freuen und rühmen dürfen. Indem 
Stoofs die Aufgat>e löste, die der schweizerische Juristenvercin im 
Jahre 1887, also noch vor der Grründung unserer Vereinigung, ge- 
stellt hatt^ indem er als Zweck jeder Strafgesetzgebung die wirk- 
same Bekämpfung des Verbrechens erkannte und von diesem 
Grundgedanken getragen, seinen Entwurf ausarbeitete, hat er unsem 
Bestrebungen den schärfsten Ausdruck gegeben, den ae bisher in 
der Gesetzgebung gefunden. An dieser Thatsache lälst sich nichts 
deuteki und makein. Dais die Durchführung des Grundge- 
dankens überall selbständig, unter sorg^tiger Berücksichtigung der 
besonderen Verhältnisse und Bedürfiiisse der Schweiz, unter ängst- 
licher Abldmung aller „radikalen" Neuerungen erfolgte, kann an 
dem Urteil über das Ganze nichts ändern. Nicht als eine Ver- 
wirklichung unseres Programms begrüfsen wir den Entwurf: das ist 
er nicht, das konnte und durfte er nicht sein. Wohl aber als eine 
selbständige, durchaus eigenartige, hochverdienstliclie Leistung, die steh 
in der allgemeinen Richtung unserer Bestrebungen bewegt. 
Ist diese Thatsache unsern Gegnern in der Schweiz unbequem oder un* 
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angenehm , dann mögen sie den Mut haben , im Gegensatze zu 
Stoofs, zu erklären: „Ein Strafgesetz erfUllt auch dann seinen Zweck, 
wenn es sich zur Bekämpfung des Verbrechens nicht wirksam 
erweist/' Sie brauchen dann nur etwa unser Strafgesetzbuch zur 
Einführung zu empfehlen. Ich furchte aber, dals sie damit bei ihren 
Mitbürgern wenig Gegenliebe finden würden. Es wäre wohl eine 
sonderbare Verkettung der Umstände und ein denkwürdiger Beweis 
fiir die Blindhdt des Parteigeistes, wenn der Vorentwurf scheitern 
sollte, weil der schweizerische Juristenverein bereits 1887 den 
trdbenden Grundgedanken der zwei Jahre spater gegründeten Inter- 
nationalen Kriminalistischen Vereinigung vorweg genommen hatte! 

III. Die juristischen Begriffe. 

Über das Verhältnis des Strafrechts zur Krimtnalpolitik habe 
ich mich mehr als einmal an andern Orten ausgesprochen; ich kann 
und will hier nicht darauf zurückkommen. VEat ist das Strafgesetz- 
buch, um mich selbst zu wiederholen, „das Bollwerk der individuellen 
Freiheit, die magna Charta des Verbrediers". Nadi Voraussetzung 
und Inhalt ist die staatliche Strafgewalt beschrankt; und ae soll es 
bleiben. Ihre Voraussetzui^ ist das mit begrÜIlicher Schärfe um* 
grenzte Verbrechen; ihr Inhalt die nach Quantität und Qualität 
vom Gesetze bemessene Strafe. Wir wollen keine allmächtige 
„soziale Hygiene", die den gemeingefährlichen Menschen einfach un- 
schädlich macht. Das Strafrecht istuns die unübersteigbare Schranke 
der Kriminal politik. 

Solange wir an dieser Auffassung festhalten — und es sieht 
mir nicht so aus, als ob wir sie preisgeben wollten — brauchen 
wir Strafgesetzbücher mit Rechtsregeln, die nach logischer 
Methode ausgelegt und angewendet werden müssen. 

Legislative Technik und die juristische Kunst der BegriHs* 
bestimmung sind also dem Rechtsstaate unentbehrlidi; ae aUein 
schützen die Frdheit des Einzelnen vor der Willkür der Ge- 
samtheit 

Aber sie sind nur Mittel zum Zweck. Es ist ein Zeichen sin- 
kender Volkskraft, wenn die Gesetzgebung, von Juristen ftir Juristen 
gedacht und gemadit, sich in schwerverständlichen Begriffsbestim- 
mungen ergeht, wenn «e in Fdnheiten sich verliert, die das Volk 
nicht mehr fassen kann, wenn sie in Einzelnheiten ihre Kraft er- 
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schöpft, hinter denen der einfache Grundgedanke nicht mehr er* 
kennbar ist 

Staatsmännische Klugheit erfordert also eine strenge Über* 
wachung des juristischen Scharfsinns, nicht nur und nicht erst bd 
der Aufstellung der Kechtsrei^eln; erfordert sdiarfe Prüfiing der 
BegrUfsbestimmungen, die in einem neu zu erlassenden Gesetze ge^ 

geben werden. 

Jedes Gesetz, jedes Strafgesetzbuch insbesondere, muls volks- 
tümlich, d. h. gemeinverständlicli sein. Denn für das Volk ist 

es geschrieben, dessen Thun und Lassen es bestimmen, dessen 
rechtliche und sittliche Anschaii uneben es leiten soll. Gemeinver- 
ständlich ist aber nur, was einfach und klar ist. Das ^\\\ nicht 
nur, wie Stoofs 'Motive S, 6) anzunehmen sclieiiu. für eui I.arui, 
dessen Richter zum Teil uicht juri.siiscli j.^ebildet sind. Denn nicht 
um den das Gesetz auwendenden Richter handelt es sich in erster 
Linie, sondern um den nach dem Gesetz lebenden Bürger. 

Einiacliheii und Klarheit der Sprache zeichnet den Stoofsschen 
Entwurf aus wie kein anderes ;^esetzgcberisclies Werk unsres Jahr- 
hunderts. In der Volkütümlichkeit der Fassung erinnert er an die 
peinliche Gerichtsordnung Karls V. Ich habe diesem aus vollster 
Lbcrzeuguüg ausgesprüchoiicii Lobe keine Kinschrankuüg beizu- 
fügen. Wer meinen Worten nicht glaubt, der vergleiche den schwei- 
zerischen Vorentwurf mit dem Entwurf eines bürgerlichen Gesetz- 
buchs lUr das deutsdie Rdch: es kann kdnen lehrreidierefl, zu- 
gleich aber aach für uns Deutsche besdiämenderen G^ensatz 
geben. 

Wenn der Gesetzgeber die Forderung beachtet, die an die 
Sprache des geschriebenen Rechtes zu stellen das ganze Volk ver- 
anlasst und befugt ist, dann wird er den von ihm vorgezeichneten 
Rechtsregehi auch einen dem Verstandnisse des Volkes zugäng- 
lichen Inhalt geben. Beides geht Hand in Hand. Niemals 
dürfen wir sicherer davon übeöeugt sein, dass wir uns zur 
Klarheit des Gedankens durchgerungen haben, ab wenn es uns 
gelungen ist, das, was wur denken, in gemeinverständfiche Form 
zu bringea Ein Strafgesetzbuch, dessen Ausdrucksweise nicht jeder 
Gebildete zu verstehen vermag, ist nicht nur sprachlich, sondern 
ganz zweifdlos auch inhaltlich verfehlt. 

Somit erweist die Prüfung der in jedem Gesetz unvermeid- 
lichen B^friflsbestimmungen den gesetzgeberischen T^enif des Ver- 
fassers wie den politischen Wert des Gesetzes. Die wahre VoU» 
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tümlichkeit eines Gesetzes ist mithin bedingt durch die Brauchbar- 
keit seiner Definitionen. Ich gehe nicht hinaus über die Aufgabe 
dieses „Archivs", wenn ich als Jurist den ersten Abschnitt des 
Entwurfes kritisch beleuclite. Wenn die Rechtswissenschaft zu einer 

nur dem Fachmann sich erschliefsenden Geheimlehre c^cworden ist, 
so tragt die Teilnahmlosii^^kcit unserer Gebildeten nicht zum klein- 
sten Teile die Sclnild an diestr beklagenswerten, unser gesamtes 
Volksleben in seinen Grundlagen vergiftenden Thatsache. 

Mit berecliti^iem Stoke sagt Stoofs Moiivc S. 7): 

.,Die Verachtuni( der kriminalistischen Schulweisheit wird den 
Unwillen manches f^^clchrtca Fachgenossen erregen." 

Mein verehrter hVeund und Kollege wcils, dafs ich nicht zu 
diesen Fachgenosseii gehöre, dafs ich vielmehr die sorgfältige Ver- 
meidung aller blofs schulmäfsigen Begriffsbestimmungen und Aus- 
drücke (Motive S. 7) schon während der Ausarbeitung des Ent* 
wurfs mit lebhafter Freude begrOsst habe. Gerade darum aber 
mag es mir eher noch ab andern gestattet sein, neben rückfaalt> 
loser Anerkennung, wo sie mir am Platze zu sein scheint, auch fra- 
mütige Kritik zu üben, wenn ich die von Stoofs gemachten Vor^ 
schlage für verfehlt oder doch für verbesserungsbedürftig halte. 

L Das Alter der Strafmündigkeit wird in dem Entwurf 
auf das vollendete 14. Lehrjahr festgesetzt (Art 6). Es ent- 
spricht dies vollständig der von der Internationalen Kriminal Ver- 
einigung vertretenen Fordernis, dals SchuUdader nicht vor den 
Strafrichter gestellt und in die Gefangnisse gesperrt werden sollen. 

Wenn das Kind „sittlich gefährdet, verdorben oder verwahrlost^ 
ist, wird es von der Verwaltungsbehörde (in besonderen Anstalten 
oder in I'^amilien) angemessen versorgt." „Andernfalls kann das 
fehlbare Kind durch die Schulkommission mit Schiilarrest oder mit 
Verweis bestraft werden." In dem einen wie in dem andern Falle 
ist die staatliche Strafe ausgeschlossen. 

Bei jugendlichen Angeklagten vom 14. bis zum vollendeten 18. 
Lebensjahre wird die ZurechnungsHihigkeit in jedem einzelnen Falle 
besonders festi^esiellt (Art, j). Das ist der von der heutigen Ge- 
setzgebung ganz allj^emein festgehaltene, durchaus bewahrte Stand- 
punkt. Aber mit L;UjckHchem Takt hat Stoofs den Fehler ver- 
mieden, der aus der französischen (Tesetz<fcbung in die fast sämt- 
licher übrigen Lander übergegangen ist: die intellektuelle Entwick- 
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hing, das „discernement** oder „Unterscheidunt^svcrmögen'^ zum 
ausschlicfslichen Kriterium der Zurechnungsfähirrkeit zu machen. 
Nach ihm kommt es entscheidend darauf an, ob der Thäter zur 
Zeit der That , .sittlich oder geistig auf der Stufe eines Kindes 
unter 14 Jahren" oder auf einer höheren Stufe rfcstandcn hat. hn 
ersten Falle wird der Tliätcr wie ein Strafunmündiger bchami -lt. 
Im zweiten Falle ist zu unterscheiden. Bedarf der Thäter einer 
andauernden strengen Zucht, so wird er für i bis 6 Jahre, jedoch 
nicht liber das Alter der Volljährigkeit hinaus, einer Besserungfs- 
anstalt fiir jugendliche Verbrecher überwiesen.') Bedarf er einer 
sülclicn Zucht nicht, so wird er, wenn er noch die Schule besucht, 
mit Schularrest oder mit Verweis, andernfalls mit Einzelhaft von 3 
Tagen bis zu 3 Monaten (in einem besondern, nicht /.uiii Stafvoll- 
zuge für Erwachsene dienenden Gebäude) oder mit Verweis be- 
straft. 

Diese Vorschläge verdienen, von hier oicht zu erörternden 
Einzelheiten abgesehen, lebhaften Beifall Die Ergänzung der öffent- 
lichen Strafe durch Schulzucht, staatlich fiberwachte Erziehung und 
Besserungsanstalt kann in ihrer Anlage als mustergültig bezeichnet 
werden. 

IL Zurechnungsfähigkeit. Die hierhergehörenden Vor- 
schriften, die auf den Beratungen der schweizerischen Irrenärzte 
beruhen, gehören zu den markantesten des Entwurfs. Kurz und er- 
schöpfend sagt Art 9; nWer zur Zeit der That geisteskrank oder 
blödsinnig oder bewußtlos war, ist nicht strafbar.** Der folgende 
Artikel nimmt den praktisch so überaus wichtigen, dem deutschen 
Rechte unbekannten Begriff der „verminderten" Zurechnungsfähig- 
keit auf: „War die geistige Gesundheit oder das Bewufstsein des 
Thäters nur beeinträchtigt oder war er geistig mangelhaft entwickelt» 
so ist die Strafe zu mildern; sie fallt weg, wenn der Thäter ver- 
wahrt oder versorgt wird." In der Regelung dieser „Verwahrung" 
oder „Versorgung" erblicke ich eines der n;röfstcn Verdienste des 
Entwurfs. Die unheilvolle Trennung von l-ravcntion und Repression, 
wie sie die schulmeisterliche Engher/.i<^kcit unserer herrschenden 
Rechtswissenschaft durchzusetzen verstanden hat. bringt es mit sich, 
dafs wir den geistig gestörten Angeklagten entweder, der (lerech- 
tigkeit wie der Zweckmäfsigkeit zum Trotze, verurteilen und auf 

*) Lä&t der verbrecherische Charakter des bereits sechzehnjährigen Thiten 
'WcKo A-jftiahtne uicht tu, SO findet die ordeatlicbe Strafci jedoch gemildert, gegen 
ihn Auvveadung. 
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kurze Zeit ins Gctanj^nis sperren, oder aber ihn trotz seiner Ge- 
fährlichkeit kmfen lassen. Was i^eht. sa^t niaii. den Strafrichler das 
Irrenhaus an? Stools „verachtet" aucli hier ..die kriminalistische 
Schulweisheit"; bahnbrechend verkmiptt er auch hier die Strafrechts- 
pfle^e mit der vorbeu^^enden Thati^keit der V erwaltung. „Erfor- 
dert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung des Un- 
zurechnungsfähigen in einer Anstalt, so ordnet sie das Gericht an. 
Das Gericht verfugt die Entlassung, wenn der Grund der Verwah* 
rung weggefallen ist" (Art 16). „Erfordert der Zustand des Un- 
zurechnungsfähigen oder vermindert Zurcchnungbfuhigen irrcn- 
ärztliche Behandlung in einer Anstalt^ so überweist das 
Gericht den Krankender Verwaltungsbdiörde zur Versorgung^* 
(Art. 1 1). Die Verschiedenheit der beiden Fälle (Verwahrung einer- 
seits, Versoi^ung anderseits) ist wohl einleuchtend; jedenfalls kann 
■sie hier nicht weiter verfolgt werden. 

III. Die Schuld (Vorsatz, Fahrlässigkeit, Irrtum). 
Konnte ich bisher den Vorschlägen des Plntwurfs] in allen Wesent- 
lichen warmen und uneingeschränkten T? ifall zollen, so tritt den nun 
folgenden drei Artikeln gegenüber die Kritik in den Vorder^^^rund. 
Die meisten (iesetzbücher unseres Jahrhunderts haben sich die 
Mühe gespart, ii«- Begritife Vorsatz und Fahrlässigkeit zu be- 
stimmen; das bleibt, nach der bequemen und darum beliebten Rede- 
wendung, der Wissenschaft und der Rechtsprechung überlassen. 
Der Entwurf steht auf einem anderen Standpunkt. Kr hält eine 
gesetzliche Bestimmmii^ für nötig. Dagegen hal)e ich grundsätzlich 
nichts einzuwenden. ( relingt es d^m G«-s«-t/LH'[)er, die uii'Hv.ahltea 
Strc irtraL;en. die die ganze Schuldlehre uuMcher machen, einzu- 
dämmen, so werden wir alle ihm Dank wissen. Nicht dafs Stools 
diese Hcgriifc gescuiich zu bestimmen unterninmit. bemänt^^lc ich; 
wohl aber die Art. wie er es thut. Es ist mir ' in psychologisches 
Rätsel, wie der Mann, der alle rein „schulm;il">i;4en Rcgriflsbestim- 
mungen" vermeiden will, der die Begriffe 1 haicrschalL und Teil- 
nahme so wesentlich vereinfacht, der auf jede Bestimmung des Ver- 
suchsbegriffes versachtet hat, in seinem Entwürfe Definitionen des 
Vorsatzes und der Fahrlässigkeit bringen konnte, die nicht mehr 
sind als nichtssagende und darum bcdenktiche „Schulweisheit". 

„Vorsätzlich handelt, wer ein Verbrechen mit Wissen und 
WUlen begeht.'' (Art. 12.) 

^Fahrlässig handelt, wer die den Umständen nach gebotene 
Aufmerksamkeit aufser acht läfst." 

An^tv für Ktx. Gniftairbr. a Sutivtiir. VL «7 
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„Fahrlässigkeit wird nur in den gesetzlich bestimmten FälleQ 
bestraft.'- (Art. 13.) 

Ich habe nicht die Absicht, hier in eine juristische Erörterung 
über das Wesen des V orsatzes und der Fahrlilssi^keit einzutreten. 
Von dem sonst von Stoofs eingenommenen Standpunkte aus konnte 
auf jede Begriffsbestimmung verzichtet werden. Aber so wie sie 
vorliegen, sind die beiden Artikel von jedem wissenschaftlichen 
Standpunkt aus unmöglich. 

Mit „Wissen und Willen** muls der Thäter das Verbrechen be» 
gangen haben, damit Vorsatz vorliegen soilL Man beachte die wohl- 
klingende Alliteration; in ihr liegt, wie ich stets vermutet habe, der 
einzige Grund für die Lebensdauer dieser unverwiistbaren alten 
Wendung. Volkstümlich ist sie gewtls auch. Aber — nur im 
Deutschen. S^ist Gautier, der Federgewandte, strauchelt bei dem 
Versuch, in den französischen Text Inhalt zu bringen. „U y a In- 
tention, lorsque le d61inquant commet le ddUt volontairement et 
consdemment** Man übersetze einmal diesen Satz ins Deutsche» 
ohne an das Vorbild zu denken, und man wird sich Ubeizeugen, 
dals beide Fassungen wesentlich Verschiedenes l)esagen. Franzö- 
sische F'assung: der Thiut r hat das Delikt freiwillig, willentlich, 
wollend begangen, d. h. wohl, nach dem klaren Wortlaute, er ist 
nicht dazu gezwungen worden. Deutsche Fassung: er hat 
das Ddükt mit Willen begangen, d. h. wie aus den Motiven S. 26 
ganz unzweifelhaft hervorgeht, er hat den Erfolg gewollt. Es 
ist wohl kein Zufall, dals Gautier die Reihenfolge der Worte 
„Wissen und Willen" umgekehrt hat: er meinte, sich bei diesem 
letzteren etwas denken zu müssen und setzte an die Stelle des «je- 
wollten I^folges die freiwilli;;;? Handlung. Die Schuld dieser Ver- 
wirrung trägt Stool's, der das nicht gesagt hat, was er sagen 
wollte. 

Die Ansicht von Stoois ist nach den Motiven unzweifelhaft 
die foluiende. V orsätzlich tötet, wer den Tod als Erfol;^ seiner 
Handlung wufstc und wollte. Vorsatz ist als nicht das Wissen und 
Wollen des Verbrechens, sondern das Wissen und Wollen des 
Erfolges. Sollte der Vorsatz überhaupt definiert werden und 
sollte diese Definition dem wissenschaftlichen Standpunkt des Ver- 
fassers entsprechen, so mufste sie das W issen und das W ollen (wohl- 
genierkt nicht den Willen) auf den Erfolg beziehen. Dann hätte 
aber auch der französische Text mcht nur eme andere Fassung^ 
sondern dnen ganz andern Inhalt erhalten. 
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Damit skd wir nun mitten in der verachteten Schutweisheit 
drinn. Stools lehnt denn auch in den Motiven ausdrücklich die 
sogenannte Vorstdiungstheorie ab: der Thäter muls nicht nur 
wissen, dafe aus seiner Handlung der £rfolg eintreten werde, er 
mufs den Eintritt des Erfolges audi wollen. Und nun kommen 
die landläufigen schulgemafsen Schlangenwindungen. Wer trots 
seiner ihm bekannten syphilitischen Erkrankung den Beischlaf voll* 
zieht und den Krankheitsstoff übertragt, ist wegen vorsätzlicher 
Körperverletzung nur strafbar, wenn zu der fcstcii Überzeugung 
von der unabwendbaren Notwendigkeit dieses Erfolges auch noch 
das Wollen des Erfolges hinzutritt. So fordert ausdrücklich 
die Vorschrift des Entwurfs. Wie nun, wenn der Thäter diesen 
Erfolg nicht gewünscht, sondern nur, weil er eben unvermeidlich 
war, mit „in den Kauf genommen" hat? Dann, so sagen die Motive, 
hat er den Erfolg doch gewollt, denn er hat ihn gewufst. 
Also genügt das Wissen, und das Wollen war überflüssi«:^. Und die 
ganze Unklarheit und Unwahrheit jener Re;TrifFsbestiniinun^ tritt /.u 
Tage. Es ist nichl mehr als ein Spielen mit Worten, wenn man 
das „Einwilligen" in den l*>fülg mit dem W ollen des ICrtblt^^es auf 
eine Stufe stellt. Und dals man in dem von mir gewählten liei- 
spiele von dem Vorliegen der ..intention" sprechen k"»nnp. bestreite 
ich mit noch gröl'screr Hesiiunntheit. Die französische Sprache 
deckt efjen viel schonungsloser als die deutsche jede Verschwommen- 
heit des lei^islativen Cicdankeus auf. 

Ich teile den wissenschaftlichen Standpunkt des Verfassers 
nicht. Aber indem ich mich auf ihn stelle, empfehle ich die folgende 
Fassung: 

„Vorsatz hegt vor, wenn der Handelnde den von ihm verur- 
sachten Erfolg gewollt hat Vorsatz liegt auch vor, wenn der 
Thäter in den von ihm verursachten und von ihm vorhergesehenen 
Erfolg eingewilligt hat.'' 

Dieselbe Beziehung auf den Erfolg veriange ich aber auch in 
der Definition der Fahriässigkdt. Nehmen wir an, ich habe es im 
Winter bei Glattds unterlassen, vor meinem Hause zu streuen. Ge- 
wils habe ich „die den Umständen nach gebotene Aufmerksamkeit 
aufser acht gelassen". Habe ich fahrlässig gehandelt? Grewils nicht. 
Ich habe mteh dner Polizeifibertretung schuldig gemacht; von Fahr* 
lässigkdt aber kann nur dann die Rede sein, wenn durch mem 
Verhalten ein bestimmter rechtswidriger Erfolg verursacht worden 

ist Mithin ist die von dem Entwurf gegebene Begriffsbestinimung 

27* 
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falsch. Sobald man aber versucht^ in die Definition die Beziehung 
auf den Erfolg einzusetzen, wird man sich uberzeugen, dafs das 
Wesen der Fahrlässigkeit in der Verursachung eines nicht vorher* 
gesehenen, aber vorhersehbaren Erfolges besteht Ich glaube 
nicht» da(s man dieser Auffassung Mangel an Klarheit nod Einfach- 
heit, also an Volkstümlichkeit, zum Vorwurfe machen kann» Aber 
ich hätte, wie bemerkt, auch nichts g^en die Streichung der beiden 
Begriflsbestimmungen einzuwenden. 

Unbedingten und uneingeschränkten Widerspruch muls ich 
gegen Artikel 14 erheben. 

„Warder Thäter, als er handelte, in einer irrigen Vor* 
Stellung über den Sachverhalt bef.in-cn, so ist sein wider- 
rechtliches Hand ln auf Grund dieser Vorstellung zu beurteilen." 

' ^ Motive (S. 28) gehen rasch über diese merkwürdige Kechts- 
regd liinw^* Sie geben ein Beispiel. Der Angeklagte wurde 
nachts von einem Bekannten im Scherz überfallen, hielt ihn tür 
einen Riiuber und schois ihn tot. Strafe !>oll ausgeschlossen sein, 
wenn nach den von dem Thatir irrtümlich angenommenen Um- 
standen (rcchtswidritH-r Ahl; rill auf i^eib und lieben) Notwehr vor- 
lag, — Ich halte ilic Strat losi^^kcit in diesem Falle für recht be- 
denklich: wer einen andern nie k rschicist , spU sich die Sachlage 
vorher klar machen. Aber darauf kominl es mir nicht an: nur 
die \Vorlfar>.>»ung des Artikel 14 sLchi /air Untersuchung. Das (Be- 
richt soll nach ihr das Handeln auf (irund der irrtumlichm \'or- 
stellung beuricilcn französisclur Text: le tribunai doii ai)})rccier 
l'acte en se basani .sur ccLlc crrcur^. Gui; aber wie kommen die 
Motive dazu, fortzufahren : „Wenn aber die irrige Vorstellung auf 
Fahrlässigkeit beruht, so ist er wegen fahrlässiger Tötung strafbar"? 
Verzeihung, meine Herren vom Gerichtshof: Ihr habt nach der un- 
zweideutigen Vorschrift des Gesetzes noidnen Irrtum und nicht euer 
Besserwissen zu Grunde zu legen. Nach meiner Vorstellung bin 
ich von einem Räuber rechtswidrig angegriffen worden; den Räuber 
niederzuschiefsen, war mein gutes Recht Von fahrlässiger Tötung 
kann keine Rede sein, wo» kraft gesetzlicher Fiktion, Notwehr vor- 
liegt. — Ich weils nicht, was man gegen diese Verteidigung ein- 
wenden könnte. Damit allein aber wäre der Artikel gerichtet 

Das ist aber noch lange nicht alles. Die Bestimmung wirkt 
nicht nur zu gunstcn, sondern auch zu Ungunsten des Angeklagten. 
Das bt nach dem Wortlaute des Artikels völlig klar, und die Motive 
heben es Seite 29 für die Fälle des untauglichen Versuchs ausdrück- 
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lieh hervor. Betrachten wir diese zuerst, und zwar an der Hand 
der bekannten Reichsgerichtsentscfaeidungen. Die A hält sich irr* 
tiimlich für schwanger und nimmt Abtreibungsmittel; die B hä!t 
das totgeborne Kind für lebend und vergräbt es in Tötungsabstcht 
Verurteilung wegen Abtreibung»-, beziehungsweise Totungsversuches 
ist nach Artikel 14 ganz unvermeidlich. Vielleicht ist sie auch 
durchaus gerechtfertigt: das steht hier nicht in Frage. Aber wie 
kann Stoofs dann sagen {S. 29): „Der Entwurf hat davon abge- 
sehen, den Versuch mit untauglichem Mittel und ;im untautjlichcn 
Objekt ausdrücklich unter Strafe zu stellen. Eine solche St raf- 
bestimmungwürde die Ans chau u n gc n der romanisch en 
Schweiz verletzen und auch in dem deutschen Teile der Schweiz 
nicht iil)erall Beifall finden.'* Diese verletzende Strafbestiinmung 
ist ja doch ^^e^eben, und zwar gerade im Artikel 14, und nicht 
blofs tiir die „schwersten Falle" des uiitaujriichen Versuchs! — 

Der A will sciiit n V'ater töten und erschiel'sr in di^r Dunkelheit 
aus Versehen einen l- i i niflen. Hier nrals versuchter V atermord nn- 
genoTiHT'pn wer<it-ii: und wtnn. wie im ficu'schen Strat'^fesetzbuch 
der l'"all nicht ht sonih rs \(>rgesehen ist, k-ou nit fiie {il>H'^a!nr!sche 
Stratiiiikicrunf^ bei Versuch zur Anwenciuiig, obwohl vuUendete 
loiunL; vorliepft. JJer Khrnnnn hält seine Frau für eine I*>emde 
und .Schlatt bei ihr die Diclukuuii hai iK lsiinuiljcii diese Mö<:^lich- 
keit vielfach verwertet : er hat nach Artikel 14 versuchten oder 
5^ar voll' tir irtt-n l'.hrbrucli beganj^en ! Der Zeuj^e beschwurt die 
Wahrheit rini r riuiLsachc. die wahr ist. <lir er aber tur unwahr hall ; 
das Gerichl hat diese seine irrige Annahme der Beurteilunj^ zu 
Grunde zu legen und ihn wegen Meineids zu verurteilen. — Diese 
Beispiele liefsen sich beliebig vermehren. Sie zeigen alle, dals 
Artikel 14 völlig unannehmbar ist. 

Die französische Übertragung hat aber auch hier eine Unklar* 
heit des Gesetzgebers aufgedeckt Stoofs spricht von Jrrtum über 
den Sachverhalt*. Gautier übersetzt: „erreur sur les faits''. Bei 
ihm, nicht bei Stoois, denken wir sofort an den Gegensatz zum 
error facti, an den error juris, den Rechtsirrtum. Und die Schluls- 
folgerung wird unabweislich: der Irrtum Uber den Sachverhalt wird 
berücksichtigt; der Rechtsirrtum dagegen bleibt dnflulslos. Hat 
der Entwurf das gewollt? Vergeblich suchen wir nach Auskunft. 
In jener Allgemeinheit kaan der Satz nicht gewollt sein. Wenn 
ich mich» infolge eines zivilrechtlichen Irrtums, für den Eigentümer 
^ von mir weggenommenen Sache hielt, so kann ich unmöglich 
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wegen Diebstahls gestraft werden. Aber ein „erreur sur les faits" 
ist das gcwifs nicht, sondern dn Rechtsirrtam. Wie es aber mit 
den schwierigen Fällen des sogenannten Strafrechtsirrtums zu 
halten ist, weisen Einfluls insbesondere der Mangel des Bewuist- 
seins der Rechtswidrigkeit hat, darüber schweigt der Entwurf 
ach aus. 

IV. Versuch und Teilnahme. 

Artikel 15 sagt: ,J)er Versuch wird milder bestraft (Art 38). 
Ist der Thäter aus eigenem Antrieb von dem Verbrechen abgestan- 
den, so wird er straflos.^) 

Vorbereitungshandlungen bleiben straflos.*' 

Ich kann mich mit dieser Fassung nicht einverstanden erklären. 
Die bindend vorgeschriebene Straftnildening ist in zahlreichen Fällen 
des fehlgeschlagenen Verbrechens ungerechtfertigt. Die alte Streit- 
frage über den Versuch mit untauglichem Mittel und an untaug- 
licliem Objekt bedurfte besonderer Entscheidung im Gesetz, soll die 
Rechtsprechung nicht der völligen Unsicherheit verfallen und das 
RechtsbewTjfstsein des Volkes empfindlich verlet/.t werden. Die still- 
schweiL^^ende EntscheidutiL;, welche Art. 14 rnthalt 's. oben S. 409), 
genügt in keinem I 'alle; ^anz abgesehen davon, dals sie meines Rr- 
aclittMT9 unrichtig; ist. .Auffallend i.st es endlich, dals Stools den 
Versuch iiichl ilrfmieri, sondern sich darauf beschrankt, die Vor- 
bereitun«;slKiiidluiiL:cii hir straflos /.u erklären, Laramasch und Wach 
haben diese Regeluti^^ nieklialtslos L;('billigt. Ich gebe gerne zu, 
dafs alle V^ersuchsdcriuiLioncu unserer Gesetzbücher der Recht- 
.sprcchung wenig oder gar keinen Nutzen gebracht haben. Aber 
ich bcsircitr. dals der Ausdruck Versuch auch das fehlgeschlagene 
Verbrechen umfafst. Delit tentc und delit manquc sind verschie- 
dene Begriffe und bedürfen verschiedener gesetzlicher Behandlung 
Ich würde vorschlagen su sagen: „das versuchte Verbrechen wird 
milder gestraft; das fehlgeschlagene kann milder gestraft werden.** 

Meinen besonderen Beifall hat dagegen Art 16: 

,J3er Thäter, der das Verbrechen begdit« und der Anstifter, 
der ihn dam bestimmt, unterliegen als Urheber der Strafe, die das 
Verbrechen androht 

Wer dem Urheber zu seinem Verbrechen Hilfe leistet, wird 
milder bestraft (Art 3S).** 

') Nicht g.iia genau Uic franzusisclic UlM-nnigung : „ti < st pas jjuni". Die 
straf auf hebende Wirkung des sogenannten Rücktrittes Ton den an sich straf- 
baren Versuch kommt damit nicht zum Ausdruck. 
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Wie der Verfasser richtig bemerkt, sind alle die weitläufigen 
Bestimmungen der Gesetzbücher über TeUoahme praktisch unfrucht- 
bar geblieben. Ungezählt sind die Streitfragen, welche die Fassung 
unseres Reichsstrafgesetzbuchs veranlnfst hat; die „accessorische 
Natur" der Teilnahme ist bestritten wie die j::^anzc Summe der aus 
ihr entwickelten FoI;:^^esätze ; die ..mi'.tclbare Thälerschafi" ist der 
Tummelplatz der verschiedensten Anschauunc^eii ; der Versuch, die 
Beihilfe von der Mitthaterschaft bec^ritTlich abzugrenzen, hat das 
deutsche ReichsL^ericht 7.11 einer Reihe seiner bedenklichsten Ent- 
scheidungen gcfiihrt. Nach der Fassung des l-lntwurfs ist es zu- 
nächst völlig gleichgilltiL;, ob jemand unmittelbarer oder mittelbarer 
Thäter , physischer oder intellektueller Urheber ist , ob er die 
Thal selbst durch einen Andern begeht oder als Anstifter sich an 
der von diesem lje;4anr,'nen That beteiligt.') Bedenklich ist mir 
dagegen die bindend vorgeschriebene Strafmilderung für den Ge- 
hilfen; damit ist die Notwendigkeit, Thäterschaft und Beihilfe von 
einander zu unterscheiden und mit ihr die ganze Summe der auf diese 
Untersdieidung bezügEclien Streitfragen aodi in das künftige eid- 
genössische Strafrecht hinübeigenommen. Durch eine Ideine Ande* 
rung könnte dem abgeholfen werdea Man brauchte nur zu 
sagen: Der Gehilfe „kann milder bestraft werden/' Es lassen 
sich auch leicht Fälle denken, in weldien eine Strafmilderung dem 
Gehilfen gegenüber ebensowenig am Platze wäre wie die Herab> 
Setzung der Strafe bei fehlgeschlagenem Verbrechen. 

V. Notwehr und Notstand. 

In der Auflassung der Notwehr wdcht der Entwurf von dem 
deutschen Rechte in einem widitigen Punkte ab, um der Aufl^ung 
der romanischen und nordgermanischen Rechte zu folgen. Artikel 17 
lautet: 

»Wer emen rechtswidrigen Angriff in einer den Umständen 
angemessenen Weise von sich oder einem andern abwehrt, 
übt das Recht der Notwehr aus. 

Wer die Grenzen der Notwehr in cntschuldk>arer Aufregung 
oder Bestürzung überechreitet, bleibt straflos." 

Die von mir im Druck hervorgehobenen Worte enthalten die 
Abweichung vom deutschen Recht „Die Abwehr darf nicht aufser 
allem Verhaltnisse zu der Bedeutung des verteidigten Rechtsgutes 

') Eben dannn sind aber auch die erklKrenden Zusätze „der das Verbrechen 
Wgeht** und „der ihn dazu bestimmt*', v6llig aberAfissig und wflrden besser ge> 
strichen. 
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stehen : sie soll den Umständen angemessen sein. Ich darf den 
Knaben . der mir einitje Apfel entwendet und damit entlauft . nicht 
nicdcrschicfsen , um den An,_;riff auf mein Eigetitum ab/.uu « hren, 
selbst wenn mir kein anderes Mittel der Abwehr zu Gebote steht.** 
So die ^!ot^ve Seite 31, denen ich nichts, als die Erklärung meiner 
Zustimmung, bei/.ufügen habe. 

Anders stehe ich den Bestimmungen über Notstand (Art. 18) 
gegenüber. 

„Wer ein Verbrechen bcf^eht. um Leben. Leib, Freiheit, h.lirc 
Vermögen oder ein anderes Gut für sich oder einen Andern aus 
einer unmittelbaren Gefahr zu erretten, kann, wenn die That den 
Umstanden nach entschuldbar ist, von Strafe befreit oder milder 
bestraft werden." 

Volle Billigung verdient es , dafs die Beschränkung des Not* 
Standes auf Gefahr für Leib und Leben, sowie die der Nothilfe auf 
Angehörige, im G^ensatze zum deutschen Rechte, weggefollen ist 
Aber entschiedenen Widerspruch muls ich gegen die grundsätzliche 
Auffassung des Notstandes einlegen, wie sie am schärfsten in dem 
Satze der Motive (S. 32) zum Ausdrucke gelangt: „Zunächst ist 
daran festzuhalten, dafs der, der im Notstande handelt, unter keinen 
Umständen ein Recht ausübt.'' 

Diese Auffassung, dem kleinlichsten Polizeigeiste entsprungen, 
ist eines freien Volkes unwürdig. Wenn ich die Fensterscheibe ein- 
drücke oder die Hausthüre sprenge, um ein brennendes Kind zu 
i retten; wenn ich gewaltsam in den verschlossenen Hofraum eines 

Andern eindringe, um Wasser fiir einen Verschmachtenden zu holen: 
in diesen und in hundertcn von ähnlichen Fällen erfülle ich meine 
Pflicht als Mensch und Bürger; und wer mich darob tadeln wollte, 
dem würde ich wohl kaum mehr als das Lächeln der Verachtung 
widmen, liui Gesetzbuch, das in solchen Fallen mein Thun als 
rechtswidrig; brandmarkt und nur aus Ikirmherzigkeit mir die ver- 
diente Strafe schenkt, wird, dessen bin ich sicher, von schwei/.erischen 
Richtern i!berhau[)t nicht angewendet werden. Im Entwurf eines 
biirL;erlichen Gesetzbuchs für das deutsche Reich hat mich dieser 
engherzige Formalismus nicht überrascht; in der geistesfreien 
Schöpfung des F^erner Rechislehrers erscheint sie als ein Fremd- 
körper, der lieraus mul's, soll nicht der Gesatntorganisnius empfind- 
lichen Schaden leiden. Auf welche Weise der Nachtwachterzopf 
beseitigt werden kann, habe ich an andrer Stelle ausgeführt Hier 
genügt es mir, auf ihn hingewiesen zu haben* 
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IV. Das Strafensystem. 

Den ullj^cincincn Be<;riff des \^crbrcchcii.s zu entwickeln, ist im 
ganzen und grolsen Sache der Wissenschaft, niclu des Gesetzgebers. 
Das dürften die Erörterungen des vorangehenden Abschnittes er- 
geben haben. Nicht die Begriffsbestimmungen, die Stoofs gibt, 
sondern die, die er nicht gibt, sichern den Erfolg seines Werkes. 
Erst im besonderen Teile des Strafgesetzbuchs gewinnt der oben 
(S. 401) betonte Satz lebendige Bedeutung, da(s niemand bestraft 
werden darf, der nicht einer gesetzlich genau umschriebenen Hand- 
lung für schuldig erklart worden ist. Ganz anders steht es tirit der 
Strafe. Diese im allgemeinen zu bestimmen und zu begrenzen, 
noch ehe von ihrer Anwendung auf die einzelnen Verbrechen die 
Rede sein kann, ist fast ausschliefslich Aufgabe des Gesetzgebers. 
£!s liegt im Zuge der Entwickelung, welche die strafrechtlichen An- 
schauungen in diesen Tagen durchmachen, dafs der Inhalt des all- 
gemeinen Teils der Strafgesetzbücher eine wesentliche Veränderung 
erleidet. Das gegenseitige Kan^ verhak nis der auf das Verbrechen 
im allgemeinen und der auf die Strafen be/.iiglichen Bestimmungen 
verschiebt sich; jene treten an Zahl und Bedeutung zurück: diese 
werden mehr und mehr in den Vordergrund gedrängt und erweitert. 
Es kommt noch ein weiterer Umstand hinzu. Die scharfe Trennung 
der Prävention und der Repression fallt. Das Strafgesetzbuch 
nimmt auch die ..sichernden Mafsnahmen" mit auf. Gerade der 
Stoofssche Kntwurl hat die Trennuni^ anf^^^etreben, und ich begrüfsc, 
fmidiger vielleicht als ein anderer, diric lolgenschwere Neuerung. 
Abi i ich glaube, sie wird noch deutlicher auch für den NichtJuristen 
erk< iinhar werden, wenn ich die Praventivmafsrf<.jcln besonders 
beh.incile. So wili ich mich denn in diesem Abschnitt«* auf Haupt- 
uüti Nebeü.^t rcitrii hcschraiikm. Man beachte aber, dals di-- 1 rcn- 
nung, gcradr vom Staiui|)uiiklc des l.ntwurls aus. eine willkürliche 
ist. Mir koiniiit CS nur darauf an, zu .leigcn, wie etwa im Sinne 
der heule herrschenden Ansicht das Verhältnis der prä- 
ventiven zu den repressiven Mafsr^eln sich darstellen würde. 

« ff 
« 

Das Strafensystem des Entwurfs ist einfach, übersichtlich, zweck- 
mäfsig. Da an die Aufnahme der Todesstrafe kaum ernstlich ge- 
dacht werden konnte, liegt das Schwergewicht auf den l-Veiheits- 
strafen. Der Entwurf hat aber den Fehler aller seiner Vorläufer, 
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die einseitige Berücksichttgui^ und doktrinäre Verwendung der 
Freiheitsstrafen , glücklich vermieden , indem er einerseits die Ver- 
mögens^t rafe lebensfähig zu machen und eine Reihe weiterer Straf- 
mittel in das StrafensNs'em ein/,ufn;^'en versucht, anderseits« die 
Freiheitsstrafen selbst nicht den Fordet uii^eti der Bücherwei&heiti 
sondern den Bedürfnissen des T.cbeas an;4^e[)arst hat. 

I. Die Freiheitsstrafen. Der Entwurf unterscheidet 
Zuchthaus und Gcfaiv^nis. ') Diese beiden Strafarten unterscheiden 
sich zunächst durch ihre Dauer: Zuchthaus wird auf Lebenszeit oder 
auf I bis 15 Jahre: GelanL^nis auf 8 Tage bis auf 1 Jahr (in den ge- 
setzlich bestimmten Fallen bis auf 5 Jahre -D erkannt. 

Ich hätte das Mindestmafs des Gefängnisses wie des Zucht- 
hauscvs gerne erhöht; aber icli will auf diese viel erörterte Fra^'c- hier 
umsoweniger 7Airückküimiien, als ich im übrigen den Best immuni^^-n 
des I'^ntwurfs meinen lebhafien Beifall nicht vrr.^agcu kann, l'.r gilt 
insbesondere den folgenden drei I la ij) ','t danken des von Stoofs 
vorgeschlagenen Strafvollzuges. Jcrcii V'erkeiinung den Krebsschaden 
unseres deutschen, insbesondere unseres preufsischen, Gefangais- 
wesens bildet I. Unbedingter Arbeitszwang. 2. Vollständige 
Trennung der zu Zuchthaus und der zu Gefängnis Verurteilten. 
3. Für Zuchthaus ein einfaches, den Verurteilten allmählich zur 
Selbstbestimmung zurückführendes Progressivsystem: a) Einzelhaft; 
b) Gemeinschaftshaf):; c) bedingte Entlassung (wobei das Zusammen- 
wkeo mit den Schutzaufsichtsvereinen in Aussicht genommen wird). 
— Die' ersten drei Monate auch des Gefängnisses bringt jeder 
Sträffing in Einzelhaft zu. Auiserdem wird die Freflieitsstrafe in 
BnzeUiafl vollzogen» soweit das Gericht es anordnet oder der Sträf- 
ling darum ansucht Die Nacht bringen alle SträlHnge in Einzel- 
haft zu. Personen unter 20 Jahren werden von den übrigen Sträf- 
lingen abgesondert 

II. Die Vermögensstrafe. Als solche kommt streng ge- 
nommen nur die Geldstrafe in Betracht (Art 27). Wie schon 
bemerkt hat Stoofs auch hier es verstanden, die landläufigen Fehler 
der modernen Gesetzgebungen zu vermeiden und alle berechtigten 
Besserungsvorschlägen zu genügen. Ich hebe die Hauptpunkte 
hervor. 

I. „Die Geldstrafe soll den Verhältnissen des Schuldigen ent- 

') Für Lbcrtreluiiyeii soü Haft angedroht wcrdeu. 
*) Es vertritt hier die deutsche FestODgshaft. 
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sprechen.** Die wdter gehende Forderung einer Abstufung nach 
der von dem Richter festzustt-lkiidcn Steuerkraft des £mzeliien hat 
Stoofs abgelehnt, und ich will mit ihm darum nicht rechten ; die 
schweizerischen Gerichte werden es besser als die eines andern 
Staates verstehen, ohne burcaukratische luigherzigkeit die volks- 
tümliche Absicht des Gesetzi^ehers 7.11 venvirklichen. Ein Höchst- 
oder iMiiidestmais des zu verhängenden Betrages stellt der Entwurf 
nicht auf. 

2. Die Gckistrafe inuls als solche zur Vollstreck unt; kommen; 
es ist rine Verhöhnung der ( rerechtij^keit, wenn fiir dasselbe Wr- 
scliuldeu der Wohlhabende bezahlt, der Arme da_L,a'gen sitzen mui's. 
Dals wir, im DeLUscheii Reich wie anderswo, tagtäglich gegen diese 
einfachste Wahrheit uns versündigen, weifs jeder, der Augen hat 
zu sehen. Umgekehrt aber auch, dals gar mancher, dem das Ehr- 
gefühl abhanden gekommen ist, lieber sitzt als zahlt, obwolil er 
zahlen könnte, besonders wenn der för emen Tag arbeitsloser Frei- 
heitsstrafe in Anrechnung gebrachte Betrag der Geldstrafe höher 
ist als der Verdienst eines angestrengten Arbeitstages. Stoofs teilt 
darüber interessante Zahlen mit (Motive S. 60). Nach den Auf- 
stellungen des ddgenössischen statistischen Bureaus sind 1891 zu 
Gefängnis 5418 Personen verurteilt, dagegen 7183 wegen Nicht- 
entrichtung der gegen sie erkannten Geldstrafe ins Gefängnis ver- 
setzt worden. Die grofse Mehrzahl der Gefangnissträtlinge bestand 
mithin aus Personen, welche Geldstrafen absafsen. Gegenüber diesem 
Mifsbrauch der kurzzeitigen Freiheitsstrafe in Fällen, fiir welche der 
Richter auf Geldstrafe erkannt hat, gibt es nur ein durchgreifendes 
Mittel: den von der Intern, krim. Verein^ung zu wiederholten Malen 
vorgeschlagenen völligen und unbedingten Ausschlufs der Umwand- 
lung einer uneinbringlichen Geldstrafe in Freiheitsstrafe. Stoofs hat 
den Mut gehabt, sich auf diesen Standpunkt zu stellen ; dafs er sich 
dabei auf das bewährte Vorbild von Genf berufen konnte, wird ihm 
die Herzen der Schweizer um so leichter gewinnen. Zunächst will 
er dem weniger Bemittelten die direkte oder indirekte Abtragung 
der Geldstrafe niögliehst erleichtern: „Der Richter, sagt der l'".nt- 
wurf. kann dem Verurteilten gestatten, die Geldstrafe nach und 
nach zu bezahlen oder sie durch freie Arbeit abzuverdienen."' Man 
hat ge;^en diese „freie Arbeit", fiir die ich l^ei verschiedenen Ge- 
legenheiten eingetreten bin, stets praktische Einwendungen ins Feld 
geführt. Hören wir, wie Stoofs, der klug besonnene Schweizer, sie 
zu entkraftigen weifs ^Motive S. 62; : „Es wird nun freiüch für den 
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Richter nicht leicht sdn, einem arbeitslosen Verurteilten eine Arbeit 
SU verschaffen, durch welche er die (Tcldstrafe abtra^'en kann ; aber 
es wird doch schon heute da und dort gelegentlich eine Ar- 
beitsleistung; des Verurteilten an Zahlungsstatt angenommen. In 
Bern besteht im Winter eine Hoizspalterci für Arbeitslose. Könnten 
die Kantone oder die (lemcinden nicht gewisse notwendige oder 
wünschenswerte Arbeiten für diejenigen bereit halten, welche eine 
Geldstrafe durch freie Arbeit abzuverdit*nen wünschen r — Für den 
Anfan^^^ wird es genügen, wenn dem Richter die Jicfugnis erteilt 
wird, in geHgneten Fällen Arbeit an Zahlun«Tsstatt an/.unehnu-n. 
Wird dieser Befugnis auch nur in cin/.ehieii Fallen (iebrauch 

gein;u Iii. lie^^'t darin der K' im lur eine weitere Fnlwicklung der 
scliiuien und cinfaclui^ 1 lurichlung, die mit der bisher geübten 
Stratarbeit unter staatlicher Aufsicht nichts gemein hat/' 

3. I'Ls unterliegt keitieni Zweite!, dal's bei Anwi lulung der He- 
Minunungen des J.niwurfs, also bei Bemessung der (icldsirat'e 
nach der Leist ungst'ahigkeii des Verurteilten und bei möglichster 
Erleichterung ihrer Abtragung, die Zahl der Falle eine geringe sein 
wird, in welchen die Eintreibung der Geldstrafe erfolglos bleibt. 
Diese Uneinbringlichkeit kann ihren Grund entweder in dem Un- 
vermögen oder aber in dem bösen Willen des Verurteilten haben. 
Im ersten Fall soll der Satz gelten: res sacra miser. Mit 
vollem Rechte sagt Stools: „Die Strafgewalt des Staates leidet 
keinen Schaden, wenn sie in solchen FäUen den Strafvollzug ein- 
stellt.^ Im zweiten Falle ist unerbittliche Strenge geboten. Der 
Entwurf verfugt im 5. Absätze des Art 27 : „Bezahlt der VenirteiUe 
die Geldstrafe innerhalb drei Monaten oder innerhalb der richterlich 
bestimmten Frist böswillig nicht, so hat er den Betrag auf richter- 
liche Verfügung hin durch Arbeit in einer Strafenstalt abzuver- 
dienen." 

Neben die Geldstrafe tritt ergänzend die Einziehung gewisser 
Gegenstände, die teils als Vermögensstrafe gegen den Schul- 
digen wirkt, teils als rein polizeiltche Malsregel erscheint. Über sie 
bestimmt Art. 28. 

..Neben der Strafe oder statt einer Geldstrafe kann dem 
Schuldigen das Eigcnttitti an Cn genständen abgesprochen werden, 
die zu den Verbrechen ben t worden sind oder benutzt werden 
sollen, oder die <lurch das Verbrechen liervorgebracht worden sind. 

(letahrdet ein < i egenstand, der mil einem Verbrechen in Zu- 
sammeuhang steht, das öfTentUche W ohl, so zieht ihn der Richter 
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ein und läCst ihn erforderlichen Falles unbrauchbar machen oder 
vernichten. Diese Mafsnahme findet ohne Rücksicht auf 
die Strafbarkeit einer Person statt/^ 

* 

Diese durchaus zweckmäßigen Verfugungen geben mir zu 
keinen Bemerkungen Anlals, 

UL Ergänzend treten zu den Freiheits- und Vermögensstrafen 
hinzu: 

1. Das Wirtshaus verbot (Art. 25), auf die Zeit von l bis 
5 Jahren auszusprechen, M wenn das Verbrechen auf übermäfsigen 

Genufs von geistigen Getränken zurückzuführen ist; „eine berech- 
tigte hjgcntüinlichkeit des kantonalen Strafrechts", die freilich, wie 
Stoofä Motive S 56) zugiebt, in gröfseren Städten nicht durch- 
fuhrbar sein wird. 

2. Die Entziehung der bürgerlichen Ehrenfähig- 
kett i.\rt. 30), die Amtsentsetzung (Art. 31), die Entzieh- 
ung der Ermächtigung, einen Beruf oder ein Gewerbe 
auszuüben (Art. 32' und die Entziehung der elterlichen 
oder Vormundschaft liehen Gewalt (Art. "^Vi. Der ICnt- 
WLirt" spricht in diesen 4 Fallen, wohl zu Unrecht, nicht von Strafen, 
sondern von ..])()li/.eilicheti Maisiialiinen", die im Interesse der öffent- 
lichen Sicherheit angeordnet werden. 

3. Die öffentliche B e k a n n t in a c h u n e^ des Urteils, in 
der detitschen Rcichsgesetzgebung nur in einzelnen Fällen und ohne 
klaren ( irundgedanken vonresehen, findet im Entwurf eine nach- 
aluiieuftvvcrte allgenieint \ i rwenduug. Art. 34 bestimmt: 

„Der Richter urdm t die Veröftentliclnuig des Strafur teils 
in dem amtlichen Blatte und in caier uder mehreren Zeitungen an, 
sofern das öfl'cntliche Interesse oder das Interesse des Verletzten es 
erfordert. 

Ebenso ordnet der Richter die Veröfientlichung dnes frei- 
sprechenden Urteils auf Staatskosten an, wenn das öffentliche 
Interesse oder das Interesse des Freigesprochenen es erheischt'* 

4. In diesen Zusammenhang möchte ich endlich die durchaus 
beifallswürdige Bestimmungen des Entwurfs über die Friedens- 
bürgschaft stellen. 

Art. 35 bestimmt: „Liegt die Ge&hr vor, dafs jemand ein Ver- 
brechen, mit dessen Begehung er gedroht hat, ausföhren wird, oder 



') Wohl neben der Fmhcits« oder Geldstrafe und nicht statt ihr. Der 
JEntwarf sagt darftlter ntcht>. 
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verrät jemand, der wegen eines Verbrechens, insbesondere wegen 
eines Verbrediens gegen den Körper oder die Ehre einer Person, 
verurteilt wird, die Absicht, das Verbrechen zu wiederholen, so 
kann ihm der Richter das Versprechen abnehmen, das Ver^ 
brechen nicht zu begehen, und ihn anhalten, für die Erfüllung des 
Versprechens angemessene Sicherheit zu bestellen. Ver- 
weigert er das Vosprechen oder leistet er die lächerheit innere 
halb der bestimmten Frist böswillig nicht, so kann er bis zur Lei- 
stung des Versprechens und der Sicherheit in Haft gehalten wer- 
den, jedoch nicht über ein Jahr!" 

IV. Die wissenschaftlich abstrakte Auffassung der Strafe hat 
diese mehr und mehr in einen scharfen G^ensatz zur Ersatz- 
leistung gebracht. Wir thun uns etwas zu gute darauf, dais 
wir den öffentlich-rechtlichen Strafanspruch des Staates von allen 
privatrechtUclien hUt^ienlen gereinigt, dafs wir, anders als die 
Römer und das deutsche Mittelalter, den Verletzten mit seinen Er- 
satzansprüchen auf den Civilrechtsweg verwiesen haben. Wir über- 
sehen dabei völlig, wie wichtig auch für die öffennich( Reclitsord- 
nung die Aus^leichurif^ des dem Verletzten zugefÜL^tc-ii L'nreclits ist 
und wie Iciclit auch die Strafrechtspflei^'^e die Aut];ahe iibemelimen 
kann, den privatrechtliclicn Deliktsanspruch /-u briViedigcn. Ich kann 
auf diese wichtige Frage hier nichi n.ilu-r eingehen. Ich will nur 
an die neuerdings in der Gesetzgebung auch des deutschen Reichs 
hervorgetretenen Bestrebungen erinnern, durch Kinfiihruiig und 
I'>\veilerung der „Bulse" dem V erletzten die erleichterte Durch- 
setzung seines Anspruches zu sichern. 

Der Stoofssche Entwurf trägt den Interessen des Verletzten 
durch verschiedene beachtenswerte Bestimmungen Rechnung. 

Von besonderer Wichtigkeit ist der lebhaft zu begrüfsende 
Art 29. 

„Der Ertrag einer Geldstrafe und der Erlös aus der Verwertung 
eingezogener Gegenstände können dem Geschädigten ganz oder 
teilweise auf Rechnung der Entschädigung zuerkannt werden, der 
Verdienstanteil des Sträflings bis zur Hälfte." 

Es tritt hinzu die weitere Bestimmung in Art 22, nach welcher 
bedingte Freilassung (s. oben S. 414) nur dann zuläs^ ist, wran der 
Verurteilte „den Schaden, den er durch das Verbrechen verursacht 
hat, soweit es ihm möglich war, ersetzt hat" 

Demselben Greiste ist die Vorschrifl: des Art. 46 entsprungen, 
welche die „Einstellung des Stra^oUzugs" (s. unten & 426) davon 
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abhängig macht, daf^ der Thäter dea aus dein Verbrechen entstan- 
denen Schaden, soweit es ihm möglich war, ersetzt hat 

Hierher gehört endlich auch die bereits besprochene (s. oben 
S. 417) Veröffentlichung des Strafurteils, wenn dies das Interesse des 
Verletzten erfordert (Art 34), 

V. Die „sichernden Marsnahmen". 

Das gröfste Interesse beanspruchen diejenigen Bestimmungen 
des Entwurfes, welche nicht die eigentlichen Strafen, sondern die 
ipSichernden Mafsnahmen", nicht die Repression, sondern die Präven- 
tion, nicht die richterliche, sondern die polizeiiiche Thätigkeit be* 
treffen. 

Gerade auf diesen Gebieten stehen die Anschauungen der 
deutschen Kriminalisten einander schroff gegenüber. Die klassische 
Schule hat für die vorbeugende Thätigkeit der Polizei niemals Ver- 
ständnis oder j]fnr I.irbf* ^^ehabt; jede schärfere Reionung der Kri- 
minnlpoütik dagroren tührl notwendig n\ der l'bcr/ieuguni]^, dals es 
besser ist, das Wrbn ohen zu verhiinh rii, als das begani4eue zu 
Straten. Die khlssi^ch(■ Schule will das Keclit uud das (lericht frei- 
halten von aller {lulizcilichcn Thätigkeit : die Kriminalpolitiker haben 
aut diese doktrinäre Scheidung stets geringes (Gewicht gelegt. Ist 
doch nach ihn r .\ulTa>sune: auch die richterlich erkannte Strafe 
in erster Linie da/.u bestimmt, künftige Verbrechen /-u verhindern. 
Die letzten Auseinandersetzungen zwischen Reichsgerichtsrat Mittel- 
stadt und Professor Merkel einerseits, dem Schreiber dieser Zeilen 
anderseits haben über die Schärfe dieses Gegensatzes keinen Zweifel 
gelassen* 

Eine ganz eigenartige Mittelstellung nimmt Stoois in dieser 
grundlegenden Frage ein. Mir ist es unzweifelhaft, dafs nicht nur 
taktische Erwägungen, sondern dals tiefernste wissenschaftliche 
Überzeugung es ihm unmöglich machen, sich ganz auf unsern Stand- 
punkt zu stellen. Und dennoch — so grofs ist die Macht der 
neuen Ideen! — bringt sein Entwurf eine Rdhe von bahnbrechen- 
den Bestimmungen, die wir, wenn auch nur als Abschlagszahlungen, 
mit lauter Freude begrüfsen müssen. 

Die Kennzeichnung und Rechtfertigung seines grundsatzlichen 
Standpunkts gibt Stoo(s auf S. 34 der Motive : er findet keinen 
Grund, weshalb dem Richter nicht auch die Verhängung vor- 
beugender, also polizeilicher Maisnahmen übertragen werden 
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soUf wenn er unter den g^ebenen Verhältnissen dazu gedgneter 
erschdnt als der Polizeibeamte. Aber er hütet sich ängstlich, diese 
,;sicheraden Mafsnahmen'' als Strafen zu bezeichnen; und er scheut 
davor zurück, ihnen diejenige Intensität zu gewähren, die wir zu 
verlangen nicht ermüden werden. Diese „Mafsnahmen*' sollen jetzt 
im Zusammenhange besprochen werden. In dem, was sie uns bieten, 
wie in dem, was sie uns versagen zu müssen glauben, sind sie 
gleich bezeichnend für die den Entwurf beherrschenden Grundge- 
danken. 

I. Von allen kriminalpolitischen Fragen hat unsere Inter- 
nationale Kriminalistische Vercini<Tung keiner grössere Wichtigkeit 
beigelegt, keiner mehr Zeit und Arbeit gewidmet, als dem grofsen 
Problem der Unschädlichmachung der Unverbessor- 
lichrn. Ich möchte sagen, heute, wo über dir Bcluirnilung 

der Jui;vn(!lichen, dank unseren Bemühungen, in allem U csenilichen 
die Ansichuii sich geklart uiiti geeinigt haben, die Lösurv^^ jrncs 
Problems der Unverbcssniiclu n in erster Linie das IVteil über den 
W ert oder Unwert eines btralgcsetzentwurts entscheidend bestimmen 
muls. 

Stoofs handelt in den Artikeln 23 und 40 von der ,A r ^ - 
rung von rückfälligen Verbrechen" (Internement des cri- 
minels recidivistcs, sagt Gautier*. 

Den landUluhgcn Bedenken der klassischen Schule trägt Stoofs 
Rechnung, indem er (insbesondere Motive S. 48) diese „Verwahrung" 
in Gegensati: zur „ordentlichen Strafe" stellt. Mir kommt es, 
wie ich wiederholt sdion zu betonen Gelegenheit* hatte, auf den 
Namen nicht an. Aber es hat mir, offen gestanden, Vei^nügen ge- 
macht, das Unsichere und Schwankende dieser rein doktrinären 
Gegenüberstellung zu beachten. Gautier sagt in der Übertragung 
des Art 40, ganz ebenso wie Stoofs Motive S. 48: „peine ordi« 
naire." Dagegen heisst es in der deutsdien Fassung des Art. 40 
weniger genau: „die geisetzliche Strafe*^ S. 85 der Motive aber 
steUt Stools die „Verwahrung** der „Strafe" schlechthin und 
ohne einschränkendes Beiwort („ordentliche" oder gesetzliche*' Strafe) 
gegenüber. JedenfeUs aber ist das „Verwahrungshaus" im Sinne des 
Entwurfs als etwas von den „Strafanstalten" Verschiedenes zu be- 
trachten. 

Hinter unsem Forderungen zurückbleibend, läfst der Entwurf 
die „Verwahrung*' nur auf die Dauer von 10 bis 20 Jahren zu, und 
•gestattet überdies schon nach 5 Jahren die bedingte Entlassung, 
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-wenn der Sträfling zum erstenmal verwahrt wird und anzunehmen 
ist (s'il est ä pr^voir), dafs er nicht mehr rücknUlig werden wird. 
Lebenslängliche Verwahrunfr ist mithin leider ausL^eschlosseu. Auch 
sonst finden sich b<?deakliche Einschränkungen, auf die ich sofort 
hinweisen werde. 

Drei Vorausset/.ung-en müssen iusanimentreften , damit es zur 
„Verwahrung" kommen kann : 

1. Der Verurteilte mufs wiederholt Zuchthausstrafe erstanden 
haben. Verscliont l)K iben hiemach diejenij^'en, deren erstes gericht- 
lich bckaiini gewordenes) Verbrechen den uiuiusrotibar eingewurzelten 
Hang zum Verbreciien bekundet, ^lan denke an gewerbstnäfsige 
Giftmischung, Abtreibung der Leibesfrucht, Engelmacherinnen, 
Frauenmörder und ähnliche Fälle. Die Annahme verminderter Zu- 
rechnufigsfähigkeit wird hier nicht immer ausreichen, um der Ge* 
Seilschaft den wünschenswerten Schutz zu gewahren. Ich gebe gerne 
-zu^ dafs es nicht leicht sein wird« diese Gruppe von Verbrechern 
in einer gesetzlichen Bestimmung fest zu umgrenzen und dadurch 
die Gefahr einer wtUkürlichea und schwankenden Rechtsanwendung 
volüg auszuschliefsen. Aber ich bin überzeugt, daß gerade Stoofs 
der richtige Mann dazu wäre, auch hier die schwierige gesetzgeberische 
Aufgabe der Losung näher zu bringen. 

2. Der Verbrecher mu(s innerhalb 5 Jahren nach Vollzug der 
letzten Zuchthausstrafe sich wieder eines Verbrechens schuldig ge- 
macht haben. 

3. Das Gericht niufs überzeugt sein, dafs die urteilsmäfsige 
Strafe den Verbrecher von ferneren Verbrechen nicht abzuhalten 
vermögen würde (lorsque le tribunai est convaincu de Tineffi- 
cacitc de la pcine ordinairc pour prevenir de nouvaux döUts). Ich 
fürchte sehr, dafs durch diese Forderung einer positiven Über- 
zeugung des Gerichts die Anwendung der Verwahrung wescntHch 
einge<?chränkt werden wird. Vorsichtige oder i^ar ängstliche Xaturen 
gelangen nur schwer und nur selten /.u der festen Überzeugung, dafs 
die Strafe nichts mehr nutzen werde; sie werden schwanken und 
zaudern, weil sie Herz und Nieren zu prüfen nicht in der I-age sind. 
Dabei sehe ich ganz ab von den nur zu zahlreiclien Menschen- 
freunden, die, gestützt auf das i ruggebilde der Willi nsfreiheit, grund- 
sätzlich die Annahme der Unverbesserlichkeit verwi-rfen. It is never 
tüo lale to mend. Und gibt nicht der lüitwurf .selbst Grund zu 
dieser opliniisti.sclieii Anschauaui^ , indem er vor lebenslanger An- 
haltung der Unverbesserlichen zunickscheut : 

Archiv für for. GeseUghg. u. Stativtür. Vi. 3S 
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Liegen nun jene drei Voraussetzungen vor. so tritt ein hoclist 
interessantes Verfahren ein. Das Gericht spricht zunächst die .,ur- 
teilsniüfsige Strafe" aus (das ist im Entwurf nicht ausdrücklich ge- 
sagt, ergibt sich aber aus dem Zusammenhange;, und überweist 
gleichzeitig den Verurteilten an eine besondere H un d e s b eh ö rde. 
Diese erst eutscheidel über sein Schicksal, indem sie entweder 
das Urteil in Kraft läfst oder, statt der Strafe, die Ver- 
wahrung verfügt. 

Der Entscheidung gehen Erkundigungen über das Vorleben des 
Verbrechers, über seine Er/-iehung, seine Familienverhältnisse, seinen 
Erwerb, seine körperliche und geisiige Gesundheit, sowie über die 
V'erbrechen, die er begangen, und die Strafen, die er erstanden bat« 
voraus. 

Soweit bin ich mit dem Vorschl^e des Entwurfs völlig ein- 
verstanden. Er beruht auf der stets von mir gepredigten Erkenntnis, 
dafs der Strafrichter niemals in der läge ist, vor oder während der 
Verhandlung die feste Grundlage für die endgültige Beurteilung des 
Ai^eklagten zu gewinnen. Die Einsetzung einer besonderen, stän- 
digen Behörde ist ein kühner und fruchtbarer Gedanke. Und dals 
sie, wie Stoofs Motive Seite 5t sagt, aus 7 Mitgliedern mit emem 
Sekretär bestehen, dafs das juristische Element in ihr nicht Uber- 
wiegen, sondern durch Männer ergänzt werden soll, die mit Ver- 
brechern beruflich in Berührung gekommen sind — entspricht so 
sehr dem Kern meiner eigenen Vorschläge, dafs ich kleinere Be- 
denken und nebensächliche Wünsche gern unterdrücke. Aber ich 
fürchte, dafs die übergro(se Vorsicht des Verfassers dii Lebens- 
fähigkeit der Einrichtung im Keime erstickt hat Die Verwahrui^ 
darf nämlich nur dann ausgesprochen werden, wenn die Behörde es 
als unzweifelhaft erachtet (s'il parait hors de doute). dafs der 
X'erbrecher nach Vollzug der Strafe wieder rückfallig werden würde, 
und wenn es weiter geboten erscheint, ihn für längere Zeit un- 
schädlich zu machen. Unzweifelhaft! Wer hat den Mut das zu 
sagen? Und wozu diese Ängstlichkeit, da es sich doch in Wahr- 
heit nicht um dauernde Unschädlichmachung handelt, sondern bereits 
nach 5 Jahren Entlassung, wenn auch nur auf Widerruf, eintreten kann ? 

II. Das Gegenstück zu der Verwahrung der Unver- 
besserlichen bietet Artikel 24: 

„Ist ein Verbrechen auf Liederlichkeit oder auf Arbeiii,scheu des 
Thätcrs zurückzuführen und ist auf eine Strafe von nicht mehr als 
einem Jahre zu erkennen, so kann der Richter den Schuldigen 
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statt der Strafe oder neben der Strafe för die Zeit von i 
bis 3 Jahren in eine Aibeitsanstalt verweisen. 

Die kantonalen Besdmmungen über Anweisung von Lieder- 
lichen und Arbeitsscheuen in Arbeitsanstalten bldben vorbehalten.** 

Es handelt sich um die sogenannten ^zialen Neurastheniker**, 
um Bettler, Landstreicher, Dirnen, Mülsiggänger aller Art , um die 
„Minderwertigen** und Deklassierten , die der Wissenschaft wie der 
StrafrechtspAege grofse und ungelöste Schwierigkeiten bereiten. 
Ich will hier lüdht die Frage aufwerfen, ob wir es hier wirklich mit 
einer besondem Gruppe zu thun haben, die sich durch ihre ver* 
hältnismäfsige Harmlosigkeit von den gemeingefährlichen Rückfälligen 
unterscheidet; ich will es ganz unterlassen, auf die vielfach ver- 
schlungenen und oft erörterten Beziehungoi iunzuweisen, die zwischen 
dem cii^i-iitlichen Berufsverbrechertum und dieser ganzen „Halbwelt** 
unzweifelhaft bestehen, auf die Ubccgänge von dner Gruppe in die 
andere, auf die Sclwierigkeit, dem ergriffenen Landstrrichcr die be- 
gangenen Diebstähle, der eleganten Dirne die Hochstaplereien nach- 
zuweisen. Wie die Dinge heute liegen, ist nicht anzunehmen, dais 
eine Gleichsteil uni,^ der beiden Gruppen den Beifall der gesetzgeben- 
den Faktoren findet. Und so mag man denn immerhin an der 
theoretischfu Verschiedenheit /.wischen der Arbeitsanstait für das 
Gesindel und der Vcrwahrun^s;m.stall für unverbesserliche Verbrecher 
festhalif n ; ubwohl ich mir iiieht vorstellen kann , worin sich die 
„strenLjc Arbeit" hier und dio „stri nixi: Zucht zur Arbeit" dort in- 
haltlich von einatuitT untcrsclu idcn sullen. 

Aber darüber muTs man sich klar sein, dafs ein grolser Teil 
dieser „Harmlosen" ebenso unverbesserlich ist, wie die eigentlichen 
Verbrecher. Wie diese, leben sie ihrem Beruf. Gerade unter ihnen 
finden wir die grüfste Verhältniswahl der erblich Belasteten; und 
hier giebt es, wenn einmal ein gewisses Lebensalter erreicht ist, 
keine Rettung mehr. Stoofs ^Motive S. 54) mu(s selbst zugeben, 
dafii nadi dem UrteU Sachverständiger es doi Arbeitsanstalten 
nur höchst selten gelingt, den Liederlichen zu einem arbettssamen 
und ordentlichen Menschen zu eniehen; und es ist durchaus will- 
kürlich, wenn er die Ursache dieser allbekannten Thatsache haupt- 
sächlich in der ungenügenden Einrichtung der Ärbeitsanstalten er- 
blickt. So gelangt Stoofs dazu, den kräftigen Schutz der Gesell- 
schaft gegen dieses Heer von Parasiten zu vernachlässigen und den 
Besserungszweck in den Vordergrund zu rucken. Die Unschäd- 

28* 



Digitized by Google 



424 v<fn Lissty 

lichinaclumy^ des Liederlichen ist ihm eine „wohlthätige Neben- 
wirkung", wahrnid sie mir die 1 lauptsache wäre. 

Nur wenn mau die I->/.ioliung zur Arbeil als den Zweck des 
Arbeitshauses fcsthäh. kauii man drei Jahre als das Höchstinafs der 
*\nhaltung billigen. Man wird sich dann aber auch darijbor klar 
sein müssen, dals die „wolilthätige Nebenwirkung- der Uuschadlich- 
lichmachuDg nur m recht bescheidenem Umfange eintreten kann. 

Ob man das Arbeitshaus als Strafe betrachten oder wie Stoofs 
es thut, von dieser begriAlich scheiden will, ist mir auch hier völlig 
gleichgültig. Aber gerade die Unterscheidung der Liederlichen von 
den Verbrechern mufs dazu führen, dem Arbeitshaus eine ähnliche 
Wirksamkeit zuzuweisen wie der Verwahrungsanstalt Zunächst durch 
Erhöhung der Zeitdauer der zulässigen Anhaltung; dann durch 
Überweisung der endgültigen Entscheidung an die oben erwähnte 
Bundesbehörde; vor allem aber auch dadurch, dals der Zeitpunkt 
der Entlassung innerhalb der gesetzlichen Grenzen von dem Ver* 
halten des Verurteilten abhängig bleibt.') 

Ohne eine sehr wesentliche Verschärfung schdnt mir Art 24 
unannehmbar. 

in. An die beiden besprochenen JMafsnahmen** reiht sich in 
Art 26 die Heilanstalt für Trinker: 

Jst die Aufnahme des Trunksüchtigen in eine Heilanstalt fiir 
^ Trinker geboten, so ordnet sie der Richter auf ärztlicfaes Gutachten 
hin unabhängig von einer Bestrafung für die Zeit von 6 Monaten 
bis zu 2 Jahren an." 

(rrundsätzlich völlig dnverstanden, möchte ich auch hier eine 
Halbheit des Entwurfes rügen. Wie Stoofs (Motive S. 57) richtig 
betont, ist die Trunksucht eine Krankheit. Es ist ein grofses Ver- 
dienst von Prof. Dr. A. Forel in Zürich, dieser wissenschaftlichen 
Auffassung in der Schweiz allgemeine Verbreitung verechafft zu 
haben. Ist sie aber richtig und erfordert der Zustand des Trunk- 
süchtigen die AuftKihme in eine besondere Heilanstalt, so kann die 
Dauer der Anluihung in dieser doch nur durch den Zustand des 
Kranken bedingt werden, die lüitlassung doch nicht früher oder 
spater erfolgen, als bis die Heilung kstgestellt ist oder der Zustand 
aufgehört hat getaJirlich zu ersclieinen. Nach Stoofs dagegen soll 

\:u h lii-m Wortlaut Hf"; Art. 24 mufs man nnnohniTi, dafs der Richter im 
Urteil die l>auer der Aiihaltunj; bestimmt. Das wäre ein so bedauerlicher Ruck- 
schritt hlutcr das cicutsclic Strargo»ct;i:buch, dafs ich nur ao einen Redaktionsfehler 
glauben kana. 
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der Richter im Urteil, auf das Gutachten des Arztes hin, die 
Zeit der Behandlung feststellen. Irrt sich der Arzt ia 
seiner Prognose, so bleibt sein Irrtum dennoch ma(sgebend. Der 
ungeheilte Trunksüchtige mufs nach Ablauf der festj^esetzten Zeit 
entlassen werden; der früher Geheilte wird bis zu diesem 
Zeitpunkt zurückbehalten! Eine solche Bestimmung ist 
einfach unmöglich. Dals die richterliche Feststellung der erfolgten 
Heilung ..bedeutende Weiterungen" verursachen würde i'der einzige 
Grvind, den Stools für seinen Vorschla;^ vorbringt), ist nicht zuzu- 
geben, würde aber, selbst wenn richtir^^ \ o!lig gleichgültig bleiben. 
Gesunde Menschen kann man nicht gi i(«'U ihren W illen in einem 
Krankenhaus zurückbehalten. Hak Stools die Kntlassuiij,^ d'-s (ie- 
heiltcn für undurchführbar, so durfte er den Kranken gar nicht in die 
Anstalt verweisen. 

IV'. Schon oben ( S, 403 ^ wnr von den \\ r /. i e h u n g s a n s t n 1 1 e n 
für Strafunmiindi<,^e und den V(in diesen verschiedenen Besserungs- 
anstalten für Jugendliehe die Rede. Der Kreis der ..sichernden 
Mafsnahmen ' schliefst sich, wenn wir an die V^erwahrunf,^ und an 
die Versorgung Unzurechnungsfähiger und vermindert Zurech- 
nungstäliiger (oben S. 404) denken. In der ihat eine reiche Aus- 
wahl von vorbeugenden Mafsregeln, reicher als sie irgend eines der 
heute geltenden Strafgesetzbücher uns zur Vertiiguni; stellt. In 
ilinen ruht die Starke, liegt die buhnbrechende ikdeutung des Ent- 
wurfs. Auch die Unsicherheiten und Halbheiten des Verfassers 
nehmen wir gern mit in den Kauf, Denn nirgends ist die Weiter- 
bildung ausgeschlossen. Da& diese aber stattfinde, dafUr werden die 
Bedürfnisse des Recfatslebens sdion selber sorgen. Einstweilen be- 
grüfsen wu* dankbar das uns Gebotene. Jede Abschlagszahlung 
enthält nicht nur ein Anerkenntnis der Schuld; sie ist auch ein Be^ 
weis tftir den guten Willen des Schuldners. 

VI. Strafmass und Wegfall der Strafe. 

I. Hervorzuheben wäre die \ e r chrift des Art. 36, nach welcher 
der Richter bei Bemessung der Strafe „namentlich auch die Be- 
weggründe, das Vorleben und die persönlichen Verhältnisse des 
Thäters" in Betracht zu ziehen hat. Diesem Grundsatze gemäfe 
kann nach Art. 37 die Strafe gemildert werden, „wenn der Schuldige 
das Verbrechen aus edcln Beweggründen, in schwerer Be- 
drängnis, unter dem Eindruck einer Drohung oder des Befehls einer 
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Person, von der er abhängig ist, oder ni dem Wahne, er mache sich 
keiner strafbaren Handhing schuldig, begangen hat"; femer „wenn 
er aufrichtige Rene über das Vetbrechen betfaätigt hat oder wenn 
die Verjährungsfrist nahezu abgelaufen ist** Dagegen soll die 
Strafe das mittlere Strafmafs übersteigen (Art 39): i. „wenn der 
Schuldige das Verbredien aus niederträchtiger Gesinnung, 
insbesondere aus Bosheit, Rohheit, Hinterlist, Rachsucht, Habsucht, 
Schadenfreude oder aus Lust am Verbrechen begangen hat**; 2. bei 
Rückfall, d. h. „wenn der Schuldige während der 5 Jahre, die 
der Begehung des Verbrechens vorangegangen stnd, in der Schweiz 
oder im Ausland — (eine sdir beachtenswerte Neuerung!) — 
eine Freiheitsstrafe wegen eines gemeinen Verbrechens erstanden 
hat und nicht gesetzliche Müderungsgründc vorliegen." 

II. Für den nüchtern-praktischen Sinn des Verfassers ist Art 
41 über „das Zusammentreffen von Freiheitsstrafen** 
aufserordcntlich bc/.richnend. Während die dcutsclie Rechtswissen- 
schaft sich in den u]nra.s.scndsten und eindrin^endsten Ünter- 
suchiinj:jt.'n ühi r ..reale'- und ..ideale", über ..gleichartige*' und ,,un- 
gleicliariigc " ,A erbrechenskonkurrcn//" und deren Abgrenzung von 
der ..Gesetzeskonkurren//' erschöpft, wälirend das Reichscrericht die 
deutschen .'Schriftsteller an Scharfsinn zu überbieten trachtet — 
räumt Stools mit einem Schlage diesen gan/.en Wust ..veralteter 
Schuhvcishcii'- hinweg. „Hat der Thäter mehrere l-VeihciLsslrafen 
verwirkt, so wird er zu der Siraie des schwersten V erbrechens ver- 
urteilt, die angemessen erhöht wird." (.'\rt. 41, Abs. 2.) Ich bin 
überzeugt, dafs die Rechtspflege mit dieser einfachen Vorschrift ihr 
Auslangen finden wird, obwohl auch durch sie wieder eine reich- 
haltige „wisSensdiaftliche** Litteratur der längstverdienten Vergessen- 
heit überliefert wird. 

III. Aus den Bestimmungen über Strafanrechnung und 
Wegfall der Strafe Art 42 1ms 45) möchte ich eine einzige 
hervorhebea Im Cregensats zum deutschen Recht hält der Ent- 
wurf ausnahmslos an dem Satze fest, dals Strafverfolgung und Straf- 
vollzug wegfallen, ' sobald der Schuldige stvbt Die bei uns zu- 
lässige Vollstreckung der (Geldstrafe in den Nachlais des Verstor- 
benen ist damit unbedingt ausgeschlossen. 

IV. Den Sdilufsstein des allgemeinen Teils bildet Art 46, der 
die sogenannte bedingte Verurteilung unter dem Namen der „Ein- 
stellung des Strafvollzuges" Suspension de I'ex^ution de 
la peine) in das eidgenössische Recht einzuführen versucht, nach- 
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dem sie in Neuenbürg und Genf bereits seit kürzerer Zeit in Wirk- 
samkeit ist. Meine Ansicht über den W ert dieser Einrichtung, die 
freilich dem zünftigen Ueletirten ebenso unbequem ist wie der 
büreaukratischen Routine, durfte bekannt sein. Ich habe keine Ver- 
anlassung, von meinen früheren Ausfuhrungen irgend etwas zurück- 
zunehmen. Ich sehe aber auch keinerlei Grund, in die für mich 
langst abgeschlossene Debatte neuerdings einzugreifen. Ich habe 
für das Deutsche Reicl 1 und auch für andere Länder die Anregung 
gegeben, und werde deren Nachwirkung ruhig abzuwarten wissen. 
Unsere ( iesetzgebung wird hier ebensowenig wie auf andern straf- 
rechtlichen Gebieten balmbrechend vorangehen; davon bin ich über* 
zeugt. Aber wir werden ganz zweifellos hinten nachhinken, wenn 
alle andern Staaten vorangegangen sind. Davon bin ich ganz eben- 
so überzeugt. Wie bisher werde ich mit stilleoi Behagen jeden 
Fortschritt der „bedingten Verurteilung" verzeichnen; mit noch 
gröfserem Behagen aber alle gegen sie gerichteten Ausführungen 
verfolgen. Es ist zu hübsch, die Argumente unserer klassischen. 
Juristen neben die Logik der Thatsachen 2U stellen, das kräftige 
Aufblühen von Rechtsinstituten zu beobachten, deren begrifflkihe 
UnmogUchkeit mit dem ganzen Arsenal der Dialektik nachzn* 
weisen die Schildträger der „vergeltenden Gerechtigkeif* nicht müde 
werden. Das ist ein Genufs, den ich mir durch polemische Aus- 
einandersetzungen nicht trüben möchte. Ich begnüge mich damit, 
den Art 46 abzuschreiben; er mag fiir sich selbst sprechen. 

,J)as Gericht kann den Strafvollzug einstellen: wenn der Thater 
zum erstenmal wegen eines Veriirechens verurteilt wird, das Ver- 
brechen nicht aus gemeinen Beweggründen begangen hat, den 
Schaden, der aus dem Veri>rechen entstanden ist, soweit es ihm 
möglich war, ersetzt hat; wenn die Strafe Geßlngnis von höchstens 
sechs Monaten ist; wenn der Thäter durch die Einstellung voraus- 
sichtlich vor wdtoren Verbrechen bewahrt wird. 

Wird der Verurteilte vor Ablauf von fünf Jahren rückfällig, so 
hat er die früher erkannte und die durch den Rückfall verwirkte 
Strafe zu erstehen; wird er innerhalb von fünf Jahren nicht rück- 
fällig, so fallt die Strafe weg.** 

• « 

* 

Mit diesem Artikel sciüiefst der erste Teil des Entwurfs; und 
mit ihm ist meine Besprechung zu Ende. Habe ich dem Sozial- 
politikcr ituviel der Juristerei gebracht ? ich hoffe • nein. Aber wenn 
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es der Fall wäre, möchte ich die Schuld von mir ablehnen. Die 
Bekämpfung des Verbrechens ist eine der wichtigsten und aussichts- 
reichsten Aufgaben der Sozialpolitik. Ein gutes Strafgesetzbuch 
aber, das auch die vorbeugenden Mafsregeln in den Kreis seiner 
Vorschriften dnbezieht, wird auf absehbare Zdt unter den Mitteln 
zur Bekämpfung des Verbrechens eine hervorragende Stellung ein- 
nehmen. Nach metner Auffassung ist es Pflicht eines jeden ernst- 
denkenden SozialpoUtikers, der Strafgesetzgebung seine Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden. Ganz besonders aber im Deutschen Reich, 
das auf diesem Gebiete hinter den meisten andern Staaten zurück- 
gebliet>en ist. Je weniger, nach den bisher gemachten Erfahrungen, 
von den verbündeten R^erungen ein planmälsiges Vofgehen zu 
erwarten ist, desto dringender niufs gewünscht und gefordert werden, 
da(s aus den Kreisen des Volkes heraus ein kräftiger Anstois zur 
Umgestaltui^ unserer altersschwachen Strafgeset^ebung gegeben 
werde. 

Der schweizerische Vorontwurf ist kein htmmelstürzendcs Werk. 
Er bleibt vielfach auf dem halben Wege stehen. Aber der W"eg, 
den er eingeschlagen hat, ist der richtige. Wird er zum Gesetz — 
und dafs er es wird, daran ist kaum zu zweifeln — so ist das 
Deutsche Reich wieder einmal in einer der wichtigsten Kulturfragen 
von den schwächeren Nachbarn überholt worden. Diese Thatsache 
möge zu denken Anlafs rreben. Nicht an die Juristen und nicht an 
die Justi/.ministerien richte ich diese Mahnung: das habe ich nach- 
gerade oft genug gethan. Aber vielleicht ist unter di-n Lesern 
des „Archivs" der eine oder der andere, dem sie zu Herzen dringt. 
£)ann haben meine Zeilen üircn Zweck erreicht. 
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UMLEGUNG UND ZONENENTEIGNUNG ALS 
MITTEL RATIONELLER STADT- 
ERWEITERUNG. 

VON 

F. ADICKES, 
OBERBORGERMEISTER IS FRANKFURT A.;M. 

I. Einleitung. 

Die Fragen einer zwecktnälsigen , auch den sozialpolitischen 
Anfordeningen entsprechenden Durchfühmng der Stadtervveiterungen 
haben in den letzten 20 J:ihrcn infole^c der raschen Bevölkerungs- 
zunahme Her meisten, namentlich gröfscren Städte, wachsendes 
Interesse erweckt. 

Die grofsen durch die Hinausriickung der Festungswerke- nament- 
lich in Mainz und Strafsburg gestellten Aufgaben haben zuerst die 
Aufmfrksamkeit der technischen Kreise lebhafter ani^cregt, 
und so hat die erste öffentliche Behandlung der „Stadterweilerungen 
nach technischen, Wirtschaft liclun und polizeilichen Beziehungen'*" 
auf der ersten Wanderversainuiiung des Verbandes deutscher 
Architekten- und Ingenieur- Vereine in Berlin am 24. September 1874 
auf Grund von Referaten von Professor Baumeister (Karbruhe) und 
Baumeister Orth (Berlin) stattgefunden. 

Auch die w«tere Htterarische Erörterung des Themas erfolgte 
bis auf die neueste Zeit m«st aus den Kreisen der Techniker 
heraus, denen wir ausgezeichnete Darstellungen verdanken.^) 

R. Savineister. Stadterweiterangen in tcdmudier, b«ipolueilidi«r ind 

wirtschaftlicher Beziehung. Berlin 1876 und Moderne Sladterwciterungen. Ham- 
burg 1887. (Heft 7 der deutschen Zeit- and Streitfragen.) J. Stttbben, Der 
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Über Städteerweiterung iosbesoiidere in hygienischer Be- 
ziehung verhandelte sodann def sonst aus Ingenieuren und Ärzten 
wie Verwaltungsbeamten sich zusammensetzende Verdn itir öffent- 
liche Gesundheitepflege am 15. September 1885 zu Freiburg i. B. 

auf Grund von Berichten vom Stadtbaurat Stübben (Köln) und 

Oberbürgermeister Bi c kcr (Düsseldorf, jetzt Köln). 

Eine eingeheiKK- Behandlung der Stiidteerweiterungs-Fragen von 
öffentlich-rechtlichen und sozialpolitischen Gesichtspunkten 
aus, unter stetem Hinl Hck auf die Fragen des privaten städtischen 
Grundeigentums, der Bau- und Wrilimingspolizei, der Enteignung 
und der Arbeiterwohnungen fehlt bisher leider noch * 1, und es mag 
wohl mit hierdurch verschuldet sein, dals Zusammenhang und Re- 
deutuii;^ der einzelnen auf diesem Gebiet vorhatidenen Kraf^cii nur 
erst m klritK-ren Kreisen voll gewürdigt werden und dals luinu irlich 
das Gnindproblem. durch welche Mafsnahmen des öitVntlicheu 
Rechtes der AusL^U-ich /Avivchni den widerstnii enden Interessen 
der GrundeigfiUiimrr und (.it-r W ()linl)!'\ ( ilkt-rung, zwischen den 
liühen, zu Mietskasernen hiulrcibt nden Hodenpreisen und der sozial- 
politischen Anforderung weiträumiger Bebauung zu bewirken und 
sicherzustellen ist, vielfach noch gar nicht recht erkannt wird. 

Die Thatsache freilich, dals die auch in der NTilu- der Städte 
vicltach hochgeschraubten Preise des tirvind und Bodens eine ge- 
sunde, den im allgemeinen Interesse zu >icllenden Anforderungen 
entsprechende Bauweise für die unbemittelten Klassen nahezu un- 
möglich machen, konnte nicht wohl übersehen werden; allein die 
weitere Prüfung, ob denn gcgcu diese Bildung einer gemeinschäd- 
lichen Hohe der Bodenpreise nichts zu machen sei, ja ob diese 
Preise nicht gar durch gewisse Gestaltungen des öffentlichen 
Redites, namentlidi durdi schablonenhafte, die ho^wertigen Grund* 
.stücke im Stadtinnem und das Ackerland der Feldmark in Bezug 
auf die zugebusene bauliche Ausnutzung gleich behandelnde bau- 
polizeiliche Bestimmungen geradezu befördert werden, hat bislang 
nur zu sehr gefdilt 



Städtebau. Darmstadt 1890. — Die Schrift des Oherlandcskulturgerichtsntet 

E. .VI evtl, Siadtenvt'iterungen in rechtlicher l^e/iehung. Bt'rlin 1893 handfit »lur 

von dcD in diesem Artikel l\x erurterndeu Fragen der Umlegung voa Grundstücken, 

Eineignuag uad Zoneiieiiteignung. 

*) Eine voillbifife Skiue ist von wir in Cmmd't Haadwöiterlmdi der Staati- 
wiMensduifteft in eittem Artikel ftber „Stadterwreitenuigea*' verracht, Baad V, S. 
»47-»$i. 
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Die Aufgabe der Bau- und Wohnungspolizei in Beeug auf 
Verhmderung einer übemiäiägen Steigerung der Bodenpreise im Stadt* 
erweiterungsgebiet ist neuerdings im Verein für öffentliche Gesund- 
heitspflege zu Würzburg am 25* Mai 1893 Deutsche Viertel- 
jahrsschrift für öiTentUche Gesundheitspflege. Braunschweig. 1893. 
S. 13 — 47.) auf Grund von Referaten des Unterzddmeten und des 
Prof. Baumeister energisch betont worden. 

Andre Fragen der Stadterweitcrungf harren aber noch einer, 
von jenem Grundproblem ausgehenden Erörterung, 

Unter diesen Fragen steht eine von Anfang an zur Behandlung, 
ohne dafs indessen bislang erhebliche Fortschritte zu ihrer Lösung 
gemacht waren, ich meine: die hier zu behandelnde Frage der 
zwangsweisen Um- oder Zusammen!e;q'un<:f stadtischer rinmdslücke. 

Schon die genannte Berliner V'^ersammlung vom 24. Sept. 
1874 hatte den Satz autgt .st Iii : ' 

„5. Ks ist ftir Stadterwcitrruiv.M-n wunsclicnswert, dals die Ex- 
propriation und Inipropriation von iirundstücksrt -ten in angemessener 
\\\ isc gesetzlich erleichtert werde. Noch wichtiger würde der Erlafs 
eines ( iesptzes s' iii. wclclies die Zu.saauiu-nlegung von ( n uiid-stucken 
hchufs Str.ilviuiufciiK <Tunf^en uiiii Rej^uüerung der liauplatzformen 
crlcichlerf. und nachdem ini'.wi>cheii R. Baumeister (Stadterweite- 
rungen, a. a. O. S. 376 flg.) diese Forderung eingehender begründet 
hatte, nahm die genannte Freiburger Versammlung 1885 den 
Satz der Referenten an: 

„H. Endlich ist das Recht der Eineignung nicht bebauungs- 
fähiger Grundstücksteile, sowie das Recht, behufe der Ermöglichung 
einer zweckmalsigen Bebauung die Umlegung (Zusammenlegungj 
von Grundstücken im Zwangsverfahren herbeizuführen, den Inter- 
essenten gesetzlich zu verleihen.*") 

Die Gesetzgebung hat jedoch den in dieser Richtung ge- 
äulserten Wünschen erst wenig entsprochen. 

Die ersten schüchternen Versuche verdanken wir dem Grols- 
herzogtum Hessen: nachdem schon am 23. Juni 1875 ein hessbches 
Spezialgesetz, betr. die Ausführung des Bauplans für die Erweiterung 
der Provinzialhaupt Stadt Mainz erlassen war, welches gewisse Zwangs^ 
maisregeln zur Herbeiführung einer angemessenen Umlegung der 
Grundstücke einführte, gab die Allgemeine Bauordnung für das 

t) Vgl Deutsche BauzeittniK 1S74 S. 339, Mch beiSt<ibbena.a.O.S. $54. 

^ Vgl. Deutsche Viertel jahrsschrift für öffentliche (Jesuiullu itspllrge. Braun- 
«cfaweig 1886. S. 38, 39 tttid aufserdcm Stttbbeh «. a. O, b. a86 fig. %^ 
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Grofsherzogtutn Hessen vom 3a April 1881 in weiterem Umfange 
ein Entdgnungsrecht zum Zweck der Bildung zweckmäfsig geformter 
Baugrundstücke. 

Erst in neuester Zeit hat ein hamburgisches Gesetz vom 
I. Januar 1893 (betr. den Bebauungsplan für die Vororte auf dem 
rechten Elbufer ,S 9) zuni ersten Male V^orschriften über eine, un- 
mittelbar herbeizuführende zwangsweise Umlegung städtischer Bau- 
grundstüche aufgestellt.') 

In Preiilsen wurde der Erlals eines entsprechenden Gesetzes 
zuerst im Hause der Abgeordneten am iq. Mar/, iSq2 (Wriiandl. 
S. 1055-1057) vom Abgeordneten Knebel angeregt und von den 
Abgeordiu ti.n VVallbrecht- Hannover und Grimm -Frankfurt a. R'L 
befürwortet. 

Der Verfasser dieser Zeilen, welclum di r Mangel entsprechender 
gesetzlicher Beslinirnunj^en in seiner auulichen Thätigkeit wiederholt 
entgegengetreten war, glaubte im Anschlufs an diese Anregung die 
endliche Erledigung der Frage nicht besser fördern zu können, als 
wenn er den Versuch unternahm, einen vollständigen Gesetzentwurf 
aufzustellen, um dadurch sowohl Umfang und Gröfse der vor- 
handenen Sdimer^rkeiten als die zu ihrer Überwindung benubdiaren 
Mittel vor Augen zu stellen und somit die Grundlagen für «ne 
fruchtbare Spezialdiskussion zu schaffen. 

a. Verhandlungen des preursischen Landtages über 
Stadterweiterungen 289^ 93. 

Der infolge vorstehender Erwägungen am 9. November 1892 
im preufsischen Herrenhause eingebrachte Gesetzentwurf,*) betr. die 
Erleichterung von Stadterweiterungen, behandelte — unter Scheidung" 
der Bestimmungen in materiell - rechtliche (|^ l— 9) und formelle 
(JsS 20 — 27 - sowohl die zwangsweise Zusammenlegung als auch 
die Ausdehnung der It^nteignung auf das neben den im Stadt- 
cruriterungsgebiet anzulegenden Strafsen belegene Gelände (Zonen- 
enteignung) und traf zugleich im Interesse thunlichsler Zusammen- 
legung gleichartiger Baulichkeiten und Fernhaitung störender Be- 
triebe in 19 Bestimmung dahin, dafs durch Ortsstatut ganzen 
Baubiocken oder Teilen von solchen Baubeschrank ungen auch über 

*) Über d«s bcMiwbe and bamburgüche Recht vgl. Meyn m. a. O. 10—19. 
*) Vgl. den Wortlaut des Gesetzentwurfs nach der BeSChlttf$f«SS1Ulg dcsHenwa^ 
hauaes, abgedruckt in der Rubrik Gesetzgebung. 
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das baupolizolicheD Baubeschrinkoii^en gezogene Mais hiiiaiis auf- 
erlegt werden könnten, wenn die Eigentiimer von mindestens der 
Hälfte der fraglichen Fläche es beantragen. 1} 

Der Entwurf war mit eingehender Begründung versdien (vgL 
Stenogr. Berichte und Verhandlungen des Herrenhauses. 1893. Bd. IL 
S. 24 — ^27), aus welcher hier folgende allgemeine einleitende Be- 
merkungen mitgeteilt sein mögen: 

tfDie Wohnungsfrage hat infolge des anhaltenden Zusammen- 
strömens grofser Volksmassen in den Städten, insbesondere in den 
gröfseren*), one unausgesetzt wachsende Bedeutung erlangt, und 
die sozialen Gefahren, welche die Zusammendrängung der Bevölke» 
rung in vielstöcldgen Mietskasernen *) mit sich bringt, &ngen an, 
in immer weiteren Kreisen gewürdigt zu werden. 

Mehrere gröfsere deutsche Städte haben in den letzten Jahren 



*) Diese Bcstinunuii^ ist in der IIcrretihaus-Koimnlssio» gestrichen, weil sie 
nicht In das f'.>'liitt urt^statutarischer, sondern ]>oIizcilicher Rei^-'Iunf^ falle. Im 
folgenden wird 'l.ih. r ;iul diesen Punkt nicht weiter eingegangen WL-rdcn. 

Uber die Vertretung der cin/.eluen Wohnortskategurieeu bei den ciuzelucu 
Volkssühlufigen: vergl. Statistik des Deutschen Reiches, neue Folge, Band 33, die 
Volkszählung im Deutschen Reicb 1885, Seite 29 und Statistisches Jahrbuch fllr das 
Deutsche Reich XII. Jahrgang 1891, Seite 5. 
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Von 100 bewohnten fiebäudeti waren 4- und mehrstöckig! 
In Uorliii 1864: IS,.**«, tiagegeii 1885 : 42 
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in Frankfurt a. M. 1875: 5,,"^ und 1890: ii,;"«; 
in Mänchen 1885: 11,7% und 1890: 15,1**'«. 
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energische Versuche gemacht, durch Reform ihrer Baupolizei* 
Ordnungen auf eine weiträumigere Bebauung ihrer Aulsenbezirke, 
auf Beschränlcung und Erschwerung der Mietskasernen und auf Er- 
leichterung des Baues kleiner Häuser hinzuwirken und dadurdi zu- 
gleich dem bedrohlichen Anschwellen der Bodenpreise, welche 
naturgemä(s durch das baupolizeilich zugelassene Mals der Ausr 
nutzung der Grundstücke wesentlich mit bestimmt werden, so weit 
hierdurdi möglich, entgegenzutreten. 

Die wirkliche Durchfuhrung der, namentlich im Interesse der 
unbemittelten Klassen so dringend erwünschten wri raunaigeren Be- 
bauung in den neu anzulegenden Stadtteilen wird aber nur dann 
erhofft werden können, wenn noch andere Mafsnahmen gegen das, 
zu äufserster Ausmu/Aing der ßaugrundstücke anreizende Steigen 
der Bodeopreise getroffen werden. 

Am wirksamsten werden in dieser Richtung offenbar solche 
Mafsregeln sein, welche auf thuiilichste Vermehrung der Zahl der 
zur baulichen X'erwertung bereiten, nm Markt bctiiidlichen Grund- 
stücke hin/.iclen und hierdurch der Bildung hoher Mononolpreise 
für den Grund und liodni in der Nähe der grofsen Südie wemgstens 
in gewissem M.if-ic etugegentrelen. 

In den — sehr zahlreichen - Stadtgebieten mit /.er;:i!tem 
Grundbesitz hat es sich nun nach dieser Richtung hin immer luhl- 
barer als aufserordentlicher IJbelstanfl geltend gemacht, dafs eine 
der Zusammenlegung für lantlwirtscharriiche Zwecke analoge /.waugs- 
weisc Zusaminenlcgung drv (ii and> ucke iKun^olidaiion lür Be- 
l)auun<T;szwccke geset::lich nichi auerkanni ist. Die stadiseiage Er- 
schiic»i.uiig von Gelände durch Siraisen bleibt bedeutungslos, so 
lange die Bebauung der Baublöcke durch Einzelne gehindert werden 
kann, deren Grundstücksstreifen — wie das oft der Fall ist — so 
belegen sind, dais ohne deren Mitbenutzung eine Bebauung nicht 
mögtich ist Eine gütliche Verembarung Über eine solche Zu- 
sammenlegung gelingt bei der meist vorhandenen grofsen Zahl von 
Interessenten erfahrungsmäfsig auch bei allseitig gutem Willen nur 
selten und unter groisen Schwierigkeiten ; sie wurd aber unmöglich, 
sobald Interessenten vorhanden and, deren Widerstand nur den 
Zweck verfolgt, möglichst teuer ausgekauft zu werden, oder deren 
Zustimmung aus rechtlichen Gründen (Abwesenheit, hypothekarische 
Belastung usw.) nicht erlangt werden kann. 

Die Herdurdi bedingte Unbenutzbarkdt grolser Teile der 
städtischen Feldmark ftir die Bebauung, die infolgedessen eintretende 
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Verteucniag von Grund und Boden und deren verhängnisvolle 
Wurkungen Air gesundes und «reiträumiges Wohnen sind auch be* 
reits seit geraumer Zeit . . . erörtert worden, ohne dafs bislang in 
Preulsen . . . ein emstlicher Schritt sur Aufteilung des allseitig 
geforderten Gesetzentwurfes geschehen vfäre. 

Der anli^nde Entwurf, betr. die Erleichterung von Stadt- 
erweiterungen, soll nun eine Abhilfe dieser Übdstände versudien. 

Die Rechtfertigung des hier empfühlenen gesetzgeberischen 
EingriiTes wird im allgemeinen durch die Erwägung gegeben, dals 
der durch das Anwachsen der Bevölkerung, namentlich der groiseren 
Städte, bedingte, vielleicht bedauerliche, aber unvermeidliche Um- 
wandlungsprozefs von Acker- und Gartenland inBau- 
g e 1 ä n d e ein Vorgang von ganz aufserordentlich grofsemöffent- 
lichen Interesse ist und daher nicht lediglich der Willkür der 
Eigentümer überlassen werden kann, sondern der öffentlich- 
rechtlichen Regelung f)ed.irf, welche auch um so unbedenk- 
licher cini^^reifen kann, ;il.s jener Voigang für die Kigcntiimcr unter 
allen Umstanden mit erheblichem unverdienten Gewinn verbunden 
ist. Indessen beschrankt sich der Entwurf doch auf einen eng- 
bei^rrtixien Teil der in Betracht kommenden Kragen, d. i. die auf 
Beseitigung der durch die Zersplitterung des Grundbesitzes jenem 
Üniwindlutigsprüzers cnt .^rf^^engestcllten Schwierigkeiten. 

li,r betrilTi daher niclii die Feldfluren mit einheitlichem Besitz 
und beschafti^n sich auch nicht mit der Frage, ob initl evciit. welche 
Mittel ilaustcllcii -.Steuer udcr amiercs rrfordcrlich sind, um be- 
bauungbtahigc Laadstücke wirklich au den Markt zu bringen. 

Innerlialh jener Begrenzung aber geht er weiter, als die bislang 
einzit^^en gesetzgeberischen Versuche in Ijeutschiand gegangen sind. 
Wenn nämlich in dem hcssisclu ii Gvsc\7. für Main/ und in dem 
Hamburger l^ntwurf der fesct/.trc^-lxnsclie Kingrift' auf die Ke*^^elung 
der Grundsiücks\ erhallnisse innerhalb eines Baublockes beschränkt 
geblieben ist, so schien eine solche Beschränkung un/Ailassig, ja un- 
gerecht , sobald CS sich um den Krlafs eines Gesetzes für die 
Gcsamtlic-it der so verschiedenartigen preufsischen Gemeinden 
handelt. Das Widerstreben eines Interessenten gegen die von 
anderer Seite vorgeschlagene Zusaniinenleguug iimerhalb eines Bau- 
blockes kann nämlich u. a. sehr wohl daher rühren, dafs er in diesem 

^) Die hier folgenden Hinweisttogen «uf die oben S. 43t, 43a beieits erwlhnteu 
Vcrhaadlttngen und ftafscrprcuftbchen gaetzgelierisdien Mafinnlunen lind fartgetowen. 
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Baublock gerade ein besonders beluTrschcndcs (irundstück besitzt, 
wiUircud seine Lage in einem anderen Baublock umgekehrt eine 
höchst ungünstige ist, und d^iss er daher mit sfutem Grunde den 
einen Baublock nicht ohne den anderen reguliert haben will, l-.s er- 
schien daher unerlafslich , die Zulassi;:^keit des zwangsweisen Zu- 
saiiimcnlegungsverfahrens für ganze Fcldfluren oder Teile derselben 
auszusprechen. Ebenso war es nötig, bezüglich der, wegen geringer 
GröCse nicht rationell bebauungsfahigeo Grundstücke — deren Zahl 
dch natürlich gerade bei stark zertditem Besitz vermindert, wenn 
nicht nur ein Baubiock, sondern gröfsere Flächen zusammen ge- 
regelt, und demnach alle hierin belegenen Grundstücke der einzelnen 
Eigentümer zusammengerechnet werden — das £echt der Ent- 
eignung zu gewahren 6). 

Femer waren auch die gar nicht seltenen Fälle zu berück- 
sichtigen, in denen wegen teilweise vorgerückten Anbaues oder aus 
anderen Gründen eine Zusammenlegung von gröfseren Gebietsteilen 
oder auch nur Blöcken nicht wohl ausführbar und audi im ofTent- 
Hchen Interesse nicht geboten ist, da es sich nur um Durchlegung 
einzelner Stralsen und die Erschliessung der angrenzenden Grund- 
stücke iür die Bebauung handelt; in diesen Fällen schien die Hilfe 
am besten und sichersten durch das in Frankreich schon seit 1852 
und in Belgien seit 1858 bezw. 1867 bewährte System der so- 
genannten zonen weisen Enteignung — expropriation par zones *5 
gegebm werden zu können, 15, 16.). Auch noch aus einem 
andern Grunde schien (tie Zulassung dieses letzteren Weges ge- 
boten. Bd der Zusammenlegung von Grundstücken zum Zwecke 
der Bebauung handelt es sich nämlich, wie ausgeführt, um einen 
Versuch auf einem ganz neuen Gebiet und um ein Verfuhren, 
welches grofse Schwierigkeiten in sich schliefst. Es kann also im 
voraus niclu mit Sicherheit übersehen werden, ob und welche Er- 
folge auf diesem W'crrr zu erlangen sein werden, wahrend es sich 
hei der sog. Zonenenteignuijg um ein, unter schwierigen Verhält- 
nissen langst bewährtes Institut handelt. Wenn man also wirklich 
und ernstlich Milte bringen will, wird man einen Versuch auch mit 
diesem fran/.osisch-belgischen Systeme nicht versagen ^dürfen. 

Der Entwurt" regelt demnach sowohl die Zusammenlegung, als 
die /onenenteignung in sladlischen Gebietsteilen mit zerteiltem 
Besitz. Dabei ist die Unbebautheit des Gebietes im grofsen und 

') Vgl. Meyo a. a. O. S. 92. 9J. 
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ganzen zwar als selbstverständlichf Kogel an<^enümmeiL, ind^en 
schien ein völliger Ansschlufs aller (jeliietsteiie, in welchen sich be- 
reits einzelne Baulichkeiten iind Niederlassungen befinden, nach der 
Art der meist üblichen Besiedelung nicht durchführbar. Etwaigen 
Bedenken tritt 8, Abs. 2 entgegen. 

Andererseits sind die Strafsendurchbrüche im innem von Städten 
aufser Betracht gelassen, da sie zum Teil andere Gesichtspunkte 
2l\s die hier zu Grunde gelegten, in Mitleidenschaft ziehen und es 
nicht ratsam erschien, die an sich schon g^ofsen Schwierigkeiten 
dieses Gegenstandes noch durch Hineinziehung ander«* Fnigm zu 
vergrttlacni. . . 

Vormiflsetsung der Anwendung dieses Gesetzes ist abet m 
allen FjiUen die voiiierige endgültige Featstdhiog eines Fluchtlinien« 
planes auf Grand des Gesetzes vom 2; JuU 1875; das neue Gesets 
efscheint daher insofern als eine Ergänzung und Weiteribildung dieses 
Gesetzes von 1875 behuft wirklicher Durchführung festgestellter 
Fhichtlinienpläne zum Zweck der EfSchlieTsung von Baugelände. 

Der Gesetzentwurf bezieht sich zunächst nur auf Städte über 
10 000 Einwohner, weil bei diesen das dringendste Bedürfnis ob- 
waltet Sollte ein solches Bedürfnis auch für einige kleinere Städte 
und für Dorfgemeinden vorhanden sdn, wäre eine Ausdehnui^ des 
Gesetzes auf diese, etwa durch K6nigfiche Verordnung, unschwer 
vorzusehen." 

Die Komousvon, welcher der Entwurf in der Plenarsitzui^ vom 
la November 1893 (Verh.S.9. la) kurzen einleitenden Worten 
des Antragstellers überwiesen war, unterzog denselben unter Vor* 
sitz des Präsidenten des Oberverwaltungsgerichtes Persius einer 
eingehenden Beratung in zwei Lesungen und acht Sitzungen und 
erstattete durch Oberbürgermeister Becker «Köln in Nr. 59 der 
Drucksachen (a. a. O. S. 277 — 301) einen ausführlichen Bericht 
(vom 24. März 1893). Der von der Kommission empfohlene abge- 
änderte Entwurf gelangte in der Plenarsitzung des Herrenhauses 
vom 19. April 1893 zu unveränderter Annahme. (Verhandlungen 
ö. 161—169.) 

Die lange zeitliche Ausdehnung der Kommissionsverhandlungen 
hatte wesentlich darin ihren Grund, dafs man den Wunsch und die 
Hotinung hegte, die Staatsregierung werde es ermöglichen können, 
bis zur zweiten Lesung den Gesetzentwurf eingehender Prulung zu 
unterziehen und Stellung zu demselben zu nehmen. Die Kom- 

ArcbiT f&r aos. G«Mtscbf. a. Sutvük. VL S9 
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mission war bei ihrer zweiten Lesung denn auch in der Lage, wenn 
auch nicht das auf Erfordern vom Oberlandcskulturgcricht erstattete 
Gutachten selbst, so doch die aus Aniafs desselben entstandene 
oben erwähnte Schrift des Oberlandeskulturgerichtsrates E. Meyn 
zu bcrücksicliügcn und von den Vertretern der beteiligten Minister^ 
welche in der ersten Lesung nur ihre technischen Kenntnisse zur 
Verfügung gestellt hatten, die Erklärung zu hören, dafe sie — 
vorbehaltlich des Beschlusses des Staatsministeriums — von ihren 
Iffinistem ernächtigt seien, 2a dem Gesebsentwuif im ganzen und 
im einzelnen Stdiung zu nelunea Infolgedessen sind bei der 
zwangsweisen Umkgung, gegen deren Einföhning prinzipielle 
denken von ihnen nicht erhoben wurden, verschiedene Änderungen 
erfolgt, ebenso auch bei der Zonenenteignung« deren Notwend^keil 
indessen noch zweifelhaft gelassen wurde. 

Im Hause der Abgeordneten gelangte der vom Herrenhaus be- 
schlossene Gesetzentwurf in der Sitzui^ vom 3. Mai 1893 zur ersten 
Lesuf^ (Verh. S. 2219 — 222^) und wurde in derselben an eine 
Kommission verwiesen, welche indessen wegen der ungünstigen 
äufseren Verhältnisse (Reichstagswahlen vom 1$. Juni und Schlufs 
der Session am S-J"!*) einer Beratung des Entwurfes nicht mehr 
gelangte. In der Plenarverhandlung hatte der Entwurf auf frei- 
konservativer und nationaUiberaler Seite freundliche Aufnahme ge- 
funden. Seitens der Konservativen wurden verschiedene Bedenken 
erhoben und Abänderungen verlangt, und nur die Redoer des 
Zentrums traten dem Entwürfe wegen seiner Eingriffe in das 
Eigentum und aus anderen Gründen durchaus entgegen und meinten, 
dafs nur die Regierung in der Lage sei, eine so einschneidende 
Vorlage auszuarbeiten. (Abg. v. d. Acht, Verband!. S. 2221.1 

Da voraussichtlich die dem Entwurf im 1 1 i rcnhause gt (In ne 
Fassung die Grundlage der weiteren parl.irncutarischen Verhand- 
lungen sein wird — wenn nicht etwa die Kgl. Staaisregierung selbst 
nunmehr die Initiative ergreifen sollte — so wird im folgenden 
auch dieser Entwurf der Betrachtung zu Grunde gelegt werden, 
welche jedoch mehr die leitenden Gesichtspunkte als die Einzelheiten 
berücksichtigen und im übrigen bestrebt sein wird, das Versiaiidnis 
dieses hnmerliin schwierigen Gegenstandes unter Benutzung sowohl 
der in der Herrenhauskommis^on stattgehabten Verhandlungen als 
der sonstigen pariamentarischen und publizistjschen ErÖrteruQgeii 
tfaunHchst zu erleichtern. 

Den Verhandlungen der Herrenhauskommission war mit Zu- 
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Stimmung des Antragstellers ein von einem Mitgliede vofgelegter 
Gegenentwurf *), in welchem imter Beseitigung der Scheidung 
materiell- und fbrmell-rechtücher Vorachriften ein andrer, dem ge- 
wöhnlichen Gange des Umleg^ungsveifahrens sidi anschKefsender 
Aufbau durchgeführt, im übrigen aber der Entwurf bis auf einige 
unten zu erwähnende Punkte aufgenommen war, zu Grunde gel^ 
worden, und diesen Aufbau weist auch der vom Herrenhaus be- 
schlossene Entwurf auf. 

Den bd weitem umfangreichsten Abschnitt dieses im ganzen 
27 Paragraphen zahlenden Gesetzentwurfes (Druckaadien des Hauses 
der Abgeordneten Nr. 169. Bd. VL S. 301 3014) bildet die Um- 
legung, welcher die 2^18 ausschlselsiicb gewidmet sind, und sie 
wird daher auch hier zunächst zu behandeln sein.*) 

3. Die Um- oder Zusammenlegung. 

Was zunächst die Bedürfnisirage anlangt, so wurde dieselbe in 
der Herrenhauskommission anfänglich von verschiedenen Seiten 
verneint, wenigstens in dem Sinne, dals das Bedürftiis räumlich 
nicht ausgedehnt genug sei, um einen so starken gesetzgeberischen 
Eingriff in das Eigentum zu reditfertigen. In grofsen Städten des 
Ostens sei es unschwer gelungen, die notwendigen Verst. indig^ngen 
mit den Eigentümern herbeizufuhren, im übrigen gebe das Gesetz 
vom I. Juli 1875 in Verbindung mit dem Entdgnungsg^etz die 
genügenden Handhaben zur Erschlicfsung von Baugelände. Diese 
Bedenken würden jedoch fallen gelassen, nachdem fiir f^rofse Teile 
des Staatsgebietes — Schleswig -Holstein, Hannover und die west- 

') Abgedruckt am Schlüsse des Komnussioasbericbts. a. a. O. S. 389 flg. 

*) Der § I enddUt folgende einleitenden Bcstiiiiiiuug«!»: 

iJii Stadtgemeiiideii mit mcbr nb lOQOO Einwolmcn kufi «vf CSraod iiadi» 

stehender Bi-stiinmungen : 

1. behufs Erschlicfsutig o<!t r /wcckmafsigcr Gcstalfun^j von U.iugclände in einem 
überwiegend unbebauten Teile des Gemeindcgebictes nach endgültiger Fest- 
stellung eines FluchtlinicnpUnes die Umlegung (Verkoppclung, Konsolidbtioo) 
von CSnuidstaAeii Tcradiiedcner EigentOmer (gg * ^ >S) swuqpweite 
verfögt, 

2. zu gleichem Zwecke sowie behufs Vcrbc^'^enm^ rlrr VcrhältTiis'>>- licbautcr 
Teile <lc5 Gemeindegebietes das Recht der Zoneucnteignuag 19 bis 22) 
verliehen werden. 

IXe §§ 19— handeln, voo der Zoncnentoigniuig und die $| 23—37 «BtholteD 
iigetneinnme Bcttimmiingcn." 

29» 
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ll^hcab Fhyviiäen — too venehiedenen Kommlflnoiisinitgliedern» 
jMch voB- petitionferendea Gemeinden dn dringendes Bedürfnis 
naichgeWiesto 'War. Auch der Kölner Verein der Hans- und Grrund 
toitter liatte % einer eingereichten Petition die Notwendigkeit ge> 
«etelidier Mafsr^gdu zur Durd^breduing des V^derstandes Einzdncf 
giegenüber-dn^UmlegUng anerkannt > Ebenso gelangt Meyn a. a Oi 
& ii'-^ $3 flg; tmt^ lOnWeis auf dife nnvennddfidie vielfache schief- 
winkliche Durchschnddung von Grundstücken durch Baufluchtlinien 
nnd das vielseitig lM»eugte Bedürfnis zu dem Ergelnis, da(s eine 
zwangsweise Umiegung gesetzlich einzuführen sei In der That wird das 
Bedürfnis für alle Städte mit zersplittertem Grundbesitz weiterer Nach* 
Weisungen nicht bedürfen. Es genügt einerseits auf die von Stübben 
a a. O. gegebenen und von Meyn S. 97 flf^. wiedergegebcnen Beispiele 
schiefwinklig zur Strafse liegender Grundstücke und andrerseits dar- 
auf hinzuweisen, dafs auch bei rechtwinklif^er Durschschneidung der 
Grundstücke deren Bebauunpsfahifjkeit vielfach desh.ilh versaf:^t, 
weil sie zu (geringe Breide oder zu geringe Tiefe haben. In den 
Gec^tndm des Westens sind eben infolge der Gewohnheit, die 
Naturalteilung des Grundbesitzes in P2rbfallen bis zur äuisersten 
Möglichkeit durchzuführen, vielfach selir lange, durch viele Baublöcke 
hindurchgehende, ganz schmale, streifenartige Grundstücke ent- 
standen , welche auch bei rechtwinkliger Durchschücidung ohne 
Vereinigung mehrerer Streifen unbebaub.ir sind, bei schiefwinkliger 
Durchschneidung aber oime eine ganz neue Umiegung völlig un- 
benutzbar werden. , 

£m solches Bedürfnis zu gesetzlichem Eingriff wird allerdings 
in der Regel und ohne weiteres nur fiir gröfsere Gemeinden an^ 
suerkennen sein, wenn auch im einzelnen FaUe gerade in einer 
kleineren Gcnürinde ein dringendes Bedürfnis vorhanden sein kann. 
Auch lagen von drei westlichen Landgemeinden Petitionen vor, in 
welchen eine weitere Ausdehnung des Entwurfes ert>eten war. Man 
ist jedoch dabei geblieben, die Bestimmungen an sich auf Städte 
von mehr als 10000 Einwohnern — eine auch sonst angewandte 
Grensbesttmmung — m beschränken, hat aber in S 27 die Mög^ 
Uchkeit einer Ausdehnung des Gesetses auf andre Gemeinden auf 
deren Antrag durch Königliche Verordnung vorgesehen und für 
diesen Fall die Zuständigkeitsfragen soweit ciforderitch besondeis 
geregelt 

Der Um&ng des Bedürfiiiaes su iwangsweiser Umlegung und 
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die Begrenzung des Umlegungsgebieteft bat nanMiididi eiosdneii 
Ausfährongeii der Tagespiease zu heftiges Amelwdersetzungfn 
geführt» und auch <ye Petition des Kölner Haus- und Grumlbesitierr 
Vereins verlangt, dals die Umlegung auf einen Baublock .be- 
schränkt bleibe. Von interesaerter Seite ist dabei der Zweck des 
ersten Entwurfes — durchaus irrigerweise ' — so dargestellt, alf 
ob eine völlige Neuaufteilung ganzer Fddmarken, durch welche 
Besitzer an Stelle ihrer bislang im Süden der Stadt belegenefi 
Grundstücke andere etwa an der Nordsette belegene erhalten 
wurden, beabsichtigt werde, und um sok:hen Möglichkeiten vorzur 
beugen hat man dann die Beschränkung der Umlegung auf einen 
Baublock fordern zu sollen geglaubt Auch im Abgeordnetenhause 
hat der Redner der Konservativen (Frhr. v. Richthofen, VerhandL, 
Sr 2219) eine solche Beschränkung gebiU%t. ') 

Die Herrenhauskommission hat zur Beseitigung dieser Be- 
denken zunächst — im Einverständnis mit Meyo, a a. O. S. 8 — xo 
an Stelle des Wortes „Zusammenlegung"', welches den Anschein 
erwecken konnte, als ob alle Grundstücke eines Besitzers immer 
an eine Stelle zusammengelegt werden sollten, den technischen 
Ausdruck „Umlegung'' p^cwählt und sodann den S 2 in folgender^ 
die eben gesciulderten Schreckgebilde ausschlicfsender Weise gcp- 
fesst : „Die Umlcj^unr^ kann sich nur auf einen durch die Gestaltung 
des Geländes, bestehende oder projektierte Strafsen, die thatsäch- 
liche Entwickelung der Anbauverhältnisse oder sonstwie abg^egren/ten 
Teil des Cn-mfindeg^ebictes erstrecken. Tunxelne im Umlegungs* 
«^^('bioto belegene, bebaute oder in besonderer Weise (als Handels» 
gärtncreien, Baumschulen w. drrirl.) benutzte Grundstücke können 
von der Umlegung ausgenommen werden." Dagegen hat sie, wie 
der Wortlaut zeigt, der Beschränkung der Umlegung auf vwv n 
Baublock k«. inc Folge gegeben, unrl demgemals auch in j> i sowohl 
die Erschlielsung als die zweckinalsige Ciestaltung von Baugelände 
als zulässigen Zweck der Umlegung anerkannt. Auch Me> n. a. a. O. 
S. 29. 30, weicher im allgemeinen diese Beschrankung als eine dem 
bisherigen Maude der Wissenschaft und Gesetzgebung entsprechende 
ansieht, erkennt an, dafs eine Ausdehnung der Umlegung auf 
mehrere Baublöckc sehr wohl notwendig oder wünschenswert sein 
kann, „insbesondere, wenn die Entwickelung der Anbauverhältnisse 



•Mf&venUDdticberweise hat er diste BwtfhrilnkttBg iclioa im Hctfoifanft» 
Entwürfe zu fiadeii g^kubt 
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eine gleichzeitige und gemeinsame Regulierung mehrerer Baublöcke 
erheischt, z. B. benachbarter, auf beiden Seiten einer Strafse, rings 
um einen öffentlichen Platz gelegener usw. oder wenn der B^tz 
in der betreflenden Stadtgegend so zersplittert ist, dais ohne etn 
Übergreifen der Zusammenlegung auf mehrere Baubldcke sich 
brauchbare Bauplätze' nicht schaffen lassen". Nur verlangt er in 
jedem Fall den Nachweis, dais dner dieser ebengenaonten Fälle 
vorliege oder dafs die Ausdehnung aus andern Gründen notwendig 
oder wünschenswert sei Die Kommission hat aber auch einen 
soldhen Zusatz nidit för erforderlich eraditet, da in dem Verfahren 
über die Begrenzung des Umlegungsgebietes gegenüber den die 
Beschränkung auf einen Baublock fordernden Einsprüchen ohnedies 
schon in allen Fällen der Nachweis geliefert werden mufs, dafs die 
in Antrag gebrachte ausgedehnt«« Umlegung dem öffentlichen 
Interesse entspricht. In der Thut f o r dert aber grade das öffentliche 
Interesse in zahlreichen Fällen eine weitere Begrenzung des 
Umlegungsgebietes. Der Kin/.elne mag aus mancherlei Beweg- 
gründen vielfach besser seine Rechnung zu finden glauben, wenn die 
Umli^ng auf einen Baublock beschränkt wird und infolgedessen nur 
wenig Grundstücke an den Markt kommen — auf einen besondem 
hierbei gewöhnlich in das Auge gefafsten Punkt, die Abtretung des 
zu Strafsen und Plätzen bestimmten Geliindes wird unten be- 
sonders eiii/.ugchcn sein — dagegen kann ein gröfseros sozial- 
politisches Inieresse der Umleg-unfr überhaupt nur dann bcifrcmessen 
werden, sie in solchem Unilange erlolgt., dafs die der Be- 

bauung crsciilosscucn Ländereien auscftdchnt t^enu^^ sind, um ent- 
weder unmittelbar oder aber mittelbar (insbesondere infolge der 
Einwirkun«; der im neuen Kommunalabgabengesetz JiJ 27 in den 
Vordergrund gerückten Baustellensteuer) auf den Preis der Grund- 
stücke einwirken zu können. GewiCs liegt die Gewinnung zweck- 
mäfsig gestalteter Bauplatiie innerhalb eines Baublockes an sich 
auch schon im öffentlichen Interesse; allein jener andere Gesichts- 
punkt ist so überwiegend in seiner Bedeutung, dafs jede Umlegung 
innerhalb eines Baublodces dem öffentlichen Interesse dann geradem 
widerstrdten würde, wenn durch dieselbe die Umlegung einer 
größeren Fläche vereitelt würde, wie dies sehr wohl der Fall sein 
kann, wenn etwa die in einem Baublocke ungünstig gelegenen, in 
andern Baublöcken aber sehr günstig gelegenen Besitzer durch Um- 
legung jenes ersten Baublockes das Interesse an einer weiter- 
gehenden Uml^ng verlieren. 
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Mit Rj0cht ist daher auch in g 4 das Vorhandensein eines 
öffentJichen Interesses allgemein als Voraussetzung einer zwangs- 
weisen Umlegung aufgestellt. 

Wenn aber hiernach eine gesetzliche Beschränkung der zwang^s- 
weisen Umlegung auf einen Baublock durchaus unthunlich ist, so 
erhält die Fracke nach den Garantieen , welche das Verfahren den 
Besitzern bietet, um so gröfscrc Brdeii*^":n^. Dit*sc Garantieen sind 
nun in der That in dem Herrt nhaus-ii,nt\vurt sehr auscfedehnte. 

Zunächst erfolgt die ümlegun^^ der Re^el nach nur auf Antrag 
der beteiligten Eigentümer, und zwar können nach < 3 nur „die 
Eigentümer von mehr als der Hälfte der nach dem Grund- und 
Gebaudesteuerkataster zu berechnenden h'lache der umzulegenden 
Grundstücke" einen solchen Antra stellen. Allerdings ist dies im 
Hinblick auf die landlichen Zusaiiiinfnlep^ungsgesetze, in denen 
aufserdcm die Zustimmun<^ einer gcvM^s« ii überwiegenden Melirheit 
der Eigentümer verlangt wird, als nicht ^^cuügend bezeichnet (Abg. 
Frhr. v. E> natten. VerhandL S. 2225); indessen ist dieser Hinweis 
unzutreffend, da die Person des Eigentümers wohl für ländliche 
Grundütücke, welche der Bewirtschaftung bedürfen, nicht aber für 
Baugrundstücke in Betracht kommt, und es deshalb auch unrichtig 
sein würde, auf eine städtische Umlegung den Umstand einwirken 
zu lassen, ob die Landflachen %'on mehr oder weniger Personen 
besessen werden. Auch Meyn a. a. O. S. 31 hält die Bestimmung 
des ,S 3 „mit Rücksicht auf die Eigenart der in Betracht kommenden 
Verhältnisse" für zutreffend 

Allerdings kann nach ^ 8 auch ohne einen in Gema(sheit des 
^ 3 gestdlten Antrag ^die Undegung durch Geffleindebeschluls an- 
geordnet werden, wenn das ö^tUdie Interesse «fies eriieischt^. 
Alldn in diesem FaU muis die Gemdnde nach ^ 9 Abs. 3 das in 
die öffentlichen Wege und Plätze fallende Gdände alsbald gegen 
Zahlung einer ihr entsprechenden Entschädigung erweiben; und 
wenn ihr diese Ausgabe demnächst bei Bebauung der Strafsen auch 
Dach Maisgabe des $ 15 des Gesetzes vom 3. Juli 1875 g^^iz oder 
teilweise erstattet wird, so hat sie doch unter allen Umständen zu- 
nächst und endgültig die in der Regel sehr erheblicfae Zinsenlast zu 
■tragen, und es ist daher nicht wahrscheinticb, dals dieser $ 8 oft 
zur Anwendung gelangt Überdies sind för diesen Fali'(fie Garan- 
tieen des Veriahrens noch verstärkt 

Während man nämlicfa im allgemeinen die auch im Flucht* 
Jtnienver&hren tfaätigen Selbstverwaltungsbehörden (Beorksaussdiuls 
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und Provinzialrat) zur Entscheidung der zun wichst /,u erledigenden 
Frage, ob eine Umlegimg und in welcher Hctrrenzung sie statt- 
finden soll, berutt n hat 5 — 7), ist für den Fall des <^ 8 noch die 
weitere Garantie hinzugefügt, dafs gegen d(Mi ßeschlufs des Pro- 
/i alrates noch Beschwerde bei dem Minister der örtentlichen 
Arbeiten eingelegt werden kann. In jedem Fall aber haben alle 
Beteiligten, welchen durch öffentliche Bekanntmachung Kenntnis 
von der geplanten Zusammenlegung zu geben ist, das Recht, An- 
wendungen gegen diesen Plan beim Bezirksausschufs zu erheben. 
Der Gemeindevorstand, dessen Objektivität von einzelnen Seiten 
Lt zweifelt ist, hat hiernach in diesem ersten /Abschnitt des Ver- 
fahrens keinerlei mafsgebcnde Entscheidung. 

Was sodann das weitere Vcriaiiren behufs Durchführung der 
endgültig beschlossenen Umlegung in der festgestellten Begrenzung 
anlangt, so hat auch ia diesem der Gemeindevorstand nur eme 
vorbereitende Thätigkeit aus/^uüben, insofern ihm ciie Aufstellung 
des Umlegungsplanes übertragen ist (S 13). Freilich ist auch dies 
wohl bemängelt und die Einsetzung staatlicher Behörden für diese 
Aufgabe verlang^. Indessen scheint dies, wenigstens cur Zieat^ 
durchaus nicht emf^elilenswert. Zuoäch^ kann wohl die Einsetzung 
ständiger Behörden kemenfalls in Frage kommen, da die Anwendung 
des Gesetzes immer nur in vereinzelten Fällen und in nicht vor- 
herzusditeden Städten eintreten wird* Die Ernennung von Spezial* 
kommisaonen fär den einzdnm Fall, etwa durch die Regierungs- 
präsidenten, aber würde schwerlich gröfsere oder auch nur ebenso 
groise Garantieen bieten, als der Gemeindevorstand, dem in allen 
grölseren Städten erfahrenen Techniker zur Seite stehen und dem 
auch jetzt schon in der Aufstellung von Fluchtlinienpläncn Aufgaben 
anvertraut sind, deren Lösung in keineswegs geringerem Umfange 
in das Privateigentum eingreift. Sollte aber das Umkgungsver> 
fehlen einen erheblicfaeren Umfang erlangen, so wärde man 
spater noch immer ständige Behörden einsetzen können, wenn sich 
dies als nötig erweisen sollte. Von durchschlagender. Bedeutung 
ist indessen, dals gegen diesen vom Gemeindevorstand entworfenen 
Verteilungsplan das Verwaltungsstreitverfehren (beim Bezirksaus- 
achuis und Oberverwaltungsgericht} zugelassen ist ($ 14). Während 
der erste Entwurf die Beschreitung des gewöhnlichen Rech&weges 
dadurch hatte ermöglichen wollen, dafs er jedem widerstrebenden 
Eigentümer das Recht gab, seinerseits Enteignung nach Mafsgabe 
des Gesetzes über Enteignung von Grundeigentum vom i I.Juni 1874 
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KU veriangen — dn Recht, welches allerdiiigB tu sehr erheblicheii 
Bedenken Anlafs geben konnte und deshalb auch von Meyn a.a. O, 
33. 34 und mneilialb der Herrenhauskommission entschieden be» 
kSiDpft wurde — , ist durch diese von der Herrenhauskommission 
in zweiter Lesung beschlossene ^Zulassung des Verwaltungsstreit- 
verfahrens eine auch im Hause der Abgeordneten von keiner Seite 
angefochtene Garantie von höchster Bedeutung geschaiTen , welche 
auch anfanglichen Gegnern des Entwurfes in der Kommission die 
Zustimmung zu demselben ermöglicht hat. 

Bietet hiemach das Verfahren, wie es im Herrenhaus-Entwurf 
gestaltet ist, in betreff der Feststellung des Verteilungsplanes alle 
nur wünschenswerten Garantieen, so ist auch hinsiclitlich der VoU- 
Ziehung des letzteren durch strengen Anschlufs an das Enteignungs- 
verfahren volle Garantie geboten : analog der Enteignungserklärung 
hat der Bezirksausschufs eine Überweisungserklärung zu erlassen, 
in welcher der Tag des Eigentumsüberg-anges bestimmt zu be- 
zeichnen ist. Infolge dieser Erklarunc^ tritt alsdann das zugewiesene 
Grundstück in rechtlicher Beziehung völlig an die Stelle des abge- 
tretenen Cirundslückes ( Ji^'jn* 15. 16). 

Weitere Garanliecn werden deri Eii^entitmern in sachlicher Hin- 
sicht durch die, unter dem Scliut/.c des Übcrverwaltungsgerichtes 
stehenden Vorschriften über die bei Aufstellung des Verteilungs- 
planes anzuwendenden Grundsät /,e 'geboten. Insbesondere sollen 
die Cirundstücke thunlichst „in der Lage, in welcher sie vor der 
Umlcc^un^ besessen wurden", den Eigentümern wieder zufxt"\viesea 
werden , und zwar miV^lichst „rechtwinklijjf zu den Stralsen und 
Plätzen"; bebaute Grundstücke aber bind, soweit sie nicht in Strafsen 
und Plät/.e fallen und „vorbehaltlich der etwa ertbrdcrlichen ander- 
weiten Begrenzung, durch welche jedenfalls die bisherige Zugäng- 
lichkeit der Gebäude nicht erschwert werden darf, dem bisherigen 
Eigentümer /u belassen". 11.) 

AlUruuigs ist eine andre Bestimmung — in ^ 9 — 1 nach 
welcher zur Ausführung der Umlegung die Grundstücke aller Be- 
teiligten in eine Masse zu vereinigen sind, aus welcher „das zu 
öffentlichen Strafsen und Plätzen erforderliche Gelände bei der Ver- 
teilung vorweg auszuscheiden und der Gemeinde unentgeltlidi zu 
übereignen" ist, von interes^erter Seite aus lebhaft angefochten, 
weil dadurch das Gesetz vom 2. Juli 1875 auf Kosten der Grund- 
besitzer, welche bisher nur bis zu 26 m Sttnfsenbreite unentgeltUch 
abzutreten brauchten, zu gunsten der Gemeinde geändert werde. 
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Indessen ist diese Bestimmung, so geringe Bedeutung sie auch für 
den Fall der Umleguüg innerhalb eines Baublockes ^) hat, durchaus 
unentbehrlich für den — wie oben nachgewiesen — unter keinea 
Umständen auszuschliefsendeo und wichtigsten Fall der Umleguog 
eines gröfseren Baugebietes; und es ist durchaus unzutreffend, wenn 
diese Bestimmung als eine Abänderung des Jjl 15 des Gesetzes vom 
2. Juli 1875 hingestellt wird. 

Die ünentbehrlichkeit einer solchen, in den ländlichen Zu- 
sammenlegungsgcsetzcn gleichfalls enthaltenen Bestimmung folgt 
schon daraus, dafs ohne dieselbe die gröfsten Schwicrif^kc itcn ent- 
stehen würden, und der eigentliche- Zweck der Umiegung: die Ivr- 
schliefsun«^ von I^augelände in keiner Weise erreicht werden könnte. 
Ks wird dies am besten durch das von den Interessenten notig 
gemachte Eingehen auf den }i 15 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 
klar werden. 

Vor nüem ist hierbei die wcitvcrbrciicte, aber durchaus irrige 
Annahme zurückzuweisen, als ob^ der genannte <^ 15 der Gemeinde 
in allen Fallen die V'erpllichlun;^ 7.ur Bezahlung des über 26 m 
Breite hinausgehenden Slralsi iH^elandes auferlege. Denn diese Wr- 
pflichtung Hegt der <'/euieinde nach dem klaren Wortlaute nur dann 
ob, wenn sie selbst eine Stralse anlej^n , wahrend es keinem Zweifel 
unterliegt, dafs eine solche Verpfliciitung für sie nicht besteht, wenn 
ein Unternehmer die Strafse anlegt*/ Und das mit gutem 
Grunde. 

Es ist in der Begründung des ersten Entwurfes bereits da- 
rauf hingewiesen . dafs der inlblL^e des Anwachsens der Bevöl- 
kerung, ohne Zulhun der Besitzer sich vollziehende Umwand- 
lungsprozefs von Acker- und Gartenland in BauL^elande regcl- 
mäfsig für die Eigentümer mit erheblichem, unver- 
dienten Gewinn verbunden ist, und es sollte daher eigentlich 
nicht noch besonders betont £U werden brauchen, dafs die Kosten 
dieses Umwandlungaprozesses nach Recht und Billigkeit von 
denen getragen werden müssen, welche die Vorteile desselben 
genieisen, d. h. von den Eigentümeriu Zu (fiesen Kosten gdiört 

^) Nadi (kr m^rerwühaten Petition de« Kölner Hans* und GrandelgenMnieff" 

Vereins wird übri^etis ab Grenze einet nBau b 1 o < kes" die Mittellinie projektierter 
Strafsen und Plätze bezeichnet, bczw. wenn di' Irtrtoren breiter als 26 m sind, 
eine Linie, welche 13 m von der Fluchtlinie tuifcrnt ist. 

*) Vgl, rriedricbs. Das Gesetz, betr. die Anlegung und V'eranderung von 
Straiaen naw. vom Juli 1875. Anfl. Berlin 1889. S. 10a. 
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aber vor allen Dingen die Anlage der Strafien und Flitze, ohne 
wdche begrifflich Baugelände überhaupi; nicht vorhanden ist 

Dieser, der Gerechtigkeit allein entsprechende Grundsatz wird 

auch thatsädllidl jetzt schon durchgeführt, wenn es ndl um die 
Erschliefsung eines in einer Hand befindlichen gro(seren Geländes 
handelt. In solchem Falle pflegt der Eigentümer oder das be- 
sitzende Konsortium mit der Gemeinde einen Vertrag über die 
Durchführung des gesamten Bauuntemehmens abzuschliefsen , in 
welchem insbesondere auch über die Anlage von Strafsen, die Be- 
und Entwiisserunq^ sowie die Beleuchtung Bestimmung getroffen 
wird. Diesem Vertrage ist selbstverständlich ein festgestellter Bau- 
fluchtlinicnplan zu Grunde zu legen, und wenn nun die Gemeinde 
die Freilegung der in diesem Plan vorgesehenen Strassen und 
Plaue — auch über 26 m hin;iiis — fordert, so hat der Unter- 
nehmer sich zu überlegen, ob das hierfür vorgesehene Gelände zu 
weitcr(>hend bemessen ist und er bei unentgeltlicher Herp^abe des- 
selben sein Unternehmen nicht mehr mit Gewinn durchzuführen 
vermag. In diesem letzteren — wohl seltenen — Falle mufs er 
dann entweder von der Durchführung Abstand nelui;ica oder aber 
die Gemeinde mit Rücksiclii iiuf das an der Anlache der grüfsen 
Plätze mitbeteiligte öffentliche Interesse zw einem Beitrag zu dem 
Unternehmen zu bestimmen suchea Auf diesem Wege wird r^el- 
mäisig der Unternehmer — soweit nicht gaoz besonders ausgedelmte 
öffentliche Anlagen in Frage kommen — vertragsmäfsig die Her- 
gabe des gesamten zu Strafsen und Plätzen erforderlichen Geländes 
an die Gemeinde 2a übernehmen haben. Was aber das Mais des 
biltigerwetse für Strafse und Plätze in Anspruch zu nehmenden 
Geländes anlangt, so wird zwar die I^e des einzdnen Falles flir 
diese Bestimmung stets entscheidend sein müssen, im allgemeinen 
aber wird man die Ausiuhr\mgen von Baumeister in der Viertel- 
jahisschrift für öffentliche Gesundheitspflege 18S9 S. 11. 29 in seinem 
Korreferat für die 14. Versammlung des deutschen Vereins för 
öffentliche Gesundheitspflege zu Frankfurt a. M. 1888 über Mais* 
regeln zur Erreichung gesunden Wohnens und von Stübben a. a. O. 
S. 71 zu Grunde legen können, nach welchen durchschnittlich etwa 
ein Drittel (35 % nach Stübben) für Stralsen und Plätze in Ansatz 
zu bringen ist. ^} 



St&bben: „Der Aateil der Strafsen- und PlattflSchen am gesamten Stadt- 
felde pdect xwiscbea 35 — ^$0% tu schwanken; ein gutes BÜttelnuifii ist 35*/«. Die 
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Wenn sich hiernach die Durcfafiifarung der riditigen Groodaätee 
bei gesdilosseoemi in dner Hand befindilchen Besitze verhäJtnn- 
ffisUsig cinfech gestaltet, so ivird die Regdung bei getdltein Grund- 
Iwsitze weit schwieriger: Rq^lmäfiig haoddt es sich hier bislang 
nur um die Anlegung einzeber Straiaen, und sowdt soldie in 
Frage kommen, würde es offenbar ungerecht sein, wenn die Ge- 
mdndei wdche diese Strafsen. anlegt, von den angrenzenden Eigen- 
tümern die unen^ddiche Abtretung des gesamten Straisei^däodes 
fordern wollte, auch wenn die Strafse etwa als eine, dem g^onzen in 
der Bildung begriffenen Stadtviertel, und nicht blofs den Anliegern 
zugute Icommende breite Promenade gedacht ist Mit gutem Grund 
ist daher in den betreffenden Gesetzen, insbesondere auch in dem 
mehreru'ähnten 15 des Preufsischen Gesetzes vom 2. Juli 1875 
eine Grcn?^" festt^esctzt, bis zu welcher hinaus die Anli'^crer nls 
solche 7M I .andabtretuntjen für Strafsen oder Platze niciit \i\ An- 
spruch genommen werden können, in l'renfsen nicht über eine Ge- 
samtstrafscnbreite von 26 m hinaus. Diese Bestimmuncj des jj 15 
soll daher hier in keiner Wei<ie in Frage «restellt werden. 

Allein offenbar ist hiermit die Fray^e nicht erledit^t. Denn wenn 
die Anlieger die Kosten über 26 m hinaus nicht zu tragen haben, 
so müssen dieselben anderweitifr aufgebracht werden, und das heilst 
nach der bestehenden Gesetzt^n-bung, dals diese Kosten der Gesamt- 
heit der Steuerzahler zur Last fallen. Dieses Ergebnis setzt sich aber 
in schneidenden Widerspruch mit dem oben an die Spitze ge- 
stellteD Grrundsatz, dals die Kosten der Umwandlung von Acker- 
und Gartenland in Baugelände von den Interessenten su tragen 
dnd, und die üblen Folgen, welche sich bd jeder ungerechten 
Lastenverteilung einzustellen pflegen, sind audi tn diesem FaUe 
nicht ausgeblieben. £inmal nämlich werden die Gremetnden hier- 
durch veranlalst, bd Aufstellung der BaufluchtUnienpläne vidfacli 
sehr kleinlich und kurzsichtig zu verfahren und insbesondere in der 
Bemessung der öffentlichen Plätze zu sparsam zu sdn, um nidit 
die — för sie oft in der That nidit erschwingtidien — Kosten der 
Erwerbung des Platzgeländes auf dch nehmen zu müssen, sodafi 
also die gesamte zukünftige Einwohnerschaft des neuen Stadtviertels, 
welchem Luft, Licht und Raum zu Spid- und Tummelplätzen nicht in 
genügender Weise beschafft wird, unter diesen Milsständen dauernd 



untere Grenze von P^ect mf UnvoUsUsdigkeit des Planes» «nf su sduntle 
Strafsen .«der m spttnane Anaidniii^ von PUtien hinnideiiten.** 
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SU leiden gezwungen wird. Eine weitere, mcht mmder fiUe Folge 
des jetzigen Reclitsziistandes ist, dafs die Gemeinden mit der An- 
lage der einzelnen im Bebauungsplan vorgesehenen Sttbisen sdir 
zögernd vorgehen, zumal wenn ae, wie nach dem preulsischeD 
Gesetz, die oft sehr erheblichen Zinsen ihrei' Ausgaben för Land- 
erwerb und Baukosten von den Bauenden demnächst nicht wieder 
cinaehen können, sodiafs also diese jetzt geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen gradezu darauf hinwirken, die An- 
lage von Strafsen und die Herstellung bebauungsfähiger 
Grundstacke zu verzögern und dadurch die Biklung von 
Monopolpreisen für die wenigen am Markte befindlichen 
€mindstücke zu erleichtern. Dabei ist zugleidi in Betracht zu 
ziehen, dafs das aus zahlreichen Gründen unentbehrliche Verbot 
des Bauens an unregulierten Strafsen ($ 12 des Gesetze^ vom 
9, Juli 1875) an sidi und ohne entsprechende Ergänzung die Gdähr 
einer Verminderung der bebaubaren Grundstücke und damit einef 
Fireissteigerung derselben in erfaeiiUchem Mafse verstärkt 

Aus allen diesen Gründen muls es als eine gesetzgeberische 
Aufgabe von hoher sozialpolitischer Bedeutung er- 
scheinen, Bestimmungen zu treffen, welche sowohl eine ausreichende 
Gestaltung der FluchtlinienpLäne als eine thunlichst ausgeddinte 
Erschtiefsung von Baugelände zu fordern und zu fuhren vermögen. 

In gewissem Umfange wird das neue Kommunalabgaben- 
gesetz vom 14. Juli 1893 in dieser Richtung Hilfe gewähren können, 
indem es in sdnem 20 die rechtliche Möglichkeit giebt, zur Deckung 
der Kosten von Anlagen, welche in besonders hervorragendem 
Mafse einem Teile des Gemeindebezirkes zugute kommen, eine ent- 
sprechende Mehrbelastung dieses Teiles eintreten zu lassen, und 
demgemäfs auch die den Anliegern als solchen nicht zur Last 
fallenden Kosten der Verwandlung^ von Ackerland m Baugelände 
nicht mehr wie bisher der Gesamilu it der Steuerzahler, sondern im 
wesentlichen den Eif^eutumcrn des betretenden Teiles des Gemeinde- 
gebietes aufzuerlegen. Allein dieser Wei^'^ bietet doch mancherlei 
und mcht geringe technische Schwierigkeiten, und gewährt überdies 
nicht die Möglichkeit, einen Übelstand — der bereits vielfach 
als Ungerechtigkeit lebhaft empfunden ist — zu beseitigen, näm- 
lich den, dafs die in die vorgesehenen Strafsen und 
Plätze fallenden Grundstücke den Eigentümern 
genommen werden, damit das Ackerland der übrigen in 
Baugelände verwandelt wird. Dieser letzte Umstand ist nicht zu 
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UQterschatzen. Insbesondere ist dabei zu erwägen, dafs die Füh- 
rung der einzelnen Strafsenzüge im Fluchtlinienplan, mag ihre 
Riditung im allgemdnen auch festateheDf im einzelnen doch sehr 
verschieden gestaltet werden kann, und es somit in gewissem 
Maise von Zu0migkeiten abh^gt, ob eine Stralse diese oder 
jene Lage erhält, und ob ein Grundstück demnach in ihren Zugf 
htneiniallt oder nicht. Die aus solchen Gesichtspunkten heraus jetzt 
vid&ch erhobenen Einwendungen gegen Fluchtlinienplane (Uhren 
in der That oft zu Verlegenheiten, insofern es .nach der bestehenden 
Gesetzgebung unvermeidlich ist, eme * — an sich vielleicht nahezu 
wUiküriiche — Entscheidung darüber zu treffen, ob das Grundstück 
des A oder B in die Strafse fallen soll Und es wäre daher selir 
erfreuUch, wenn diese Entscheidung überhaupt vermieden werden 
könnte. 

Auch nach dieser Richtung hin gibt nun ein über grölsere Flächen 
ausgedehntes Umlegungsverfahren die erwünschte L.ösung, 
indem es zugleich auch sicherer, als es auf Grund des Kommu<r 
nalabgabengesfetzes vom 14. Juli 1893 mißlich wäre, die Erwerbs- 
kosten der öffentlichen Plätze und Anlagen den an dem betreffen'' 
den, in Baugelände zu verwandehiden Teile des Gemeindegebietes 
beteiligten Eigentümern zur Last legt. Die Gesamtheit dieser 
Eigentümer wird hierdurch in eine Zwangsgenossenschaft 
verv^ndelt, von welcher alle dem Grundbesitz naturgemäfs ob- 
liegenden Lasten ebenso zu tragen sind, wie dies oben für den in 
einer Hand befindlichen Bedtz nachgewiesen ist, und behufs Aus- 
scheidung des Strafsengeländes sind nun nicht mehr die einzelnen 
Besitzer der in die Stralsen fallenden Grundstücke gegen Geldent- 
schädigung heranzuziehen, vielmehr hat die Gesamtmasse den zn 
Strafsen und Plätzen erforderlichen Teil des Geländes von vorn- 
herein in natura herzugeben, so dafs jeder einzelne Eigentümer so- 
wohl zu den Strafsen und Plätzen seinen Anteil herzugeben als von 
dem übrig bleibenden Baugelände seinen Anteil zu empfan^^en hat. 
Auf diese Weise wird jeder beteiligte Besitzer nach <^leichem Mals 
gemessen, und die Frage, oh eine Strafse [^r:ide dieses oder jenes 
Grundstück trifft, verliert daher in weitem Umfange ihre Bedeutung. 

Aus allen diesen Gründen sind die von Interessenten gegen 
ein solclies Umlegungsbauverfahren erhobenen Bedenken nicht nur 
nicht zutreffend, vielmehr gewahrt grade eine solche, über weitere 
Gebiete sich erstreckende ümiegung die einzige Möglichkeit einer 
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der Gerechtigkeit entsprechenden Durchführung der — Ackerland 
in Baugelände verwandelnden — Stadterweiterung. 

Eine Gefahr für die Eigentümer, dafi sie auf diese Weise zu 
viel Land für Strafsen und Plätze hergeben müssen, liegt aber in 
keiner Weise vor, da ja die Bildung jener Umlegungsgenossenschaft 
des Antrages der Mehrheit der Eigentümer bedarf und diese ihre 
Interessen ebenso gut verstehen wird, als ein einzeber Eigentümer 
oder dn Konsortium von solchen. 

Weit eher ist umgekdirt nach der Fassung des Herrenhaus- 
Entwurfes die Gefahr begründet, dafs solche in sozialpolttischett 
Interesse erwünschten gröfsercn Umlegungen wegen mangelnden 
Antiäiges nicht eingeleitet werden können. Es fehlt nämlich in dem 
jetz^ren Entwurf jede Bestimmung, wddie die Neigung zur Um- 
legung zu fördern geeignet sein könnte. In dem ursprünglichen 
Entwurf war — in Anlehnung an das Mainzer Vorbild — folgender 
J^' 18 enthalten: Errichtung von Bauten, durch welche eine 

zweckmäfsigc Zusammcnlci^ung von Grundstücken in einem Bau- 
block verhindert oder crheblicli erschwert wird, kann baupolizeilich 
untcrsact^t werden. Ein solches Bauverbot crli-clit , wenn nicht 
irnu rhalb eines Jahres das Verfahren auf Zusarnrnrnlr -ung . . . ein- 
c,^('lL!tet ist. Eine Entschädigung wird wegen dieser Beschränkung 
cit i Baufreiheit nicht gewährt." Meyn a. a. O. S. 41, 42, billigt 
diese Bestimmung, welche den BeteiH<^tcn die Möglichkeit gab und 
sie anregte, aus Anlafs drohender Verljauung die Umlejrung zu be- 
aniragen, nicht nur, sondern liält sie für nicht weitgehend genug 
und verlanc^t iMiiidestens V'erlan^u-rung der Frist auf 2 Jahre. 
Ebenso wurde aucli in der Herrenhaus-Kommission die Notwendig- 
keit einer solchen oder besser noch weitergehenden Besdmmung 
von verschiedenen Seiten betont; indessen hatte schon der oben 
genannte Gegenentwurf den Paragraphen (24) dahin abgeschwächt^ 
dafs (Me Versagung der Grenehmigung erst dann statthaft sein sollte,, 
wenn bereits ein Antrag auf Umlcgung gestellt oder von Amts- 
wegen die Umlegung gemebdesettig beschlossen sei, und da re- 
gierungsseitig jeder Beschfänkung der Baufreiheit über das unbedingt 
Nötige hinaus die entschiedensten Bedenken entgegengestdlt wurden, 
so wurde schliefsüch in dem jetzigen J$ 33 die Versagung nur för 
den Fall zugelassen, dafs bereits ein . Gemeindebeschluis auf Um- 
l^ogt sei es auf Grund des Antrages, sei es ohne solchen, gefafst 
ist. Offenbar ist hiermit nicht nur jeder Anreiz zur Umlegung 
beseitigt, sondern auch Thür und Thor geöffnet, um zweckmäfsige 
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Umle^ngren chikanöser Weise unmöglich zu machen oder zu er- 
schweren. — 

Es bleiben zum Schluis liur noch 2 rankte zu erwähnen, welche 
in dem jetzigen Entwurf keine Aufnahme gefunden haben. 

Der eine betrifft die Hypothekgläubiger, für welche der ur- 
sprüngliche Entwurf im Anschlufs an das den widerstrebenden 
Eigentümern gegebene Recht, die Enteignung zu verlangen unter 
gewissen Bediogungea dn ähnliches Recht zu formulieren veisudil 
hatte. Die Herreohaus-Komfoission hat es jedoch in Überanstiiii- 
mung* mit Meyn a. a, O., S. 34. 35 Tür ebenso unnötig als ui»i> 
lässig gehalten, den Hypothekgläubigern irgend welche Sonder* 
Stellung einzuräumen: Das neue Landstöck trete auch för sie an Stelle 
des alten, und cBes sei sowohl in Rücksicht auf die durch die Um» 
l^ruQg regehnäfsig eintretende Werterhöhung als die Zulassung des 
Verwaltungsstreitverfahrens völlig unbedenklich. 

Den andern Gegenstand bildet die Behandlung der ihrer geringen 
Grofse wegen unbebaubaren Landstfickei deren Enteignung 
der ursprüngliche Entwurf ^ 6) im AnscUuls an das hessische Vorfoikl 
Torgesehen hatte, ialls nicht etwa die Vereinigung mehrerer Land- 
stOcke desselben Eigentümers zu einem brauchbaren Bauplatz mög^ 
Uch sein sollte Auch die mchrerwähnte Kölner Petition erklärt» 
ach mit dieser Enteignimg, auf welche von technischer Seite stets 
erhebliches Gewicht gelegt war, einverstanden, ebenso im weseat* 
liehen Hieyn a. a. O. S. 32. 53. Indessen lehnte die Herrenhaus» 
kommission die Zulassung der Enteignung als nicht unbedingt er- 
forderlich ab, und auch regierungsseitig wurde geltend gemacht» 
dals ein Grundstück, wenn es auch zur Erbauung eines Wohn* 
hauses nicht grois genug sei, deshalb doch nicht überhaupt be* 
bauungsunfähig zu sein brauche. Denn es könne sehr wohl in 
anderer Weise bebaubar oder benutzbar und auch sonstwie dem 
Eigentümer von Wert sein. Die zweckmäfsige Bebaubarkett der 
andern Grundstücke werde aber durch das Vorhandensein solcher 
ParzeUen nicht mehr gestört, da sie in dem Umlegungsverfahren 
entsprechend gelegt würden, und es könne daher der freiwiUigen 
Vereinbarung überlassen bleiben, ob und wann dieselben mit einem 
anderen Grundstück zu vereinigen seien oder nicht. 

Auch nach dieser Richtung hin hat also der Herrenhausentwurf 
den Eingriff in das Privateigentum auf das durchaus und unbedingt 
Erforderüche t>eschränkt. 
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4. Die Zonenenteig^ung. 

Die im ersten l-^ntwurf vorgesehene ZonenenteignuDg bat ein 
eigenes Schicksal f^rhabt. I^ntsprechend dem ganzen, auf Erieich- 
terung der Stadt erweiterungen beschränkten Inhalt dieses EnLwuries 
war die Zonen«Ateignung our für noch unbebaute Gebietsteile in 
Vorschlag gebracht, und diese Beschränkung in der Begründung 
auch damit motiviert, dafs die früher, bei Beratung des Gesetzes über 
Enteignung (von 1874 und später) gegen die damals schon (von Virchow) 
emploiiiene Zonenenteignung erhobenen Einwendungen (Anreiz zu 
kostspieligen Strafsendurchbrüchen und Spekuiationsuntemehmun^cn) 
gegen eine so beschränkte Zonenenteignuog nicht wohl erhoben 
werden könnten. Indessen traten gegen diese Beschrankung schon 
in der Begründung des Gegenentwurfes Zweifel hervor: „Fraglich 
ist, ob der Entwurf nicht aut den Durchbruch von Stralsen inner- 
halb der Städte auszudehnen ist. Ein Bedürfnis dazu besteht 
zweifellos, insbesondere auch für Berlin. Die dagegen bei den Ver- 
handlungen über das Gesetz vom 2. Juli 1875 erhobenen Bedenken 
erscheinen nicht durchschlagend: weshalb es gegen die Prinzipien, 
die bei der Enteignung festxuhslten sind, verstolsen sollte, wenn 
snan die Gteozen fOx das EatdgnungsredH: weiter zidit, ist nicht 
wohl abzuseilen (es fiegt dies viekodir nur in der berechtigten 
Stiomung der Zeit), und dais die Gremeinden auf diese Weise zu 
Spekulationsuntemebmungen verleitet werden sollten, ist schon an 
pkh mcht anzunehmen, da der Regel nach sdche Untemdimungen 
mit Schaden verbunden sein werden, und wird daneben durch eine 
dem $16 des Entwurfs entsprechende Bestimmung — wonach die 
Interessenten die Ausfiihrung selbst in die Hand ndunen können — 
ausgeschlossen.** 

Auf einen dem Entwurf gerade entgegengesetzten Standpunkt 
ober stellen sich die Äusserungen von interessierter Seite: Die 
Zonenenteignung stelle, wenn sie fiir unbebautes Gelände zu«> 
gdassen werde, das ganze Eigentum an demselben b Frage und 
niemand sei mdir des Seinigen sicher. Sie sei daher nur är das 
Innere der Städte^ sowdt sie dort unentbehrlich sei, zugelassen, im 
Übrigen aber abzuldmen. 

Zu ähnlichen Ergebnis gelangt Meyn a. a» O. S. 58—63« Die 
Einfuhrung der Zonenenteignung für bebaute Stadtteile erscheiiit 
ihm durchaus angemessen, da eine harte Ungerechtigkeit darin 
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liege, dals die wenigen Anlieger — deren Grundstücke infolge 
der Durchbrüche hoch im Werte steigen — auf Kosten der Ge- 
samtheit' johne wesentliche (Tegenleistuiir den reichsten Gewinn eio- 
heim^li. ; Für unbebaute Stadtteile verwirk er dagegen die Zonen»« 
enteignurig auf das Entschiedenste: sie entziehe ohne Not dai; 
Eigentum, sei gehässig, weil sie den Anschein erwecke, als ob die 
Stadt nur enteigne, um mit dem enteigneteii Lande gewinnTfeiohfe 
Geschäite zu machen; das Gesetz, vom 2. Juli 1^75 habe die Bei^ 
trugspflicht der Anlieger in einer mi /VUgeiiitiineii den Grundsätzen 
der Billigkeit und Gerechtigkeit entsprechenden Weise bereits ge^ 
regelt, und im Übrigen sei eben die Umlegung das geeignete und 
durchaus ausreichende Mittel zur angemessenen Regelung.') 

Der Herrenhanseiitwurf hat dieieii £hiwendungcn gegen die 
Anwendung der Zonenenteignung auf das Stadterweiterungsgebiet 
kdne Folge gegeben , andrerseits aber sie auch fttr die bebauten 
Stadtteile angelassen und dementspiecheod dem Entwarf den vefw 
&iderten Titel > betn Stadterweiterungen und 2Sonenenteignungeft 
gegeben.' 1 

In der Tbat sbd dringende* Gründe Ahr die Zönenenteignung 
im Stadterweiterungi^ebiete vorhanden. * 

:Die Zonenenteignung verfolgt, wie in der BegrOndung dot 
ursprung^chen Entwurfes bemerkt ist» überhaupt »einen doppelm 
ZwedciV t 

1.. Hetstettung ^eckmaisiger ßaugrundstOcke neben den neu»' 
angelegten Sttn&en und Poitzen, und 

3. eine ratkineUe Regelung der Deckung der fiir di^ neiien 
Stralsenanlagen aufimwendenden Ausgaben/' ') '» 

„Während dem zweiten Motiv — so fahrt die Begründung fofi 
— bei Stralsenanla^^ auf Feldmarken eine verhältnismälsig untere 
geordnete Bedeutung zukommt, tritt das Gewicht öm ersteren 
gerade bei zerteiltem Grrundbesitz in den Stadterweiterungagebieten 

•um so mehr hervor»" - . ; C 

, ■ - . 

' *) Irrigemeise li^iimt Meyn S. 6t allgemein' an; dafs d«r §15 des Gc^. 
vom 2. Juli 1875 auf neue Strafsciiaiilagen hu Sliidtinnerii nicht an'Vf^ntlbar sei. 
Nicht anwendbar ist er «Ucrdiogs auf StnifsenverbreUenuigVQ» wähl aber auf Töllj^ 
neue SuaCsen. ' ' " ' . . 

*) Audiiin Älg.- Hanse fpmcli sic^ fthr, 'r, RicVthoCen (kons.) gegen die 
AnwendfUkg. der. Zonenente^nuiig auf itiibebatttes Gebiet musp hielt im Obrige^ 
Act die Stellung idttar Partei tvcr Zonenenfcignung nocb offen; ' "* 

*) VgL'Meyii a. a. O. besonden S. Si'—Si (<Ue bclgwche Gesetsgeboog:) 
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.' . Es.st mxk zttiaäiätst «fie Akuoalane iiliriclitig«'Ia]stlDb»flfiUbziddBt 
erwähnte Bedtifinis decHetstellaiig sweckmafiied; BlftpIttzbJilwdidie 
UjnU^uH^/irie sieimGqieteeiitwiitfeTinngesefie^ 
.Denn die.letzleit ofolgt ja vqKdinäifligf anr auf. Afitne^^iittdidlr llfti 
^ Ai^tswegen erfoleeiide Ebdeituiig ^ertettien beiastebdic)6mcMiiiif ttHt 
>ao ■erticMicfaeB Kosten, <flalk diese Umtegüng ohns'Aiitiagtftai^^fa^ 
SDoderea: faOen. «awendbar sdn wird. la aUm aadetti^ljl^ulD 
deneo ein Aiitng. sucht, vorii^, wird, deäinai^*i&&- des* Aoakhu 
dnes^Str a is e nzuges im Stadterweiterungsgebiet durch das öfr<hitliche 
rlotefMSe g^efordert wird, nichts anderes übrig Weihen, iüs in <l<ir 
hergebrachten Weise .das Stcaisengelände stadtscitig freihändig odisr 
. durch, fntoignun^ zm er^verben. Was ergibt sith nun hiefbei.iJiei 
-zersplittertem Grundbesitz? Eine grofse Anzahl kleiner PaizeUen, 
-von denen jede zur Chikanierung des Nachbars gröfs genug, zur 
eigenen baulichen Verwertung aber zu klein ist. Es entstfeht alao 
in solchem Falle eine Strafse, die keine Baustellen schafft, und dne 
Bebauung, die völlig sprunghaft erfo^, je nachdem einmal idn 
grölseres Landstück vorhanden ist Es ist also weder dem Inter- 
esse der öffentlichen Sicherheit, weiches thunlichßt zusammen- 
hängende Bebauung erfordert, noch dem Interesse ausgiebiger Ef- 
schliefsung von Baugelände auf diesen Wege Genüge geleistet. Ihre 
Befriedigung rrfordert also die Zulassung der 21oneaenteignuag 
auch für da^ Stadterweiterungsgebiet. . . .. t 

Es ist femer umiditig ^ und es kann hier auf unsere' Ins* 
herigen Ausfuhrungen verwiesen werden — , dafs das Gesetz vom 
2. Juli 1875 die Verteilung der bei der Verwandlung von Acäcfer- 
land in Baugelände entstehenden Kosten bereits nach allen Rieh- 

.tungen erschöpfend und gerecht regelt; und ^ ist in der That 
durchaus nicht zu verstehen, warum das, was für die Zoneoeot- 
dgnung in dieser Richtung auf angemessenere Aufbringung der 

, Kosten in Betreff <ies Stadtinneren als richtig und zutreffend .ap- 
erkannt wird, nicht auch für das Stadterweiterungsgebiet gelten soll. 
Oder gilt für die Herstellung einer breiten, im Interesse der Ge- 
sundheit erforderlichen Promenade im Aufsimgebiet nicht dassell^e 
wie für einen Stralsendurchhruch im Innern? und warum soll, wecin 

.•im intereÄäe rationeller Kostendeckung die Enteignung der ^n 
letzteren angrenzenden (Grundstücke zugelassen wird, nicht dasselbe 
auch für die an die Tromenade angrenzenden ^jirundstiickc gelten? 
Auch .4ie Rücksici^t . aut öine angemessene Kostendeckung führt 
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dsB dalibi, die Zonenenteignung fUr das Stadterwdtennigaigdiilct 

fbenso^t als für das Stadtiiniere zusulassen. 

Und dDe solche Zulassung ist weder gehässig, noch gefahrtic:h 
iiir dea Bestand des Eigentums. Denn entweder bleibt das Unter» 
fiefamen trotz der Zonenenteignung ein Hir. die Stadt Veriust- 
bfingendes — dann wird die Zonenenteignung im Stadterweite- 
nogagetiiet sowenig Gehässiges hal)en als im Stadttnneren, zugidch 
aber nur in wiildich dringlichen Fällen zur Anwendung gelangen 
— oder aber die Zonenenteignung verspricht trotzdem, dafs die 
Strafse über 26 m breit ist, mehr oder weniger erheblichen Gewinn : 
dann stehen den beteiligten Eigentümern zwei Wege ofTen, um 
dies fiir dir Stadtfinanzen günstige Er^jebnis zu verhindern, indem 
sie nämlich erstens nnch > 21 des Entwurfs selbst das von der 
Stadt geplante Unterrichnu n mit Hilfe der Zoiu-ncntt-ii^nung gegen- 
über den Widerstrebenden zur Ausführung bringen oder zweitens 
das Umlegungsverfahren einleiten können.') In beiden Fallen wird 
dann eine den oben dargelegten (irundsatzen der Gerechtigkeit ent- 
sprechende Regelung der Ant^elegenheit herbeigeführt. 

Die Zonencnte'ignung kann hiemach also in keiner Weise als 
ein Mittel bezeichnet werden , um Eigentümern zu gunsten der 
übrigen Steuerzahler das Ihre zu nehmen, sie dient vielmehr nur 
auch zu ihrem Teile dazu, um die Kosten der, Ackergelande in 
Bauland verwandelnden, Stadterweiterutig auf die richtigen Schultern 
zu legen; und es ist zu horten, dafs sie — in diesem gröfseren Zu- 
sammenhange betrachtet — mehr und mehr als ein unentbehrliches 
Mittel zu rationeller und gerechter Ausfuhrung der Stadterweite- 
rung antrkannt werden wird. 

Ks erübrigt nur noch hinzuzufügen, dafs der Herrenhaus-Ent- 
wurf gegen etwaige zu leichte Anwendung der Zonenenteignung 
weitreichende Garantieen gesciiaffen hat, indem die Verleihung 
dieses Rechtes nur durch die Minister des Innern und der örtent- 
Uchen Arbeiten und erst nach Durchfuhrung eines den Selbstver- 
waltungsbeliurden (Bezirksausschufs und Provinzialrat) zugewiesenen, 
der Erledigung erhobener Einwendungen dienenden Vorverfahrens 
erfolgen kann. Das Verfahren bietet also den Beteiligten weit 
umfangreichere Gelegenheit zur Geltendmachang ihrer Einwen- 



') Dafs in diesem letzteren Falle die Zoneoenteignuiig in Wegfall komme, bt 
fai 4er HeiTeBiMiii-KoiniAinioin m bestiniiikteni Avtdfiick gekommeii. VgL B«iiclit 
«. «. O. S. 279, aS7* 
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düngen f als das gewöhnliche Enteignungsverfahren, in welchem 
das Enteignungsrecht durch Königliche Verordnung ohne eine der- 
artig geordnete Anhörung der Beteiligten verliehen wird. Wenn 
trotzdem von einzelnen Seiten auch fiir die Zonenenteignung- der 
Erials einer Königlichen Verordnung gefordert ist, so ist dabei 
übersehen, dafs der Krone schon jetzt das Recht zur Verleihung 
der Zonenenteignung, wenn sie im öffentlichen Interesse erforder- 
lich ist, zusteht, dafs aber der Zweck des Gesetzes gerade darin 
besteht, die Krone hler\'on ebenso rw entlnstrn, vAe solche Ent- 
lastung in Betrcti der Strafsenanlagen durch S i i ^'"^^ (icsctzes vom 
2. Juli 1875 erfolgt ist, und gleichzeitig nähere Hcbtininiungen in 
Betreff dieser Zonenenteignung m treffen und ein geordnetes, alle 
Garnntieen bietendes Verfahroi behufs der Anwendung derselben zu 
schaffen. 

5. SchlttTsbemerkuag. 

la den Vertiandluogeii des Abgeordnetenhauses ist mdirfacfa 
darauf hingewiesen, dafs der Entwurf grolse EingrüTe In das Privat« 
eigentum an Grund und Boden enthalte und deshalb gioister Vor- 
sicht und Prüfung hedurfe. Letzteres ist bei der Wichtigkeit des 
Gegenstandes sdbstverstandlkh. Andrerseits aber ist darauf huiz»- 
wdsen, dafs der Verwandlut^sprozess von Ackerlaad in Bange- 
lände durch die Bestimmungen über FlucfatUnienfestsetzung und das- 
Verbot des Bauens an unregulierten Straften sdion jetzt ein- 
schnekienden rechtlichen Beschränkungen unterworfen ist, und daia 
das Bedürfnis emer weitergehenden öffentlkh-rechtlidien Regdung 
dieses Ph>zeises nach dem oben in der Einleituf^ Gesagten immer 
dringender hervortritt; und der — bekanntlich in neuester Zeit 
stark angefochtene — dauernde Bestand des Privateigentums am 
Grund und Boden auch in Stadterweiterungsgebieten, wird am 
besten dadurch gesichert, dafs die der Befriedigung des Bedürfnisses 
der wachsenden städtischen Bevölkerung nach guter, weiträumiger 
Bebauung aus den jetzigen Einrichtungen erwachsenden Hindemisse 
thunlichst beseitigt werden. Und hierin liegt <tie wesentliche Auf- 
gabe auch der Umlegung und Zonenenteignung im Stadterweite- 
rungsgebiete. M^;e ihre Bedeutung in diesem Sinne mehr «nd 
mehr gewürdigt werden! 
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J, ;:: PJE ÖSTERREICHISCHE GE>yERBE-; 

• ' • INSPEKTION ' ' 

'"MIT BESONDERER RÜCKSICHT AUF DEN BERICHT ' * 
' VOlftJAHRE 189a. 

(.'.i.j.i,-.,,,;^..-. ■. . . ♦ 

VON 

Prof. Dr. E. MISCHLER 

I* ' IN GRAZ. 

I. Das Institut der Gewerbeinspektion. 

Es sind ungefähr 10 Jahre verflossen, seitdem in Österreich das 
kuätut der Grewerbeinspektion begründet worden ist. Deshalb mag 
<a gestattet sein, die Besprechung des neuesten, auf das Jahr 1892 
bezüglichen Berichtes auf einen breiteren Boden zu stellen und ihr 
ein^ in grofsen Zügen gezeichnete Gesamtschildening und Charak« 
tjecistüc dieses hervofrageoden sooialpoiitiscben Verwaltungsofganes 
zu Grnande m legen. 

. Bei dieser, selbstverständlich häufig in eine Kritik übergehenden 
Darstdiung mufs beachtet werden, welche c^ewaltij^e Umwandlung 
.«rieh fn 'dea let/len Dezennien, seit Beginn der Ho er Jahre, in Öster- 
reich hinsichtlich der volkswirtschaftlichen, speziell der sozialen 
Politik vollzogen hat. deren Lebenszeit in Österreich überhaupt so 
ziemlich mit dem f^enannten Zeitraum zusammenfallt. Die Arbeiter- 
schütz'^fsetzgebuiig, das Institut der Gewerbeinspektion, der Unfalls- 
und KratikenVersicherunf^ bedeuten für Österreich einen vollständigen 
prinzipiellen Bruch mit den bis zu Anfang der 80 er Jahre in der 

■ « 

') Bericht der K. K. Gewerbeiospektorcn über ihre Amtsth&tigkcit im Jahre 
1893. Wiea 1893. Hof* und StaatidnidceKL VIII «ad 471 S. — BezOgUdt der Be* 
richte aas den friÜicrea Jahrea vgl. Archiv, Bd. 1 S. 634 M< H & $160.; daaa 
Bd. V S. 19311; ottd 47SC 
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wiftschaftllqhen I csrislative herrschenden Gnindsätaeti. DieBefolgftmg 
dieses neueO Kurses tnulste notwefldigefweise von itiancheriet, iQit> 
^ter heftif^tn Heminnibsen and Rrihungen begleitet sein. Die an die 
hcrrschehdt^n Prinzipien des wirLbchatriichcn Liberali^mub gewohtuen 
B*?hörden und wirtschaftlichen Re-völkeruntr'skrcLse a erhielten sich zur 
Oeuen Richtung entweder abaichtüch (xier uiiabiiciitlich- g^egneriach» 
ViL-llLich passiv, und nur in den allcrseitcnsLen h allen entgegcnkonMJidnd, 
Auer auch die Arbeit r kreise bracjhten den neuen gesctzücben BalmcA. 
Ifeein besonderes Vertrauen entgegen, was naturgemäß i!fie Schwierig** 
kejten der Stellung der Gewerbeinspektoren noch erheblich ver- 
nit iu wii ü^ufste. LcIaLcic sahen sich zwischen zwei t^iolsc einander 
feindlich gesinnte so;dale Lager gesteÜt, wdche beide /.u dem neuelii 
Organe keine Zuneigung verspürten. ■ ' . 

; y_ Es mufs nun die allererste Krag^ sein, welche Position diese, 
Qiebt praktischen, technischen Berufen entstammenden Männer, die 
den volkswirtschaftlichen Fehden früher wenig oder gar kein Inten« 
esse geschenkt hatten, nunmehr durch die Anfordenmgen der Ge*. 
«chäfte ihres Reäsorts in «Seaem Unisdiwiiiig' der voQcswrictsdnt^ 
Ucheo. Dingte' in Österreich einnahmen. IKese. Frage ist. mn so: 
wichtiger, als siich nicht verkennen läfst, dais das Institut der Gef^ 
verbeinspekticm -einen Angelpunkt dieses Entwickelungsprozesset'. 
VÜdefc . e 

In dieser Mmsicht ist nun zu konstatieten, dals .der Zentral". 
^ewerbeiss{tektor, der die Spitze des ganzen Oi^g^aniamus fkurstdit, die 
gesamte Thätigkeit der Inspektoren und die Entwiekehtog des In^) 
fltittttes aus dem Gesichtswinkel der vor Eintritt dei^- oeueh sozialf» 
politischen Ära ma(sgebenden wirtschaftlichen GnmdaälMi' ans .be«: 
trachtet Dabei ist es aber ungemein charakteristischt dafi.t|er2entral^. 
i^ewerbcinspektor, so gewichtig natu^gemafi sein EinAi6 'auf. die! 
Tlutigkeit der einzelnen Inspektoren sein muis, weldierer'ja ia jhres: 
Grundzilgen zu dirigieren hat, doch auf deren wirtacjiaftliche Grand!-, 
tendenz eine Einwu'kttng oflensicfatlicii mdit ausgeübt hat» - Übtjgciis> 
^ber lalst äch bei aufinerksamer Beachtung der bisher vorliegt; 
<lfm aUgemdnen Berichte eine ganz allmahlige, Schrittweise; llil»^- 
neigung selbst des Zenttai« Gewerbeinspektors zu den Grundiefaretf. 
der Sozialpolitik anerkennen. Wenn ein Anhänger dieser letzteren 
häufig von dem Tenor des Einleitungsberichtes kühl angeweht wird, so 
wird er doch zugeben müssen, dais auch diese Sache zwei Seiten habew 
\Vährend nämlich die Begründung des Arbeiterschutzes im weitestes 
Sinne in- den Kreisen der Unternehmer und vieler Politiker grolsen 
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Anstofs erteilte, so rief dagegen die Auffassung des Zentral-Gcwerbe* 
inüpektors wieder eine j^cwisse Beruhigung hervor. Seine Art, die 
neuen Gesetze als W ohlthateu, gleichsam als humanitäre Institutionell 
darzustellen, sein üttenkundiges Bestreben, die Uni»chadlic)ik<>ir ailef 
neuen Instilutionen für das UntLrnehmcrinteresse z.u bcwensen, das 
stete Betonen von Humanität und Billigkeit im Gegensat/,e /.um Recht 
und Gesetz bi ruliit;tr ubef die Anwendung der neuen Gesetze und 
die Stellung der üeueii ln.sLitution der Gcwerbeinspektioii, Aus den 
Traditionen der g^ofeen, von kapitalistischer Anschauung getragenen 
Handelskammer von Brünn hervorgegangen und den älteren volks- 
wirtschaftlichen Lehren zugeneigt, vermochte der Zentralinspektof 
«ben eine andere Aufiassung nicht zu entfalten. 

Dagegen liegt die Sadie bezüglich der Inspdctoren gMOE anders. 
In ihrer Tbätigkeit AoA «e duicfaans bestrebt, den doch aemBdi 
fortgescfafittenen sodalpolitischea Gesetzen bis zur letzten Konsequenz^ 
im str en gs t e n Sinne Achtung zu versdiafTea, und zwar ganz ent- 
sdiieden, wenn auch ohne ausdrückficlie Betonung, zu Gunsten der 
Arbeiterschait Allerdings fanden sich anfangs einige Berichte^ die 
auch mit Vorliebe von Gresetzeswohltbaten, Humanität» BUligkeit und 
defgleichen spfadien, und eine gewisse optimistische Anschauunif 
Über die soziale Lage zur Schau trugen. Aber Jahr iär Jahr werden 
solche Äufseningen und Ansichten seltener, und der Emst der Lage 
tfitt immer mdir in den Vordergrund. 

Es ist ganz charakteristisdi, dats die Gewerbeinspeklion, als 1883 
die Errichtung mit dem bezüglichen Gesetze erfolgte, dgentlidi nur 
ein provisorisches Institut darstellte, indem die Inspektoren erst 188S 
ab Staatsbeamte systemisiert wurden. UrsprOngfich auf sich selbst 
angewiesen, und vereinzelt in die allzuweiten 15 territorialen Au£uchts- 
bezirke hinemgestdlt, wurden ihnen spater Assistenten betgegeben 
und von dem Prinzipe territorialer Sprengel insofern abgewichen, 
ab zunächst ein Inspektor für das Schilfahrtsgewerbe und (1S92) 
dn solcher für die Wiener Verkehrsanlagen eingesetzt wurde. Un- 
geachtet der Vermehrung der Kräfle durch die Assistenten 
jedoch die Inspektoren durchaus überbürdet und zu einer riesigen 
Anspannung der Kräfte genötigt Die folgende Tabelle soll hier- 
über nur einige wenige Zahlenangaben beibringen. 

[Siehe nebenstehende Tabfllc I.] 

Aus diesen Zahlen wird leiclit ersichtlich, dafs die Inspektoren 
zunächst vorwiegend die grofsen Betriebe inspizierten und sich dann 
immer mehr dem Kleingewerbe zuwandten, denn auf einen inspizierten 
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Tabelle i. Umfang der Inspektlonsthätigkeit 



• 

Industrieer Uppen 


Zahl der be* 


Davon 


Beschäftigte 
Arbeiter in 


suchten 


ohne 


diesen 
EtabUncmenta 




Kfahl iiMMn r n N 

*wwa a^Mvaaa V aa tiw 


üotnrea 


I. Landwirtschaft (GartenlMUli 








Dreschmaschinen usw.) • . . 


20 


4 


185 


IL Urproduktion aus dem Minatü- 




■ 






388 




7819 


m. Er/eu(,'UQg voB Metallen and 








MftalKvarcn 


8$i 


348 


34589 


rV. Erzeugung von Maschincii,Werk- 








zcugen usw. a. Transportmitteln 


375 


88 


40358 


V. Induatrie in Steinen, Eiden, 










498 


«5« 


«1714 


VL Industrie in Hob, Bein, Kaut- 








schuk, Cutaperehti usw. . 


899 


323 


13290 


* VH, Industrie in Leder, Häuten, 








Feileo, Borsten, Haaren, Federn 


241 


12a 


5310 


. Vm. TextiUndnatrie und Ta{>esierw 










1168 


159 


128014 


IX. Bekleidung^« nnd Ptttawami- 








indu5tri<' 


485 


447 


9748 




190 


41 


15 817 


XI. Indmtiie in Nahrangi» und Ge- 










1345 


Sai 


49649 


XII. Chemiadie Indastrie .... 


356 


7> 


13621 




283 


243 


17884 


XIV. Polygraphie und Kunstgewerbc 


192 


97 


7009 




150 


120 


269s 




^18 




I c67 




41 


33 


371 


Zatammen: 1892 


7700 


3458 


369 540 


1891 


6184 


2622 


316834 


1890 


5892 


2494 


342 816 


1889 


4366 


1685 


259 668 


188S 


4068 


1475 


265 393 


18S7 


4190 


tsao 


260 064 


Jahradoidncliftitt ]884>-i8S6 


2913 


? 


»4« 534 



Betrieb entüekn 1887 : 62, 1891 : 52, und 1893 nur 48 Arbeiter im 
Dufdiflchnitte, und die inspizierten Betriebe ohne Motoren madien 
gegenwärtig mehr als cfie Hälfte der Gesamtzahl aus. AUerding» 
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bildet diese gewaltige Mühe der Inspektionen nur einen Teil der 
Gesamtthätigkeit, wenn auch der Natur der Sache nach den belang- 
feichsten. Zu den sonst noch wichtigsten Agenden gehört die Anteil 
nähme an Kommissionen, wie jene an Bau- und Kollaudienings- 
kommissionen, an Kommissionen zur Abstellunj^ von Mifsst.inden, 
ynüalLserhebungea und dergleichen. Die Ziffern bierfür sind folgende: 



Tabelle 2. Anteilnahme der Gewerbeinspektoren. an 

Kammissionen. 





1893 1 

1 


1891 


1-890 


1889 


^ 1887 


Zahl äer EitilathiBgcp 

hierübrr persönliche Anteilnahme 
bexw. schriftliche Äufscmag , . 


4934 ' 

>74i ; 

1029 1 


37»a 
1069 

704 


1786 

887 
768 


»853 

? 

? 


1590 
? 
? 



Was die übrige Thätigkeit anbelangt, so dürfte wohl der unmittel- 
bare Verkehr mit Arbeitern und auch Unternehmern an den Sprechtakten 
in erster Linie stehen. Leider fehlen die DaLcu, um die Gesain' :hatijj- 
keit der Inspektoren nach ihren wichtigsten Gebieten zu erlassen. 
Aber so viel ist klar, dafs sie ungeachtet der an die Grenze der 
Möglichkeit angespannten Bemühungen nicht mehr im stände sind, 
allea Anforderungen nachzukommen. Es ist , bedauerlich, dies schon 
jetzt, wo die Institution nodh im Anfange steht, koostatieren zu 
müssen. Nur eine eioscbneideode TeUung der Sprengel und reidi- 
Uchere Beigabe von Assistenten oder wenigstens einfachen Schreib* 
kräfien vermöchte Abhilfe zu schaffen. '-^ 

Als das Institut der Gewerbeinspektion und des Arbeiter- 
schutzes eingerichtet wurde, da schob sich ein neues Verwaltvogs- 
gebiet zwischen die bestehenden hindn; und es ist begreiflich, daß 
da mandierlei Grenzschwierigkeiten entstehen muGiten* Und diese 
wurden noch dadurch vermehrt, dais die neue Institution gleichsam 
von einem ganie ändern Gedankenkreise bedingt wurde, als viele 
der bestehenden Einrichtungen. Was da zunächst die politischen 
Bchöiden und ihr Verhältnis zur Gewerbdnspektion anbelangt, so 
kann nicht behauptet werden, dais dies alsbald ein sehr verständnis- 
inniges gewesen sei Am ehesten war dies noch hmsichtliGli der 
iifittelinstanzen der Fall, wogegen die ersten Instanzen oft sehr 
schiefe Ansichten zu Tage förderteiL AUerdin^ ist da zu koop*; 
atatieren, dafs dank dxsc zielbewufsten , unermüdlichen ^ nie er-^ 
Iphmeiiden und meist segiensrqchen Tliätigkeit- der Inqiektoren 
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9lich bei den niedersteii Imtaazen und Gemeindeämtern eine Wendung 
Z.U korrekteren Anschauungen eingetreten ist. Und doch gibt es noch 
viel zu regeln. Statt vielen. nur ein Beispiel Die Gewerbeordnung 
«eiureibt vor, dafs kein Arbeiter ohne Arbeitsbuch aufgenofflinen 
werden dürfe; andererseits stellen die Gemeindeämter manches 
Landes kein Arbeitsbuch ohne den Nachweis über die erfolgte Auf- 
sahme in Arbeit aus. Provisorische Aufnahmsscheine bestehen nicht, 
was hat nun da zu geschehen ? — Aber auch die neuen sozialen 
Instittttionen stellen sich zu der Gewerbeinspektion nicht immer 
90, wie man fuglich erwarten sollte; hat doch zum Beispiel eine 
Ufofallsversicherungsanstalt einem Gewerbeinspektor mitgeteilt, dals 
es nicht seine Aufgabe sei, die Angelegenheiten der Arbeiter hin- 
sichtlich der Durchführung der Unfallversicherung zu vertreten! 
Pafs endlich auch — um nur dies noch aus dem sonstigen That- 
sachenmateriale herauszu^rreifen — die Finanzverwaltung mit der 
Gewerbeordnung in Kollision kommt und die Stellung der Gewcrbc- 
inspektoren dadurch beträchtlich erschwn 1, nr.vy zum Beispiel daraus 
ersichtlich sein, dafs es ein tronimcr Wunsch ist, es mögen die 
nach .'»J 78 ( r. wcrbeordnung getroffenen, somit nicht auf Gewinn 
gerichteten i^innchtungen, z. B. die Fabriksküchen, steuerfrei sein. 

Uberhaupt kann es als eine cinschnridend wirkende Er- 
scheinung in der Thatigkeit der ( ;(\\crbeiiispektorcn be/.eichnet 
werden, dafs ihr Eingreifen durch den Ballast des Instanzenzuges 
beilindert wird. In vielen Fällen sind sie genötigt, erst die Ver- 
mittelung oder Ingerenz der ersten Instanzen anzugehen , dann 
stehen sie häufig vor dem P^intreten der Beschwerden und Rekurse 
in drei Instanzen, und zum Überflufs noch dem Verwaltung'sgerichts- 
iiofe gegenüber! Da ist es allerdings schwer, etwas auszurichten. 
Eingestandcnermafsen haben diese Reclitsmittel oft nur den Zweck 
der Verschleppung. Wer bedenkt, wie geringfügig oft die Dinge 
sind, wie sehr der Effekt durch das Ausbleiben der unmittelbaren 
Wirkung leidet, wie oft durch die Rekurse Strenge in Milde und 
W\Ac in Strenge verkelirt wird, so dafs das allgemeine Urteil nur 
in Verwirrung gerät, der wird wohl auch der AtiMchl sein, dafs 
hier ein Überflufs vorliegt, der nur schädlicli wirkt. Überdies möchte 
ich glauben, dafs in eigentlichen Fragen des Arbeiterschutzes und 
dergleichen der lange Instanzenzug überhaupt unzweckmäfsig sei. 
So dürfte es wohl geeignet sein, gewisse Angelegenhdten der eigenen 
%ia|>peUablen Entschddung der Inspektoren zuzuweisen und bei 
«admznur £in<e Berufungsinstanz zuj(ulas^n, die eben eine faqlilichc; 
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sein mOsste, nämlich womöglicfa ^Brekt das Muiisteriiim, wdcheslnemi 
den Zentndmspektor als Referenten verwenden könnte, fiüls Angelegeif 
fidtcn der Gewefbebspektion voiliegen. Dabei würde es viel sof 
Wiiksainkeit von Anordnungen der Inspektoren beitragen, wenn 
ihnen oder ihrem eigenen Instanzenzuge (etwa an den Zentnl» 
iDspdctor) das Redit der Strafenverhängung in gewissen Fallen zu« 
stände, was allerdings nach dem in Österreich bestehenden Systeme 
der politischen Strafen eine grundlegende Änderung der liestehen» 
den Einrichtung bedeuten würde. 

Auch der Ausbau des Gewerbeinspektionsgesetzes in sich selbst 
dürfte mit der Zeit notwendig werden, woflir die zahheichen An- 
regungen der Inspektoren in ihren Berichten geeignete Winke 
geben, und es wird im Verlaufe der Darstellung Gdegenheit ge* 
nommen werden, darauf zu sprechen zu kommen. Sie betreffen 
unter anderem die Vorlage der Bauplane, die Afitteüung des Er- 
gebnisses komaissioneller Verhandlungen und anderer behördlicher, 
auf ihre Anregung erfolgter Schritte, Beiziehung zu den Strikever* 
handlungen, Einspruchsrecht gegen manche behördliche Anordnung, 
Beiziehung als Sachverständige und Erhebungsorgane in Unfalls- 
sachen, gröfsere Repression gegen die Nichtbefolgung ihrer An- 
ordnungen und derg^leichen mehr. Doch wäre es weit g^efehlt, 
wollte man hierin das einzige erstrebenswerte Ziel finden. Der 
Ausbau des Gesetzes und der Institution mufs vielrTielir von einem 
weit höhern Gesichtspunkte aus in Angriff genommen wi rden. von 
einem Gesichtspunkte, der damit zusammenhängt, was soeben über 
die Abgrenzung des Institutes von den anderen Verwaltungsgel^ictfa 
gesagt wurde. Daraus wird ersichtlich werden, dafs das bisherige 
Gesetz wirklicii nur einen ersten Schritt auf einer weiten, noch zu 
durchsc!ir<"itenden Bahn bedeutetet. 

Zunächst war der Thätigkeitskreis der Inspektoren nur auf den 
Arbeitsschutz gerichtet; aUmählich traten sie zu der Unfalls- und 
Krankenversicherung in Beziehung, und dasselbe wird der Fall 
mii i>o manchem andern sozialpülitischen Gesetze sdn, welches die 
kommende Zeit bringen wird. Der Personenkreis, welcher für die 
Inspektion in Betracht kommt, ist wohl jener der Gewerbeordnung, 
speziell ihrer Abschnitte über den Arbeitsschutz. Dagegen kommen 
für die Unfallversicherung, mit der die Gewerbeinspektion doch 
organisch verbunden ist, Angelegenheiten in Betracht, die aulser* 
halb des Inspdctionsgesetzes liegen, sum Beispiel die Un^Uie bei 
Landwirtschaftsbetfieben Motoren. Dk Inqsektoren atOssett 
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80 über den Rahmen ihrer ursprünglichen Kompetenz hinausgreifen, 
wollen sie den Anforderungen, die anderseits gestellt werden, ent- 
sprechen. Überdies ist auch der Begriff des „Arbeiters" nach dem 
KrankenversichenjncTsrresetze ein anderer als nach der Gewerbe- 
ordnunc:. Dazu kommt femer die Erwägung, dafs wir nunmehr 
neben den GrewerbebehÖrden (und Handelskammern) , Gewerbe- 
inspelctoren, Unfallversicherungs- und Krankenversicherungsanstalten 
als wirtschaftliche und soziale Organe besitzen, deren Kompetenzen 
ineinander ubergreifen und ulx rhaupt nicht scharf ^e^en einander 
abgepren/t sind, während sie doch vielfach eine VVesensgleicheit 
der Aufgaben haben und demnach unterrin ander nicht lose oder gar 
nicht zusammenhängen sollten. Füglich kann man hier noch beisetzen, 
was in allen Berichten sehr betont wird, dafs die soziale Verwaltung 
ohne statistische Grundlage und jene Verwaltungsakten, welche sta- 
tistisches Urmaterial darstellen, wie zum Beispiel Unfallsanzcigen, 
Lohnlisten etc., nicht durchführbar ist Ks geht aber das wenige, 
was wir von Sozialstatistik besitzen, in grofser Kräftezersplitterung und 
Vervielfachung von diesen genannten Institutionen, namentlich den 
Gewerbeinspektoren aus, walirend das Bedürfnis nach einem weiteren 
äü/.ialen Ürgauc, nämlich einem solchen für die Soiiiaistatisik unbedingt 
befriedigt werden mufs. 

Mit Rückacht auf diese wichtigen Gesichtspunkte, deren Er- 
heblichkeit ich in meinen Besprechungen der Inspektionsberichte 
atets von neuem hervorheben muls, und die auch von anderer 
Seite') sdiarf betont wurden, glaube ich, dals es an cier Zeit ist, 
an die Schaffung einea einheitlichen soaialpolttischen 
Organensystems zn schreiten, indon einerseits die verwandten, 
derselben Hoheitagewalt unterworfenen oder zu unterwerfenden 
Behörden und Organe zusammengefalst, andererseits Verbindungen 
mit den Organen der anderen Kompetenzspinren herbeigelUhrt 
werden mülsten. In diesem neuen Systeme von Verwaltungsorganen 
würde dann auch dieGewerbein^ektion ihren Platz einzunehmen haben. 

B«m Schlüsse dieser Einleitung mochte ich oiir noch eine 
praktische Anregung eriauben. Es besteht bereits eine derartige 
Menge von Ministeriahrerordnungen, Entscheidui^^en und Erlässen, 
dann Entscheidungen und Erlassen der Mittel- und niedersten In- 
stanzen, welche auf den Au%abenkreis der Gewerbein^ktion Be« 
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mg liabeo, und in' den Berichten der' Inspektören verstreut ^ 
suchen öder m den Veroidnuii^sblätterii der MinSsteiiÄ roBp^ECnffe 
Nofmafiensainmlimgen enthalten aind oder nicht weiter bcIcafiMt 
werden, da6 es' höchst angezdgt wäre, ein eigenes Amts^ 
blatt der Gewerbeihspdction für alle diese Mitteilungen zu gründeil» 
Dadurch würde nicht nur die Amtsthätigkeit der Inspdctoren und 
der Gewerbebehörden sehr erleichtert und gefördert, sondern auch 
das vielfaclie Auseinandergehen der Praxis in den einzelnen Länderii 
erheblich eingeschränkt, und endHch den sachverständigen Intere^ 
senten aus den Kreisen der Unternehmer , Grenossenschaften , Ar- 
beitervereine etc. ein wertvolles HU&mittel in die Hand gegdieb 
werden. ■ . t 

■ ■ 

U. Anlage xind Abfassung der Berichte. , 

Die Berichte der österreichischen Gewerbeinspektoren haben 
sich rasch allcfemeinste Beachtung errungen und werden vielfach, 
den Berichten der übrigen Staaten gegenüber, auf einen ganz, be- 
sonders hcn'orrager.dcn Platz gestellt. Dabei ist es aber notwendig, 
den allgemeinen Bericht des Zentralgewerbeinspektors, welcher all- 
jährlich den einzelnen, je für sich abgeschlossenen Berichten der 
Inspektoren vorausgeht, von diesen letzteren zu unterscheiden. 
Während auf diesen der Schwerpunkt der Leistung liegt, läfst der 
erstgenannte zu wünschen übrig. 

Was bei dem Leser des allgemeinen Berichtes ein grofses Un- 
befriedigtsein hervorruft, ist seine matte, farblose Diktion und Inhalt5- 
leere. Nicht nur, dafs der Verfasser entschiedenen Aussprüchen 
und Formulierungen von Ansichten ausweicht, gleitet er oft üb(*r 
die schwierigsten Probleme der sozialen Politik mit irgend einer 
ganz unbezeichncncicn Bemerkung hinweg. Ferner unurlafst es 
der Bericht, die zahlreichen Anregungen der Kinzelberichte zür 
Förderung der Sozialgesetzgebung und Verwaltung gleichsam wie 
in einem Brennpunkte zusammenzufassen. Endlich macht er au^ 
von der nahelegenden Möglichkeit nicht Gebrauch, die rciciihaltigen 
statistischen Nachrichten, welche die Eiiizclberichte beibringen, i\x 
einheitlichen Ubersichten zusammenzufassen; derartige Tabellen siöd 
wenigstens aufserordentlidi spärlich und in keinem Verhältaisse--^ 
der Überfülle des seitens der Inspektoren 'beigebrachten ^ SWjfite, 
Überhaupt möchte ich bemerken, dafs der Zentralgeweibekispelrtor 
seinem . Befiehto nicht die Angabe .jR^eflrilt, gleidisaiBtiy^n der 
höheren Warte der staatlichen und sozialen- EntwickdUanlf de^l^cMA* 
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«chrittfe der sozialen Gesetzgebung und Verwaltung aus zu verfolgie^ 
Stellung zur staatlichen Gesamtverwaltung in Bebraeht zu zieheü 
und üxt ihren eigenen Ausbau einen ztelbewufsten Weg einzuhalteil. 
"Dagegen mufs zugegeben werden, dafs es der Zentral-Gewerbe- 
*n^>ektor wolü verstanden hat, den Rahmen der einzelnen Berichte 
•mit glücklichem Griffe vorzuzeichnen. > 
Im übrigen möchte ich von diesem formalen Gesichtspunkte 
aus nur noch auf zwei Punkte hinweisen. In früheren Jahren fand 
sich in diesem einleitenden Berichte auch jr eine Zusammen- 
stcliun[; der von den einzelnen Inspektoren nust^elK iiden Anordnungen 
und ÜinptVhlun;^^en von Instruktionen, Einrichtungen etc. zum Schlitze 
•des Lebens und der Gesundheit der Arbeiter. Liegt doch hierin 
eine der bedeutungsvollsten Thätigkeiten der Inspektoren, und es 
verdienen ihre Bestrebungen die weitgehendste Publicität. Diese 
wird aber sehr erschwert, wenn der Interessent sich die bezüglichen . 
'Bemerkungen aus der Überfülle des starken Bandes mühsam zu- 
sammensuchen mufs. Wie leicht müfste es dem Einleitungsberichte 
sein, das \\ ichtigere herauszufinden, systematiscli zu gruppieren und 
in gröfserem oder geringerem Detail zum Abdrucke zu bringen. 
Der andere i'unkt betrifft die Namhaftmachung der Namen von 
Eirmen in den Einzelberichten, Er werden nämlich nur Namen von 
solchen Unternehmungen genannt, welche durch sozial bemerkens- 
' werte '^nrichtungen hervorragen; dagegen fehlen die Namen von 
^Betrieben, bei welchen Misstäi»^, sei es auch der krassesten Art, 
bestehen. ■ Es ist ttegreiflich, dä& aät der Namensneonunif voA, 
sozial gesprochen, „guten'' Pinnen ein sehr günstiger Effekt erzidt 
-werden lomn, indem die oft sehr kostspieligen Einrichtungen der 
'Verdienten allgemeinen Anerkennung zugeführt und die Nachahmung 
'gefordM oUer doch zum mindesten erleichtert wird. Dagegen be- 
'nimmt der Zentralinspektor den Organen ein gewichtiges RepressienS- 
"mitteli wenn er es prinzipiell vermeidet, die sozial ungünstig )iti 
'qüalifiaerenden Unternehmungen an den Fkanger zu stdlen, um so 
'nadi Erschöpfung ^aHer anderen Mittel weh^tens noch dieses ziit 
'Abhilfe der' Milsstände zu versuchen, welches gewiis m vielen Fälleb 
'seine ^Wirkung mtsüben' würde. Überdies ist es 'eine ÜnbilUgkeit-ifiir 
'zu -loben uhd nicht auch zu tadeln. Aber endlich würden (Ke 
'Arbeiter, welche nie begreifen werden, warum bereitwilBg jede gutb 
"Einrichtirog hervorgehoben, dagegen über Mißstände der Mantd 
'dhristticlier Kächstenliebe gebreitet werde, vor' solchen Firmen 
'fifailit,' sö ^wie es ihkcä die Namensnennung -der- s^6ziai' trefflicheh 
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Unternehmunc^' II ermöglicht, sich diesen zuzuwenden. Ich glaube, 
dafs in Osterreich die allgemeine Meinung eine verliäitnismässig 
grölsere Feinfuhligkeit in diesen Dingen besitzt als in anderen 
Ländern, in denen die Grofsindustrie auf der Spitze der Entwicke- 
lung angelangt ist, der soziale Kampf ein ausgesprochener und 
die Musstände, gerade auch m der Grofsindustrie, allgemeiner sind. 

Wenn so der einleitende Bericht gar manche gewichtige Wünsche 
offen lasst, so verdient dagegen die Einzelberichterstattung g^össtcs 
Lob. Es sind da ii^im ntlich einige Berichte, welche immer wieder 
den Leser durcli üuc XatuiLreue unti tiiirehcndstc Saclikenntnis 
vollständig gewinnen, und zwar jene von Kulka (Wien), Dr. Pogat- 
ßchnigg (Grazer Bezirk), Menzel ;^Reichenberger Bezirk, 1892), 
Mstlek (Olmützer Bezirk, 1891/92, früher Reichenberg}, Dpi. Ing. 
Klein (bis 1891, Oknfitz und später Troppau), mitunter auch jene 
. von Leonhardt (Klageofurter Beafk) und Schrom (Schiflahit»> 
gewerbe). Die anderen Berichte sind zumeist tüchtige und be* 
achtenswerte Leistungen, einige jedoch recht schwach und kuix 
Doch wird jedennann, der die Boichte seit Anfang an aufinerksam 
verfolgt hat, erkennen, wie sehr ae nahezu durchwegs mit ihrer 
Aufgabe gewachsen sind und sich vervollkommnet haben. Beachtet 
man, wie selten überhaupt im technischen und im Amt^eben tOdi- 
tige litteraiische Leistungen sind, und wie sehr die ^Mchte der 
Handelskammern, Statistischen Amter und dergljdchen vieUäch 
zu wünschen übrig lassen, so wird man ohne weiteres die Berichte 
der ästerröchiscben Grewerbeinspektoren in ihrer Gesanatheit als 
eine sdir gelungene litterarisdie Leistung erkennen müssen. 

Das al^emcin di^ehaltene Schema, welches die ÜbersichtUchkeit 
sehr ermöglicht und sich sachgemäfs an die Hauptgebiete der Thätig- 
.keit anlehnt, mrd vcm einigen Berichten etwas variiert, und dadurch 
entstehen die sehr zweckmäfsigen hie und da vorkommenden be- 
sonderen Abschnitte über die Kranken- und Unfallversicherung, allen* 
falls einschlieislich der Unfälle und Altersversorgung, dann über 
das Kleingewerbe, Lehrlingswesen und über Strikes. Von ganz 
besonderem Werte sind dann mehrere Einzelheiten, welche von 
manchen Berichten auf Grund besonderer aufserhalb des Rahmens 
liegender Erhebungen beigebracht werden, und zwar mitunter auch 
von solchen Berichten, die ihrer ganzen Anlage nach nicht gerade 
zu den ersten gehören. Hierher zählen die sehr erwünschten Mit- 
teilungen über die allgememe Lage der Arbeiter und Kleingewerbe- 
treibenden, (Budweis, Bericht 188S, Galizien, mehrfach) über Hau»- 
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haltung^sbudgets, Lebensmittelpreise, Löhne, Wohnverhält nisse, Dienst- 
jahre der Arbeiter, Mortalität und Morbidität, speziell Berufskrank- 
heiten etc., und endlich die vortrefflichen Müuograpixicen spezieller 
örtlicher Gewerbe. ') 

In ihrem Gesamtinhalte gehen die Berichte namentlich von 
folgenden Gesichtsj^unkten aus, wenn man von den formeUeii ftfit- 
teilungcA über die Thätigkeit absidit Mit R&Andit auf die 
Arbeiterscfautzgesetzgebung, das Hiliskaaaenwesen und bestimmte 
Spezialgebiet der sozialen Organisation scliÜdem sie die thatsäch> 
lidien Zustande überhaupt und verfolgen dabd deren Überdn- 
stimmung mit den gesetzÜdien Grundlagen, wobei die Gesetzwidrig- 
keiten in ganz hervorstediendem Mafse beaditet werden. Aus diesen 
Beobaditungen ergibt sich dann eine Kritik der bestellenden Ge* 
setzgebung und Praxis nebst Anregungen zu Qirer Reform durdi 
ganz conmte VondiU^ 

So interessant nun zweifelsobne die Beridite dnd, und nadi 
den eben gemachten Bemerkungen sein können, so bifgt ihre An- 
lage doch dne Geiähr. Wenn alljährlich in ziemlich gleichbldbender 
Webe Verhältnisse stets übereinstimmender Natur geschildert werden, 
deren Überblick durch die Reichhaltigkeit der Berichte einerseits 
und den Mangd einer dnheitlichen Zusammenfassung andererseits 
erschwert wird, wobd die Lektüre oftmals ermüdend wirkt, so 
steht die Gefahr bevor, dafs nach einer Rdbe von Jahren steter 
Wiederholung das Interesse allmählich erkalten werde. £s wäre no^ 
wendig an di^e Eventualität zu denken. Die administrativ wichtigen 
Mitteilungen müssen kürzer gefafst, mehr schematisch gegeben 
und für eine grofse Reihe wiederkehrender Angelegenhdten und 
Erscheinungen die tabellarische Form gewählt und vorgeschrieben 
werden, wodurch di< selben zum Teil in den einleitenden Bericht 
überwiesen werden könnten. Das Schwergewicht der Berichte 

') Aus den Berichten der letzten Jahre sind in dieser Hinsicht namentlich 
folgende DetaitichUdcniiigeik «n aeniien. Im Linier Bericht: die Mflnltroouneleizcugung 
bi Moltn a./d. Steyr, die Kldneiscniiidiisirict die Glasindiistrie in BfinncMM, die 
TmttcAbecber McSMicr, der Mflhlsteinbruch in Perg; iin Tiroler Bericht: die Stickerei 
in Dornbirn, Eiscnwarenerrpu{»ung im Stuhaithal, die Stciniudustric, die riolzindusfrie; 
im Grazer Bericht: die Schuhwarenerzeugung in Graz, die Strohhutfabrikatiou in 
Domschale und Manubiirg, die SteinbrOdie fan Kant; im Reicbenberger Bericht: die 
Enteogung diverser Ghttwaren; im Brftnner Bericht: d«s Stridtwarengewerbe In 
Stannern ; im Lemberger Bericht : die Hautindustrie in Witkdir, die Schuhmacherei 
«öd Gerberei in Uhnöw, usw. 

Archiv Ar tau GcMtUybf. a. Surittik, VL 
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Würde' daim leicht auf <fie FdUe des Details und auf die legislativ 
•wichtigen Dinge gelegt werden können. 

'&hUeisfi!di lassen die Bedcfate noch einen Wunsch oflen, den 
zu realisieren allercfings aufiterhalb ihrer Sphäre liegt Es können 
nämlicfa"(& zahlrdcfien Einzelheiten nicht an den zu Grunde liegenden 
'Gesamterscheiiiungen gemessen werden. Wir können, um nur ein 
Beispiel zu nennen, gar niclit beurteilen, wieviel Unternehmungen 
jähiUch im Verhältnis zu ihrer Gesamtzahl inspiziert werden, da uns 
eben diese letztere Zahl fehlt Deshalb ist es oft schwer, dn Urteil 
über die soziale Lage zu gewinnen, da wir nur wissen, dafs so und 
* -so viele Erscheinungen gut und so viele schlecht zu qualifizieren 
waren, jedoch nicht, welche Quantitäten überhaupt vorhanden sind. 
Da werden die Inspektoren wohl selbst den Wunsch nadi einer 
staatlichen Beru6- und Betriebsstatistik, Wohn-, Preis-, Lohnstatistik 
usw. hegen. Dennoch kann auf manchem besduankteren Gebiete 
schon' jetzt seitens der Inspektoren Erschöpfendes oder annährend 
Erschöpfendes geboten werden, wie zum Bdspid die Statistik der 
Unfälle, die ganze Bezirke umfassenden Enqueten über gemeinnützige 
Einrichtungen usw. beweisen. Wenn einmal die staatliche Sozial- 
statistik den greisen Hintergrund der Thatsachen abgeben wird und 
die Hilfskassen ihren Teil zu diesem Werke beitragen, dann werden 
die heute notgedrungenerweise und ohne Verschulden der Inspek- 
toren nicht selten in die Luft gezeichneten Darstellungen ihre festen 
Gerüste erhalten. 

III. Der Arbeiterschutz, 

Das Gebiet des Arbeiterschutzes ist das wichtigste, aber niclit 
mehr einzige Gebiet der Thätigkeit der Inspektoren, seitdem ihre 
Kraft auch für die Anforderungen des sozialen Kassenwesens, der 
Organisationsbestrebungen usw. in Anspruch genommen wird. Auch 
hier sind es wieder die zwei grofsen Gesichtspunkte, nach denen 
sich ihre Thätigkeit richtet, einerseits die Frage, inwieweit die f:je£^en- 
würtige GesetzgebuDg durch die Macht der Thatsachen ihre Recht- 
fertigung findet oder einer Abänderung, Interpretieruugusw. entgegen- 
gcfiihrt werden soll, und andererseits die Frage, inwieweit diese 
(xesetze auch thatsächlich befolgt werden, respektive sich bereits ein- 
gelebt haben. Nach beiden Riclitungen hin erfüllen die Berichte ihre 
Pflicht in vollkommenster Weise, und /.war liect ihr^ eir^t-ntliche Kraft in 
der Verfolgung und Heurlciiung des Details, sei es ein/einer Vorkomm- 
nisse selbst oder spezieller Paragraphen der Gesetzgebung, für deren 
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WeiterfähruQg ihre EiiahniQgen die beste, oft ehixige Quelle* sind. 
Wie praktisch und treffend ist zum Beispiei dcf- Wunsch des 
Troppauer Beridites (i^i 39^) 1 in jedem gröiseren Unter- 
nehmen ein bestimmter Platz vorhergesehen sein solle, an welchem 
alle för das Personal bestimmten Kundmachungen' zur Veröffent- 
lichung zu gelangen hätten. Hiec würde somit die Arbeitsordnung» 
das eventuelle Statut des Arbeitsausschusses , die fiewiffigung von 
Überstunden usw. anzuschlagen sein. Im . aUgemeinenf «gelangt be> 
kanntiidi zumdst nur die Arbdtsordnung zum Anschlag, und dies 
häufig an einem schwer auffindbaren und unzugänglichen Platz. 

Eine ziemlich häufig auftretende und von weiten Konsequenzen 
auf die gesamte Arbeiterschutzgesetzgehung begleitete Schwierigkeit 
erkennen die Berichte darin, dafs viele Unternehmungen bfstrfiten, 
in die Kategorie der Fabriken zu gehören. Es ist dies eine Ten- 
denz, die früher im entgegengesetzten Sinne bestand. Während 
früher die Sucht nach dem Fabriksätel allgemein war, besteht nun 
mehr, da mit diesem ein ganzer Komplex von Verpfliclitungen ge- 
geben ist, die Neigung, den Fabrikcliarakter in Abrede zu stellen. 
Nun ist es thatsädhlich schwer, namentlich bei cino" Inspektion, 
die oft nur ein Moment bild fixieren kann, wenn zum Beispiel die 
Arbeiterverzeichnisse fehlen, auf der Stelle zu entscheiden, ob ein 
fabrikmafsiges Unternehmen vorliege oder nicht. Kin ganzer Wirrwarr 
von StreiLic^keiten, Widersetzlichkeiten, Rekursen usw. würde mit einem 
Schlaffe l)eseitifTt werden, wenn tür jedes Unternehmen rr,;|e<rentlich 
der lormalen Angelegenheiten hei der Besteuerung, der Baukom- 
mision, der Konzessionswerbung usw. authentisch festgestellt würde, 
ob das Unternehmen ein fabrikmäfsiges sei oder nicht, respektive 
wann es dies im konkreten l'\ille sein Averde. 

Die Berichte vermeiden es im alli^emi-inen . eine Gesamt - 
Charakteristik der Befolgung der Schutzgesetzfgehung zu geben, uüd 
ziehen es vor, ihr Urteil mehr an die Einzelheiten derselben zu 
knüpfen. Dennoch ist der rr.,n/i. Tenor der Berichte vielfach ein 
solcher, dafs man mit Leichtigkeit die gesamte Anschauung des 
Inspektors entnehmen kann. Im allgemeinen tragen die Berichte 
der wichtigsten oder gröfsten Inspektionsgebiete mehr eine düstere 
Färbung, wozu noch kommt, da!s dies gerade jene jk-richtc sind, 
welche zumeist als vor/.üf^diche zu bezeichnen sind, wie jene mit 
dem Sit/.e in \\ ien. Gra/., Reichenberg, Ikidweis, Olnuitz und Lem- 
bet^g. Ferner miuI es bestimmte Unternehmungsgruppen . welche 
immer und immer wieder als sozial höchst mangelhaft qualifiziert 

31* 
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werden. Alle Berichte stimmen dahin überdn, da(s es Unsiditlicfa 
des Arbdtsschutzes in den groisen Unternehmungen am besten, 
manchmal sogar vollkommen gut bestellt sei dagegen die Lage 
im Kleing ewe rbe viel oder alles zu wünsdien übrig lassen ja dieses 
ohne eine vollkommene grundlegende Änderung in der Orspuusation 
überhaupt als rettungdos anzusehen sd. Als jene einzelnen Ge- 
werbe, weiche immer von neuem und am meisten inkriminiert 
werden, sind die Baugewerbe, die Bädcerei^, Segeleien usw. zu 
nennen. Der Gedanke liegt nahe, ob es nicht notwendig sd, für 
diese oder einzdne dieser Untemehmungsarten eine Spezial- 
gesetzgehung zu treffen, wie eine solche „Polizei spezieller Ge- 
werbe" ja ohnehin in ausgedehntem Umfange besteht. Besonders 
hinsichtlich der Baukantinen bt bisher die gesamte Gesetzgebung 
und nahezu die gesamte Thätigkeit der Inspektoren fruchtlos ge* 
Wesen, und es werden die Mifsstände hier solange an der Tages- 
ordnung hldben, als nicht eine besondere gesetzliche Neuregelung 
erfolgt. Konnte doch zum Beispiel der Wiener Magistrat als Ge- 
werbsbehörde dem Unfuge der „Emittierung" von Blechmarken 
seitens der Wirte an die Arbeiter, welche Zeichen als Geld kur- 
sieren, nur durch die Verweisung auf eine Kundmachung des nieder- 
österreichischen Landeschefs von 1849 beikommen I Daneben be- 
steht die Aus/.ahlung mit Lohnmarken, für welche die Arbeiter in 
bestimmten (lasthäusern essen können, seitens der Bauleiter fort, 
und wird endlich stets von neuein eine unausrottbare Unsumme von 
Gesetzwidrigkeiten, Übervorteilungen der Arbeiter, Zwang zur Be- 
nützung der Kantinen usw. hinsichtlich der eigentlichen Baukantinen 
in den Berichten konstadert sowie auf eine „schwarze Liste" hin- 
gewiesen, durch welche die Arbeiter den Wirten vollkommen in 
die Haade geliefert werden. Seib.->L der immer ruhige Kontext des 
einleitenden Berichtes des Zentralgewerbeinspektors wird an dieser 
Stelle (1892, S. 22) von einem Ausbruclic des Unwillens unter- 
brochen. Am drasrischesten sind diesbezüglich die Ausführungen 
im Wiener Berichte (1892, S. 33 f.), aus denen auch ersichtUch ist, 
dals die Gewerbebehörden d>en nicht die zutreffende Haltung ein- 
schlagen; so wurden zum Beispiel im betreffenden Jahre 38 Bau- 
kantinen bewilligt, von denen kaum 3—4 zwingend notwendig 
waren. Der Lembei^Li Bericht bringt bezüglich einer ganzen 
Reihe von Betriebsarten, Bäckereien, Selchereien, Getiekie- 
mühlen, Bierbrauereien, Tischlereien usw., die Beweise, da(s nicht 
nur die Vorschriften des Gesetzes, sondern auch die darauf basierenden 
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Aufträge der politischen Behörden einfach gar nicht beachtet werden, 
das Gesetz somit, geradezu herausgesagt, ohnmachtig ist Dasselbe 
düstere Bikl entrollt der treffliche Olmützer Bericht von 1892 (von 
J. Malek), der Linzer bezüglich der Mühlen und Ziegeleien usw. 

Da mufs doch die Frage naheliegen, worin eigentlich die Ur- 
sache dieser Erfolglosigkeit der Gesetzgebung zu suchen sei? Die 
Berichte deuten unter anderem mit ziemlicher Entschiedenheit dar- 
auf bin', dals die Strafen der Gewerbeordnung zu milde seien. Und 
in der That, darin dürfte ein wichtiger, sehr ab.inderungsbedürftiger 
Funkt der Gesetzgebung gegeben sein, nnmentlich deshalb, weil die 
Geldstrafen zu gering ausgemessen , durch Rekurse weit hinausge- 
schf)tK n werden und Freiheitsstrafen nicht eintreten. Dazu könnte, 
wie nochmals gesagt werden soll , hinzugefügt werden , dafs es 
unausweichlich sein dürfte, fiir bestimmte Unternehmungsarten eine 
Spezialgesetzgebung vom sozialpolitischen Standpunkte aus vorzu- 
sehen. Im Jahre 1S92 trat ein — für die Zwecke des Arbeiter- 
schutzes — fördernder Umstand ein, so seltsam es klingt : die (Cholera, 
aus welchem Anlasse verschiedene Bestimmungen der Gewerbeord- 
nung eine strengere Handhabung erfahren haben. Eine Verordnung 
der beteiligten Ministerien, sowie Erlasse der politischen Landes- 
stelien schärften die Beobachtung zahlreicher Paragraphen ein, aller- 
dings namentlich solcher, durch deren Aufserachtlassung Gefahren für 
Gesundheit und Leben auch der übrigen Bevölkerung herbeigelührt 
werden könnten. So richtig auch dieser Vorgang ist, so mufs 
doch bemerkt werden, dafs es nicht erst solcher aufserhalb der 
eigentlichen Sozialgesetzgebung liegender Vorkommnisse und nicht 
erst der Bedrohung anderer als der Arbeiterklassen bedürfen sollte, 
um den Vorschriften der Gesetzgebung Befolgung zu verschaffen. 
Überdies ist anzunehmen, dafs die derart begründete Schärfe der 
Exekutive mit der Ursache fort&Uen werde; so wurden zum Beispid 
zahlreiche Wohnungen, welche anlälslidi der Choleraepidemie geräumt 
wurden, nachdem die unmittelbare Gefahr geschwunden war, wieder 
bezogen. 

Nun, immerhin ist zu bedenken, dafs noch kein Dezennium 
verstrichen ist, seitdem die neue Gesetzgebung in Kraft steht. Die 
Berichte der Inspektoren haben wenigstens den immerhin be- 
deutsamen Erfolg, dals jene Gegenden und Betriebsarten genau 
bekannt sind, in welchen die Mifsstände bestehen, und dafs 
genau ersichtlich ist, welche MiTsstande in Betracht kommen. Mehr 
zu thun geht über ihre Kiäfte und Ober ihre gesetzlichen Befugnisse 
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insofern, als eine Verantwortlichkeit für diese Zustande nicht mehr 
ihnen, sondern denjenigen Behörden zufällt, welche an die Thätig- 
keit der Inspektoren anzuknüpfen haben und derselben in den 
meisten Fällen erst einen autoritativen Inhalt fjeben. Nach diesen 
allgemeinen auf den Arbeitsschutz überhaupt bczügliciien Be- 
merkungen, welche die Berichte in gröfserer oder geringerer Über- 
einstimmung entiialten, wende ich mich den einzelnen Gebieten des. 
Arbeilsschut/.es zu. 

Die Führung der A r b e i t e r v c r z e i c h n is s c lalst nahezu 
alles zu wünschen übrig; es fehlt das Verständnis hierfür, die Aus- 
weise werden zumeist nicht geführt, und wenn sie vorhanden sind, 
eatbehrea sie der Richtigkeit Wenn auch hiefin dne grofse 
Schwierigkeit liegt und „die strikte Erfüllung des Gesetzes nur 
schwer zu erreichen sein wird*' (1892, S. 62), so ist damit die 
Sache noch nicht erschöpft. Der wichtigste Punkt liegt viehnehr 
darin, dafs Arbdterverzeichnisse auch för Zwecke des sozialen 
Kassenwesens und gegebenen Falles — wenn nämlich die neue 
Steuervorlage zum Gesetze werden sollte — zu Zwecken der Lohn- 
besteuerung gefuhrt werden müssen, denn richtige Lohnlisten setzen 
doch unbedingt korrekt geführte Arbeiterverzeicfanisse voraus und 
ermöglichen erst eine Kontrole von deren Richtigkeit Es wäre 
daher erforderlich einerseits aus Gründen der Vereinfachung, an- 
dererseits aus Gründen des Ineinandergreifens der diversen gesetz- 
lichen Gebiete, eine allgemein durchgreifende Norm hierüber zu 
schaffen. -Eine nicht unwkhtige Fordernis, welche seitens einzelner 
Berichte notiert wird, ist jene, dafs zu dem allgemeinen und dem 
besonderen Verzeichnisse der jugendlichen noch eine dritte Liste, 
nämlich . jene der schwangeren, beziehentlich niedergekommenen 
Frauenspersonen geführt werden sollte, um die Einhaltung der be- 
züglichen gesetzlichen Vorschriften kontrolieren zu können. 

Weit besser ist es um die Befolgung der Vorschriften über die 
Arbeitsbücher bestellt, jedoch zeii^t sich aus den Berichten 
deutlich, dafs auch hier noch wichtige Punkte zu reglementieren 
sind. Die Arlieitsbücher haben sich im allgemeinen insofern ein- 
gelebt, als die Arbeiter der meisten Betriebsarten im Besitze von 
solchen sind, ausgenommen die Arbeiter in den Baugewerben und 
Wäschereien. Allerdings entbehren diese l^ icher zumeist eines 
wichtig^en Requisites : der Kontinuität, ohne welche sie viel von 
ihrer Hedeutun^j verlieren. Der \\ iener Bericht bemerkt mit vollem 
Hecht (1892 S. 66), dafs die Arbeitsbücher nur dann ihren Zwecke 
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erfuUen konneii, weim ae eiüeii voUstäncUgeii Nachweis über die 
Beschäftigung der Arbeiter darbieten und keine Lücken aufweisen; 
es müfste somit auch die aUfaJUge Verwendung eines Handweikers 
als Tagelöhner ersichtlich sein. Diese Lücken ergeben sich sehr 
pft daraus, dais Arbeiter Üire Bücher beim Unternefamer zurücklassen, 
oder da& dieser ihnen dieselben vorenthält; in kdnem dieser Falle 
kann man genau sagen, was eigentlich au geschehen habe. Wenn 
die Arbeiter ihre Bücher zurücklassen, weU sie plötzlich aus der 
Arbeit gehen, striken usw., so ergibt sich die weitere Frage, was 
der Unternehmer mit diesen Derelikten machen soll, ob und wie 
lange er sie autbewahren oder wohin er sie zurückstellen solle lan 
das zuständige Gemeindeamt?), Wenn dagegen der Untemelimer 
die Bücher vorenthält, so erwachsen dem Arbeiter unverschuldeter 
Weise Schwierigkeiten beim Hintritte in eine neue Beschäftigung, 
Auch ist die ganze Angelegenheit des Aufbewahrens der Bücher 
nicht vollkommen geordnet, indem bald der Unternehmer bald das 
Gemeindeamt des Dienstortes fz.um Beispiel 1802, S. 343I die Bücher 
übernimmt. Jedenfalls hat der Arbeiter gar keinen Beleg in der 
Hand, dafs er ein Buch hatte und wem er dasselbe behufs Autl)e- 
wahrung übergeben hat; im Kalle der Entlassung kann ihm daher 
in den zahlreichen Fallen, in denen der Unti-mehmer das Buch verloren 
oder verlegt hat und deshalb den Arbeiter, wie es vorkommt, wochen- 
lang hinzieht, beträchtlicher Schaden erwachsen. Deshalb empfiehlt 
der Hrunner Bericht ebenda) mit Recht die Einführung von Empfangs- 
scheinen, welche der Unternehmer dem Arbeiter bei ÜbernaJime 
des Arbeitsbuches 7.u übergeben hat. Damit wäre vielen Unklar- 
heiten und Schwierigkeiten die Spitze abgebrochen. Ks hängt diese 
Mangelhaftigkeit in der P.infiihrung der Arbeitsbücher mit der all- 
gemeinen Unvollkommeiiiieit des österreichischen Meldewesens zu- 
saniincu. Auch weisen die Berichte mehrfach daraulluii, dafs es 
erforderlich wäre, die Qualität der Arbeitsbücher als Pfandobjektc 
ins Auge zu fassen. 

Viele Schwierigkeiten ergeben sich namentlich hinsichtlich der 
Eintragung in diese Bücher. Es ist ganz evident nad^rewleseo, 
dafs die Form der Eintragung über Beginn undSdduis des Arbdt»> 
Verhältnisses, Unterschriften usw. benutzt werden, um gewisse Aus- 
künfte über ,den Inhaber des Buches, etwa seine politische Partei^ 
Stellung zu gdkn. Deshalb dürfte es sich empfehlen, eine feststehende 
Forme! für Beginn und Schluls der Dienstzeit durch Aufdruck 
mittels einer behördlich genehnoigten Stampiglie, welche ^eichzeitig 
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die Finna cntlialten und fiir den ganzen Sprengel gleidiföniiig sein 
mülste, und zwaf an etneni l>esbmint beceiclineten flstoe m vor* 
gezdcbfleter Stdlung vomigchrdben; alle den Charakter von Zeug* 
niasen tragenden Bemerkungen müssten dann gesondert ausgestellt 
werden. Im Speziellen erregt vidfach die Formel Anstois: N. N. 
wurde gesund nentlassen**, weil diese wegen des Doppelsinnes des 
Wortes auch In dem Falle gewählt wird, wenn die Losung des 
Arbeitsverhältnisses vom Arbeiter ausgegangen ist 

Die eben bemerkte Einführung von Dep6t8cheinen iiir dem 
Unternehmer abgegebene Arbeitsbücher würde auch beitragen, einen 
von manchen Berichten bemerkten Übelstand bei dem Vorgange 
der Kündigung zu beheben. Es dürfte nämlich notwendig sein, 
für dieselbe eine bestinomte Form festzustellen, etwa den Austausch 
des Arbeitsbuches gegen den Depotschein bei Kündigungen seitens 
der Fabrik, und den Austausch des Depotscheines gegen das R uch 
bei Kündigungen seitens des Arbeiters, da sich herausstellt, dais die 
Kündigung oft so formlos vor sich geht, dafs die Arbeiter that- 
sächlich bis zum letzten Augenblick in Unkenntnis über dieselbe 
bleiben. 

Was die K-indi^rung anbelangt, so hat die Ministerialentscheidung 
vom i ^ September 1889 Z. 36074 eine sehr cinsclinriMmde Wirkung zu 
verzeichnen und zwar leider in sozial ungünstigem Sunie. wie ich dieses 
schon seinerzeit (Archiv, Bd. V., S. 194) voraussagte. Durch diese 
Entscheidung wird nämlich der )>' 88 a lit. h der Gewerbeordnung 
dahin interpre»iert, dafs die Kündigungsfrist in den Arbeitsordnungen 
ausgeschlussea werden könne. W ie uutnnehr die Berichte lehren 
(zum Beispiel 1892, S. 261, Reichenberg) herrscht vielfach die Ten- 
denz, die Kündigungsfristen in ganzen Branchen, ja üljerhaupt ab- 
zuschaffen, gerade auch dort, wo Fristen allgemein üblich waren. 
Ich kann diesen Zustand, nach welchen Arbeiter von Stunde an 
arbeits- und brotlos werden können, unmöglich für günstig hallen. 
Wird doch diese Bestimmung dahin ausgelegt, dals den Arbeitern, 
wenn sie des Morgens zur Arbeit erscheinen, mitgeteilt wird, sie seien 
von Stunde entlassen, wodurch sie zum mindesten einen Arbeits- 
tag verlieren. 

Auch hinsichtlicfa der Arbeitsordnungen wird ebenso wie 
hinsichtlich der Arbeitsbücher konstatiert, dafs sie zumeist bestehen, 
da(s also uuoweit das Gesetz durchgedrungen ist; allerdings ist ihre 
Qualität nicht immer die beste. Manche Berichte machen die Be* 
merkung, dals die alten Fabrikordnungen, welche vor der neuen 
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Gesetzgebunc^ bestanden, seit Krlassuno; dieses letzteren allmählich ver- 
schwunden sind und dcü neuen Tlatz gemacht haben, so dafs man 
also etwaige Mängel in denselben in einem legislativen Momente begrün- 
det sehen dürfte. Und in der That, die Sache verhält sich wirklich 
so. Zwar mufs den Bemühungen der Gewerbeinspektoren höchstes 
Lob gezollt werden, sie entwerfen und empfehlen Fabrikordnungen 
und die Normalordnung, Handelskammern thuo desgleichen, aber 
allen diesen Bemühungen stdit der $ 88 a der Gewerbeordnung hin- 
demd hn Wege. Zufolge diesem Paragraphen muls nämlich eine 
Arbeitsordnung dann behördlich vidiert worden, wenn sie kdne Ge- 
setzwidrigkdt enthält. Nim werden eriahfungsgemäTs in die su 
vi<fierenden Arbeitsordnungen zunächst die in S 88 a, lit a— h 
genannten Punkte aufgenooamen, welche notwendigerweise in der 
Ordnung enthalten sein müssen. Darüber hinaus werden zumeist 
nur solche Bestimmungen des „freien Übereinkommens** eingesetzt, 
wdche Berechl^^gen des Untemdimers und Pfliditen der Arbeiter 
involvieren. * Wollte nun eine Autorität, zum Beispiel ein Gewerbe- 
inspektor, die Aufiiahme solcher Bestimmungen anstreben, welche 
umgekehrt, Berechtigungen der Arbeiterschaft und Verpifichtungen 
der Unternehmer enthalten, so ist er nicht im stände durchzudringen. 
Denn der Unternehmer wird eben darauf hinweisen, dals seine vor- 
gel^e Arbeitsordnung „nichts gesetzwidriges** enthah:e und er 
wird im Instanzenzug immer gegen die Wünsche etwa des Gewerbe* 
Inspektors siegreich bleiben. Diesem Übelstande wird solange nicht 
beizukonmien sein, als die Geweibehörde gesetzlich zur Vidierung 
solcher „nur nichts Gesetzwidriges" enthaltenden Arbeitsordnungen 
gezwungen ist — Es ist dies übrigens nk:ht das einzige Gravamen, 
welches gegen die Arbeitsordnungen und ihre gesetzliche Rodung 
vorgebracht wird, jedenfalls aber das prinzipiell wichtigste^ 

Die Bestimmungen über die Arbeitszeit geben, so klar sie 
anscheinend gefasst sind, dennoch Anlafs zu mancherlei Umgehungen 
und Kontroversen. Im allgemeinen ist zu sagen, dafs in der Grofs- 
industrie der gut (jiurchgeführte 1 1 stündige Arbeitstag die Regel 
bildet. Doch weisen die Berichte, und auch der einleitende Bericht, 
was bei seiner grofsen Reserve immerhin beachtenswert ist, darauf 
hin, dafs lo und Qstündirre Arbeitstage in zunehmender Zahl be- 
merkt werden, ohne dats das Arbeitsquantum beeiniräclitigt würde; 
überdies finden sich auch vereinzelt Arbeitstakte von nur 8 Stunden, 
Die Bestrebungen der Arbeiter, durch Stnkcs eine einschneidende 
Herabsetzung der Stundenzahl berbeizutühren, blieben ohne Erfolg. 
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Leider unterlälst es der efnldtende Beridit, was ihm doch nicht so 
schwer fallen könnte, weitgehende und zusamnienfassende Nach- 
richten über die thatsachlich bestehenden Arbeitstage zu geben. 
Dais di^ in der That ohne besondere Sdiwierigkeiten möglich wäre, 
läßt sich aus der hübschen Tabelle des Prager Berichtes ersehen, 
welche hier beigesetzt werden soll. 



Tabelle 3* Effektive tägliche Arbeitszeit 
(Pn^er Aufaiditsbezirk. 1893.} 



Industriegruppe 


Zahl der Betriebe mit effektiven Arbciteshinden 


der 

triebe 


9 




10 


10V. 


II 




12 


über 
12 


unbe- 
stimmt 


U. UrprodUKtioB «US dem Mmenl- 




1 




















I 


^ 




t 




~ 










t 


III. Erzeugung von Metallen uod 
























_ 


2 


8 


4 


II 




I 






36 


Iv, Eneugung von M«fdiinen, 










1 












Werkzeugen usw. und TiaoS' 










1 














I 


3 


»5 




j . 











3t 


V. liidu«:rri<* in Stctneo, Erden, 
























I 


I 




I 


2 








4 


9 


VI. Industrie in Hob, Bein, Kaut- 






















schuk, Guttapercha usw. . . 






- 1 




3 




t 






4 


Vn. Industrie in Leder, Hauten, 
















i 




Fellen, Borsten, Haaren, Fodini 




• 


13 














22 


Vm. Textilindustrie und Tapczicr- 


























1 


1 


7 


6 










>5 


IX. BekleidunfB- und Futswaren- 


























^ 


4 


3 


6 


2 


4 






21 


X. Papierindustrie 






a 


5 


2 










9 


XI. Imlustrle in N'ahrungs« und 






















GeDulsmittcln 


5 




2 


4 


27 


2 


88 


6 


7 


I41 


Xn. Chemische Industrie .... 


I 




3 


4 


8 










16 


Xm. Baugewerbe 








3 


1 










4 


XIV. Polygraphie und Kuns^werbe 




3 


8 


I 


I 










«3 




i 


I 


I 




I 


I 










Zusammen 


10 1 


14 


56 


39 1 73 


s 


94 ( 


6 


II 


30S 


In I'rcucnten 


3.25^4.55 1 


1 8, 1 8^ 1 2,&6 23,70^ 1 ,62 jso.sij 1,95 


3.57 


J 



Zu dieser Tabelle sei bemerkt, dais die 12 stündige Aflieit 
in der IX. Uruppc nur im Kleingewerbe {Schneider und Schuster) 
angetroUen wurde. In der XL Gruppe geben die Zuckcriabriken, 
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denen eine ununterbrocltene Arbeitszeit gestattet ist, und das Klein- 
gewerbe den Ausschlag. Die 6 Betriebe mit längerer als i2stüa- 
diger Arbeitszeit sind Bäckereien. 

Die Einhaltung der Arbeitszeit in Grofsbetrieben wird als ziem- 
lich klaglos betont. Allerdings komint es — abgesehen vtm wiH- 
kfirlkrfaen Überschreitungen der Zeit — auch vor, dafs Arbeiten}, 
welche im Akkord entlohnt werden, Arbeit nach Hause mitgegeben 
wird; dies ist zweifelsohne eine Umgehung des iistündigen Normal- 
arbeitstages (1892, S. 59, Wien) zu weldier die Gesetzgebung resp. 
Judikatur Stellung nehmen sollte. Wenn die Arbeitsleistung ganz 
dieselbe ist, wie in geschlossenen Fabrikräumen selbst. Von denselben 
Personen vorgenommen wird und somit nur als Fortsetzung der 
Fabrikarbeit anzusehen ist, dann sollte ein solches Vorgehen als 
gegen die Gewerbeordnung widerstreitend gelten. Was die oben 
bemerkte Abküfzung der täglichen Arbeitszeit auf 10 Stunden an- 
belangt, so ist diese allerdings vielfach nur eine formelle. Es wird 
nämlich ohne Frühstüdes- und Nachmittagspausen von 7 — 12 und 
von i~6 Uhr durchgearbeitet (S. 1892, S 114, Oberösterreicfa}. 
Als höchst belehrend hinsichtlich des Studiums der Arbeitszeiten, 
namentlich ihrer Überschreitungen, ist der Klagenfurter Bericht 
von 1892 zu bezeichnen, dem ich auch die Bemerkung entnehmen 
möchte, dais in Mühlen die 24 stündigen Wachen fortdauern; tritt 
zu diesen noch die „Freiarbeit*' oder das Verladen von Mehl und 
Getreide, dann dehnt sich die Arbeitszeit auf 27 und 30 Stunden 
aus wobei selbst 36 stündige ununterbrochene Arbeitszeit konstatiert 
wird. Das geht denn doch zu weit, umsomehr als die Mühlen über- 
haupt (ebenso wie die Bäckereien) hinsichtlich der Arbeitszeit-Be- 
messung an sehr vielen Orten ganz unglaubliche Verhältnisse auf- 
weisen. Es darf hier die Kontroverse, ob die Mühlen zu den 
Fabriken gehören oder nicht, kein Deckmantel zum Fortbesteben 
unmenschlicher Zustände sein. Ich {klaube, dafs es, wie schon oben 
bemerkt, angezeigt wäre, eine Reihe von Gewerben, namentlich jene, 
in welchen vorwiegend solche Zustände vorkommen, unter strengere 
spezielle Bestimmungen zu stellen. 

Die bedauerlichen Zustände im Kletnc^ewerbe hinsichüich der 
Arbeitszeit sind bekannt; namentlich kommt hier das Fehlen der 
vorgeschriebenen Arbeitspausen in Betracht, ein Mifsstand der in 
einigen Gewerben geradezu unausrottbar scheint und im grellen 
Gegensatze zu der doch im allgeraeincü durchgreifenden bezüg- 
lichen Ordnung in d^ Fabriken steht Ob nicht doch eine Ver^. 
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schärfung der Gesetzgebung bezüglich der Arbeitszeit im Kieinge» 
werbe eriorcierlich ^in wird? 

Dafs die Überstunden zu reichlich gewährt werden, dürfte keinem 
Zweifel unterliejrcn. Man bemerkt dabei die Praxis, dafs es viel- 
fach dieselben Unternehmungen sind, welche stets von neiu rn um 
Überstunden einkommen, und dafs schon zu Beginn des Kalender- 
jahres eine Anzahl Überstunden zu sichern gesucht wird. Die Be- 
triebe übernehmen Bestellungen, welche offenkundig die normale 
Leistungsfähigkeit; übersteigen iumI nur unter der Voraussetzung der 
Bewilligung von Überstunden effdctuiert weritai können; in diesen 
Fallen wird nicht selten aU jähriich übemonnal gearbeitet Im gamen 
wurden 1892 in 638 Fällen für 518 Etablissements Überstunden be> 
willigt, aber welche der einleitende Bericht des Zentral-Gcwerbe- 
inspektors ^ von seiner sonstigen Prasds erfreulicherweise ab- 
weichend — das erforderliche Detail gibt: 

[Sktae "Hibdle 4 aSchiter Seite.] 

Wenn irgendwo, so dürfte hier die Gefahr in dem ^ viel?* 
sehr nahe liegen und es wäre eine strenge Praxis dringend em- 
pfehlenswert, namentlidi audi hinsiditlich jener Bewilligungen von 
denen später kein Gebrauch gemacht wird. 

Der in jeder Hinsicht treflliche Grazer Bericht erwähnt (1892, 
Sw 131) einige Vorfälle der Praxis m diesem Punkte der Gewerbe- 
ordnung, welche hier beigesetzt werden sollen, 

1. Die in die Halbechidit einniscbellenden oder Vt stSndigen Rnbepaasea 
dürfen gesetflich (§ 74«} aur dort cntr;i]|< n, wo die Arbeittteit ror oder nadi 

der Mittafjspause hiichstcns 5 Stunden beträgt. Wenn nun l*bcr<;ttiii(I>-n br- 
willigt werden, so durfte wohl hier die Xr»twendij»keit solcher Pausea zwettrllos 
gegeben sein. Dennoch werden Weigerungen der Unternehmer verzeichnet. 

2. Ein FebtiUeiter, b denea Etablinenieat eine nur lOstftndige ArbeilBieit be- 
steht, glwtlyte ridi berecht^ «tiüwr den 3 Stunden tilglidi bewSUcten Über- 
stun<ien noch eine dritte Stunde arbeiten zu lassen, indem jn die Maximal- 
arbcitszcil 11 Stunden betrage und er von dieser (Tebrauch machen könne. 
£r mufste erst aufgeklärt werden, dals erst die Arheitsordnung, in welcher 
die lOttAndige Arbeitszeit fcsigcsetst war, mit Bewilligung der Gewerbebdiörde 
abfcllodert werden mfifste. 

3. Da die Amtsstellcn, von welchen die BcwilligMngen XU Überstunden ausgehen, 
in be/,ü},'liclien Dekreten rcgelmüfsii; die Bedingtinp statuieren, dafs diese l.'ljer- 
stuudea besonders zu eutlohncu seien, s» glauben die Akkordarbeitcr hier und 
da daraus den Anspruch auf eine E^traentlohuung der Überstunden zu ihrem 
Verdienste hinsn ableiten in kftnnen, was selbstredend gSnilich naberechtift ist 

Diese Beispiele enthalten durchaus keine verwaltungsrechtliclir-u 
Schwierigkeiten. Dennoch mufs man den Inspektoren iiir eine recht 
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Tabdle4. Behördliche Bewilligungen von Überstunden 

(1892). 





Anzahl der 




Anzahl der 


L Linder 


1 Be. 


IL Indiutriegruppen 


Be- 




willigungen 


willigungen 


N^Ötterreich . . 


190 




3<S 


O*-0steffeich • 


II 


Maschinenindustric .... 


100 




*7 


Metall und Mctallwarfn -Krz, 




KSmten .... 


2 


Polyf^rnj hie und Kunstj^ewerbe 


43 






Bekleidungs- u. Putz war enind. 


32 


TiioUVofarlberg . 


54 




3> 


Böhmen .... 


i6a 






Mahren , • , * 


134 


Nahrungsmittelindustrie. . . 


>7 


Schlesien. . . . 


36 


Chemische Industrie .... 


■3 


Gaikien . . . • 


7 


Thon- und Glasindustrie . . 


9 








4 


Zusammen 


638 


Zusammen 


638 





Z;ihl der 




Zahl der 


III. Dauer d»*r 
bewilligten Über- 
standen bis n 


Etablisse- 
ments, dt-'ncn 

Lbcrs:'iin.:l"n 
be\^■ 1.1 li^' 

'A' '.1 1"':1 "Ii 


Dauer der 
bewilligten Über- 
standen bis rtt 


Etablisse- 
ments, denen 
Überstanden 

bewillig 

\v Union 


I Woche 


30 


9 Wochen 




3 Woclien 


43 


10 


9 


3 » 


193 




13 


4 fi 


38 




79 


5 n 


13 


13 H 


6 


6 „ 


41 


K M 


3 


7 


10 


DvAber 


33 


8 » 


30 




S18 



reichliche Mitteilung solcher Fälle Dank wissen, da wir aiulererseits 
genau erfahren, zu welchen Reibiing'en häufig derartige kleine Un- 
klarheiten tuliren, und wie häufig solche Fälle in den sogenannteu 
Strikeursachen erscheinen. 

Der Wechsel in der Arbeitszeit, die Anordnung; der Schichten 
stöfst insofern nicht selten auf Schwierigkeiten als die Arljciter nicht 
geneigt sind, sich die Sonntagsruhe stören zu lassen; es muls 
bemerkt werden, dals das Zusammenwirken dieser beiden gesetz- 
lichen Bestimmungen Reibungen hervorruft und hier noch ordnend 
eingegrüTen werden xnüTste. Nach dem Berichte aus Klagenfurt 
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(1892, S. 173) gehen hier die Sensenschiiiiede am weitesten, welche 
schon Samstag Vormitt^ Feteirabend machen; dabei wird aber die 
Arbeitsleistung der Woche nicht beeinträchtigt, indem die 5 Wochen- 
tage übemdässig^ausgenutzt werden, was ab ,4)reiwiUige Überstunden'* 
bezeichnet wird« Im allgemeinen ist es mit der Sonntagsruhe, wie 
überemstimmend .berichtet wird, in der gröfseren Industrie gut be- 
stellt, während im Kleingewerbe, namentlich in einigen Zweigen 
(Bäckerden, Schnddereien) und hauptsachlich hin»chtlidi der Lehr- 
linge, viel oder alles zu wünschen übrig bleibt. Ferner kann man 
sagen, da(s die Bestimmungen über die Feierts^isheiliguag über- 
haupt nicht eingehalten werden, was wohl zumeist auch bezüglich 
der f irofsindusrie behauptet werden kann. 

ich möchte da nur auf einen, fiir den Osten des Reiches, das 
hd(st für Galiziea und die Bukowina, prinzipiell wichtigen Punkt hin* 
weisen« Daselbst werden die katholischen Fdertage, ferner je um 
13 Tage spater die griechisch-orientalischen, welche überdies zahl- 
reicher sind, gefeiert, und femer hiilt die in den Städten und In- 
dustrieorten sehr zahlreiche jüdische Bevölkerung vollkommen streng 
den .S;il)bath und die jüdischen Feiertage. Auf diese Weise kommt 
LMiLschliclslicli der Sonntage eine solche Menge von exempten Tagen 
/.üsammcn, dafs der Arbeitsfx-lrieb vollständig:^ {gehemmt wird. Eis 
brstc lu daher für die gröfseren Untt riu hiiiungen in \ iclen Gegenden 
flif Notuciidit^keit, eine dreifache oder /.um mindesten i-ine zwei- 
iachc Arbeiterschaft zu halten, um den Arbeit scinsteliungen an den 
Samstagen und dann an den Feiert ac,^eti. welche weit streni;cr als 
im Westen gehalten werden, /.u entj^a-hen. ich i^daube. dals lur die 
hier in Betracht kommenden lilnder wohl eine Ausnahm.s;:^esetz- 
gebung erforderlich wäre, um dii Befolgung des üesetzcs weniL^stens 
zu ermöglichen. Das Ikispiei des Strikes der 100 Talcsvvcber 
(W'eber jüdischer GclH-ttücher) in Koloniea, von welcheni der für 
die Kenntnis der östlichen Lander so charakteristische Leniberger 
Bericht (i8q2, S. 401 i l.iv\ahuun- macht, zeigt, wie sehr der mög- 
liche Arbeitsverdienst durch diesen Reichtum von Ruhetagen ge- 
schmälert wird. Aber auch prinzipiell sollte in Erwägung gezogen 
werden, ob es' ein würdiger Zustand ist, wenn eine Vorschrift der 
Gewerbeordnung, wie jene über die Feiertagsfeier, überhaupt gar 
•nicht beachtet wird. 

Der namentlich von eindringlichster Beobachtung des täg- 
lichen Lebens zeugende, an Beispielen aus der Praxis reiche 
Grazer Bericht bringt viel Material zur Beleuchtung der Vor* 



Google 



Die österreichisclu Gtwerbeimpektion etc. 



483 



gänge bd der Lohnzahlung. Als Jncofrektheiten** werden 

(1892, S. 134 f.) namentlich hervorgehoben: a) Verweisung der 
Arbeiter an einen Dritten, dem sie sich nicht verdungen haben, zum 
Beispiel der Bauarbeiter durch den Meister an den Bauherrn ; b) 
Zunickbehalten des Lohnes der ersten Lohnwoche als Kaution (Steh- 
geid); c) Verweigerung der Zahlung fiir ausgefiihrte Mehrarbeit ? 

d) Kürzung des Lohnes am Lohntage ohne vorhenge Abmachimg; 

e) Abrechnung von Schichten, welche ohne Verschulden des Ar- 
beiters verfeiert werden; () Abzüge für Schadenersatz beim Ab- 
gange zweifelloser Haftpflicht des Arbeiters. In grofsen 2Siegeleien 
Wiens wird (1892, & 64) vom Akkordverdienst eine „Prämie" in 
Abzug gebracht, welche als eine den festgesetzten Lohn übersteigende 
Leistung des Unternehmers definiert wird und erst am Schlüsse 
der Saison zur Auszahlung gelangt, jedoch nur an jene Arbeiter, 
welche bis zum Schlufs der Sommerzeit aushalten usw. Desgleichen 
macht der Bericht die Mifswirtschafl mit Geldzdchen (,31ech**) nam- 
haft, welche namentlich in manchen Kleingewerben herrscht Dies 
dnd Mifsstände genug, welche eine Erweiterung der allzudüHHgen 
Bestimmungen über die Lohnzahlung wünschenswert erscheinen 
lassen. Aber dies ist noch nicht alles. Neben den „Abzügen** sind 
es dann namentlich die langen a posteriori Termine und die „Vor- 
schüsse", welche Ursache vieler bedauerlicher Erscheinungen werden. 
Die Vorschüsse werden ohne Verrechnung gegeben, von den Ar- 
beitern in ihrer Summe ^c;^enüber dem Lohn überschätzt, so dafs sich 
bei der definitiven Abrechnung häufig Unzufriedenheit, Milstraucn 
oder Geldverlegenheit herausstellt. Eigentlich ist der Ausdruck 
„Vorschufs" gar nicht zutreffend, da vielmehr unverrechnet gegebene 
jedoch bereits verdiente Lohnbetra^^i^e ausbezahlt werden. Was 
endlich die mehr äufserliche Seite der Sache betrifft, so sind aucli 
da noch immer Unkorrektheiten oder Gesetzwidrigkeiten zu kon- 
statieren: Auszahlungen am Sonntag Vormittag, im Gasthaus usw. 

Alle diese Angaben über Mifsstände bei der Lohnauszahlung 
erhalten dadurch erhöhte Bedeutung, dafs sie die wichtigste Gruppe 
der Veranlassungen zu Ausständen sind, insoweit diese eben nicht 
Lohnerhöhung oder Arbeitszcit-Verminderunsf bezwecken. Wenn 
manchmal die Strikes als ..Lohnstreilif^kritcii " bezeichnet werden, 
was allerdings zu eng j^elafbt ist, so niö<^rn abijesehen von den 
Ursachen der T-ohnerhÖhung gerade diese Aus/,ahluiiL;smirssuinde 
hier/u Veranlassung^ i^t ben. Mit Rücksicht auf diese besondere Be- 
deutung der Lohnzahlungsmifsstände muls man den Gewerbe- 
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Inspektoren für ihre Berichterstattung den gröfsten Dank wissen 
und kann nur wünschen, dafs die von einigen Belichten gegebenen 
Schilderungen allgemein aufgenommen würden. 

Was die Anlage und Einrichtung der Betriebsstätten 
sowie der Fabnkräume, die Schutzvorkehrungen und dergleichen 
anbelangt, so mufs mit einem durchgreifenden Umstand gerechnet 
werden, welcher auch von fast allen Berichten hervorgehoben wird. 
Es ist in alten Betrieben, das heifst in schon bestehenden, entweder 
unmöglich oder doch unfjcmein schwierige, den Anforderungen der 
Hygiene gerecht zu werden. Dagegen liegt das Schwergewicht dann, 
dafs in allen neuen Betriebsanlagen diese Anforderungen sofort zur 
Geltung gelangen. Deshalb ist hierauf zum mindesten dasselbe Ge- 
wicht der Thätigkeit der Inspektoren zu verlegen, wie auf die Be- 
aufsichtigung der alten Anlagen. Damit dies aber thatsachüch 
möglich sei, niüfste die Machtsphäre der Gewerbeinspektoren hin- 
sichtlich der Kommissionen entschieden noch erweitert werden. 
Man mufs sich doch vor Augen halten, dafs Unterlassungen bei 
Neuanlagen durch Dezennien hindurch fühlbar bleiben, und dies 
umsomehr, je gröfser und kostspieliger die Anlagen sind. 

Gerade hinsichdich dieser Beaufsichtigung der Anlage und Ein- 
richtung der Betriebsstätten — weniger bezüglich der Koniimsbionen 
und Pläne bei Neubauten, weil hier die Befugnisse der Inspektoren nicht 
genug ausgebildet sind, wohl aber bezüglich der Inspizierung der be- 
stehenden Anlagen — der Abstellung hygienischer Mangel^ der Rat- 
schläge zu Verbesserungen ist die Thätigkeit der Gewerbeinspek- 
toren geradezu bcwuudei unfTswiirdig. Zweifelsohne Hegt hierin einer 
der Schwerpunkte ihrer i häüi^kcii. und ist diese luii den wohl- 
tliatigsten Folgen fiir Leben und Gesundheit der Arbeiter vcruunden. 
Man mufs nur den immer wieder neu aufzunehmenden Kampf ver- 
folgen, den die Inspektoren mit der Indolenz der Arbeiter und mit der 
Verständoislosigkeit und Sparsamkeit der Fabrikanten, endlich mit 
dem nicht immer grofsen Entgegenkommen eines ganzen Instanzen- 
zuges von Behörden fuhren, oft um auch nur in Einer Fabrik Eine 
Sdiutzmalk^^d dnrdizusetzen. Es soUte die hdligste Au^be der 
öffentlichen Behörden sein, die Inspektoren hierin zu unterstützen. 
Alijahrfich kann man den Berichten lange Aufzählungen von Einzel- 
lebtungen auf gewerbebygienischem Gebiete und überdies mehr 
allgemeinere Instruktbnen, Anleitungen und dergleichen entnehmen. 
Aus dem Jahrgange 1892 möchte ich da nur auf die Schutzvor- 
kehrungen an landwirtschaftüchen Maschinen (S. 182, Klageniurter 
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Bericht) und die „Vorschriften für mechanische Aufzüge öder Fahr- 
stühle" (S. 208, Innsbrucker Bezirk) verweisen. ' • ' 

In dieses Gebiet gehört die sehr wichtige Kotitrof^rse, welche 
der an eindringlicher Beurteilung gewerberichtlicher Fragen so be- 
dt utsame Wiener Bericht aufwirfl: wer nämlich im Falle von Dampf- 
vennietungsanstaken oder Mietfabriken für die Sicherheitsvor- 
kehrungen veranwortlich sei, ob der Vermieter oder der Mieter? 
Da solche Miei vt riiältnisse nicht selten sind und in Grofsstädten sehr 
erhebliche Konsequenzen im Gefolge haben können, wäre eine 
baldige Regelung dieser, schliefslich doch immerhin zu beantworten- 
den Frage sehr wünschenswert, indem bis dahin Mieter und Ver- 
mictcr tiirig bestrebt sein werden, sich gegenseitig die onerosen 
Verpflichtungen zuzuschieben. 

Die Vorschriften über die Hilfsarbeiter werden, insoweit 
sie klar gefafst sind, ziemlich gut eingehalten. So ist von einer Verwen- 
dung von Kindern eigentlich kaum die Rede. Bezüglich der Jugendlichen 
sind nur immer wieder die iififsstaiide in den Ziegeleiea und Steift« 
b^Qdien, d^n in den Kleingewerben (namentüch Bäckerrien\ end- 
fich im Kleinhandd zu betonen. Aber auch in den grolsen Betiieben 
sind Einzelheiten von grolsem Belange namhaft zu machen, wddic 
dringend Beseitigung heischen. Hierher gehört besonders die Vei> 
Wendung von Jugendlichen bei Dampfkesseln und zum Reinigen 
von gefährlichen Maschinen. Weit ungünstiger steht es mit der 
Frauenarbeit, weil es hier eben schwierig ist, zu bestimmen, was 
ab „geiShiliche^ und „gesundhettsschädEche** Arbeit anzusehen ist, 
und weil die Gelegenhdt zu langwierigen Verhandlungen und Re- 
kursen g^ben ist Speciell die Bestimmung hinsichtlich der 
schwangeren Frauen düifte wohl gar nicht emgdialten werden, 
weshalb der Wunsch nach speziellen Verzeichnissen deser Ifil6> 
arbdter ab gerechtfertigt anzusehen ist In dem Berichte für 1893 
findet sidi, sowie überhaupt üblich, die folgende DarsteUnng der in 
den inspizierten Betrieben voigefiindenen 



Tabelle 5. Arbeiter nach Geschlecht und Alter. 



Aitersgrappea 


männliche 


weibliche 


lu&amtuea 


von 10—12 Jahren 


I 




1 


„ 12 — 14 »f 


218 


85 


303 


„ 14—16 „ 


19 113 


II 075 


30 188 


mdir als 16 


235 7" 


103 337 


339 048 




«SS «43 


II4497 
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Unter den HQ&arbdtern aiad es die Lehrliiige, deren VeiliSlft* 
nisse im Kleingewerbe als geradezu trostlos und, was noch betrüb^ 
fidier ist, als aussicfatslos bezeichnet weiden; dazu kommt noch, 
dals in der Grofsindustrie, wo die Zustände allerdings weit besstf 
sind, die HeranbSdung der LehrUnge oftmals der Natur der Arbeit 
nach und bei der Ausdehnung der Akkordarbeit ab ausgeschlossen 
angesehen werden mufs; endlich ist der Umstand s^ gefohrdroliend; 
dals die Lehriingaarbeit in manchen Gewerben die Gehilfenaibeit au 
verdrangen droht So zeigt sidi der Zerfall des Kleingewerbes- 
deutlich auch auf diesem Gebiete; Wenn aber jetzt, schon die Be- 
richte der Klagen voll änd, -was werden sie erst zu sagen haben» 
wenn dieser Nachwuchs des Gewerbes die eigentliche Ideingewerb- 
treibende Klasse bi'den wird? 

Die Berichte der Inspektoren lehren deutlich, dafs die Hand- 
werksmeister in vielen Gewerben und weiten Gregenden mit der 
Existenz ringen müssen, dafs die Gehilfen in unverständigem Selb» 
ständigkeitsdrang deren Zahl ins ungemessene vermehren , dafs 
ferner die LehrUnge sehr wenig und vielfach nur Teile der Ge- 
werbsarbeit erlernen. Sie lehren ferner, dafs die Stellung der Hilfs- 
arbeiter immer ähnlicher derjenigen der Fabrikarbeiter wird ; nur 
entbehren sie der Organisation und Schulung derselben und stehen 
ihnen in jeder Hinsicht weit nach, wie auch in mruichen Berichten 
bemerkt wird, dafs die Kleinmeister den l'abnkarbeitern an Ver- 
ständnis und Bildung nicht (gleichkommen. Die Aussichten für die 
Zukunft des Kleingewerbes sind somit die denkbar ungünstigsten. 

Mit Rücksicht auf diese bedrohliche soziale Erscheinung wäre 
CS in Anbetracht des vorläufii^en Manf^els einer Berufsstatistik höchst 
erwünsciit, wenn die (xewerbeinspektoren uns über die Verteilung 
der Hilfsarbeiter im Kleingewerbe statistische Daten beibringen 
wurden, etwa nach dem folgenden Beispiel. 

[Siehe Tah< llo (, auf uadistcr Seile ] 

In 21 der 132 genannten Betriebe mit tjchihca und Lehrlingen 
waren um 1—2 Leiirliuge mehr als Cxehilfen beschäftigt; in 45 Fällen 
war beider Zaiü gleich und in 66 Fällen fanden sich mehr Gehilfen 
als Lehrlinge. 

Man darf dabei nicht etwa der Meinung sein, dafs im weiten 
Osten des Reiches, dort, wo die Grofsindustrie noch keinen Boden 
gefafst hat, die Zustande im Kleingewerbe besser sden; ganz im 
Gegenteil, es liegt dort ganz darnieder. Dabei Inlden die jüdischen 
iSUsarbeiter, welche bei der Uneignung der LandesbevöUcerung und 
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Tabelle 6. Verteilunpr der Hilfsarbeiter und Lehrlinge 

im Kleingewerbe. 
(RddwnbefiEer Av&ichtiliesirk 1892.) 







Eft fanden sich Gewerbsinhabcr 




An;^«ihl 


















mit Ge* 

tili ICD 

und Lehr» 
lingen 


V ^* a 1^ V 


der In- 

teste flK^^^X.^«» & 

spektionen 


ohne 
Hil&. 

arbciter 


nur mit 
Gehilfen 


nur mit 
Lehr> 
lingen 




f. 

u 








5 


Tönf»r 


1 








1 


Ammor* ii> jiioaAUkerzeuguiig 


f 

I 




i 1 - 






10 




I 
4 




14 




9 


I 




4 


J^Iessersch miede > • • • 


I 


I 








I 






I 




1 




z 




I 




I 


I 








18 


— 


1 




15 




f. 
0 




I 


3 


2 ' 




9 


I 


4 




4 




37 




10 


3 


24 




9 


3 


3 




3 




I 








1 




3 




s 




I 




I 








I 




14 












2 






I 


l 




IS 


4 


6 




5 


Riemer und S*tllcr . ■ . 


2 








a 




56 


22 


10 


5 


»9 




41 


»7 


7 


3 


14 




1 »s* 


SO 


51 


18 


13a 



der abnehmenden Zahl der gclernlcu dt utsclien Handwerkskolonisten 
in vielen Städten die Hauptmasse darstellen, eine besondere Schwierig- 
keit. \\ ie sich diese Bevölkerung überhaupt vielfach aufserhalb der 
staatlichen Gesetze stellt, so ist dies auch hinsichtlich der Gewerbe- 
ordnung der FalL Es werden bei den jüdischen Mebtern die 
Hilfsarbeiter nicht auf Grund der Gewerbeordnung (S 99) 9ufge> 
nommen und nicbt freigesprochen, sind somit weder Lehrlinge 
noch Gesellen und können nicht Meister werden; bei den In- 
spektionen werden sie entweder versteckt gehalten oder sie lügen in 

32* 
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betreff ihres Arbeitsverhaitnisscs. Zum Teil mag Scheu vor den 
Kosten der Aufnahme in die Lehre und der Freisprechung die L'r- 
sache sein. Jedenfalls aber sind diese in Unzahl vorhandenen un- 
sünftigen Arbeiter genötigt, zdtlebeQs gegen billigsten Lohn zu 
arbeiten, wodurch sie den geleroten Gesellen eine fühlbare Kon- 
kurrenz bereiten, ja dieselben viel&ch aus dem Lande treiben, so 
dafs Not uip gelernte Arbeiter und gute Arbeit bestdit 

IV'. Die soziale Vcr.^ichcr uiig. 
(Die Arbeiter - Unfall- und Krankenversicherung.) 

Die besten Auskünfte über die Wirksamkeit der allgemeinen 
Unfall» und Kfankenversicfaeningsanstalten und -Kassen verdanken 
wir zweifelsohne den Gewerbdnspektoren- Berichten. Diese Bfit- 
teilüngen haben wohl viel dazu beigetragen, dafs die Reform« 
bedürftigkeit der beiden Gesetze sobald erkannt und ganz konkrete 
Anhaltspunkte ftir dessen weiteren Ausbau sobaM gefunden wurden. 
Wenigstens begegnen wir in den Anstaltsberichten und oftizieUen 
Kassenberichten selbst und in den bisher vorliegenden Resultaten 
der im Zug befindlichen Enquete vielfach solchen Bemerkungen, 
Wünschen und Thatsachen, die uns schon aus den Inspektions- 
berichten bekannt sind. 

Von Anfiuig an galt es den Inspektoren, und zwar vom Stand- 
punkte der Gewerbehygiene aus, als eine wichtige Aufgabe, genaue 
und erschöpfende Nadirichten über die vorgefallenen Unfälle zu 
bringen, wobei einerseits statistische Zwecke verfolgt, und anderer- 
seits Detailbeschreibungen der einzelnen Unfälle als lehrreiche Bei- 
spiele gegeben wurden. Die statistischen Nachrichten erstrecken 
sich auf die Häufigkeit respektive Unfallsj^efahr der Betriebe und 
die Begleitumstände der Unfälle. Die Detaüberichte werden immer, 
auch neben einer organisierten Unfallstatistik — die wir noch nicht 
haben — ihren Sonderwert behalten; at>er auch die statistischen 
Nachrichten der Berichte sind, bei der mangelhaften Beschaffenheit 
unserer unausgelösten Sozialstatistik der Unfallsversicherungs- An- 
stalten bisher unentbehrlich. Es sei da gestattet, nur auf zwei 
wichtige Einzelheiten einzugehen, und zwar zunächst auf die Ver- 
teilung der Unfälle nach Wochentagen. [Siehe Tabelle 7 auf nSchster S«itc.] 

Jiinzelne Berichte bemerken , dafs sich eine besondere Un- 
fallsgefahr der Wochentage nicht statuieren lasse; würde der ein- 
leitende Bericht des Zentrai-(jewerbeinspektor$ vergleichende und 
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Tabelle 7. Unfälle nach Wocheotageo. 



Wochentaff e 


Wien 


Verteilttttg der UnfilUe in Pr 

j Nieder- Nieder- 
Österreich osterreich 

1 1892 ; 1891 


OMttten» 

Südwest- 
bohmen 
i8q2 


Süd wcst- 
buhmeo 
i8qi 




16,6 


14,68 


i7,a8 


18 


»3,9 




Dienstag^ 


16,3 


16,71 


14,81 


15 


12,9 


14,8 


Mittwoch 




i6,go 


i5»35 


i7 


16.4 


»5.8 


Donnerstag 


16,2 


»5.35 


«5.87 


»5 


14,0 


»4i7 


Freitag 


I5i9 


16,71 




SS 




■4<S 


Sanuti^ 


17,9 






»5 


14,8 




Sonntag 






4»U 


5 


«.3 





zusamsDenfasseode Tabetteo versuchen, ao würde sich doch, wie ich 
glaube, diesbesügÜch ein Resultat herausstellen. Nach vorstdiender 
Übersicht ergibt sich ziemlich deutlich eine besondere Unfallgefahr 
des ersten und des letzten Wochentages; vidldcht, weil zu Aniäag 
der Arbeit nach dem Sonntag die Fertigkeit etwas geringer ist 
und die Sonnt^sfreuden eine ganz besondere Disponon hinter^ 
lassen, andererseits weil zu Ende der Woche die Kräfte eriahmt 
sind. Desgleichen scheint mir, der bezüglichen Ansicht des Be- 
nchtes (1893, S. 56) entgegen, auch in der Verteilung der Unßlle 
nach Stunden eine deutliche Tendenz ersichtlich zu sdn. 



Tabelle 8. Unfälle nach Tagesstunden 

(bei 3580 von 5048 Falleu bekannt; Wien 1892). 



Vormittag 


Uafalic 


Nachmittag 




UnföUe 


zwischen 6 — 7 


Uhr 


118 


zwischen 


Ii— 1 


Uhr 


43 


7-8 


II 


292 


II 


1— a 


II 


287 


It «-9 


»1 




It 


a-3 


» 


315 


9—10 


n 


4ix 


n 


3-4 




4oo 


» »o-ii 


» 


382 


» 


4-5 


»1 


390 


» »I— la 




363 


»» 


5-6 


» 


300 








II 


6-7 


» 


72 



Es nehmea die Unfälle vom Beginn der Arbeitszeit gegen die 
Mitte derselben zu und dann gegen das Ende derselben wieder ab, 
und zwar zeigt sich diese Erscheinung gicichmäfsig des Vormittags 
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und Nachmittags. Ob hier die Ursache wohl darin liegt, dafs je- 
weilige um die Mitte der tätlichen Arbeitszeit die Intensität der 
Arbeitsleistungen die gröfstc i^i? Überdies ist es bemerkenswert, 
dafs die Zahl der Unfälle Vormittags (165$) und Nachmittags 1692) 
gleich grofs ist, wenn man für den Vormittacf < iiu \rbeitszeit von 
7 12 und Nachmittag von i — 6 Uhr annimmt, wie dies ja die 
Regel sein dürfte. 

Nun steht es allerdings mit den Unfailscrhebungen nicht gut, 
und die Gewerbeinspektoren wissen mit Recht viel darüber zu 
klagen, sei es. dafs ihre eigt-ne Stellung, oder ihre Stellung im Ver- 
hältnisse '/.u den Unfallsversicherungsanstalten in Betracht kommt. 
Die Anstalten machen selten (u braucli von der Bestellung eigener 
Erhebungsinspektoren, und die politischen Organe sind für diesen 
Dienst einfach unzulänglich; überdies findet eine im Gesetze als 
möglich vorgesehene Beiziehung Sachverständiger wolil Icaum statt. 
Ls finden sich da W iinsche in den Berichten, welche auf eine Uber- 
tragung des Erhebungsverfahrens an den Arzt im Verein mit dem 
Grewerbeinspektor, und auf die Bestellung der Gewerbeinspektoren 
als ständiger Sachverständiger bei den schweren Uoföllen gerichtet 
sind Überdies legen die Inspektoren mit Recht ein grofses Ge- 
wicht darauf, dafs sie audi diejenigen Unfälle voUstandig er&hren, 
welche sich in nicht versicherungspflichtigen Betrieben ereignen und 
dafs ihnen die Un&llsanzeigcn rechtzeitig mitgeteilt werden, damit 
sie im stände seien, ftir das Studium der Gewerbehygiene Nutzen 
zu ziehen. * 

Die Gesetzwidrigkeiten, welche die Inspektoren immer wieder 
von neuem auf dem Gebiete der Unfallversicherung notieren, richten 
sich namentlich auf die Unterlassungen der Anmeldung unfall* 
Pflichtiger Unternehmungen, auf die Einhebung zu hoher Prämie 
von den Arbeitern durch den Unternehmer und auf die Einnahme- 
Verkürzung der Anstalten durch zu niedrige Lohnangaben gleich- 
falls durch die Unternehmer. Es ist begreiflidi, dals die Inspektoren, 
die bei ihrer Visitation eben sehr häufig in der Lage sind, derlei Ge- 
setzwidrigkeiten zu konstatieren, für schärfere Kontrollbestimmungen, 
namentlich auch ftir den Lohnlistenzwang, eintreten. 

Allerdings liegen häufig auch Interpretationsschwierigkeiten vor, 
für deren Her\ orliel^ung den Inspektoren gleichfalls viel Dank zu 
wissen ist. Desgleichen werden die Hinweise der Berichte auf den 
Ausbau des Gesetzes bei der im Zuge befindlichen Enquete resp. 
bevorstehenden Regierungsaktion gewifs nicht unbeachtet bleiben. 
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so z. B. besüg^cfa der Inkoogrueoz des österrdcfaisdiea und des 
deutschen Gesetzes (wobei das erstere weiter geht; vgl den Beiidit 
fiir 1892, S. 107) und der Ausdehnung des Gesetzes über den 
Rahmen der heutigen versicherungspflichtigen Gewerbe hinaus, be- 
züglich der Einfiihrung einer Berufungsinstanz fiir die Urteile der 
Schiedsgerichte und zwar auch jener der Krankenkassen» 

Viele Bemerkungen der Inspektoren, welche anläislich der Be- 
sprechung der UnfallveracheruQg gemacht werden, gelten natur- 
gemäTs auch für die Krankenkassea Wenn hier auch nodi nicht 
so eingehende Urtdie möglich sind, so verdanken wu* den Berichten 
doch für die Kürze der Zeit sehr gewichtige Bemerkungen und 
Anregungen. Hierher gehört z. B. vor allem die ausgezeichnete Ge> 
Samtcharakteristik, welche sich an manchen Stellen (Berichte fiir 
1892, S. 180^ 410 usw.) über die Bedeutung und Wirksamkeit derein* 
zelnen Kassenarten, der Betriebs-, Genossenschafb-, Vereins-, Bezurks- 
krankenkassen usw. findet Wir können daraus wohl das gegründete 
UrteU gewinnen, dals die Buntscheckiglceit und Zersplitterung der 
.Kassen durchaus kein Vorteil ist, dafs die einen derselben die 
anderen und alle zusammen die Bezirkskassen zu Grunde richten, 
bezüglich dcrrn auch schon Konkursfälle konstatiert werden (1892, 
S. 180). Auch hinsichtlich des Krankenkassengesetzes sind bereits 
Interpretationsschwierigkeiten genügend aufgetaucht, die allerdings 
vielfach aufserhalb des Gesetzes ihre Lösung finden müssen, wie 
z. B. die Frage, ob die aufserhalb von Fabrikräumen für die Fabrik 
arbeitenden Gehilfen oder Arbeiter versicherungspflichtig seien, was 
eben nur aus dem Begriff der Hausindustrie heraus beantwortet 
werden könnte. Was endlich die Ausdehnung der Versicherungs- 
pflicht auf neue Gewerbe anbelangt, so geben auch hier die An- 
regungen der Inspektoren reiches Material zu einer Reform des 
Gesetzes, wie zum Beispiel die Zustande bei der Flöfscrci. Säj^fe- 
werkf*n (Holzbringung!), Kalköfen, Ziegelbrennercit.-n, Schottcrhrüchen 
usw. (Bericht für 1892, S. i/c)) dringende Abhilfe erheischen ohne 
der prinzipiellen weiteren Ausdehnunfj c^fedcnken. 

Die vielfach verdienstliche Thatigkdt der Inspektoren auf dem 
Gebiete der Kranken- und Unfallsvereicherung ist um so schätzens- 
werter , als sie hier mit einer f^rofsen Schwierigkeit zu kämpfen 
haben, nämlich damit, dals sie eij^^entlich nur wWv besondere Ver- 
anlassun^^en mit Autorität auf diesen VerwalLungsgebieten thalig 
sein k()nneu und im übrigen mit alleren )rstem Takte auftreten 
müssen, um einerseits nirgends mit abgesteckten oder zweifelhaften 
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KompdeiMsqphäfcn xu koIHdiefen und äodeKfseifs doch Bcfolfi^ a 
emden udd ilve Stefloiig xu wahren. f * 

V. Die suziaie Organibation. 

Die Genossenschaften können nicht leben und nicht 
sterben. Die Grundsätze der Gewerbeordnung von 1859 waren 
ganz darnach angethan, diesen Überrest ehemaliger geweffaliclier 
OiganisatioQ allmählich durch Inhaltlosigkeit verschwinden su 
machen. Mit der bestehenden gewefberechtlichen Gesetzgebung 
wurden diese absterbenden Formen wieder belebt oder besser ge* 
sagt, sie sollten wieder belebt werden — aber es ist bereits zu 
qpät Dafe dem in der That so sei, letiren die Berichte der I&* 
spektoren auf jeder Seite, und darunter namentlich auch jene aus 
den gröfsten oder gewerbfleilagsten Ländern. Dies gilt nicht 
nur bezüglich des altüberkommenen Wirkungskreises gewerbe* 
polizeilicher Natur, sondern auch rücksichtlich der neuen oder neu 
ausgestalteten Aufgaben, welche den Genossenschaften durch das 
soziale Kassenwesen erwachsen sind. Eben dassdbe zeigt sich näm- 
lich in der materiellen Unzulänglichkeit der Genossenschafts^Kxanken- 
kassen, welche nur als Hemmnis eines gesunden Gesamtkassenwesens 
angesehen werden könnea Gut funktionierende Genossenschaften 
sind, nach den Berichten der Inspektoren, Ausnahmen, und über- 
dies sehr vereinzelte Ausnahmen. 

In treffender Weise weist der Wiener Bericht für 1802, S. 67 
auf die gegenwärtig mafsgebenden Umstände hin, welchen die 
Unfähit:jkeit der genossenschaftlichen Tliätic^kcit zuzuschreiben ist, 
wobei man sich allerdings die tieft-r lict;cndcn. seil Dezennien wir- 
kenden Ursachen der Agonie der Genossenscliaftcü vor Augen 
halten muls. Der Wiener Bericht deutet nämlich auf die politischen, 
nationalen und konfessionellen Parteiungen als Hemmnisse einer 
erspriefslichen genossenschaftlichen Thätigkeit hin. Und in der 
That, es sind damit in lapidarer Kurze die wichtigsten Momente 
bezeichnet. In den gemischtsprachigen Landern stehen die nationalen 
Reibungen um so mehr oben an , als nicht nur die Nations- 
verschiedenen Lyegencinander operieren, respektive die Majorisierten 
sieb jeder Anteilnahme enthalten oder aus'^'^eschlossen werden, son- 
dern auch die Nationsverwandten sich in nit lirere Parteien spalten. 
Die Parteieti innerhalb dieser, die Jungen unri Alten, bekäniplen 
sich zum Beispiel in Böhmen, Galizien usw. mit olt noch gruiäcrer 
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Heftigkeit als (8e Dcotocben und Cseehen, respektive die Polen und 
Rutfaenen. Die Genossenschaft dient hier ab politiscbe Ofgaitetion^ 
fonn und ihr Zweck ist die Gewinnung oder Erhaltung politischer 
Majoritäten, sowie die ErmögUchung politischer Kundgebungen. In 
reinsprachigen Ländern respektive Städten sind es wieder die poli- 
tischen Gegensätze^ welche hier rein, ohne jede Verhüllung in den 
Genossenschaften aufebanderplatzen. Die Liberalen und die bfiiger- 
fichen Demokraten kämpfen hier um die Herrschaft, um ftir den 
Wahikampf ein Kampfesmittel mehr zu besitzen. Während sich 
diese Reibungen ziemlich überall in den gewerbtreibenden Städten 
verfolgen lassen, vermdiren sich diese einer gesunden Thätigkett 
gegnerischen Umstände auch noch durch die konfessionellen Gegen- 
sätze, das hdfst durch das Auftreten des Antisemitismus hauptsäch- 
lich in Wien. Es sind in dieser Beziehung überhaupt namentlich die rein- 
sprachigen, respektive deutschen Städte zu nennen, und zwar verbindet 
sich hier der Antisemitismus häufig mit der bürgerlichen Demokratie 
in den kleinbürgerlichen Genossensdiaften , ferner in jenen, bei 
welchen die Unternehmer in gröfserer Zahl israelitischen Bekennt- 
nisses sind. Zu allen diesen Schwierij^^keiten kommt noch, dafs in 
den Gchilfenversammlungen, in welchen im allgemeinen mehr Ord- 
nunr^, Straminheit und Zielbewurstsein herrscht, die sozialistischen 
Parteien festen Boden haben , so dafs hier die nationalen, kon- 
fessionellen und biirgerUch'jpolitischen Gegensätze gar nicht zu 
Tage treten können. 

Ivs kann daher gar nicht Wunder nehmen , wenn die Benciite 
aus liolimen ^i8o2, S. 215. 300), namentlich auch jene tur Frag 
betonen, dafs die ( Genossenschaften und ( xremien zumeist ein kiimmer- 
lichcs Dasein fristen, dafs sie weder die Interessen der Gewerbtreibenden 
noch jene der GenosseasLhaUs-Anf^ehörigen wahren und sich zumeist 
darauf beschranken . die Mitgliedsbeiträge einzusammeln. Sie ge- 
fallen sich nur in Formalitäten und sind eher eine Last als ein 
Nutzen. r\atürlich suchen sich die de werbtreibenden dieser Plage 
zu entziehen und die Mitc^liedsbeiträge zu ersparen; sie melden ihre 
Lrlirlinri und Gehilfen womöglich nicht an und verhalten sich 
überhaupt passiv. Allerdinp;'s könnte es so manchem damit im 
Widerspruch zu stehen schL-iiu-n, dafs die (^irnos.snisclKiftcn in Prag 
und anderen Städten Böhmens \".eiL luchr liLlich bind als 

in anderen Landern. Doch überzeugt man sich bald, dafs mit Um- 
zügen, historischer Tracht, Tdlnahme an Begräbnissen und der- 
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gleichen nicht alles getfaan ist Ja, es finden sich hier und da Ge- 
'Oossensdiaften, die heute nodi gar kein Statut haben (S. 300.) 

Was die vereinzelt funktionierenden Gewerbegerichte an- 
belangt, so erregen alljähiüch jene zu Brünn Interose; der Um- 
lang ihrer Thatigkett ist aus folgender Übersicht zu entnehmen: 

■Tabelle 9^ Thätigkeit der Gewerbegerichte in Brünn, 

lierioht für die Gericht für die 

Textilindustrie MetalUndustrie 

1Ö92 Iii9i 1892 1891 



Zahl der überreichten Klagen • . . . 
davon 7.urjrkj^'. zri;r,-n r>d. tarückgewicsta 
infolge Vcrgleichsver- | 
handlang eotschieden -'^"'^'^"'^ ^' 

und «war: J *«f«e'g«richtüch 

durch Urteil 



'58 


125 


37 


30 






4 


6 


t 




14 


10 


119 




9 




3 


6 


10 


4 



Bei dicsL-r irnimrhin lebhaften Thäliijkeit tritt ein Milsstand 
hervor, der mehr pnn/ij)ic'ller Natur zu sein scheint. Ms entstehen 
nämHch dadurch, dals der Vorsitzende und sein SlcUvcrtreter aus 
den gewalilicn L iiteriRhmern respektive Arbeitern zu entnehmen 
bind, Schwierijrki-itrn nicht nur hinsichtlich der Wahlen, sondern 
geradezu auch hinsichtlich der Wirksamkeit, indem i»ich die Tarteien 
jeweih«^ fiir benachteihgt halten. Eine Abänderung scheint, wenigstens 
nach den Verhandlungen der Brünner Handelskammer zu schliefscu, 
darin gesucht zu werden , dafs ein staatlich ernannter Richter als 
Obmann fungieren sollte. 

Welche Stellung die Industriclkn und tlie Arbeiter gegenüber 
den A r b ei t e ra u s s c h uss e n einnehmen, ist durch die vom Ab- 
geordnelenhause Vür*:^cnommcne und durch den Abgeordneten 
Baernreither veröffentliclue linquete bekannt geworden. Dennoch ist 
es nicht ohne Interesse zu verfolgen, was die Inspektorenberichte 
hierüber zu sagen oder anzudeuten wissen. Im allgemeinen scheint 
diese Institution seit Beginn des laufenden Dezenniums und zwar 
sehr langsam Eingang zu finden, wobei ältere Ausschüsse ganz 
vereinzelt dastehen. Atterdngs verhalten sich da die beiden in- 
dustriellen Lander Böhmen und Mähren sehr verschieden zu ein- 
ander. Eine ganz hervorragende Bedeutung haben die in den 
Fabriken in und um Prag bestehenden Arbeiterausschüsse, von 
welchen der Bericht (für 1892, S. 239) folgende nennt: 
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Maschinen- und Waggonfabrik Ringhofcr , der A.-A. besteht seit einigen Jahren 
nad wild tob den durdi die Arbatcr gew-äUtea Betsitsem der KnakeakaMe ge- 
bildet 

MuchineiAMll-AkticDgesellschaft in Karolinenthal; der A.-A. besteht seit 1890 
und wird nur von den Arbeitern gewihlt. Der Verkehr mit der Fabriksleitniig 
geschieht durch ein Wunschbuch. 

Baamwollsptnnerei Richter & Comp.; der A«-A. besteht auch seit 1890 und 
•timmt mit dem von den Aibeitero gewihlten Betfiebskfiwkenknisenaiaachttfs überetn. 

Böhmi.<ich-mnhrische MuschiBcnfobrik und Pnger Brflckenbeu- Anstalt; A.-A. 
189 t errichtet und stimmt mit dem VertraoenamSaner-Atisschnfs der Zentral« 
kraiikt-nkasse für Metallarbeiter übercin. 

Aktiengesellschaft ,,£isenwerk Libschitz" ; der A.-A. ging .aus dem Konsum- 
▼e(etas-Aunchn& hervor und wird zum Teil von der Fafarikleitung, zum Teil von 
der Arbeitervchnft nominiert. 

Alle diese Ausschüsse, deren Wirkungskreis im übrigen ziemlich 
verschieden ist — im Gegensatz zu den in Oberösterreicfa bestehenden, 
deren Statuten gleich lauten — haben die eine nicht unwesentliche 
Eigentümlichkeit, dals sie sich an bestehende Ausschüsse, nament« 
lieh an Krankenkassenausschüsse anlehnen. Die freie Entwickelung 
geht hier von vornherein einen richtigen Weg. Es ist jedenfalls 
ganz zutreiTend, die bestehenden Organisattonsformen zu benutzen 
und zu vereinheitlichen, statt für verdnzeke Thätigkeiten stets neue 
Formen zu begründen, was nur zu KräftezerspHttening und Arbeits» 
belastui^ fuhren muls. Auch aus Niederosterreidi wurd die Ein- 
richtung mehrerer Arbeiterausschüsse gemeldet, (und zwar in i 
Achsen- und Eisenwarenfabrik, i Schrauben- und Metaliwarenfobrik, 
2 Kammgamfabrikeo, 3 Baumwollspinnereien, i Druckfabrik, i 
Hutfabrik und 2 Papierfabriken), deren Statuten den Arbdtsordnungen 
als Anhang angeflit^ werden. AUerdinf^s finden sich auch solche 
Einiichtnngcn, welche an prinzipiellen Fehlem laborieren, wie zum 
Beispiel daran, dafs die gesamten Mitglieder von der f abrikleitung 
ernannt werden. Geradezu klaglich sind die Anfänge zur Einrich- 
tung von Arbeitsausschüssen, welche im Jahre 1892 in Brünn in 3 
Fabriken zu verzeichnen waren (1S92, S. 348 f.) und durchwegs 
vollkommene Mifserfolge aufwiesen. 

Es ist nicht recht zu entnehmen, welche Stellung die Gewerbeinspek- 
toren zu den Arbeiterausschüssen einnehmen. Ihre Berichte verhalten 
sich fast durchaus nur referierend, und auch der einleitende Bericht des 
Zentral-Gewerbeinspektors verhält sich sehr reserviert. AUerdini;s 
wird hervorgehoben, dafs die Arbeiten.usschüsse, dort wo sie zweck- 
dienlich eingerichtet sind, erfreulich wirken, was übrigens selhstver- 
.ständlich ist, aber gerade über die wichtigen grundsätzlichen Fragen 
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der Organiaation erfahrai wir kdtie Aiiscilteii. Imoierhiii ist dieae 
Reserve einigemialsea aus dem Umstände erkUirlich, dais cme be- 
tügUche Gesetzesvorlage in Verhandlung steht; das kann aber doch 
unmöglich dn Gmmd sein, dais die Berichte deshalb aidi auf den 
rem mitteilenden Standpunkt stellen. Gerade über die Frage des 
Zwanges oder der FreiwiUigkeit, über jene der Anlehnungen an be- 
stehende Einrichtungen, femer über die uneffreutidien Folgen Üir 
die ArbeiterteUnehmer und dergleichen sollten die Berichte mehr 
vcriauten lassen, und dies um so mehr als in der Enquete doch fast 
nur Parteienvertreter zu Worte kamen, während die Inspektoren 
über den sozialen Parteien stehen, hn allgemeinen gewinnt man 
den Eindruck, dafs mit dem Momente der fakultativen EiniUbrung 
die Entwickelung kaum nennenswerte Fortschritte machen wird 
und über kurz oder lang doch die obligatorische Verpflichtung ein* 
treten müfste. Überdies hat jede fakultative Einführung auch Un- 
gleichmäisigkeiten zur Folge, die einer späteren Zwangsverpilicb- 
tung grofse Schwierigkeiten bereiten. 

Zur Frage der sozialen Oi^anisation gehört unleugbar auch die 
Stellung, welche das Aufsichtspersonal in Fabriken usw. dnzu* 
nehmen hat. 'Es läfst sich nicht leugnen, dafs gerade in dieser Hin- 
sicht die Gesetzgebuni; empfindliche Lücken aufweist Wir sehen 
dafs zahlreiche Mil'sstande in dem Verhalten der Aufsichtsorgane 
ihre Ursache haben, dafs deren Befuj^nisse unijomein wechselnd sind, 
dafs sie hie und da von den Arbeitern Einnalimen beziehen, deren 
Natur aus dem Arbeitsverhältnisse nicht erklärlich ist, endlich dafs 
die Verantwortlichkeit für verschiedene Vorfalle vom Unternehmer 
dem .\ufi,ichtsperson?ile und umgekehrt zugeschoben wird und zu- 
geschobeti w c r lc ii kann. Hier ist eine Erpfänzunrr der Gesetzgcbuncf 
und auch der Anwendung derselben iinljediiiLyt erforderlich. Einige 
der Inspektoren erkennen dies, wenngiLicli niciit mit der erforder- 
lichen Dringlichkeit und Klarheit an. In dieser Hinsicht ist nament- 
lich auf die zutreffenden Bemerkungen des Lemberger Inspektors 
(1892, S. 412) zu verweisen, welcher die Gewerbetreibenden anwies, 
anzugeben, welcher Beamte usw. verpflichtet sei, die Werkeinrich- 
tungen und Schutzvorrichtungen zu überwachen, die Arbeiter über 
die Fährlichkeiten der Arbeit zu belehren und rucksichtlich der 
Beachtung der Schutzmalsrcgein zu beaufsichtigen. 

Die Arbeitsvermittelungist eine sehr wichtige Angelegen- 
heit der sozialen Organisation, welche wie auch aus den Inspektoren- 
berichten erhellt, wenngleich dieselben hierüber zu wenig berichten^ 
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ganz im Argen liegt. Was hier geleistet wird, geht in der Hauptsache 
von den Genossenschaften und Fachvereinen aus utid l^ewegt sich 
wenigstens hinsichtlich der ersteren in den pnnntivsteii Formen des 
Arbeitssuchens auf der Genossenschaftsherberge oder KanxleL 
Dieses Arbeitssuchen ist. wie jedermann bekannt, mit tagelangem 
mülsigcm Herumstehen vor den Kanzleien verbunden und dem Effekt 
nach vollständig unzureichend. Für jene Unternehmungen aber, be- 
zuglicli deren Genossenschaften und Fachvercine nicht bestehen 
oder nicht thätig sind, bestehen gar keine Einrichtungen; da müssen 
entweder die Vertrauensmänner des Unternehmens auf die Suche 
gehen, oder es werden die zufallig Ankommenden aufgenommen und 
dergleichen. Erst in der allerjüngsten Zeit hat das Vereinswesen 
üich (i r Arbeitsvermittelung bemäcbtii.n, und es wissen die Berichte 
von 3 bis 4 solchen Vereinen m ebensuvielen Städten zu berichten. 
Die Thätigkeit dieser V' ereine ist aus der folgenden Tabelle zu ent- 
nehmen : 



Tabelle la Thätigkeit der Vereine für Arbeits« 

vermittelung im Jahre 189a. 



Name des Vereines 


Jahr der 

Er- 
ricbtimg 


Zahl der 
Stellen- 
sucbenden 


Devon in 
Oieastslellen 
unle^jebndit 

»bsolat 1 in % 


Verein für Arbeitsvemiittclang in Wien 


1885 


') 9650 


3854 


40 


Derselbe, Filiale in Brunn .... 


i8ä9 


1S46 




54 


Zentndtrerein ^ Lehrlingsunterbring- 












? 


SI3S 




9« 


Zeatralvereb der Arbeiter und Dtenst* 










boten zum b) Josef in Prag . . 


? 


105t 


299 


»9 


Zentral-Unterstützun^jsvercin für Arbeit 










und Dienst suchende Arbeiter und 












1886 


') 1775 


«) 1078 


61 


Zusatumen 


1 - 


'9 457 1 


11238 ^ 


58 



Jahresdurchschnitte. 



*) Jahresdurchschnitte. — Im ganzen wurden seit 1886: 4224 Arbeiter und 
3327 DieiiBrtx»tcn in Stelle imte^bndit; in der jflngsten Zeit «aadelte sidi dieser 
Verein in eine „Arbeitsborse" um. 

*) die Arbcitsvprmittelung des Deotsdien HaadiTcilEefTeceiaes In Ymg 

finden sich im Berichte keine Daten. 

Ohne dafs mao die Wirksamkeit auch nur eines dieser Vereine 
untersdiätzen miisste, kann man wohi b^upteo, daß deren Gesamt- 
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wirken im Verhiltnisse zum voifi^enden Bedürfiiisse ganz imzii- 
länglicfa ist Es wird wohl auch in dieser Hmstcht mit der freien 
Vereinsthätigkeit du entsprechender Effekt nicht zu erzielen sein 
und eine Zwangsregelung herbeigeiührt werden müssen. Nur sollten 
bei einer solchen die Genossenschaften aus dem Spiele gelassen 
werden; mit diesen wird auch für diesen Zweck nichts mehr zu 
machen sein. 

Die Strikebewegung hat in den letzten Jahren in österrddi 
grofse Dimensionen angenommen und ist zu einem regelmälsig 
wiedelkehrenden sozialen Phänomen geworden. Es ist dies gleich- 
zeitig auch eine Erscheinung, welche die Thätigkeit der Gewerbe- 
inspektoren in höchstem Malse herausfordert. Wenn wir die Be- 
richte der letzten Jahre, namentlich jenen von 1892 auf «fiesen Punkt 
hin prüfen, so bt sofort ersichtlich, dals sich die Inspektoren fast 
ohne Ausnahme mit den einzelnen Ausständen auf das intimste 
vertraut^ gemacht und in dieselben in gründlichster und glücklichster 
Weise eingegriffen haben. Ihre bezügliche ITiät^keit ist eine ge- 
radezu höchst bedeutsame. Eis ist dabei von vornherein klar, dals 
ein günstiger Effekt in der Vermitteln ng mit Warscheinlichkeit 
nur zu erwarten ist, wenn die vermittelnden oder überhaupt die 
in den Kampf eingreifenden Organe nicht zu zahlrek:h sind und 
unter einander Kompetenzkonflikte vermeiden, und ferner wenn die 
vermittelnden Instanzen sich des Momentes obrigkeitlicher Zwangs- 
gewalt begeben. Gerade hierin lehrt aber die Strikegeschichte der 
letzten Jalire und so mancher Bericht der Inspektoren, dafs ein or- 
ganisatorischer Fehler vorliegt Die Inspektoren wissen nämlich in 
immer zahlreicheren Fällen zu berichten, dafs die Strikes durch das 
Einrrreifen der Gewerbsbehörden, dai's heilst zumeist der Bezirks- 
hauptmannschaften, erledigt worden sind, so dafs sie selbst sei es 
keine Gelegenheit zur Thätigkeit hatten, sei es überhaupt keine oder 
keine weiteren Nachrichten über den Vorgang erhielten. Selbst- 
redend sind es gerade die grösseren Städte, als Sitze der poli- 
tischen Behörden und überhaupt die wichtigeren Stnkes, wo die 
Verhandlungen häufig ohne Vermittelung der Gewerbeinspektoren ver- 
laufen. Damit ist aber eine der wichtigsten Funktionen dieser Or^^ane 
an der W urzel bedroht. Es ist klar, dafs die politischen Beliörden 
zunächst <:jeneigt sein werden, die \ urkommnisse vom rein gesetz- 
lichen Standpunkte aus zu betrachten , demnach nur jene Kon- 
kiuMüuen zu ziehen, die sich aus den hier mafsgebcnden Gesetzen 
ziehen lassen; damit entfallt natürlich eine vermittelnde Thätigkeit 
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oder sie wird doch sehr erschwert. Es wäre wohl sehr zu wünschen, 
wenn durch eine gemeinsam von den Ministerien des Inneni und des 
I laüdeis ausgehende Verordnung die Grundziigc des \ crlahrens in 
Streiksachen normiert würden, wobei das Schwergewicht auf die 
riiatigkeit der Inspektoren zu legen wäre, welche doch genuj;sam 
Beweise erbracht haben, dafs sie dieser Aufgabe vollkommen ge- 
wachsen sind. 

Es liegl auch nahe, dafs für eine oflizielic Statistik der Strikes, 
welche allmählich als unerläfslich erkannt worden ist, die Ge- 
werbeinspektionen als Berichterstatter verwendet werden. Ihre 
Berichte zeigen, dafs sie in der That imstande sind, alle erhebHchen 
Gesichtspunkte zur Beachtung zu bringen. Zwar ist dies nicht von 
den etD«üiiea Berichten för sich geschehen ; wohl aber kann der 
Rahmen einer erschöpfenden Strikestatistik .leicht gespannt werden, 
wenn man alle jene Nachrichten und Gesichtspunkte gleichsam sum- 
miert, welche von allen einzelnen Berichten mitgeteilt werden, was 
namentlich im Berichte für 1892 klar hervortritt kh habe mit 
Rücksicht auf die VortreiTiichkeit der Berichte in dieser Hinsicht 
den Versuch unternommen, die Methodik und Technik einer Statistik 
der Strikes in Österreich, insoweit die Gewerbeinspektoren in Be- 
tracht kommen, zu skizzieren ') Bei Beachtung dies daselbst ent*^ 
worfenen Fragebogens wurde nicht nur in die einzelnen Berichte 
und Nachrichten die erforderifehe Gleicfamäfstgkeit eingeführt, sondern 
auch die Gewähr der Vollständigkeit gegeben sein. Der einleitende 
Bericht des ZentraUGewerbeinspektors hat es von Anfang an untere 
lassen, aus den Einzelberichten das zusammenfassende, fiüd zu zeich- 
nen. Vielleicht geschah das auch mit Hinblick auf die Absicht des 
Handelsministeriums oder seines statistischen Bureaus, eine Strike- 
statistik einzurichten. Das letztere hat nämlich dem Retchsrate eine 
kurzgefafste Übersicht über die Strikes des Jahres 1891 vorgel^ ^ 
und beabsichtigt, die Sache auf eine geregeltere Basis zu stellen. 
Aus den Berichten der Gewerbeinspektoren entnehmen wir, da(s 
die letzteren im Jahre 1892 die Verpflichtung hatten, an das Handels- 
ministerium über die vorgefallenen Strikes zu berichten, dafs sie somit 
als Aufnahmsoi|;ane seines statistischen Bureaus in Betracht kommen 

*) Beitrage zur Statistik der Arbeitseinstellungen. I. Die Einrichtung einer 
SiBtbtik <ter Strikes in Ostetrdch. Nebst Bemeriuiogea Aber die Strikes in Öfttcr* 
reldi im Jahre 1892. — Handelmiiisetim Tom to. Angwt 1893. 

*) Zujiamtn' iistotlung der im Jahie 1891 stattgefundenen Axbeitseinstellanfen 
(Strikes) im Gewerbebetriebe. 
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sollen. Hoffentlich werden sie (ksscnunj^eachtetin ihren Berichten die 
so vertreHiichen Einzelschilder ungen der AuüsUuide aucii weiterhiä 
bringen. 

Nur möchte ich an diese freudig zu begrüfsende Aktion des 
statistischen Departements des Handelsministeriums die Bemerkung 
knüpfen, dafs es sehr wichtig wäre, auch jene Untemehmungs- 
gruppen in die Berichterstattung anzubezielieii, welche der Au^ 
skrlik d«r Gewerbeiiispektion nicht unterstehen, wie zum Beispiel 
aamentlidi die Be^[i»ubetfid>e. Ohne diese widit^^en Vorgänge 
wate öne Strikestatistik immer lückenhaft. 

Es ist ein deutlklier Beweis filr die Trefflichkeit der von den 
Inspektoren gebraditen Einzelhcrichte, dals sie eine wenn auch mcht 
lOckentosei so doch ziemlich charakteristisdie Zusammenfassung 
schon jetzt ermöglichen. Ich hahe eine solche aus den Berichten 
iUr das Jahr 1892 versucht und möchte daraus nur eine einzige 
Übersicht mittdien. 

ßidie Tabdle 11 «nf nXcfaster Seite.) 
Die Vergleichung der Hauptzahten för die drei Jahre 1888, 
1891 und 1892 darf nicht zu Schlüssen auf die Intensität der Strike» 
bewegung benutzt werden; dies wird erst möglich sdn, wenn die 
Strikestatistik auf eine mediodische Basis gestellt und Jahr fiir Jahr 
gkidimäisig weitergeführt werden wird. Im allgemeinen ist zu sagen, 
dafs die Bewegung in Österreich momentan nidit sdir ererheblich 
ist Für alle mitunter sehr wichtigen Detailfragen kann ich nur auf 
die beiden genannten Abhandlungen im Handelsmuseum und im Sozial- 
politischen Centralblatt verweisen. Hinsichtlich der DetaÜs einzelner 
Strikes Hegt eine solche Fülle wichtigsten Materials vor, dafs es sehr 
schwer ist, das «ne oder andere herauszugreifen. Doch möchte 
ich auf die interessante Lohnbewegung der Schriftsetzer (1892, 
S. 158) und auf die emporenden Strikeursachen, welche hierund da 
(zum Beispiel 1892, S. 375 Olmütz) mitgeteilt werden, verweisen. 
Auch sei nochmals bemerkt, dafs es nicht ganz zutreffend ist, wenn 
die Inspektoren die Strikes unter dem Schlagworte „Lohnstreitig- 
keiten** abhandeln, denn gerade in Österreich stehen diese Strike» 
Ursachen nicht so im Vordergrund als allgemein angenommen 
wird. 

Jedenfalls dürfte den Gewerbeinspektoren zu ihren zahlreichen 
und schwerwiegenden Obli^enheiten eine neue erwachsen sein, in- 
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dem sie Aufnahmsorganc des Handelsministeriums respektive seines 
statistischen Bureaus für die Statistik der Strikcs geworden sind 

Tabelle II. 

Die Arbeiterausstände in Österreich im Jahre 1892 in 
den der Gewerbeinspektion unterliegenden Betrieben. 



Gewerbe- 
lnspektion mit 
dem Sitz in 



Zahl 
der 
Strikes 



Die Arbeiter hatten 



Erfolg 

in 
StrÜKo 
fdUen 



anbe- 

kanntcn 



^i'l^ I Erfolg in 
ftllen 



Strike- 
fallen 



Zahl 
der 

striken- 

den 
Arbeiter 



Zahl der 

an- 
gedrohten 

aber 
nicht ao»- 
gcbrocbe- 
nen 
Strikcs 



Wien 

W iener - Neustadt 

Linz 

Graz 

Klagcnfurt 

Triest 
Innsbruck 

Rcichcnbcrg 

Pilsen 

Bndweis 

Brünn 
Olmüfz 
Tro]>iiau 
Lemberg 

SchifWirts-cwrr'i' 



4 

3 

3 



3 

7 

2 

I 



13 

2 



2 

9 

10 

3 



13 

3 



1 

6 



8 

2 

3 



2 



1550 

«)85 
3 

•) 12 



*■') 264 

*) asyö 

»)t30 

1129 
1300 
29 
100 



J 
I 



1892 

1891 ") 
1888'») 



«s 


4a 


3S 


8 


•)7 34« 


6 


104 


4» 


54 


? 


14025 


? 


135 








30000 





Für 2 Etablissements fehlen die Angaben. 
*) Fflr I Etablissement fehlen die Angaben. 

•) Ohne die sehr zahlreich streikenden Bauarbeiter. 

Für 3 Etablissements fehlen die Angaben. 
*) Für 1 Etablissement desgleichen. 
*) Der Strike dauerte ins Jahr 1893 hineiu. 
^ Fflr 2 Etablbstmcnts fehlen die Angaben. 

<) Fftr 9 Etablissements und die strikendea Bauarbeiter in und nm Prag fehlen 

die Anc^aben. 

*) Nach der erwähnten Zu.<ammcnstcUang des Handelsminisfeerioms. 

CJew crbe-Inspektionsbcricht 1888. 
Archiv für soz. GeseUgbg. u. Statistik. VI. 3$ 
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VL Freiwiliig^e gemeionütztge Einrichtungen. 

Von dnigen der fredea gesellsdiaftlichen Inidative entspringendeQ 
gememnützigea Einrichtungen war schon im Verlaufe der bisherigen 
DarstelluDg die Rede, so namentfich von den Bestrebungen zur 
Arbeitsvermittlttng. Es ist ein besonderes Verdienst der Berichtet 
da& sie Darstelluflgen der bestehenden oder neu eingeführten In* 
atitutionen dieser Art regdma&ig beibringen. Ganz besonde» 
rOhmenswerfc ist in dieser Hinsicht die vortrefflich durchgeführte 
Enquete, weldie der Retchenberger Inspektor auf Anregung des 
Zentral-Gewerbeinspdctors über die in den Fimien seines so wichtigen 
Sprengeis bestehenden Wohlfahrtseiorichtungen vornahm, deren Re- 
sultate im Bericht fiir 1892, S. 264—278 veröffentlicht sind. Dieses 
Beispiel sollte recht allgemein nachgeahmt werden ! 

Ganz besonderes Gewicht scheint der Zentral-Gewerbeinspektor 
selbst diesen gemeinnützigen Institutionen beizulegen, und wir finden 
in seinen einleitenden Berichten stets ausführliche Nachrichten in 
(Ueser Hinadit, namentlich was grolsere oder prinzipieU wichtige 
Einrichtungen anbelangt. 

Zwei von denselben verdanken ihre Entstehung der eigenen 
Initiative des Zentral -G^ewerbeinspektors. Dies ist zunächst das 
Gewerbe -hygienische Museum, dessen Pfieffe von einem 
1889 gegründeten V'ereine ausj^cht. Diese vortreffliclie neuartiL^e 
Schöpfung hat den Zweck, durch Ausstellungen, V^orträge und \'er- 
offentlichungen Interesse für Gevverbehygiene /.u erwecken und die 
ivcmitnis v-on Schutzmafsregeln sowohl bei Unternehmern als auch 
bei /vrbeitem 7-u verbreiten. Die Bedeutung dieses Museums ist 
weit über die Grenzen Österreichs anerkannt. Leider wird die 
Freude an diesem \\i rl;!- des Zentralinspckii ».iadurch ged;impft, 
dai's er glaubt, zur Beuru ilung de.sselben die Theorie vom „Kosten- 
wert des Menschen" heran/.iehen zu müssen (1892, S. 11): diese 
Tlicorie, welche von jenem unglaublichen Satze A. Smiths ausgeht, 
in welchem er den Menschen mit einer kusi baren Maschine ver- 
gleicht, von welcher der Ersatz- des zur Herstellung notwendig ge- 
wesenen Kapitals mit wenigstens dem gewöhnlichen Zins erwartet 
wird, „da ja der Mensch mit grolsem Aufwände von Mühe und Zeit 
zu einem Geschäfte erzogen wurde, das besondere Fähigkeit und 
Geschicklichkeit erfordert". Und dies soU eine JAahnung sein, der 
Unfallsverhatung bedacht zu sein?*^ Wir staunen, eine solche An- 
schauung, die höchstens jemandem gehören könnte, der Ziehkinder 
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seines späteren Geldgewinnes wegen aufzieht, in den Zeilen eines 
Vertreters der Gewerbeinspektion zu lesen. Des Menschen Leben 
kann nicbt in Gdd veranschlagt werden. 

Die andere Sdiöpfung des Zentralinspdctors ist der 1891 ge- 
gründete Abendkochkurs fiir Abeitäfrauen und Töchter in 
Wien, der bereits an einigen anderen Orten Nachahmung gefunden 
hat und allgemein verdient Bei Beurteilung dieser Einrichtung ist 
allerdings stets zu beachten, dals es eine Reihe absoluter Hindernisse 
fiir die Frau des Arbeiters gibt, eine Thätigkeit im Hauswesen zu 
entfalten, und dies ist dnersdts der Umstand, dais sie selbst Arbeiterin 
auTser Haus ist, und dann, dals zum Kochen und Hausfaaltftihren 
ein Emkommen gehört, welches in breiten Schichten der Arbeiter^ 
klasse fehlt; ein Vergleich unseres Arbeiters mit dem englischen, 
amerikanisdien und selbst deutsdien hinkt eben. Das zunächst cu 
erreichende positive Resultat dürfte darin liegen, dais Sinn und In- 
teresse der Arbeiterinnen fiir das Hauswesen geweckt und dieselben 
von jener Ausfüllung der Zeit abgezogen werden, welche heute eben 
so verbreitet als wenig wünschenswert ist 

Von den sonst in Betracht kommenden gemeinnützigen Insti* 
tutionen beanspruchen zwei die weitaus grofste Beachtung, und das 
sind jene auf dem Gebiete der Altersversorgung und des Wohnungs- 
wesens. 

DieBeispiele von Alters - respekt i velnva liditätsunter- 
stützungen, welche die Inspektorenberichte alljährlich aufzuzählen 
wissen, zeugen davon, dafs auf diesem Gebiete, wie es auch bei einer 
sich selbst überlassenen freien Thätigkeit kaum anders möglichst, die 
grö(stmöglichste Verschiedenheit herrscht und im allgemeinen die 
Enrichtungen vereinzelt sind. Es findet sich zum Beispiel eine ge- 
nossenschaftliche Arbeiterversorgungskasse (der Büchsenmacher in 
Ferlach, Kärnten), ein allgemeiner stcicrmärkischer Pensionsverein fiir 
Arbeiter, es bestehen Insti^^ntu ncr! , iie auf dem Zusammenwirken 
von Arbeitern und Unternehmern l)erahen oder nur von den ersteren 
gebildet respektive von den letzteren gestiftet sind; dabei ist bei 
manchen Unternehmun^^en der Beilritt zu solchen Kassen obliga- 
torisch und der<;leichen mehr. Wahrlich, bunter gemischt könnten 
die Verhältnisse nicht liegen, und es ist auch nicht abzusehen . wie 
eine Beeinflussung dieser freien Thätigkeit zu einer gewissen Ein- 
heitlichkeit fuhren könnte, wenngleich die Interventionen des Zentral- 
Gewerheinspektors (Bericht für 1892, S. 301) und der ein/.elnen In- 
spektoren durchaus nicht unterschätzt werden soUen. Unzweifelhaft 

33* 
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mehren sich solche Vorkehrungen merkiidi, und es wiie der baldige 
Eintritt einer aUgenleinen Zwangs-Alters- und Invalidenversorgung 
dringend zu wünschen, damit eine solche nicht in bestehenden, dem 
Gesamtzwecke gegenüber wirkungslosen Einzeleinrichtungen ein 
Hemmnis der Begründung finde, wie dies bei der Krankenver* 
Sicherung genugsam der Fall ist 

Der andere hierhergehörte Punkt sind die Wohnungs* 
zustände. Es Uegt zu deren Beurteilung in den bisherigen 
Banden der Inspektionsberichte ein gewaltiges Material vor, wdches 
überdies den Vorzug besitzt, für Österreich das erste und einzige 
zu sein. Selbstverständlich bleibt den Inspektoren der Zutritt zu 
den eigenen Wohnungen der Hilfsarbeiter oder einzeln arbeitenden 
Meister ohne deren Hnwilligung verschlossen, aber dennodi bilden 
die mit den Unternehmungen verbundenen Massenquartiere und 
Einzelwohnungen, dann die Wohnzustände der beim Meister woh* 
nenden Hilisarfaeiter ein reiches Fdd der Untersuchung. Diese 
letztere wird von den Inspektoren in eindringlichster, vor nichts zu- 
rückschreckender Webe geführt und zumeist ganz ungeschminkt io 
ihren Resultaten mitgeteilt Im allgemeinen liei^t die Sache bezüg- 
lich der von grofscn Unternehmungen beigestellten Wohnungs- 
gdegenheiten ziemlich gut, jedoch gibt es auch hier eklatante Aus- 
nahmen, dagegen sind die Zustände im Kleingewerbe vielfach 
trostlos. Zu jenen Unternehmungen, welche immer von neuem in- 
kriminiert wrrdetu gehören die Bäcker, Fleischer, Selcher, Ziegler, 
Steinbrüche, Müller, Tischler, Schuster, Gastwirte usw. Schwierig 
ist dabei nur die Frage, wie der KJcinmeister den Gehilfen und 
Lehrling besser beherbergen soll, wenn er selbst elend gebettet ist. 
Da macht jede „Intervention" notn;e(lnmf^oncr\v(Mse Malt, mögen 
dir* brif:febrachten Beispiele noch so haarsträubend sein. Jedenfalls 
hat das neue (i( setz über \ rbeiterwohauQgen in dieser Sache nicht 
den mindesten l'^üekt 'gehabt. 

Kinlj^re andere 'n nieinnützige, aus der freien ThHtif]^kcit hervor- 
gelieudc Liurichmnj^cn betreffen mehr Einzeüieitcu, allerdinj^s solche 
von grofser Tragweite. Hierher gehören zum Beispiel die Rechts- 
schutzvereine (Graz, Klagenfurt), welche die Arbeiter überhaupt 
erst in stand setzen sollen, sich der prozessualen Rechtshiile zu 
bedienen, sei es auch nur, dafs sie fachliche Belehnmg erhalten. Die 
Fabriksbibliotheken sind bereits sehr zahlreich, und es hat 
der Zentral-Gewerbcinspektor die Absicht, eine erschöpfende Nach- 
weisung derselben in den Mitteüungen des Gewerbe-hygienisciien 
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Museums vorzunduneiL Ähnliche Zwecke verfolgen die Volks- 
bil du ngs vereine in Wien und I^ederösterreich, der Vortn^[S- 
verein und der Verein zur Verbreitung gemeinnütziger Kenntnisse 
in Prag usur. Femer werden noch mehrere sogenannte Lehrlings- 
heime und ahnliche Einrichtungen namhaft gemacht 

Man kann gern die Be<teutsanikett aller dieser gesellschaftiichen 
Bestrebungen in ihrem kleineren Umkreise sugebea Nur liegt, 
glaube ich, eine Getfaltf darin, dals dieselben überschätzt werden. 
Es sind eben doch immer nur Einzelheiten. In manchen Städten, 
för einzelne Berufigruppen oder Betriebe sowie einzelne Personen- 
kreise wird ihre Wirkung irnmerhin fühlbar sein, aber dem groisen 
Umkreise von Erscheinungen, welche dringend nach sozialpolitischer 
Ausgestaltung rufen, g^enüber, sind sie wie Tropfen auf einen 
hdlseo Stein. Ungerecht und unter den obwaltenden sozialpolitischen 
Zuständen sogar gefahrvoll wäre es, alle diese freien Bestrebungen 
zu unterschätzen; dagegen kann es für die Fortbildung des sozialen 
Verwaltungsrechtes eben auch geiahrlich werden, wenn ihnen allzu- 
viel Gewicht beigelegt wird. 



\ 
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ZUR LAGE 

DER DEUTSCHEN SOZIALDEMOKRATIE. 



VON 

HEINRICH BRAUN. 

Eine Thatsache von der gröfsten sozialpolitischen Tragweite 
bildet die veränderte Stimmung der Gesellschaft gegenüber der Sozial- 
demokratie. Ancfst oder Geringschätzung, die früher das Urteil über 

diese Bewegung vornehmlich bceinflufsten. bilden heute keineswegs 
mehr durchgehends seine charakteristischen Bestandteile, Im Gegensatz 
dazu verbreitet sich als Ausdruck sozialer Hoffnungslosigkeit zunächst 
nur instinktiv, zum Teil sogar noch widerwillig in den verschieden- 
sten Schichten die Uberzeu<ning , dals die Sozialdemokratie die 
eigentliche Trägerin des llschaftlichen h'ortschritt'^ darstelle, 

und dafs die allen Einwendungen und der schärfst <ti ik-kämplung 
trotzende Sicherheit ihrer Überzeugung auch mit der Kraft gepaart 
sei, über alle Hindernisse weg ihren Bestrebungen zum Sieg zu 
verhelfen. Selbsttäuschung wäre es allein, wollte man als ein 
Gegner dieser Partei leugnen, dafs eine solche Stimmung in 
weiten Kreisen zur (Geltung gelaugt und notwendigerweise den 
Einflufs der sozialdemokratischen Partei verstärkt Mit jedem Jahre 
prägt sich daher aucii die beherrschende Stellung derselben im 
öffentlichen Leben deutlicher aus, und ihr I Luilluls steht keinesw i gs 
blols im Verhältnis zu der stetig wachsenden Zahl ihrer An- 
hänger. Vielmehr greift derselbe weit darüber hinaus, und die 
Sozialdemokratie, bisher in der Hauptsache eine Partei des indu- 
strieUea Proletariats, fängt an, hier und da ab Vertreterin der 
gro&en Masse des Volkes überiianpfc anerkannt zu werden. Ab- 
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gesehen von der okonoinischen Entwickdung ist es namentlich die 
mangelnde sozialpolitische Thatkraft der Regierui^en, die Vemadi« 
Ubsigung der wichtigsten Kulturau^ben gegenüber dner imaufhöf^ 
Kchen Steigerung der nuEtärischen Ausgaben, und die egoistisdie 
' Politik der herrschenden Klassen, welche neben anderen Ums^nden 
dazu bdtn^n, jene Stimmung der Verzwdflung zu vermehren und 
ihr auf alle Weise Vorschub zu leisten. Angesichts dieser unleug^ 
baren psychologischen Verfassung der Gesellschaft gewinnt die Lage 
der Sozialdemoloratie dn besonders wichtiges Interesse für Jeder- 
mann, mag er nun dieser Partd feindlich oder freundlich gegenüber 
stehen. 

Mit dem demokratischen Charakter liängt es zusammen, dafs 
ihre Verhältnisse ohne jede Scheu vor der breiten Öffentlich- 
keit erörtert werden, und dafs infolgedessen die Sozialdemokratie 
selbst die Mittel an die Hand ^nbt. ihre Bestrebungen und den Grad 
ihrer Erfolg^e genau kennen zu lernen. In den vom V^orstand der 
Partei alljährlich erstatteten Rechenschaftsberichten, in den öffent- 
lich geführten Verhandlun^jen der Kongresse und ihren Protokollen 
findet sich , auch wenn man die sonstige Parteilitteratur und die 
Akten über ihre parhim^-ntarische Thätigkeit ausser acht lälsL, eine 
seit der Aufhebung des Sozialistengesetzes ununterbrochene, so gfut 
wie lückenlose Darstellung aller grofsen und kleineren Vorgänge in 
der I\irtei. des äusseren Verlaufs der Bewegung ebenso wie ihrer 
theoretischen und praktisch-politischen Entwickelung. 

Naturwüchsig entsprossen aus den geschicl) flieh gegebenen 
Verhältnissen der Gesellschaft, hat die Sozialdemokratie sich den 
gegebenen Bedingungen angcpa^^i. Die Rechtlosigkeit ui der Periode 
des Sozialistengeserzes erwies sich nicht als Hemmnis ihrer Ent- 
wickelung. Gerade unter der Geltung des Ausnahmegesetzes ist sie 
die stärkste politische Partei Deutschlands geworden, indem ae die 
dadurch geschaffene Lage mit staunenswerter Kühnheit und Gc- 
schicMchkeit zu ihrem Vorteil zu wenden verstand. Wie ein in 
tiefem Erdreich wurzelnder Baum von Sturm und Gewitter er- 
schüttert wird und im Kampf der Elemente Zweige und Laub- 
werk vertiert, aber darnach um so mächtiger wächst und nach allen 
Seiten sich entfaltet, so hat die Sozialdemokratie als die ersten 
Schauer des Sozialistengesetzes über sie hinweggegangen waren, 
nur immer kraftvoller sich entwkkelt Die Erfahrung während jener 
Periode ist ein sicherer Beweis daför, dals die Soziakiemokratie nicht 
eine künstliche Schöpfung sondern ein oiganisches Gebilde ist, aa 
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(km äuTsere Machtmittel wirkungslos abpraUen. Als das Sozialisten- 
gesetz an seinem inneren Widersinn gescheitert uod iilr die sozialdenao* 

kratische Partei der allgemeine Rechtsboden hergestellt war, aoceptierte 
sie die veränderte Situation und beschlols schon wenige Tage nach Ab- 
lauf des Sozialistengesetzes auf dem Kongrefs in Halle eine Organisation, 
die innerhalb des Rahmens der geltenden Gesetzgebung sich bewegen 
sollte. Dafs es sich hierbei nur um die Anwendui^ des taktischen 
Grundsatzes bandelte, die Mittel des Kampfes genau den Verhält- 
nissen gemäls zu wählen und zu wechseln, und nicht etwa eine Mil- 
derung des prinzipiellen Standpunktes der Partei im Spide war, be- 
weist der zweite Schritt von Bedeutung, den die sozialdemokratische 
Partei nach Aufhebung des Sozialistengesetzes im Jahre 1891 auf 
dem Erfurter Kongrels vornahm : die Formulierung eines Programms, 
das rückhaltlos und konsequent sich auf den Boden des von Marx 
und Engels ausT,^rbildetcn wissenschaftlichen Sozialismus stellte und 
jede Art von Kompromifs des älteren Programms ablehnte.*^ So 
h it sich, seitdem das Sozialistengesetz verschwunden ist, die sozial- 
demokratische Partei auch der neuen Situation wieder trenau an- 
gepafst, und angesichts ihrer Ertblge in den letzten Jaliren mufs Jeder- 
mann die Thatsache anerkennen, dafs die sozialdemokratisclie Bewe- 
gung in früher nicht für möglich gehaltenen Verhältnissen vorwärts 
sclireitet. 

Wenn man das autlientische statistische Material für die Be- 
urteilung dieses Fortschrittes betrachtet, so ergehen sich zu- 
naclist tut das Mafs der finanziellen Leistungsfähigkeit der Partei 
folgende ZitTern. Der dem Parteitage in Halle von Bebel er- 
stattete Bericht iiher die finanziellen Verhältnisse der Partei *) 
weist aus, dafs seit der bis Ende August 1887 reichenden Abrech- 
nung auf dem Parteit^ zu St. Gallen bis zum l. Oktober 1S90 
an Einnahim 11 der Zentralkasse der sozialdemokratischen Partei 
330403,70 Mark /.ugeHossen waren, denen au Au.->gabcu 192085,07 
Mark gegenüber standen, sodafs ein Ubcii,cliurs von 138318,63 Mark 
und mit dem Kassenbestand vom i. September 1887 in der Höhe 

^) Vgl. ProiokoU Aber die Vtrhandlwigen des FurteiCags der StnialdenMkfmtiidwi 
Ptftei Dcatsdil«iid8: Abgcludleii zu Hdle a./S. vom la.— 18. Oktober 1890. Berlik 
1S90, S. 1 1 5 f«. 

') Vj;l. Protoknl! über die Verhandlunficn des Parteitags der Sozialdemokratischea 
I'artci Deutschlands. Al>gehaltco zu Erfurt vom 14.— 20. Oktober 1891. Berlin 
1891. S. 13 fg u. S. 323 fg. 

Vgl FtatokoU etc. des HtdUsclien Fsrteiti«», S. 36 fg. 
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4r<Hi 18880^80 Mark ein Gesamtbetrag von susammeo 157 19943 
Mark sich herausstellte. Die Partei trat demnach aus der Periode 
des Sozialistengesetzes, die sich unter anderen auch durch die 
achariste Verfolgung der Greldsammlungen fiir sozialdemokratische 
Zwecke charakteriaert hatte, in die neue Periode ein nut einem 
Vermögensbestand von drca 157000 Mark. Aus dem an den 
Erfurter Kongrefs erstatteten Kassenbericht der Parteileitung er^ 
gibt sich, dafs die Einnahmen vom i. Oktober 1890 bis zum 
30. September 1891 auf 223 866,60 Mark, die Ausgaben auf 134949,85 
Mark sich belaufen haben und somit ein Überschufs von 88916^75 Mark 
verblieb. Für das Geschäftsjahr vom i. Oktober 1891 bis zum 
30. September 1892 wurde auf dem Kongrefs in Berlin folgende Ab- 
rechnung gegeben. An Einnahmen; stellen sich fiir die genannte 
Zeit 231895,55 Mark, an Ausgaben 198662,25 Mark heraus; als 
Überschufs verblieb demnach der Betrag von 33 233,30 Mark. Für 
das Geschäftsjahr vom i. Oktober 1892 bis zum 30. September 1893 
stellt sicli die Bilanz der sozialdemokratischen Zentralkasse folgender- 
mafsen: die Einnahmen werden mit 258326yo6 Mark beziffert, die 
Ausgaben mit 316667,81 Mark. Zum ersten Mal tritt hier dne 
Unterbilanz im Bctrarr von 58341.75 Mark hervor, zu deren Deckung 
den Reserven der Partei nach den Angaben des dem Kölner 
sozialdemokratischen Kongrefs erstatteten Berichtes*) 54753 Mark 
entnommen worden sind. Der Ausfall wird durch die Aufwendungen 
erklärt, die aus der Zentralkasse für die Reichstagswahlen gemacht 
worden sind und gegen das Vorjahr eine Mehrausgabe von 118005,56 
Mark erlorderten. 

Uberhückt man nun für die ang^egebene Zeit von sechs fahren 
den finanziellen Stand der l\art,ei. so resultiert aus der Summierunii 
der obigen Zahlen lolgendes : an Eiünalimen wurden aufgebracht 
1038420 Mark; an Ausgaben flössen für die Zwecke der sozial- 
demokratischen Tartei aus deren Zentralkasse in derselben Periode 
842 364,98 Mark den Parteizwecken zu. Danach beziffert sicli — 
wenn man den in Halle ausgewiesenen Kassenbestand vom I. Oktober 
1890 im Betrage von uS 080,80 Mark hinzu rechnet — der mo- 
mentane Vermögensbestand der Partei auf mindestens 220000 Mark. 

Man mufs gestehen, das sind verblüffende Ziffern und sie bieten 
ein unübertroffenes Bild von der Huigabe und dem Opfermut der 



'j Vgl. tVotokoll etc. des Erfurter Parteitags, S. 44fg> 
TrotokoU etc. des Kölner Parteitags, S. 54. 
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Aflliänger der soaaldemokratischen Partei Will man die aufser- 
ordentUche moralische und materielle Leistui^ die hier zum Au9> 
druck kommt, recht würdigen, so muls man i^ch vor Augen halten, 
dafs es sich um die Partei des Proletariats handelt und dafs abge> 
sehen von den Beisteuern einiger, der Zahl wie ihren Leistungen 
nach in der Masse ganz verschwindender Parteigänger in den Kreisen 
der Besitzenden, diese imposanten Summen sich zusammensetzen 
aus freiwilligen, groschenweisen Beitragen, die nicht selten vom 
Munde abgedarbt sind. Dabei erschöpfen die oben genannten Be- 
trage noch keineswegs die von der deutschen Sozialdemokratie 
fiir ihre Partetzwecke dargebotenen Summen. Der dem Kölner 
Kongress erstattete Bericht des Parteivorstandes bespricht in cfiesem 
Zusammenhang den im letzten Jahre verausgabten Betrag von 
320651,96 Mark. Indem er konstatiert, dals diese Summe nur 
einen 'kleinen Bruchteil der von der Partei aufgebrachten Agi- 
tationskosten bezeichne, sagt er wörtlich: »So haben die Genossen 
in sämtlichen grofseren Städten die lokalen Wahlkosten aus eigener 
Kraft bestritten und aufserdem noch meist bedeutende Summen zur 
Agitation in der Provinz gegeben. Dazu kommen die Unkosten 
för die Landtags», Gemeinde- und Gewerbegerichtswahlen, sowie 
die Opfer für die gewerkschaftlichen Kämpfe, die auch im letzten 
Jahre durchzufuhren waren. Es ist deshalb nicht zu viel gesagt, 
wenn wir behaupten, dafs die Summen, über welche die nachstx^hende 
Abrechnung Rechenschaft ablegt, auch noch nicht den zehnten Teil 
der Beträfe nennt, welche die klassenbewufsten deutschen Arbeit«* 
im letzten Jahre für ihre politischen und wirtschaftlichen Kämpfe 
und Emanzipationsbestrebungen aufgebracht haben. Dabei bleibt 
aufser Ansatz die Unsumme freiwilliger Thätigkdt, welche von den 
einzelnen Genossen besonders zu Zeiten der Wahlen in aufopferndster 
Weise geleistet worden ist. Während die gegnerischen Parteien 
zur Flugblatt- und Stimmzettelverteilung;, da wo ihnen der amtliche 
Apparat in Gestalt von Gemeindedienern, Nachtwächtern, Flur- 
schützcn und Gendarmen nicht zur Verfügung steht, nur gegen 
gutes Geld Träger finden, bilden in unserer Partei die freiwilligen 
Träger, weiche die mühselige Arbeit unentgeltlich verrichten, die 
Regel.« Was hier von dem einen Jahre festgestellt wird, gilt aber 
mutatis mutandis von jedem anderen, und man mufs gestehen, dafs 
die von der sozialdemokratischen Partei gebrachten Opfer alle Vor- 
stellungen übertreffen. 

*) Vgl. Protokoll etc. de» Kolner Parteitags» S. 53. 
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Nicht weniger glänzend stellt sich die äufsere Situation der 
Parteipresse dar. Während das Inkrafttreten des Sozialistengesetzes 
im Jahre 1870 42 puiitische und 14 frewerkschaftliche Organe vor- 
fand, die innerhalb weni<^cr Monate der drakonischen Handh;itt;;nf^ 
des Gesetzes zum Opfer fielen, besals die Partei beim Ablauf 
desselben im September 1890*) nicht weniger als sechzig politische 
und 41 gewerkschaftliche Blätter und lieferte auch damit den Be- 
weis, mit welch' souveräner Überlegenheit sie im Verlaufe der Zeit 
(Ue ihr dtirdi das Scoialistet^^esetz oktroyierte Lage zu meistera 
verstand. Nach dem neuesten Bericht des Parteivorstandes*) ist 
die Zahl der Zeitungen auch wdter sehr erheblich gestiegen. Im 
3. Quartal 1893 gab es 75 politische Blätter, darunter 32 täglich, 
25 wöchentlich 3 mal, 7 wöchentlich 2 mal und II wöchentiicfa ein- 
mal erscheinende; Gewerkschaftsblätter existierten in demselben 
Zeitpunkt 55. Zu diesen Blättern kommen noch die wissenschaft- 
liche Wochensdirift Neue Zeit, das in 200000 Exemplaren ver- 
breitete Unterhaltungsblatt die Neue Welt, und die beiden Witz- 
blätter Der wahre Jakob, der in ca. 200000 Exemplaren, und der 
Süddeutsche Postülon, der in ca. 40000 Exemplaren verbreitet ist 
Das Zentraloigan der Partei der Vorwärts, besüTert seine Auflage 
auf 42000 und warf im letzten Geschäftsjahr einen Gewinn von 
40655,10 Mark ab. 

Über die Verbreitung der Parteilitteratur werden geradezu 
märchenhaft klingende Ziffern mitgeteilt. In dem Bericht an den 
Parteitag in Berlin^) wird angegeben, dals das Programm der 
Partei im Jahre 1892 in fast einer halben Million, die Eriäuterungs- 
schrift zu demselboi während derselben Zeit in 120000 Exemplaren 
versandt worden ist; der im Verlag der Partei erscheinende Neue 
Welt-Kalender ist in der Ausgabe fiir 1894 in 130000 Exemplaren 
hergestellt worden; die Auf lag^e der Maifcst/.eitung für 1892 betrug 
eine halbe Million; die Rede Bebels in der Zukunftsstaatsdebatte 
wurde im Jahre 1893 sogar in der Zahl von 1 700000 Exemplaren 
abgesetzt 

Diese ungeheure Verbreitunt^ der Parteilitteratur lälst sich natür- 
lich nur durch das entsprechende Wachstum der sozialdemokratischen 
Partei erklären. Den Gradmesser für das letztere bikien die Wahl- 

*) VgL Protokoll etc. d«» Hdlncben Fkrtnb^ S. 30. 
^ A. a. O. S. 3S fg. 

') Vgl. Protokoll etc. des Kölner Parteitags, S. 44, 
^} VgL JProtokoU etc; des Berliner Parteitags, S. 44. 
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-ei^ebfiisse fiir die parlamentarischen Körperschaften, in erster Linie 
zum Reichstag. Betrachtet man die neun Legislaturperioden, die 
wir bis heute zählen, so sind cfie Resultate die folgenden: Von den 
in den ersten öffentlichen Wahlen abgegebenen Stimmen kamen 
auf die Kandidaten der Sozialdemokratie *) 

im Jahre 1871 124700 Stimmen 

„ 1874 352000 

„ „ 1877 493300 

„ „ 187S 437100 

„ „ 1881 312000 

„ „ 1884 550000 

„ „ 1887 763 100 

„ „ 1890 1427300 

1893 1786738 „ 

lu den obigen Zahlenreihen tritt nur in den Jahren 1878 und 1881 
ein Rückp^an^ der sozialdemokratischen Stimmen zutage und in 
beiden handelt es sich um aulserordentiiche Verhcältnisse. Im Jahre 
1878 standen die Reichstag^wahlcn unter dem Kuidruck der beiden 
Attentate auf den Kaiser, deren Urheherschat't man damals der 
Sozialdemokratie zuschrieb, und im Jahre 1S81 machte sich die 
Erstwirkung des Sozialistengesetzes geltend: die Partei stand da 
ohne jede Organisation, beraubt aller ihrer Zeitungen, vielfach 
ohne die Möglichkeit, Stimmzettel und Flugblätter herzustellen, weil 
die eigenen Druckereien fast sämtlich vernichtet waren und fremde 
Offizinen DnickaufttSge verweigerten; dort aber wo man Flug> 
blätter besais, war die Verbreitung nur unter groisen Schwierig- 
keiten und Gefehren mögfich. Unter diesen Umständen kann der nach 
den damaligen Verhältnissen nicht einmal bedeutende Rückgang an 
Stimmen nicht als eke charakteristische Erscheinung für die Ent» 
Wickelung der Partei betrachtet werden. Sieht man nun von diesen 
bdden Jahren ab, so ze^ sch ein ununterbrochenes, Anwadisen 
der StunmenzahL Seit zwei Legislaturperioden ist die Sozialdemo- 
kratie die stärkste Partd im deutschen Reich, und würde das Pro» 
portional -Wahlsystem in Deutschland herrschen, so irare sie auch 
kn Reichstag die bei weitem zahhreichste Fraction. 

Für die Beurteilung der äuiseren Situation der Sozialdemokratie 
wie der sozialpolitischen Lage Deutschlands ist aber noch mehr 

*) Vgl, Sutiütbchcs J.ihrhu« h für da^ tleutsdu- Reich, 180I, S. 132 w.A Statistik 
der ReichstagswaMcn vou iHt^J. Bearbeitet im K. Sutisti»cheii Anit. Berlin IÖ(;^3, S.3. 
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als das bislierige Wahlergebnis die Entwickelunf^stendenz 
von inaistrcbcnder Bedeutung, welche sich sowolil in der reifsenden 
Vermehrung der sozialdemokratischen Stiinmen bei den Reichs- 
tagswahlen, wie in verschiedenen au(serordentüch charakteristi> 
sehen Begleiterscheinungen kundgibt Zunächst fallt M's Auge 
da(s die Sozialdemokratie, von den preuTnschen Landtagswahlea 
abgesehen, in immer ausgedehnterem Malse an öflentUdien WaUen 
aller Art und an dem Kampf um dne Vertretung in den ver« 
schiedenen parlamentarischen Körperschaften sich beteiligt. Mit 
welchem Erfolge dab geschieht, lehren die Resultate der Wahlen 
zu den sächsischen, bairischen, hessischen, badenschen, meiningen- 
schen, altenburgischen, reulsischen und gothaischen Landtagen, das 
Eindringen der Sozialdemokratie in die Vertretungen grofser wie 
kleiner Städte, ihre Erfolge bei den Gewerbegerichtsirahlen. Überall 
dieselbe Tendenz starken Wadistums und entschiedenen Vorwärts- 
scfareitens. 

Von nicht geringerer Bedeutung als diese Thatsache ist itir 
die Beurteilung der allgemeinen Situation der Sozialdemokratie die 
stark anschwellende antisemitische Strömung. Das Wachs- 
tum derselben zeigt in seiner Rapidität einige Ähnlichkeit mit 
dem Aufschwung der Sozialdemokratie. Während die antisemitisdie 
Partd in den ersten sechs Legislaturperioden in der oilizietten 
Statistik des Deutschen Reichstags als selbständige Partei noch 
nicht ausgeschieden ist, tritt sie im Jahre 1887 mit der sehr be- 
scheidenen Ziffer von 11600 Stimmen, die in den ersten ordent» 
liehen \\ ahk n für sie abgegeben wurden, auf, steigt bei der folgen- 
den Wahl im Jahre 1890 auf 47 500, um im Jahre 1893 mit der 
plötzlichen Steigerung auf die Zahl von 263 861 Stimmen dem letzten 
Wahlergebnis das vielleicht cliarakteristischcste Gepri^ zu ver- 
leihen. Dafs es sich bei dem Antisemitismus um eine starke soziale 
Strömung handelt, kann so wenig zweifelhaft sein, wie dafs neben 
den Angriffen auf das Judentum eine radikale antikapitaüstische 
Tendenz allgemeiner Art in ihm immer Idarer und bewufster nach 
Geltung ringt Damit aber nähert er sich der Sozialdemokratie 
und mit Fug und Recht hat ihn der Reichskanzler von Caprivi 
eine Vorfrucht der Sozialdemokratie genannt.*) In dieser Hin- 
sicht bildet der Antisemitismus ein um so bedeutsameres Moment 
der sozialen Entwickelung, ab es ihm gerade vermittelst seiner 

') Vgl. die Rede des Reichskanzlers v. Caprivi in der Sitzung des Reichstagf 
vom JQ. November 1893. Stenognqphischer Beridtt, ProtokoU der 9. Sitnuig, S. 192. 
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zum Tdl brutalen, zum Tdl stupiden Agitationsmittd geUi^ för 
die sozialdemokratische Fkx>paganda noch nicht herangereifte Be- 
völkerungsscfaichten zu erfassen und aus ihrer Lethargie aufsuruttebL 
Die sozialpolitische Arbeit, die der Antisemitismüs heute leistet, in« 
dem er den jahrhunderteaiteo Stumpfsinn der Bauern überwindet 
und diese trägste Schicht der Bevölkerung in eine leidenschaftliche 
Bewegung versetzt, seine Propaganda bei den kleinen Handwerketn, 
in den Kreisen der Subakembeamten und anderen der Sozialden«>- 
kratie schwerer zug^gUchen Schichten, ist unter dem Gesichtspunkt 
einer revolutionären Gesellschafbentwickelung von einer nicht leicht 
zu überschätzenden Tragweite. Dafs sozusagen nach dem Gesetz 
der sozialen Gravitation der Antisemitismus in die gröfsere und 
mächtigere sozialdemokratiscii Bewegung münden wird, ist sehr 
wahrscheinlich und wird je nach Umständen das ErjTebnis einer längere 
oder kürzere Zeit erfordernden geistifren Entwickelung sein. 

Mit diesen Aussichten für die Zukunft harmoniert in einer die 
Interessen der Sozialdemokratie überaus fordernden Weise 
das Verhalten der Regierung und der herrschenden Klassen. Z^var 
hat der Reichskanzler von Caprivi im Reichstag die Worte ^e- 
sprochen: „Es wird, so lange ich die Ehre habe, an dieser Stelle 
zu stehen, kein Gesetz hier eingebracht, keine Malsregel vorgesch lachen 
werden, die nicht von dem Standpunkt geprüft worden ist : wie wirkt 
sie auf die sozialdemokratische Frai,'^e ein," ') Allein diesen Worten 
sind Tliaten nicht gefol^rt. In allen sozialpolitischen Schulen macht 
die Ansicht Fortschritte, dafs die Anlaute zu einer ernsthaften Sozial- 
reform sehr bald in unzulänglichen Anfangen steckenblieben und auf 
der einen Seite die Erbitterung^ der arbeitenden Klasse vermehrten, 
während sie auf der anderen den I Hiermut und die Begehrlichkeit der 
Unternehmer ' tei^^erten. Von euier in grofsein Stil mit rücksichts- 
loser Ener^^ie unternommenen, durchzureitenden und der c^efahrvoUen 
Lage der Gesellschatt entsprechenden sozialpolitischen Aktion ist 
keine Spur zu erblicken. 

So scheint, von welcher Seite man auch immer die Lage der 
Sozialdemokratie betrachte, bewufst oder unbewufst Alles ihre Aus- 
breitung zu begünstigen. Ohne Frage ist das Bild ihrer aulseren 
Situation das glänzendste. Trotzdem macht sich aller Erfolge un- 
geachtet das Gefühl einer gewissen Unbefriedigung geltend. Und 
derartige Empfindungen treten nicht blofs bei dem unbefangenen 

') V.:;!. dio Rede des Rcichskanilt-rs v. Ca])rivi in der Sitzung des Rrichstajjs 
Yom 2S. Februar 1891. SteaographLscher Berichi, i'rotokoll der 77. Sitzung, S 179a. 
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Beobachter auf, sondern sie haben auch in den Kreisen der Partei- 
genossen sidi geregt und sind auf den letzten Kongressen nament- 
lich in Köln deutlich ausgesprochen worden. Die MÜsstimmung 
trat namentlich zutage in der Kritik der Leistungen der Parteipresse 
und msbesondere in der sehr nachdrücklich erfolgten Verurteilung 
des geistigen Grehalts der in versclüedenem Sinn dnflulsrdchsten 
Organe der Partei, des Vorwärts und der Neuen Welt 

Der Umstand, da(s die sozialdemokratische Presse eine andere 
Stellung einnimmt als die Zeitungen anderer Parteien, hebt die be> 
treffende Diskussion auf dem Kolner Parteitag über das Niveau interner 
Angelegenheiten hinaus und verleiht ihr ein allgemeines Interesse, 
Die Presse der Sozialdemokratie ist nicht nur das Organ för die 
Vertretung ihrer politischen Grundsätze und Anschauungen, die 
die sie in unablässigem Kampfe gegen die erbitterten Angriffe aller 
andern Parteien zu verfechten hat, sie ist auch das vornehmliche 
und hauüg einzige Mittet der BÜdung und Belehrung für hundert- 
tausende ihrer L^er. Die Autorität dieser Presse bei ihrem Publikum 
ist die stärkste und reicht, weil es sich um einen naiven, der kri- 
tischen Kontrolle vielfach entbehrenden Leserkreis voll gläubigen 
Vertrauens handelt, nicht nur weit über das gewöhnliche MaL-^ I^inaus 
sondern gewinnt auch einen das ganze geistige Leben der Arbeiterbevöl- 
kerung beherrschenden Einflufs. Die Wirkung der sozialdemokratischen 
Presse ist infolgedessen eine aufserordentiiche und sie dringt um so 
tiefer, als ihr Publikum von einem wahren Wissensdurst erfüllt ist 
und durch eine ungemeine geistige Empfänglichkeit sich auszeichnet 
Wegen der Umstände, unter denen sie wirkt, wegen ihres so über- 
aus wertvollen und bildsamen Publikums hat die sozialdemokratische 
Fresse eine grofse Aufgabe. Indessen würde man in der Annahme 
irren, dafs eile leitenden Faktoren der Partei ihre publizistischen 
Organe mit den notieren Mitteln reichlich versehen. Im Gegenteil be- 
weisen die sozialdemokratische Presse und die Verhandlungen des 
Berliner und Kölner Kongresses, dafs die Parteileitung selbst die 
wiclitigstcn Blätter, den Vorwärts und die Neue Welt, nur stief- 
mutterlich ausstattet, so dafs die Redakttonen auch wenn sie 
sich durch die f^röfste Bep^abun^ und den lebhaftesten Pflichteifer 
ihrer Mitglieder auszeichneten, schlechterdings aufser stände wären, 
die Blätter auf einer entsprechenden Höhe zu lialten. Im Hin- 
blick auf die vom Parteivorstand mit grofser Genugthuung ver- 
zeichneten Uberschüsse des Vorwärts wurde von mehreren Rednern 
auf dem Parteitag in Köln erklärt, dafs man das Zentralorgan 
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der Partei nicht unter- dem Gesichtspunkt betrachten dürfe, 
möglichst hohe Überschüsse zu erzielen. Vielmehr müfste wenig- 
stens ein beträchtlicher Teil des Gewinns dazu verwendet werden, 
eine ausreichende Besetzung der Redaktion zu bewerkstelligen , da 
die gegenwärtig vorhandenen Kcäite nicht genügten und der Vor« 
wärts unter diesen Verhältnissen weder die Aufgaben eines leiten* 
den und ftir die übrige Presse richtunggebenden Organs noch auch 
die einer guten ihre Leser vollständig und zuverlässig informieren- 
den Zeitung erfülle.*) Die Neue Welt erfuhr eine nicht minder 
scharfe Verurteilung, die steh zu dem Verlangen nach einer gründ- 
lichen Umgestaltung dieses Blattes zuspitzte, das wie ein Redner 
erklarte, in seiner gegenwärtigen Verfassung geradewegs zum Ge- 
spött der Gegner werde.*) Die Vertreter des Parteivorstandes, gegen 
welche der gewichtige Tadel sich richtete, weil sowohl der Vor- 
wärts wie die Neue Welt von ihm ressortteren, erklärten zur Recht- 
fertigung, da(s die gerügten Mängel allein durch den Mangel an ge- 
eigneten Kräften verschuldet seien. ') Wie die Kongrelsverhandlungett 
beweisen, hielt man die Frage damit nicht dir erledigt Auf der 
Hand liegt auch, dafs es sich hier um andere und tiefere Ursachen 
handelt Es fehlt, — wer die Presse und Litteratur dieser Partei verfolgt, 
wird dies konstatieren können — , der Sozialdemokratie keineswegs an 
zahlreichen, tüchtigen Kräften, die sich in der verschiedenartigsten 
Weise für ernste und bedeutende Zwecke nutzbar machen liefsen. Woran 
es mangelt, scheint vielmehr die liinsicht der leitenden Personen in 
die Wichtigkeit mancher Aufgaben zw sein und der Wille, die vorhaiH 
denen Kräfte in geeigneter Weise und an der richtigen Stelle zu ver- 
wenden. Fls gebricht an dem ökonomischen Gebrauch der geistigen 
Mittel, und während, wie dies auch aus den Verhandlungen in 
Köln hervorging, zum Teil eine übermäfsige Ausnutzung der Re- 
dakteure und sonstiger Beamten der Partei stattfindet, bleibt die Kraf^ 
anderer der Partei zur Verfügung stehender Kräfte brach und ungenutzt 
und findet entweder keine oder meist nicht die entsprechende Ver- 
wendung. Vielleicht vertraut man zuviel auf die grofsen Erfoigo. die 
die Presse der Partei auch in ihrem ^:^egen^värtigen Zustand ohne 
Zweifel erzielt und hält darum grölsere Anstrengungen (lir unnötig. 

Protokoll etc. des Kolner Parteitags in&bcüondere die Reden von 
ScboenlAiik und Lux. 

•) Vgl. Protokoll etc. des Kölner Parteitages, S. 135. 

*) V^I. Pr otokoll etc. des Berlino' Futeitagt, S. IM, FMtokoIl des KöliMf 
Parteitags, S. 126, ija. 
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Allein auf die Dauer kann die Verwechselung des äulscren Erfolgs 
mit dem inneren und die Überschätzung des ersteren für die So^al- 
demokratie von der verhängnisvollsten Konsequenz werden. 

Die Geringschätzung geistiger Vertiefung und die Vernach- 
lässigung von Aufgaben, die in dieser Richtung gelegen sind, äulsert 
sich übrigens seitens der Partdldtuiig nicht blols in ihrem Verhalten 
gegenüber der Presse. Sehr bezeichnend ist in deser Hinsicht die 
Klage, dafsheute^ drei Jahre nadi Aufhebut^ des Sozialistengesetzes, 
das Parteiarchiv, — ein historisches Hilfsmittel ersten Ranges — , 
inmier noch nicht der Benutzung zugänglich gemacht wurde, und 
dafs statt eines wissenschaftlichen Faclunanns, der sich unschwer 
finden lielse, eine nach allem was darüber in die ÖAentUchkeit ge- 
drungen ist, als Organisator und Agitator des besten Rufes sich 
erfreuende, aber fiir diese Stelle gar nicht vorgebildete Persönlich- 
keit zur Verwaltung des Archivs besteilt worden ist ^ 

Die einseitige Überschätzung der led^lich politischen Agitation 
und der wenig entwickelte Sinn für die geistige Hebung der Massen, 
sowie fiir die Heranziehung von Kräften zu wissenschaflilicher Ar- 
beit hat übrigens praktische Folgen, die der Partei mit der Zeit sehr 
empfindlich werden können. Beispielsweise dürfte die Annahme nicht 
allzu gewagt sein, dafs die Sozialdemokratie in der Landagitation 
gröfsere Fortschritte gemacht hätte, wenn sie diejenigen Kräfte in ihren 
Reihen, die sich in statistischen und nationalökonombchen For- 
schungen bewährt haben, mit der Aufgabe betraut hätte, ver- 
schiedene Landarbeiterdstrikte zu untersuchen und auf diese Webe 
diejenigen Verhältnisse und Bedingungen kennen zu lernen und 
monographisch zu schildern, unter denen die Lnnda^itation vor sich 
gehen müfste. Auf dem Parteitag in Halle hat Bebel die Wichtig- 
keit derartiger Untersuchungen anerkannt, indem er folgendes aus- 
führte: w • • • Weiter hake ich es im agitatorischen, parlamentari- 
schen und sozialgesetzlichen Interesse fiir dringend notwendig, dafs 
dem Beispiel einer Reihe jüngerer Gelehrten entsprechend, überall 
in besonders durch schlechte Lage sich auszeichnenden Gewerbe- 
zweigen sozialstatistische Untersuchungen über die Lage der Ar- 
beiter angestellt werden. Sie wissen, wie von unsem Gegnern 
allgemein bestritten wird, dals die Lage der Arbeiter so sei, Wie 
wir sie darstellen. Ich bin überzeugt, dafs eine solche statistische 
Lnicrsiichung zu dem für unsere Gegner überraschenden Resultat 
führeu wird, dafs die Verbältnisse der meisten Arbeiter in der That 

*J FrotokoU etc. des Berliner Parteitags, S. 378. 

Arckw für loi. G«aelisb(. u. Stotwtik. YL 34 



Digitized by Google 



Heinrich Braun ^ 



Wel schlechter sind, als aUgemein angenommen wird. (Sehr richtig!) 
Das muls aber durch gewissenhafte Untersudsungen festgestellt 
werden, und dazu gebrauchen wir einen Generalstab tüchtiger und 
fähiger Leute, die für ihre Reisen und ihre Arbeiten unterstützt 
werden. Die Kosten werden zum Teil wieder aus dem Erlös der 
durch den Buchhandel zum Verkauf gelangenden Schriften^ die auf 
Grund jener sozialstatbtischen Untersuchungen ersdieinen, einge* 
bracht werden können. Sollten diese Arbeiten aber auch lO und 
20000 Mark und selbst mehr Zuschuis benotigen, so wäre dies kein 
Schaden; ich würde diese Anlage der Gelder für die nutzbringendste 
ansehen, die von der Partei gemacht werden kann. (Sehr wahr!)" ') 
Trotzdem hier unter dem Beifall des Parteitags in sehr klarer W eise 
die Aufgabe formuliert wurde und, wie wir gesehen haben, reiche , 
Mittel vorhanden sind, ist in den seitdem verflossenen Jahren in 
dieser Hinsicht nicht das Mindeste geschehen, und die sozialdemo- 
kratische l^artei hat speziell die Untersuchung der Lage der länd- 
lichen Arbeiter, so wichtig fiir sie dne genaue Kenntnis von deren Ver- 
hältnissen auch wäre, dem Verein für Sozialpolitik und dem Kv^an- 
tl^eliscli-sozialen Kongrefs überlassen, die nun für die c(r(">1jliclic Ver- 
nachhissigung der Sozialstatistik durch die staatlichen Üfgaoc auf 
ihre Weise I'>sat/. /u schalfeii suchten. 

Die L;crin_i^^<.- SorL,^t' für das geistige Niveau der sozialdemo- 
kratischfii Presse und Littcratur hat auch noch line andere Seite. 
Die ungclieure Ausbreitung der Partei fuhrt ihr die mannig- 
fachsten lllenieutc zu: die l^inhcillichkeit des geisti;^en iiewulsi- 
seins, welche die l'artei in iliren Anf^ingen char.ikterisierte . ist 
nicht mehr vorhanden. VerschiedenarLige Strömun-eu raachen 
sich geltend. Um auf die hervorstechendste hiu/.uvvciscn und sie 
kurz mit zwei Namen zu bezeichnen, sei an die seiner Zeit herv'or- 
getreteneii (ieL:en>ätzr zwischen VOlhnar und Liebknecht erinnert. 
Üb die Konflikic zuisclien diesen beiden Führern ausgeglichen sind 
oder nicht, spielt hier ki iiie Rolle. Hecleuiuiig hat dieser Gegensatz 
darum, weil in ihm verschiedene ^e-isti^e I*lnt\vickiun;^ssluten der 
süddeutschen und norddeulächen Sozialdemokratie zum Ausdruck 
kamen. Diese Verschiedenlieit kann aber neben dem Fortschreiten 
der wirtschaflHchen Entwicklung auf keine andere Weise als von 
innen heraus, d. h. durch gröfsere geistige Vertiefung überwunden 
werden. Um diese Aufgabe zu lösen, dazu bedürfte es wiederum. 



*) Vgl. Protokoll etc. des Ilallischeo Piarteitags, S. 40. 
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einer Presse und Litteratur, die statt spärlich und unzulänglich^ mög- 
lichst reich mit den nötigen Mitteln versehen sein müfste. Dazu 
abi-r wäre nötig, dafs die Parteileitung geistig hervorragende Elemente, 
die sich ihr nähern, nicht abstolse, sondern anziehe, und durch an- 
gemessene Aufgaben, die immer im reichen Ma& vorhanden sind, 
schule und entwickele. 

Hierher gehört weiterhin, dafs der Diskussiot' im l ? rnrterung 
möglichst freier Spielraum gewährt wird und eine sachliclie Opposition 
als willkommene Förderung zur Lösung schwebender Fraisen be- 
grüfst würde. Auch der Sozialdemokratie könnte die Beherzigung 
des Satzes: wenn keine Opposition existierte, müfste sie erfunden 
werden , nur förderlich sein. Ei*;entlich L,nlt dies fiir die Sozial- 
demokratie noch in besonderem Grade. Einmal ist sie eine Partei, 
die mehr als irgend eine andere auf der Basis eines theoretischen 
Systems sich autbaut und den bestimmendsten I-änflufs durch die 
Arbeit wissenschaftlicher Forscher erfuhr. Mit berechtigter Genug- 
thuuiii; schrieb Friedrich Ent^els im Jahre 1801: „Wir deutschen 
Sozialisten sind stok darauf, abzustammen niclit nur von Saint Simon, 
Owen und Fourier, sondi-rn auch von Kant, laichte und Hegel. Die 
deutsche Arbeiterbewet^nuig ist die Erbin der deutschen klassischen 
Philosophie.'") Will die Partei weiter die Uberzeugung pflegen, dafs 
diese wissenschaftliche Tradition ihr V'crmaclitnis bildet, dann darf 
sie in den Grenzen des bereits errungenen geistigen Besitzstandes 
sich nicht abscliliefsen. sondern mufs mit der Gesinnung gröfster 
kritischer Freiheit und Vorausset zu Herzlosigkeit nicht nur den An- 
schauun;^aii ihrer Gegner, sondern aucli ihren eichenen sich gegen- 
über htellen. Liegt doch iii bolclicr Kritik die Bedingung geistigen 
Fortschritts und ein Schutz gegen V'erknöcherung, der diejenigen 
am leiciitestrii anlieimfnlien können, die zu einer grofscn und be- 
rechtigten Sicherheit der Uberzeugung gelangt sind. 

Über dem von Lassalle gezimmerten Eingangsthor fiir die neuere 
Entwickelung der Sozialdemokratie steht das Losungswort: die 
Wissenschaft und die Arbeiten tassalle hat darunter die Vermählung 
und Durdidringung der sozialdemokratischen Bewegung mit dem 
gesamten geistigen Leben der Zeit verstanden. Nach seinem Sinn 
sollte die Sozialdemokratie die Bannerträgerin aller neuen Ideen und 
Gestaltungen in Wissenschaft und Kunst und allen anderen geistigen 

Vgl. Kn}^fls, Die Entwickciuiig des So/iali^tuus vou der Utopie zur VVi&sseu- 
scbaft Berlin, i8yi, S. 5. 
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Äusserungen des geselischafi liehen Lebens sein. In der harten Arbeit, 
die die Anfänge ihrer Eniwickelung ihr aufgenötigt, konnte die 
Arbeiterbewegung dieser Aufgabe wenig entsprechen. Aber seit- 
dem sie immer mächtij^er sich entfaltet und immer grölsere 1 cuc 
des Volkes in sich aufnimmt, kann sie nicht mehr auf die engere 
Arbeit der pcjlitischen Agitation sich beschranken. „Gerüstet mit 
der ganzen Bildung des Jahrhunderts" müfste sie sein und, wie sie um- 
gestaltend und erneuernd gewirkt liat auf die Entwickelung der poli- 
tischen und ökonomischen Wissenschaft , wie, beeinflufst von ihr, 
auch in der Rechtswissenschaft, in der Pädagogik und anderen 
Zweigen der Wissenschaft neue Systeme und Ideenrichtungen sich 
vorbereiten und wie, angeregt wiederum von ihr, verheissung^volle 
Anfange einer neuen Blüte der bildenden Kunst und der poetischen 
Litteratur sich zeigen, so müfste die Soaaldemokratie, nicht nur 
gebend sondern aadi empfangend, viel mehr als bidier geistig sich 
bereichern und vertiefen. 

Einen solchen inneren Umwandlungsprozels der Sozialdemokratie, 
bei dem sie auf die Schärfe und Konsequenz ihrer Prinzipien nicht 
zu verzichten brauchte, müfste gegenwärtig nicht mehr allein der Kreis 
ihrer Anhänger, sondern die ganze Gesellschaft mit Teilnahme 
verfolgen. Bei den stets trüber sich gestaltenden Ausächten auf eine 
kraftvoUe und den Bedürfnissen der Zeit entsprechende Gestaltung 
der sozialen Gesetzgebung, wird, wenn nidit alsbald eine grundsätz^ 
liehe Änderung in der Politik der herrschenden Klassen eintritt, mit 
der Möglichkeit notwendig zu rechnen sein, dafs die der Sozial- 
demokratie aus den Kreisen ihrer bisherigen Gegner heute nur wider- 
willig und zweifelnd sich zuwendenden Sympathien sich zu der Übei^ 
Zeugung verdichten, dafs jene Partei allein die Rettung der Gesell- 
schaft aus den sozialen Nöten zu bewerkstelligen vermöchte. Sollten 
aber einmal diese vorerst nur instinktiven Hoffnungen in grölseren 
Tcüen der Gesellschaft zu bewufsten und positiven geworden sein, so 
würde die Stellung der Sozialdemokratie zu einem Faktor von un- 
crmefslicher praktischer Bedeutung werden, von dessen geistiger und 
moralischer Beschaffenheit im Moment eines derartigen Umschwungs 
der Anschauungen unsere gesamte Kultur wie ihre fernere Ge- 
staltung abhinge. Die Lage der Sozialdemokratie ist deshalb ein 
Gegenstand von eminenter Bedeutung, der in seinen Konsequenzen 
über das unmittelbar damit verknüpfte Interesse weit hinausgreift 
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GESETZGEBUNG. 

DEUT8CHB8 lOUCH. 

ENTWURF EINES GESETZES, 

BETREFFEND STADTERWEITERUNG UND 
ZONENENTEIGNUNGEN. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von PretiCKn nsir. verordiieii, 
mit Zustimmung beider HiEuser des Landtages, fBr den Umfiug der Monarchie, 

§ 1. hl Stadtgctneindcii mit mehr als loooo Emwohnern kann auf Graad 
aochstehcuder Bestimmungen: 

I. behuft Ersddiefsnng oder xweeltmSfsiger Gestaltung Ton BavgeUbide in 
einem Aberwiegend unbebauten Theile des (foneindegebietes nach endgüU 
tifTor Feststellung cints Flnchtlinienplancs die Umlegung fVi rkopp' lun;^, 
Kdiisolidntinn) von Grundstücken verschiedener Eigenthumer (^2 bis 18} 
zwangsweise verfugt, 

3. ZU gleichem Zweck sowie behafii Verbesserung der Veihiltnisse bebauter 
Theile des Gemeindegebietes das Recht der Zonenentdgnnng (§§ 19 bis 
S2) Terliehen 

werden» 

A. Die Umlegung. 

§ 2. Die Umlepunp kann sich nur auf pineii durdi dir Cicstaltung des Ge- 
ländes, bestehende oder projektirte Strafscn, die thatsachiichc Entwicklung der 
Anbanveriiittnisse oder sonst wie abgegrcoxten Theil des Gemelndegebictes er- 
stredten. Einzelne im Umleguag^cbiet belegene, bebante oder in besonderer 
Weise (als IlandeU^Krtnereien, Banmtchulen nnd deigl.) benutzte GmndstScfce können 
▼on der Umlegung ausgcnoamien werden. 

') Vgl. die Besprechunjij^ dii-^es C.-setzcntwurfcs in der Abliaiidlung: Umlegung 
und Zonenenteignong als Nüttel rationeller St&dteer%veiterung. Von Oberbärger- 
n^ter F. Adiekcs in diesem Bande, Seite 429. 
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L Aaordnung der Uml^fimg. 
I. Auf Antrag. 

§ 3. Die Eigenthflmcr von mehr als der Hälfte der nach deu Grund* und 
Gebättdcstenerkataster ca bereehnesden Fische der umzulegenden GruadstOcke 

können die L'tulccun;' bei dem Gcmeindevorstamle beantragen. 

Hei drundstücken, welche im Mit(-i:^cMithum stehffi, ist für jeden MilcigenthutiTT 
ein seinem Eigeutliumsautbeile cnts|)recheiider Hruchtheil der Flache des gcmeiu- 
scbaftlichea Gnindstikckes in Ansatz zu bringen. 

In dem Antrage ist ein zur Entgegennahme von Verffigui^en enaSchtigter Ver« 
tretet zu bezeiehnen. 

^ .;. Auf •iii^ n 1!. in § 3 entsprechenden .Antrat^ i <li ■ l inlegung durch Ge- 
mein' i-tn<<hluls an/uoidnen, wenn sie im öffentlichen Interesse liegt. 

§ 3. Wird der Antrag durch Gcmcindcbcscblufs abgelehnt oder kommt ein 
Gcmeindebeschlufs nieht zu Stande, so ist ein mit Gränden zu versehender Bescheid 
zu ertheilen. 

Den .\ntrag$telleru steht die Beschwor ^ btri dem Bezirksausschufs und gegen 
deikSen Beschlüsse die BeschwerrV- hei dem l'rovinzialratlv- n;. 

In Berlin geht die Beschwerde an den Miubtcr der uttentlichen Arbeiten, d&äseu 
Entscheidung endgültig isU 

Sänuntlicne Beschwerden sind binnen zwei Wochen anzubringen. 

§ 6. Wird die L'nilegung angeordnet, so mftssen in dem Ocmeindebeschlusse 
die um;"Li1egenden Grundstücke unter Ben'*iinuni^ ihrer Kii,'<-nthümcr einzeln auf- 
geführt und auf einem anzuheftenden l'lane nachgewiesen werden. Der Gcmeinde- 
bcscKhijs ist mit Grfinden zu versdieo, in welchen inabesondere aodk das jrfüMit- 
liche Interesse nKher darzulegen ist. 

Der Gfini itidcvorstand liat den Beschluts zur Einsicht d?r Bethciligten offen 
7« Ipj^en, Wie dies geschi licn ?r>l!, wird iti ortsüMiLii'-i Art mit dem Bi'iii 'ikfü 
bekannt gemacht, dafs Einwendungen der iktlü il;^;t' ii gegen die Lailegung inner- 
halb einer bestimmt ^u bezeichnenden Frist von mindesteus vier Wochen bei dem 
Gemeindevorstande anzubringen sind. 

§ 7. L eber die erhobenen Einwendungen ist» soweit lAit nicht durch \'erhan(l> 
lung zwischen dem Gemeindevorstande und den Beschwerdeführern zur Erledigung 
l;nm!niTi , in dem für die Feststellun;^ voti Baufluchtlinien nach dem Gesetz vom 
2. lull 1^75 (Gcsetzsomml. S. 561) und ^ 14Ö des ZustäudigkeitsgcscLz&s vom 1. 
August 1883 (Gesetzsamml. S. 237) vorgeschriebenen Verfahren zu bcschliefsen. 

Sind Einwendungen nicht erhoben oder bt fiber sie endgültig beschlossen, so 
hat der Gemeindevorstand den Plan förmlich festzustellen, zur Einsicht der Bethci- 
ligten offen zu legen und, wie dies geschehen soll, ortsüblich bekannt zu machen. 

3. Ohne Antrag, 

§ $. Auch ohne einen in Gemifshett des § 3 gestellten Antrag kann die Un- 
legung durch Gemeiadebcschlttfs angeordnet werden, wenn das ftfTentUche Interesse 

dies ♦"rh^-I'^cht. 

In die>cm l alle koiisnieu die Bestimmungen der i?^ 6 und 7 mit d«r Mafsgabc 
zur Anwendung, dafs gegen die Dcächlüsüc des Provluzialraths binnen zwei Wochen 
Beschwerde bei dem Minister der öffentlichen Arbeiten erhoben werden kann. 
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II, Anaiabrtitig dar Umlagoag. 

§ 9. Zur Ausfiibruug der Umlc^^i; sind die üruudi^llickc aller BethcUigleu 
in eine Masse zu Ycreinigeti. 

Im Falle des § 3 sind die vorltaiMlenen, nach dem FliichtUtiieoplaii fiberflfissig 
werdenden uffcntlichen Wege und liät/r, soweit sie im Eigenthnm der Gemeinde 
stehen, unentgeltlich In <^ie zu vertheilemie Gruti«lsturksinasse einzuwerfen. Da- 
gegen ist von der GesaniintmaüSü das zu den «»ff. ntlichou Stralscu und riät^eii cr- 
farderliche Gelinde bei der Verthdlung vorw eg .auszuscheiden und der Gemeinde 
anentgeltlich za fibereignen. 

Im Falle des § 8 erfolgt diese Ausscheidung und l'i_-her<--i;r„u|jg ji, gleidicr 
Wci'«*: doch ist von der f»cmcin<!e für das erwähnte Golänrlo, soweit dessen 
^Vcrth den Werth der eingeworfenen ufTentlichen Wege und l'lätze ubersteigt, eine 
im Vertheilungsplan (§ 13) festzoseUeude und unter die bctheiligten Eigenthömer 
nach dem Verhältnisse |^es Werths ihrer Grundstücke (§ 10) zu vertheilende Ent- 
sehMdigung zu leisten. 

§ 10. Aus der so gebildeten Masse hat die ik u • Vt-nlu llung der Läri<^ 1 ri- n 
in f1<T Wrise 7.u erfolgen, dafs jeder der IJetheiliglen an dem ' ^ -runmf'.vcrth - der 
neu eingetheillcu Grundstücke in dem gleichen Verhältnisse Theil ninuut, in welchem 
er bei dem früheren Gcsammtwerthe betheiligt war. 

Bei der Werthberechnting ist der Werth der Grundstöcke ohne die nach % 12 
besoaden zu entschädigenden Werth« in Betracht zu ziehen. 

§ 11. Bei der N'<"jpinthcilung sind, s«>weit thunlich, die ( «runr?NtiicI;<> refht- 
wmklig zu den Stralseu und Plätzen zu legen und in der Lage, in welcher sie vor 
der Umlegung besessen wurden, d<m Eigenthftmem snsuweiseB. Insbescmdere sind 
bebaute Grundstöcke, soweit sie nicht in Stralsen oder lUStze fallen und vorbehält» 
lieh der etwa erforderlichen an«lerweiten Begrenzung, durch welche jedenfalls die 
lu.li< ri<;L Zut; ti^lidikeit der Gcbäude nicht erschwert werden darf, dem bisherigen 
Eigeuthumer zu bflasscn. 

Sind verschieden belastete Grundstucke desselben Eigenllmmers in die Mass« 
eingeworfen, so ist Air jedes Grunds tiick oder für jede Mehrheit von Grundstöcken, 
welche in gleicher Weise belastet sind, mindestens ein neues Grundstück auszu- 
weisen. 

Im L". brigen können übfr die bei der \>nivtTthctIim^' ;u beachtcndeo Grund- 
sätze nähere Bestimmungen iiurch Ortsstatiu ^;ctrotr>-ii wrrdcii. 

§ 12. Neben der Landzuweisung haben die Eigcnthumcr Anspruch auf eine 
nach den Vorsehrifken des Gesetzes Aber die Enteignung von Grundeigenthum vom 
II. Juni 1S74 festzustellende Entschädigung ffh- 

I. die \'ergütungen, welche sie wegen Aufhebung von Pacht- und Mieths* 

venräg<"n tw zahlen haben: 
3. die ihnen entzogenen (.»ebaurie und sonstigen Znbehorungcn des entzoge- 
nen GrandstOckes sowie die auf dasselbe gemachten den gegenwärtigen 
Werth erhöhenden Verwendungen, soweit nicht auf dem zuzuweisenden 

Grundstücke ein entsprechender Ersatz geboten wird; 
3. den Verlti'^t de- auf die Benuryuiti: der Gebäude oder die etwaige be- 
sondere Kultur des Grundstückes begründeten Gescliäfts (Baomschulen 
u» a* m*)t 
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Sonstigett Bereclitigten ist weg<-ii Vrrlnttes oder Bcelnträchttgnng der Rechte, 
welche an den von der rmlcgunp bctrotTenen Grundstücken ihnen zustehen, (gleich- 
falls eine noch den Vorschriften des Gesetzes vom ll. Jitni 1874 fcstzustelleade 
Entschädigung zu gewähren, soweit nicht ein entsprechender Ersatz geboten wird. 

FOr Neubauten, Anpflaniangen , sonnige neue Attlagen and VcriMsseraneen, 
welche «niditlich nur in der Absicht v o rgeno m men sind, eine bAbere EatsdiKdi- 
gung zu cr/iclen, finden die Bestimmungen des § 13 des Gesetse» von 11. Juni 
1874 entsprechende Anwendung. 

§ 13. Die Ausfuhrung der Umleguog ist von dem GemeindeTorstaode zu 
bewirlcen. 

In dem Verfidiren ist den etira betbelligten Bebörden Gdegenbcit zur 

Wahrung ihrer Interessen zu geben. 

Nach Srh!ijss der Verhandlungen ist ein Verthe!liinf«5]i!;ui ncb^t Karte, nu« 
denen sowohl der alte Besitzstand, als auch die N'euverthciluag unter Autiuhruog 
der einzelnen Grundstücke mit ihrer Grofsc, ihrem Werthe und ihren Eigen« 
ihfimem, sowie der einfosiehenden oder zn verlegenden df&ntlidien W^e ersidit- 
lieh sein mufs, aufzustellen und unter Angabe des beabsichtigten iZettpoaktes der 
Neuvertbeilung in Gemfifsheit des § 6 Absats % sa Jedermanns Einsicht o0Sm ca 
legen. 

Gleichzeitig ist den betheiiigten EigcnthUmera Und Behörden je ein Abdruck 
swmstellen. 

I 14. Werden Einwendungen gegen den Vertbeiinngsplan erlioben, so bat der 

(]emeindcTorstund Beschlufs über dieselben zu fassen, soweit sie nidit durch Ver* 

hamlluTip mit (ten Beschwerdeführern zur Erh dii^unf^ kommen. Gegen diesen Be- 
schlufs üiidcl innerhalb zwei Wochen die klage im V er waitungsstreit verfahren statt. 
Zuständig in erster Instanz bt der Bezirksausschufs. Die wegen Einziehung und 
Verlegung der öffentlichen Wege etwa su erhebenden Einwendungen sind gleich* 
zehtg in demselben Verfahren zu erledigen. 

Sinei Hliiui niluii^cn nicht erhoben oder ist über sie endgüklir entschieden, 
so 1 rf oIl;) die förmliche Festsetsuog des Vertheilungsplanes durch den Bezirks- 
ausschufs. 

Eine Ausfertiguug des förmlich festgosetzten VertheUongsplaaes ist dem Ge> 
meindevofstande und sSmmtiid»en Betheiligten snzustellen. 

Der Gemeinderorstaad hat die geschehene Festsetzung in ortsfiblidier Art be- 

kanfit 7U machen. 

§ 15. Die Vollziehung des Vertheiluugsplaues erfolgt durch eine vom Bezirks- 
ausschufs zu erlassende, jedem Betheiligten zuzustellende Uebcrwcisuugscrkläruug, 
in welcher der Tag des Eigenthumsabergnnges bestimmt za beseidmcn isL 

Die Ucbcrweisungserklarung kann mit der Attsfettiguilg des fönnlich festge- 
setzten Vcrthellungsplanes (§ 14 Absatz 3) verbunden werden, darf aber nicht eher 
erfolgen als vom Bezirk.aauschufs die ICntschndiguugen gemäfs ^ 12 fe«itgesetzt sind. 

Gleichzeitig wit der Ceberwci^^uiigscrklarung, welche der Kutci^nuugserklärung 
rechtlich gleich steht, ist nach § 33 des Gesetzes fiber die Enteiguuitg von Gxund> 
eigenthum vom tt. Juni 1874 zu vefiduen. 

§ 16. Mit dem in der L'eberwetsungserklärung bestinuuten Zeitpunkt tritt, so- 
weit nicht Im VertheiluTif^plan etwas Anderes bestimmt ist (§ 121, das ztigewiescnc 
Grundstück rucksichtlich aller Eigenthums-, Nutzungs- und sonstigen Kcalanspräche, 
insbesondere der Reallasten, Hypotheken- und Gruiidschulden, sowie nudbi der 




Entwurf e, Ges, betr, StadterwetUrungen u, Zonenenteignungm» 525 



öflcatUch-reclktliclieo Lasten, an die SteUe des afagetreteneB GnuidstftdMt nad Aber» 

kommt in rechtlicher Beziehung alle Eigenschaften des letzteren. 

Gleichzeitig und unter dcin<,clben Vfirbchalt wird das abgetretene Grundstück 
von allen darauf haftenden privat- uml oMcntlich-rechtlichcn Verpflichtungen frei. 

Diese BestimmuQgeo gehen auch iu denjenigen LAodestheilcn, in welchen nach 
den «llgemeiiien Gcaeticii der Uebergang der betreflenden Reebt« tob der Ein- 
traguag in die öffintlidien BAcher «bhlngig gemacht ist. 

Gmnddienstbirkeiten crlösdien, sofern sie nicbt durch den Vertiienuiigsplaa 
aufrecht erlmlten werden. Auch können im Vertbeilltngq>l(ui nette Gmnddlenstbar- 

keitcn bpprtlndet oder bestehende verändert wi rden. 

Auf die in Geroafshcit der 9 und 12 festgesetzten Entschädigungen finden 
die Bestimmungen des Gesetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom it. 
Jnai 1874 unngcmlls Amrendung. 

§ 17. Der Gesammtbetrag der Gnindstener, welche ▼on den der Zusaaunen- 
Iqgvng unterworfenen Gnndstficken bis dahin entrichtet worden ist, ist mit Geneh« 

migung der Bezirksregirrung auf die neueingetheilt<-n r;rund>tücke, sowie das fttr 
die Strafscn utid Plnt^e bf^fimtntf Grl^ndf atidcrwi-i! zu verlhfih'n. 

ij iS. Die durch dtu» \'orr.ilir<Ti ••ir.^tcliciRieu Kosten, cinschlicfsli. h der Auf- 
wendungen für die Entschädiguiigeu gemnfs § 12, siud von der Gemeinde zu tragen, 
die jedoch im Falle des § 3 berechtigt ist, ihre Aiisbigen auf die an der Umleguog 
bctheiligten Eigentbttmer nach Mnfsgnbe des Vortheilcs, welclier ihnen durch die 
UinlegUD^' frr hst, zu vertheilen. 

Ist dieser Vortheil seinem Iktra^:;e imch nicht zu ermitteln, so wird statt seiner 
das Verbältuifs zu Grunde gelegt, tn welchem die Eigenthilmer am (.«esammtwerthc 
der neueingetheilten Grandstllcke theiliiehnien. 

Derjenige, welchem durch die Zusammenlegung gar kein Vortheil erwttehsti 
hat noch zu den Kosten derselben keinen Beitrag zu leisten. 

Zu diesen Atislagen gehört nicht die der Gemeinde nach § 9 Absatz 3 zur 

Last fa11< iidf Entsch.'idiguiig. 

Dir Kij^cnthUmcr können Stundung der Beiträge bis zur Bebauung der Grund- 
stäcke gcgvn eine durch Ortsstatut niihcr zu regelnde Verzinsung verlangen. 

Die Beitrige haben die rechtliche Natur von Gemeindelasten. Ffir ihre Enl- 
richturig haftet auch der Besitztiachfolger mit dem betreffenden Grundstücke. 

Nähere Bestimnmngen Aber die Aufbringung der Beiträge können durch Orts- 
statut getroffen werden. 

B. Zonenenteignung. 

§ 19. Neben dem den Gemeinden durch § l l des Gesetzes, Ix irrfTi-nd die 
Anlegung und Veränderung von Strafsen und Platzen, vom 2. Juli 1875 .i,'i"L;' lj<*nen 
Rechte der Enteignung des für die olfentlicheu Strafsen und Plätze erforderlichen 
Geländes kann,. sofern das öfTeatlicbe Interesse es erheischt, von den Idinistem der 
öAentlichea Arbeiten und des Innern das Recht der Enteignung auch bezOglkib des 
an die Strafsen und Plätze angrenzenden oder densi lb< n benachbarten bebauten wie 
unbcbnuten Gdrindes in einer mit Kücksiclit auf den Zweck des Unternehmens (§ I 
Zilfer a) bestimmten Ausdehnung verliehen werden. Bei Festsetzung der Ent- 
eignungszone ist zugleich in geeigneter Weise auf die Grundstücksgrenzen, den 
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bMilidieii Charakter des Stadttheilcs, die ördichen IwnpdifleiUcben Vonchrifteo und 

die durclj (licsflhcn bedingte zwcckmäfsigc Debaubarkeit RAdlsicht zu nehmen. 

Die \'f-rl<'!httri;: Ac? Rechtes der Zonenenteignung erfo^ auf Grund Gemeiade- 
bes<-hlu8se.s in weichem 

1. die der Enteignung zu untervrerfenden Gnindstficke einmln anfgeliUut 
und auf etfiem anxuherteDdea FUuie nachgewiesen and 

2. die beabsichtigten Arbeiten (Strafsenliau, Entwissenuig, Beleuchtung usw.) 
bejteichnct werden müssen. 

Der Gemeindehcsrliluf«; ist mit Gründen zu versehen, in \\ t''< h» u insli -soinlTe 
der Zweck des Unternehmens, die Begreaxiuig der EutcignuugS20DC und das ulleut- 
liche Interesse näher darzulegen sind. 

§ 20. Im Uebrigcu Icommen fiir den Gemetndebeschlufs, seine Auslegung und 
die dagegen zu erhebenden Einwendungen die Bestimmungen der §^ 6, ^ und S 
Absatz 2 mit der Mafsgabc zur Anwendung, dals die Entscheidung der .Minister 
über die Verleiliuii^ <I('.s R<-i htcs der Zonenenteignung mit der Erledigung der er- 
hobenen Beschwerden z\x verbinden ist. 

Die Gemeinde ist vcrpllichtct, die Einleitung der Zoncuenteignung /ugleicli mit 
der Enteignung des vx den ansulegenden Strafsen und Flitzen erforderlichen Ge- 
ländes unverzAgtidi an zustSndiger Stelle zu beantragen und durchzufitihren, sobald 
der Plan ihren Anträgen gemäfs festgestellt ist. 

§ 21. Die Kigcnthümer der im i'lan nachgewiesenen Grundstücke können, 
wenn "^te min<!<"':tens die H-ilfti' der unrh § 3 zu berechnenden riach«* r'.ic><;cr 
Grundstucke besitzen, innerhalb einer i* rist, die ihnen zugleich mit der im ^ 7 
Absatz 2 erwihnten Bekanntmachung vorzuschreiben ist und mindestens vier Wochen 
betragen mufs» durch eine bei dem Gemeindevorstande anzubringende Erklärung 
die l'ebercignung der der Zonenenteignung unterworfenen Grundstöcke unter mu:h- 
Stehenden Bedint^un^jen verlangen: 

1. Sie haben ciueu für alle Verliaudlungeu mit unbeschräukter Vollmacht 
versehenen Vertreter zu ernennen, 

2. Sie hatica einen vom Gemeindevorstand zu genehmigenden Plan für die 
Neueintheilung der Zoncuenteignung unlcrvvorfoneu Grundstucke auficu- 
^tr-Uen und ilessen Durchfuhrung in bestimmter Frist /u ge\v.il»rl< i:^i<Mi. 

3. .'iie haben <>\rh unter hinreichender .'>icherstellung zu verptlichtcri, das zu 
den offcutiichen Slral'seu und l'lätzeu erforderliche Gelände der Gemeinde 
unentgeltlich abmtreten und der Gemeinde alte Auslagen und Kosten zu 
erstatten, welche der leüsteren aus der Durchführung der Enteignung in 
Betreff der Grundstucke der dem Eingangs erwähnten Verlangen nicht 
beitretenden Elgcnthümcr sowie der vorgesehenen Arbeiten (Strafsenbau, 
Entwässerung, Beleuchtung u. a. m., § 19, 2) erwaciisen. 

Wird der Antrag abgelehnt, so greifen die Bestimmungen des § $ Platz. 

§ 22. Das in % 57 des Gesetzes Uber die Enteignung von Giunde^enthum 
vom 11. Juni 1874 gegebene Vorkaufsrecht findet auf die in GeaUlfsheit der §| 19 
bb 21 erfolgten Enteignungen keine Anwendung. 

C. Gemeinsame Bestimmungen. 

§ 23. Nachdem in <iemalsheit der 4, S Absatz l oder 19 ein Gcmemde- 
beschluls gefalzt und der Baupolizeibehörde mitgetheilt ist, darf diese die Gendi- 
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mitptc? tm ErrichHing von Bauten ianerlialb des Gebietes, auf welches sich der 
Gemeindebcschlurs erstreckt, nicht ertbeili-ti , ohuc zuvor dem Gemcindevorstande 

(icle^,'<;nhejt zur Acufsfruiii; j;«-^eb<'h zu haln-ii, und kann sie versagen otlcr au ent- 
spreclirndc Iicdinj;urij;<.M» kfiupfen, wenn lunli d.-n l^iu t 'tii- :nv»*ckrtijir»;i'jf rml''- 
guog (§§ 4 und S) oder N'cuciuthciluitg 19 und 2i Absatz 2) verhindert oder 
erheblich erschwert werden wurde. 

Eine Eotsdiädigang wird wegen dieser Beschrinkung der Baufreiheit nicht 
gewährt. 

§ 24. Die in Gemäfsheit dieses Gesetzes zu erla<^>rn(!oti ^>rtsstatuten bedürfen 

der Fe«!tatij;ung des Bezirksausschusses, Gej^«'!! d»*ri Ik -^liluis des Bezirksausschusses 
ist inuerlialb einer Frist von zwei NN ochen die Beschwerde bei dem rroviiizialralhe 
xnllssig. 

Fbr den Stadtbesirk Berlin wird die Bestätigung von dem Minister des Innern 

ertheilt. 

Nach ^rfoilglcr Bestüligung ist das Statut in ortsüblicher Art bekannt zu 

machen. 

§ 25. In UetrefT der Kosten, Gebühren und Stempel finden, soweit nicht in 
diesem GescUe etwa» Anderes bestimmt bt, die Vorschriften des § 43 des Gesetzes 
über die Enteignung von Grundeigenthum vom 1 1. Juni 1874 Anwendung. 

Die §§ 39 und 40 dieses Gesetze» sind gleichblls entsprechend anzuwenden. 

§ 36. Alle in diesem Gesetz vorgeschriebenen Frist' n Mud Auss<-hlussfristen. 

5; 27. Die Bestimmunj^en dieses Gesetzes können durch K^ni^jUche Wrnrd- 
nung auf andere aL» die in § I genannlen Gemeinden auf deren Antrag ausgedehnt 
werden. 

In diesem Falle greifen folgende Bestimmungen Phtz: 

1. In den Fällen der §§ 5 nnd 14 Absatz i tritt au die Stelle <les Bezirks« 
aussehusses der Kreisausschufs , und iia Falle des § 5 An die Stelle des 
I'roviiizialrathc^ i'i^r Br/irk.sausscluifs ; 

2. Die nach den §^ S und 20 zulässige Bei>chwerde an den Minister der 
Öffentlichen Arbeiten findet g^en die Beschlüsse des Bezirksausschusses 
statt. 

Urkundlich usw. 

Beglaubigt : 
Der Präsident dos Herrenhauses. 
Otto Fürst zu ätulberg. 
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DAS NEUE FRANZÖSISCHE GESETZ ÜBER 
DI£ UNENTGELTLICHE KRANKENPFLEGE. 

EINGELEITET VON 

Dr. N. BRÜCKNER. 

Ab<;csehcn von der PtlrL^e der Irren und der verlassenen Kin- 
der, wclclie den Departements zwangsweise ()blie;>t. ist die gesamte 
ütlcntlictie Armenpflege in Frankreich ') biülicr eine freiwillit^e An^ife- 
le«^cnheit der (iemeinden. So nahe jedoch ihre Beziehung zu den 
Gemeindeverwaltungen ist, so sind dütli die ()r;:^ane der öffentlichen 
Armenpflege sehr selbständig. Es gi!)t deren zweierlei, die voll- 
ständig von einander getrennt sind. Alter sind die Spitäler, welche 
ihrer Bestimmung nach die gesamte Anstaltspflege zu versehen 
haben, während erst io verhältnisimii'sig neuer Zeit die Wohlthätig- 
keitsämtar hhmitraten, um die offene Unterstützung zu übemdimen. 
Die Krankenpflege hat sich bisher auf beide Einrichtungen verteilt 
Die Spitaler sorgten neben der Aufnahme von Greisen und ver- 
lassenen Kindern auch (lir Kranke, welche die Pflege in Anstalten 
nötig hatten, wahrend die ärztliche Hilfe und Verabreicfaung der 
Heilmittel für Hauskranke den Wohlthätigkdtsämtem zukam. So- 
weit nun genügend Spitäler bestanden und soweit die Wohlthätig- 
kdtsämter über ausreichende Ikfittel verfügten, war der Stand der 
Krankenverpfl^ng wohl im allgemeinen zufriedenstellend. Aber 
beide Einrichtungen beruhten eben nicht auf einem Zwange, ihr 
Bestehen hing wesentlich davon ab, ob iiir diesen Zweck von Fdvaten 
oder von den Gemeinden freiwillig Lebtungen erfolgten. 

') Vgl. V. K c j 1/ c aste i i» , die Arrncngcsetzychung Frankreichs, l^'iytiig 1881, 
uud derselbe Art. „die Armengesetzgebung iu Frankreich", Handwörterbuch der 
StamtBwinemdwfteii Bd. IS. 8908*. 
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Spitäler für die Anstaltspflege gab es im Jahre 1880 in Frank- 
reich nur 1657 und diese iialimcn mit cfanz verschwindenden Aus- 
iicilimen nur Kranke aus der Gemeinde auf, in welcher sie gelegen 
waren. So kam es, dafs für die armen anstaltspflegebedürfti^cn 
Kranken der übrigen Gemeinden — und Frankreich zälütc zur selben 
Zeit deren über 36ocx> — bisher ganz unzulänglich gesorgt war. 
Mochte sich auch die Regierung bemühen, ihnen Zutritt zu den 
Spitälern zu verschafTen, so waren doch ihre Bestrebungen nicht von 
Erfolg begldtet Schon ein Gesetz vom August 1S51 be* 
stimmte» da(s bei plötzlichen Erkrankungen die aufnahmebedürftigen 
Personen in diejenigen Spitäler sollten aufgenommen werden müssen, 
welche am Ort der Erlcrankung waren, auch wenn der Erkrankte 
seinen Wohnsitz nicht im Orte hatte. Die Generalräte konnten 
nach diesem Gesetz darüber beschliefsen, in welchem Umfang, auch 
abgesehen von solchen dringenden Fällen, die Hospitaler Kranke 
oder unheilbare Arme aus Gemeinden, welche keine solchen An- 
stalten hatten, aufnehmen mutsten. fai diesem Falle hatten die Ge- 
meinden , denen die hilfsbedürftigen Kranken angehörten, einen 
bestimmten Pfl^esatz zu entrichten, dessen Höhe der Fräfekt im 
Einverständnis mit der Hospitalkommisaon festsetzte. Die Departe- 
ments konnten den Gemeinden Beihilfen zu diesen Ausgaben ge- 
währen; reichten die Einnahmen der Hospitäler aus, so konnten 
cfiese auch auf solche Pflegegelder verzichten und die Kranken und 
Siechen der andern Gemeinden umsonst verpflegen. Die Mangel 
dieses Gesetzes lagen darin, dafs die Gemeinden keinesw^ ver^ 
pflichtet waren, die Fflegegelder zu entriditen, ebensowenig wie die 
Spitäler die Kranken ohne vorher^e Sicherstdlung des Pfleg^ldes 
aufnehmen mufsten. Die Spitäler waren nicht grofs und nicht wohl- 
habend genug, um viel mehr Kranke zu betten, die Gemeinden 
wollten keine neuen Lasten auf sich nehmen, und die Generalräte 
bewilligten ihnen höchst unvollkommene Beihilfen, sodafs nur die 
dringendsten Falle daraus zu bestreiten waren. Namentlich aber 
entschied ein Urteil des St : t rats, dafs die Spitäler für einmal auf- 
genommene Kranke keine Forderungen an deren Heimatgemeinde 
stellen konnten, wenn nicht vorher ein Abkommen über die Zahlung 
von Pflegegeld getroffen war; selbstverständlich mulstc diese Ent- 
scheidung auf die praktische Handhabung der Aufnahme von Kranken 
den hemmendsten Einflufs üben; das Gesetz von 1851 hatte seinen 
Zweck verfehlt, im Zustand der Krankenpflege auf dem Lande war 
keine Besserung eingetreten. Die mehrfach aufgetretenen Pläne der 



530 



Gesetzgebung: Frankreich. 



Regierung, allgemein Kantonalspitäler zu begründen, sind bbher 
nicht zur Durchfuhrung gekommen. 

Ntcbt minder mangeJhaft als der Zustand der Anstaltskranken- 
pBege, war die Einrichtung der Fürsorge für die Hauskranken. 
Auch wo ausreichende Spitaler bestanden , war sdbstverständüch 
eine Ausbildung der Hauskrankenpflege unumgänglich notwendig. 
Zunächst war sie Sache der Wohlthatigkdtsämter, aber diese waren 
ja nur in einem kleinen Teile der Gemeinden überhaupt vorhanden. 
Erst der neueren Entwicklung ist es zu danken, dafs im Jahre 1884 
in 36 117 Gemeinden /.usammen 14760 Wohlthätigkeitsamter be- 
standen, das heilst auch jetzt noch sind drei Fünfu l davon ohne sie. 
Es gin^ natürlich durchaus nicht an, die ofl'ene Krankenpflege auf 
diese Institute zu verweisen, ja selbst, wo letztere bestanden, konnte 
ihre Thätigkeit ofl nicht ausreichen. So finden sicli denn auch 
schon im Anfang unseres Jalirhunderts Versuche, die Hauskranken- 
pflege der Armen besonders zu organisieren. Kein Zufall dürfte 
es sein, dafs der erste derartige Versuch gerade im Departement 
Niederrhein von dem verdienten Präfekten Lczay-Marnesia angestellt 
wurde: gehörten doch die beiden elsäs.sisclicn Departements «tets 
zu den best verwalteten Frankreichs. Andere Depanemcnts folgten 
im I>aufe des Jahrhunderts n.ich. Es gab um di(" Mitte des Jahr- 
hinuiems einen Zeitpunkt, wo etwa zwei Drittel der Departements 
eine derartig;«- 1 anrieht uni^^ bcsafsen, 1887 waren es dagegen noch 
44, und zwar war sie VOM deren 18 5 18 Gemeinden in 12701 vnrlianden. 
632479 Unbemittelte waren in die Liste derjenigen Personen ein- 
getragen, die im Falle der Erkrankung uncntf^eitliche Behandlung 
finden sollten. Im ganzen kostete die Einriclitung jahrlich l'j 
Millionen Franks, von welcher Sumine bri \v< iiem der irröfste Teil 
auf Subventionen der Departciueiit.s und Bewilligungen der Ge- 
meinden entfiel. So q;ut nun die Fiirsori^e gewesen sein mag. welche 
die armen Kranken m denjenigen Gemeinden erfuhren, welche sich 
dem System angeschlossen hatten, so sehr blieb es zu bedauern, dafs 
diese Organisation in 42 Departements (das Seine - Departement 
scheidet wegen sdner besondem Verhältnisse aus) gans fehke 
und dafs auch in den übrigen dn Drittel der Gemeinden keine 
solche Krankenpflege eingerichtet hatten. Auch hier herrschte voll- 
ständige Freiheit iiir Departements und Gemeinden, ob sie ent- 
sprechende Mittel bewilligen wollten. Zum Teil war es auch nicht 
möglich, die genügende Zahl von Ärzten zu finden, da solche in 
den rein ländlichen Distrikten nur spärlich vorhanden waren. 
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Dem System nach sind innerhalb der obigen 44 Departements 
recht schwerwiegende Unterschiede 2u verzeichnen. Vom Elsafs 
war das System der kantonalen Arztbestellung ausgegangen. 
Dieses System wird am besten gekennzeichnet durch die Aus- 
iilhrungen eines Mtnisterialberichtes vom 24. April 1867: „Die 
Krankenpflege in jedem Kantonalbezirk wird einem Arzte anver« 
traut, welchen der Fräfekt ernennt Jedes Jahr stellt das Wohl- 
thätigkeitsamt der Gemeinde oder, falls kein solches vorhanden 
ist, ein Ausschufs, welcher aus dem Maire, dem Beigeordneten 
oder dem Ortspfarrer besteht, in Gegenwart des Arztes eine Liste 
der Hilfsbedürftigen auf, welchen eine unentgeltliche Kranken* 
pflege zu teil werden soll ; diese Liste wird darauf der Genehmigung 
der Gemeinderäte unterworfen. Der Kantonalarzt behandelt auf 
Ersuchen des Maire, oder falls dieser verhindert ist, eines Mit« 
gliedes des Gemeindeausschusses die in die Liste eingetragenen 
Personen in ihrer Wohnung. In Eilfällen kann ihn der Kranke 
selbst oder dessen Familie unmittelbar rufen, indem man ihm die 
Karte vorweist, welche jedem der Hilfsbedürftigen eingehändigt 
wird. Ebenso besuchen und behandeln die Arzte alle Findel- 
kinder, verlassenen und Waisenkinder, die Greise und Gebrech- 
lichen, welche in Familien untergebracht sind, auf Rechnung des 
Departements. Mindestens einmal in der Woche geben sie un- 
entgeltliche Sprechstunde; jedes Jahr reichen sie dem Präfe^ten 
einen Bericht über ihre Wirksamkeit ein. Üer Kantonalarzt er- 
halt eine jährliche Vergütung, die sich nach der Ausdehnung seines 
Bezirks und der Zahl der Hilfsbedürftigen, Kinder und Greise 
richtet, zu deren Besuch er \ rrpilichtet ist ; erlauben es die l .in. 
nahmen, so werden denjenlL^en, welche sich durch ihren läfer aus- 
gezeichnet hatten, Preise verteilt. Die Ar/.neien werden von einem 
Apotheker pfclielert, der im Bezirke wohnt, oder vom Arzte selbst, 
w enn es in einer Entfernung von vier Kilometern von der \\ ohnung 
des Kranken keine Apotheke gibt. Alle Gemeinden werden mit 
Kranken])tlegematerial, Wäsche, Badewannen und andern unbe- 
dingt notwendigen Sachen ausgestattet, welche auf Ermächtigung 
des Ar/tes ausgeliehen werden." Bei diesem System ist der 
Kranke auf einen bestimmten Arzt angewiesen, und wie [luui ja 
selir haufii; auch sonst die Erfahrung gemacht, es fehlt die Sicher- 
heit, dafs der Arzt in der Behandlung der kranken Armen die 
nötige Sorgfalt üben wird. Häufig waren auch die Kantone zu 
grofs, um von einem Arzt versehen zu werden, sodafs die Ent- 
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fernung zum Arzt i^öfser war, als es ftir eine gute Pflege anging. 
In einigen Departements hat man deshalb die Kantone wieder in 
mehrere ärztliche Bezirke gespalten und jedem Arzte einen zu« 
geteilt, wobei sich freilich oft keine Verringerung der Entfernungen 
ergab, wenn eben die Ärzte alle am Kantonshauptort wohnten. 

Prinzipiell verschieden vom System der Kantonalärzte ist das 
sogenannte syst^e landais. Bei diesem System, das zuerst im 
Departement Landes angenommen war, ist der Kranke frei in der 
Wahl seines Arztes. Er kann alle Ärzte seines oder sogar eines 
andern Bezirkes befragen und zu seiner Pflege holen lassen, welche 
sich mit einem bestimmten Tarif einverstanden erklärt haben. Auf 
der andern Seite steht es freilich auch im Belieben des Arztes, 
ob er dem Gesuche des Kranken Folge leisten will. Da machte 
man denn oft die Erfahrung, dafs sich die Ärzte zwar in der 
freien Praxis gern zum Besuch eines wohlhabenden Patienten ferne 
von ihrem Wohnort herbeiliefsen, dagegen arme Kranke desselben 
C)rtcs nicht behandelten, ganz abgesehen davon, dafs viele Ärzte 
Uberhaupt keine Armenpraxis übernahmen. 

Teilweise war diese Organisation der unentgeltlichen Kranken» 
pflege auch in den gröfseren Städten vorhanden, obwohl in diesen 
meistens kein Bedürfnis danach war, denn in erster Linie waren 
die Wohlthätigkeitsämter berufen, die unentgeltliche Krankenpflege 
ausüben zu lassen, und sie haben diese Pflicht vielfach in weitestem 
Mafse erfüllt. Gan?: besonders zeichnet sich die Krankenpflege 
der beiden f^röisUn Städte, Paris und Lyon, aus. Hier kam ins- 
besondere noch in lictr.iclit. dafs die Fintragung aller etwa An- 
^.prucli habenden i^ersoneii in eine l,isie wegen der grofsen Fluk- 
tuation der Bevölkerung; nicht anging, l.s ist ein besonderer Kuiiiu 
der Pariser Krankenj)tU L^e, dafs sie in der unenli^eltlichen Behand- 
lung recht weit geht, wie denn überhaupt in pfan/ Frankreicli die 
unentgeltliche ärztliche Hilfe, so weit sie organisiert ist, sich viel 
weiter erstreckt als etwa die Amienptleu;e, Von nicht Ljerinj^erer 
Bedeutun*; ist, dafs die Spitäler, welche ja f.ist in allen Städten 
vorhanden >>ind, durch das Gesetz vom 7. Aucnist icS^i crmäcluigi 
wurden, mit Zustimmuncf des Gemeinderats und \ orbelialtlich der 
GenehmiL,nuig des Präfekten einen Teil ihrer Einnahmen zur Pflege 
von Kranken aufserhalb der Anstalten und 7Air Gewahiuni; Non 
laufenden Unterstulzun<;cri an Cireise und Sieche zu \erwendcn. 
Näher bestimmt hat dann diese .MuL;lichkeit das Gesetz vom 
21. November 1873. Danach dürfen die Spitäler ihrer Ein- 
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nahmen in offener Krankenpflege ausgeben, und diese Quote darf 
sogar '/j betragen, wenn der Generalrat damit einverstanden ist. 
In zahlreichen Städten leisten deshalb die Spitäler in Verbindung 
mit den Wohlthätigkeitsämtem die unentgeltliche Krankenpflege 
in ausreichendem Mafse. 

SeibstverstandUdi hat es nicht an Reform bestreb vngen 
gefehlt, um den dürftigen Zustand der Krankenpflege insbesondere 
auf dem flachen Lande zu bessern. Namentlich hatten der Krieg 
von 1870/71 und die mit ihm verbundenen Notstände auf die 
Mängel der Organisation der öffentlichen Fürsorge Überhaupt hin- 
gewiesen. Die Nationalversammlung setzte alsbald eine Kommission 
nieder, welche die Besserung der ländlichen Armenpflege über« 
haupt beraten sollte. Ihr legten die Deputierten Roussel und 
Morvan gemeinsam und ebenso der Deputierte Tallon ausge- 
arbeitete Gesetzentwürfe vor. Während der erstere Entwurf ledig* 
lieh die Verbesserung der Krankenpfl^e unter unmittelbarer An* 
knüpfung an die bestehenden Einrichtungen im Auge hatte, ent- 
warf Tallon einen vollständigen Plan zur gänzlichen Umgestaltung 
des französischen Armenwesens, innerhalb dessen auch eine Ver* 
änderung in den Einrichtunj^en der Krankenpflege geplant war. 
Tallon wollte nicht blofs in allen Gemeinden Wohlthätigkeitsämter 
und einen armenärztlichen Dienst einrichten, er sah auch einen 
Tnspektionsdienst der Kantone vor und übertrug diesen letzteren 
die Verteilung der reichlich vorgesehenen Staats- und Departements- 
subventionen. Armenärzte sollten in jeder Gemeinde und zwar 
mindestens einer angestellt werden, doch war es den Ärzten eines 
Kantons überlassen, 7a\ einem Verbände zusammenzutreten und 
gemeinsam den ärztlichen Dienst zu übernehmen. Die General- 
rätc sollten die Arztebezirke feststellen, die lüitschadig^ungen, welche 
die Arzte beziehen sollten, bestimmen und zwar sollten aulser einer 
festen lüitschädigung von mindestens 600 l'Vanks noch besondere 
Vergütungen für jeden besuch und jede Konsultalion gewahrt 
werden. Gegenüber den üblichen Vergütungen von 250 bis '},oo 
Franks im Jahre hätte das eine bedeutende BessersteUung ausge- 
macht. Die Fürsorge für die Anstaltsbedurfligen erklarte der Ent- 
wurf zu einer obligatorischen T.ast der (icmcinden. Besitzen sie 
keine .Anstalten, so müssen sie die Kosten tragen, welche die Ver- 
pflegung in fremden verursacht ; die Generalräte sollten jede Ge- ' 
meinde euieui bestimmten Spital zuteilen und die Bettenzahl fest- 
setzen, welche in jedem Hospital für die Verpflegung von Kranken 
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aus andern Gemeinden vorzubehalten wären« Die Kosten fielen 
jeweils der Heimat^femeinde zur Last, welche vorauslegenden Ge- 
meinden regrelspflichtig sein sollte. 

Den notwendigen Aufwand wollte Talion in erster Linie aus 
den Einnahmen der Gemeinden decken, wozu den Gemeinden mit 
Genehmigung des Generalrates Zuschläge zu den direkten Steuern 
bis zur Höhe von zwei Centimes gestattet wurden. Auch konnten 
die Generalräte das Departement mit solchen Zuschlägen bis zu 
gleicher Höhe belasten und so eigene Einnahmen fiir die Armen» 
pflege erzielen, zu welchen noch Subventionen des Staats treten 
sollten. Diese Foods waren dann zur Subvention lebtungsunfähiger 
Gemeinden sowie zur Neuerrichtung von Spitälern usw. bestimmt, 
welche die Departements selbst unterhalten sollten, ohne dais die 
betreffenden Ortsgemeinden besondere Vorrechte haben sollten; 
namentlich wollte Talion auch alle festen Bezüge der Armenärzte 
vom Departement bezahlt wissen. Alle Fehlbeträge sollte der 
Staat zuschielscn. Hierin unternahm der Entwurf einen Sprung 
ins Dunkle, denn selbstversiändlich konnte über die Höhe der 
voraussichtlichen Belastun^j kein ausreichender Anhalt vorhanden 
sein, namentlich da in den andern Zweigen der öffentlichen Kür- 
sorge Talion sehr viel weiter über das Bestehende hinausge- 
gangen war. 

Der Roussel-Morvan che Entwurf, der sich nur auf die < Organi- 
sation der ländlichen Krankenpflege beschrankte, sah ebenfalls die 
allgemeine Bestellung von Armenärzten vor. Wie Tallon . so 
wollten auch Rousscl und Morvan, dafs jährlich alle Personen, 
welche etwa auf die unentgeltliche Krankenfursorge Anspruch 
haben sollten, in eine I Jste eingetragen v ii dcn. Ebenso stimmten 
beide Entw .ulc in der Einrichtung der Kantonskomitös überein, 
welche nach Rousscl und Morvan den ganzen armenärztlichen 
Dienst zu überwachen hätten. Auf die Anstaltspflege ging der 
Roussel-Morvansche Entwurf nicht ein. Zur Deckung der Kosten 
schlug er . eben&lls besondere Zuschläge der Gemeinden zu den 
direkten Steuern bis zur Höhe von zwei Centimes vor und be- 
teiligte die Departements und den Staat an der Aufbringung der 
Mittel. 

So sehr man nun allgemein die Mängel anerkannte, welchen 
die vorliegenden Gesetzentwürfe abhelfen wollten, und so sehr 
man einzelnen Bestimmungen und insbesondere der allgemetneo 
Einführung eines armenärztlichen Dienstes beistimmte, so wurden 
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doch die Entwürfe, welche im Jahre 1875 abermals an die Kammer 
gelangten, nicht erledigt, und der Zustand der Krankenpflege blieb, 
wie er vorher gewesen war. Immertiin sind <fie Bemühungen der 
Parlaments-Kominission und die Arbeiten der Urheber jener Ent- 
würfe, sowie die daran anschliefsende Enquöte nicht erfolglos ge- 
blieben, denn was damals überlegt worden ist, hat nunmehr in dem 
Gesetz vom x S- Juli i 893 seine Verkörperung gefunden. Das 
Gesetz hat davon abgesehen, eine allgemeine Reorganisation der 
französischen Armenpflege durchzuführen, es beschränkt sich viel- 
mehr auf die Organisation der Krankenpflege, nitht in dem Sinn, 
wie der Entwurf von RousseMtforvan, sondern unter gleichmafsiger 
Berücksichtigung sowohl der Anstaltspflege, als der Krankenpflege. 
Übersehen wir in Kürze die Bestimmungen des neuen Gesetzes, 
welches in 6 Titel mit zusammen 36 Artikeln zerfallt. 

In Titel 1 wird festgestellt, daTs jeder Franzose seiner Heimat« 
gemeinde gegenüber Anspruch auf unentgeltliche Krankenpflege 
hat, wenn er mittellos ist und krank wird, und zwar ist die Ge* 
mdnde verpflichtet, ihn entweder in einem Spital, sobald er 
Anstaltspflegc bedarf, oder in seiner Wohnung unentgeltlich be- 
handeln zu lassen imd ihm unentgeltlich die Arzeneien und sonstigen 
Heilmittel zur Verfügung zu stellen. ^ Da viele Gemeinden bisher 
keine Spitäler besafsen , so wird vom Generalrat des Departe- 
ments bestimmt, welchem Spital die Einzelgemeinde ihre Kranken 
zuzuführen hat. Zuj^leich ist es Sache des Departements festzu- 
stellen, in welcher Weise der armenarztliche Dienst zu organisieren 
ist. f )ffenbar will man in dieser Beziehung die bisherige Knt- 
wickeiuni^ nicht unterbrechen. Man wird demnach die beiden ge- 
schilderten verschiedenen Systeme beizubehalten brmul.t sein. 

Da das Gesetz eine Verpflichtung der i iemiatsgemeinde zur 
Pflege der ortsangehörigen Kranken feststellt, so mufs es auch 
darüber Regeln aufstellen, wer als ortsangehörig zu betrachten ist. 
Bekanntlich besteht nun in Frankreich gesetzlich die ( )rganisation 
des Unterstützungswohnsitzes ; allein diese Organisation war bisher 
rechtlich ohne Bedeutung, weil die Gemeinden gegeneinander keine 
Regrefsansprüche geltend machen konnten. Jetzt, v. u ciiese Regrefs- 
ansprüche zugleich mit dem Obligatorium der Kiankenvcrpllcgung 
eingeführt bijid, hat man, und das enthält der zweite Titel des 
Gesetzes, das alte System des Unterstützungswohnsitzes neu belebt, 
ein System, das uns in Deutschland ja durchaus geläufig ist, da 
wir es von Frankreich übernommen haben. Die Fristen (Ur den 
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Erwerb und Verlust des l'nterstiitzungswohnsitzes sind auf ein 
Jahr dauernden Aufenthalts bemessen, und das Lebensalter, von 
welchem an der selbständige Erwerb oder Verlust beginnen kann, 
äuf das Alter der Grofsjährigkeit festgesetzt. Wer kraft dieser 
Bestimmungen in keiner Gemeinde seinen Unterstützungswohnsitz 
hat, gehört unter denselben Rt lingungen Icm Departement an, 
nnd wenn auch innerhalb eiiic^ solchen kcui einjähriger Aufent- 
halt vorliegt, so lallt die Krankenfürsorgepflicht dem Staate zu. 

Titel 3 bestimmt, dafs in jeder Gemeinde eine besondere Ver- 
waltung für die Krankenpflege eingerichtet werden mufs, und zwar 
bildet sich der Verwaltungsausschufs aus den Vorständen des 
Wohlthätigkeitsamts und des Spitals. In den meisten Gemeinden 
besteht allerdings weder die eine noch die andere Einrichtung, 
so dafs ein besonderes Verwaltungsamt vom Gemeinderat zu be- 
gründen ist. Der Verwaltungsausschufs dieses Krankenpflegeamts 
tritt mindestens viermal im Jahre zu ordentlichen Sitzungen zu' 
sammen. Seine Hauptaufgabe besteht darin, dafs er alljährlich 
eine Liste all derjenigen Personen aufstellt» welche im Falle der 
EHcrankung Anspruch auf unentgeltliche Verpflegung haben; diese 
Liste wird in jeder der übrigen Sitzungen einer Durchsicht unter- 
worfen. Rechtliche Gültigke||t verleiht dieser Liste allerdings erst 
der Beschlufs des Gemtinderats, welchem die Ntederl^;ung tm 
Sekretariat des Bürgermeisteramts zu folgen hat. Jedem Ortsein- 
wohner und Steuerpflichtigen steht es frei, die Uste einzusehen 
ond Anträge auf Abänderung zu stellen, über welche eine Kantons» 
Kommission entscheidet. Selbstverständlich sind gleichzeitig be- 
sondere Bestimmungen notwendig, welche die Möglichkeit geben, 
auch nicht eingetragene Personen, die in der Gemeinde erkranken, 
im Falle der Mittellosigkeit an der öflentlichen Krankenpflege 
teilnahmen zu lassen. Die Eintragung in die Liste hat auf ein 
Jahr Gültigkeit Über die Zulassung von Personen, die in keiner 
Gemeinde den Unterstützungswohnsttz haben, zur öffentlichen 
Krankenpfleii^'e, entscheidet der Präfekt. Was die Kosten anlangt, 
die aus der Verpflegung solcher Personen erwachsen, welche in 
der Gemeinde keinen Unterstützungswohnsitz habra, so hat sie 
das Departement zu erstatten, doch fallen die ersten 10 Ver- 
pflegungstage der Aufenthaltsgemeinde zur Last Das Departement 
kann gegebenen Falls ein anderes Departement in Anspruch 
liehmen und dieses kann sich wiederum an den verpflichteten 
Gemeindeverband halten. 
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Für die Anstahspflege stellt Titel 4 auf, dals die Spitäler von 
den verpflichteten Gemeindea lUr die Aufiiahme von Kranken 
Pflegegelder erhalten soQen. Nachdem die Spitalverwaltungen dem 
Fräfekten ihre Vorschläge eingereicht und die Generahüte ein 
Gutachten abgegeben haben, setzt der Präfelct die Höhe der 
Pflegesätze durch Erlais fest Der Pflegesatz darf nicht unter die 
Hälfte desjenigen Preises heruntergehen, welcher sich aus den 
Selbstkosten; wie sie in den letzten fünf Jahren festgestellt wurden, 
ergibt. Alle Betten der Spitäler, welche nicht iär die Verpflegung 
von Greisen und Siechen, von Soldaten, Waisenkindern und 
Wöchnerinnen notwendig sind, werden für den Dienst der öfient« 
liehen Krankenpflege bestimmt. £s ist damit ausgesprochen, dafs 
die bisher oft freistehenden Betten, welche die Kranken der Orts^ 
gemeinde nicht in Anspruch nehmen, künftighin iiir die Aufliahme 
Kranker aus anderen Gemeinden zur Verfügung zu halten sind. 

Titel 5 beschäfti.qt sich mit der Verteilung der Ausgaben auf 
die verschiedenen Verwaltungskörper. Die ordentlichen Ausgaben 
der öflentlichen Krankenpflege setzen sich zusammen aus den 
Honoraren der Ärzte, Wundärzte und Hebammen, aus den Aus- 
gaben für Arzeneien und Heilmittel und aus den Kosten der An- 
staItsverpficgt!n[T der Kranken. Soweit die Einnahmen der Ge- 
meinden zur Deckung dieser Ausi^aben nicht ausreichen, sind sie 
befugt, Zusclilagc zu den direkten Steuern oder ( )ktroigcbühren 
auszuschreiben , um sich das Fehlende z^; verschnffcn. Oktroi- 
gebuhren, welclie auf Cirund des Gesetzes ei liubcn werden sollen, 
bedürfen allerdings der Genehmigung der vorgesetzten Verwaltungs- 
behörde. Die vier direkten Steuern , die für Frankreich in Be- 
tracht kommen, sind die Cirundsteuer, die Personal- und VVohnungs- 
steuer, die 1 hur- und l'cnstersteuer und die Gewerbesteuer. Der 
Anteil am Fehlbetrag, welchen die Gemeinden selbst durch solche 
Steuerzuschläge oder durch Oktroieuiiuihmen zu decken haben, 
darf 90",, des Fclilljctrags nicht uberschreiten und mufs mindestens 
20®,, davon betragen. Bei der Neuheit der zu deckenden Aus- 
gaben ist natürlich zu erwarten, dafs einzelne Gemeinden davon 
finanziell erdrückt werden könnten, und es ist deshalb vorgesehen, 
dafs die Departements ihnen zu Hilfe kommen. Dafür ebenso- 
wohl, wie auch fUr die Unterstützung, die der Staat den Departe- 
ments in ihren Ausgaben fUr die Krankenpflege angedeihen lassen 
will, ist ein sehr verwickeltes System ausgedacht. Jene Zuschläge 
zu den Steuern werden in Frankreich nach Centimes bemessen, 
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das heilst dem gewöhnlichen Steuersatz wird fiir das Departement 
oder die Gemeinde ein w eiterer Centime beigefugt. Dieser Centime 
gibt dann einen gewissen Ertrag. Int dieser Ertrag in einer Ge- 
meinde nur 20 Franks oder weniger, so müssen nach unserem 
Gesetz die Gemeinden selbst nur 20% de5 I* ciilbctrages durch 
ihre Zuschlaf^^scentimes decken, wogegen 8o% dem Departement 
zur Last fallen. Je nachdem nun der Ertrag eines Centimes gröfser 
ist, um so gröfser wird der Teil, den die Gemeinden seihst zu 
decken haben, während sich die Subvention des Departements 
entsprechend verringert, und zwar ist, sobald ein Zuschlagscentime 
mehr als 900 Franks ergibt, das Departement nur noch zu lO*,« 
an dem Fehlbetrag beteiligt, während 90 der Gemeinde zur 
Last fiülen und durch deren Zuschlagscentimes au&ubringen siad. 
So kann die Zahl der Zuschlagscentimes, welche eine Gemeinde 
zu erheben hat, nie zu sehr anwachsen, weil der 'Anteil des 
Departements wächst, je geringer der Ertrag des einzelnen Zu- 
schlagscentime ist. Auch die Departements sind befugt, zur Deckung 
der von ihnen zu tragenden Beiträge Steuerzuschläge zu erheben, 
doch ist der Staat verpflichtet, ihnen Subventionen zu gewähren. 
'Hier ist das System ein anderes, und zwar ist hier ausschlage 
gebend der Ertrag des Zuschlagscentimes, wie er sich auf den 
Quadratkilometer des Departements stellt. Macht er weniger als 
2 Franks pro Centime aus, so mufs der Staat 70% als Subvention 
beitragen, und nur 30% das Departement selbst durch solche 
«Zusdilagscentimes aufzubringen. Je mehr nun der Ertrag eines 
Zuschlagscentimes wächst, um so geringer wird die Subvention 
'des Staats und um so gröfser der Anteil, den das Departement 
'mit Hilfe von Steuerzuschlägen zu decken hat. Ergibt «n Zu- 
'schl^scentsme eine Einnahme von mehr als 15 F'ranks pro 
Quadratkilometer, so bleiben nur noch xo^^ durch den Staat, 
90 durch das Departement zu decken. Überdies hat der Staat 
noch die Kosten der Verpflegung aller Kranken, die keinen Unter- 
stützungswohnsitz haben, und die Ausführungskosten des Gesetzes 
zu tragen. In sehr unvollkommener Weise hat das Gesetz Vor- 
sorge für den Bau neuer Spitäler gctroflTen. Weder die Gemein- 
den, noch die Departements, noch auch der Staat sind \ er|jflichtct, 
solche Institute neu zu errichten. Man erwartet offenbar, dais 
sie sich nach wie vor aus den Erträgen von Stiftungen usw. ver- 
mehren werden. Es wäre richtiger gewesen, die Departements zu 
'Zwingen, für genügende Spitäler zu sorgen; so hat man sich be- 
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gnügt, festzusetzen, dafs die aufserordentlichen Ausgaben der öffent- 
lichen Krankenpflege im Neubau und in der Erweiterung der 
Spitäler bestehen. An diesen Ausgaben will sich der Staat durch 
Beiträge beteiligen , zu welchem Zweck jährlich eine gewisse 
Summe im Ikai-^ct vtn/usehen ist. 

Im letzten Titel 6 endlich bind einige allgemeine Vertugungen 
enthalten. Zunächst ist darin festgesetzt, dafs die Erträge aller 
Stiftungen, welche zu Gunsten der V^erpflegung unbemittelter 
Hauskraoker bestimmt sind, den Verwaltungsämtern der öffent- 
lichen Krankenpflege zuzuweisen sind. Aufserdem sind fUr den 
Verkehr der Verwaltungsämter der öffentlichen Krankenpflege, 
für ihre Urkunden und gerichtlichen Handlungen gewisse Erleich- 
terungen vorgesehen, namentUch die Befreiung vom Stempel- und 
vom Anwaltszwang. 

Die wesentlichste Bedeutung des neuen Gesetzes liegt 
nach alledem darin, dafk es eine öfTentliche Krankenpflege als Ge- 
meindepflicht festsetzt. Es wird Sache der Ausfuhrung sein, die Liste 
der berechtigten Personen thunlichst weit zu greifen, denn im 
Falle der Krankheit wird es einer Unzahl von Menschen unmög- 
lich, für sich selbst zu sorgen, welche imi Übrigen nicht auf die 
Armenpflege angewiesen sind. Jenes Obligatorium ist innerhalb 
der französischen öffentlichen Fürsorge nicht ganz neu. Wie schon 
eingangs erwähnt, hat das Departement fUr Irre und Waisenkinder 
zu sorgen, aber neu ist dieses Prinzip für die Unterstützung in 
offener Pflege und für die Unterstützung der Gemeinden. Die An- 
hänger des französischen Systems der freiwilligen Unterstützung 
sehen denn auch schon mit der Neueinführung des Zwangs für 
den einen Zweig der Fürsorge ihr System überhaupt gef^rdet 
und brechen demgemäfs in Klagen und Beflirchtungen aus, sehen 
den Ruin der freiwilligen Hilfethätigkeit usw. gdcommen. Bedauer- 
lich ist bei dem Gesetz, dafs es die Art der Fürsorge der Kranken* 
pflege doch zu wenig genau bestimmt. Der bisherige Streit, ob 
das System der freien Arztwahl oder das System des bestellten 
Kantonsarztes besser ist, wird nach wie vor fortdauern, nament* 
lieh aber bleibt der eine Mangel, dafs den Ärzten keine bestunmten 
Bezüge gesichert sind und keine Gewähr für die Errichtung der 
erforderlichen Anzahl von Spitälern gegeben ist. £s ist keines- 
wegs sicher, dais die Departements hier nachholen werden, was 
die allgemeine Gesetzgebung versäumte. 

Sehr nahe liegt nach jeder Richtung der Vergleich mit unseren 
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deatschen Verhältnissen. Das System des UnterstOtzungswohn- 
•Sitzes, weldies Frankreich neu belebt hat, steht ja bei uns schon 
seit langem in Kraft. Dais die Departements die Stellung unserer 
Landannenverbände erhalten, erhellt auf den ersten Blick. Sogar 
in den Mängeln können wir einheimische Schattenseiten wieder^ 
finden, wie z. B. in der mangelnden Sicherung des Bestehens ge- 
•nügender Spitäler. Auch bei uns, wo neuerdings em sehr erheb- 
liches Bedürfiiis nach neuen Spitälern hervortritt, ist es bekannt- 
lich der Verwaltungskunst der unteren Verbände überlassen, die 
Gemeinden, Amtsbezirke oder Kreise zur Errichtung von Anstalten 
aller Art zu bew^en. Nur Bayern, Württemberg, Baden und 
Kurhessen haben da einigermaüsen vervollkommnete Organisationen. 
Ein Vorzug des französischen Gesetzes gegenüber unseren Zu- 
ständen ist aber ohne Zweilei die erhebliche Beteiligung der 
gröfseren Verbände an den Ausgaben. Thatsachlich wird den 
Departements auf diese Weise ein sehr bedeutender Teil der Kosten 
der öOcntlichen Krankenpflege überbürdet, während bei uns dieses 
Ziel trotz des neuen preuisischen Gesetzes über die aufserordent- 
liehe Armenlast immer noch zu erstreben bleibt, weniger in der 
Krankenpflege, als in der Armenpflege überhaupt. Denn das liegt 
ja auf der Hand, dafs unsere Verhältnisse durch das Bestehen der 
Reichs -Krankenversicherung auf einen ganz anderen Roden ge- 
stellt sind. Die Zahl derjcnif^en Personen, welche auf die Öffent- 
liche Krankenfursorge im Sinne der Arnienpflef^e ano;c\viesen sind» 
ist bei uns in Folge dieser Versicherung- erheblich geringer, ja 
man d.irt ^ igen, dafs die neue Organisation der otTtiiilichcn Kranken- 
pflege in Frankreich im wesentlichen diejenigen Per>t)iicn, die bei 
uns dem Versicherungszwang unterliegen, mit umfalst. Dafs die 
deutschen Einrichtungen liier den französischen vil)er!egen sind, er- 
gibt sicli schon aus dem einfachen Gesichtspunkt, dals es sich eben 
in Frankreich doch immer nur um eine Armenpflege handelt und 
dafs die Verpflegten auf die Gestaltung dieser Pflege so gut wie 
keinen Einflufs ausüben, während bei uns die Krankenversicherung, 
vielleicht nicht gerade in wünschenswertem Mafse, aber doch in 
der That eine Mitwirkung der Beleiiigti-n an der Verwaltung vor- 
sieht. Eigentümlicherweise sind aber trot/.dem immer noch einige 
Analogieen zu erkennen, wie /.. B. in dem auch unter dem neuen 
französischen (resetz fortdauernden Zwiespalt zwischen treier Ar/.t- 
walil und Bestellung \'on Kaniuiisarzten. Ist doch auch bei unserer 
Krankenversicherung der Streit zwischen dem System der Distrikts- 
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arztc und dem der frei gewählten Arzte vorhanden. Auf das Gebiet 
der Armenkrankenpfle{^e hat sich dieser Streit bei uns noch sehr 
selten ausj^edchnt, obwohl er jedenfalls auch da mehr und mehr 
hervortreten wird. Eioc weitere .Analogie besteht noch darin, dafs 
nach dem fr iiuosischen Gesetz ebt-iilalls in der überwiegenden Mehr- 
zahl der 1 ulle feststeht, ob jemand Anspruch auf unentgeltliche 
Verpflegun|T hat, daftir ist die öfters genannte Liste eine ausgezeich- 
nete Kinricli' Line:. Die Untersuchung der BedürUiL^keit, deren hemmen- 
der Er.illuls lu unserer Armenkrankenpflege leider nur l\x bedeutend 
ist, fällt weg, ganz ebenso wie die Feststellung, dafs jemand ver- 
sichert ist} in weitaus den meisten Fällen aufs kürzeste zu bewirken ist. 

« • 

lassen nun das französische Gesetz m wortgetreuer Über> 
Setzung folgen und müssen nur einleitungsweise noch bemerken, 
da& wir alle französischen technischen Ausdrücke mit deutschen 
wiederzugeben bemüht waren. Bei der Kgenart der neuen Oi^ani- 
sation konnte allerdings vielfach kein ganz präziser Ausdruck ge- 
funden werden. Wir haben „Assistance m^dicale" mit „Kranken- 
pflege" übersetzt, „Bureau d'assistance" mit „Pflegeamt" und „Service 
d'assistance m^dicale" mit „Krankenpflege -Verwaltung". Dabei ist 
zu berücksichtigen, dafs bisher in Frankreich unter Assistance m^dieale 
nur der nrmenärztüche Dienst verstanden wurde, während von nun 
ab auch die Fürsorge fiir Kranke durch Unterbringung in Anstalten 
dazu gehört. Das Pflegeamt hat den Charakter unserer lokalen 
Armenbehörden, doch fehlt ihm gerade die Armenpflege im engeren 
Sinne und es ist eigentlich ein Amt für die V^erwaltung der Armen- 
krankenpflege, wobei auch die Ausdehnung der Armen weiter ist, als 
in der gewöhnlichen Armenpflege. Dies die Gründe iUr die Wahl 
der vorstehenden Ausdrücke. 



OM«ts fib«r dl« aoeatcflliUcte Kwakenpfleg« Tom iS» JuU itgS. 

(Jonni«! oflidel vom tS. Juli 1893.) 

Erster Titel. 
Organisation <i K r a n k *■ n p f 1 c e. 

Art. I. Jeder kranke Franro«»* «rhalf. wmn »t '»littrllns ist, von der Gemeinde, 
dem Departement oder dem Staat, jc uach sciucm Latcibtuizungswohnsitz, kosteolose 
-Xxaakenptlcgc entweder in seiner Wohnung oder, wenn dort eine «wecknllsjge 
Ffl^ augeifihloHen is^ in einem Spital. Woclincrinnen ttelun den Knaken ^«icli. 

Knmke AaslXndcr sind im Fall der Mittellosigkeit ebenso xn bekaaddn wie di« 
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FiaiuKMeD, nfen die Staatsregierung mit ihrem Hehaatwt— t ^mii Veitng fiber dte 
f qgenseitige Uatmtfttntiig der Staatnngehorigcn pschlowea hat 

Art. 2. IMe Getneinde, cha Departement oder der Staat könoen jedeodt ihien 

Ersatzanspruch, soweit solcher gegeben ist, sei « peg^neinauHpr, sei es gegen alle 
Persoaen, Gesellschaften oder Verbände, welche dem hilfsbedürftigi ii K ranken gegcn- 
4ber xar Kmokenpfle^ Terpfiichtet sind, insbesondere ycgeu diejenigen seiner Ver- 
wandten, welche in Artt. 20$, ao6, 907 und aia des Code dvil avfgeflihrt sind, 
geltend machen. 

Art. 3. Jede Gemeinde wird für die Behandlung ihrer Kranken einem oder 
nichrer<*n d»*r hfii'h-t< n Spitäler zugevvie';<*n. 

Kann em Kranker in i>ciucr Wohnung nicht zweckuüifsig verpflegt werden, 
«o stellt der Arzt ein Zeugnis Aber seine Zulassung ins Spital aus. Dieses Zeugnis 
bedarf der Gegenzcidmung des Vorstands des Pflegamtes (vgl» Art. to) oder seines 
Vertreters. Das Spital kann nur dann vom Verpflichteten den Ersats der Vcr- 
pflpgunf^kosteii verlangen, wenn es das obige Zeugnis vorlegt. 

Art. 4 In jedem Departement wird unter dem Vorsits des Präfekien und nach 
den Beätinimuugcu, welche dieses Gesetz vorschreibt, eine Verwaltung der unent« 
geltlicben Krankeapitege für mittellose Kranke eingerichtet. 

Der Generalrat hat nach den im Art. 48 des Gesetzes TOm lO. Ai%u$l 1871 
▼orgesehenen liedinj^ungen zu besrhlielscn : 

1. Uber die Or*,'nni«-ntion der Krankenpflegcverwaltung , «sowi** über A\e IV- 
stlxnmung und die Errichtung der Spitäler, welchen jede Gemcjude oder jeder Ver- 
band von Gemeinden zugewiesen wird. 

%, Ober den Kostenanteil, welcher den Gemeinden oder dem Departement 
xuftltt. 

Art. 5- Fehlt es an einem PrscbUif^ df. r,, n, lalrates über die im vorigen 
Artikel aufgcfübrieo Gegenstände inier wird der liest hluls kraft Art. 49 des Gesetze« 
vom 10. August 1871 aufgehoben, so kann die Regelung der Krankcnpi1^;e »Vero 
waltung dardi ein Dekret erfolgen, welches den Vorschriften der öflentlicfaen Ver^ 
waltung ent^richt. 

Zweiter Titel. 
ITntersttttanngswohnsitz. 

Art. 6. Der Unlerstütsangswohnsits wird erworben: 

I* Durch einen elnjiütrigen Aufenthalt in einer Gemeindei der nach erlangter 

Grofsjährigkeit oder geadieheix t nrofsiahrigkcitserklärung begiounen ist; 

2. durch Abstammung. Kiiuli t teilen den Uiiterstiitnmgswohnsitx ihres Vatcns. 
Hat die .Mutter den Vater überlebt oder ist das Kmd aul>' ri ii(-lich geboren, so teilt 
es den UntcrstUtzungs Wohnsitz der Mutter. Im Falle rechtsgültiger Treauung oder 
Scheidung der Ehe teilen eheliche Kinder den Unterstfitzungswohnsits desjenigett 
Elhegatten, welchem sie zur Erziehung zugesprochen wurden; 

3. durch Eheschliefsung. Die Frau erwirbt mit dem Tage der Ehes(,hlicfsung 
den Unter'^rjtmn^^swohnsit/ ihre<; Vfannes. Witwen. rcchtsgTjlti^ geironnte oder 
geschiedene Frauen behalten den L nterstulzuagswohnsitr, den sie vor Auflösung oder 
Trennung der Ehe hatten. 

In den Füllen, welche in diesem Artikel nicht geregelt sind, gilt als Uatei^ 
■tAtzongswohasitt der Geburtsort bis zur Vollj&hrigkeit oder bb xnr VoUjilirigkeits<- 
■erkUruag. 
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Art 7. Der UnterstützungswobDsiU geht YerioKii: 

1, dnrdi unttiteflirodieiie einjlhrig« Abwcsealieit nach erisngter Volljihrigkeit 
dder nach erfolgter VolljährigkoitscrkläruDg, 

2. durch Envcrb eines andcrweiti^'cn Unterstüttungswohnsitres. 

Ist die Abwesenheit durch Um^tr^T^dc hervorgcmfeii, welche die freie Selbst- 
bestimmung bei der Wahl des Auteuthaltsortes aosscbiiefseQ, oder durch Aufnahme 
in dft Spital, welches anfeerlwlb des sew6lailidteB AufenÜialttoitt des Krsnkcii, 
li^t, so beginnt der Lauf der einjlbrigeii Frist erst mit dem Ti^, wo diese Um- 
sUnde «»fgeböit 1ui3ms&. 

Art. 8. Hat der mittellose Kranke in keiner Gemeinde den Unterstützungs» 
-Wohnsitz, so fallt die Krankenpflege dem Departeneot xur Last, in welchem er den 
Unterstützungswohnsitz erworben hat. 

Hat der Kranke weder in einer Gemeinde noch in einem Departement seinen 
UnterstBtsuBgswohnsiti, so liegt die Krankenpflege dem Staate ob. 

Art. 9. Die auf öffentliche Kosten ersogenen Kinder (enfiiats aasist£s) haben 

ihren Unterstützungswuhnsitz tu dem Departement, in dessen FtttSOTge Sie Stehen, 
bis sie einen anderen Untetstlitsuogswohnsitz erwerben. 

Dritter Titel. 
Pflegeverwaltung und Pflegeliste. 

Art. 10. In jeder Gemeinde nimmt ein Pflegamt die Verwaltung der Kranken- 
pflege w.ihr. 

Der VcTvval'unffsaus'.i hufs des Pfle pamtcs wird gebild«*t nu<? den vereinigten Ver- 
waltuugsausschussen des liospitals und des Wohlthatigkcitsanits oder allem aus dem 
des letzteren, wenn in der Gemeinde kein Hospital vorhanden ist. Ist kein Hospital 
oder kein Wohlthätigkeitsamt vorhanden, so richtet sich das PAegamt nach dem 
Gesetz vom 21. Mai 1873 Artt. 3 — 5, nach dessen Al^nderuug durch das Gesetz 
vom 5. Aiifjiis* 1S70 In diesem Fall «:fehi ii Www auf>i r den Befugnissen, welche 
ihm d^<^ l: ^enwartigc Gesetz verleiht, alle Rechte und Befugnisse zu, welche den 
W'ühkli;iii|;keits:inUern beigelegt sind. 

Art. II. Der Vorsitzende des l'flegamtcs hat das Recht, unter vorläufiger Gültig- 
keit Geschenke and Legate anzunehmen und vor der Bestätigung jegliche Klage 
auf Hemuagnbe anso^eilen. 

Die üHi hrr hr Verfügung des Präsidenten der Rc|>ublik oder der nachtrfig» 
liehe Erlals des Fräfekten hahen Wirkuni:^ vom Tage dieser .\nnahmei»rklrining ab 

Vor Gericht und in allen Rechtshandlungen wird das l'ikgaint vertreten durch 
eines seiner Mitglieder, welches «u diesem Zweck von den übrigen zu Beginn jeden 
Jahres gewühlt wird. 

Die Verwaltung der Stiftungen, Geschenke und Legate, welche den Amien oder 
den Gemeinden gemacht worden sind, um die Pflege Kranker su sidiem, wird auf 
,das Pflepamt Ühertrapen. 

Für die rtlcgüiuter gellen dieselben Regeln, welche für die Verwaltung und die 
Rechnungslegung der .Spitaler vorgeschrieben sind, soweit nicht dieses Gesdb etwas 
•anderes bestimmt. 

Art 12. Der Verwalttu^sausschufs des Pflegamts tritt anf Einladung seines 
VoTBitscnden mindestens viermal im Jahre znsnmmen. 
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Etnen Bflbmt vor der t^dnifUfeii Shniiig des Geneindemts Helk der Aas* 
•ebllfs eine Liste derjenigen Personen atif, weldie in der Gemeinde ihren Unter- 

stÜtzangswohnsitz uml deshalb im ErkrankunR^sfallf aaf Krankenpflege Ansjiruch 
blUieQ; einen Monat vor jeder der drei anderen Sitzungen unterwirft er diese Liste 
■einer FMfong. Der Arzt der Pflegeverwal tuug oder ein Vertreter der Ärzte, ferner 
der Gcmeindceiiiiiehiiier und eiaer der Dnteiprllfcktea beseiduelen r^NMateni» 
können mit beratender Stimme an der Sitniog teilnehncn. 

Art. T3. Die Krankeupflegcliste mufs alle diejenigen mit Namen auffiährea» 
welche auf uuenti^ritiiche PHege Anspruch haben, selbst wenn sie Mitgiieder einer 
und derselben l-amiiie sind. 

Art. 14. Die Liste wird tob Geneiadentt festgestellt, der Aber de in gelieimer 
Sitsuog betilt; sie wird im Sdcretariat der Mairie aiedeigelegt 

Der Klaire bringt die NJederlegung durch AnscUng an den flblichen Stellen aar 
allgemeinen Kenntnis. 

Art. 15. Eine Abschrift der Liste und des Verhandlungsprotukolls, in welchem 
die Erfüllung der im vorigen Artikel vorgeschricbcnco Formalitäten koostatiert ist, 
wird gleiehseitig dem UnterprSfekten des Airondissements sagestellt. Glaabt der 
Prifdkt, dafs die gcsculich vorgeschriebenen Fommlitäten aidit beobaditet tind, so 
bringt er das Verfahren innerhalb 8 Tagen nach Empfang der Liste vor den Prä- 
fekturrat, welcher innerhalb 8 Tapfen darüber beschliefst, und wenn nötigi die Frist 
bestimmt, innerhalb welcher das Verfahren zu wiederholen i£t. 

Art. 16. Wihrend einer Frist von Tagen, gerechnet von der geschehenen 
Nicdcrlegung, können Reklamationen auf Eintiagong oder Streichung von jedem Eän» 
WOhner oder SteOerpflicht'iL^i u iler Gemeinde erhüben werden. 

Art. 17- Über dl^'-^c Keklaiii.ttion'-ii br-^vlilu l>t iThiL'ultl«.,' i.-iii Atis^^rhufs rlc« Kantons, 
nachdem der Mairc gehört oder in jjcliorigcr Form um Aulserung ersucht w orden 
ist. Jener Kantonsausschufs besteht aus dem Unterpräfekten des Arroudisscnients, 
dem Geneialrat, einem der ArrondissementsrSte in der Reihenfolge ihrer ^nennuag 
und dem Friedensrichter des Kantons. Den Vori^itz in dem Ausschafs fthrt der 
Unterpräfekt oder im Falle .seiner Verhinderung der Friedensrichter. 

Art 18. Der Ausschufsvorsitfende ^ibt binne;» S Tap;i-n %'on den gefafsten 
Entscheidungen dem Unterpräfekten und dem Maire Kenntnis, welche die ausge- 
spcodicnen ZufUgungcn oder Weglassungen anf der Liste bewirken. 

Art. 19. In EilfUlen, swischen swei Sitxangsperiodcn, kann das Fft^nmt einen 
nicht in die Liste eingetragenen Kranken, unter den Bedingungen des Art. \% dieses 
Gesetzes, vorläufig zulassrn. 

Für den Fall, dafs es unmnplich ist, die Entscheidung des l'flegamLs recht- 
zeitig einzuholen, kann die Zulassung vom Maire ausgesprochen werden, welcher 
dem Gemeinderat in seiner irikfastea Vcnammlung und swar in geheimer Sifanng 
darAber Beriebt erstattet. 

Art. 20. Bei vorkommenden turällen oder akuten Erkrankungen fallt die Kranken- 
pflejje der Personen, welche nicht in di r Gemeinde, wo sich der Unfall oder die 
Erkrankung ereignet, den Uiiterstützungswohnsitz haben, dieser Gemeinde zur Last^ 
und swar unter den im folgenden Artikel cnÜMltenen Bedingungen, wenn kein Spital 
in der Gemeinde besteht. 

Die Zulassung zur Krankenpflege wird für diese Kranken durch den Matre aus- 
gesprochen, der sofort detn Präfekt« n .Xiizci^e inaclit, und in geheimer Sitsttug in 
der nächsten Veisammlung dem Gemeinderat Bericht crstatteL 
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Der Pfifckt bcatltiiKt d«n Empfang d«r Aasdfe and ctkennk iniieriidb 10 Tagen 
ftber die Tnleiinmg n den Leisttdigen der Kfankenpilese. 

Art. 21. Die von der Gemeinde getnafs des vorigen Artikek vorgeschossenen 
Ausgaben werden, ausgenommen für die ersten lo VcrjjlU-j^gstage, vom Departement 
nach einem regelmälsigeji Sat« erstattet, der entsprechend d«n Tarif, welchen der 
Genefelmt «ufgertellt hatte, bestimmt wird. 

Hat das Departement die Krankenpflege gewühlt, so kann es seinen Eisat»- 
ansprach gegen ie^en Verpflichteten geltend madken. Hat der Verpflegte i«Ben 
Unterstützungswolmsitz. in L-ineni anderen Departement, so wird der Ersatzanspruch 
gegen dieses erliobcn, doch steht es letzterem frei, seinerseits jeden Verpflichteten 
in Anspruch zu nehmen. 

Art. 9». Die Eintragung in die Liste, welche nach Art la vorgeschneben ist| 
bchftit ihre Gfilt^keit ein Jahr bng, hinsichtlich der Dritten, ud swar tob dem 
Tage ah, wo die eingetragene Person die Gemeinde verlassen. Doch Steht der Oe- 
mcindf rii.- MriglicVikfit olTtTi, nachruwfispn. dafs diese l'erson ihrer Lage sach der 
ipentgeiüichea Lci^stungen der RrankenpHege nicht mehr bedarf. 

ArL 23. Der l'räfekt erkennt Aber die Zula&sung von solchen Kranken zu den 
Leistungen der Krankenpflege^ welche mittellos sind und in keiner Gemeinde 
Unterstütsungswohnsit« haben. Der Prttfekt ist gehalten, zu Anfang jedes Monats 
dem Dcpartcmcutsausschufs oder dem Minister des luncrn, je nachdem oli die 
Krankentiflc'y*' dem 1 )i*parfement, oder dem St.iat zur l.ast fallt, di«» namentliche 
Liste derjenigen Kranken einzureichen, welche im vorhergehenden Monat auf diesem 
Wege an den Leistungen der Kiankeupflege zugelasaen wniden. 

Vierter Titel 
Leistungen der Spitäler. 

Art. 34« Der Verpflegungssats, welchen die Gemeinden, die Departementa od« 

der Staat für Kranke, die in den Spitälern aufgenommen sind, an diese zu bezahlen 
habfii. %\irl auf Vorschlag der Verwaltungskoramissionen dieser Anstalten und nach 
Bcgutatrhtung des Geueralrat« des Departements durch Eriafs des i'räfckten fcst- 
gestcUi, doch dajrf der aufgestellte Verpflegungssatz nicht unter die Hilfte desjenigen 
Selbstkosteusatzes heruntergehen, der sich nach dem Durchschnitt der letsten fttnf 
Jahre herausstellt. 

Art. 25. Die Rechte, welche auf Stiffiingsnl;(i ti, auf besonderen Vereinbamugen 
oder Abmachungen beruhen, bleiben nach wie vor ^'ewahrt. 

Der Artikel I des ücscttcs vom 7. .\ugU2>t 1851 wird in seiner Geltung nicht 

betUhrt. 

Alle Betten, deren Bcstinmiung nicht durch diese beiden Absitse festgelegt ist, 
oder welche :'ur Verpflegung von Greisen und Unheilbaren, von Soldaten, 

Waisenkindern (cni uits ussist^s) und Wöchnerinnen erforderlich sind, werden der 
Krankenpflegeverwaitung zugewiesen. 

Fttnfter Titel. 
Aufwand, Mittel und Deckung. 

Art. a6. Die Ausgaben der Krankenpflegeverwaitung scheiden sich In ocdent* 
liehe und aufserordentlichc .Vusgaben. 

Die ordentlichen Aus|piben umfassen : 
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I. Die HoiMinnre der Xnte, Waadiixte und ÜBbumm der Vcnraltnnc der 
Iboslumnkeiipflefe, 

a. die Heilmittel und Instrumente, 

3. die Kosten für Verpflcj^n^ der Kratikc-ii im Spital. 

Diese Ausgaben sind cibligatoriM:li. Sie werden von den Gemeinden, dem 
Departement und dem Staat getragen nadi den in Artt. 27, 28 und 29 festgesetzten 
Regeln. 

Die anfserordentliclieB Kwtea nmiweii die Koeten der Vergröfsemog «od des 
Bknes von Spitälern. 

Zu A'i^tn Ausgaben wird der Staat durch Subventionen innerhalb der bewilligten 

Kredite beitragen. 

Jedes Jahr wird la dIeBen Zwcdc eine StiiniBe ins Bn^et eingestellt werden. 

Ali. 37. Die Gemeinden, in denen die besondern Einkflnfte der Krankenpflege 
und die gewöhnlidien Einginge, soweit sie im Budget stehen, nicht xnr Deckung 

der Kosten der Krankenpflege »Verwaltung ausreichen, werden ermächtigt, Zuschlag- 
Centimes ?u den vier direkten Steuern oder Oktroigebühren ZU erheben, um Stch den 
fehlenden Betrag der notwendigen Einkünfte zu verschaflcn. 

Die kraft de^ vorigen Absatses bewilligten Oktroigebühren unterliegen der Ge- 
nehmigang der ▼orgescteten Aufsichtsbehörde entsprechend den Besdmmniigen des 
Art. 137 des Gesetzes Tom 5. April 1884. 

Der Teil, welchen die Gemeinden gezwungen sein werden durch Zu<ehla>j«- 
rentirnes :iuf7:ubringcn oder durrb Oktroigebühren, darf nirht kleiner sein als 20'''^ 
uijvl iiuht mehr als 90«(jj der zu deckenden Ausgabe, entsprechend der dem Gesetz 
augc fugten Tabelle A. 

Ar«. aS. Aufser den Kosten, welche den Departemettts chnehin nack den vorstdien- 
dcn Artikeln snr Last fallen, sind sie verpflichtet, den Gemeinden, welche zur Erbehnng 
von Zuschh^fBcentilDa oder von Oktroigebähren greifen mufsten, Subventionen ru 
zahlen, die um so gröfscr Sein sollen, je geringer ihr Cenlimcertrag i^i. Doch dürfen 
die Subventionen nicht 8o*'i'„ überschreiten und nicht geringer sein als IO% des 
Ertrages der Zuscblagscentimes oder der Oktroigebühren, entsprechend der oben er- 
wühnten Tabelle A. 

Reichen die besonderen Einkänfte der Krankcnpflegeverwaltnng und die i^rdent- 
licheii l'iTi)^Kii^'<- des Budgets nicht au«:, so sind die Departements befuyt, Zusrhlags» 
Centimes zu den vier direkten Steuern nach ükiafsgabe der Erfordernisse des gegen- 
wärtigen Geset7.es zu bewilli^i ii. 

Art. 29. Der Staat tragt zu den Aufgaben der Departement!» lur die Kranken- 
ftrserge durdi Subventioaco an die Departements bei nach einem Verhältnis, weldies 
swischen 10 und 70% ihrer gesamten Ausgaben sdiwankt, soweit sie dnrdt Zuschlags- 

Centimes gedeckt werden und das berechnet wird nach dem umgekehrten Verhältnis 
des Ertrags des Departement5;zu<;ch}n^ auf den Quadratlulometer entsprechend der 
Tabelle B, welche diest-m Gesetz beigefugt ist. 
Der Staut »t Im übrigen belastet: 

I. mit den Ausgaben, welcbe durch Behaadlnag derjenigen Kranken, die keineft 

Untentiitzungs Wohnsitz haben, venifsacht sind, 

a. mit den Verwaltunfpkoslea, welche die Ansfäbrung dieses Gesetses etfaeisdit. 
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Sedurter Titel. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 30. Die Gemeinden, Departements, Armenanstalten und SpitaUastalten^ 
welch« d«reh Stiftungen Vermögen besitten, desacQ Ertrag der Stilter für die un- 
en^Uliche Krankenpflege der bedflrft^en Huisknuiken bestimmt bat, sfaid ver* 
pflicbtet, zu den Angaben der Krankenpflegcvcrwaltung bis zur Hohe des erwlhttten 

Ertrags beizutragen, soweit nicht Art. 25 dieses Gesetzes anders bestimmt. 

Art. 31. Die Peitreibunp der Ausstäinlc, wt-khc sich auf die Krankenpflcc^c- 
verwaltung bezichen, geschieht wie bei den direkten Steuern. Alle Einnahmen des 
Pflegamtes, für welche die Gesetze und Reglements keinen besonderen Modus der 
Beitreibung votf esehen haben, geschehen nach Voranschlägen, die der PrSsident aaf- 
stellt. Diese VonuschlSge sind vollstreckbar, wenn sie vom Präfekten oder Unter- 
prfifekten ausgeferttj^t sind (vis^s). Widersprüche werden , sobald der Gegenstand 
zur KnjTip»i'te:i7 der ordentlichen Gerichte i^ehort, als eilic^p Sachen behandelt, und 
das i'llt ^;.iii)t kann vor Gericht stehn ohüc besondere Ermächtigung des Präfekturrats. 

^Vrt. 32. Alle Zeugnisse, ^Vnzcigen, Urteile, Vertrage, Quittungen und anderen 
Rechtshandlungpu, welche kraft dieses Gesetzes geschehen und sidi ansschliefslich 
anf die Krankenpflegeverwaltung besiehea, sind stempelfrei und werden, wenn die 
Form der Eintragung nötig fdlU, kostenlos eingetragen, ohne dafs jedoch damit auch 
die Kechtswi)h1that des Gcsetxfs vom 2a. Januar 1851 ttber die gerichtliche Hülfe 
^nassistance juditiaircj V(*rbuii<i< ii wäre 

Art. 33, .\lle Streitigkeiten, weiche sich auf die .\usfuhrung, sei es des lie- 
schlusses des GeaeralnUs, der auf Grand von ArL 4 gcfafst ist, sei es der Ver« 
fOgung besieheo, die anf Grand von Art $ erlassen ist, ebenso wie die Einspräche, 
welche die Verwaltungsaasschüsse mit Bexug auf die .Ausfuhrung des in Art 34 vor- 
gesehenen Präfekturerlasses erhoben haben, werden vor den rrMTekturrat des Departe- 
ments de«! Klägers und im Berufungsfalle vor den Staatsrat j,'i liruelu. 

Die i^erufuugen, welche in den Fällen des vorigen Absaucs vor den Staatsrat 
gebiadit werden, sind vom Anwaltsswang befreit 

Art 34. Die Änte der Verwaltnag der unentgeltUcben Krankenpflqre verlieren 
deswegen, weil sie ans dem Departementsbodget Besoldungen bendien, nicht die 
WIhlharkeit f&r den Gcneralrat oder den Arrondissemciilirat» 

Art. 35. IXe Gemeinden oder Gemeindeverbttnde, welche nachweisen, dafs sie 
in vollkommener Weise ihrer Verpffirhiung in der Krankenpflcf^e nachkommen^ 
können durch besondere Entscheidung des Ministers des Innern, welche auf ein Gut- 
achten des Conseil sttp^rienr der Asaistaace publique ettdlt Isl^ cmftchtigt werden, 
eine besondere Organisation au haben, 

Art. 36. Alle Bestinmugen der mit Gesetseskraft aasgcstatteten VerfOgung vom 
34. veadlmialre vom Jahr n sind anfser Kimft gesetst, soweit sie diesem Gesetz 
entgegenstehen» 
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Tafel A. 

(Dient zur Tiestimmung des Anlcils am Fi-hlbctni}», wrldiL-n die Gcmi'indt-ti niitti'Is 
aufserordeiitlichcr Einnahmen [Zusclila|;scenUineä und OktroigebulirenJ zudecken haben, 
sowie zur Ücstimmuog der Höbe derjenigen Beihülfe, welche ihnen in Rftcksicht auf 
,«11 Ertrag eines ZuacUaKwentiai« für die onentgeltlidie Knuiken|>fl^ bewilligt 

werden njufs). 
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Tafel B. 

(Dient zur Bestimmung der Hohe der BHhulfc. w<'lche der .St.iat <li ti DcpiirtcmcntJ 
für ihren Auteil an den Kenten der Krnnkeupllcgc in Rück<«icht aut dcu Ertrag be« 
willigen mufSp welchen der Zaschlagsceniime des Departments pro Quadratkilo- 
meter ergibt.) 
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ITAUBN. 

DAS ITALIENISCHE GESETZ VOM 15. JUNI I893 
BETR. DIE EINSETZUNG VON „PROBI-VIRI*<. 

EINGELEITET VON 

WERNER SOMBART. 

Probi viri — die Italianisierung von Prud'hommes — sind Ge- 
werberichter, denen wie jetzt wieder in Italien schiedsrichterliche 
Funktionen zuerteilt werden k<)nnen. 

Man ma^ zweifelhaft sein, ob mau die Errichtung von Gewerbe» 
gerichten überluiupt zu den Mafsregeln moderner Sozialpolitik im 
eigentlichen Sinne rechnen soll, ob sie nicht \ ielmehr als Korrektur 
der (rcrichtsverfassung anzusehen sei und ihre Analopeen in der 
Einsetzung von Handelsgerichten, von Schöffen - oder Schwur- 
gerichten zu suchen habe. Jedenfalls, wenn wir die Schaffung von 
Gewerbegerichten als einen Akt moderner Sozialpolitik ansehen — 
und mancherlei spricht dafür, es zu thun — , so werden wir das nicht 
verkennen können, dafs sie auch dort, ja gerade dort, wo sie als 
Einigungsämter gleichzeitig wiikeo solleü, diejemge sozialpolitische 
Reform sind, die den henschenden Klassen, der Bourgeoisie, am 
billigsten zu stehen kommt und ihr trotzdem dabei noch die meisten 
Vorteile gewährt. Das mag einer der GrQnde sein, weshalb wir 
die Gewerbegerichte mit und ohne scfaiedsricfaterliche Verbrämung 
am frühesten in Staaten mit unentwickelter Arbeiterbewegung, aber 
revolutionären Elementen in der Bevölkerung finden, als eine von 
der Bureaukratie obtrudierte Wohlthat oder gar ab das Geschenk 
emer Bourgeoisregierung. Während England noch heute keine 
Gewerbegerichte im kontinentalen Sinne hat, Deutschland und die 

Anitör SOx Mc GcMtaybt. «. Statistik. TL 36 
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Schweiz sie immerhin erst spät, letztere auch nur vereinzelt, erhalten 
haben, prunkt 1 raiikreich seit der Herrschaft des grofsen Napoleon 
damit, hat Belgien, c<-U5 Doraiiü der Bourgeoisie, Gcwerbegerichte 
bereits seit 1859, Österreich seit 1869. Und nun hat sich auch kalien 
mit der Einrichtung geschmückt. Italien,'} das bis vor wenigen 
Jahren noch Gewerkvereine und Streiks strafgesetzlich verbot, 
dessen Arbeiterbewegung in den ersten Anfängen steckt, Italien, 
das so gut wie keinen Arbeiterschutz, keine Arbeiter\'ersicherung 
besitzt, ItaBea liat jetzt Gewerbegerichte, die gleichzeitig ofüzieUe 
Eifdgungsämter ^d: Probi-virL Ich deutete schon an, in wdcher 
Richtung wir nach Gründen ftir diese zunächst (»ppante Thatsache 
zu suchen haben. Denn wir können doch uomöglicfa bis zu dem 
kindlichen Malse ideolisch die Vorgänge erklaren, dals wir alieia 
selbstlose Menschenfreundlichkeit als wirkende Ursache bei sozialen 
Reformen anerkennen. Wer genau die Motive unserer Vorlage, die 
Kommisaionsberichte, die Verhandlungen in den gesetzgebenden 
Körperschaften Best,*) wird unschwer neben humanen Erwägungen 
einen Gedanken immer wieder durchleuchten sehen, der sich etwas 
cru vielleicht so aussprechen Uefse: von allen Soztalreformen, die 
wir, (tie herrschende Klasse, dodi nun einmal vornehmen mfissen, 
gehören die Piobl viri, für das was sie ausmachen, zu den bil- 
ligsten und bequemsten. Zunadist als Gewefb^;efkhte ! Sk 
kosten so gut wie nichts: Arbeiterschutz, Aibdterversicherung 
machen sich in empfindlicher Weise stets doch mehr oder weniger 
am Portemonnaie iUhlbar; sie bedrohen den Profit Solcherart 
Ge^r besteht bei den Gewerbegerichten nicht Mehr: nicht nur 
kosten sie nichts, sie können sogar för die Kapitalistenklasse äufserst 
segensreich wirken. Zunächst dadurch, dais nun harmlose^ alltäg- 
liche Zwistigkeiten im Arbeitsprozeis raschere und promptere Er* 
ledigung finden und hiermit aus der Welt geschafft werden, Zwistig- 
keiten, die sonst, wenn sie nicht zum Austrs^ kommen, leicht im 
Körper einer Unternehmung als Giftstoffe weiterfiressen und schliefs- 



') Zum l>esseren Ventttodnis aller hier einschtii^M;;cMi Fragtra veiweiae ich auf 
rlic im vorigen Heft«* des ,. Archivs" von mir veröfli-ntllchten „Studien rur Ent- 
wi -kliin^'^geschichte des itolicnischca Proletariats", die den Hintergrund für diese 
SkiiZf bilden müssen. 

*) Vgl. Leg. XVUl. I» sess. 1892. Docum.-Diss. di legge e rclazioni. Cam. 
dei Dep. Nr. 84 (Regierungsvorlage nebst Motiven); Nr. 84 A. (Bericht der Korn- 
n^on); Sitmng vom 17. II. 1893 (Abstimmtuig). Senat« dcl Regno, Nr. 78 
(Rcgienuprorlag«); Nr. 7BA. (Bericht der Senatskoniiiiiaioa 24. IV. 1893). 
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lieh zu empBndlichea Störungen, Arbdtsemstellungefi und derlei 
Reibereien Veranlassung werden können. Dabei aber wird nicht 
nur der Verwertung^prozels des Kapitals unterbrochen: auch die 
Gefahr wird heraut beschworen, dafs weitergehende Forderungen der 
Arbeiterschaft her\'ortreten , die im tätlichen Einerlei des Dienstes 
vielleicht viel später erst erhoben werden würden. Aber auch all^i^cmein, 
schlechthin dürfen die Gcwerbeg^erichte als ein soziales Beruhigungs- 
mittel angesehen werden: „pacificazione degli animi'" erwarten von 
ihnen unsere Regierungsmotive 'pag. 4), als ein „elemento d miti- 
gazione delle lottc tra capitale e lavoro" betrachtet sie der Bericht- 
erstatter der parlamentarischen Kommission ^pag. 2). Und es scheint 
in der That, als könnten sie di Funktion erfüllen: sie treten als 
ziemlich weithin sichtbare Reform auf den Markt und werden schon 
dadurch manches empfangliche Auge blenden. Sie lenken aber 
auch die Interessen der Arbeiterschaft vom Kampfe mit dem Unter- 
nehmertum zeitweilig ab, sie erwecken den Glauben an gemeinsame 
Interessen zwischen Kapital und Arbeit, und wenn dann das Gesetz 
nur dafür sorgt, was durch ein paar einfache trics möglich ist, dafs 
der Einflufs des Unternehmertums in den Gewerbegerichten vor- 
herrschend bleibt , so kann thatsächiich auf die Arbeiterschaft in 
weitem Umfange wohlthuend eingewirkt werden. Das etwa werden 
die Raisonnements mancher der Bourgeoisvertreter in den l'aria- 
menten sein, soweit sie lücht aus Cnitherzigkeit derari .sozialen Re- 
formen zustimmen. Gar erst aber, wenn mit dem Gewerbegericht 
ein offizielles Einigungsamt verbunden ist, wie jetzt auch im Kollegium 
der Probi viri (art. 4), dann darf allerdings die herrschende Klasse 
recht guter Hoffnung sein: wird doch ein Institut geschaffen, das 
der ausschUeislicfaen Herrschaft des Arbeiterstaodes entrückt, durch 
seioe sur Schau getragene PäriUit in der Vertretung der Interessen, 
mit Nachdruck auf Bdlegung unangendimer Forderungen dringen 
kann. Dafs es auch die Arbeiterinteressen wahren werde, steht 
natürlich auf dem Programm, stiilschwe^end aber b^rdft man, 
dafs der moralische Einflufs, den der Unternehmer in dem Kollegium 
erlangen mufs, den genügenden Gegendruck auszuüben wohl im 
Stande sein werde. In der schiedsrichterlichen Funktion wird aber 
vorerst sogar die wesentliche Aufgabe der Probi viri erblickt 
„Esso dev' essere anzitutto e prindpaknente un Istituto di cond- 
liazione." Motive, pag. 4. Ja, es wird geradezu ausgesprochen, 
dafs die richterliche Thätlgkeit nur dn Accessorium des Eimgungs- 
amtes sd: „ruflicio giudiziario dd CoU^ rimane come sussidiario 

36* 
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ed accessorio". ib. Wie sehr die Gewerbegerichtc mit Einigunps- 
ämtern in den Anfängen der kapitalistischen Fntwickelung — und 
nur auf diese beziehen sich ja unsere Ausführungen — eine Sozial- 
rcform vorwiegend im Sinne des Unternehmers sind, luwrist auch 
der Umstand , dafs ihr gegenüber die „zielbewufstt Arbeiter- 
schaft erstlich fast immer eine ablehnende IL'.ltuni^'- einnimmt. Recht 
kühl unfl nicht ohne Mifstrauen ist das Gesetz über die Probi viri 
jet/A Wieder in Italien von der Lotta di classe, dem Organ der 
soiialiistischen Arbeiterpartei, bcgrürst worden, das ^anz ohne Um- 
schweife schrieb: „noi non ci facciamo illusionc alcuna sugli effetti 
di questa legf^e, che c proposta coli' intenzione di temperare gli 
attriti fra i padroni e gli operai" und von sich und seiner Partei 
sagte: „noi che la lecfge sui Probi viri non abbiamo voluta ne 
chiesta". {Vgl. Ann ) IL No, 6. — 4. 5. Marzo 189.11. Später pfle*^ sich 
das Blättchen zu w ndcn: die Unternehmer sehen ihre Hotfuungcn 
längst nicht alle criüllt; die erstarke aJ;. ArbeiterschaU aber ge- 
winnt Freud«.- an derlei Institutionen. Freilich: das V'ertrauen zu 
der schiedsrichterlichen und vermittelnden Thätigkeit des Kollegiums 
wird bei den Arbeitern wohl mehr und mehr schwinden,') — und 
das mufs der Fall sein bei einer Einrichtung, die nicht gewachsen 
sondern gemadtt ist, die die Konziliadon und Afbitratäon nicht an 
das Ende, sondern an den An&ng des Klassenkampfes legen will, 
die ihn nicht schlichten, sondern vermeiden will — aber in dem- 
selben Mafse gewinnt die gesamte Einrichtung doch an Bedeutung 
für die im Kampfe stehende Arbeiterschaft, deren Führer nun erst 
begreifen, dafs sie keine bessere Gelegenheit sich wünschen können, 
um ihre Massen in steter Bewegung und nervöser Unruhe su er- 
halten, als die immer sich erneuernden Wahlen zu den Gewerbe- 
gerichten oder die Diskussionen über die Entschddungeo. — Doch 
es ist nicht die Aufgabe dieser „Einleitung", den Probi viri in Italien 
das Horoskop ftlr ihre Zukunft su stellen: es galt nur die geistige 

'\ S t i r H .1 . iHs CcwtThegericht (l8t)o| S.-itc 77 weist mit Be?ug auf (lir fran- 
zosischen l'rud liommcs auf die Thalsachc hin, dais ihre Vcrmittlungsthutigkeil — 
freilich nur ab Stthncamt, was aber ia Prinzip doch die gleiche Bedeutung hat — 
zu vcnagea droht: „Während in den Zeiträumen 1890—35 und 1836—40 sich das 
Vcrhültnis «wischen den Str>-itril1en, welche durch die Vergicichskammfrn erledigt 
wurden, zu jenen, wo die Aussöhnung mifslang, wie 97 : 3 be^w. 96 : 4 stellt«-, hat 
sich dieses Verhältnis seitdem immer ungünstiger gestaltet. Von je 100 Streitsachen 
werden im Jahre 1860 noch 77.6, im Jahre 1870 noch 74.3, aber im Jahre 18S0 
nur 67.3 und im Jahre 1886 nur 49.9 yeigUchen." Stieda fOhrt dafür ähnliche GrBnde 
an, wie sie oben angedeutet wurden. 
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Atmosphäre ssü keimxetchiien, aus der sie heute geboren stnd, und 
es liegt unserer Feder nun noch ob, mit etnigeh Strichen die Ank^ 
des neuen Gesetzes su skizzieren. Das wird bald geschdien sdn, 
denn überall kehren darin die typischen Zäge wieder, die wir aus 
der Gesetzgebung anderer Länder schon kennen. Auch die Probi 
viri sind nur eine Komposition schon bestehender Bestinunungen. 
Das Gesetz ist gebildet aus «dem unrtthmlichen Reichtum an Er- 
fahrungen, die andere gemacht haben**, wie der Berichterstatter in 
der Deputierten-Kammer nicht ohne Bitterkeit sagte: „ci abbonda 
llngbriosa ricchezza deli esperienza altrui**. 

Sollen wir von der „Vorgeschichte" unseres Gesetzes sprechen ? 
Auch sie bietet keinerlei bemer k enswerte, absonderliche Ereignisse. 
Zehn Jahre vor Verabschiedung des Gesetzes sind ausgefüllt mit 
Einbringung von Vorlagen, Annahmen, Ablehnungen oder Umge- 
staltungen in den gesetzgebenden Körperschaften. Die erste An* 
regung zur Einsetzung von Probi viri ging aus von der Streik- 
untersuchungskommission des Jahres 1878. ') Fünf Jahre später 
stofsen wir auf die erste Regierungsvorlage (Berti;, die jedoch nicht 
zur Verhandlung kommt. Am 11. Februar 1890 nimmt dann das 
Kammei mitglied Mafli den Plan wieder auf, und nun folgen ver- 
schiedene Vorlagen und G^enentwiirfe , die endlich, nachdem 
sich die verschiedenen gesetzgebenden Faktoren über einige strittige 
Punkte geeinigt haben, zu dem Gesetze vom 15. Juni 1893 fuhren, 
das uns hier beachäitig^. Hier einige wesentliche Punkte aus seinem 
Inhalt: 

Errichtet wird das Collegio dei Probi viri durch königliches 
Dekret auf Vorschlag der Minister (art. 2). Dadurch erhalt das 
Institut, da den ßestimmuogen über die Errichtung diejenige über 
die Auflösung (art. 31) genau entsprechen, ein mehr zentralistisch- 
bureaukratisches Gepräge, das ihm kaum zum Vorteil gereichen 
wird. Andererseits wird die obligatorische Einfiihrung erleichtert. 
Es sollen vorher die ., Arbeitervereinigungen" gehiirt werden, aber 
nur die „gesetzlich anerkannten", daher vor allem die Societa di 
Mutuo soccorso, die heute noch vielfach die konservativen I-llemente 
der Arbeiterschaft vertreten. Der Bezirk, für den das Kollegium 
eingesetzt wird, ist nicht räumlich hestimmt — die Gemeinde — , 
sondern sachlich: durch den Kreis einer Industrie oder verwandter 
Industriezweige (art i). Es kann dadurch leicht eine berutliclic 



') Vgl. darüber meine „Studien", a a. O. S. 230 ff. 
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Vericnödierung und eine Hypertrophie aa Probi viri in gröfseren 
Industriezentren: Mailand! Genua! entstehen. Wiederum bat natür- 
lich die beru&mäDrige Beschränkung, die übrigens nadi dem deut» 
sehen Gesetz ($ 6) wenigstens eintreten kann, auch ihre VorzOge. 

Die Zusammensetzung des Kollegiums erinnert an das 
.deutsche» aber auch an das franzosische Recht. Die Bestimmungen 
über die Wahlen sind im ganzen demokratischer als bei uns: Alters- 
grenze för aktives Wahhrecht 21 Jahre (statt as in Deutschland), 
für passives Wahlrecht 25 statt 30 (art xd 18). Auch Frauen 
sind wählbar. So hat .es die Kammer bestimmt, und es ist 
Gesetz geworden, während die R^erungsvorlage die Wahl der 
Frauen zu Richtern wenigstens nicht gestatten wollte. Wie ich in 
mdnen „Studien** gezeigt habe, steht die italienische Proletarierin im 
beginnenden Kampfe nidit im Hinteigrunde: ae wird sich auch als 
nProba Mutiet'* eine Stellung zu schaffen wissen.^) Hart scheint 
mir die Bestimmung des Art 15 Abs. 3, wonach nur für Arbeiter 
I bezw. Vc Jahr Wartezeit voi^eschrieben ist, während der wild» 
fremde Unternehmer in dem Augenblick, wo er an irgend einem 
Orte einen Betrieb eröffnet, aller Rechte teilhaftig wird. Das deutsche 
Gesetz (J5 10) schreibt richtiger fiir beide Klassen die gleiche Warte- 
zeit vor. Im übrigen sind die Vorschriften über die Wahl der Bei- 
sitzer den unsrigen ziemlich analog. Auch in der Ernennung 
des Vorsitzenden hat das itaUenische Gesetz (art 3) sich inso* 
fern dem deutschen Rech'< m geschlossen, als nicht, wie bei den 
Prud'hommes, Wahl durch die Mitglieder aus ihren Kreisen, sondern 
Ernennung einer richterlich qualifizierten Person durch die Behörden 
stattfindet Über die hierdurch wohl glücklich entschiedene Prinzipien- 
frage ist viel gesprochen worden; ich verweise auf Stiedas Aus- 
führungen, a. a. O. S. 107 f. Der stellvertretende Vorsitzende da- 
gegen wird von den Beisitzern aus ihrer Mitte gewälilt und zwar 
.hat man für die Wahl das französische Wahlsystem eingeführt, wo- 
nach die Wahl übers Kreuz stattfindet (art. 23). Stieda (S. 77) 
nennt dieses Wahlsystem „verkehrt"; mit Recht, wenn man sich 
auf den Standpunkt der Arbeiterschaft stellt Vom Unternehmer- 

Diese BcHtiminuii^ des italienischen Gesetzes gehört zu der radikalsten. 
Stieda a. a. O. S. 1 14 spricht von der Wählbarkeit der Frau noch als einem Un- 
erhörten, wl^ie Fordemns beispiebweise der Wxtilbarkeit de» weiblichen Geschlechts 
ist bis jetst nnr in stNualdemokTatischen Vorschlägen aufgestellt worden/' Hier hat 
ein ideologischer RadiksUsimis and Doktriiiartsmi|s in Italien ongewöhnllche FrAchte 
gcseitigt ! 
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Interesse aus gesehen, ist es aber dn äußerst gesciiddter Kiilfr, um 
die Arbeiterschaft un Kollegium zu beherrschen. 

Funktion und Befugnisse der Probi viri findet der Leser 
in den art 4, 7, 8, 9 des Gesetzes umschrieben. Danach besteht 
jedes Kollegium aus zwei Kammern: i. dem Einigungsamt (UfiUao 
di condUazione); 2. dem Gewerbegericht (giuria). DasUfficio di 
conciliazione ist offenbar eine Zwitterbildung. Es hat einmal 
-die Funktion einer Vergleichskammer in gewerblichen StrdtßUlen, 
und entspricht als solche etwa dem bureau particuHer der Prud> 
hommes. In dieser Eigenschaft hat das Uffido die Aufjg[abe, emen 
SCihneversuch zu machen, der ebenso wie im deutschen und ftan- 
zösischcn Recht in jedem Falle obligatorisch ist (art 10). Eine 
•Eigentümlichkeit des italienischen Gesetzes ist dann cfie, dais nadi 
vergeblichem Vergleichversuche des Uffido di condtiazione nodi 
ein zweiter Sühneversuch vom Gewerbegericht, bd dem der 
Fall dann anhängig wird, vorgenommen werden muls (art 38), hier 
also in analoger Weise vom Richterkollegium wie im deutschen 
Gesetz (S 39)- 

Das Ufifido di oonciliazbne ist aber nidit nur eine Vergleichs* 
kammer und als soldie ein blofses Glied des Gewerbegerichts, es 
•ist aufserdem auch dn kompletes Einigungsamt (board of con- 
dUation) mit ganz selbständigen Kompetenzen. Mit andern Worten: 
es kann also fakultativ das Uffido nicht nur in Fragen der Inter> 
pretatbn geltenden Rechts, sondern auch zur Beihilfe beim Aus- 
trage von Machtfragen der strdtenden Parteien angegangen werden 
(art. 8). Es ist unbedingt ein schwerwiegender formaler Mangel 
des Gesetzes, dafs diese Doppelfunktion des Uffido di condliaztone 
nicht klar zum Ausdruck gebracht wird. Auch den Gesetzgebern 
ist der Unterschied der beiden Aufgaben des „Etnigungsamtes** 
offenbar nicht hinrdchend klar gewesen, denn nirgends in den 
Motiven, Berichten oder Verhandlungen kommt die Rede darauf. 

Die Sachkompetenz der Probi-viri (art. 8,9) ist in üblicher 
Weise umschrieben; der Personenkreis (art. I, 7) ebenfalls: 
Hausindustrielle sind einbegriffen (art. 71, Arbeiter in den staat- 
lichen Betrieben aber ausgeschlossen! uirt. 4$). Die Probi-viri 
können nur für die Industrie errichtet werden (art. i). Der ur- 
sprüngliche Plan, ihre Kompetenz auch auf landwirtschaftliche 
Verhältnisse auszudehnen, ist aufgegeben worden, namentlich um 
das Zustandekommen dieses Gesetzes nicht aufzuhalten und den 
Gegenstand nicht zu komplizieren. Ein Gesetzentwurf zur Ein* 
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setsuDg von Probi-viri för die Landwiitscliaft wird jedoch von 
dnigen Kammeraiitgliedeni in nahe Ausddit gestellt (VgL Atti, 
Nn 84 A. pag. 3). Ab Maxiinalwert des Streitobjekts sind jetzt 
L 20a— festgesetzt (art 9), während die Regierungsvorlage ihn 
sogar bis L 30a — hatte ausdehnen wollen (Atti, Nr. 84 ps^. 4). 

Berufung ündet gegen die Entscheidungen des Gewerbe» 
geridits nicht statt (art 11). Diäten erhalten die Mi^lieder 
keine. Die Kosten der ganzen Einrichtung haben die Handels- 
karnmem zu tragen (art 42), denen auch die Gebuhren zuilieisen 
(art 43). 

Ob die Probi-viri dem Lande zum Segen gereichen werden? 
Zweifellos gehören derartige Einrichtungen zu den sozialen Wohl- 
thaten, mag auch der Zeitpunkt ihres Erscheinens verfrüht sein, 
mag ihre Motivierung sein, welche sie wolle: das ist gewifs auch 
unsere Meinung, selbst wenn wir eingangs dieser Skizze, weil wir 
an kein Wunder glauben wollten, auf die oft selbstischen Beweg- 
gründe hinweisen mufsten, die gewifs in vielen Fällen bei ihrer 
Schöpfung mitgespielt haben* Nur fireüich eine Gefahr droht jeder 
derartigen soaalen Reform, und ganz besonders in Italien: dafs sie 
über ihr papiemes Dasein nicht hinauskommt Ich sehe in nächster 
Zukunft noch nicht viele Probi-viri in Italien. Und auch dort, wo 
sie des Ministers Wink entstehen lafst, sehe ich sie noch nicht immer 
ein reges Leben entfalten. Ks ist mir bange geworden, als ich die 
matten Zwangsbestimmungen überblickte, die das Gesetz für die 
Herbeischaffung säumiger MitgUeder (art 29\ für die Erzwint^uny; 
der Zeugenaussage, des Büchervorlegens w. d^d. (art. 391 enthalt : 
don kann eine Strafe von 10—50 1., hier bis 5 fli I. verhiuii^t 
werden! Mögen das keine schlimmen Au/.eichcn sein thitm. dafs 
auch das Gesetz über die Probi-viri dasselbe Schicksal teilt, das 
manches italienische Gesetz schon ereilt hat: toter Buchstabe zu 
blniu II. Möge das erste soziale Reformunternehmen grölseren 
Stils, das Italien mit der l'>richtung von Probi-viri sich vorgenommen 
hat, hliihen und gedeihen. Es ist etwas vor/.eitig auf die Welt ge- 
kommen, aber darum kann es in Zukunft doch noch Segen bringen, 
wenn erst die Arbeiterbewegung erstarkt ist und andere wicht^ere 
soziale Reformen zur Durchführung gebracht worden sind. 

Wir lassen nunmehr den Wortlaut des Gesetzes folgen: 
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Hvinbert I. von Gottes Gnaden nad dmch Volkes WOIe König von Itsliea. 
Wir Inbcn usdi ZustimmaDg des Senats und de» Ksmnter der Depntierien bestit^ 

and verordnen was folgt: 

Art. I. In denjenigen Plänen, wo Fabriken oder industrielle Unternehmungen 
bestehen, können für einen bestimmten Industriezweig oder für Gruppen verwandter 
IndostüMen Pntn*^ri nr ScUichtong der Streitigkeiten die beim Betriebe dieser 
tndnstrieen zwischen den Untemdiinem und den Aibeitem oder Lelirlingen, oder 
noch zwischen den Arbeiter», betflgUch des Veriiiatnisses swischen Arbeiten und 
Lehrlingen ent<!tehcn, errichtet werden. 

Es steht ferner den I'roi)i-viri selbst zu, auf gerichtlichem Wege und in den 
durch den Art. 9 dieses Gesetzes festgesetzten Grenzen die in dem eisten Teile 
dieses Artiicels feitgestetlten Streitigkeiten xn bestimmen. 

Art 3. Jedes KoUcgiom wird dnrdi ltdniglidies Dekret errichtet nnf Vorschlag 
des Jnstianuaisten sowie des Ministen lilr Adcerban, Industrie und Handel, nadi 

Anhörung der Handelskammern, der gesetzlich anerkannten Arbeitervereinigungen 
and derjenigen Gemeinderäte, in deren ("iebiet die Errichtung des Kollegium«; füllt. 
Das Gutachten dieser Körperschaften mufs im Laufe eines Monats nach Ver« 
öllaitUchDng der bctreflbiden Avfforderuug abgegeben werden; diese wird snf Ver- 
snlsswiiig des Ministers flir Ackerbau und Handel im lokalen Amtsblatt der be- 
treffenden PrSfektur veröffentlicht werden. Das Dekret bestimmt die Industrie oder 
die Gruppen, für die «lits KoUegiom errichtet wird, seinen Sitz, seinen Bezirk und 
die Zahl der Mitglieder. 

Art. 3. Das Koll. giuin .set/t sich aus einem Präsidenten und aus nicht weniger 
als zelm und nicht mehr als zwanzig Beisitzern zusammen. 

Da wo die Listen mehr als fünfhundert eingeschriebene Wühler aufweisen, 
darf mn stellvertretender Pr&sident ernannt werden. 

Der Präsident und eventoell sein Stellvertreter werden auf Vorschlag des 
Minister?« für Ackerbau, Industrie und Handel durcli knnifjliche? Dekret ernannt, 
Sie können gewählt werden unter den richterlichen Beamten und unter denen, die 
nach Maf^be der Gesetze zu Friedensrichtem (conciliatori) ernannt werden können, 
vorausgesetzt, dafs sie nicht anter die Bestimmungen des Art. 14 Allen. 

Die Beisiuer des Kollegiums werden in getrennten Sitzungen, zur Hälfte von 
den Industriellen und n\r Hälfte von den Arbeitern, unter den Wahikandidaten der 
respektivcn Klasse tjew.ddt. 

Art. 4. In jedem Koll< i:i'iTn wird ein Einii^un^samt (uffiiio di cnnciliazione) 
und ein Gewerbegericht (giunaj konstituiert. Das Eiuigungsamt besteht uus minde- 
stens zwei Beisilnem, einem Industriellen und einem Arbeiter; pfäsidisrt wird es 
durch den PrSsidenten des KoUegiums oder je nach den Turnus dordi einen der 
Vizepräsidenten, davon einer unter den Industriellen, der andere unter, den Albeitem 
nach dem im .^rt. 21 festgesetzten Modu«« pewählt wird. 

Das Gewerbegericht setzt sich zu!>ummcn aus dem Präsidenten und in seiner 
Abwesenheit oder Belunderung aus seinem Stellvertreter, wo ein soklwr vorbanden 
ist, und ans vier Beisitzern, 2 Industriellen and 3 Arbeitern. 

Die Funktionen des Protokollführers ubcrninunt der Municipal.sekret.ir oder ein 
anderer Manidpalbcamter des Ortes, in dem das Kollegium aeioen Sitz bat. 
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Art. 5. In ernsteren Streitfällco bat der Präsident oder der Vizepräsident das 
Recht in das Einigungsamt noch a oder nehr Büßlieder des KoUesinns «ttfamebineii ; 
doch mufs stets die Gleichheit zwischea der Zahl der Ibdastridkn und der Arbeiter 
gewahrt bleiben. 

Art. 6. Im Falle eines der ordentlichen Mitglieder des Eiiupinijsamtcs oder 
des Gewerhcgcrichtcs verhimlcrt wäre, ist es durch ein anderes Miti,'lied des Kol- 
legioms zu vertreten und iwar in der Reihenfolge, wie sie durch die bei der Wahl 
davongetragene Stimmenanzahl der einzelnen Iblitglicder sich ergiebt Bei Stimmeo- 
gleidiheit entscheidet das Alter. 

Von der Zuständigkeit. 

Art. 7. Die räunilicht.- Zuständlcjkf^it d<"s KoUrf^iuin«; wird durch die Lafje der 
Fabrik, des Etablissements oder dt-r industriellen Unternehmung bestimmt, uad 
f&r die Hsnsindustriellen nach dem Ort, in dem d«r ArbeitskontndEt abgeidiloasai 
worden ist 

Ast. 8. Das Einigungsamt kann «ur friedlichen Beilegung angegangen werden 

in den Streitigkeiten, die betreffen: 

a) die vcreinhirtcn oder 7\\ vereinbarend! n T.ohuo, 

b) den CJcwinn.m der ausgeführten o<ler in Auslixhruug bcgritfcncu Arbeit and 
den Lohn für die geleisteten Arbeitstage, 

c) die festgesetzten oder festzusetzenden Arbeitsstunden, 

d) die Befolgung der speziellen Arbeitzabmachungen, 

e) die Uuvollkommcnhoiten der Arbeit, 

f) dir \'ergütung für die Wechsel in der Qaulität des Rohmaterials und in den 

Arbeitsbedingungen, 

g) die vom Arbeiter vcratsaditcn Sehiden an der Fabrik gehörigen Gegen- 
ständen, oder die von diesem im Dienste des Industriellen erlittenen Leibes* 

Schäden, 

h) die Scliadlosha!tun;j wegen V.-rlass. n der Fabrik, oder Knt!as<ning vor Be- 
endigung drr Arbeit oder nach Ablaut des vereinbarten Kündigungstermins, 

i) die Auflösung tlcs Arbeits- oder Lehrvcrlrages, 

und im allgemeinen alle Zwisiigkeitcn, welche Abmachungen betxeflend den Arbeits- 
kontrakt oder die Lehrzeit berühren, zwischen Industriellen und WerfcAhrem oder 
Arbeitern, zwischen Werkfuhrem und Arbeitern oder Lehrlingen, oder wdcfae dis> 
zipHnare L'bertretungen bctrelTen. 

Art. o. r>a> Owerbcgericht i't zust.i'ndic;, dicipnigen Streitigkeiten za ent- 
scheiden, die nicht den Wert von 200 lirc uberschreiten und die betreffen: 

a) die verdnbartea Löhne^ 

b) die vereinbarten Arbeitmtunden nnd alle unter b, d, e, f, g, h, i beseidmelea 
Punkte. 

Die Kompetenz, den Wert hrtri-fTrud, wird durch die Summe bestimmt, die in 
der Forderung verlangt wird, cinscldicfslirh der AoccssoriL-n, auch wenn sie ziisammeo- 
P»*estzt wird au? vpr^rhicdenen von einander utial)lKiii}.;i;4<Mi Posten; wenn es sich 
um eine Leistung handelt, so wird der Wert durch den betrag der Entschädigting 
bestimmt, der in der Fordciung angegeben sein mufs. 

Art 10. Keine der unter Art. 8 beseichneten Streit^eiten darf dem G«werb*> 
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gcricht untL'rbreitct werden, oder wenn «sie dessen Kompetenz überselireitet, hei den 
ordentlicheu Gerichten anhängig gemacht werden, ohne dafs vorher B«ilcgungs- 
•Tetaodie vom Eiuiguugsamt vorgcBommcn worden wiren. 

Von der nicht m itinde gekomroenen Sdilichtnng nrafs «if Wunsch der inter- 
essierten Partei ein Protokoll aufgenommen werden, in dem auch das Gutachten des 
Amtes Ausdruck findet, den Vonchriften des Art 40a der ZivUproxefsordnung enu 
sprecbeod. 

Der Arbeitert der seinerseits den Schiedsspruch anerkennt, hat ron Rechtswegen 
nnf kostenlose Verteidigung Anq^nich, am «if gerichtlichem Wege diejenigen Forde- 
xnngen «tr Geltni^ za bringen, Aber die er gOnsUge Gatnchten erhmgt hat. 

Art. II. Die Entscheidung, die das Gewerbegcricht über die Ptonkte des Art. 9 
ffillf, unterliegen keiner Ijciufunfj nufsrr wepen Gründen der Inkompctenj; oder wegen 
Überschreiten der Machtheluj^Mii^. lu diesen l' .Tllen i,m lit die Reruluni;, je nach dem 
Werte des Strcitobjckies, au den zuständigen Prätor bezugsweise an das zuständige 
Gericht, je nach der Beschaffenheit der Fülle. Die Bemfung mufs innerhalb von 
lo Tagen nach Verkttndignng des Urteils des Getrerbegericbts eingelegt werden, 
falls sie beim Prätor, «nd 14 Tagen nach der Verldindlgnng falb sie beim Gericht 
eingelegt wird. 

Die Revision beim Kassationsj^fricht mufs mit oder ohne Kechtsbcistaud inner 
halb 30 l agen nach der Verkündigung des Urteils ciagereicht werden, falls sie gegen 
das Urteil des Frätor, und innerhalb 40 Tagen nach der Verköndigvng, falls sie gegen 
das Urteil des Geridites erfolgt. 

Art. 12. Für diejenigen Streitigkeiten, die im Sinne des Art. 9 die Kompetenz 
des Gewerhegerichtes uberschreiten, kann dieses Mtf Wonsch der Flarteien als Schieds- 
gericht rinj^egangen werden. 

Art. 13. Jedf's KoUcgium hat die Verpflichtung, sein Gutachten über alle die 
Fragen zu äufscrn, die die Regierung ihm unterbreitet. 

Über die Wahl der „Probi-vi ri". 

Art. 14. Zum Zweck der Wahl der Probi-viri werden 2 Wählerlisten ange- 
fertigt. Die eine enthalt die Namen der Industriellen, die andere die der Werk- 
föhrer und der Arbeiter der Industrie, für die das Kollegium eingesetzt wird. 

b der Liste der Fabrikanten stehen amh die Namen der Direktoren und Ad- 
ministratoren derjenigen Fabriken oder idustrieellen Unternehmen, die fftr gewdhn* 
lieb nieht weniger als 50 Arlieitem Beschäftigung geben. 

Die W dilerll'^tcn werden unter Aufsicht des Gemeindeausschus^es zusammen- 
gestellt. Falls das Gebiet des Kollegiums mehrere Gemeinden umfafst, so stellt 
jeder Ausschufs seine eigene Liste auf. 

Die Revbion der Usten findet jedes Jahr im Monat MÜis statt nach der vom 
Statut getroffenen Bedingung. 

Art. 15. In den Listen der Industrieellen sowie der Arbeiter sind Frauen etn- 

b^iflen. 

Für die minde^i^■hrigen Fahrikbe«!it/er, die «sich nicht in der Lape befinden, dem 
Art. 9 des Handelsrechtes nachzukommen, werden diejenigen Personen eingeschrieben, 
die sie in der Ausübung der ündutrie vertreten. Bei den Akticngcsellsdiaften 
werden die Direktoren eingeschrieben, bei den Kommaaditgesdlschaften und Ge- 
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soneudtafteft die Temitwoiiliclieii Mi^lieder, bei jnrisdtdieD Fenonen respektive 
den fllr ihre Redumsg gefiUirteik indnstriedleD ElBbllwement« die Verweller vad 

Direktoren der Etablissements, ohne Rücksicht auf die dwia beschiftigte ArbeitcmU. 

Die Arbeiter können n\ir in die Liste aufgenommen werden, falh «ir ihren 
Beruf mindestens schon ein Jahr ausüben und seit 6 Monaten im Gebiete dn Kol- 
l^iniDB wolmea. 

Art. 16. Die in dem Torheigdienden Aitiltiel baeidaneteB Fenooen find 
rechtigte Wihler: 

«} wenn sie das 21. Lebensjahr zurück^clf^t haben, 

b) wenn sie StaatsbAiger Bind and itch im Beaiti der bfligerlldken Rechte b^ 

finden. 

Den Staatübur^cru jL^Icichgestellt sind, was die in diesem Artikel festg«itcllten 
Rechte betrifl^ die Bürger anderer Itelieniidien Fravinien, eudi wenn sie nidht 
ontoimlisiert sind. 

Art 17. Weder Wihler noch wiblbsr sind: 

a) die Ausgewiesenen und Kntmündlgten, 

b) dip wegen Faulheit, Vagaliundicrens oder Bettelei oder wegen Angehörigkeit 
von Geheimbilnden, wegen Aufreizung ziun Klassenhassc, wegen Vergeben 
gegen die poUtiscbe Freilieit, wegen Verietzung TOn Handwerks- and In» 
diutri^hcimniuen, wqi^ ▼enchwtegcner Strafen, VerUanduiig, Meineid, 

wegen Vergehen .i,'egpii ofTentliche Treue and Glauben, wegen Vergehen gegen 
die gute Sitte und die Fainilu-nordnung und für jedes aus Gewinnsucht be- 
gangene Verbrechen bestraft sind, solange sie nicht in Vollbesitz der burger* 
liehen Ehrenr^:htc gelangt sind, 

c) diejenigen, die einen gesetzlichen Verweis (amoniti a norme dt legge) erhalten 
haben, und diejenigen, die unter poliseilicher Anfsicht stehen. Diese UnflCbig« 
keit hArt mit Aufhebung des VerweueS und der Aufsicht auf, 

d) diejenigen, die in Wohltbjtl^'ki if^n'^talten rntirkuiift finden und die für ge- 
wöhnlich von den Armenhäusern oder Wohllliätigkcitsanstalten unterhalten 
werden, 

c) die banlcrokten Kanfleute solange der Koakun dauert. 

Art tS. Wählbar sind aUe eingetragenen Wühler, sobald sie das *%. Jahr er> 

rt itht, lesen und schreiben können, ein Jahr mindestens schon das Gewerbe be- 
treiben, das sie im Augenblick der Wahl ausüben, seit einem J-dir itn l'"i< !)iete des 
Kollegium«; woliiiluift sind und sich in keinem (l« r l'älle befinden, 'iit- in den Sr%. 5 
bi.s 7 und 8 Nr. 2, 3 und 4 de.s Gesetzes vom 8. Juni 1874, .\r. 1937, abgcauderi 
durch den Art* 32 des königlichen Dekrets votn i. Desember 1889, Kr. 65091 vor- 
gesehen sind. 

Alt 19. WlOdhar sind anch, bis sunt vierten Tdl der betreffenden Mitglicder- 

klasse, diejenigen, die die Industrie oder das Gewerbe nicht mehr ausüben, fitlU sie 
die sonst im vorgehenden .\rtikel als notwendig bezeichneten Fähigkeiten besitzen. 

Art. 20. T)!i Wümerscbaften därfen uch nitr nit der Widil befassen, f&r die 

sie ciutHrrufen sind. 

Art. 21. Jedem Indostrieellen oder Arbeiter, der der Geriehtsburkeit des Kol- 
legiwns unterworfen ist, steht es frei, Beschwerde vor dem Landgericht an Ähren 
hinsichtlich der Zusanimcnstellnng der Wihlerllsten, der Wahlhaadloi^, der aktiven 
und paiaiven Wabifihigkeit 
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Soweit thunlich, werden die Art. 52, 53, 54, 55 und 56 des Kommunal* und 
Frowinsialgesetxes in Anwenduiig gebracht 

Über die Znsammensettvng des Kolleginms. 

Art. 2t. Der Prisident und, wo ein solcher vorhanden, der stellvertretende 
Präsident leisten vor Antritt ihrer Amtsthätigkeit dem Pratnr' des Sitzes des Kol- 
lei^iums den Eid nach den für die Mitglieder des Richterstaadcs featgesetsteu 

Formeln. 

Art. 23. Der Präsident, oder in seiner Abwesenheit oder Verhinderung der 
sldtvcrtretende Ffeiiidcat, bcmft iniierlialb 8 Tagen nadi VerkOndiguug der Wahl 
die GewShlten, und aachdeoi er von ihnoi „dat feierlidie Versprechen erhalten hat, 

die jedem zukommenden Amtsverrichtungen nach der eigensten Uberzeugung und mit 
der Unparteilichkeit und Festigkeit auszuüben, die einem freien und elirenhaften 
Manne zukommen", erklärt er das Kollegium als eingesetzt. 

Danach wählen die Industriellen unter den Gewählten der Arbeiterklasse mit 
geheimer Stimmabgabe einen Viie*Pr)isidcntcn. Ein Gleiches thun die Arbeiter mit 
den gewählten Industriellen. 

Die Iiidu-striellcn wählen sodann in geheimer Wahl unter den Gewählten ihrer 
Klasse die Hälfte der ^Titi^'liffier ftir dns Eini>iing«5nmt \xn<\ 7ytc\ Beisitzer für t!as fJe- 
werbegericht. Ein Gleiches thun die Arbeiter unter den Gewählten ihres Standes. 

Die veischiedenen Xmter mflasen mindestens alle 6 Monate ncti besebct werden» 

Art. 24. Falls bei den Wahlen nicht mehr als die HStfte der Wibler teil- 
genommen hat, oder falls bei der Wahl grofse Unregelmllsigkeiten voigeiummien 

sind, ist das Landgericht eryiächti^t, die Wahl fir nichtig /u erkliren, falls es durch 
mindestens 2 Wähler imierluilh S Tai^'m t)e.nntrngt wird. £s werden die im Artikel 
21 genannten Gesetze in Auwendunj,' gebracht. 

Art. 25. Weder Aszendenten noch Deszendenten, weder Brüder, Schwäger, 
Schwiegerväter und -söhne können gemeinsam au demselben Kollegium teilnehmen. 
Ebenso weoig dfirfen mehrere Verwalter einer GcseUscluft demselben Amte gleich- 
seitig angehören. 

Art. 26. Für die Mi^eder des Koll^uns d» Pvobi-viri» fiber welche das 
gerichtliche Verfahren eröffnet ist wegen strafbarer Vergehen, die mit Haft oder 
noch hhrtTrn Strafen belegt sind, kann der .^^t 125, dritter AbsatS, des Kommunal- 

und Provinzialgeset7.es in Anwendung ^'ehracht werden. 

ArL 37. Die Wähler bleiben 4 Jahre in ihrem Amte. Doch erneut sich das 
KoUcginm cht Hülfte alle % Jahre, sowohl uter d«n Industriellen wie hei dm 
Aibeitem. 

Nach den ersten 2 Jahren ist die Wiederwahl dttxdi das Loa» bei den nichsten 
Malen durch die Anciennität zu entscheiden. 

Art 2S. SowuliI in dem im ersten Abschnitt des Art. als in dein des vor- 
hergehenden Artikels bezeichnet Falle können die aiisgetretcn-ti Mitf^liedcr stets 
neu gewählt werden. Die Austretenden bleiben im Amte bis zur i:^mi>cLzung ihrer 
Nadifblger. 

Art. 39. Kann eine Sitsung des lEHiUgnngMmts oder des Gewerbegerichts nicht 
stattfinden, weil die gesetelich vofgesdiriehene MilgUcdenahl nicht erschienen ist, so 
wird die Prflfung der Zwistigkeiten bis sur nächsten Sitsung hinausgeschoben. 
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Falls ta der nttdiit«! ^tmiig die geiettlich« Mitgliederadil «beniMb nicht vofw 

banden, läfst der Präsident oder der ViseprÜsident ein Protokoll mit dem Verteichnis 
der abwesenden Mitglieder aufnehmen und überreicht dieses der Staatsanwaltschaft. 

Falls die abwesenden Mitglieder ihr Nichterscheinen nicht rechtfertigten, werden 
sie gerichtlich als Demissionare erklart und köuncQ aufscrdcm zu einer btrafc voa 
zehn trfft fbifi^ lire Yenntdlt wcnkn. 

Wenn das Gewerbcgericbt in der zweiten Silmng niebt sn stände kooimt, ktenea 

die Parteien ihre Streitigkeiten vor den kompetenten Gerichten zur Austragoili; 

bringen in der Art und mit der Wi-! 'jTiif, die im /weiten Abschnitt des Art. 31 
festgestellt sind, ohne zuvor die im Art. 10 vorgeschriebeaen Schlichtungsvcrsuchc 

vorgi-nünimen zu liaben. 

Art. 30. Ausgenommen die Fälle von \'crgchcn, die ein Strafverfahren in sich 
schliefsen, sind der PtSsident, Viseprüsident oder die Mi^tiedcr des Kollegimiis, 
wel^e ihre Amtspflicht rerletzea« nadideni die Ansicht des Kolleginms seihst ein- 
geholt ui 1 der Angeklagte verhört worden, den Disziplinarverfahren vor dem 
Zivilgcricht unterworfen. Das Gericht kann gegen den Schuldigen erkennen auf 
Verweis, Amtsenthebung für einen Zeitraum von nicht mehr als 6 Monaten und 
IQ schwerer» Fällen auf AmtsenthebuDg mit der Folge der UnwShlbarfceit für nicht 
weniger als i Jahr md nicht mehr als 3 Jahre. 

Art. 31. Das KoUeginm der Probi^viri kann aas triftigen Gründen durch 
königliches, vom Minister ftr Ackerten, Ltdustrie nnd Handel voigeschlagenes 

Dekret aufj,'i lii<t w.t.I. ii. 

Iii diesem I allr haben die Neuwahlen innerhalb 6 Monaten nach Erlafs des 
L'ckrets stattzufinden. 

Während dieser Zeit gelangen die dttfdi dieses Gesets vorgesehenen Streitige 
ketten ohne die im Art 10 verlangten Schlichtungsversuehe snr Austrsgangt und die 
dem Gf wi-ri>e£;ericht zustehende Kompetenz wird der ordentlichen Behörde alxr- 
wtf5f»n, die (iie ein/.clm-ii Thrille verlinndelt, und auch, wenn in der Zwischenzeit d-v 
Kollegium wieder eiugcstui i.st, entscheidet, in den für clie Verhandlungen vor dem 
rriedcnsrichter von der Zivilprozcfsordnung vorgeschriebenen Formen unter An- 
Wendung der für die Kosten getroffenen Bestimmungen des Art. 43. Die Kollegien 
können durch königliches Dekret auf Vorschlag des Justitmiuisters nnd des Ministen 
für Ackerbau, Industrie und H.andel nach Anbömng der im Art. a beseidmeten 
Körperschaften aufgehoben werden. 

Vom Verfahren. 

Art. 32. Die Parteien haben in Person zu ersclicinen. .Sie können sich aber, 
im Falte von bestätigter Krankheit oder Abwesenheit, die das Gericht ftr richtig 
befunden, von einem Familienmitglied oder von einem ihrer Klasse sitgchArlgen 

Industriellen oder Arbeiter, der auf iigcnd eine vom Amte als genOgend befundene 
Art im stände ist, sich als IJeauftraj^'ter au^niweiien, vertreten lassen. In den Fällen, 
wu der Interessent wegen mangelnder l'rozelsrahigkeit nicht in der Lage zu erscheinen 
ist, mufs er von dem, die väterliche Gewalt ausübenden Verwandten, dem Vormunde 
oder Kurator vertreten werden. 

Die Fabrikbesltaer nnd Industriellen können «ich jedeneit durch ihre mit einem 
Man<lat versehenen Beamten oder Direktoren vertreten lassen. 

Verteidigungsschriften sind nicht sulisaig. 
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Art 33. Das VerUngen nach Vereinbtnmg k«im mueli nftndli^ beim EbiCttngt 

ant vorgetragen werden. 

Die Ladung der Parteien mit Angabe des (Jegeiistan<les und des Tcnnins hftt 
auf Veraulassuug des Gcricht^chrcibcn» ütatuuhnden entweder durch dea Zu* 
stdlttngBbeMnten oder per Post, je nadideiB e» in den StHtatoi festgestellt worden, 
bt eine Vereinb«znng nidit sa stände gekominen und fitllt die Streitigkeit wieder in 
die KiOmpeteas des Gewerlx^richts zurück, so ladet das Einigungsamt die Parteien 
zu eioem bestimmten Termin vor das f Jcwerhegpricht. Ist eine der Parteien oder 
deren Stellvertreter nicht xum Sdhneversucli erschienen, so hat die Ladung zum 
Tennitt in der im eisten Alwats dieses Artikels festgestdlten Weise su erfolgen. 

Art. 54. Die MtiiderjftbrigeQ, die das 15. Jahr attrOdcgdegt kabea, werden fflr 
volljitirig angeseken, soweit Streitigkeiten betreffs von ihnen abgeschlossener nnd 
von diesem Gesetz berncksickt^ter Arbeitsverträge in Frage kommen. 

.Sowohl daa Einigungsamt wi«- das Gewerbegericht können, falls si^ es f&r not« 
wendig befinden, anordnen, dafs dem Minderjnhngen sein gesetzlicher Vertreter, oder 
falls ein solcher nicht vorhanden» eine dasselbe Gewerbe betreibende Person 
beistehe. 

Art. 35. Die Mitglieder des Kinigungsamtes und des Gewerbegerichtes können- 
▼on den Fttteien abgelehnt werden: 

n) wenn sie oitmittelbar oder penönlid» an der Streitigkeit beteiligt sind, 

b) wenn sie bis zum vierten Grade mit eber der Parteien verwandt oder 

verschwägert sind, 

c) wenn zwischen einem von ihnen oder seiner Ehefreu oder einem seiner in 
direkter Linie Verwandten oder Verachwigerten and einer der Partei augcn- 
bliddich oder wikrend der awei vwhergdienden Jahre ein Zivil* oder ein 

Stra^ozefs stattgefunden hat, 

d) wenn sie .-Vrbeiter oder Arbeitgeber einer der Parteien oder Beamte oder 

Stellvertreter einer der Parteien sind. 

Art. 36. Falls der Abgelehnte nicht freiwillig zurücktritt, beschliefst das 
Einigungsamt respektive das Gewerbi^ericht anter Heranziehung eines Stellver- 
treters Aber die Ablehnung. Die Entacbeklang ttbcr die AUehnnag des PMistdenten 
steht dem Zivilgericht so, nadkdem die Parteien vernommen worden. 

Art. 37. Die Sitzungen des Gc Werbegerichtes sind öSentlidi. 

Nicht uffentlich sind die des Einigungsamtes. 

Art. 3S. Bei den StreitigUciten, die vor das Gewcrbegeri( lit kommen, macht der 
Präsident in der anberaumten Sitzung, nachdem er festgestellt, dafs <ler Einigungsversuch 
vor dem snstindigen Amte nicht an stände gekommen, abennals einen Sfihneversuch nnd 
lifst, fitUs dieser su stände kommt» ein Protokoll darttber anfnefamen. Kommt eine 

Einigung nicht zu stände, so ist das Gewerbegericht ermächtigt, nachdem es das 
von den I'.nrteieu beigebrachte Beweismaterial geprüft hat und unter Berücksichtigung 
der Ortsgewohnheiten, das Vorzeigen von Arbeitsbüchern, Registern oder andern 
Dokumenten zu verlangen, von der Partei vorgeschlagene Zeugen zu vernehmen oder an- 
dere vonaladen, Sachverstlndlge zu httren nnd, falls es notwendig, cor Anfnahme 
des Thatbestandcs an Ott und Stelle den Präsidenten allein oder in Begleitung 
zweier Richter, wovon der eine Industrieller, der andere .\rbeiter seif Stt entsenden 
und über den Thutbcstand ein rrotokoll nufri'-hTii'-n ?\i lassen. 

Art. 39, Erscheint ein vom Amte oder aul Ersuchen der i'arteien geladener 




5^4 
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Zeuge nicht tot dem Gewerbegericht ohne triftige Enttchvld^iigsgrande, oder vcf- 

weipert er die Zeugenschaft oder den Eid, so kann er zu einer Geldstrafe hl? zu 
5 Ute verurteilt werden; die Vollttreckong der Strafe wird dem Pritor über- 
tragen. 

Den Zeagen wird der Eid anf Grund der Art 226 und 359 der ZiTilpn»era> 
Oidnnng, nbgeMndert dnrdi das Gcaets vom 30. Juni 1S76, ugeadiobea. 

Es sind uwendbnr die Bestimmungen der Art ai4 bis aao des Strafgesets» 

boches. 

Art. 40. Drr Unterliegendf hat dip Konten dos- Vorfihmi« zu trageUi die nach 
dem Art 370 der Zivil-I'rozefsordnung berechnet werden Uunnrn. 

Art. 4I. Die über die erfolgte Einigung aufgenommenen und die im ersten 
Teil des Art 38 angegebenen Protokolle sind vollstreckbare Titel; Übersteigt der 
Gegenstand der Einigong den Wert von soo Ure, so hat die Blnigungsarknnde nur 

die Bedeutuni; van gerichtlich anerkannten Prtvatnrknnden. Die vom Geweibe- 

gerirht pofüllti n Kntst {u-idungcn sind i-iul^jüliige und werden in der vom Art. 460 
und foljjrn<li- di'r Zivil - Prozefsorrlnung tur dirfrnigcn der Friedensrichter vorge- 
schriebenen Form au^cfertigt und vollstreckt, ausgenommen die im Art. 1 1 ge- 
dachte Berufimg; in diesem Falle kann der PrStor die Vollstrecknng auflieben. 

Art 43. Die Gemeinde, in der das Kotlegium der Probi-^viri seinen Site hat, 
liat nneatgeltlidi in einem zo öffentlichem Gebrauch bestinmiten Gcbttttde ein Lohal 

an den Sitzungen einzuräumen. 

Die Kosten, du- aus der Errichtung und der Thätigkoit des Kollegiums erwachsen, 
fallen der Handelskammer zur I^st, in deren Bezirk das KoUei^ium fnllt. 

Art. 43. Für die Urteile des Gcwcrbcgerichtcs werden folgende Gebühren 
«hoben: 

Eine halbe lire, wenn der Wert des Streitgegenstandes nicht SP tin übefsieigt; 

▼on 50 bis 100 lire eine lire, und von lOO bis 200 lire zwei lire. 

Wird ilie Streitigkeit auf gütlichem Wege beigelegt oder in contitmacinm ent- 
schieden, oder der Antrag zurückL^e/o^'cn, so werden bcsiitjte Gebühren auf die 
Hälfte reduziert. Diese Gebühren und die Geldbufsen, von denen die Art. 29 und 
39 handeln, lallen der Handelskammer lU, die f)lr die im Art. 43 aagefuhrten Aos- 
. gilben aufkonuni. 

Für die Ein^nngsakten und die Klagezustellungen sowie für die Zustellung 
der Urteilsvollstreckung sind die für die Frieden.srichter im Titel 1 des Gerichts- 
kustentarifs in Zivilsachen, durch königliches Dekret vom 33. Dezember 1865 bc- 
stStigt Nr. 2700, festgesetzten Gebühren zn erlwben. 

Art. 44. SImdldw Sel»riftitlldce, die das Verihhren vor dem Kollcgiom der 
Probi*viri, sowohl vor dem Einignngsamt wie vor dem Gewerbcgerieht bedingt, so- 
wie alle Verfugungen, die vom Kollegium selbst erlassen werden, ebenso wie 
sämtliche den Parteien abzula^srnde Abschriften, sind Stempel- und iibjabenfrei. 

Die schriftlichen Akten und Dokumente, die dem RoHegium der Probi-viri von 
den Parteien vorgelegt werden, dos im Art. 33 iestgestellte Spezialmandat einbc- 
grilTen, sind ebenfaUs keiner StempelgebAhr unterworlen» arnfgenommen sie wiren 
aonst ihrer Natnr nach atempelpfttdilig. 

Der Art. 63 des Gesetzes, die Sterapelgebühr betreffend, vom 13. September 
1874, Nr. 2076, ist nicht anwendbar auf die in dem Urteil des Geweriiegerichtes 
verfugten mundlichen Vergleiche. 
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Man ktm jedodi nldil von de» Einigungsprotokoll GebmA irH*Tii. «tu 
«■ sieh um eiaen Vergleich Aber einen nngenumten Wert oder einen, der 200 live 

Abersteigt, handelt, wenn dieser nicht mit dem Vertrag erlöschen soll, ohne dk& 
letzterer je nach der Art des Vertrages in die bestimmten Register eingetragen 
worden wäre, und die abzulassenden Abschriften werden einer Stempelgeböhr von 
I lire unterworfen. 

Art 45. Pie Bestimmungen dieses Gesetzes sind nicht anwendbar aaf die 
DirdcloreB» Verwalter» Beamten und Arbeiter eine* •taadichcn LidiislridietiiclMt oder 
^aar stnadidien Wevlt 

Art 461. Die R^ierung wird das Statut und alle Abrigen Ausführungsbestim* 
miinpeTi ZU diesem Gesetze nach Anhörung d«'S Staatsrats erlassen. Wir verordnen, 
dals das vorliegende (jeset2 njit dem Staatsinsicgel rersehen in die amtliche Samm- 
lung der Gesetze lud Verorduungen des Königreichs Italien aufgenoiumen werde 
nad Terflige«, dafa Jedecmaao, den et «Dfditi es alt Sduitafeaett befolg* 
Befolgwig bringe. 

Gegd^en Rom den 15. Jon« 1893. 

(L. S.) 
Der Siegelbewahrer 
Bonacci. 



HomberL 



P. Lacava. 
G. GioUttL 



AiiUv ftr iBi; OsMlmbC. n, SiatMk. 
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DIE STATISTIK DER UNFALL-, INVALIDITÄTS-, 
ALTERS- UND KRANKENVERSICHERUNG IM 
DEUTSCHEN REICH FÜR DAS JAHR z8gz. 

VON 

Dr. E. lange. 

In den vergangenen Jahren wurden im Archiv die Elrgebnisse der 
Statistüc der Unfall- und Krankenveisicfaenmg zusammen dargestellt 
(Bd. n. S. 639, IV. S. 531 und V. S. 677). In diesem Jahre tritt da- 
au noch die Livaliditits* und Altersvefsicherung, deren Ergebnisse nun- 
mehr für das erste Jahr ihrer Wirksamkeit (1891) vorliegen. 

Die Quellcai der folgenden Darstellung sind : die „Nachweisung über 
die gesamten Renhnungsergebnisse der Benifsgenossenschaften usw. für 
das Jahr 1891" in Nr. i des Jahrgangs 1893 der „Amtlichen Nach- 
richten des Reichs -Versicherungsamts" , die „Naohweisung der gesamten 
Geschäfts- und Rechnungsergebnisse der auf (inmd des Invaliditäts- 
und Altersversichenmgsgesetzes errichteten Versicherungsanstalten für 
das Jahr 1891" in Nr. 3, sovie die »^Statistik der Altersrentenempräuger 
des Jahres 1891" in Nr. 3 des Jahrgangs 1893 der Sonderausgabe für 
InvaUditäts» und Altersversicherung der ,pAmllichen Nachrichten des 
Reichs- Versicherungsamts/' endlich die „Statistik der Krankenverncherung 
der Arbeiter im Jahre 1891'* im Band 65 der »»Statistik des Deutschen 
Reichs«. 

I. UnfaUversicherung. 

I. Organisation. Die Zahl der Beruftgenossenschaften ist die* 
selbe geblieben wie in den Vorfahren, und auch in ihrer inneren Organi- 
sation hat sich keine nennenswerte Änderung voUtogen, wie die folgende 

7.iiyMwmf»niyt^llitng seigt: 
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Diese 2^len bieten das Bild nahezu vollständiger Ruhe. — Für die 
Reichs-, Staats-, Provinzial- und Komraunalbetriebe waren in Thätigkeit 



1888 iSgQ 1890 1891 

Ausföhrunffsbchörden . . . 178 28^ 316 352 

Schiedsgerichte 12^ 225 il^ 329 

Arbeitervertreter .... 954 1275 1385 1445 

Die bedeutende Vermehrung der Ausflihnmgsbehörden und ihrer 
Organe beruht darauf, dafs immer mehr Kommunalverbände und öffent- 
liche Korporationen auf Grund des § 4 Z. 3 des Bauunfallversicherungs- 
gesetzes als leistungsfähig erklärt worden sind und die Versicherung 
selbständig übernommen haben. 

Über die Zahl der Betriebe und der Personen, die von der Ver- 
sicherung erfafst wurden, belehrt die folgende Aufstellung: 

Zahl der Betriebe. 

' 1888 1889 189Ö 1891 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften . 350697 372236 390622 405241 

Landwirtschaft!. Berufsgenossenschaftcn 3 046 007 4 753 808 4 843 621 4 776 520 

Ausfuhrungsbehörden 178 285 316 31^2 

Zusammen 3326 882 5126322 5234552 SlSllü 

2^hl der versicherten Personen 

1888 1889 1890 1891 

Gewerbliche Berufsgenossenschaft. 4 320 663 4 742 548 4 926 672 5 093 412 
Landwirtsch. Berufsgenossensch. . 5576765 8088698 8088698 12 289 415 
.-\usfiihrungsbeh6rden 446 250 543 320 604 380 632 459 

Zusammen 10343678 13 374 566 1361^750 18015286 

Was die Zahl der versicherten Betriebe anbelangt, so ist noch zu 
bemerken, dafs angenommen worden ist, dafs jeder Ausführungsbehörde 
ein einheitlicher Betrieb unterstehe, weil die amtliche Statistik keinen 
Anhalt für die Auflösung der von den einzelnen Behörden umfafeten 
Verwaltungen in einzelne Betriebe bietet. 

Dafs die hier aufgeführten Zahlen der versicherten Personen keinen 
exakt statistischen Wert haben, ist bereits auf S. 679 des vorigen Jahr- 

37» 



568 



Miszellen, 



gangs des Archivs auseinandergesetzt worden. Bei den landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften ist allerdings für das Berichtsjahr die Zahl 
der versicherten Personen nicht mehr wie in den Vorjahren einfach 
der Benifsstatistik vom 5. Juni 1882 entnommen, sondern durch be- 
sondere Ermittelungen festgestellt worden. Es sind dabei die Ergebnisse 
der Volkszählung vom l. Dezember 1890 xmd das den landwirtechaft- 
Heben Benifsgenossenscbaften sonst zur Verfügung stehende Material 
benutzt worden. Mit Hilfe von Schätzungen und annähernden Berech- 
nungen sind so die Zahlen fiir die einzelnen Berufsgenossenschaften ge- 
wonnen worden; sie sind also keineswegs unbedingt zuverlässig, ent- 
sprechen aber doch zweifellos weit mehr der Wirklichkeit als die für 
die Vorjahre angegebenen. Man sieht, dafs sich eine Elrhöhung der 
Gesamt/^l um mehr als 50 % ergeben hat. 

Auch im Jahre 1891 hat sich die Zahl der Unternehmer, die sich 
selbst versichert hatten, wiederum beträchtlich erhöht In den gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften waren versichert 

1SS8 18S9 1890 1891 

2909 18656 33678 51881 Unternehmer. 

Hiervon entfallen im Jahre 1891 auf 6 Baugewerks-Berufsgenossen- 
schaften allein über 47000 Unternehmer. 

2. Unfälle und Entschädigungen. Es wurden Unfallan- 
zeigen erstattet 

1891 dagegen 1890 

bei den gewerbl. Benifsgenossenschaften fär 162 674 149 l£& Verletzte 

„ „ landwirtsch. „ „ ^ 2^6 J2 t£6 „ 

„ Ausfühninjfsbchörden „ 19087 17 332 „ 
„ „ Versicherungsanstalten der LZ Baus 
gewerks'Berufsgenosscnschaften und der 

Tief bau-BenifsgenosscDschaft für . . . l 2&Q 1 295 „ 



Zusammen 225337 200001 Verletzte. 

In meiner vorjährigen Arbeit (Archiv 1892, S. 679 — 680) habe 
ich bereits dargelegt, dafs diese Zahlen nicht den geringsten statistischen 
Wert haben. Nur der Vollständigkeit wegen habe ich sie hier über- 
haupt aufgefiihrt. Da das Reichs* Versicherungsamt immer noch in einer 
der eigentlichen Statistik vorangestellten Übersicht die laufenden Ver- 
waltungskosten jeder gewerblichen Berufsgenossenschaft auf jeden im 
Laufe des Jahres zur Anmeldung gelangten Unfall berechnet tmd gerade 
diese Uebersicht durch die Presse weite Verbreitung zu gewinnen pflegt^ 
so könnte ein gänzliches Übergehen dieser 2^1eQ, das sachlich 
zweifellos gerechtfertigt wäre, vielleicht doch manchem I..e9er als Lücke 
erscheinen. 

Für wie viele Unfälle 1891 im ganzen Entschädigungen gezahlt 
wurden, zeigt die folgende Aufstellung: 
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Bestand aas 
den Vorjahren 
GewerbL BemCtgenossenschaften 65 957 
Landwirtsch. „ 

Ausführungsbehörden .... 
Versicherungsanstalten der L2 

Baugcwerks-B.G. und der Tief- 

bau-Bemfsgenossenschaft . . 



14 979 
6097 



Im Laufe des Jahres 1891 

hinzugekommene Fälle ztuuunmcu 

94 246 

2 859 ä 956 



916 



702 



Ziuammen 82 949 



51 209 



Die Entschädigungen bestehen bekanntlich hauptsächlich in Renten. 
Im Berichtsjahre gewährten solche Renten 
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Dabei wurden verausgabt 


von den 
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Bau -Versicheruogsanstalten 



Verletzte 

Mark 

Lii»8«8i34 

2 505 680,08 

i <">4"9.vl.i7 
22S 914,03 



Witwen 
Mark 

221 752,46 

228MJ8 



Kinder 
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Mark 
2 470852,61 

256 826,79 
2g4 I i;o,i6 
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Aszendenten 

Mark 

670,96 

^ '94.S8 
6s8,20 



Zusammen 17 90^ 77S.62 2044 S^T^m .^o»;! <m,7A l';9 S2l,o6 



Aufser diesen laufenden Renten wurden von sämtlichen Berufs- 
genossenschaften, Ausführungsbehörden und Versicherungsanstalten zu- 
sammen noch an einmaligen und vorübergehenden Entschädigimgen 
gezahlt: 

Kosten des Heilverfahrens . . . für 25 S78 Personen i 025 970^64 Mark 
Kosten der Unterbringung in Kran- 
kenhäusern 



a) Renten an Ehefrauen . . . 
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Die Gesamtsumme alier Entschädigungen bdief sich bei den 

1891 dagegen 1890 

gewerbliclien Benifsgeuossenschaften auf 20282041,81 16330383,29 Mark 

Imdirirtidi. „ „ 3436733.9* i878457i9a «. 

Ausftihrun^'shehürden „ 2370243,16 1866703,15 „ 

Bau- Versicherungsanstalten „ 337 3SS|ii 339 774>I9 ff 

Zusamincn auf 2642^)377,00 20315318,55 M ') 

Audi das Jahr 1891 zeigt wieder eine bedeutende Zunahme der 
Zahl der zur Entschädigung gelangten Unfälle, d, h. der verletzten und 
getöteten Personen, für die Knischädigungen festgestellt word^ sind. Es 
betrugen nämlich diese Zahlen: 

1886 1887 1888 1889 1890 1S91 

bei den gcwcrbl. Berufsg«nosseiifch. 9 733 15970 iSSo<) 22340 26403 2S 2S0 

„ „ landwirtsch. „ — — 808 6631 12573 19 359 

„ „ AasfShroneBbebördea 817 1 13a I440 3048 2444 2859 

n n B«i-V«nicbeniiigs>ii*talteii — — 179 430 618 70a 

10 540 17 102 21336 31449 41038 51 209 

Auf Seite 682 des vorigen Bandes des Archivs wurde die Ansicht 
ausgesprochen und begründet, dafs in den späteren Jahren nicht etwa 
mehr Unfälle als in den früheren vorgekommen, sondern dafs nur 
mehr bekannt geworden und entschädigt wären. Die Zahlen fiir 
1891 vermögen diese Anschauung nur zu bestätigen, denn die relativ 
und absolut weitaus grofstc Zunahme zeigt die Zahl der auf Grund des 
landwirtschaftlichen Unfallversichenmgsgesetzes entschädigten Unfiüle^ also 
der Unfälle, die die Arbeitskreise betreffen, die zuletzt von der Un&tl« 
Versicherung ergriffen worden sind und in die naturgemäß die Kenntnis 
der Gesetzgebung am langsam^en dndrmgt 

Was die Folgen der Verletzungen anbelangt, so gruppieren sich die 
Unfälle, für die im Jahre 189 1 Entschädigungen festgestellt worden sind, 
wie folgt: 

dauernde . vonibeigchende 

Attf> Beda* Aufhebong oder 

t heboDg trächti^^^ung Beeintrüdit^aiig 

Tod der Erwerbsfähigkeit 

Gewed>l. Berttfi^enostensch. 3 634 1570 17 481 7689 

Landwirtsch. S IS3 644 8873 

Autifuhruiigs^bchorden 559 347 1434 5'9 

Bau -Versicherungsanstalten 82 34 309 277 

Zusammen 6 428 2 595 28 097 14 089 

dagegen 1890: 6047 2708 2390$ 10378 

Die Zunahme der Unfälle g^en das Vo^ahr beschränkt sich also 
In der Hauptsadie auf die leichteren Fälle — solche, durch die die 
Betroffenen nur teilweise oder vorttbergehend erwerbsunfähig geworden sind ; 
dies ^richt ebenfalls fUr unsere hn vorigen Jahre näher begründete 



') Die „Rechnungscrgebniftse" geben hier 90315319,55 Mark an. Dem liegt 
indes ein Rechenfehler sa Gniiide. 
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. Annaluiie. Ebenso xeigt ach «riedemm auffalleiid in dem Vefliilltnis der 
FKUe von dauernder Beeintiacfatigung der EiwerbsimflOiigkeit xu denen 
von vorübergehender, wie viel «ohlwollender den Veiiidierten gegen« 
über die gewerblichen BeniftgenoBsenschaften ihre Aufgabe auflassen als 
die landwirtschaftlichen. 

Dem Alter und Geschlecht nach waren unter den Verletzten bei den 

Jugendliche 
Erwachsene (unter 16 Jahren) 

mlmilidie weiUidie uinnllichie weibliche 
gewerbl. Berttfagenoaaenschaften 26140 979 940 130 

landwirt<;ch. „ 14 442 4 l6l 598 158 

Ausf ubrungsbehorden 2 S04 .43 13 

685 »3 4 — 



44171 S>96 1554 s8« 
dägcgeii 1890: 37317 3»i 1 38t 339 

Das Anwachsen der ZaU der Unfittle fiiUt vor allem der Land- und 

Forstwirtschaft zur Last, ganz l)csonders soweit die weiblidien und jagend* 
liehen Verletzten in Betracht kommen. Im Jahre 1890 waren die land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften nur mit 9741 erwachsenen männ- 
lichen, 2316 erwachsenen weiblichen, 394 jugendlichen männlichen und 1 22 
jugeiullichcn w eiblichen Personen beteilipt. Dafsbei den landwirtschaftlichen 
Betrieben die Verletzungen der weiblichen und Jugendlichen Personen 
weit mehr ins Gewicht fallen als bei den industriellen, liegt in der Natur 
der Verhältnisse und bedarf keiner besonderen Auseinandeisetzung. 

Unter den Un&Uursachen tritt der eigentliche maschinelle Betrieb 
X891 noch mehr surttck als im voihergehenden Jahr, wie die folgende 
Aufstellung beweist 



£b wurden UnflQle veruisadit 



Durch 



4>k ^ m 



ii H I*« 1^ " II 



Sa «a p-5 §2 c2ö -S-tS 
üJ'S -9C t >^ 'OT t/5«' 353 



Iii ii y-^. 4-? rsi 



iate S-S -g'-S S:^ SJ 



o < 



S:3 Sa ^« -ÜS» 5£,3 



^ lg fä» w3 Sj4{<« 



3 i 

N U, - < U, h 

gewerbl. BenifisgcQOssensch. 6139 4915 4608 3515 1 849 280 1735 

ludwirtsch. „ 3 6^7 1333 4050 1345 3888 3313 1083 

Ausfuhrungsbehörden 147 417 330 412 41 lO 394 

Bau-VenichentngsanstsUcn 6 191 225 82 2S 5 43 

Zusammen 8919 7846 9 213 5354 5 ik>6 2608 3155' 
«ho von allea entaehldigleii 

UnflOlen % 17^ 15,3 18,0 io,S 5.9 M 

dHEeg«» 1890 % . . . . 18.5 14,6 l8|3 10,0 lo^t 4,3 6,0 
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Dindi Fall von Leitern, Tteppen, am Liiken, in VeilblbiigiHi u. & w. 
sind also im Benchtsjaliie dialsidilich mdur UnftUc veninadit worden, ab 
dnrdt Motoren, Transmiwiionen und Arbqhmawchinen — em Eiigebnis» 
das geirib fUr viele fiberrascliend sem wird. 

3. Die Verwaltungskosten. G^en das Vorjahr sind (fie Ver- 
waltungskosten wieder etwas gestiegen, wie es ja auch in der Natur der 
Sache liegt. Im Folgenden sind sämtliche Ausgaben auiser den bereits 
behandelten Entschädigungen zusammengestellt: 

Ko«tpn J. r Unfall- 
nntrrituchunKen 

der Knt- i^ichto« vrrbütaa^^ Yerwaltuo(«- 
•eUdi^ngen. ko*t«ii. kosten. 



Mark Mark Mark Mark 

GewerbL Beni&geDOBMiuch. 587329.18 378827,08 430513154 3990337,50 

Lndwiitsdi. '„ s66 163,39 89501,71 5288,42 1058199,41 

Ausflihrungsbehörden 9130,82 34769,98 18247189 5446,04 

Bu-V«niclientiifnostftlten 10185,00 2388,36 81,40 279436,91 

Zusammen 872808,39 495 487t«3 454 13», 25 5 333 419.86 
dagi^en 1890: 676981,38 39» 374.S» 368407,64 4871582,60 

Man sieht, dals von allen diesen Posten gerade die allgemeinen 

Vcrwaltungskosten die verhältnismäfsig geringste Steigerung erfahren 
haben. Ein Rückblick auf die früheren Jahre ergibt, dafs die allgemeine 
Verwalttingskosten im Besonderen bei den gewerblichen Beru&genossen- 
schaften sich beliefen 

1886 atif 2324294,32 M. oder 1 357>9 M. auf 1000 M. EntschibUgiuig 



1887 


II 


2 897 165.87 


»» »f 


S39.2 
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„ 1000 
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1888 


>l 


3Si7 34a,ii 
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37>t4 


fi 


„ 1000 
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1889 


1 1 


3 549412,51 
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289,1 




., 1000 
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1890 
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3 7»5<>3i.37 
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„ 1000 
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189 1 
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3990337.50 
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196,7 
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„ 1000 


»t 


1» 



Die Entwicklung ist also normal weiter gegangen. 

Über die Art, wie das vorliegende statistische Material über die 
Verwaltung der Berufsgc-nnssensrhaften beurthcilt und verwerthet werden 
mufs, habe ich mirh bereits auf S. 684—685 des Bandes des Archivs 
ausgesprochen. Ich kann daher an dieser Stelle einfach auf das dort 
Gesagte verweisen. 

Für Unfallverhütung sind im Berichtsjahre etwa 86000 M. 
melir verausgabt worden als im Vorjahre. Natttzlidi wird dadurch nichts 
an dem bereits im vorigen Jahre ausgesprochenen Ürtefl geändert, daft 
dieser Aufwand in gar keinem Verhältnis steht ni der Gröfse der Auf« 
gäbe, der er dient Die landwirtschaftUchen Bemfigenossenschaflen haben 
nach wie vor für die Unfallverhütung so gut wie nidits gethan; und die 
gewerblichen Bemfsgenossenschaften haben dafür in 405 241 getrennten 
Betrieben 4^0514 M. ausgegeben, also für jeden Betrieb durchsohnittlich 
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etwas mehr als 1 M. Die Zahl der Revisionsbeamten ist aul 163 
(1890 : 1 46) angegeben \ unter diesen befinden sich jedodi noch eme 
Aonhl von VerwaHuagsbeamteD, die flir die eigentliche technische Be> 
triebsrevisioik kaum in Fzage kommen. Hxut wetentUcfae Änderung 
dieser Saddage ist auch itir die Zukunft nidit zu erwarten, wenn nicht 
eine grOndliche Reorganisation des Arbeiter^ersicheningswesens vorge- 
nommen wird. Eine Reihe von Berufsgenossenschaften, die viele kleine 
im Lande zerstreute Betriebe umfassen, sind eben gar nicht im Stande, 
erfolgreich für die Unfallverhütung zu wirken; dafs sie sich infolge 
dessen unnütze Ausfallen tür den doch nicht erreichbaren Zweck sparen, 
ist begreirtich und kajm iliiKn kaum verübelt werden. 

Die gröfsten Ausgaben lur Zwecke der Unfallverhütung haben 1891 
die Stembittdi9-B.>G., die Ziegelei-E-G., die B.<G. der chemischen bidu- 
strie und die Tief bau-6.-G. gemacht Mehr als V« ^ gesamten UnM* 
verhütungsauiwandes IMIlt auf diese 4 Genossenschaften, obgleidi sie nur 
etwa der in den gewerblichen Berufsgenossenschaften vereinigten Be- 
triebe umfittsen. Der Erfolg dieser Tbfttigfceit ist leider statistisch nicht 
stt erfinsen. 

Die I^ige der Reservefonds der Berufsgenossenschnften und 
Versicherungsanstnlten endlich i^die AusfuhnmpsbehÖrden sammeln keine 
Reservefonds an, die laiid\virts<:haltii( hen lie rulsgenossenschaften nur zum 
geringeren Teilj gestaltete sich, wie folgt; 



Finlaj^en in die 
Kcservcfonds. 
Mark 

Gewerbl. B«iiifaigeB<wseawh«ft . . ta aas 705,65 

Landwirtsch. . , 752 886,40 

Bau •Venichenugsanstalten . . . 12^019,27 

ZuMUniucn 13100611,32 
Dagegen 1890: 12624497,54 



Bestand der Reservefonds 
am Schlüsse des Jahres 1891. 
Mark 
69406392^ 
I 331 674,54 

3*^33585 

71 098 402,47 
56 130892,90 



Durch einfache Rechnung ergibt sich hieraus, dafs sich die Reserve- 
fonds im Laufe des Jahres 1891 allein durch die Verzinsung um 
1866898,25 M. vcrgröfsert haben, so dafs sie sich zu 3,33^ ,, verzinst 
haben. Hierbei ist freilich zu beachten , dafs über 1 Millionen (also 
nahezu der fünfte 'l eil des Gesamtkapitals) nur etwa \„ Jahr lang an 
der Verzinsung beteiligt gewesen sind. Der durchschnittliche Zinsfufs 
wird also in Wiriilichkeit etwa 3% % betragen haben. 

4. Lohnstat i st ik. Bereits bei fHlheren Bearbeitungen derUn&ü- 
versidierungKtatistik (vergl. Archiv, Bd. II. S. 645 und Bd. IV . S. 538) 
ist betont worden, dafs die in den Rechnungsergebnisaen enthaltenen 
Lohnnachweisungen gar keinen statistischen Wert haben. Auch das 
Reichs- Versicherungsarat weist in jedem Jahre ausdrücklich daraufhin. Es 
sei daher hier nur berichtet, dafs die fUr die fieitngsberechnung in Ansata 
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gebrachten Löhne und Gehältet der in den gewerblichen Berufsgeuossen- 
schaften versicherten Personen im Berichtsjahre 3311444320,88 M. be- 
tragen haben gegen 3183823207,13 M. im Vorjahie. 

Neuerdings smd mehrfach Bestrebungen hervoigetreten, eine allge- 
meine Lohnstttdstik auf Grund der Lohunachweisungen, die die Betriebs- 
. Unternehmer jährlich den Vorständen der Benifsgenossenschafien einzu- 
reichen haben, zu schaffen. Eine Kritik dieser Bestrebungen würde den 
Rahmen dieser Arbeit weit überschreiten; ich kann daher an dieser Stelle 
nur die nackte Thatsache erwähnen. 

II. InvalidititS' und Altersversicherung. 

I. Organisation. Das Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz 
ist bekanntlich erst am i. Janinr 1891 seinem ganzen Umfange nach 
in Kraft getreten. Das Jahr 1S91 ist also das erste Berichtsjalir, und 
das darüber veröffentlichte statistische Material ist zum Teil noch recht 
unvollkommen, wie es auch bei der Kompliziertheit gerade dieser Ver- 
waltung gar nicht anders möglich ist 

^ waren in Thftdgkeit 31 Versicherungsanstalten mit 149 Mit- 
gGedem der VorstSnde (darunter 72 „beamtete"), 658 Hilfiarbeitem und 
Beamten» 618 Mitgliedern der Au»ch(i»e, 58086 Vertrauensmännero, 
239 Kontrollbeamten und 613 Schiedsgerichten. Besondere Marken- 
verkaufsstelleii bestanden 7984; ausserdem waren 4436 Krankenkassen 
(vergl. jedoc h S. 20) mit der Einziehung der Beiträge betraut und wirkten 
5142 GenuMndebeharden und sonstige von den Landes - 21eutralbehörden 
bezeiclineieii Stellen hierbei mit. 

Aufser den Versicheruugs;mstalten waren an der Ausfuhrung des 
Gesetzes noch 8 besondere Kasseneinrichtungen beteiligt, nämlich 5 Eisen- 
bahnpensionskassen — die preulsische, bayerische, sächsische, badische und 
Reichs-Eisenbahn-Pensionskasse — und 3 Knappschaftspensionskassen — 
- die norddeutsche, Saarbrttcker und die jfür das Königreidi Sachsen. 

Die Zahl der Versicherten ist noch nicht mit emiger Genaaiglceit 
bekannt. Das Reichs- Versicherungsamt enthält sich daher jeder Angabe 
darüber. Die Zahl der verwendeten Beitragsmarken läfst jedocli den 
Schlufs zu, dafs nur lur etwa 9 V, Millionen Personen Marken verwandt 
worden sind; nach den amtlichen Berechnungen müssen dagegen annähernd 
II 285 000 l'ersoiieu vcrsicherungsptiichtig gewesen sein (zu vergl. den 
Bosse- VVoedtke 'sehen Kommentar z. Inv.* iL Alt-Vers.-Ges. 2. Bd. S. 321). 
Dieneben den Versicherungsaiistatten zugelassenen 8 Kasseneinrichtungen 
vennögen die Grösse dieser Differenz nicht ausreichend su eildären; es 
mufs also angenommen werden, dafs für einen bedeutenden ProsentsatB 
der Versicherte II \m Jahre 1891 keine oder zu wenig Beitragsmarken 
verwandt worden sind. 
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a. Aufwand, Leistungen und Vermögen der Ver- 
sicherungsanstalten. Es wurden bis zum Schlufs des Jshres 1891 
bewilligt 

Altersrenten an 130774 Petsonen 

Invalidenrenten .. 27 „ 

Zusammeo: Kenten an ijoSoi Personen. 

Au^ezahlt wurden an: 

Altersrenten 9 <348 435,35 llaric 

Invalidenrenten ...... 9,45 „ 

KapitalabtiudungeQ an Auslander 339i^ t> 

Kosten des Heilverfalireiis . . 301,99 n 

Zussinmen: Entidiidigiiiigeii 9049086,39 Uark. 

Da eine grofse Anzahl von Renten am Schlufs des Jahres /war 
schon bewilligt waren, jedoch erst zu Beginn 1892 zur Auszahlung gelangt 
sind und beira ersten Rechnungsjahr hierin ein Ausgleich gegen das 
Vorjahr natürlich nicht stattfinden kann, so lassen die mitgeteilten Zahlen 
keinen Schlufs darauf zu, wie hoch sich die Entschädigung durchschnitt» 
fich auf den Kopf der Entschädigten belaufen hat. 

Es mag an dieser Stelle noch erwähnt sein, daft autedem von den 
8 zugelassenen Pensiondcassen noch 208121,53 M. an Renten gezahlt 
worden sind. Zusammen sind somit von den Versichenu]|pBanstalten und 
Ka.sseneinrichtungen nn Invaliden- und Altersrenten , sowie an Kapital- 
abfindungen 9256905.93 M. geleistet worden, wozu noch der Staats- 
zuschufs von 6049848,41 M. tritt. fZu vergl. Rundschreil>en des Reichs- 
versiclierungsauites vom 28. Juli 1892, Amtl. Nachr. des R.-V.-A., Inv.- u. 
Alt-Vers. 1893 S. 77.] 

Die Verwaltun^osten der Versichenmgsanstalten ^Uen sich fol* 
gendetmafien: 

Leidfende Verwaltongskosten 3 s6i 147,34 Mark 

Kosten der Erhebongeii vor Gewihrang von Re&ten 6 892,49 „ 

Schied.sj^'L-richtskAsten 255 875,73 

Koüteu der Kontrolle *93 453 3^ n 

Kosten der Rechtshilfe 5 51 3*46 v 

Andere aidit voigesehene Aasgaben 398 139,51 i. 

Zusammen: Vcrwaltungskosten 4121021,91 Mjiric 
Dazu Knt.schadij^uiigcn . . . 9049086,39 ,, 

Zussunmen: Ausgaben . . . 13 170 108,30 Mark. 

An Einnahmen stehen diesen Ausgaben gegenüber 

Erlös aus den Beitragsmarken 88 886 97l,o6 Muk 

(rin«chl. der Beiträge für Seeleute) 

Erstattung von Kenteozahlungen 7 968,58 „ 

StnfgeldCT und veischiedene Einmlimcn . . 30073,61 „ 

Zinsen , . . 708858.58 

Transport . . 89633 871,83 Mark 
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Tkmuport . . 89633871,83 Mark 

Miete uriil Pacht aus Grundbesitz .... 4426,83 „ 

Gewinn b«i Veräadcrunjj von Kapitalanlagen 8 994.60 „ 

Zusauunen: Einuahmeu 89647293,26 Mark 
davon ab: Ausgaben 13 170 108,30 „ 

Bktbt: Bestand 76477 184,96 Mark 
davon ab: Einlagen Iii die Retenrefoodt 5 440 427*83 „ 

Bleibt trerAgfaar 73036757,13 Mark. 

Das Gesamtvermot/en der Versicheningsanstallen aetst sich Ende des 
Jahres aus folgenden Bestandteilen zusammen: 



Kassenbestand, einschliefslich der Guthaben bei BaakhiOfern 1 043 557 70 Mark 

Wertpapiere und -Urkunden (Ankaufspreise) ....... 73 445 589,90 „ 

Grandstflcke (Ankaufspreise) 1976019,23 „ 

Betm Verkauf von Wertpapieren erstattete, am Schlosse des 
Jdim noch nicht wieder eingeaogeiie Zinsen 12018,13 

Zuummi 76477 184,96 Mark 

Hierzu Wert der Invcntarien 283 112 31 „ 

Gesamtvermugen 76 760 297,27 Mark. 



Das Rdchs-Venicheningsamt gelangt zu emem um 19018,13 M. 
ringeren Gesamtvermögen, da es seltsamerweise diesen Betrag, der bä 

dem Ankauf von Wertpapieren fiir aufgelaufene Zinsen gezahlt worden 
war, dessen Wert also in den Koupons voll dalag, nicht mit als Teil 
des Vermögens ansieht. Da dieser Betrag andererseits auch nicht als 
thatsächlich ausgegeben betrachtet wird, so bleiben gewisse Zahlen der 
Rechntmgsergebnisse unausgeglichen luid sich widersprechend Die gan^te 
^oniiie stammt ttbi%;ens von einer Versicherungsanstait (Ostpreufseo); 
bei den übrigen Anstalten, db den Reservefonds bereits dotiert haben, 
scheinen derartige Auslagen nicht entstanden au sein. Überfaaapt sind 
die Nachweisungen für die Invaliditäts» und Altersverncherung so w«ug 
klar und durchsichtig, dals es nicht gana leicht war» die eben g^cbene 
Übersicht daraus zusammenzustellen. 

l)ie in Werthpapieren angelegten Kapitalien haben sich zu durch- 
schnittlich 3,67 % verzinst, also genau zu demselben Satz, der sich 
vorher (S. 573) für die Verzinsung der Reservefonds der Berufsgenossen- 
schalLeu ergeben halte. 

Der Verkauf v(m Beitragsmarken gestaltete sidi bei allen Ver- 
sicherungsanstalten ausammen folgendermaisen: 

108252904'/, Beitragsmaiken T. Tunhnklntiif 

163539956 „ II 

91540992 „ UL „ 

62 280 501 „ TV. „ 

Unter den Beitragsmarken il. Lohnkiasse befanden sich 228855 
Doppelmarken. An Beiträgen für Seeleute wurden 371 744 M. verein» 
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oahmt. Ganz genau siiid diese Zahlen nicht, weil verschiedene Ver- 
skrheningsaostalten die inttimlich verwoideteii und wieder «statteten 
Marken, die von der Zahl der verkauften abgesetzt weiden mulsten» 
nidit nach Lohnklaasen gesondert anzageben vermochten. Hier mufste 
aomit die wahrscheinliche Markenzahl durdi Rechnung ermittelt werden — 
was bei der Geringfügigkeit der abzusetzenden Beträge ohne Bedenken 
geschehen konnte. Da die Erstattung der Marken in einzelnen Fällen 
nur zur Hälfte beansprucht wurde (von Arbeitern oder Arbeit^bem)^ 
ao erscheinen auch halbe Marken als verkauft. 

Die Re< hnuiigsergelinisse enthalten auch noch eine Zusammen- 
stellung der für die cnizeluen Versicherungsanstalten in Betracht kommen- 
den Rentenempfänger und Renten, soweit diese zur Zeit der Aufteilung ' 
der Listen vom Rechnungsbureau verteilt waren. Da sich dieses Material 
nun offenbar nur auf einen nicht zu kontrollierenden Teil dier zur 
Feststellung gelangten Fälle bezieht und somit ein Vngleich mit den 
übrigen hier gegebenen 2^hlen nicht möglich ist, so übergehe ich et 
hier vollstiindig. Bereits im nächsten Jahre wird sich hoffentlich Ge- 
legenheit l ieten. auf Gruod dei alsdann vorliegeaden Zahlen auf diese 
Verhältnisse euiz-ugclu-n. 

3. Statistik der Altersrentenempfänger. Die Statistik 
umfafst nicht alle Personen, für die im Jahre 189 1 Altersrenteu iest- 
gestellt worden sind, sondern nur 126397 Personen, d. h. im wesent- 
lidien diejenigen, denen bis zum z. Dezember 1891 rechtskräftig Altets* 
lenten bewilligt worden smd. Sie smd nach den Berufagruppen der 
Berufsstatistik des Deutschen Reichs eingeteilt, wobei nur Gruppe F. 
Selbständige und Anstaltsinsassen — naturgemäfs aulser Betracht bleibt 
Hiemach kommen auf 

mäimliche weibliche 
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G. (In der Hradudtang ihrer Handiaft 
lebende Dienende fflr hXnsUche [aidit 












268 


6354 


6 632 



Znwmmen 90491 35 906 116597 



^^ehr als die Hälfte der Rentenempi3inger sind also in der l^d- 
und Forstwirtschaft thätig. Dabei nimmt — wie die nach den Ge« 
burt^fahren der Rentenempfänger geordneten Tabellen erkennen lasen — 
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der Bruchteil, der von der Gesamtzahl eines Geburtsjahrgangs auf die 
Gruppe A. entfäült, mit dem böheren Alter zunächst stetig zu, um erst 
bei den ältesten Jahrgängen wieder etwas tXL sinken — haiiptsäcUicfa 
XU gunsten der Gruppe £. bei den BCännem und der Gruppe G. bn den- 
Weibem. Den höchsten Procentsats erreicht in der Gruppe A. bd den 
Männern der Geburtsjahigang 1810 mit 59,6 bei den Weibern 181 1 
mit 50,1 der Gesamtzahl. 

Die beiden ältesten männlichen Rentenempföngcr sind im Jahre 1795 
geboren, die älteste Reutenempfängerin 1789; alle drei waren in der 
Gruppe A. beschäftigt. 

Der Hohe der Rente nach entfallen auf 

müimliche weibliche 

Penoficik SQMunnMsa» 

Lohaklaaie L (bis zu einscU. 3SO M.) . • . 38 9U 296^ ^543 

„ n. (350 bis 550 M.) 33 083 5 38 459 

II IIL (550 bis 850 M.) 13 611 831 14442 

„ IV. (melir ab 850 M.) . . . . . 4883 70 4 953 

Zusammen 90491 3S9o6 116397 

Nimmt man im Anschlufs an § 23 des Gesetzes an, dafs die durch- 
schnittlichen Lohnsätze betragen 

für die Lohoklasse 1 : 300 Mark 

»II II n : 500 „ 

M »» » * „ 

M „ „ IV : gtKD „ 

so belief sich der durchschnittliche lahresarbeitsverdienst in den Jahren 
1888 bis 1890, die für die Altersrenten inafsgebend waren, 

für den 

iu der Berufs» männlicheo weiblichen 

gmppe RentenempfKnger 

Hafk >.Tar;. 

A auf 414 305 

B Söo 377 

C. „ 64a , 346 

D. „ 484 347 

E 439 401 

G. ^ S9 S 170 

Ln Dnrehsdmitt aaf 472 34t 

Dabe nimmt der so ermittelte durchsclinittliche Jahresarbeitsverdienst 
mit dem zunehmenden Alter ab, wie dte folgende Zusammenstellung zeigt : 

Durchschn. Jahresarbeitsverdienst 
daes 

männlichen weiblichen Anzahl der 

Rentenempfäfigems männlichcii weiblichen 

Geburtsjahr Mark Mark Rentenempfänger 

i8ai 513 3sa 910a ^187 

i8ao 493 345 16409 6309 
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Daidiaclui* Jahresubeitiverdieiut 

eines 





m&SQltcheTt 


weiblichen 


Anzahl 


der 




Rentenpfangers 


mäuDlicben 


weibiichcQ 


Gclnvlsjfthr 


Mark 


Mark 


ReatenpfliBger 


101^ 




34* 


14 5*»/ 


5 7*'* 


1010 


*+/ T 




1 1 aSq 


4400 


101/ 


465 


336 


9212 


3703 


1816 






7541 


3026 


I8IS 


454 


338 


6 426 


2 726 


1814 


439 


334 


4378 


I 804 


I8I3 


442 


337 


3432 


1419 


l8t3 


437 


337 


»49» 


1 118 


181 1 


436 


341 


I 963 


819 


1810 


421 


336 


1 306 


592 


1809 


417 


335 


797 


375 


1808 


4»5 


330 


S87 


293 


1807 


416 


34« 


396 


180 


x8o6 und frülier 


405 


337 


574 


310 



Für die Rentenempftiiger, die im Jalire 183 z geboten smd, war 
ihr Geburtstag im Jahre 1891 der früheste Termin, an dem sie ihren 
Anspruch geltend machen konnten. Ein grofser Teil dieser Renten- 
empfänger befand sich daher noch nicht rechtskräftig im Cenufs der 
Rente, als die Statistik bearbeitet wurde. Hierdurch erklärt sic h die 
verhältnismäfsig niedrige Zalil der Rentenempfänger mit dem Geburts- 
jahre 1821; der Jahrgang 1821 kann also nicht ohne weiteres mit den 
übrigen verglichen werden. 

Von den Eentenempfängern wohnen in Gemeinden mit mehr als 
10000 Einwohnern, also in Orten stadtisdien Charakters, 1242s männ- 
Ucfae und 6141 weibliche, zusammen 18563 Personen, in Gemeinden 
mit weniger als 10000 Einwohnern, also in Orten ländlichen Charakters^ 
78069 männliche und 29765 weibliche^ zusammen 107834 Penxm^ 

Die arbeitsfidiigen alten Leute wohnen also sehr Überwiegend auf 
dem Lande. 

Ermittelt man den Jahresarbeitsverdienst in der oben angegebenen 
Weise, so beträgt er 

bei den 
tnaanlichen wetblicfaen 

Rcntenempftngern 

Mark Mark 
in der Stadt 669 412 
anf dem Lande 441 336 

Die verhältnismäfsig höchsten Renten haben natürlich die \'er- 
sicherungsanstalten gewährt, die Bezirke umtassen , in denen die ortü- 
üblichen Tagelöhne am höchsten stehen. Ein Blick auf die im ersten 
Heft dieses Jahrgangs d^ Archivs beüudliche Kuiic von Deutsch- 
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land ^) wild es daher erldären, daft die Verakfaemngianstalten Betitii, Hanae- 
atSdte, Rheinprovinz, Elsafs-LoÜmngen, Schleswig-Holstein die höchsten» 

Ostpreufsen und Schlesien die niedrigsten* Renten gezahlt haben. Der 
durchschnittliche Jahres.irbeitsverdienst von x888 — 1890 berechnet sich 
nach dem hier vorliegenden Material 







bei 


den 




bei 


den 




mSnnL 


wcibl. 




männl. 


weiU. 


in der Veniclienuif>< RentenenipAagern 


in ucr V cmcnennip* 


Rentenempflbkgcim 


anstalt 




Mark 


Mail, 




Mark 


Mark 


I. Ostpreufsen . . . 


auf 332 


302 


1 7- Obcrpfalz 


auf 413 


327 


3. Westpreafsen . . 


II 


408 


321 




H 381 


3*4 


3. Berlin .... 


M 


795 


430 


19. Mittelfraaken . • 


n 443 


30 


4. Brandenburg . , 


fl 


456 


3'9 


20. Unt-^rffriTtkeli . . 


.1 39' 


322 


5. Pommern . . . 




450 


340 


21. £>chwal>en . . . 


" 490 


36S 


6. Posen 


II 


383 


309 


22. KönigT. SachlH . 


507 


334 


7. Schlesien . . • 


n 


179 


306 


23. WUrttembeig « . 


455 


35» 


8. Sachsen-Anhalt . 


II 


507 


338 


24. Raden . . . . 


484 


380 


9. Schleswig'HoIstein 


»1 


526 


357 


25. Gr. Hessen. . . 


M 473 


338 


10. Hannorer . . . 


») 


499 


35» 


26. Meeklenbins . . 


«, 4^ 


346 


11. Westfalen . , . 


i< 


Sl6 


370 


27. Thüringen . * • 


«« 4^1 


330 


1 2. Hessen*Nassau . . 


n 


489 


398 


28. Oldenburg . . . 


„ 444 


336 


13. Rheinprovinz . . 


Ii 


583 


428 


29. Braunscbweig . . 


520 


382 


14* ObcriMijcm > 


n 


Sil 


375 


30. Hauestidte . . 


754 


490 


15. Niederbftxem . . 


»» 


4» 


342 


31. Elwff-Lotliriag«! 


» 569 


45« 


16. FCiU 




489 


348 


1 







Den TabdtoK hat das R^chs-Versichenui|^aiiit Jioch graphische 
Dantetttmgen angelUgt, die das Verhältnis der Zahl der KientenempßUiger 
aus den einzelnen Geburtsjahren ai einander nach Geschlecht, Beni&- 

gruppen und Wohnplätzen (ob Stadt oder Land) versinnbildlichen sollen. 
Leider ist die technische Ausführung der Kurven so mangelhaft, da£s 
sie ihren Zweck, einen schnellen Ül)erblick zu ennöglichen und den 
Vergleich zu erleic htcrn , kaum erfüllen. Hoffentlich wird in der Zu- 
kunft auf die Technik dieser Tafeln ein höherer Wert gelebt werden. 
Auch erscheint es wunsciienswert, dafs künftig Wortverbinilungen wie 
„auszugsweise Zusammenstellung", ,,teUweise Erwerbsunfähigkeit" und 
Ähnliche aus dem Tat der Nadiweisungen verschwinden. 

IIL Krankenveraieheruiig. 

I. Organisation. Der Kxeiü der versicherten Personen ist im 
Bericht^ahre durch Reichs- oder Landesgesetse nicht verSndert worden. 
Nur durch statutarische Bestimmungen v«» Gemeinden usw. werden einige 
Erweiterungen stattgefonden haben. Auf der Insel Helgoland waren die 
ArbeiterveRicherungffgesetse im Jahre 1891 noch nidit in Knft. 

») E. Laage : Die ortrtbUchen Tagelöliae gewöhttliclier Tigeaibeiter im Deuladicft 

Reiche. 
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Die Gesamtzahl der venicherten Penonen betrug 

Zunahme in % 



am Eade des Jahm 




von Jahr tu Jahr 


seit 1885 


i88s 


4294 173 






1886 


4570087 


M 


6.4 


1887 


4843326 


6,0 


12,8 


t88S 


$ 516461 


»3.9 


«8,5 


1889 


6071 03s 


10,1 


414 


1890 


6 342 828 


4.S 


47.7 




6530513 


3i*> 


5*.« 



Hierzi! kommen 1891 noch 481 610 Personen (1890: 459 iii), die 
in den Kiia[)])schaft.skn<s5en (diese ^.ind in der Statistik nicht berücksich- 
tigt) ihrer Versicherungsptiichi genügten, so dafs im ganzen 7012 123 
(1890: 6801939) oder 14,1 (1890: I3|8 %) der Bevölkerung des 
Deutschen Reiches versichert waren. 

Auf die verschiedenen Kassenarten verteilen sich die versicherten 
Personen folgendermafsen : 

Gemeinde- 1885 1886 1887 1888 lä^ 1890 189I 

Knuikenverridienng 586584 629069 628985 882344 1000 143 1056796 1089506 

Orts-KraakeakaMea 1534888 1 701 305 1909046 2200937 2451072 2559761 2^X5707 

Betriebt- „ 1 261 200 1314216 I374()S3 1459737 1 601 706 1689977 i 70? 7^7 

Bau- „ 12 115 12897 17311 26964 21600 10834 17593 

Bttug»- „ 34879 32013 4>7w> 50447 57 V8 6x554 63898 

Emgcschr. Hilfskasien 730722 731943 727*27 752918 792993 821403 832098 

Landewechü. ,» I437*5 «4*644 143374 »43 »«4 »4S6S4 »4» 573 »3*944 



Somit kommen von je xoo Veradierteii auf die 





1885 


1886 


1887 


1888 


1889 


1890 


1891 


Gemebde-KrankenTertichOTimg 


»3.7 


13.8 


l3tO 


16,0 


16.5 


16,7 


16*7 


Orts- Krankenkassen .... 


357 


37.2 


3" 4 


39.9 


404 


404 


41,1 


Betrieb»- „ .... 


29.4 


2ä,ä 


2Ö,4 


26,5 


26,4 


26,6 


26,1 


Bmi- ,t . • • . 


0.3 


0.3 


0.3 


«.5 


«.3 


0,3 


0.3 


Innungs- „ .... 


0,6 


0,7 


0,9 


09 


0,9 


1,0 


1,0 


Eingeschriebenen Hilfskassen . 


17,0 


16,0 


15.0 


13,6 


»31 


12.9 


12,7 


Landesrechtlicheu „ 


3.3 


3.2 


3,0 


2,6 


2,4 


2,2 


2.» 



Im Jahre 1891 sind also die beiden Hüfikaasenfbnnen in ihrem 

pfOMDtualen Anteil an der Versicherung noch weiter zurückgegangen. 
W.Hhrend beide zusammen 1885 20,3 ^/^ der Versicherten umfarsten, ist 
ihr Anteil tSor auf 14,8 zunickgegangen. Dal)ei ist die absolute Zahl 
ihrer Mitglieder indessen m dieser 2^it von 874507 auf 967042 er- 
stiegen — eine Steigerung, die allein den eingeschriebenen üiHs- 
kasscu 2U verdanken ist, da sich die Anzahl der Mitglieder der 1 a n d e s - 
rechtlichen Hil&kassen um 8841 ' vemiindert hat Eine prozentuale 
Zmiahme g^en das Vorjahr haben nur die Orts- mid Bau-Knmkenicassen 
zu Terzeichnen. Bei den Orts-Krankenkassen entspricht dies der Tendenz, 
die sich von Anfang an ohne Unterbiecbang geltend gemacht hat; bei 

Archiv <8r mb. G wel n rbs. «. Stathitik. VL 38 
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den Bau-Krankenkassen, die überhaupt keine grofse Rolle spielen, beruht 
es offenbar nur auf Zufälligkeiten. Die Betriebs-Krankenkassen sind ihrem 
prozentualen Anteile nadi beständig zurückgegangen; nur das Jahr iSqo 
zeigt eine geringe Zunahme. Die subsidiäre Fonn der Gemeinde- 
krankenveraicheiung dagegen liat seit iS88 bedeutend an Auadehnung 
gewonnen — xveifeUos hauptsächlich durch die allmähliche Ausdehnung 
der Krankenversicherung auf land- imd forstwirtschailliche Arbeiter. Die 
wenig in Betracht kommenden Tnnungs-Kr.inkenkas.sen haben stetig ge- 
wonnen. An absoluter Mitgliedcrzahl haben sämtUche Kassenarten be- 
ständig zugenommen mit Aufnahme der J^iu- Krankenkassen imd wie 
schon erwähnt — der landesrechtlichen Hilfskassen. 



Was die Zahl der K. 


assen anlangt, skj w 


aren 


in Thätigkeit 






1885 i»86 1S87 


1888 


1H89 


1890 


I89I 


Gemeinde-Knakeirvieffridierutig 


7 152 7 170 7 363 ' 


7852 


7 926 


8 Dil 


8145 


Orts-Kiankenk«cse& .... 


3700 3 747 3763 3893 


4030 


4 «»9 


4 219 


Betriebs- M .... 


5500 5658 5 757 


5868 


5958 


6 124 


6 244 


Baa- „ .... 


101 127 131 


»35 


»SO 


130 


»32 


Innniig*- „ .... 


224 289 352 


401 


4*5 


452 


467 


Ei »geschriebene HilCrfkUMa . 


I 818 I 876 I 878 1 853 


I 866 


1 869 


I 841 


LandcuecbtUche „ 


474 490 47» 


466 


467 


468 


450 


ZaMuninen 18942 19357 >9 7>5 20468 20822 21175 '>498 


Von je xoo thätigen Kj 


issen gehörten an 












1885 1886 1887 


1888 


1889 


1890 


1891 


der r,em<.-In<lc-Krankenvei»idlefUiig 37,6 37,0 37,3 


38,4 


38.1 


37.9 


37.0 


de« Orts-Kmnkenkassen . . . 


10,3 10,4 IQ,I 


IQ,0 






Kl, 6 


„ Betriebs- „ ... 


. 29,1 29,2 29,2 


28,7 


28,0 


38,9 


29,0 


♦» «t ... 


0,5 0,7 0,7 


0,6 


0,7 


0.6 


0.6 


„ Tnnunj,'S- ,, . . . 


1.2 15 1,8 


2,0 


2,0 


2.1 


2,2 


„ cingeschriebeneQ Uilfskassen 


9.6 9,7 9,5 


9,0 


9,0 


8.8 


8,6 


„ landesrechtlicben „ 


2.5 2.5 24 


2.3 


2,2 


2.2 




Dfe Durchscfanittsgröfse 


einer Kasse betrug im 


Jahre 


i«9i, 


aUe 



Kassenarten zusammengefafst, 329,2 Mitglieder gegen 1890: 319,9 und 
1889: 306,2. Die Gröfse der einzelnen Kassen ist also in den letzten 
Jahren im Durchschnitt gewachsen. Im einzelnen kommen 



auf eine 


1889 


1890 


1891 








675.7 


693,6 Mitglieder 


eiageschxidxiie Hilfilunse . . . 


. 4aS.5 


44M 


4641S 


w 


landesrcchtlicl)'- , ... 


• 3'2,9 


313,8 


3» »4 


tl 


Betriebs-(Fabrik-)Kraakenkasse . 


. 262,0 




280,8 


tl 


Ba». 


. 300.' 


s66|6 


*4«.l 


tt 


Innungs- „ . 


. iS«»6 


166^ 


169^ 


» 


Gemeiade-Kiaiikeiivenidierttiig . 


. «39.9 


■443 


150.9 





Auf die einzdnen Staaten verteilen sich die besonderen Kassenformea 
sehr verschieden. Der Mitgliederzahl nach nimmt die Gemeindeversiche- 
rung im Berichtsjahie die erste Stelle ein in Waldeck (78,9 % der Ver* 



Digitized by Google 



Lange, Statistik der UnfaU', ImaUditätS' etc. Versicherung» 585 



sicliertcn), Mecklcnburg-StreliU (.59,7 Bayern ^56,6 ^'„>, Baden i 39,1 
Anhalt (38,1 "/y), Sachsen-Altenburg (34,4%), Biaunschweig (32,7 "/o) und 
Hessen (29,2 "/'o)- Dagegen spielen die eingeschriebenen Hilfskassen die 
erste Rolle in Lippe (79,4 7o)» Hamburg (72,9 7o)j Bremen (5o,i und 
Lübeck (35,4 %). Die Betriebs-KnmkenkasBen ttberviegen in Eisais« 
lA>thriDgeD (58,9 %) Sachsen-Meintugen (32,5 Vo)* den ttbngen 
12 Staaten kommen auf die Orts-Krankenkassen die meisten Mitglieder, 
darunter in Preufsen 53 also genau ebensoviel wie im Vorjahre. 

2. Leistungen und Aufwand. Es wurde Hilfe gewährt und 
Krankengeld geleistet 

1888 in I 762 320 Erkraakangs&Uen für 39,5 MUl. Krankheitsbige 

1889 „ 2041081 „ 334 

1890 „ 3423350 39.3 „ 

II 

189t „ 3397836 40,8 

Auf 100 Mitglieder entfallen somit im Jahre 1891 durchschnittlich 
34,9 Erkranicungsfälle (1890: 36,8, 1889: 33,2) und 593,0 K.rankheits- 
tage (1890; 595,4, 1889: 544,1). Das Berichtsjahr stellt sich also, 
günstiger als das Vorjahr, wenn auch nicht so günstig wie das Jahr 1889. 
Als Veranlassung der auffallende Zunahme der ErkrankungsfiUle und 
Krankheitstage im Jahre 1890 wurde bereits im vorigen Jahre an dieser 
Stelle die zu Anfang 1890 herrschende Influenzaepideraie be-'cic hnet. 

Die durchschnittliche Dauer eines Erkrankungsfalls hat im Berichts- 
jahre etwas zugenommen; sie stellt sich auf 17,0 Tage ges^en 1890: 16,3 
und 1889: 16.4. Bei den einzelnen Kassenarten schwankt die Dauer 
von 2i,7Tairen he'i den landesrechtlichen Hilfskassen bis zu 1513 Tagen 
bei den Bau Ridnkenkasscn. 

Die gesamten Krankheitskusten stellten sich 

188S 1889 1890 1891 

überhaupt auf . . 61561,5 70975,3 84040,0 89 l66,t <I0OO M.) 

auf I Mii^jlied , . i!,40 11,55 '*«77 12,9611 

1 Kiankheitsfall 34,93 34,76 34,70 37.19 „ 

I Kraakhellsti^ 3,08 3,12 3.12 3,19 „ 



II 



Gegen die vorhergehenden Jahre sind die Kosten also durchweg 
gestiegen, namentlich die für den einzelnen Krankheitsfall — die natür- 
liche Folge davon, dals die durchschnittliche Dauer der Erkrankungsfalle 
gewachsen ist. 

Bei Zerlegung der Kranlcheitskosten in die einzelnen Aufwendungs- 
arten kommen auf 

Krankengeld 46.94*0 l'*^9o : 47.46 ^o) 

Ar«t 30,03 » (»890 : 19.97 ) 

Arznei 16,70 „ (1890 : 16 SS ,) 

Verpn^uog in Krankcaaostalten 11,30 „ (1890 : 10,5^^ „) 

Sterbegeld 3.71 1. (1890 : 3,90 „) 

(JntexstfttsoBg an 'WöchBcrinaeii 1,33 „ (1890 : i,3i „) 

38* 
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Die Ausgaben für Honorierung der Ärzte und für Kur und l'ikgc 
in Krankenanstalten haben somit im Vergleich zu 1890 zugcuummeii, 
wflhrend alle übrigen Kmikheitdcosteii, wenn mas von der Wödi&e- 
tinjienuntecstatziiiig absieht, zurückgegangen slad Es scheint also, als 
sei das Heilverfahren im ganzen intensiver geworden — ein höchst er> 
fteulidkes Ergebnis t 

Auf t Krankfaeitstag entfallen Ksankheitskosten bei 



Betri<^FU»ik-)KnuduiilntMi 


s,69M. 


(1890 : 


2,59 M.) 


den Bau- 




(1890 : 


2,5' ..) 


„ Innimgs- 


2,09 „ 


(1S90 : 


2,13 ..) 


eingeschriebenen HilfskaMeB 




(1890: 


a,<» .1) 


landüsrfchtlichen „ . 


«,03 „ 


(tSgo : 


2.03 .. ) 


„ Orts-Krankenkassen .... 


2,03 „ 


(1890 ; 


2,—- ., ) 


der Gemeinde-Krankenversichening . 


1,78 „ 


(1890 : 


1.77 ..) 



Die Betriebs- und nächstdetn die Bau -Krankenkassen wenden dem- 
nach dnrrhschnittlich die höchsten Beträge für ihre Kranken auf. Die 
Gememdekrankenversicherung leistet am wenigsten. Dazwischen stehen 
die übrigen Kraiikenkassenarten mit ziemlich gleichen Leisttmgen. 

Im Gesamtdurchschnitt hat jedes Kassemnitglied im Berichtsjahre 
12,96 Mark (1890: 12,77 Mark) an Krankheitskosten empfangen tmd 
10,19 lifork (1890: 10.07 Mark) an Beiträgen und Eintrittsgeldern ge- 
leistet, sodals es 3,77 Mark (1S90: 1,70 Mark) mehr erhalten hat Für 
die einzelnen Kassen sind die Zahlen folgende: 



Knokheitt- 


Beiträge und 


Mehr (4-) \ 




kosten 


Eintrirtsf^clder 


weniger 




Mark 


Mark 


Mark 


Betriebs^Knnkenkasseo . . . 


16,9» 




+ 5,08 


Ben* ,« ... 


«7.75 


13.»7 


+ 4.58 


Orts- . . . 


12,23 


945 


4-2.78 


Gctncinüc-KmiikenvcrsicheniQg 


7.34 




+ a,74 


Lnnaga-KnnkenkMBen . . . 


io,«3 


847 


+ «.76 


Landesrcchtlichc HUfikusen . 


14. 1 1 


14.87 


0.76 


Eingeschriebene „ 


»5.03 


16,43 


— 1,4« 



Ein neuer Zweig der Wirksamkeit ist den Gemeinde-Krankenverstdie' 
nmgen, den Orts-, Betriebs-, Bau- und Innungs Krankenkasaen dadurch er- 
wachsen, dafs ihnen nach dem Invaliditäts* und Altersversidienmgsgesets . 

die Besorgung von Geschäften der Invaliditäts- imd Altersversichcnmg 
übertragen werden kann. Die hieraus entstehenden Kimuihmcn und 
Ausgal)en müssen die Krankenkassen ausscheiden und besonders luch- 
weisen — soweit sie überhaupt ausscheidhar sind. Offenbar sind die 
hierüber getroffenen vorläufigen Anordnungen der Bundesregierungen 
indes von den Kassen nicht allgemem und gldchmä&ig ausgeführt worden, 
denn die Statistik der Krankenversicfaerang weist nur 1670 Kranken- 
kassen nach, die Emnahmen und Au^ben aus den fraglichen Ge- 
schäften gehabt haben, während das Reichs- Veraicherungsamt angibt, 
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dafs 4436 Krankenkassen mit der EüuidMiiig der Beiträge zur In^^üidi' 

täts- und Altersversicherung betraut gewesen sind. Diese NachweisungCtt 
sind also für das Berichtsjahr noch nicht statistisch verwertbar. 

Was die finanziellea Verhältnisse der Krankenkassen anlangt, so ist 
folgendes von Interesse: 

Die gesamten Einnaliinen aller im Jahre 1891 tlifttig gewesenen 
Kassen beliefen sich auf 1199256x7 111(1890:1x4558315 M.» 1889: 
X02 5a9 830 ML), die Auagaben auf x x 3 734 062 &1 (1890 : X07 850 607 M., 
1889:95380338 M.), sodafs sich ein Übersdiufs von 7 191 555 M. 
1 1S90 : 6 707 708 M., 1889 : 7 149 49a M.) ergibt Die Einnahmen und 
Ausgaben für die Invaliditäts- und Altersversicherung sind hierbei aufser 
Ansatz geblieben. Von den Einnahmen haben 17394437 M nur 
rechntmgs- und kassenmäfsige Bedeutung, so claf's sich die thatsiichiichen 
F.innahmen auf 102 531 180 M. stellen: in gleicher Weise gehen von 
den Ausgaben 16 037 515 M ab, so dafs die eigentlichen Ausgaben nur 
nur 96696547 M. bcÄiBgen. Ifiervon ent&lloi auf Veiwaltungskosten 
5805339 M. oder 6^% ^ Lmungs^Kr.'K. \2,i^\^, 

den Orts-Kr.-K. 10,0%, den landesrechtlichen H.>K. 8,8 7«t den ein- 
geschriebenen H.-IC 8,7%, den Batt'Kr.-K. 1,6^^ und den Betriebs- 
Kr..K. 0,8 %. 

Betrachtet man die einzelnen Kassen, so tritt ein Einnahmeüber- 
schufs nur bei 66,9 "/o (1890:65,4%, 1889:76,0%) zu Tage, während 
33.» % (1^90-34.6%, 1889:24%) mit l'nterbilanz absch Ii eisen. Die 
Verhältnisse liabeu sich also im letzten Jahr wieder etwas giüistigcr ge- 
staltet. Nur die Gemeinde- Krankenversicherungen, bei denen 62,8 gegen 
64,1 % im Vorjahr mit Überschufs abgeschlossen haben, ndonen an 
diesem Aufschmuig nidit teil. Am günstigsten stdien die InnungS' 
Krankenkassen da, bd denen 73,9 % (1890 : 73,3 %) mit Überschufs ge- 
arbeitet haben, am ungünstigsten die landesrechtlichen Hilfskassen, bei 
denen nur 60,9% (1890: 56,0 Überschüsse erzielt haben. Von den 
eingeschriebenen Hilfskassen haben 64,6% (1890:59,2%), von den 
Ürts-Krankenkassen 6o,q'' ;, ( i Sqo : 6S.0 " „) Überschüsse zu verzeichnen. 

Das Gesamtvermügen der Krankenka.ssen ist im Berichtsjahre von 
76 972 603 M. am Schlüsse des Jahres 1890 auf 82 851 758 M. gestiegen. 
Die Reservefonds, die den bedeutendsten Icii dieses Vermögens bilden, 
betragen Ende X891 : 71 408 237 M. (1890:65820391 M.). 

3. Zur Statistik der Krankheltsgefahr in einaelnen 
Arbeitszweigen. Die Untersuchungen über die Krankheit^fahr in 
verschiedenen Arbeitsaweigen sind fiir das Jahr 1891 fortgesetzt und be- 
trächtlich erweitert worden. Während bisher nur die Nachweisungen 
der Betriebs- und der Innungs-Krankenkassen für diese Unfcrsuchimgen 
benutzt wurden, sind iSgr auch die Orts- Krankenkassen, sowie die einge- 
schriebenen und landesrechtlichen Hilfskassen mit herangezogen worden, 
soweit deren Mitglieder sämtlich den gleichen üewerbe(Berufs)zweigen 
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angehören. Da immer nur die (jewerlje'Herufs j/.weige berücksichtigt sind, 
für die in den sämtlichen xusammeugetafsten Kassen mindestens looo 
Versicherte angegeben sind, so konnten nur 6034 Betriebs-Krankenkasseu, 
331 Inniings- Krankenkassen und 1439 Orts-Krankenka^n, eingeschriebene 
und landesrechtliche HilfsJcassen berücksichtigt worden. Was v. d. Borght 
Im Band IV, S. 543—543 Uber den nur sehr bedingten Wert der Er- 
gebnisse diestf Statistik gesagt hat, gilt im WesentUchen audi heute 
noch. Trotzdem gewinnen die Zahlen natürtidi vim Jahr zu Jahr an 
Bedeutung und Intoiesse. 

In den Jahren 1888 bis 1890 war die von den Betriebs-Kraiiken- 
kassen gewonnene Statistik für 68 Gewerbezweige aufgestellt, im Be- 
richtsjahre sind es 136. Von den Gewerbe^weigcn, die in allen vier Jahren 
Berücksirhtigimg gefunden haben, sind in folgendem die 8, bei denen 
die niedrigsten Zahlen von Krankheitstagen auf ein männliches Mitglieti 
entfallen, und die 8 mit den höchsten Zahlen von derartigen Krank- 
hettstagen zusammengestellt: 



Betriebszweige. Auf i mi&nlicbe« Betricbs-Kraokcn- 

kiMenniitglicd entfallen KTankheitf 



n) mit geringster Knokheitsgefiüir 






tage 






1888 


1889 


1890 






1.4 


2.a 


»i7 


»i3 


Spttzenfabrikation, Häkelei, Stickerei . . . 


3.S 


3.» 


3.0 


»,8 




3.8 


3.4 


3.a 


3.« 


Wäsche Küsclun- und KleidcrfabrikAtion . . 


a,6 


1.6 


39 


3-4 




S» 


4.0 


5.0 






3.6 


3.4 


3.9 


3.9 


Banteii- ut>d PinselftbrilMtloa 


3J 


3«4 


3.5 


4.a 




4iO 


3.3 


4.3 


4»a 


b) mit höchster Krankheitsg. fahr 












8.5 


8,0 


«.s 


9.5 




8.8 


8,8 


9.4 


8.9 




7.4 


6.0 


5.0 


8,7 


Schiffsbau- und Maschinenfabrikatiou . . . 


7.6 


7.3 


8.3 


8,6 




7,3 


6,7 


7.4 


8,4 


Elsen-, Stahl- und Drahtfabriken, Frisch« and 














7.9 


8.7 


8.2 


Süber-, Blei-, Kupfer-, Zink- und Ziunhuttcn 


7.9 


7.* 


8,0 


8.0 


Fabrikation von &(ph»ivstoffen (Pulver, Dyoa- 












7.7 


6.5 


6.4 


8,0 



Unter den ( iewerbe/weigcn mit geringster Krankheitsgefahr tritt nur 
die Posatnentenfabrikation neu auf, die 7 anderen hallen wir schon in 
den beiden Vorjahren an dieser Stelle angetroffen. Nicht so konstante 
Verhältnisse zeigen die Gewerbezweige mit höchster Krankheitsge&hr; aber 
auch von diesen finden wir immerhin 4 in den Jahren 1889, 1890 und 
2891 wieder: die Wagenbattanstalten, die Gasanstalten, die Schil^bau- 
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und die Maschinenfabrikation, die Eisen- Stahl-, Drahtfabrikation pp. 
(vergl. Archiv Bd. IV. S. 54 j u. Bd. V. S. 690). 

Die ans den NadiweiBttiig«»! der Orts-Kianhenkassen und Hafttawen 
gewonnene Statistik entreckt sich auf $4 Gewerbezweige, natärlich grö&ten- 
teils dieselben, die schon in der Betriebs^Knuikenkassen-Statistik behandelt 
worden sind. Ein Vergieß der Eigebnisse dieser beiden Bearbeitungen 
wird in mancher Beziehung von Interesse sein. In diesem Jahre soll indels 
von solchen Betrachtungen noch abgesehen werden, da die Untersuchung, 
die von den Orts-Krankenkassen und Hilfskassen ausgeht, erst für i Jahr 
ausgeführt ist, die Wirkungen der verschiedenstoi ZufäUi^eiten sich also 
noch nicht ausscheiden lassen. 

Die Berufszweige, für die das Material vou limmigs-Krankenkassen 
gewonnen ist, ordnen sich nach der Kiankheitsgefalir, die das Jahr 189z 
ergeben hat, folgendennafsen: 

Auf 1 mlanliches luraagsknnkcB- 
Beraftcwc^e. kassenmitglicd entfrücn Kfiakhcitittge 





1888 


1S89 


1890 


1891 




. a.8 




3>> 


3.» 






3.9 


3.6 


3.« 




. 3,6 


3.» 


3.3 


3.6 






2.6 


3.5 








4.0 


3.9 


4,0 




. 37 


a,S 


4.« 


4.« 






34 


4.3 


4.6 






« 


• 


4.« 








• 


5.« 




• 4.« 




44 


5.3 


Maurer, Zimmerer (Baohandwerker) . . . 


• 5.3 


5.3 


5.4 


6,3 








* 


6.7 



Schmiede, Schlosser und Fuhrherren ersdieinen im Jahre 1891 zum 
entemnale. Andeierseits Men die MetaUarbeiter, die in den 3 Vor- 

jähren mit aufgeführt waren, diesmal aus — offenbar, weil die Tnnungs- 
Krankenkassen dieses Gewerbezweigs nicht mehr 1000 Mitglieder auf- 
weisen, eine Folge des zunehmenden Grofsbetriebes. 

Im ganzen lassen die gegel)enen Mitteilungen über die Krankheits- 
gefahr in den einzelnen Arbeitszweigen doch bereits erkennen, dafs hier 
bei weiterer Fortsetzung und Vervollständigtmg der Untersuchungen mit 
der Zeit recht wertvolle £rgebnisse zu erwarten sind. 
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IVa^ner, Adolph^ Professor der Staatswissenschaften in Berlin, 
Lehr- und Handbuch der politischen Ökonomie. In einzelnen selbst- 

standigen Abteilungen. In Verbindnnp mit A. Buchenberger, K R if ^rr, 
H. Dietzel und Anderten bearbeitet • :; 1 herausgegeben. Erste Haupt- 
abteilung: Gruttihc^i^un^s: ihr pofttisrhrn Okonomte. Dritte Auflage. Erster 
Teil: Grundlagen der Voikswtrischaft. Erster Halbband. Leipzig, 1892, 
Winter, gr. XVI und 443 S. Zweiter Halbband, Leipzig 1893, 
Winter, gr. 8« und 486 S. 

Von Adolph Wagners „Lehr- und Handbuch der pK)litischen nko- 
nomie" ist der „erste Teil" der „ersten Mauptabteiluag", weU lic sich 
^^Grundlegung der politischen Ökonomie" ueuut, nunmehr in dritter und 
bedeutend vermehrter Auflag eisdüenen. Neu hinzugekommen sind 
einige umfilnglidie Abschnitte über die wirtschaftliche Natur des Menschoi, 
die Motivation im wirtschaftlichen Handeln („ökonomische Psychologie'*X 
Uber Objekt, Aufgaben, Methoden („Mediodologie"), System der politischen 
Ökonomie und über die Beziehungen zwischen Bevölkerung und Volks- 
wirtschaft („volkswirtschaftliche Bevölkerungslehrc*''', femer eine sehr aus- 
führliche „Einleitung". In dieser erweiterten Gestalt umfafst der „erste 
Teil" allein zwei stattliche Halbbände; der „zweite Teil" der .(Tnuid- 
legimg*' soll unter dem Titel : „Volkswirtschaft und Recht, bchunders 
Vermögensrecht, oder Freiheit und Eigentum in volkswirtschaftlicher Be- 
tnditung" demnidist erscheinai. Auch die apäteien Teile weiden in 
absehbarer Zeit zur Publikatioii kommen; um dss su ermöglicben, hat 
Wagner darauf veruchtet, das Lehr- und Handbuch selbständig bis au 
Ende durchzuführen und sich mit andern Gelehrten in die Arbeit ge- 
teilt. Wie er im Vorwort ankündet, wird die theoretische Volkswirt- 
schaftslehre' als zweite Hauptabteilung von Dietzel, die praktische Volks- 
wirtschaftslehre als dritte Hauptabteilung von Wagner (Verkehrswesen 
und Verkehrspolitik), Buchenberger (A^rarwesen und Agrarpolitik; Forst- 
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Wesen und Foulpoliiik), Bfidwr (Geirerbe- und Kaadelsweien und 
-PoIHDe) bearbeitet werden. Die vierte Hauptabteilung umfasst die 
Wagnenche „Finanswtssenschaft", weldie mit Ausnahme des die ,pSpeael1e 

Steu^lebre" behandelnden Schhifibandes bereits vollständig im Buch- 
handel vorliegt. Der Schlufsband des ganzen Lehrbuches (fünfte Haupt- 
abteilung) endlich soll eine Littentuigesdiichte der politiscben Ökoncnaie 
bringen. 

Wie man aus der Kinteilung ersieht, wird die „(»rundiegung" und 
die „theoretische Ökonomie" in verschiedenen Bänden des Lehrbuchs, 
ja sogar von verschiedenen Autoreü abgehandelt, eine Trennung, die 
von vorneherein selir befremden mufs. Welch' andere „Grundlegung" kann 
es in der Volkswirtsdiaftsldire geben als die Analyse der ökonomisdien 
Erscheinungen, mit and«n Worten eine theoretische Nationalökonomie 
selbst? Wenn llir die Darlegung der Theorie gewisse Vorarbeiten, so 
vor allem eine gründHche Untersuchung der Methode, notthun sollten, so 
sind das alles doch Aufgaben, welche erst durch die Theorie selbst ver- 
ständlich werden, flie nur im innigsten Kontakte mit ihr gelöst werden 
können. Oder er t reut sich etwa die theoretische Elrkenntnis der Öko- 
nomie heute einer solchen Fülle, dals rem auLserlich eine Spaltung des 
vorliegenden Materials in (irundleguug und Theorie sich empfehlen 
würde r 

Nach welcher Reget Übrigens bei der Teilung des Materials ver- 
fahren sei, wie man das cur Grundlegung von dem sur Theorie Ge- 
hörigen abgesdiieden habe, darüber gibt das Budi, welches in wenig 

geordneter Reihenfolge die allerverschiedensten Fragen bespricht, uns 
keinen Aufschlufs. Die nachfolgenden Auseinandersetzimgen greifen aus 
dieser überraschenden Mannigfaltigkeit nur einige Pmikte heraus, die ims 
aber von entscheidender Bedeutung für den Standpunkt des Verfassers 
erscheinen und auf welche er selbst den gröfsten Nachdruck legt. Dem 
ClKirakicr dieser ZeiLsi hrift geraäfs werden wir uns zuerst mit der sozial- 
politischen Stellungnahme des Verfassers, in Sonderheit mit der von ihm 
in den Vordeigrund geschobenen Beurteilung der Sozialdemokratie zu be- 
schäftigen haben, um uns qiäter seiner Methodenlehre, dem fUr den 
theoretischen Wert jeder „Grundlegung** ausschlaggebenden Abschnitt, 
zuzuwenden. 

Das Bedürfnis nach einer neuen Grundlegung und damit die Recht- 
fertigung einer solchen leitet Wagner (S. 19) daraus her, dafs „die bri- 
tische Ökonomik, die Theorie des ökonomischen Individualismus und 
Liberalism\is". von (Inuid aus erschüttert und zwar hauptsachlich durch 
die so/.iali.sti.sche Kritik erschüttert sei. Es handele sich also wesentlich 
imi eine kritische Auseinandersetzung mit diesen beiden Richtungen, vor- 
xäglich um eine „Antikritik" der sozialistischen Kritik und um 
Kritik der positiven Lehren und F(»derungen des Soatalismus, besonders 
in Bezug auf die wirtschaftliche Rechtsordnung und auf die an letztere 
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^idi anknäpfende Organisattoii der Volksmrtschaft." Man sieht schon 
hieraus — und an anderen Stellen tritt es noch klarer her\'or wie wenig 

Wagner ansteht, die hohe wissenschaftliche Bedeutung der soxtaUstischen 
Theorien rückhaltlos anzuerkennen. Es fragt sich nur, worin er 
ihre V'erdienste erblickt r 

§ 3 gibt auf diese Frage folgendemiafsen Antwort: „Die besondere 
Leistung des wissenschaftlic heu So^iali>»ulus ist der Nachweis des be- 
herrschenden Einilu-ssei» der Privateigentumsorduung, speziell des 
Privateigentums „an den sachlkhen Produktionsmittehi" (Boden, Kapital) 
auf die Gestaltung der Produktion und die Verteütotg des Produktions* 
ertrags, zumal bei Wegfall aller Beschränkungen der Verf^^gsbefug« 
nisse des Privateigentttmess im System der freien ' Konkurrenz. Dieser 
Nachweis ist eine kritische I^istung ersten Rang« s, deren Wert weder 
durch die l'bcrtreibungen des Sozialismus, noch durch die imgenUgende 
Begründung der positiven Gegenforderung eines allgemeinen Ersatzes 
jenes Privateigentums durch ein „gesellschaftliches Gemeineigentum" an 
den sachlichen Produktionsmitteln aufgehoben wird .... Durch die>e 
seine Lei.stimg, nicht durch seine einseitige Wertlehre hat der Su^tahbiuus 
gerade (Ur die Theorie dkonomischen Individualismus und Libe- 
ralismns zumeist die Krise herbeigeführt" 

Auf die oiTenbaren Mifsverständnisse in Wagneis Interpretation 
dieser ^^einseitigen" Wertlehre (cf. z. B, S. 342 Wagneis Mdnung, dasa 
dieselbe den Einfluis von Angebot und Nachfrage auf die Preise 
ignoriere und in diesem Punkte von Schaft le „berichtigt" worden 
sei) gehen wir hier nicht weiter ein und entnehmen dem Satze nur das 
Bekenntnis, dafs Wagner in der von Marx unternommenin AnaK des 
Mehrwerts keine „besondere Leistung" sieht. Denn dirse Mclirwert- 
theorie gt-hori ja /u jener „einseitigen Wertlehre", beruht aul ihr, ist 
nur diese Wertlehre selbst, zu ihren vollen Konsequenaen entwickelt 
Wenn Wagner es also dem Sozialismus als ,«krittsche Leistung erstm 
Ranges" nachrühmt den beherrschenden Einflufs der Privateigentums^ 
Ordnung auf Produktion und Verteilung nachgewiesen zu haben, so kann 
er bei diesem dunklen Aus In; ke nicht an die Feinheiten der Wert- 
und Mehrwertanalyse gedacht haben. Aber woran sonst? Man kann 
den bürgerlichen Ökonomen wohl vielerlei vorwerfen, aber zu unter- 
stellen, dafs der beherrschende tinliul's der Privateigentumsordnnng auf 
Produktion und Verteilung — diese in ihrer Allgemeinheit so selbst- 
verständliche 'ihatsache — ihnen jemals sollte entgangen sein, anzu- 
nehmen, dafs sie erst durch den Scharftinn der Sonalisten darauf hin* 
gewiesen werden mufsten, das scheint uns doch eine etwas zu weit getriebene 
Geringschätzung zu sein. Was haben die bürgerlichen Ökonomen in 
ihren Untenuchungen über Arbeitslohn, Kapital. Profit, Zins, Grundrente 
anderes versucht, als eben diese ökonomischen Erscheimmgen und das 
sie regehide Gesetz aus dem „beherrschenden £influis der PrivateligeQ' 
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■tninsordmuig", genauer aus der Konkurreia der Wareneigentiiiiief abzu* 
zuleiten? Und dabei sollten «e den alles überragenden Einfluß der Privat? 
dgentumsordnung übeiseheii haben? Erklärt z. B. nicht schon Adam 
.Smith mit dttrren Woiten,- dafs Profit und Grundrente reine Erzeugnisse 
der Eigentumsordnting seien und einen Abzug an der von den Arbeitern 
geleisteten Arbeit darstellen? Es stünde übel um den theoretischen 
Sozialismus, wenn er keine anderen kritiscbeA Leistungen aufzuweisen 
•hatte. 

Vielleicht sollen wir aber die angezogene Stelle aus einigen im 
Texte folgenden Sätzen heraus frei so interpretieren, als habe die kritische 
Xeistung nicht in dem Nachweis bestanden, dais das Privateigentum be- 
henscbenden Einliufs ausübe, sondern dals dieser Einflofs ein unheil^ 
voller aber kein fatalistisch unabänderlicher sei, weil eben das private 
In das kollektive Eigentum Junttb^gefÜhrt werden könne. Doch auch 
diese freie Interpretation führt auf Widersprüche. Um die verderblichen 
Wirkungen der heutigen Kigentumsordnung auf die arbeitende Klasse zu 
erkennen, dazu bedurfte es, da die Dinge seihst laut und vernehmlich 
genug sprat hen, wohl keiner allzu grofsen kritischen Arbeit; eine solche 
begimil erst mit der genaueren Analyse der ökonomischen That- 
sachen, diese Analyse, d. h. die Marxscbe Wert- und Mehrwerttheorie, ist 
aber, wie wir bereits h^irten, „einseitig" und durchaus keine Muster- 
leistung der Kritik. Ähnlich verhält es sich mit der BUnsicht, dals die 
I^vate Eigentumordnung kein unabänderliches Faktum sondern ein 
historisch wandelbares Produkt sei. Das Aufstellen so abstrakt-negativer 
Ciruntlsätze, bedeutet an und für sich auch noch nichts Grofses. Wohl 
aber darf die sozialistische Theorie das als kritische T>eistung für sich 
in Anspruch nehmen, dafs sie im Mechanismus der heutigen Konkurrenz- 
wirtschaft die Triebkräfte und Tendenzen entdeckt hat, welche mit un- 
bezwinglicher bliuLler Gewalt alle die \'orl>edingungcn zur schliefeUchen 
Sozialisierung der GeseUchaft schaffen. Mit anderen Worten: Die 
grofse kritische Leistung des Sodalismus besteht hier in der materiali- 
stischen auf die konkreten Verhältnisse der Gegenwart angewandte Ge- 
achichtsauffassung. Aber ebensowenig wie von der Mazxschen Wert- 
.theorie will Wagner etwas von dieser Marxschen Geschichtsintcr{)retation 
wissen. Denn „diese Leistung kommt indessen doch auf wenig 
anderes hinaus, als darauf, in ganz übertreibender Weise die technisch 
begründete Grofsbetriebstendenz zum alles bestimmenden ,.K,ntwickelungs- 
geset7." generalisiert und daraus mittelst einseitiger Anwendung der Me- 
thode der sj>ekulativen Deduktion und mittelst tendenziöser Verwertung 
historischer und statistischer Daten teils zur Unterstützung der deduktiven 
.Schlüsse, teSs zur induktiven Gewinnung gleicher Resultate eme Diagnose 
und „notwendige" Prognose und Therapie deduziert zu haben" {S. 240) 
Man mag die Sache also drehen und wenden wie man will, das was an 
.dem theoretischen Sozialismus giofe und originell ist ^ Maix' Wert* 
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theorie und materialistische GeschichtsaufTassung — wird von Wagner 
als „einteitig", „übertrieben*' oder mit anderen nissbaUgeiiden Adjek^en 
bei Seite geschoben. Was aber dann die „kritisdie Leistung eisten 
Sanges**, welche Wagner doch im Sosiallsinus aneriEennt, konstitnieren 

soll, bleibt in geiheiiDnisvolles Dunkel gehüllt. 

Indem wir uns das dem wissenschaftlichen SosiaUsmus gespendete 
],ob näher ansahen, lernten wir mgleich etwas von den „Nfängeln" 
kennen, die Wagner an (ieraselben auszusetzen hat Aber min würde sehr 
irren, glaubte man nun, irgendwo in den zwei Bauden eine einigermalsen 
eindringende Kritik, sei es der Werttheorie, sei es des historischen Materialis- 
mus zu finden. Absprechende Urteile, wie das oben zitierte, oder solche 
Apervüs wie auf & lo : „Das wichtigste davon (ntfmlich von den „neuen Dog* 
men'* der materialistischen Geschichtsauflassung) ist, dals df^ „Mensch** 
in psychischer, sittlicher wie physischer Hinsicht ausschlielslich das Pro- 
dukt ererbter Eigenschaften und der äufseren, d. h. in letzter Linie stets 
der wirtschaftlichen Umstände und Einflüsse sei," u. a. dgL können doch 
wohl als Kritik nicht gelten. Dafs der Mensch in seinem Charakter 
durch Abstammung und äufsere Verhältnisse bestimmt werde, ist wie auch 
Wagner weifs, ein schon recht trivial gewordener Satz des landläufigen 
Materialismus, der natürlich in seiner Einseitigkeit das Rätsel der lel>en- 
digen Individualität nicht zu erklären vermag. Dafs wieder von den 
äufseren Umständen die wirtschaftlichen Verhältnisse auf die Bildiuig 
des Individuums den gröfsten Einflufe üben, dttrfte ebenfalls keine sehr 
neue Wahrheit sein. So hat z. B. schon der alte Smith in vortrefflicher 
Weise ausgeführt, wie die ganze intellektuelle Entwickelung der Menschen 
je nach ihrer ökonomischen Situation, d. h. je nach der Art ihre Er* 
werbsarheit, notwendig differieren müsse. Das „Wichtigste" der mate- 
rialistischen ( 'esf^hichtsauffassung liegt nicht in solchen allgemeinen Ke- 
tlexi(nicn, sondern in der sehr wohl begründeten Ansicht, dafs die trei- 
bende Kraft des geschichtlichen Fortschrittes die Produktion sell)er ist, 
dafs die Entwickelung der Produktion mit der Kigentuuisordnung, iimer- 
halb deren sie sich bewegt, allmählich hi M^dersprtlche gerät, Wider- 
sprüche, die nur gelöst werden können durch die aus der Bas» der bis- 
herigen Eigentumsordnung organisch herausgewachsenen KJassenkämpte. 
Träger des Fortschrittes und der Revolution ist immer diejenige Klasse, 
die um ihre eigenen, unmittelbaren ökonomischen Bedürfnisse zu be- 
friedigen, die Eigentnmsordnung so umzugestalten strebt, wie es der 
Fortschritt der Produktion und die technische Entwickelung selbst ver- 
langt. Kevohitionär in diesem iSinne war die Bourgeoisie und ist heute 
das Proletariat. Indem die moderne Arbeiterschaft das Privateifjentum 
in das Kollektiveigentum fortzubilden Ijemüht ist, schafit sie dannt zu- 
gleich die Basis, auf welcher allein die ökonomischen Errungenschaften 
der bürgerlichen Epoche voll ausgebeutet werden können. Nicht die 
„Verteilung^' aUein, die lebendige Quelle, aus der alles zu VerteUende 
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herkommt, die Produktion selbst soll eine andere werden ; nur indem 
die Enterbten mit der Verteilung die Produktion umwälzen, kann ihre 
Erhebung aus der Aimut sogleich eioe Eihebmig at Wohktaad, Freiheit 
und ungeahnter Entwicketung Vevden. Die materiaHstische Gesduchts- * 
auflassung ist wesentlich eine bestimmte Theocie (icsp. Hypodiese) über 
die Wediselbesiehung zwisdien der Bew^ng der Produktion und der 
Eigentumsordnimg, weiterhin der politischen und Rechtsordnung über- 
haupt; sie behauptet eine allgemeine und durchgreifende Wechsel- 
beziehung dieser Faktoren, die sich dadurch herstelle, dafs die durch 
Produktionsstxife imd Eigentumsordnung ge^t bene ökonomische Lage 
der Einzelnen das Verhalten der Einzelnen als Klasse, ihre politischen 
Piiniipien, Bestrebungen, Kampie in letzter Reihe bestimme. Damit 
veigl^che man das „Widitigste", welches Wagpier unter den „neuen 
Dogmen" dieser Geschichtsanl&wwng entdedct hat 

Worauf reduziert sich denn aber die kritiacfae Auseniandersetnmg 
mit dem Sozialismus, wenn Werttheorie und Geschichtsauffassung nur so 
obenhin gestreift werden? Auf das Bemühen, die thatsächliche »,Aus- 
sichtslosigkeit" des sozialistischen Umwälzungsstrebens darr.uthnn. Wirk- 
sam kann aber der Sozialismus, der eine wirtschafthche Uberzeugung 
darstellt, nur auf wirtschaftlichem Gebiete selbst kritisiert werden, und 
zwar dadurch, dafs man den positiven Nachweis unternimmt, die von 
ilun erstrebte bicigerung der i'ruduktion lasse sich ebenso oder doch 
annähend auch im Rahmen dar .privaten Eigentnmsordnung durch- 
fuhren. Nur in diesem Falle nämlich wäre es möglich, den gesdlschaft« 
liehen Reichtnm soweit lu erhöhen» dafi bei Aufrechterhaltung von 
Profit, Zins, Grundrente die arbeitenden Klassen eine einigermaisen an- 
ständige und gesicherte Existenz, wie sie von ihnen leidenschaftlich ver- 
langt wird; erhielten. Eine Kritik, welche diese Möglichkeit nachweist, 
eine praktische Politik, welche diese Möglichkeit realisiert, wären even- 
tuell im Stande, die Bewegung der Arbeiter in andere Hahnen zu lenken 
und so noch für längere Zeit das Bestehen von Privateigentum und 
Wareuproduktion zu sichern. Aber bei Wagner hnden wir auch nicht 
emmid Ansätze zu solctor Krhik. Brentano, v. Schultze-Gävemilz oder 
gar Losdi sind, wenigstens so weit das Produktionaqproblem in Frage 
kommt, wahre Revolutionäze ihm gegenüber. Sie sind sich doch über die 
kolossale Kluft zwisdien dem Reichtam, weldien wir bd der heutigen 
Stufe des technischen Wissens und K^tamens an und für sich zu pro- 
duzieren vermöchten, und dem Reichtum, welcher thatsächlich produziert 
wird, im klaren. Mit Bewufstsein vertreten sie den grofsindustriellen Rtnnd- 
punkt und wollen dem erbärmlichen Schlendrian des Kleinbetriebe 
energisch an den Leib. Nichts davon, ja geradezu das Gegenteil bei Wagner. 

tritt, wo er sein eigenes Programm entwickelt, für gleichmäfsigere 
Verteilung des Einkommens und Konservierung des Kleinbetriebes ein. 
So heiist es S. 744 : „Die Stärkung schwacher Beruftstände, die Erhaltung 
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der kleinen und mittleren Untemdiimttngen und Unternehmer, die Ver> 
htttung oder doch Erschwerung ihrer Aufsaugung durch die stärkeren 
Elemente, durch Grofsbetrieb, Grofsk^ital, Grofsgrundbesitz dtent ähn- 
lichen (von Wagner als soziale Panazee gefeierten)) Zwecken. Sie 
hat . , . durch entsprechende Gestaltung des agrarischen , gewerb- 
lichen .... Rechts usw. 7\\ pesrhehcn." Ganz im Kinklnng damit <;teht 
die skeptische Art, mit welcher Wagner immer vor der l berschätzuncj 
der technischen Errungenschaften warnt, freilich ohne Belege für seine 
Skepfiis beizubringen. 

Wagners Kritik des Sozialismus ist ihrem Wesen nach überhaupt 
nidit Ökonomisch, sondern — psychologisch. Jene Grundfiage, ob diic 
Lähmung der Produktion durch die Absatstockungen und Kleinbetriebe 
im Rahmen der heutigen Gesellschaftsordnung gehoben werden kann, 
wird bei ihm gai nicht aufgeworfen. Und doch ist dies der entscheidende 
Punkt für jeden, der gegen den Sozialismus emsthaft polemisieren will. 
Die deduktive psyt hologis« lie Methode, deren sich ^^'n^::ners „Antikritik" 
fast .Tussrhliefslich bedient, hat freilirli den \"or2Ug sehr viel gröfserer 
Einfa( hheit. Und /videm gibt es gegen einen solchen Beweis keine Aiipel- 
lationsmstanz , was als ein Widerspruch zur „menschlichen Natur" aufge- 
zeigt werden kann, scheint damit definitiv für alle Zeiten beseitigt. 
„Ks liegen hier", erklärt Wagner in der Einleitung (S. 13 u. 14), „gerade 
für den Sostalismus in Bezug auf die Freiheit und die Durcbfittmug der 
geplanten WirtschaAsorganisation nicht nur praktische, ökonomisch*tech- 
nische, sondern psychologische Probleme ersten Ranges vor. Mehr 
an diesem Umstand, weil er in seinen Gemeineigentums- und Wirt- 
srhaft sorpanisations-Plänen j)s yr h o 1 og i sc h höchst schwieriges, ver- 
innthc h unmögliches verlangt, als an den ja sicher auch vorhandenen 
ukonomisrh-technischen Schwierigkeiten möchte er seheitern . . . Diese 
psyt;holügi.sche Seite des ganzen Troblcms ist aber doch gerade etwas, 
woran eine theoretische, eine wissenschaftliche Erörterimg nicht vorbei- 
gehen, sondern womit sie sich allem «ivor beschäftigen muss . . . Mit 
dem blofsen Hmweis auf die Evolutionstheorie und auf die .^Ergebnisse'* 
... der „materialistischen Geschichtsauffassung** whrd diese psycho- 
logische Aufgabe nicht gelöst, sondern nur umgangen. Flic Rhodus, hic 
saltal Das mufs sich der Sozialismus, welcher als „Wissenschaft*' gelten 
will, entgegenrufen las-sen, sonst sind und bleiben seine „Argumente" — 
Behatiyitungen, seine ..wissenschaftlichen Lehrsätze" — ('•laubens.sätze, 
Dogmen . . . ., weli he psychologisch betrachtet an das alte . . .' 
credo, <iuia absurdum erinnern." 

Nach dieser Ankündigung mufs man wohl auf die psychologisdie 
„Antikritik** Wagners gespannt sein. Und worin besteht sie? Durch 
psychologische Analyse des modernen Menschen kommt er zu dem 
Schlüsse, dafe dieser, wenn auch sonalen Regungen augänglich, im wirt- 
schaftlichen Leben hauptsächlich durch das btofse Streben nach Eigen* 
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erwerh, also durch ein rein egoistisches Motiv bewegt werde. M»in 
könne nun nicht annehmen, dafs dieses egoistische Verhalten mit einem 
Schlage sich umgestalten werde, die „menschliche Natur" sei ziemlich 
unveriKiideflich und lasse sich auch vom Sozialismus nicht mit einem 
Male auf den Kopf stellen. Also: Egosmus als konstanter Faktor der 
M«ischennatur kontra Sozialismus. 

' Nun könnte ein anderer „Psychologe" durch Betrachtung der mo- 
dernen Gesellschaft allerdings leicht zu einem en^^engesetzten Schlüsse 
kommen, dass nämlich der unmittelbare ökonomische PrivateL'nismus 
xmter Umstanden ein recht varial)ler Faktor der „Menschennatur" sei. 
Denn wie sehr ist diese Art des Egoismus innerhalb der Arbeiterschaft 
bereits jetzt durch die jjolitischen und gewerkschattlichen Arbeiterorgani- 
sationen eingedämmt^ eine Eindämmung, die noch vor wenigen Menschen- 
altem auf Grund der „psychologisch-deduktiven Methode" wahrsdieinlich- 
als utopisch eiklärt worden wäre. Warum sollten also in Zukunft nicht noch 
viel gröfsere Eindämmungen sich als möglich erweisen? Mag das übrigens 
sein, wie es will» vor allem muft man fragen, ob der Sozialismus wirk- 
lich einer Umwandlung der egoistisch en in eine altruisti- 
sche Mensrhennatur, oder ?nr einer plötzlichen derartigen 
Umwandlung, wie es Wagner l,' mbt, bedarf? ^^ o sind seine Be- 
weise dafür, dafs die neue tiescllschaft ,,(iie höchste Selbstverleugnung'* 
(S. 132) voraussetzt, „ohne Krompromisse mit dem Individualprinzip 
glaubt auskommen zu können" (S. 23) usw. usw.? Von den Gegern ist 
das irtther ja allerdings oft genug wiederholt, und Schäffle's ,,Quintessens 
des Sozialinnus** hat mit dieser „psychologisch-deduktiven" Axgumentation 
nodi grofsen Eindruck machen können. 

Erste Regel einer ernsthaften Polemik ist es doch wohl, dafs 
man nicht dies und das aufgreift, was von den Angehörigen einer Partei 
gelegentlich geschrieben und gesagt wird, sondern dafs man sich an die 
grundsätzlichen Ausführungen der besten \'ertreter hält. Und da erscheint es 
von vornelierein als ausgeschlossen, dafs Keiner der sozialistischen '1 heo- 
rcükcr auf eaicu so naheliegenden Einwurf gestofsen wäre. Kein Mensch 
konnte sie doch hindern, ebenso wie Wagner psychologische Studien über den 
großen Egoismus der Menschennator anzustdlen, tmd sich davon zu über- 
zeugen, dafs dieser Egoismus die gewaltige Kraft Ist, welche dasRädeiweik 
der medianen Gesellschaftsmaschine im Grunde treibt Und da sollte ihnen 
nicht der Gedanke gekommen sein, dafs auch die sozialistische Gesell- 
schaft, unmittelbar aus der modernen herauswachsend, die l'riebkiaft des 
Egoismus anspannen müsse , wofern sie nicht in Stücke auseinander 
fallen will? Zum Beweise, ^^ ic nüchtern man in dieser Beziehung denkt, 
möchte ich mir erlauben, Wagner auf die vorzüglichen Ausführungen 
über den „Zukunftsstaat" in Kautsky's „Erfurter Programm" (^Stuttgart 
1892; besonders S. 153 ff.) hinzuweisen. Aber frcihch auch Kautsky 
gehört ja zu den Jüngeren sozialistischen Theoretikern", die nach 
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Wagner „im ausgeprägtesten und ungünstigsten Mafsc, litterargeschichtlich 
betnurhtet, den Charakter des blofsen Epigonentums, einer Schule 
ja eiDer „TerachulteB Sekte" haben. Nun, wenn Wagner Kautritj als 
Zeuge nicht Tornehm genug sein sollte», so wird er jedenftlls doch gegen 
Man nichts einzuwenden haben. Und Man hat nachweislich das klante 
Bewufstsein darüber gehabt, dals der Sozialismus ach notwendig der 
historisch determinierten menschlichen Natur anpassen und den 
privaten Enverbsegoismus, der sich eben nicht mit einem Male weg-- 
dekretieren lasse, systematisch in Dienst nehmen miisse. Wäre der So- 
zialismus nur auf dem Fundamente einer diesen Egoismus ausschliefsen- 
den „Selbstverleugnung*' möglich, wie Wagner meint, so hätte ein ^ 
diurchaus realistischer Geist wie Marx sich von ihm als einer Utopie 
sicherlich bald abgewendet Doch hiteen wir Man selbst. In den 1875 
verfassten ««Randglossen zum Programm dar deutschen Arbeitetpartei" 
(abgedruckt im Jahigang DC der ,pNeaen Zeit*S Stuttgait 1S91) sagt er 
unter anderem: 

„Womit wir es hier zu thtm haben, ist eine kommunistische Gesell« 
Schaft, nicht wie sie sich auf ihrer eigenen Grundlage entwickelt hat, 
sondern umgekehrt, wie sie eben aus der kapitalistischen (iesellschaft 
h t r , ! 1 r g e h t ; die also in jeder Beziehung, ökonomisch, 
s i i L 1 1 c h , geistig noch behaftet ist mit den Muttermalen 
der alten Gese llhchaf t, aus deren Schofs sie kommt. 
Demgemäfs erhSlt der einzelne Produzent — nach den 
Abzügen (ftir Produktions- und öflTentliche Zwecke) — exakt zu- 
rück, was er (m Fcwm v(mi Aibeitsleistungen) ihr (der Geadbdiaft) 
gibt .... Es henscht hier offenbar dasselbe Prinzip, das den 
Warenaustausch regelt, soweit er Austausch gleichwertiger (Waren) ist. 
Inhalt und Form sind verändert, weil unter den veränderten Umständen 
niemand etwas geben kann aufser seiner Arbeit, und weil andererseits 
nichts in sein Eigentum übergehen kann, aut'ser individuellen Konsuni- 
tionsTnitteln. Was aber die Verteilung der letzteren unter tlie einzelnen 
Konsumenten betritlt, herrscht dasselbe Prinzip wie bei Austausch von 
Walenäquivalenten, es wird gleichviel Arbeit in einer Form 
gegen gleichviel Arbeit in einer anderen umgetauscht** 
Das will sagen: der private Erwerbsegoismus bleibt bei der Pro* 
duktion ebenso engagiert wie bisher. ,,I>ieses gleiche Rech^, heifit es 
dann weiter, „ist noch mit einer bürgerlichen Schranke be- 
haftet... Aber diese Mifsstände sind unvermeidbar in der ersten 
Phase der kommunistischen Gesellschaft, wie sie oben nus 
der kajjitalistischen Gesellschaft nach langen Geburtswehen hervorgegangen 
ist. Das Recht kann nie höher sein als die ökonomische Gestaltung und 
dadurch bedingte Kulturentwickelung." Erst auf viel höhereu Stufen 
würde auch ein besseres Recht, das etwa jeden ,,uach seinen Fähig- 
keiten'* anspannt, und ein Verteihmgsprinzip, das allen t^mik ihren Be* 
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dürfnissen" Güter zuteilt, von der sozialistischen Gesellschaft eingeführt 
werden kr>!n!en. 

Kaim cm Sozialist deullirher das (iegenteil von all den Utopistereien 
sagen, welche Wagner den Sozialisten als ihre Meinung unterschiebt? 
Kann man nachdrücklicher die Kontinuität der geschichtlichen Ent» 
Wickelung bei aller revolutionären Form derselben betonen, kann die 
Selbstverständlichkeit, dafs die neue Gesellschaft mit dem überlieferten 
Menachenmaterial redinen und den Erwabsegoiamus desselben durch die 
Art der Verteilung als Triebfeder der Produktion rege halten muls, noch 
mehr hervoigehoben werden? 

Die ganze psychologische Argumentation Wagners, der den Sozia- 
lismus nur unter der Voraussetzung einer radikalen und plötzlichen sittlichen 
Uniwandlung für nioglic h und darum überhaupt für umiioglich hält, fällt 
davor in nichts zusammen. Wollte er schon auf diesem Wege etwas 
ausrichten, so hätte er den Beweis liefern müssen, dafs die \on Marx 
hier vertretene» den E^ismus immer solIi«tlerende Verteilungsart in 
einer sozialistisch organisierten Gesellschaft nicht statthaben kdnne. 
Ejn solcher Beweis UUst sich nun freilich nicht fuhren und Wagner hat auch 
nicht einmal den Anlauf dazu genommen. Bei alledem war ab^ der 
Marxsche Aufsatz — diese bündigste Widerlegung Wagners — dies«n 
sehr wohl bekaimt. In einer Anmerkung ('S. 128) weist er mit ein Paar 
Worten ausdnicklich darauf hm: „Allerdings sehen das (nämlich die 
Unmöglic hkeit, die Menschen mit einem Ruck zu Vollblutsozialisten zu 
macheu) Männer wie Karl Marx wohl ein. S. z. B. seine bemerkenswerten 
kritischen Ausführungen über das \'erteilungsprinzip in der sozialistischen 
Gesellschaft, in der Kridk des Gothaer Programms („N. Z." Bd. IX). Erst 
später könne es heifsen: Jeder nach seinen Fähigkeiten» jedem nach 
seinen Bedürfnissen." Eine leicht vorüberhuschende, auf den realen, 
Wagners Polemik zu Boden sdHagenden Inhalt der Marxschen Arbeit 
gar nicht eingehende Anerkenitungi das ist alles. Und eine Seite darauf 
heifst's bereits wieder : ,,Da geht in der That die materialistische Psycho- 
logie des Sozialismus (welche die Variabilität der Mensi hennatur durch 
den Einflufs ätifserer Verhältnisse überschätze) ins utopische und hyper- 
ideologische über . . . Auch Karl Marx kommt hier über die 
Befangenheit des vulgären Sozialismus nicht hinaus, wie 
seine in der ^fote auf S. laS zitierten Äufserungen zeigen.** 
Eine merkwürdige Art» den Gegner bald mit Anerkennung» bald mit 
Tadel zu streifen» wo man ihn kritisieren soBI 

Die sozialistische Gesellsdiaft, eben weil sie die entgegengesetzten 
Klasseninteressen der Einzelnen aufhebt und doch ihr egoistisches Er- 
werbsinteresse in Dienst zu nehmen vermag i'so lange es nötig), wird 
aller Voraussicht nach unendlich weniger „Opfer" und „Selbstverleugnung" 
der Individuen zu ihrem Bestehen nötig haben als jede frühere Gesell- 
schaftsordnung, die auf der Ausbeutung der Massen beruhte imd 
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diese ihre traurige Realität idt-cll durch eine cntsprcchendt* ,.1'riii hteu- 
uud Entsagungsichre" crgän/in inulste. Heroismus und Aulo|ilcruijg 
sind notwendig, solange der SomKsmits als ecdesta milttans mit den 
herrscheaden Klassen in heitsen Kftmpfen ringt, der siegrcidie, der eta> 
blierte Sonalismus kann ihrer entraten. Aber dieser notwendige 
Opfennut ist absolut kein hyperideologisches Phantom des Glaubens» 
sondern allerrealste Wiriüichkeit. Bereits heute hat die Macht der Ver- 
hältnisse einen Ocraeinsinn im Proletariat heraiigezüchtet, der, in unzah- 
ligen ( )})fern Tncr fiir Tag sich übend, vor keiner Last des Kampfe» 
mehr ^urut k.schjxrkt 

Ncl>en der Dokirm «io KguiÄiiiju.s ist es die des Maltliuaianis- 
mus, aus welcher die VVagncrsche „Widerlegung" der Sozialdemokratie 
ihre Argumente schöpft. Auf Grund „psychologischer" Betrachtungen er- 
gibt sich nämlich die Wahrscheinlichkeit, dafs die Menschen in einer 
sozialistischen Gesellschaft mindestens mit derselben Intcnsitüt an der 
Fortpflanzung ihres Geschlechtes arbeiten würden wie heutzutage. Die 
Sozialisten behaupten nun nach Wagner, dafs eine „grofse Volks/.unahme" 
nur „auf tlt in Hoden unserer heiUigen Ree htsordnung**, nicht auf dem 
Boden einer koinmunisiisrben . Bedenken erreije .... Proletariat sei 
eine Folge unserer Rechts- und W ittsc h nhalttiisse, ni< ht eine (ie- 
fahr, welche das in der Bevulkeruiigsl>cwvguag luiuspickadc lHcblcl>en 
schon an sich überall imd immer mit sich führe*'. „Diese durchaus opti- 
mistische Auffassung, ßUut Wagner foit, halte ich für die zweite 
grofse Irrlehre des Sozialismus, neben der früher besprochenen 
pf^chologischen hinachtlich der Motive des wirtschaftlichen Handelns, 
von welcher sie freilkA in einer Hingeht nur die Konsequenz ist" 
(S. 448X Nur wenn man Utopistisch an eine Umwandlung der Menschen- 
natur glaube, könne man die grofse Schwierigkeit der Revölkerungsfrage 
gerade in einer sn/ia1istisrhcn Gescllsrhaft verkennen. 

Es i^cnutji .luch hier an den oben zitierten Aufsatz von Marx zu er- 
mnem. Wenn die sozialistische (jest;U.H«.;lKiÜ auf abhchbaic Zeit hin die 
einzehien Bürger nach Mafsgabe der von ihnen geleisteten Arbeil eat- 
lobnen wird, wie Marx es auf Grund der gegenwärtig bestehenden In- 
stitutionen voraussieht, was ändert sich dann dem heutigen Zustand 
gegenüber? Warum sollte eine solche Organisation, wie Wagner es be- 
hauptet, notwendig „auf Vtrmindemng des VerantwortÜchkeit.sgefuhls 
für Kinderzeugung" hinwirken. Das Mafs, in welchem eine sozialistische 
Gesellschaft die Kosten der Kinderer.^iehung den einzelnen Fitem ab- 
nimmt, ist von dieser ( leso'lsehrift do( Ii natürlich selV>st /u bestimmen. 
Und was hindert sie da, falls sie si«,h durch ein zu rast, lies Tempo der 
Volksverraeliruag jcmaLs bedroht fühlen sollte, die einzelnen ülicru öko- 
nomisch immer schärfer Air die Erhaltung ihrer eigenen Kinder haftbar zu 
machen und so ganz dieselben Repressalien, die in der heutigen GeseV> 
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j<rhaft die Kinderzeugung hcsrhränken, wied« dnzuseuen? Freilich ohne 
den Jammer, der heute damit verbunden ist 

Dies gilt aber selbstverständlich nur unter der Annahme, dafs bei 
sozialistischer Organisation die VolksvermehriiniLj eventuell den Volks- 
wohlstand wurde bedrohen können, Ks wird dabei die inalthnsianisrhe 
Voraussetzimg gemacht, dafs die Produiviivität der Arbeit bei wachsender 
Zahl der Arbeiter relativ abnehmen müfste. Wenn di^s nicht blofse 
Voraussetzung bleiben soll, so hätte mindestem» aus der Produktions- 
statistik der heutigea Gesellschaft etn solches Verhältnis von • Arbeiterza^l 
und Produktivität der Arbeit nachgewiesen werden müssen. Ein 
Nachweis, der noch niemandem gelungen ist, und den ^^'agner gar nicht, 
einmal versucht. Dem Malthusianismus, sofern er seine düsteren Pau- 
perismtisprophezeihungen auf die mit der Arbeher/ahl nneeblich ab- 
nehmende Produktivität der landw nts( haOHehen Arbeit stut/eii möchte, 
köimen indessen — von aller Staustik nor h umq/ abgci>elirn — folgende 
ebenso emfaehe als schlagende Einwände entgegen gehalten werden: 
1) Wenn die Menschen, wie Malthus sagt, *Mdi in ge<mietriscber Prpr 
portion, vermehren sich da die ihrer Arbeit unterworfenen Organismen, 
Zuditvieh und Fnichtköraer, augenscheinlich nicht ebenfalls in geomct« 
trischer und zwar sehr viel rascherer Proportion? 2) WenQ, wie allbe- 
kannt, in der ganzen bürgerlichen Entwickeln ; - 'ie Zahl der Land« 
arbei-ter gegenüber den in Handel und Industrie Beschäftigten stetig zp- 
zückgegangen, ist (hs nii ht ein entscheidender Heweis dafür, dafs bei 
andauernder Volks^unahme der Nahrurgsbedarf durch einen imnier 
kleineren Bruchteil der gesellschaftli( hen ( u s.init.nlieit hergestellt worden 
ist, dafs also die l'iodukUvitat dci agrikuliuiellen Arbeit bei steigender 
Volksvermehiung andauernd zugenommen hat? 3) Wird nicht, ange- 
nommen selbst diese Produktivität würde später langsamer wachsen» 
stille stehn oder gar zurückgehn, die Produktivität der industriellen 
Arbeit allem Anschein nach in absehbarer Zeit immer weiter steigen, 
wird also eine sozialistische Gesellschaft nicht einen etwaigen Rückgang 
jener agrikulturellen Produktivität sehr leicht dadurch weit machen 
können, dafs sie die in der Industrie alljährlich neu ersjiarten Arlveits- 
kräfie dem I,arull)au zuführt? Das Risiko, dafs die Vo]ks\ crniehrvuig 
einer sozialisti»» hen Organisaiion in absehbarer Zeit peialu h wt rden 
köimte, scheint also — die Möglichkeit von Repressalien noch ganz 
aufser acht gelten — recht gering. Argumente gegen den Sozialis- 
mus lassen sich ntm ganz und gar nicht daraus schmieden. 

Ehe wir den G^enstand verlassen, müssen wir aber noch kurz kon- 
statieren, was Wagner über dieStellungvon Marx zum Malthu^ani»nus 
zu sagen hat. Auf S, 458 heifst es: „Oder man gab höchstens zu, wie 
seitens Marx u. a., das Malthussche Gesetz gelte nur unter 
unserer heutigen p r i v alk a p i t a1 i s t is r h e n W i r t s e h a ft s - 
Ordnung, nicht allgemein." Auf 461 erfahren vvu: dagegen, 

3V* 
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dafs die Streichung des I -assaUescheu ehernen LohngeseUcs im Erfurter Pro- 
gramme „auf Anregungen von K. Marx" erfolgt sei, „filr dessen Standpunkt in 
der Bevötkenmgslehre es duuakteristtsdi ut, dftb er in jenem Lohngesetz nur 
eine Anerkennung der Malthusschen Lehre sieht, weshalb (sie!) er das 
Vorhandensein jenes Gesetzes läugnet Sei die Malthussche 
Theorie richtig, so könne man das Lohngesets nicht aufheben, auch wenn 
man die Lohnarbeit aufhebe, denn dann beherrsche das Gesetz nicht 
nur das System der Lohnarbeit sonders jedes gesellschaftliche System 
(Marx* Aufsatz m Bd. IX d. „Neuen Zeit")". Also n^rbdera uns der 
Verfasser auf S. 468 beiläufig erzählt hat, Marx cikeane die Cieltung 
des Malthusschen Gesetzes nicht allgemein, wohl aber für die biu-gerliche 
Gesellschaft an, erklärt derselbe Verfasser auf S. 461, Man veiwerfe 
Laasalles für die bürgerliche Gesellschaft angestellte Lohntheorie, weil er 
(Marx) die Malthussche Lehre allgemein, mithin auch ihre Geltung in 
der bürgerlichen Gesellschaft bestreite. Fast in demselben Atemzuge 
werden Marx zwei diametral, entgegengesetzte AufTa-ssungen untersgeschoben, 
und zwar ohne dafs der Widerspruch derselben bemerkt wirdl 

Die Stellung, welche Marx in dieser Frage wirklich einnimmt, ist bei 
alledem ganz klar und uu „Kai)ital " vollkommen scharf prii/isiert. VS er eme 
„Gclttmg des Malthusschen Gesetzes" in der heutigen VV irtschaftsordnung 
beluiuplet, bekeuui sich damit iuipli/.ite zu der Lehre, «iafs die Be- 
wegungen des Lohnsatzes um das Existenzminimum, als ihrem Centrum, aus 
den Bewegungen der Volksvermehrung, aus dem Tempo, in welchem 
die Arbeiterschaft sich fortpflanat, z\x erldären seien. Marx aber hebt in 
scharfem Gegensatze zu dieser Auf&nung, welche den Arbeitern die 
Verantwortung für die Niedrigkeit der Löhne zuschieben möchte, den 
wirklichen Zusammenhang hervor, er zeigt, dafs nicht die Geburtenziffer 
der Arl)eiterkla.sse, sondern das je nach der Marktlage und dem tt-chnisrhen 
Fortschritt sprunghaft wechselnde \'erwertungsl)ediirfnis des Kapitals «.lie 
Lohnschwankungen und die Niedrigkeit des Lohnsatzes begründet. Ks 
blieb Wagner unbenonunen, gegen diese Marxsche Theorie zu polemisieren, 
ja er wäre als Vertreter der Malthusschen Ansicht dazu verpflichtet ge- 
wesen. Statt dessen erklärt er, wie wir sehen, Marx selbst habe iimer« 
halb der bürgerlichen Gesellschaft die Geltung der Malthusschen Doktrin 
anerkannt! Eme Erklärung, die bei ihm zum Überflüsse unvermittelt neben 
einer Erklärung des Gq;enteils steht. 

Danach darf es ut)s nicht mehr wundem, wenn Wiener den alieu 
Irrtum,dafs die NIarxsche Wcrtlehre das Fundament, gewissermassen die 
wissenschaftliche Rechtfertigung des Sozialismus sei, wo die Gelegenheit 
sich bietet, wiederholt ('so z. B. S. .^22) und dieser 'I heorie wohl aiu -i 
etwas am Zeuge zu tiicken sucht, weil sie die Arbeit des Kapuali^icu 
ignoriere. Brauchte es wirklich die Werttheorie, um die Arbeiter davon zu über- 
seugen, dafo das Kapital ihre Kraft für sich ausbeute? Wohl kaum. Die 
Werttheorie ist nur ein genial erdachtes Mittel, den Mechanismus der gqien* 
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wäriigeu GeselliKihaft gründlichst klarzulegen, und jede solche Klarlegung 
ma(s einer Partei» die gegen diesen Mechanismus ankämpft, natürlich 
aufserordenüidi föiderlich sein. Aber eine „Begründung" des Soadalismus 
(S. 322) kann und will die Werttheorie als solche nicht geben. Höchstens 
liefse sich doch eine ethische Begründimg A U Proudhon (ein durch An- 
eignung von Mehrwert entstehendes Eigentum sei „Diebstahl") aus ihr her- 
ausdeduzieren, aber welche Beweiskraft hat die blofse Ethik in dem 
Kampf sozialer Mächte? Der Xachweis, dafs die Kräfte der heutigen 
Gesellschaft nntwemlig an ihrer eigenen Zersetzung arbeiten und d;ts 
Proletariat unaulhaitsam zur kollektivistischen Umbikliuig der (iesellschaft 
hindrängen, das und keine noch so scharfsinnig ausgesponnene Wert- 
theorie ist die wirkliche Begründimg des Sozialismus. Wie oft ist dieser 
einfilche Sachverhalt bereits hervorgdioben worden, und wann wird er 
endlich auch in die „Grundlegungen der politischen ÖkontHuie" Eingang 
finden? 

In jenem bereits zitirten, 1875 dem Gothaer Programmbeschlufs 
niedergeschriebenen Aufsatz, in dem Marx ausführt, wie die „Verteilung 
im Zukunftsstaate" an den imtcr dem heutigen Lohnsystem herrschenden 
Verteil ungsinodus anzuknüpfen haben werde, resümiert er sich dem be- 
tretTerulen Passus des ( »othaer Programms gegenüber dahin: ..Abgesehen 
von dem bisher Entwickelten war es überhaupt lehlerhaft, von der sog. 
Verteilung Wesens zu machen und den Hauptakzent auf sie zu legen. 
Die Jedesmalige Verteilung der Konsumtionsmittel ist 
nur Folge der Produktionsbedingungen selbst .... Sind 
die sachlichen Produktionsbedingungen genossenschafUiches Eigentum der 
Arbeiter selbst, so ergibt sich ebenso eine von der heutigen verchiedene 
Verteilung den Konsummittel. Der Vulgärsozialismus (imd von ihm 
wieder ein Teil der Demokratie) hat es von den bürgerlichen 
Ökonomen übernommen, die Distribution als von der 
Produktionsweise unabhängig zu betrachten und zu be- 
handeln, daher den Sozialismus als hauptsächlich um die 
Distribution sich drehend darzustellen. Nachdem das 
wirkliche Verhältnis längst klargelegt, warum wieder 
rückwärts gehen?** Das was Marx im Jahre 1875 bereits als eben 
von dar Sozialdemokratie überwundenen Standpunkt bezeichnen konnte, 
erscheint in Wagners Buch vom Jahre 1893 noch immer als die Quint-> 
essenz der sozialdemokratischen Lehren. Nachdem er seine eigenen 
Wünsche hinsichtlicli der Einkommensverteilung entwit kelt hat, erklärt 
er auf S. 750 wortlich: .^Das Wertverteihmgsprobiem darf wohl gegen- 
wärtig fast noch sie) als das wichtigere dieser beiden Hauptprobleme gemeint 
sind das Verteilungs- und das Produktionsproblem) der Volkswirt- 
sc haft beze ichuet werden. Der ökonomische Sozialismus 
hat das Verdienst, es in den Vordergrund geschoben zu 
haben. Aber er hat dabei den innigen Zusammenhang 
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beider Probleme zn sehr hintan ijesetzt". Man mufs diese 
Censur. um sie ri( htig zu würdigen direkt nach den eben zitierten Marx- 
scheu Aufstrungeu lesen. 

Erst Wagner hat jene Linseitigkeii ties Sozialismus als „Staats- 
sözialist^', der „absichtlich (sie) eine Mittelstellung zwischen den Ex- 
tremen des reinen Individualismus . . . und rdnen Sozialismus . . ." 
($, 748) einnimmt, glttcklich überwunden ; er ßLhrt darum an der zitierten 
Stelle fort: „Dieser (der Zusammenhang) ist im Vorausgehenden demgemäls 
überall hervor [gehoben. Damit ist zugleich die Grundlage Air die 
volkswirtschaftliche Ikurteilung des Kechtsinstituts des Privateigen- 
tums gewonnen worden." Was enthielt aber das ..Vorausgehende'*? 
Eine Auseinandersetzung d.intbfr, was der X'erfasscr an Stelle der von 
iinn ki itist Ii \ cruichteten ^o/ialisUsülien l- ordei un^en sot/en \\ iil, den |K7si- 
tivtrn Teil >cines sozialpoliUDchen Programmes. Da.sselbe .'.jjricht indessen 
nur Wünsche und zwar aufserordentlich fromme Wünsche aus: Wir 
hören dort, dafs die „Klassenschichtung*' auf niederen Stufen tech> 
nischer Entwidcelung ein starker Hebel kulturellen Fortschrittes gewesen, 
dafs aber bei der heute erreichten Stufe eine gleichmäftigtteKe Ein* 
kommensverteilung ohne Schädigung der Wirtschaft möglich sei; dals 
tm.sere Zeit gerade in dieser Frage die „Eolgerungen aus dein anerkannten 
Hanptgrundsat/. der Rechtsordnung;, der persönlichen Freiheit und 
der (> ieichbereeht ig ung" (S. 685 zu ziehen habe^ dafs das heute 
anerknnnte „Recht auf Kxisten/'" einen „ungelu urrn . . . Eort.schriti der 
Gesittung, welcher .sich uniei dein Einflub chri.sthcher Anschauung mit 
vollzogen hat", darstelle; dafe für Ausnahmsfilte dn gewisses „Recht auf 
Arbeit", welches bereits das preufsische Landrecht formuliere, einzu- 
führen sei (eventuell „gemildert** durch Heiratsbeschtänkungen und Ein- 
engung der Freizügigkeit); dafs endlich die Gesamtheit der sozialpolitischen 
Aufgaben durch gutes Koalitionsrecht, Arbeiterschutz, durch Verstaat- 
lichung von Produktionsbetrieben, eine auf Ausgleichung der Gegensat/e 
gerichtete ,.so/i,ile Steuer- und l'inrm/politik'*. sowie durrh die von uns be- 
reits L Twainui st;j;if liehe „Stärkung s< hwacher Benitssiande 11. s w." sre- 
lost w erden kuiaite. Wagner hält es ..nicht für uniuoglieh" dur( h solche 
Eingiille in das heutige X'erteilungssystem „die kleinsten Eiakuimnen in 
Deutschland, z. B. die bis 300 Thlr., trotz der Millionen der Perzipienten, 
um ein Drittel zu steigern'' (S. 713;. 

Der Wunsch, die schreiendsten Ungerechtigkeiten der heutigen 
Ökonomie zu mildern, ist an sic h sehr ehrenwert, niemand wird das \er- 
keiiru n. Wetm aber Wagner den Sozialisten vorwirft, sie vemaehlassigten 
das Produkt ionsprobl cm, sie setzten sich über alle entgegenstehenden Be- 
denken mit einein ., ^hstrikt-absolutcn Prinzij)", ohne Verständnis für die 
wirklichen F^ntwi<:keluni;^tendenzen, hinweg, wenn er endlich \<v\ sich 
selbst behau|>tet, er habe in seinen Ausfuhrungen den Zusammcun.mg 
von Produktion und V'eneilung hervorgehoben, so wird man von der 
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Anerkennung wieder in die Kritik hineingetrieben. Das Hervorheban 
jenes Zusammenhanges bei Wagner besteht nämlich darin, dafs er wieder« 
holt behauptet, die Einkoramemvertcilung auf dem Boden der heutigen 

WarcnitKidukiion dürfe nicht soweit verändert werden, dafs diese 
Warenproduktion selbst dadurch an ihrer Ertr i^sfähifikcit Kinbnfse er- 
leide I)as ist nhcr tlorh wohl für jeden bürgerlichen Su/.iairctornier 
etw.is st ll)stv«>rsi;viiillichcs, mehr habe ich indessen über den fraglichen 
Punkt in all den l'aragraphen nicht zu entdecken vermocht Von dem, 
was man nach Wagners Äufseiung erwarten sollte, nämlich von einer 
Untersuchung» wie gesteigerter Arbeiterschutz und erhöhter Lohn auf die 
Vernichtung des Klein*, die Ausdehnung des Grofsbetriebes wirken müfste, 
wie die durch den Grofsbetrieb gesteigerte Produktivität und ein erhöhter 
Lohn den Warenabs^itz beeinflussen k«innte, ob auf diesem Wege 
eventuell eine gewisse Kinschrankung der Absatzstockung und somit eine 
mehr ^^csirhcrte Lebensstellung der Arbeiter /x\ erzielen sei, davon und 
von ahulu hen Fragen ist nirgends die Rede. Ja, so wenig ist sich 
Wagner trotz seiner Versichenmg des Zusannnenhanges zwischen Pro- 
duktion und Verteilung bewufst, dafs er auf der einen Seite die Arbciter- 
inassen heben, auf der andern die „schwachen Benifsstände, die kleinen 
Unternehmer", dieses Bleigewicht der modernen Ftoduktton, konservieren 

will Wir haben bereits oben auf diesen Widerspruch hingewiesen. 

Wie in Wagners „Atitikritik*' des Soziatismus die durch die Menger- 
sehe Schule in C)sterreich modern gewordene „Psychologie", so spielt sie 
duch in seinen K r ö r t e r 11 n g e n ü Ii c r die M e t h o d e eine hervorrng<Mide 
"Rnlle. Wrnti Wni^nier dort euicii Knc^ iKich zwei Fronten, L,a-L;cn den So/ialis- 
^nll■^ lind dt ii uianchesterliclicn Kapiialismus, führt, so ist iler (iegeuscttz, 
mu weh hen er es hier zu thun hat, der zwischen der deutschen wirt« 
Schafts 'historischen und der österreichischen psychologisch • deduktiven 
Schule, jene durch SchmoUer^ diese durch Karl Menger vertreten. Jene hat 
überhaupt der Aufgabe, an welcher die klassischen öktmomen arbeiteten, 
nämlich die allgemeinen, sich in der kapitalistischen Konkunenzwirtschaft 
durchsetzeuden Regeln und Gesetzmäfsigkeiten aus dem Wirrwarr der 
einander kreuzenden Ersc heinungen wissenschaftlich herauszulösen, den 
Rücken gekehrt; an Stelle der auf die F.t for«;rhung des Allgemeinen 
gerichteten Analyse, hat sie die liist()iis(he UcNchreibung, die DarNiellung 
konkreter Wiits( iiatt^.\ erlialtmsse i(e>et/t. Natürlich sind beide Auf- 
gaben wissenscliaftlicher Art. Aber die Vertreter der deskriptiven Rich- 
tung stellen ihr Ziel und die ihm entsprechende Methode nur zu oft als das 
allein wissenschaftliche dar, sie erlauben sich, auf die Leistungen der 
klassischen Ökonomie und ihres Fortsetzers Marx als auf ,,überwundene" 
Standpunkte herabzuschauen. Allerdings hat die bürgerliche Ökonomie 
der Kngländer durchaus nicht an allen Erscheinungen des modernen 
Wirtschaftslebens eine widerspruchslos zusammenstinmaende Gesetzmäfsig- 
keit nachzuweisen vermocht, aber die „Überlegenheit^' des Historismus 
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reduziert sich wesentlich darauf, dafs er die tieferen Probleme der Klaaiter 
einfach bei Seite schiebt. Steigt man gar nicht ins Wasser, so braucht 
man allerding«^ auch nicht zu fiirchten, diil's einem beim Schwammen die 
Arme ermüden. Die Rücksichtslosigkeit, mit welcher \N agner den Über- 
hebiingen dieser in neutschland fast unumschränkt herrschenden Schule 
entgegentritt, berührt sehr wohlthuend. 

Aber der historisch deskriptiven Methode stellt er leider nicht die 
wirkliche Methode der Klassiker, sondern die psycholügisch deduktive 
en^i^eiL Dieser Methode, wie sie vod der österreichischen 
Schule (nicht von WsgiM») gehandhabt wird, kann num twt gewisse 
Eigenart und Geschlossenheit nicht absprechen. Alle RegehnäTsigkeiten 
der Konkurrenzwirtschaft, das ist die Gnindanschauung, müssen zuletzt 
durch den Willen der in dieser Konkurrenzwirtschaft aktiven Menschen 
bedingt sein, die Bewegungen des Tauschwertes, sind derngemHfs als 
notwendige Resultate des menschlichen Willen^ nachzuweisen. Das er- 
fordert aber eine Analyse des Willens, welche das Gesetz, dem er auf 
dem rein ökononuschen Gebiete als egoistischer Wille unterworfen ist, 
klarlegt Von oitscheidender Wichtigkeit ist es dabei, dafi Karl Menger 
und seine Schaler den ökonomisch -egoistischen Willen nicht in der 
historisch-konkreten Form, wie er in der kapitalistischen Geldwirtschaft 
auftritt, sondern ganz abstrakt, als einen von allen sjjezifischen Wirt- 
schaftsformen losgelösten betrachten. Hätten sie den Willen, wie er in 
der modernen Wirtschaftsordnung erscheint, zum Aiisganspunkte ihrer 
Untersuchungen gemacht, so wären ihnen die unfruchtbaren Irrwege, in 
•welche sie sich hinein verloren, vermutlich erspart gehliehen, und die Er- 
kennlnjs hätte sich aufgedrängt, dafs die von den Klassikern verfolgte 
Methode die dem Stoif allein angemessene sei, einer psychologischen 
Restauration also Überhaupt nicht bedürfe. 

In der kapitalistischen Konkurrenzwirtschaft liegen die Maximen, 
nach denen der Ökonomisch-egoistische l^le innerhalb ihrer verßton 
mula, ohne jede weitere psychologische Analyse, klar zu Tage. Der 
Käufer, der mit einem beschränkten Geldeinkommen das mannigfaltige 
System seiner Bedürfnisse befriedigen will, raufs dahin streben, von jeder 
Warensorte, die er braucht, da.s Kxeniplar gegen möglichst wenig (ield- 
t inhciten zu erwerben, der Verkäufer, fiir jedes vom ihm feilgebotene 
Wareuexeiaplar möglichst viel Geldeinheiten zu erhalten und dabei die 
gröfstmögUche Menge von Warenexemplaren umzusetzen. Ebenso ist dem 
Arbeiter und industriellen Kapitalisten die Maxime ihres ökonomischoi 
Handels vorgeschrieben. Jener sucht, den Lohn für die Zeiteinheit 
seiner Arbeit so zu normieren, dafs der dabei resultieremde Jahreslohn 
der höchstmögliche ist, die.ser sein Kapital so zu verwenden, dafs der 
Verkauf des Kapitalproduktes ihm aufser dem Ersatz der aufgewandten 
Produktionskosten einen relativ zum vorgeschossenen Geldkapital möglichst 
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hohen jährlichen Geldgewinn abwirft. Der Besitzer von Handels- und 
Kreditkapiul verßihit bei seiner Geldanlage nach analogen Regeln. 

Die FonnuUening dieser in der kapitalistischen Geldvrirtschaft wirklich 
hensdienden Maximen, durch welche das Handeln der Einzelnen nach 
ihrer ökonomischen Rolle (Käufer, Verkäufer, Arbeiter, Kapitalist), 
determiniert wird, zeigt bereits klar, wie herzlich wenig die ökono- 
mische Theorie mit jisyrhologischen Untersuchungen zu thun hat. Aller- 
dings die Geseizmäfsigkeit in den Erscheinungen der modernen Geld- 
wirtschaft — die bestimmten, typischen Relationen , die sich in der Be- 
wegung des Tauschwertes untl der Preise, speziell in dem Mengenverhältnis 
des auf dem Nationalmarkt zirkulierenden Geld- und Warenwertes, im 
Verhältnis der Prdse zu den Produktionskosten, zum vorgeschossenen 
Kapital usw. nachweisen lassen — hat zur Voraussetzung ein be- 
stimmtes Wollen und Handek der auf dem Warenmarkt einander gegen- 
übcrtretcnden Individuen. Aber um die Regeln zu begreifen, nach denen 
sich dis Wollen und Thun dieser notwendig bestimmt, dazu bedarf es 
durchaus keiner auf cLis Gebiet des subjektiven Kmi)findcns. auf die 
S< hattierungen iler Bedürfnisbefriedigung u. dgl. ni. zurückgehenden Zer- 
gliederung. Die Regeln, denen die Individuen — (iiese Atome der 
Konkurrenzwirtschaft — folgen, sind aller Subjektivität der Individuen 
zum Trotz selbst objektiver Natur. Sie laufen, wie wir gesehen 
haben, darauf hinaus, eine gewisse Relation zwischen objektiv 
fafsbaren Faktoren, zwisdien Geld und Ware, Ware und Geld, 
Geldkapital und Geldgewinn, herzustellen. Dafs übrigens der Käufer, 
der die objektive Relation „möglichst wenig Geld (tir möglichst viel 
Waren" bei allen seinen spezifisch verschiedenen Wareneinkäufen an- 
strel)t, durch Menge und Art des Einkaufs seine Subjektivität, wie wir 
oben sagten, ilas System seiner Bedurfnisse möglichst vollstSndi^f zu be- 
tViedigen surht, ist selbstverständlich. Daraus folgt aber nur, dafs .Art 
und Umfang der uacligelragten Konsumtionsjuitlel in einer gewissen 
Abhängigkeit von den Bedttiihissen und dem Geldeinkommen da* Kon- 
sumenten steht, ein unbestreitbarer Satz, der aber, wenn auch zum Teil 
auf ganz Subjektives — nämlich die Bedürfnisse — hinweisend, absolut 
keiner psychologischen Zergliederung der Subjektivität zu seinem Ver- 
ständnisse bedarf. 

Dies al)er ist der Punkt, von dem die Mengersche Richtung bei 
ihrem durchaus unfruchtbaren Bestreben, die Ökonomie in Psychologie 
auf/ulüsen, ausgeht. Alle Ökonomie, welches inuner die konkreten Wirt- 
schaftsformen sein mögen, innerhalb deren sie sich bewegt, soll mensch- 
liche Bedürfnisse befriedigen. Keine liedurfnisbefriedigung ist dem 
Menschen bedeutungslos, und den Gegenständen, welche — in be- 
schränkter Anzahl vorhanden — seinen Bedürfnissen als Befriedigungs- 
mittel dienen, legt er notwend^ Wert bei. Die psychologische Ökonomen- 
schule^ welche, wie bereits hervorgehoben wurde, nicht d^ ^lezifischai, 
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der kapitalisUscheu Konkuirenzwirtschaft unterworfeneo, durch die Formen 
dieser determiniertea Willen ins Auge fafst, meint nun, in d^ ^nz ab- 
strakt genommenen, allem historischen Wechsel enthobenen Thatsacbe, 
dals die Güter als Befriedigungsmittel unserer Bedürfnisse Objekt einer 
Wcrtschätiung oder Gebrauch>\vt rte sind, den Schliissel zu be- 
sitzen, um die der kapitalistischen Konkurren/wirtschüft eigentümlichen 
Gesetze und Regelinäfsigkeiten der T a ii s v h wert bildung hegreifen zu 
können. Ihre sog. (irenznuiztheone ist nieht-- als eine gelclirte Fonnu- 
lierung der ps») chologi.schen Thatsa< he, dals mit der Masse der einem 
individuellen Bedürfnisse zur Verüigung stehenden Betriedigungsmitiel 
das Mals des individuellen Befriedigtseins nicht proportional zunimmt. 
Nahrung, Schuhe, Kleider z. B., all das gehört zweifellos zu unsem 
dringendsten Bedürfnissen. Aber während es absolut notwend^ erscheint, 
überhaupt etwas von diesen Dingen zu besitzen, ein absoluter Mangel 
daran als srhnierzlichste Entl»ehrung empfunden würde, ist dem, der 
Nahnmg. Kleider. Schuhe ul>er ein gewi'vses Quantum hinaus besitzt, jedes 
einzelne Nahrungsmittel, Kleid, Schuhpaar relativ i?lei< hgiiltig. Kinbufsen 
dnrrin würde er, da no« !i peinig andere Hefriedigungsmitiel dei^ciben l>c- 
(lüitiiisses ihm zu (iebotL .Miellen, leicht ertrat^f-n l her je mehr (iüier 
einer Seite der Mensch also verfügt, um so geringer wird seine Wert- 
schätzung jedes einzelnen Güterexemplars sein, das ist es, was 
die Grenznutztheorie als allgemeines ökonomisches Prinzip hervorhebt. 

Für die Phänomene der Tauschwertbildung bei kapitalistischer Kon> 
kurrenzwirtschaft erweist sich aber dies psychologische Räsonnement als 
vollständig leer. Dafs bei entwickeltem Geldwesen die Preisnormienmg 
sich aus einer solchen psychologischen Regel in keinem Falle erklaren 
läfst. lehrt jn schon die einfnche Uherlepnnc;, dnfs die Wnrcnverkäufer. 
Wi'li ht.' Ii dir W'.iii'npreise im W tMtlicwrrlic fixieren, uberh.iupi ni keinem 
persunliciieii \ erhakni^ zum (Jcbiau* hswert der von ihnen feilgebotenen 
Güter stehen. Wenn ich aber Güter nicht als Konsum-, d. h. als Befrie- 
digungsmittel meiner persönlichen Bedürfnisse, sondern als Waren, d. h. als 
Tausdimittel, besitze, dann besteht zwischen der Menge der mir als Ver- 
Idufer geborigen Güter und dem beschränkten Mafs mein«* persönlichen 
Bedürfnisse überhaupt kein Verhältnis. Jenes Prinzip der Güterwert- 
schätzung, welches die Gretunutztheorie in abstrakter Weise hervorhebt, 
ist darum dem modernen Verkaufer bei dci ^Vcrt- und Preisfixierung .seiner 
W.aren dTirrhnus fremd Sohnld es sich um rite l'reisanalyse bei kapita- 
li>ti-,( her Konkui rt ii/\virts( hak handelt, Ncrsi'^t es \nllständig. es kann 
höchstens den Malsstal» bezeichnen, nacii welchem der kauiende Kon- 
sument auf Grund der bereits bekannten Preise sein Geldeinkommen 
einteilt, um das in sich gegliederte System seiner Bedürfnisse möglidist 
zu befriedigen. So aber erscheint es nur als psychologische, Hlr die 
ökonomische Analyse belanglose Glossierung der selbstverständlichen That« 
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Sache, dafsdie U arennaf h frage der Geldbesitzer sich nach den individuellen 
Bedürfnissen derselben l ii htet. '1 

Die Methode, welche von den tiren/uuUiheoretikeiii in der Ökonomie 
vertreten wird, kann im eminenten Sinne eine psychologisch -deduktive 
genannt werden, da sie aus der rein subjektiven Wertsdiätnmg den ob* 
jektiven Tauschwert üues Güter in allen seinen Formen und Bewegungen 
ableiten sn können meint. Was Wagner selbst unter diesem Titel bietet, 
ist etwas viel farbloseres, der gewöhnlichen Ansicht näher stehendes, aber 
wie mir scheint, ähnlich unfruchtbar. Am schärfsten tritt das in den 
Partien hervor, wo Wagner sich am meisten mit ..Psychologie" beschäftigt, 
in (lein Kapitel über „die w irtschattliehe Natur des Menschen". Da 
Wertlen als „ökononii^che Psychologie" die vcr.si hiedeuen nioglielien Motive 
wirtschaftlicher Thätigkeii vor uns ausgehreitet : Vier ( jrup|>en egoistischer 
„Leitmotive" [ i; Streben nach eigenem wirtschaftlichen Vorteil, Furcht 
vor eigener wirtschaftlicher Not; 2] Furcht vor Strafe, Hoffnung auf An- 
erkennung; 5) Ehrgefühl, Greltungsstreben, Furcht vor Schande und Mifs- 
achtung; 4) Thätigkeitsdrang), wozu dann schlieislich noch ein ,,un- 
egoistisches Leitmotiv", nämlich der .. Trieb des inneren Gebots zum 
sittlichen Handeln*' hinzukommen soll. Welchen Nutzen diese weit aus- 
gesponnenen Klassifikationen für Hie wissenschaftliche .Analyse der Kon- 
kurrenzwirtschaft haben können, bieil>t jedoch unklar, da die t)ben formu- 
lierten Maximen des Käufers, Verkäufers, Arbeiters und Kaj)itali?,ten das 
tv])ische Vciiialicn derselben in der Ronkunenzwiris« haft sehr viel sicherer 
charakterisieren, als es irgend eine psychologische Motivationslehre vermag. 
Dafe aus Bequemlichkeit, Def)rcssion und andern äufseren wie inneren 
Gründen das Handeln Einzelner oder ganzer Gruppen sich von der durch 
jene Maximen vorgeschriebenen Richtung öfters etwas entfernen kann, 
wird kein Ökonom leugnen und bei Behandlung konkreter Fragen auf 
solche Eventualitäten acht gelten. Die Theorie aber geht auf das Kin- 
heitliche und .Mlt,'emeine der kni)italistisrhen Konkiirrcnzwirtsrhaft, Im- 
l>onderabilien, welche di n lunzelnen in liieser Ökonomie zu unokononiischem 
Verhalten treiben, kann sie ihrer ganzen auf Mats und (iesctz geri( hteten 
Natur na* h nicht verwerten. So behält auch VVagner von seiner ganzen 
Motivationslehre als Erklarungsprinzip der modernen Ökonomie schltefe* 
Hch nur das egoistische Erwerbsstreben zurück. Die vielen Leitmotive 
ziehen sich nach ihrem ersten geräuschvollen Auftreten wie stumme 
Statisten in den Hintergnmd zurück. 

Die psychologisch-deduktive Methode der Grenznutztheoretiker be- 
stand darin, dafs sie ein bestimmtes, in der menschlichen Subjektivität 
begründetes, allgemein und notwendig den Egoismus beherrschendes 



I>iMi ^^'^su^ h t'iii'T :i it f ii h rl t (• !i <:• Ji WIiI.-rl.-guiiL,' 'Ifr • isterr.'ichi><h.-ri Sclrili* 
habe ich in Jahrgang X der „Xcuca Zeit" vcroffcutlicht, ohne da(s his jetzt auf die 
dort einfach and präzts fonmdierteD Einwürfe eine Entgegnung erfolgt wilre. 
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Prinzip der Güterwertschäuung aufsuchten und aus diesem als Grenz- 
nutztheorie formulierten Prinzipe die Gesetze der Tauschwertbildung ab- 
zuleiten untemahmen. Wagners Motivationsldiie verfiflit ntdit den Ein- 
seitigkeiten dieser Theoriep aber nur daium nicht, weil seine psycho» 
logisdien Erörterungen überhaupt in den allgemeinsten Allgemeinheiten 
stecken bleiben. Dals bei freier Konkurrenz das egoistisdie Erwerbs- 
streben alle übrigen Motive überwiegt, ist sicherlich sehr richtig. Zum 
Fundamente einer psychologisch - deduktiven Methode kann aber diese 
Beoljachtung doch erst dann werden, wenn aus ihr ein bestimmtes, die 
Tausc hwertbildung beherrschendes Prinzip abgeleitet worden ist. Da 
Wagner die Grenznutzlehre als „einseitig" verwirft, so mufste er an deren 
Stelle ein anderes, und zwar psychologisch aus dem Wesen des 
Erwerbsegoismus entwickeltes Prinzip der Weitbestimmung 
setzoi, sonst hat die von ihm vertretene Methode nur den Namen eines 
p^chologisch<dedukttven — mchts weiter. 

Der § 143 : „Bestunmung^gründe der Höhe von Tauschwert und 
Preis im freien Verkehr** ist die einzige Stelle, wo Wagner dies für die 
Geltung seiner Methode geradezu entscheidende Problem näher streift. 
Er resümiert h dahin, dafs der Tauschwert jeder Ware um so höher 
sei, ,Je mehr ihr konkreter (Gebrauchswert und die Schwierigkeiten des 
Krlangens, bez. die Koste« steigen und umgekehrt." Auf die Dauer 
seien aber die kcsten, die sich auf „Aufwand an Arbeit aller An" re- 
duzieren liefsen, ausschlaggebend Also ein — wenn auch unklares 
Bekenntnis zu der alten Smith-Ricardoschen Wertlehre. Die Frage 
ist nur, wie Wagner diese Bestimmung der Tausch wert- 
gröfse nach psychologisch'deduktiven Methode aus seiner 
Motivationslehrc ableiten will? Darüber aber erfiihren wir 
gar nichts. Hätte sich Wagner diese Frage überhaupt vorgelegt, so hätte 
er sehen müssen, dafs die psychologische Deduktion aus dem abstrakten 
Kgoismus gleich hier an dem entscheidenden Punkte versagt, tür's 
erste, es liegt doch auf der Hand, dafs die „Kosten", welche der Waren- 
verkäufer zur Produktion seiner Waren aufgewendet hat, den Tausch- 
wert der Ware thatsächlich nicht bestimmen. Woher käme denn 
der Überschuß über die Kosten, welche der Warenbesitser beim Ver- 
kaufe regelmäßig einstreicht? Aus den „indi^ensabehi Thätigkeiten" des 
Kapitalisten, an welche WagiMir erinnert, doch sicherlich nicht, da, wie 
schon der alte Snuth her>'orhebt, der Profit nicht mit der „Arbeit^ des 
Unternehmers sondern mit der Gröise des vorgeschossenen Kapitals in 

*) Wie gSndicli unsoreichend der blofse Hinweis «uf die Motivstion, resp. den 

Egoismus ist. gehl schon daraus hervor, dafs all* die buntvcrschicdeiieii bisher zur 
Erklärung i!<-r Tauschhildunjj aufgi-stcllton Thcorieeii unterschiedslos von der stillen 
oder oHcü au-sgesprochcuen Voraussctxuug ausgehen, dafs die in der Koukuitcuz- 
wirtschftft agierenden Personen ud» egoistisch gegeneinander verhalten. 
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Propoitioii steht Es kann also, wenn man am Aibeitsauftrand als wert- 
bestimmender Substanz festhält, der Ftofit nur dadurch erklärt werden, 
dais die im Kostenaufwand des Untemdimers repräsentierte Arbeits« 
menge kleiner ist als die im Produkte wiiklidl enthaltene und dem 
Warenverkäufer im Preise auszubezahlende (Marxsche Mehrwerttheorie). 
Nach dieser notwendigen Korrektur wäre es also die Aufgabe einer 
psychologischen Methode der Wert bestimmun g. aus dem bertihmten 
„egoistischen I.eitnujtiv" die Notwendigkeit zu deduzieren, dafs bei freier 
Konkurrenz und kaijitalistischcr Warenproduktion nicht die Kosten, son- 
dern die in den Waren enthaltenen Arbeitsmeugcu direivt oder indirekt 
den Tauschweit resp. den Preis bestimmen. Diesen Nadiwds hat 
M^agner nicht geföhrt und er wird ihn nicht fUhren können. Wer aber 
in der Ökonomie mit einem Prinzip der Tauschwertbildung beginnt, 
welches er mcht auf psychologisch-deduktivem Wege gewonnen hat und 
gewinnen konnte, der übt damit, wie sehr er sonst die psychologisch- 
deduktive Methode feiern mag, in praxi die schärfste Kritik an der- 
selben. 

Ebensowenig hat Wagner die Kraft seiner psychologist hen De- 
duktion an irgend einem andern, weniger allgemeinen und darum ein- 
facheren Probleme der theoretischen Ökonomie genügend dargelegt. 
Alle Bemeiicungen über die verschiedenen Aufgaben der Volkswirtsdiafis- 
lehre, Uber die ihr notwendige Vereinigung von Induktion und Deduktion, 
die Ergänzung und gegenseitige Kontrole beider, über die Bedeutung 
der Statistik u a. m. wären eher zu entbehren gewesen als eine solche 
Probe. Nur im intimsten Kontakt mit den Leistungen einer Wissen- 
schaft, indem dieselben auf den allgemeinen, latent in ihnen enthaltenen 
Gedankengang analysiert werden, läfst si( h ihre Methode fixieren, nur 
an diesen Leistungen kann sie, einmal gewonnen, verdeutlicht und kon- 
trolicrt werden. Da Wagner die englischen Ökonomen als Klassiker an- 
erkennt, hätte er seine „Methode" als den die Klassiker wirklit h bc- 
heiTschenden Gedankengang nachweisen müssen, eventuell, da er die- 
selben in einigen Punkten korrigieren wfll, mit den nötigen Klausefai. 
Hieran fehlt es vollständig und so tappt der Leser in den Allgemein- 
heiten der psychologisch-deduktiven Metfiodenlehre hilflos herum, ohne 
je festen Boden unter den Füfsen und die Handhabe einer sicheren 
Kontrolle zu gewinnen. Man fiihlt das Unzureichende, das den Kern 
der Sache Verfehlende, ohne es recht packen zu können. 

Da uns das Wagnersc :hc Buch hier im Stich läfst, versuchen wir, 
in wenigen, wenn au( h .sehr unvollkommenen Gnmdzüi^en das , was 
unserer Meinung nach den Gedankengang der klassischen und überhaupt 
jeder ftuchtbaren Ökonomie charakterisiert, selbst hervorzuheben: die 
wirkliche Methode gegenüber der psychologisch-deduktiven. 

Die, wie Wagner sagt, „typischen Erscheinungen" und „RegeUnäfsig- 
keiten" in der Konkurrenzwirtschafl, mit denen es die theoretische 
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Ökonomie zu thun hnt, sind, naher zugesehen, Relationen zwischen 
objektiven 1 akiorcn. So besteht eine Relation zwischen Profit 
und vorgesrliossi-iK'in Kapital, Profitrnte und /iii:>sat7, Ai t)cit>lo;in und 
Existenzminimum, 13üdeii})iüdiiktj>rci.s und l ioduklioohkosten der Budea- 
produkte auf schlechtester Bodenklasse, zwischen dem auf dem Nadonal« 
markt zirkulierenden Geld- und Warenwerte, den Preiselementen und dem 
Warenpreis, dem „natürlichen" und dem Marktpreis usw. usw. Die 
Aufgabe des Ökonomen ist nichts anderes» als das Gewirr der 
freien Konkurrenzwirts( hart darauf hin zu beoliachtai und zu analy- 
sieren , ob nicht zwischen den ver^ h - denen hier auf- 
tretenden, objektiv fafsbaren und mcfsbaren Faktoren 
ganz bestimmte Relationen zu konstatieren sind, l'ro- 
portionalitäts Verhältnisse, die irol/. aller Avis nahmen 
und Abweichungen im Einzelnen sich auf die Dauer doch 
immer geltend machen. Die Fragen, mit denen sich Smith und 
Ricardo beschäftigen, betreffen vorzugsweise solche Proportionalitätsver- 
hältnisse objektiver Faktoren in der Konkurrenzwirtschaft. 

Die einzelnen in der Konkurrenzwirtschaft gegendnander agierenden 
Individuen wissen meist von jenen allgemeinen PFoportionalitätsverhält- 
nissen, welche der Ökonom fixiert, nichts, und wenn sie davon wülsteo» 
wäre ihnen die I rluhung derselben gleichgültig^'. Was sie interessiert, 
ist ganz allein ihr 1 1 1 . ät\ orteil : dafs /.. B. das Verhältnis des (iewinnstcs 
zum vorgeht. hossent n Kajuial in allen Branchen da.s nämliche sei, dafür 
wird der einzelne Kapitalist unmittelbar durc haus nichts thun, alles aber 
dafür, dafs das Verhältnis seines Kai>ii.iigc\vinnsics zu seinem vor- 
geschossenen Kapital das höchstmögliche sei. Der Ökonom, welcher im 
Ganzen der Konkurrenzwülschaft zwischen objektiven Faktoren bestimmte 
Relationen entdeckt, die von den Einzelnen unmittelbar nicht gewollt 
werden, raufs sich also die Frage vorlegen, wie diese Relationen, 
ohne doch von den Einzelnen direkt gewolltau werden, 
sich trotzdem dauernd erhalten können. 

Mit psychologischer i\nalyse. odfer den» abstrakten Hinweis nuf den 
Egoismus der Einzelnen ist da ni< ht geholten. Der Ökonomist hc Mensch 
darf nicht psychologisch-abatrakt, er inufs historisLh-konkrct als (ilied der 
Konkurrenzwirtschaft aufgefafst werden. Und da haben wir bereits 
früher gesehen, dafs die Maximen, nach denen er bandelt, selbst ob- 
jektiver Natur smd. Freilich jene allgemeinen von dem Öko- 
nomen beobachteten Relationen zwischen den objektiven Faktoren der 
Konkurrenzwirtschaft interessieren den Einzebien nicht unmittelbar, aber 
das, was ihn unmittelbar und auf das allerk-bhafteste interessiert, was er mit 
aller Kraft zu realisieren strt-bt, >\'A\\ sich ebenfalls wieder als eine besondere 
Relation objektiver Faktoren dar. Der Kfitifrr will, dafs sein Geld mög- 
lichst viel Ware, der Verkaufer, daN seinr U arv', soweit der Warenums:itz es 
erlaubt, möglichst viel (ieid anziehe. Kapnalist und Arbeiter streben eben- 
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so Ixstirmulc Rclatiüiitii objektiver Faktoren ( Arbeitsstunde— Stundenlohn, 
Kapitalvorschufs — Kapitalprofit) an. Diese Thatsachc, dafs bei freier Kon- 
kuirenswirtschaft die Individuen im geschäftlichen Privatverkehr die Relation 
objektiver Faktoren inämlich das Austauschverhältnis von Ware und Geld) 
in bestimmter Richtung, nach gewissen, durch seine Loi^ dem einzelnen fest 
vorgeschriebenen, Maximen zu fixieren streben, diese Thatsache er- 
klärt zugleich den Modu';, nnch welchem die allgemeinen, 
über das P r i v a t h a n d e 1 n (i c- s I " i n z e 1 n c n weit h i n a « s g r e i f e n - 
den, objektiven Pr o itn r t i o n ;i l i t ät s \ e r ha 1 1 n i s> c sich als 
Tendenzen i^als „blindwirkcndcs Diir( hx-hiiittNucsL-t/ di r Ri-t^cllos!«'- 
keit", wie Marx einmal sagl^ durchsetzen konneu. Das AurtindLu 
der allgemehien Relationen bei freier Konkurrenzwirtschaft und der 
Nachweis, wie diese Relationen durch das ökonomische — objektiven 
Maximen unterworfene — Privatverhalten der Einzelnen notwendig reali- 
Stert werden und, wenn gestört, sich immer wieder herzustellen streben, 
das ist in Eins Aufgabe und Methode der politischen Öko- 
nomie, wie sie von den klassischen Theoretikern Englands gefalst 
wurde. 

Eine AnalysL- ihrer hritit-n würde dies Verfahren als den wirk- 
lichen Regulator ilner l'nicrsm tuin<^en — und das hulI dm h die \k-iht)de 
sein — wie mir sciicim, überzeugend nachweisen konnt-n. Um nur das 
nächstliegende Beispiel hier herauszugreifen, erinnere ich an das siebente 
Kapitel des Smithschen Buches, in welchem die einfache Lehre vom 
natürlichen und Marktpreis behandelt wird. Die zwei Faktoren, um 
deren allgemeine Relation es sich hier handelt, sind: auf der einen 
Seite die durchschnittlichen \Varen|)reise, auf der anderen die von den 
Warenverkäufem aufgewandten „Kosten" (wozu Smith, wie er ausdrück- 
lich bemerkt, hier mich den n.aeh dem üblichen Satze berechneten Ka- 
pital- und ( irdndrentengewitiii rt < hnct '. Das typische ^ erhahnis Ijciiicr 
• Faktoren, wi U hes der Ökonom aul dem Markte beobachtet, ist inr Zu- 
sanmieuht-ilen. Die Durchschnittspreise .-»md gleich den „Kosten", das 
Wort in dem Snuthschen Sinne genommen. Es fragt sieb nun, wie dies 
vom Ökonomen als typisch fixierte Verhältnis sich andauernd behaupten 
und, wenn einmal gestört, sich immer wieder herstellen kann. Die Smithscbe 
Erkiäfung ist bekannt Werde dies typische Verhältntt in einer Branche 
gestört, so geschehe es immer entweder zu Gunsten oder zu Ungunsten 
der Warcnvcrkanfer, die je nachdem mehr oder weniger als ihre „Kosten'- 
/uruckerhaiten. h^\ ersten Falle würde nach der Maxime, dafs jeder 
Kapitalist für sein Kapital den hörhstnioglichen (iewinn erstrebe, ein 
ZuJlufs, im zweiten ein Abfliifs von Kapital in der betrettenden Branche 
eintreten. Kin Zuflufs bedeute Vermehrung der Warenproduktion und 
damit des Warenangebotes^ ein Abfluß Verminderung des Warenangebotes. 
Eine Vermehrung verstärke die Position der Käufer, die nach ihrer be> 
kannten Maxime fiir möglichst wenig Geld möglichst viel Waroi ver- 
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langeD, eine Verminderung schwäche sie; jene tendiere also, die Pieise 
(Austauschverhältnis der Waren gegenüber dem Geld) zu senken, diese, 
die Preise zu erhöhen. So geschehe es, dafs durch das Verhalten der 
Einzelnen in der Konkurrcnzwiitsrhaft ein von ihnen unmittelbar gar 
nicht gewolltes allgenieiiies N'erhaltnis zwischen Preis und Kosten garantiert 
werde. Abweichungen von dieser Nonn wirken auf das Verhalten drr 
(festen Maximen unterworfenen) Individuen derart zurück, dafs durch in- 
dtvidaene Aktionen <fas al^emeine, regelrechte Verhiltnis swischen Arrb 
und Kosten alsbald wieder hergestellt wird. Die typische Relation, kann 
man sagen, besitzt, um ach als typisch zu erhalten^ eine ihre Abweichungen 
selbständig regulierende Kraft. Nur so kann sie als typische existieren. 

Andereneits ist es kkur, dafs eine innerlich zusammen- 
stimmende Erkenntnis und K\|)likation der in der Konkurrenzwirt- 
schaft zu beobachtenden typischen Relationen nur dann zu erreichen ist. 
wenn man die in jedem ökonomischen Phänomen enthaltene allgemeinste, 
aber scheinbar regellose Relation, das Austauschverhältnis von Ware und 
Geld auf eine feste (m der Gleichheit und Mefsbarkeit von Ware und 
Geld begründete) Regel, auf ein wirkliches Proportionalitätsvethältnis 
zuriickzttführen vermag. Eine Theorie, die nicht bis zu diesem letzten 
und tiefsten Probleme vordringt, bewegt sich nur im Vorhofe der Wissen- 
schaft, sie kann sehr verschiedene Relationen scharfsinnig entwickeln, aber 
über eine aphoristische, des festen Fundamentes ermangelnde Einsicht 
dringt sie nicht vor. Bei allen ihren Ableitiuigcn setzt sie Tauschwert 
und Preis in irgend einer Gestalt immer schon als bekannte Gröfsen 
voraus. 

Dafs es die Aufgabe des (Ökonomen sei, überall die tyi)isi:hcn Re- 
lationen und l^roportionalitätsverhältnisse zwischen den für die Konkurrenz- 
wirtschaft in fiettacht kommenden objektfvea Faktoren analyrieiend fest> 
zustellen, wird durch die Ent Wickelung der Werttheorie bei Smtth, 
Ricardo und Marx auls deutlichste bestätigt Was ist ihre Werttheorie 
anders als eine Theorie über die typische Relation zweier objektiv-fafs- 
baren Faktoren der Konkurrenzwirtschaft, nämlich über die Relation der 
in den Waren objektiv enthaltenen Arbeit und des objektiven Tauschwertes 
der Waren ? Die Theorie besagt nichts als die Proportionalität jener Arbeits- 
nienge und dieser Wertgröfse. Hicnnit aber ist der theoretischen Ökonomie 
eine neue — die schwierigste — Aufgabe gestellt. Sic hat nicht mehr 
allein typische Proportionalitätsverhältnisse objektiver Faktoren aufzusuchen 
und den Modus ihrer Selbsterhaltung darzustellen, sie mufs, wenn anders 
ihre Werttheorie nicht blolse Hypothese bleiben soll, gleichzeitig den 
Kachweis flihren, dafs und wie in allen besonderen Relationen 
sich das Wertgesetz als die allgemeinste Relation be- 
währe. Smith hat hierin wenig geleistet, die Widersprüche in seiner 
Wertlehre selbst und /wischen ihr und den übrigen Teilen der Doktrin 
konnten nicht lange verborgen bleibea An diesem Punkte setzte der 
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Scharfsinn Ricardos ein. In seiner Theorie des Profites^ der Gnindrente 
und der Arbeitslöhne, überall ist es sein Bestreben, den widerspruchslosen 
Zusammenhang dieser Preiserscheinungen mit dem Wertgesetze darziuhun. 
indem er die typischen sich automatisch selbst erhalt enden Erscheinungen 
des Marktverkehrs entwickeil, will er zugleich zeigen, dafs die t)-pische 
Relation zwischen der in der Ware enthaltenen Arbeit^enge und ihrem 
Tauschwert (das Wertgesetz) das verborgene Eine und Gemeiiisaiae ist, 
welches in allen den besondem typisdien Relationen objektiver Faktoren, 
die der Ökonom beobachtet, sich erhält Und da Ricardo auf diese 
Zusammenstimmung der besondem Relationen mit der allgemeinsten sein 
Hauptaugenmerk richtet, erhält seme Darstellung notwendig einen deduk* 
tiven, vom Allgemeinen zum Besonderen fortschreitenden, dieses aus jenem 
©tpli/ierenden (iang. 

Noch schärfer tritt dieser Charakter der Darstellung in dem be- 
wimderungswürdigca Werke von Karl Marx hervor, der die \N idersprüche, 
an welchen die zu hastig vorwärtseilende Doktrin Ricardos scheiterte, 
durch eine vertiefende Formulierung und Umarbeitung der Werttheorie 
überwand. Sein virtuoses, dialektisdi gesdiultes Denken spürt allen Un- 
klarheiten bis in ihre letxten Schlupfwinkel nach und fixiert cum ersten 
Male die für das Verständnis des kapitalistischen Produktions- tmd 
Zirkulationsprozesses wirklich entscheidenden Relationen (vor allem: das 
Bestehen des Kajntals nns variabelm und konstantem Kajjital, die Mehr- 
wertrate, den Mehrwert als Multipel der Mehrwertrate und des variabeln 
Kapitals ) ; all das, in durchgängiger I Übereinstimmung mit dem Wert- 
gesetze. Der dritte, jetzt bald zu erwartende Band soll die Lehre vom 
Preise behandeln, tmd die hier in Betracht kommenden, durch die Kon- 
sich selbst erhaltenden Wpnchen Rdationen auf Gnmdlage der 
in den ersten beiden Bänden entwidedten Werttheorie einheitlich, wider- 
spruchslos erklären. 

Typische Relationen objektiver Faktoren im Marktgewirr ZU fixieren, 
den Modus ihrer Selbsterhaltung klarzulegen, ihr inneres Zusammenstimmen 
mit der allgemeinsten als Wertgcsct;^ hypothetisch formulierten Relation 
nachzuweisen, das war Aufgalx- und Methode der grofsen Ökonomen. 
Die Darstellung geht normalerweise vom Allgemeinen zum Resonderen, 
vom Wertgesetze zu den einzelnen Erscheinungen des Wertes und ist 
insofern deduktiv. Aber nicht, wie Wagner will, psychologisch- 
deduktiv. Denn das Allgemeine, von dem zum Besonderen weitergegangen, 
durch welches das Besondere begriffen wird, ist kein ps^cjiologisch-sub- 
jektives Datum, sondern selbst bereits eine feste Relation objektiv fafs- 
barer ökonomischer Faktoren: das Proixirtionalitätsverhältnis der in den 
Waren objektiv enthaltenen Arbeit und ihres objektiven Wertseins. Und 
diese Werthypothese, das mufs ebenfalls noch besonders hervorgehoben 
werden, \sird nicht aus [)sychologischen Daten abgeleitet, die Analyse des 
objektiv gegebenen Austauschverhältnisses der Waren selbst führt dazu. 

AtCbiv Tür mm. GcscUgbg. u. Sutiatik. VI. 4^ 
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Wir haben ja gesehen, dafs auch Wagner trotz aller psychologisch'deduktiven 
Methode die psychologische Deduktion des wertbestimmendeD Prinzii« 
uns flchnldig geblieben kt 

Als eiiu%er Punkt, wo theofedscfae Ökonomie und Psychologie sieb n 
berOhren Schemen, bliebe also das ttbrig» was wir den Selbsterhaltmigsmodas 
der typischen Relationen nannten. Denn es ist allerdings klar, dals, wenn 
das geschäftliche Verhalten der Einzelnen ein total regelloses wäre, dann 
auch nirgends zwischen den objektiven Faktoren der Konkurrenzwirtschaft 
Rpf^'elrnäfsiL'keiten und typische Verhältnisse vorkommen könnteiv Aber 
um die Nonn zu finden, welche d;i.s X'erhalten der in der Konkurrenz- 
Wirtschaft gegeneiiiaiidci agitrcudeu Individuen thatsächlich regelt, dazu 
bedarf es keiner auf d;is Subjektive eingehenden Zergliederung. Die 
Norm drückt sich in den Maximen aus, welche die jeweil^e ökonomische 
Lage eines Jeden ihm zudiktiert, in jenen Maximen, nach denen Käufer 
tmd Verkäufer das Austauschverhältnis von Ware und Geld in en^gegen- 
gesetster Kichtoi^ zu verschieben suchen. P^hologie wäre erst ndci^ 
wenn es sich darum handelte, diese ofTenkunc^ zu tage tretenden 
Maximen aus allgemeinen Kegeln des Vorstellui^- und ('retühls\'erlauft 
(aus der „menschlichen Natur") zu erklfiren. sie mit nndcni kegungen 
zu vergleichen usw. All dies liegt aber naturlich gänzlich aulserhalb des 
ökonomischen (iel)ietes. Keine Motivation'slehre und Grenznutziheorie, 
überhaupt kein ins Psychologische sich verlierendes Räsonnement wird dalier 
der auf Erkenntnis objektiver Relationen gerichteten Ökonomie neue Kräfte 
verleihen. Nur die Gefahr, dafs die theoretische Wirtschaftslehre sidi 
völlig in ein eklektisch-triviales Philosophieren auflöse, wird so gesteigeit» 
ihr Müskredit bei den an positive Leistungen gewöhnten Geistern erhöht 

Auch bei Wagner ist der J)sychol()gi^( he Aufwand mit ökonomischem 
Defizit verbunden. Wer über die Methode einer Wissenschaft Aufechlufs 
erteilen will, der nuifs die wi<;<;ens( haniieheii T.ei*?tnngen, ans deren Annl^'se 
doch allein die Methodenlehre schöpfen kann, in sich verarbeitet haben. 
Wenn nicht aus diesem Stoff gewonnen, bleiben alle methodischen Ex- 
plikationen lüdlc Re/cpte ohne Rückwirkung auf die wissenschaftliche Be- 
wegimg selbst, und dies wird auch das Schickst der Wagnerschen 
Methodenlehre sein. Mit das Schlimmste, was man ihr nachsagen kann> 
ist» da& sie genau so hätte geschrieben werden können, wie sie ge- 
schrieben ist, auch wenn niemals das ,fKapital" erschienen wäre. Und 
doch stellt dieses Werk von Marx unzweifelhaft d.as reichste, differen- 
zielteste und konzentrierteste Produkt dar, das das auf Erkenntnis der 
Ökonomie gerichtete, analysierende Denken bisher erzetigt hat, das klassi- 
sche Produkt, woran die Eigenart dieses methodisch fortschreitenden 
Denkens ara {gründlichsten studiert und je nachdem auch kritisiert wer- 
den kann. Eine Methodenlehre, die emcs solchen Studiums und solcher 
Kritik sich glaubt eutschlagen zu können, und ebenso eine wirklich 
organische Verbindung mit den grofien engliscben Ökonomen ve^ 
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missen lalst, bleibt hinter ihrem Objekt zimirk. Es ist gerade so, als 
ob jcinaud die Methode der Erkenntnislhcorie erurtem wollte, ohne mit 
Kant und seinen Nachiolgcrn innerlich fertig zu sein und kritisdi an sie 
anzuknüpfen. Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, erscheint Wagners 
Methodologie*' in gewissem Sinne als Gegenstück txx seiner „Antikritik 
des Soziatismiis'' msolem beide durch denselben Miangel diaiakterisiert smd 

Zürkb. 

CONRAD SCHMIDT, . 



Lo/mar, Philipp, Vom Rechte, das mit uns geboren ist; \äi€ 
Gerechtigkeit. Zwei Vortrage. IJern 1893. 

„„Vom Rechte, das mit uns gelwren ist,"" — „das war doch 
endlich einmal die richtige Hetoming. die unser heutiger Mephislopheles 
gegeben," so liefs sich im Zwischenakte einer l austaufführuug ein be- 
kanntor Theaterkritiker im Foyer vernehmen. Aber er fand damit keines- 
wegs den Beifiül umstehender Kunstfreunde, deren Mehrzahl von dem 
^.Rechte, das mit uns geboren ist" allein sprechen wollte. Der 
Streit wurde nicht mit Einhelligkeit geschlichtet, weder damals, noch 
für unsere Tage; und wir wissen, dafs namhafte Literarhistoriker stets 
der Meinung den Vorzug gegeben, dafs in den vielberufenen Worten, 
die wir ritit-rten nichts als der Wunsc h celecrcn sei: Gebt uns modernes, 
unserer /eit gemafses Recht, tilgt die Anticjuitateii aus! 

T)pr Verfasser der in der ('berschrift gcnaiuitt-n \'ortra<;c* ist nicht 
dieser Ansicht. Kr verwirft auch die diirfligen und gedrehten Deutungen, 
die Savigny und l'uchta ihrer Zeit von ihrem besonderen Standpunkte 
aus der Stelle zu geben veisucht; — der erstere: dafs unsere Worte 
auf die Widerstandskraft des geschriebenen Buchstabens gegenttber der 
zum Bedürfnis gewordenen, allmählich wirkenden inneren Fortbildung des 
Rechtes gehen, — der andere: dafs mit jenem die fltlschlidie Auf- 
stellung jemandes geraeint sei, der seine isolierten Interessen seinem 
Volke gegenüber geltend tnache und das Recht des Stillstandes zeihe, 
weil CS seinen individuellen Interessen nirht tröhnt. Im C.egcnsatze zu 
solchen Annahmen wird hier vielmehr der Unterschied von positivem 
und Nalurrecht zu Grunde gelegt; die Rechte, die mit uns geboren sind, 
das sind die natürlichen oder allgemeinen Menschenrechte. 

Bei der Prüfung dieser Unterscheidung ergeben sich dem Verfasser 
vier Momente, die für das mit uns geborene Recht charakteristisdi sind. 

I. Zeitlich: das mit uns geborene Recht unterscheidet sich von 
demjenigen, das vor uns, und dem, welches nach uns geboren ut; es 
würde hiernach dasjemge Recht sein, welches jemand bei seiner Ge- 
burt schon vorfindet, in das er hineingeboren wird (Vgl. S. 9: 
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„Das angeborene Recht, die bei der Geburt vorhandene Reciiis- 
ordnuog".) 

Während nun die Abgrenzung von dem später überall erst ent- 
stehenden Rechte sdbstredend für sicher und em&cb zu «achten ist, 
so dürfte der angeführte G^ensatz in seinem ersten Teile nicht ganz 
klar sein. Denn falb man den einzelnen jetzigen Mensdien im Auge 
hat, so würde nach obiger Begriffsbestimmung das angeborene Recht 
sdion vor ihm dagewesen sein; sollte aber der erste Mensch überhaupt 
gemeint sein, so würde wiederum vor diesem gar kein Recht in Er- 
wägung kommen können, ganz alttresehen davon, dafs diese Auslegung 
der Goetheschcn Stelle entschieden (.ewalt anthun würde. Es scheint 
daher, als ob dieses erste vom Verfasser betretene Moment besser gänz- 
lich bei Seite bliebe, üb sich in dem Verhältnisse zweier Vorstellungen 
XU einander (wie hier des i>ositiven und des Naturrecfates) das zeitliche 
Prius und das systematische Rangverhältnis decken, ist in der That rein 
zuiUUig und bedeutungslos; man wird mit Sicherhett und Nutaen immer 
nur den einra dieser Gesichtspunkte konsequent verfolgen und durch* 
führen können ; und da kommt es hier allerdings in erster Linie auf das 
sachliche Verhältnis der beiden „Rechte" an. 

2. In h 1 1 i < ]i können angel)orene oder Mensrhenrechte diejenigen 
Rechte heiisen, die den Menschen lietVeit ^on^ Drucke der Natur und 
der Gesellschaft sich selber geben oder zurückgeben und ihm da:» 
Menschsein ermöglichen, also die vollste Humanität \erbürgeu und die 
höchste Leistimg des Rechtes in Ausncht stellen (S. lä). 

Sie lassen sich in zwei Klassen zerlegen, je nachdem sie mehr auf 
den Menschen als Staatsbürger bezug nehmen (wie das Recht zur Mei* 
nunj^ufserung, Religions-, Lehrfreiheit, Vereins» und Versammlungsrecht, 
auf Ehre, auf Freiheit der Berufswahl, Recht auf Tdlnahme an der Ge- 
setzgebung, sowie auf gleiche Behandlung vor dem Gesetze u. a.) oder 
den Mensrhen ohne Rücksicht auf bestehende Staatsangoh<)rii.'keit denken 
(7.. R. das Recht aul" FAistenz und Integrität, auf Freüieit gegenüber der 
Sklaverei und I .eil)eigenschaft etc.). 

3. T h a t s ä c h l i c h (^eiue wolil nicht gluckliche Bezeichnung;, in- 
dem das angeborene Recht unpositiv und nicht notwendig staatlich an* 
erkannt ist; dasselbe auch als nur gedachtes Recht eine nichtstaatliche 
vollziehende Gewalt gleichfalls nicht zur Seite stehen hat 

4. Dem Ursprünge nach; da das natürliche Recht mit uns ge- 
boren sein soll. 

An diesem Punkte setzt eine starke Polemik des Verfassers gegen 
das „angeblich" mit uns geborene Recht ein, das er eine ethische gene- 
ratio aerpiivoca nennt, eine Schöpfung aus dem Nie hts, hei der das fle- 
heimnis der Stärke gerade in dem j>haritastischen Absehen von geschicht- 
lichem Nachweise und natürlicher \'erursachung stecke. Falls mau 
nämlich nach einer psychologischen Erklärung der Vorstellung eines 
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angeborenen Rechtes suche, so finde man, dafs eine Forderung^ die 
nicht als blofter Wunsdi nadt Änderung des 1>estehenden Redites, sondern 
als Postubt der Verwirldichai^ gegebenen Rechtes auftrete, eine viel 
gröfsere Gewalt und >T u 1 1 entwickeln könne. Da nun Gebole ohne 
gebietendes Subjekt nicht denkbar sind, so griff man in älteren Zeiten 
zu nnraitten)ar göttlichem Befehle zur Stütze solcher Forderungen , wie 
der oben genannten ; und raufste, als man dieses fallen liefs, die allge- 
meinen Menschenrechte als mit der Gattung gegeben, als Attribute des 
Meniicheu, jede^ Menschen, hinstellen. „Darin nun, dafs hier wider die 
Wirklichkeit und unter Mifsbrauch ihrer Daten ein Recht nicht als 
Mensdienprodukt gedacht, statt als von uns geboren, als mit uns ge- 
boren hingestellt und aus dem Menschen entnommen wird, liegt der 
phantastudie Trugschluß" (S. 26). 

Mit dieser Ausfährung will der Verf. aber durchaus nicht eine teil- 
weise Nachgabe an die histornche Rechtss« hule machen, welcher der 
verdienstliche und anregende Vortrag vielmehr fremd gegenübersteht 
(vgl. besonders S. t6 fg., 30 fg.V Denn der grundsätzliche Irrtum jener 
l\i( htung lag in der Unterstellung, als ob „da^ mit uns geborene Recht" 
stineni Inhalte und seinen einzelnen Sätzen nach als ,,ewig imd 
unveränderlich" angenommen werden müsse. Dies iüt aber durchaus 
nicht der Fall £s mag diese Ansicht bei diesem oder jenem älteren 
Schriftsteller obgewaltet haben; es kann zugegeben werden, dafe dieselbe 
in der neueren Zeit bei manchem Politiker ihre Rolle spielt (wir erinnern 
nur an die angebliche Unvetträi^ichkeit des sozialistischen Staates ,,mit 
der menschlichen Natur"); — aber in der Richtung des Gedankens 
der angeborenen oder allgemeinen Menschenrechte Hegt jenes gans und 
gar nicht. 

Der Gegensat/ /wischen dem positi\ geltenden Rechte, das „wie 
eine ewige Krankheit sich forterbt", bildet ein solches Recht, das nicht 
aus lediglicheu rohen Macht- und Gewaltvcrhältnisscu ersvachsen und 
nur aus geschichtlidien ZuMigkeiten erhalten geblieben ist, welches 
vielmehr unter dem Gesichtspunkte der Menschheitsidee iUr alle ihm 
Unterworfenen ausgeführt ist, so dafs keiner dieser nur als Mittel zu 
Zwecken anderer» und nicht auch als Endzweck semer, behandelt wird. 
Welche Normen inhaltlicfa hiemach in den einzelnen Zeitaltem und bei 
verschiedenen Menschengruppeh zu treffen sind, das ist mit Notwendig- 
keit wegen der wechselnden Mannigfaltigkeit der zu regelnden Zustände 
verschieden: der Inhalt des Rechtes ist also immerdar veränderlich, 
der formale Gesich t s {> u n k t aber, nach dem kritisch zu urteilen 
und dann zu bessern ist, beständig und allgemeingültig. 

bestimmte ^tse von gröfseier Tragweite — als politische 
Forderungen oder als gesetzliche Verfassung — sich oftmals für recht 
lange Zeiträume in dem letzterwähnten Sinne au&tellen lassen, ändert 
an jenem nichts. Immer ist es eine Täuschung, wenn man davon 
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abstrahiert, dafs alle Rechtsaätze durdi konkrete geschichtliche Unt^* 
lagen bedingt sind und nicht ein emziger besteht, der seinem Inhalte 
nach a priori feststände; wahrend es anderefseHs gflnalich ungenfigend 

und unbefriedigend sein miiis, falls jemand (wie es die historische Rechts* 
schule wirklich gethan) nur geschichtliches Werden mit blinder Elemen- 
targewalt kennen und die Notwendigkeit eines allgemeingültigen for- 
malen Zwetkgedankens für das Recht able'iL'ncn wollte. 

Dafs sodann bei l)estininiten rechtlichen Anordnungen der Gegen- 
satz zwischen blofser geschichtlicher Willkür und vernunllgetnäfsem Er- 
wägen und Handeln ganz besonders scharf imd deutlich hervortritt, und 
die Forderung nach dem Eingriffe der letzteren sich vornehmlich stark 
geltend macht, ist allerdings nicht cu besweifeln; es ist dieses nament- 
lich bei den vom Verfasser aufgefiihrten und oben ntierten Brispielen 
der „Menschenrechte" in den letzten loo Jahren ausgezeichnet der Fall 
gewesen. Allein die Grenze ist eine flüssige, und die Frage, bei welchen 
rechtlichen Nonnen jenr«; besonders fühlhnr hervortrete, eine prinzipiell 
sogar gleichgültige; denn auch hei allen solchen Rechtseinrichtungen, 
die als lediglich technische Hiltsiuiitcl in den Dienst anderer juristischer 
Grundsätze treten (man denke an die Einrichtung der Grund- und 
Hypothekenbücher, der Stempel- und Steuergesetze und dergleichen), ist 
durch den engen Zusammenhang aller Satzungen einer und deiselben 
Rechtsordnung die Bezugnahme auf jene grundlegende Differenz, die wir 
im Eingange dieses Absatzes wiederholten, allezeit notwendigerweise 
zulllssig. 

Ks ist also die Gegenüberstellung, die Mephisto vornimmt, nicht auf 
den Inhalt einzelner bestimmter Rechtssätze als solchen zu gründen, 
sondern auf den (7 c s i c h t s puu k t , unter dem irgendwelche rechtliche 
I\eg( In eilassen werden. Sein ,, leider" geht darauf, dafs die vis inertiae 
in der Mcnschengeschichte all/.ugrofse Macht besitze; also dafs das unter 
dem Gesichtspmikte des Elndzwcckes alles Rechtes filr die gerade gegen- 
wärtige Zeit in ihren besonderen historischen VerhMlmissen passende 
Recht nidtt wohl zur Setzung gelange. Dabei macht es auch hier 
nichts aus: ob das Moment des Veraltetseins in einer unmittelbaren 
Weise daraus resultiere, dafs die wirtschafUidien Yeriiältnisse sich der- 
artig geändert haben, dafs ein vormals wohl berechtigtes Recht jetzt 
nichts mehr tauge (z. B. dafs eine bestimmte Regelung des Privateigen- 
tumes unter der nunmehrigen Art der ökonomisc hen I'roduktion mensdien- 
unwurdige Zustände schaffe und erhalte L und ,,\'ernunft Unsinn" geworden 
sei; oder ob durch Änderung der Wirtschaft eme andere juristische 
Technik, als die seither am Platze gewesene, an einem einzelnen und 
mehr im Hinteigrunde des allgemeineren Interesses stehenden Funkte 
(z. a Formvofschriften bei Rechtsgeschäften), gebieterisch sich fordere, 
und andernfalls „Wohlthat Plage" werde. Dals aber dem Juristen immer 
ein unerfreulicher Stoff geboten werde und Abhilfe »nie" su hoffen sei. 
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glauben wir freilich nicht urgieren zu sollen; die starke Fassung muftte 
einem deutschen Juristen des 18. Jahrhunderts nur allzuleicht kommen; 

und sie steht wie Verfasser am Schlüsse seines Vortrages mit Fug be- 
merkt) der Rolle des Mephisto um so besser an, als es ihm um Auf- 
reizung des sich dann ja auch blindlings ergebenden Schülers zu 
thun ist 

Was eiidKch die Auadrucksweise unserer Stelle anlangt, so ist es 
richtig, dafs es „angeborene Rechte** im buchstäblichen Sinne so wenig 
giebt, wie angeborene B^riiTe und Vorstellungen: nur die Eilhigkeit zur 
Erlangung selbiger ist angeboren. Es soll auch nicht bestritten werden, 
dafs der in diesem Sinne tmpassende Ausdruck von dem Dichter selbst 
doch noch ernst und ganz wörtlich geraeint gewesen ist, indem er im 
unmittelbaren Zusammoti bringe mit der dogmatischen vorkantischen Philo- 
sophie verweilte, die eine ihrer vornehmsten Aufgaben in der Beschäfti- 
gung mit angeborenen Ideen suchen zu müssen glaulite. Soweit der 
Verfasser hiergegen Einspruch erhebt, stimmen wir ihm in der Sache 
vollständig bei; audi die von ihm bekämpfte Formulierung Bluntschlis: 
^ „Wir sind alle mit einem wesentlich gleichartigen irdischen Körper aus- 
gerüstet und hinwieder alle mit einem unsterblichen Geiste... Daher 
giebt es allerdings Rechte, die allen wirklich gleidl sind, wahre aus der 
menschlichen Ra^ folgende Menschenrechte^ — vermögen wir nicht 
in Schutz zu nehmen. Andererseits bleibt immer m erwägen, dafs die 
jeweiligen, konkret bedingten, For Heaingen der „angeborenen Rechte" 
in ihrem letzten ausschlaggebenden ( iesichtspimkte auf die in jedem 
Kinzelnen hoclizurialtendc Menschheitsidee sich grtinden; und dafs in 
dem, sachlich berichtigten, Ausdrucke des altberuhmten Dichterwortes 
gerade die zwei Seilen der hier nöthigen Betrachtung — die fUr unser 
Zeitalter unter dem allgemeingültigen Gesichtqiunkte der Mensche 
beilndee au setKnden Normen — eme ungewöhnlich koozise und 
treffende Zusammenfassung gefanden haben. 

Woraus sich nun auch unsere besondere Stellungnahme zu der Ein- 
gangs berichteten Kontroverse von selbst crgicbt. — 

Der zweite Vortrag, der den Begritt der „Gerechtigkeit" be- 
handeln will, setzt selbstverständlich die vage Bedeutung des Wortes bei- 
seite, in der dasselbe den Sinn des (iuten und 'rugenuliaften überhaupt 
angenommen hat \ und kaim sich andererseits nicht auf das beschränktere 
„suum cuique tribuere" aurtt c ka ie b e n, da hierbei nur Ausübung bestehen- 
den Redites in Frage steht; während es sich nun gerade um die 
kritische . Beurteilung und ihr entsprechende Abänderung desselben 
handeln soll 

Der Verfasser steht auf dem Boden des strikten Determinismus. 

Die mcnschliclie Handlung ist durch zwingend wirkende Ursachen not- 
wendig bestimmt; dafs ihr Urheber (?) etwas für sie „verdient" habe, 
dafs demselben dafür Lob und Lohn oder Strafe „gebühre", erscheint 
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ihm hiernach ausgeschlossen; Vorteile und Nachteile können jenem nur 
wegen praktischer Notwendigkeit oder Zweckmäfsigkeit zugefügt werden. 

Da also Gerechtigkeit die Zuteilung des jemandem Gebühren- 
den nicht sein könne, so „bleibt fiir die ethische Beurteilung das Be* 
dflrfiiis nach einem Meikmftle, an weldiem allerwege das Dasein d« 
Gerechtigkeit erkannt werden kann, nach einem Prinsip, an dessen Hand 
man zur Veigangenheit gewandt das Gerechte von dem Ungerechten 
sondern, auf welches man ftir Gegenwart und Zukunft die der Gereditig* 
keit entsprechenden Entscheidungen gründen kann. Was ist die 
stehende Forderung der Gerechtigkeit? so lautet die Frage'^ 
(S. 7q). 

Wir gestehen, hier eine Lürke im Gedankengange annehmen zu 
müssen. Wenn wirklich alle unsere Plandlungen kausal zwingend be- 
stimmt sind: wie ist dann neben den jeweiligen notwendig wirkenden 
Ursachen der Begriff der Gerechtigkeit, wie ihn Veitoer fragt, 
flberbaupt möglich? 

Laasen wir aber diesen im Vortrage übergangenen Einwand bei- 
seite, so wird dortselbst zur Antwort des Aristoteles Gerechtigkeitsbegriff 
herangezogen: die verhältnismäfs ige Gleichheit. Aristoteles 
unterscheidet dabei die austeilende Gerechtigkeit, die zur Sache des 
Gesetzgehers gehört, v<m der ausgleichenden, welche vom Richter ge- 
handhabt wird. Die ersiere, auf die wir hier uns beschranken wollen, 
wurde als Mafsstab und Zielpinikt bei der Kechtsset/ung zu dienen und 
vornehmlich die Anteile der Linzelncu aji üen äufüeren Gütern und den 
poUtiadien Rechten zu bemessen hab^ Bei dieser Bemessung ist aber 
nach geometrischer Proportion su verfahren: wie sich der Bflrger A. 
verhält nun Bürgo* B., so soll sich des Börgers A. Anteil verhalten zu 
dem des Bürgers B.; eine Verletzung dieses Frinaps bedeutet Unge- 
rechtigkeit. Das Verhältnis aber des einen Bürgers zum andern ist, nach 
Aristoteles, der Wert des Bürgers, der sich, in den einzelnen Staaten 
verschieden, bald nach dem Reichtum, bald nach der Geburt und Familie, 
bald nach der Tüchtigkeit bestimmt. 

Wir können nicht annehmen, dafs hierdurch auf die oben vom Ver- 
fasser selbst so scharf markierie Frage eine ausreichende Antwort erteilt 
wird Das Kriterium der Aristotelisdien Gerechtigkeit ist eb auflOliges 
und wechsebdes. Wenn als die stehende Forderung der Gerechtig- 
keit, als das allgemeingültige Merkmal derselben „die Verhältnis^ 
mäfsige Gleichheit" angestellt wird, so ist damit ja kein letzter und ein« 
facher Grundbegriff gegeben, vielmehr kann der weiteren Frage mm gar 
nicht ausgewichen werden, wonach die verhältni.sraäfsige Gleichheit näher 
bestimmt, worin also die zu Beurteilenden verglichen werden sollen ; mit 
der Übernahme der „verhaltnismälsigen" Gleichheit als Richtmals für 
konkrete rechtliche Satze wird der logisch integrierende Bestandteil 
dieses Begriftes, das besiiumieuue Kriterium jenes Verhältnismäfsigen, 
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der „Weit" des ^nsdnen unabweiäiar mitübemonimen, da eme ver- 

hältnismafsige Gle'uhhcit ohne Angabe der Art des fraglichen Ver- 
hältnisses ein leeres Wort ist. Hieraus ergiebt sich aber, dafs die geaaimte 
verhältnismäfsige Gleichheit der Staatsbürger das W rlmgen nach einem 
allgemeingültigen Kriterium und einer stehenden Forderung 
der Gerechtigkeit gar nicht erfüllen kann, weil mit jener auf den nach 
konkreier Staatsverfassung dem Einzelnen zukoiiunenden Wert 
verwiesen wird, soll anders der Begriff der verhältnismäfsigen Gerechtig- 
keit einen verständlichen Sinn haben. Es gibt also einen fehlerhaften 
Zirkel : gerade dieser „Wert'*, den jemand in Gemä&hdt einer bestimm- 
ten Rechtsordnung haben kann, soll ja selbst schon auf seine Existenz» 
berechtigung, also — im Rahmen dieser Erörterung und von dem durch 
den Verfasser eingenommenen Standpunkte aus — > unter dem Gesichts* 
punkte der tJcrechtigkeitserwägung kritisch geprüft werden und kann 
deshalb nicht die ausschlaggebende Eigenschaft des anzulegenden Mafs- 
stabes sem. Es ist also nicht eine, in dem Vortrage mit Fug l)ctonte, 
Schwierigkeit der Subsumtion und die sichere Gewährung häutiger 
Meinungsverschiedenheit bei der Anwendung der Forderungen der Ge- 
rechtigkeit auf den einzahlen Fall, was gegen die besprochene Beipnl^ 
bcstlmmung eingewendet wird^ s(Midem es ist das Moment, dafs man 
einen formalen allgemeingültigen Malsstab für alle Staats<»dnung haben 
will und diesen nicht in einem solchen finden kann, der selbst erst auf 
Grund bestimmter ein/einer Rechtsnormen besteht. 

In der That stellt Verfasser, unter mannigfachen Versuchen der 
Kinzelanwcndung des Aristotelischen Begriffe? auch die ge«?chichtlich von 
Rechtswegen bestehende ökonomische ünglei( hheit zur Frage und erhebt 
sie /um Objekte skeptischer Erwägung. Dann aber kann selbstverständ- 
lich nicht mehr der angegebene Begrili der Aristotelischen Gerechtigkeit 
zum Richtmafse dienen^ V^erfasser setxt vielmehr hierfür die „Zweck- 
mäfsigkeit" ein und iafst andeutungsweise als letzten hier fraglichen 
Mafsstab „das Wohl aller Menschen". Damit ist aber der früher 
empfohlene Standpunkt des Aristoteles vollständig wieder verlassen, wie 
es nach obigem unvermeidlich war; den rechten allgemeingültigen Mafs- 
stab -mm kritischen Urteil über bestehendes Recht werden wir uns selbst 
noch schmieden müssen. Die vom Verfasser gerade am Schlüsse seines 
Vortrages angedeutete Richtung solcher Erwägiuig auf einen obersten 
Endzweck alles Rechtes wird dabei allerdings strenge festzuhalten sein. — 

Wenn wir hiermit diese Hesj^rechung absdiliclsen, so sei es gestattet, 
an das alte Ke^ensentcnwort i\x erinnern, wonach bei ernster Bericht- 
erstattung über ein interessantes Buch es unausbleiblich ist, dafs dem 
sachlichen Widerspruch ein g^fseier Raum zu tdl werde, als der that- 
sächlich vorhandenen Zustimmung. Wir haben diesem Worte um so 
unbesorgter folgen zu dürfen geglaubt, als es gewifs des Verfassers Ab- 
sicht in erster Linie gewesen ist, durch die Veröffentlichung seiner Vor- 
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trSge gleichgerichtete Interessenten ancuregen; weldie Anr^uog um so 
dankbarer nach jeder Richtung hin begrüfst werden soll, als Zahl und 
Bedeutung unserer sozialphilosophischen Litteratur nicht gerade übennäfsig 
hervorragt. Indem wir es lebhaft bedauern dafs dem Verfasser vor 
kur/.em von juristischer Seite statt besten Dankes, der ihm wohl ge- 
bührt (er möge entschuldigen, wenn wir hier seiner obigen Theorie 
stracks zuwiderhaniiehi), unbegründete und grundlose Absprechuug zu 
teil geworden, so wünschen wir angelegentlichst, recht bald einer Weiter- 
itihrung und genauerem Ausbau setner sozialphilosophischen Studien be- 
gegnen zu können. 

Halle a. S. RUDOLF STAMMLER. 

Jasirow, Dr. J. Du Au/gabm des L&trtdimm m I^^stm, 
S»züUlAeraL Berlin, 1893. Rosenbaum u. Hart 8^ 147 S. 

Li der vorliegenden Sdwift entwickelt der bekannte NatiönalOkcmom 
und Historiker ein Frogramm der innerpreuTsischen Soaialpolitik. ftbn 
kann dasselbe vielleicht im grossen und ganzen als einen Versuch 
charakterisieren, in der Führung der sozialen JOinge die materiale Gerech- 
tigkeit, nach der die tmtcrdrückten Klassen schreien, tnit der formalen 
Gerechtigkeit zu vereinen, die das unentbehrliche Gewand jener ist, aber 
flir sich allein sich den abscheulichsten Mifsl)räuchen gegenüber wehr- 
los gezeigt hat. Jedes Gesetz, auch das beste, erlebt eine Zeit, wo die 
Ejitvvickelung der realen Verliähuifse seuie Zweckmäfsigkeit überholt 
hat; vermöge seiner blofscu I'uriu als Gesetz trägt es in sich den birae- 
talUstisdien Widerspruch, zwischen Faktoren, deren jeder unabhängig 
vom anderen variabel ist, ein konstantes Verhähnis zu veikünden. Wächst 
dies« Widerspruch zu merkbarer Gröfse an, so erhebt sich wohl in 
dem Kampfe gegen den Inhalt des Gesetzes ein Hafs gegen das Gesetz 
als solches, gegen die Icste Form, die es dem gesellschaftlichen Leben 
aufprägt und die nun als blofses Hindernis der wirklichen Gerechtigkeit 
lind Sittlichkeit erscheint. Innerhalb der streng Ix-ibchaltenen Form des 
Gesetzes die Zustände sich dahin entwickehi i\\ lafsen dafs jeder nur 
das, aber auch alles das genief^t, was ihm nach \'erdicnst zukommt, ist 
Jastrow's Bemühen. Indem die Betonung der formalen Rechtsgleichheit 
dem historndien Wesen des Liboalismus zugehört, die HersteUung 
materieller Gerechtigkeit von den sozialistischen Parteien vorangestellt 
wird, gewinnt Jastrow für seine Bestrebungen den Begriff des Soziailibe* 
ralismus. 

Er beginnt mit einer schneidenden Kritik des preufsischen Schul- 
wesens; der Aristokratismus desselben wird hervorgehoben, infolgedessen 
über die Gymnasial- und Realschulfrage, die 1 50 000 Schüler angeht, die 
eingehendsten Untersuchungen gefuhrt werden, während die preuf&ische 
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Voltofldiule, <)ie fUr 5 MflUonen Kinder m sengen hat, hinter den mäfsig- 
•ten Ansprüchen aiiückbleibt, ihren Zuglingen auch bei den entschie- 
densten Anlagen keinen Aascblufs an die höhere Bildung ennöglicht, 
und durch die Trennung der Aufsichtsbehörden für die Schulen und für 
die Lehrerseminare die praktische Berücksichtigung ihrer Ergebnisse unter- 
bindet. „Ein neuer gemeinsamer Ver>valtungsapparat von Schulbehürdcn 
imd Srhnünspektoren müfste seine Spitze in einem eigenen rnterrichts- 
ministcruim erhalten, welches einzig und allein der wichtigsten unserer 
soicialen Aufgaben, der Pflege der Volksbildung, leben müfste". — Be- 
züglich der Armenpflege wird hervorgehf)l)en, dafs unsere Gesetzgebung 
gewissenhaft das Recht des Besitzenden gegen ungeredite Ansprache des 
Annen schützte» aber von dem Rechte des Annen auf Unterstützung so 
gut wie nichts wüfste. Dieses könnte aber erst dann erfolgreich gewähr- 
leistet werden, wenn die kleinen Gemeinden bei der Armenpflege durch 
den grüfseren Verband, durch den Kreis, die Provinz, unterstützt werden, 
und eine über den ganzen Staat verzweigte Armeninspektion dafür sorgte, 
dafs die Arm('nrTeset7c:ebiin{y auch wirklich zu gunsten der Armen ausgeübt 
wird. — Im ivaj utcl Sanilätswesen wird unter anderem gefordert, dafs die Be- 
erdigungen auf Küsten der Gemeinde erfolgen. „Die Keerdigungslast ist 
eine ofl'entlich rechtliche Pliicht Von der Aufbringung der Kosten die 
Familie zu befreien, welcher soeben der Ernährer entrissen ist, das hätte 
einen Sinn; aber ihr und gerade ihr allein die Last eines so kostspieligen 
Unternehmens, wie heutzutage eine Beerdigung ist, aufzubürden, dies hat 
keinen Sinn." — Gdegentlich der Reditspflege wird in höchst geistvoller 
Weise gezeigt, weshalb wir eine vortreffliche Strafprozefsordnung, aber 
einen durchaus vernachlässigten und erfolglosen Strafvollzug haben: die 
Verst<»fse gegen das Strafgesetzbuch seien in den höheren Kla«?<;en, die 
nicht durch Hunger und Verelendung dem Verbrechen /.ugetrieben 
werden, sehr \ iel seltener, als in den tieferen. ,,Nun hal)en die lioheren 
Klassen ein sehr intensives Interesse daran, durch eine gute Gestaltung 
des Strafprozesses sich dagegen zu schützen, dafs sie rndit etwa unver- 
schuldeterweise mit unter die VetstoJsenen geraten. Ist aber dieser 
Schutz geschaffen, können wülkürliche Verhaftungen nidit mehr vor- 
kommen, dann ist das Interesse der besitzenden Klassen an dem Schick- 
sale der Verhafteten auf blofse Ausnahmen reduziert ; wie die Gefangenen 
behandelt, ob sie gebessert oder verschlechtert werden, das alles sind 
dann Fragen, welche nicht mehr ein T.ebensinteresse der besitzenden 
Klassen darstellen." Bezüglich des Strafvollzuges wird vor allem eine 
Zentralisierung der Verwaltung von Gefängnissen und Zuchthäusern ge- 
fordert, die jetzt verschiedenen Ministerien unterstehen. „Die Justizver- 
waltung mufs endlich die Vereinigung der gesamten Strafanstaltsver- 
waltung durchsetzen, und die Vereinigung wird der erste Schritt zurVer- 
gleichung und Verbesserung sein". — Das Kapitel über Finanzen wird von 
zwei Gedanken durchzogen : zuerst, dafs die AnhSufungder Riesenvermögen, 
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insbesondere von unbeweglichem Besitz, der fürchterlichste Feind aller 

sozialen Gesundheit ist. Darum sei eine Erbschaftssteuer vor allem auf 
die grofsen Vermögen zu legen. „Ohne Rücksicht auf die Erträge, die 
flcMn Staat daraus erwachsen, ist an sich wünschenswert . dass die 
Riesen vennögcn nicht unverkürzt von einer ( ifneration auf die andere 
übergehen; darum sei die Stiftung der Fidcikt unmiMi zunäc hst L'psetzlirh 
zu verbieten, und so deren Aufhebung vorzubcrciicu ^ darum kuune uiau 
vielleicht die so schmählich erlassene Grtmdstener in der Weise wieder 
aufleben lassen, dass sie von den kleinen Besitsem gamicht, von den 
grössten dop|>elt und dreifach erhoben werde. Dieser kräftige» Indienst- 
nehmung des Reichtums entspricht aber bei Jastrow durchaus nicht eine 
B^eistening für Steuerfreiheit der ärmeren Klassen. Er hält es nicht für 
zweckmäfsig, den steuerbewilligendeii Körper von Personen wählen zu 
lassen, welÄhe selbst keine Steuern zahlen; die Steuer erscheint ihm als 
Vcrk«»rperung des sozialen rtlichtl)ewufstseins, als ein Beitrag zum Ganzen, 
dem sich nirmand entziehen soll, der ein (ihed des (lanzen ist. — Tra 
Kapitel über Handel und Gewerbe findet sich auf wenigen Seiten eine 
klassische Darstellung der Bcrgarbeiterft-agc und des Gewerbeinspektorats. 
Bezüglich der Lehrlingsfrage steht Jastrow auf dem Standpunkt, dais die- 
selbe nicht durch isolierte Behandlung, auch nicht in Hasdwerkerkammem, 
sondern nur im Zusammenhang der allgemeinen gewerblichen und £r- 
ziehungsangelegenheiten gelöst werden kann. lu ersterer Hinsicht bedarf 
es dazu höchster zentralisierender Stellen, die die Interessen von Grofs- 
industrie und Handwerk, von Meistern und Gesellen gleichmäfsig reprä- 
sentieren , in letzterer erscheint die Beaufsichtigung des LehrÜngswesens 
nur als (iüeci einer Kette i);i(iaL;ogis( lier Mafsregeln: „Erweiterter /.cichca- 
und Handferiigkeitsunterricht in der \'olksschule, guter Tortbildungsunter- 
richt, Einrichtung von I.ehrlingswerkstatten." Es wird femer betont, dafe 
die heutige kommunale Selbstverwaltung eines Korrektivs bedUrfe. Denn 
sie bedeute die Herrschaft da* besitsenden Klassen in Stadt und Land, 
denen die kommunale Bevölkerung direkt ans Messer geliefert sei Des- 
halb müsse den Selbstverwaltimgskörpem eine stärkere Aufticht seitens 
der Zentralbehörden zu teil werden. 

Ich glaube, dafs diese Anfiilmmgen genügen werden, um zu zeigen, 
dafs der T.iheralismus, den Jastrow als seine Partei bezeichnet, hiermit 
einen völlig neuen Sinn gewinnt. Die Schrift ist eines der interessante- 
sten Beispiele dafür, wie Parteinamen schliefslicli zu hlofsen Ehremiamen 
werden und jedem beliebigen Inhalt, den man sonst für richtig und sitt- 
lich hält, als Etikette dienen. Wenn etwa ein bisher konservativ oder 
ultramontan gesinnter Mann aus sittlich sozialen Interessen heraus zu den 
gleichen Forderungen gekmgfce, so würde es ihn die geringste Mähe 
kosten, sie als Entwickeltmgen seines früheren Standpunktes darzustellen. 
Man kann sich aber der Einsicht nicht verschliefsen, dafs die sozialen 
Probleme, um die sich die Gegenwart dreht, gans jenseits der politischen 
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Gegensätze stehen, die die parlamentarische ParteigruppierunL^ creschaffen 
haben. Die Begriffe, die dieser entsprechen, haben nur uuch germgeu 
aktuellen Inhalt und werden deshalb fiir neue Bedeutungen frei. Wenn 
Jastrow die Beseitigung eines Mifsstandes speziell als liberale Forderung 
EU&tellt, weil es „überhaupt Aufgabe des Liberalismus ist, gegen Unrecht 
und Unverstand Partei zu ndunen" — so möchte ich doch fragen, in 
welchem Parteiprogramm diese Aufgabe nicht gestellt sei. Wird der Be- 
griff des Liberalismus zu solcher Allgemeinheit verflüchtigt, dafs er nichts 
Spezielleres mehr involviert, als dafs der Mensch „edel, hilfreich und 
gut" sei, so ist damit erwiesen, dafs er für sich allein nicht mehr der 
Quellpunkt konkreter Bestimmungen sein kann. 

Geht man aber auf den Inhalt und die Tendeiu der Jastrow'schen 
Vorschläge ein, so zeigt sich ein durchaus haltbarer und feiner Sinn des 
Begriffes Soziallibeial, der aUeidings nur auf Umwegen herauszuholen ist 
Die dnzige existierende Partei nämlich, die der überwiegenden Mehrzahl 
dieser VorschlSge zustimmen kSnnte, Ist die sozialdemokratische. Die 
Hauptgesichtspunkte Jastrows, die ich berichtete, zeigen tmverkennbar 
die beiden Charakteristiken des Sozialismus: das Streben zur Ausgleichvmg 
der ökonomischen Lage und, als Mittel dazu, die Organisierung der so- 
zialen Vorgänge durch Zentralisierung derselben. Dennoch wird, wenn 
ich mich nicht tausche, die Schrift als ganze seitens der Sozialdemokraten 
nur mit grofser Reserve aufgenonunen werden, weil sie ihr vorwerfen 
werden, dafs sie auf halbem Wege stehen bleibt Allein gerade hierin 
liegt ihre ei^ntUmliche Bedeutung; sie ist ein Beleg für die Anschauung, 
die Ref. schon in anderen Zusanmienhängen ausgeführt hat: dafs in der 
augenblicklidien Lage alle Fortschritte des öffentlichen Wesens in der 
Richtung des Sozialismus li^jcn, so verlaufen, als ob sie am sozialisti- 
schen Staat münden wollten — während damit absolut nicht präjudiziert 
ist, dafs die Krreichtheit diese«? vorläufig imaginären Zielpunktes noch in 
demselben Mafsc segensreich oder auch nur rrsoelich sein würde, wie 
das Streben zu ihm. Wenn die soziale Entwii 1 c i:ng sich in der Zick- 
zacklinie bewegt, ist es der gewöhnlichste irrtum, dafs die Richtung der- 
jenigen Teilstrecke, auf der man sich gerade befindet, fiür die definitive 
genommen, und das Ideal der Gesamtentwickelung in die geradlinige Ver- 
längerung derselben verlegt wird Wenn dasjenige, was heute fast all- 
gemein als sittlich erforderlich gilt, lUr alle Zeiten dasselbe bleiben 
wird, so müssen wir freilich am Studalismus münden; niemand aber 
kann sagen, ob nicht in einiger Zeit die Zustände gewissermafsen gerade 
durch Sättigung mit dieser Tendenz einen Charakter annehmen, hei dem 
wieder ein Ai)biegen von ihr im individualistischen Sinne der Steigerung 
von Kultur und (ilück dient. Die Forderungen Jastrows enthalten sich 
deshalb sehr weise jeder Bestimmung darüber, wohin über sie hinaus die 
Entwickelung führen wird; indem sie nur die nächsten praktischen Schritte 
im Auge haben, die allerdings in der Richtung des SosiaUsmus liegen, 
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lassen sie es doch völlig dahingestellt, ob das wirididie oder wünschens* 
werte Endssiel der Entwickelung, in der sie ein Glied bestimmen 
wollen, ein sozialistisdies oder ein libeialtttisches sein wird. B^jriff 

des Sozialliberalen bedeutet also einen Tndifferenzpunkt zwischen b^den, 
einen Standpunkt, von dem aus die definitive Entwickelung sowohl zi^ 
dem einen wie 7\\ dem rinderen ftihrcn kann, ohne dals doch die Bfr 
stimmthcit der momentanen Forderung darunter litte. 

Dafs diese leti?tere nach der sozialistischen Seite zu liegt, dürfen 
die Sozialdemokraten insbesondere nicht deswegen abweisen, weil die zen- 
tralistische Organisation, die Jastrow für eine Reihe von Gebieten vor- 
schlägt, den bestehenden Staat als Zentrum voraussetzt und deshalb dem 
perhorreszierten Staatssooalismus zuneigt Versteht man „Staat** nSmlich im 
jetzigen Sinne, das heifst als eine klaasenmäfsige Organbatbn, in der die 
eine Klasse legal oder real die andere beherrscht, so ist Staat^zialismus 
überhaupt, sobald man mit dem letzten Bestandteile des Wortes Emst 
macht, eine rontradictio in adjecto, eine so sinnlose Zusammensetzung 
von Wörtern wie etwa: rundes Viereck. Versteht man darunter al)er 
andererseits nur den Kom[)lex vcrfassungsmärsiger Hestiinniungeu, die, 
von einer Zentralstelle aus verwaliei, eine Anzahl von Individuen zu po- 
litischer Einheit zusammenfassen, so ist der Sozialismus der Sozialdemo- 
kraten zweifellos ein Staatssozialismus» wodurdi er sich eben von dem 
Sozialismus der Anarchie unterscheidet. Itttte man sich gelegentlich der vor- 
jährigen sozialdemokratisdien Kontroverse über den Staatssozialismus nur 
tUMSweideutig darübo* geemigt, was man imter „Staat" verstehen wollte, so 
hätte sich im ersten Augenblick die Unmöglichkeit des einen Staatssozia- 
lismus und die I'numgänglicbkfit des andern ergel)en. Auch hier weifs 
Jastrow die Gegenwart auszunuLicn. ohne die Zukunft zu präjudizieren. 
Seine zentralistischen Vorschläge wenden sich zwar zunächst an den be- 
stehenden Staat, fordern aber von die.seiü aichtü, was nicht auch ein 
sozialistischer Staat zu leisten hätte, so dafs ein eventueller Übergang 
von jenem zu diesem unter Beharrung dieser Funktionen stattfinden 
könnte. Je mehr derartiger Bestimmungen einerseits in den bestdienden 
Staat aufgenommen werden, je mdir andererseits sich die nüchterne Er- 
kenntnis festigt, dafs der Staat keine mystische Einheit, sondern eine 
Summe einzelner Energien und ihrer gesetzlichen Aufserungen ist, desto 
kontinuierlicher und schmerzloser wird seine Gegenwart in vollkommenere 
Ver fassu n gen hinein w a c h 's c n . 

Auch der den unteren Klassen scheinbar unfreunilHchc (iedanke, ihre 
Steuerfreiheit zu Iveschräiikca, hält doch die Richtung des sozialistischen 
Denkens iime, in dem die Gleichheit der Pflichten neben oder viel- 
Iddit noch Uber der Glachheit der Rechte steht Die stillschweigende 
Voraussetzung Jastrows ist aber auch, dafs die arbeitenden Stitodr 
vor allem in die Lage gebracht werden, Steuern zu zahlen, ohne sie als 
unerschwingliche Opfer empfinden zu müssen. So lange der Sozialismus 
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Sache cmci cini^eliien Partei und diese die einzige ist, die das Interesse 
der unteren Klassen ▼orbehaldos schützt, so lange muls er suchen, die 
Staatslasten möglichst ron den Sdiultem dieser Klasse absuwAlaen. Li 
dem Mafie, in dem er, über die Schranken einer Partei hinaus, sich de^ 
Denkens und Wollens der Gesamtheit bemächtigen würde — in diesem 
Mafse würde er neben den materiellen Rechten auch die materiellen Pflich" 
ten jener Klasse betonen können. Auch von dieser Seite her gesehen 
erscheint Jastrows So/.ialliberalismus als der Weg vom Liberalismus zum 
Sozialismus — eiji Weg, dessen eigentümliche Bedeutung darin liegt, dafs 
er wirklich nur ein Weg ist, der selber nichts darüber ausgemacht haben 
will, ob über seine nächsten Schritte hinaus sein Ziel noch dasselbe blei- 
ben wird, &m er für jetzt zustrebl 

Berlin GEORG SBfMEL. 

Va nderve i d e , Evi i le , les associaiiom pro/essionneUes aräsans 
et ouvners en Bel^ique. 2 Baude. (259 bezw. 122 S.) Gr.-8". Brüssel 
(Imprimerie des travaux publics; 1891, 

Diese Arbeit (die erste, welche für Belgien den Gegenstand voll- 
ständig behandelt) ist das Resultat einer umfassenden Erhebung, die üer 
Verfasser in sämtlidien Städten, wo es Geweiicvereine gibt, persönlich 
angestellt hat Die Untersuchung betrifft 55 bestehende Vereine, welche 
der Zahl der eigenartigsten entnommen sind. Der Verfasser führt uns die 
kennzeichnenden Wandlungen der allgemeinen Bewegung dieser Gruppen- 
bildung vor Augen. 

Der erste 15:uid bringt in der Hauptsache das durch die Erhebung 
gesammelte umfancjreiche Material, der zweite fafst die erlangten Resultate 
zusammen und entwickelt ilic Schlüsse, welche der Verfasser aus ihnen 
ziehen zu kümieii glaubt. Die Gewerkvereine treten uns in verschiedenen 
Formen entgegen, welche Vanderveide nach ihrer Altersfolge folgender- 
maßen gruppiert: 

Altertümliche Formen: Ambachten (Gilden), gegen- 
wärtig in voller Auflösung begriffen^ sie haben sogar die herkömmlichen 
Schranken durchbrochen und nehmen Ausländer auf. Offices, Körper» 
Schäften, welche eine bestimmte Anzahl von Personen vereinigen und ihr 
Privileg vom I.andeshcnn oder der Stadt gekauft haben, oder es von 
dieser mietweise l)esit/en. Besser konserviert als die Amharhten kenn- 
zeichnen sie sich hauptsachlich durch Allgemeinheit des Zwecks, Aus- 
schlufs von Gesellen und IliUkirbeitern, Privileg, Erblichkeit des Gewerks. 
Infolge der Wandlungen der letzten Jahrzehnte aber haben es diese Offices 
entweder nicht verstanden, sich den veränderten Verhältnissen anzupassen 
und dnd abgestorben, oder sie sind Arbeitgeb»-, Kapitalisten -Vereine 
.geworden, oder haben sich in gewerbliche Hitfskassen verwandelt Ge- 
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werbliche Hilfsvereine CMinualites professionelles). Es sind dies 
gemischte Vereine (von Meistern und Gesellen desselben Ciewerks ge- 
bildet), welche die Entwicklung der fachgenossenschaftlichen Beziehiuigen 
durch Veranstaltung von geselligen Vergnügungen, religiösen Feierlichkeitea 
und Versicheningseinrichtungeu gegen ArbeitsunfilhigkeiC bezwecken. Der 
Verfasser zeigt, wie diese Vereine, anfiuigs rein fachgenossensdiaftlich« 
ihren Zunftchaiakter mehr und mehr verlieren, um sich auf breiterer 
Grundlage tum Wohle der Allgemeinheit zu entwickeln, und wie die 
H Ii fs vereine, welche den Zünften folgten, die besten Gesellschaften zur 
Behauptung des Lohnsatzes (Societes de maintien de prix) ins Leben 
riefen oder doch zum mindesten ihre Bildung vorbereiteten und er- 
leichterten Die drei bisher genannten Vereinsarten bestehen nur noch 
in Flandern. 

Moderne Vereinigungen. Diese Gebilde begleiteten die 
Wandhmgcu, welche die bidustrie durch die kapitalistische Ordnung seit 
dem ersten Abschnitte unseres Jahifaunderts erfahren. Die hierher ge- 
hörenden AsBCNEiationen lassen sich in zwei grolse Kategorien sondern, die 
Strike-Untersttttzungsvereme (Sod^äs de resistance) und die christlichen 
Gesellschaften. Bei der Beschäftigung mit der ersten Kategorie findet 
der Verfasser in ihr a) die ftir sich bestehenden Vereine (zur Behauptung 
des Lohnsatzes). Sie erscheinen gegen 1890, werden ?) Körperschaften 
vermittelst der gewerblichen Hiltskasscn und reproduzieren mehr oder 
minder voUkonimen die charakteristischen /ige der Zunftform: Um- 
fiassendheit der Einrichtungen und .Allgemeinheit des Zwecks, Neigung 
zum Privileg und Beschranktheit der Zahl der Zunftmitglieder, Sonder* 
tümelei (Weigerung, an der Arbeiterbewegung teikunehmen). Sie andern 
jedoch ihre Gestalt, je mehr das System der Grofsindustrie an Bedeutung 
gewinnt: die einengenden IVIafsnahmen werden aufgegeben, der Bau der 
Assoziation wird einfacher, die Zugehörigkeit zur Arbeiterpartei die RegeU 
b) Die dem Orden der Ritter der Arl)eit verbündeten 
Vereine. Die erste Abteilung wurde 1883 unter den Kohlen-, Hiitten- 
und {Glasarbeitern des Hennegau gegründet. Die einzige Gesellschaft in- 
dessen, welche thatsächlich den amerikanischen Knights of Labor zu- 
gehört, ist die Union verricre (1120 Mitglieder). Gleich den Gruppeu 
der Arbeiterpartei verfolgen sie ein wirtschaftliches und ein politisches 
Ziel ; gleich den Vereinen zur Behauptung des Lohnsatzes sind sw be> 
strebt, den Lohn durch das Arbeitsangebot beschränkende Mafsnahme 
hoch zu halten, c) Der Arbeiterpartei zugehörige Syndikate. 
Sie kennzeichnen sich durch den besonderen Zweck (blofse Strike-Unter- 
Stützimgskasse), das völlige Fehlen von beschränkenden Mafsnabmen, Teil- 
nahme an der gesamten Arbeiterbewegung. Fs bestehen soviel selbständige 
Verl)ande, als es Industriegegenden — Brüssel, Gent, Antwerpen, Ven'iers, 
I>iutich — gibt. In jeder dieser Regionen ist die Organisation fast stets 
dieselbe und hat stets denselben Weg eingeschlagen : um einen Konsum- 
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verein gruppieren sich Hilfskassen, Syndikatskammera und politische 

Klubs. 

Die zweite Kategorie der inoUcrucu VereiniguDgeu siiid die christ- 
lichen Gesellschaften. Diese GeseHsdiaften, seit 1886 von bel- 
gischen Kaäioliken geschafien zur Bekämpfiing der Fortschritte des Sozia- 
lismus unter den Arbeitern selbst, lassen sich die gewerbliche Bildung 
angdegen sem und sind bestrebt, Arbeitgeber und Arbeiter zu versöhnen. 
ObwoM bemOfat, ihre Statuten nach den ZunftbUchcrn der alten Ambnchtcn 
aufzustellen, zeigen sie doch diesen gegenüber tiefgehende Verschieden- 
heiten: Ungleichheit der Mitglieder (Meister und Arbeiter als solche 
kenntlich^, freier Zutritt, \'crband. Wir sind mit dem Verfasser der An- 
sicht, dafs sie sich mehr und mehr der Verbandsform der Arbeiterpartei 
nahem. 

Am Schlüsse des ersten Bandes gibt Vandervelde infteressante Statis- 
tiken über die Strtke-Unterstätsungskassen. 

Im zweiten Bande, den er der Eiforschung da Einflusses drtlidiw 

Terhältnisse auf Bau und Psychologie der Gewerkvereine widmet, macht 
sich der Verfasser zur Aufgabe, den schwerwiegenden Einwand zu wider- 
legen, den man der jetzigen Bewegung entgegenhält, dafs sie nämlich 
auf Schaffung eines vierten Standes hinauslaufe, der als Anhängsel die 
Bildung eines fünften Stai\(les von Elenden und Aiisgestofsenen mit sic h 
brächte. Fortwahrend auf die Resultate seiner Erhebung sich stützend, 
zeigt Vandervelde: Erstens, dafs die Abnahme des Zunftegoismus die 
notwendige Folge der wirtschaftlichen Entwickelung ist Und in der 
Tliat ist die Verfassung der Gewerkschaften immer einfacher geworden, 
je mehr die Maschinenindustrie fortschreitet; die Vereine hangen mehr 
und mehr dem sozialistischen Programm an. Zweitens: Die Mafs- 
nahmen, welche die Einschränkung des Arbeitsangebots bezwecken, finden 
ihre — historische und durchaus relative Rechtfertigimg i!> den Ge- 
samtbedingungen des kapitalistischen Systems und sind bei dem gegen- 
wärtigen Stande der Dinge der Arbeiterklasse im allgemeinen eher von 
Vorteil als Nachteil Drittens: Der Gewerkverein, welcher allen oHen 
steht und an tthnlidie Gruppen anknüpft, ist die notwendige Grundlage 
aller Untemehmungsformen, welche auf den Enatz des individualistischen 
Systems durch die kollektiviatisdie Ordnung hinzielen. 

In einem Anhang Hütet Vandervdde sich kurz über den in Belgien 
den Kammern vorgelegten Gesetzentwurf, welcher den Gewerkvereinen 
die gesetzliche Anerkennung gewähren will. *) 

Die vorliegende Untersurhunf:; bietet durch die gewissenhafte Art, 
mit welcher sie bewerkstcUigt wiude, und durch die Menge des Stoffes, 



-') Weitere Einzelheiten äber diesen Gegenstand finden sich in dem von E. 
Vandervelde and Ninove dem Verbind der bdgiadicn Adroketen ebgereichten Be* 
»cht BrOsiel (Lntcier) 1889, 

Afcliiv für tos GeM>ttgtaf * u. Stsuntik. TL 4t 
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welche sie bringt, grofses Interesse. Wir ersehen aus ihr wiederum, dafe 
in Bdgien die Organisatioii der Arbeiter bis jetzt eine noch sdur be- 
flchiflnkte ist Auf eine ArbeiterbeTölkerung von 7 bis 800000 betrügt 
die Zahl der den höchstens 180 Grappen Angehörenden keinesfalls mehr 

als 70000,*) Lassen sich auch mehrere Vereine angelegen sein, ihren 
Mitgliedern für den Fall der Krankheit, der Arbeitslosigkeit, des Alters 
Unterstnt:'i!ngen zu sichern, so mufs man doch gestehen, dafs die nach 
dieser Richtung erzielten Ergebnisse sehr unbedeutend sind und dafs es 
allen die!>en Bestrebungen durchaus an Einheitlichkeit fehlt. Es bleibt 
somit in dieser Hinsicht noch viel zw thun. Hoffen wir, dafs die gesetz- 
liche Aneikranung der Gewerkvereine bald erfolgen werde und dafs diese 
Mafsnahme den Anfangspunkt bilden wird einer neuen Ars» in welcher 
die Arbeiter ach feste Oipntsationen gleich dm Friendly Sodeties und 
den Trade Unions schaffen können zur Wahrung ihrer Interessen und 
zur Sichenmg gegen die Schwankungen ihrer Position in der jetzigen Ge- 
sellschaft. Denn die Existenz einer starken, gut organisierten Arbeiter- 
bevölkeruog ist die Gnmdbedingung der gedeihlichen Entwickelung eines 
Landes. 

BrösseL EMIL VINCK 



Hourwich^ Isaac A., Ph. D. 7Ä<r economics of the russian village 

(Studies in histor)', economics and pubhc law, edited by the Uninersity 
FacuUy of Political Scieucc ol Columbia College, Volume 11, Number i. 
New -York jSg2. 182 Seiten.) 

Den Vereinigten S»r^nt(^n von Amerika und Rufsland kann jetzt 
füglich diejenige licdcutung für die nationalokonomische Eorschimg 
vindiziert werden, welche ehemals England inne hatte, nämlich : als 
theoretisch bföonders wertvolle Untersuchungsobjekte zu fungieren. Die 
Gründe hierfUr werden — was Nordamerika betrifft — in lichtvoller 
Weise von Saitorius von Waltersbausen (Die nordamerikanischen Gewerk- 
schaften unter dem Einflüsse der fortschreitenden Froduktionstechnik, 
1876. Voiwort: Das Studium der nordamerikanischen Volkswirtschaft 
in— XTl) angegeben; für Rufsland gilt zum Teil was Bücher neuerdings 
in seinem Vortrage über die gewerl)lichen Betriebsformen ausgeftihrt 
hat (Die Entstehung der Volkswirtschaft. Tübingen, 1893, S. 85), zimi 
Teil gelten andere Erwägungen. Und zwar in erster Linie folgende: die 
Verdrängung der Naturalwirtschaft und überhaupt der primitiven Wirt- 
schaftsformen durch den Kapitalismus — um uns eines Schlagwortes 
zu bedienen — ist die lehneichste Seite des votkswirtschaftlicben Lebens 
Rußlands, denn migends in Westeuropa vollzog sich der Übergang in 



Mahaim in Connd*s Haadwörterboch, Bd. 4, S. 36. 
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so schroffen Fonneo, nirgeiuls tiat er so unveimittelt ein. Das Interesse 
des natuKMl^dtonoiuisdien Foisdiers kann aber auch in weitem Ma&e 
diiich reichhaltige statistische Quellen befriedigt werden, denn mit Recht 

fögt Hourwich: It is be us means exaggerated to say that in the hun- 
dreds of volumes of the censiises, ordcrcd 1\v thc majority of the thirt>*- 
two zerastv.ns Kussia possesses a master[)iecc of statistics which for 
its completeness, and for the mathematical exactness of its iigures, has 
hardly been rivalled in any county. 

Das Buch von Hourwich bt ein verdienstvoller Versuch an der 
Hand der landsdiaftlichen agnntattstischen Untersuchungen zweier 
Kreise im Gouvernement Rjasan ^>ankow u. Rauenburg) ein ziffem- 
mSs^es Bild der agrarischen Zustände im „scfawarzerdigen** MittelruTsland 
au entwerfen. Die Arbeit stellt sich dar als ein fortlaufender im allge- 
meinen mit Sachkenntnis gegebener Kommentar der betreffenden statisti- 
schen Pul)likationcn. Manches wird auch aus einigen anderen land- 
schaftlichen Publikationen der Gouvernements Woroiiesch, Tambow und 
Smolensk ergän7.t. Im ganzen aber bezieht sich der rein statistische 
Inhalt der Schrift auf ein verhältnismafsig sehr kleines Territorium. iJas* 
selbe ist aber sehr geschickt gewählt und die in den beiden genaimten 
Kreisen herrschenden Verhältnisse können als typische für die ent« 
scheidenden Fragen des ackerbautreibenden Centralrufslands gelten. 

Die Arbeit von Hourwich serfMUt in eine Einleitung, welche die 
Doctrin des rufsischen nationalen Sozialismus ( Narodnitschestwo, „Peasan- 
tism" wie es der Verfasser englisch wiedergibt) behandelt und in folgende 
14 Kapitel: i. Aligemeine Skizze der F.ntwickehing der agrarischen Ver- 
hältnisse in Rufsland. 2. Die l)äuerlicho L:mdgemcinde (ieschichtliches), 
3. Die produktiven Kräfte der Hauernschaft. 4. Die Hesteuennig der 
Bauernschaft. 5. Die Gemeindepachten und die Bauernwirtschaft. 6. Die 
EntwickeluQg (Herabdrückung !) des Bauern zum landwirtschaftlichen 
Arbeiter. 7. Der Arbeitslohn in den ländlichen Kreisen. 8. Die über- 
schSsoge ländliche Bevölkerung. 9. Die Auflösung der patriarchalischen 
Familie, zo. Die modernen agrarischen Klassen. 11. Das individuelle 
Grundeigentum und der Agrarkommunismus. 12. Die Umteilungen des 
Gemeindebndes. 13. Der GroCsbetrieb in der Landwirtschaft. 14. Zu- 
sammenfa-ssung der Ergebnisse: Die Folgen der Hungersnot ^Im An- 
hang 7 statistische Tabellen.) 

Der Verfa^^i.t, welcher schon in seiner russischen Schrift ul)er 
die Auswanderung der Bauern uucii Sibirien (Moskau 1889) durch seine 
nttcfateme Auffassung der wirtschaftlichen Entwickelung Rufslands in dnen 
schroffen Gegensatz zu der landläufigen Anschauung trat, gibt jetzt eine 
statistische Be||rfindung der damals weniger bewiesenen, als einfach aus* 
gesprochenen Überzeugung. The Russia of the days to come will have 
for its basis a peasan t botuigeoisie, a rural Proletariat, and capitalistic 
agricultnre (S. 164.) Nicht ganz zutreffend sind die Ausführungen des 
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Kapitels über die Auflösting der patriaS-chalischcn (?) Familie. Erstens 
untersc hätzt der Verra«>scr tiier wie auch in der Kntwickelung des Ge- 
meindcl)csit/cs die JJcdcutung der äufscrcn Faktoren: wie der (ieineinde- 
besitz sich enlsciiicdcn unter dem Eiurtusse dci> Fiakus eutwickeU iiot, 
SO wurde auch die grofse %''ielköpfige BauemfamiUe direkt durch die 
Macht des Grundherrn zusammengehalten. Zweitens steht die grofse 
Familie in keinem ersichtlichen Zusammenhange mit dem „Agraicom- 
munismus": im Gegenteil» die Familienteilungen können als ein fUr den 
Gemeindebesitz günstiges Moment angesehen werden und vice versa 
(Vergl. das Werk von Woronzofl' über den (Gemeindebesitz S. 127)'). 
Drittens ist ^^am unrirhtit;, d.ifs ..the perisaniists'' die Familienteilun£:cn 
als eine beUauerlK lic trscheiuuug betracluc-n (S. 90.) Merkwürdiger- 
weise nennt Hourwich bei dieser Gelegenheil Zlatowratsky, welcher doch 
ein besonders warmes Plaidoycr für die „Familieuteilungen" geschrieben 
bat „Erstens'* ~ sagt Zlatowratski (Sämtliche Werke, Ausgabe von 
1891, IL Band, S. 370) sind die Familienteilungen eine uralte Er» 
flcheinung, zweitens sind dieselben eine Erscheinung des Fortsdirittes". 
Im gleichen Sinne haben sich auch andere „peasantists'S Woronzoff» 
Leuski, LitschkofT u. A. m. ausgesprochen. 

Fo!j;endes ist von Hourwich ferner nicht berücksichtigt worden: 
ni( lu nur die Koi)f/,aiil der l'.unilie wird — ceteris jiaribus — durch 
die Groise des Gnuuibesii/.es direkt bedingt, sondern auch der Be- 
völkerungszuwachs richtet sich im allgemeinen nach der Grolsc des 
Grundbesitzes. Dieser bei vorwiegeiulcr Naturalwirtschaft schon apriori 
leicht zu vermutende Zusammenhang wurde erstmals durch die grofse 
Erhebung des statistischen Zentnücomit^ vom Jahre 1878 über die 
Verteilung des Grundbesitzes aufgededtt und kann in folgender Tabdle 
vorgeführt werden: 

Die Grofse des Grundbesitzes Bevölkerungszuwachs 
bei früheren l.eÜKMVenea des Adels*) i858— tS;^ in % 

Bis 2 Defsjäiuien 18,3 
Über 2 bis 4 üe^atinen 20,0 
„ 4 »I 6 „ 23,5 
6 „ t9A 

(Der Grundbesitz im Europäischen Rufsland 1877— 1878, bearbeitet 
von G. Eischoli^ Subredakteur des statistischen Zentralkomitees, St Feteis- 
burg, 1886, S. LXXU.) 

Die ungleichmäfsige Verteilung des Grundbesitzes innerhalb der 
Bauernschaft hat aber ihre historischen Wurzeln und gibt selbst einen 



») Dies wird auch durch die Thatsache bestätigt, dafs die durchschnittliche 
Kopfitahl ab Familie in Kleiurufiilaiid und Littaneo, wo der GemeindebcsiU gar nickl 
TOfkommt, viel gföbec ist ab in Gtofsiufsland, wo der Gemeindebeiits nnbediqgt 

■»orherrscbt. 

*) Gerechnet auf eiae sog. Revision&scele. 
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nattirlichen Boden für die weitere wirtechaftliche Entwickelung ab. In 
dem Kapitel Xm wird die wirtschaftliche Unfähigkeit des Undlichen 
Adels votn \'erras>«er m. E. entschieden übertrieben. 

Andererseits unterschätzt Hourwich, wie ir Vi [glaube, die iniMichen 
P'oluen dec Mifserntcn und HnnL'ersnr>tc ntif die L^c-iamte X'olkswirtscliatt. 
Wenn die Differenzierung innerhalb der HaucrM-^i halt infolge des I3c- 
völkeruni;>\va( lisiums und der fortschreitenden X'erdrängung der Natural- 
wirtschaft durch Geldwirtschaft eine notwendige Erscheinung des wirt- 
schaftlidien Fortschrittes ist, so wird diese Diflerenzienuig durdi die 
Mifsemten paralysiert: die technische Irrationalität des kindwirtschaft- 
liehen Betriebes, welche sich in den Miiseroten in so grausamer Weise 
kund thut, nivelliert die Bauernschaft und in dieser HerabdrÜckung der 
ganzen ländlichen Bevölkerung auf das niedrigste Lebensniveau vermögen 
wir nur einen Riirk^rhritt j.w erblicken, welcher auch für die kapitalistische 
Entwickelung ein hemmcmlL-s Moment darstellt. 

Sehr richtig bemerkt der \ erlasücr über den naiionalrunsischen Sozia- 
Iismus: „ i he russian pcasantists labored at the riddlc how to reconcile 
the theory of Karl Marx with the teachings of TschemyschefTsky" (S. 1 38). 
Doch wenn Hourwich von dem bekannten russischen Nationalökonomen 
W. Woronzoff (W. W.) sagt, dafs er in seinem Buche „Die Geschicke 
des Kapitalismus in Rufsland" (1883) „found the Solution of the riddle 
in reaching the conclusions of Tschernyscheflfsky through the materialistic 
method of Karl Mar\". so ist dies nur cum grano salis richtig. 
Die späteren Srhriften von W dron/off und insbesondere sein vor kurzem 
ers( liienene^ Werk: Unsere Richiun^en" haben den hyperidealistischen 
kern, welchen m den „Geschicken des Kapitalismus" nur eine sorgfiiltige 
Analyse aufzudecken venuochte, geradezu blofi^elcgt. Die philosophische 
Grundlage des „Peasantism" ist eben der Idealismus (und zwar ein sehr 
naiver): er kann sich die Marxschen Ideen rein äufserlich aneignen, das 
Wesen des Marxismus als einer ganzen philosophischen und soaiologijK:heD 
WeltanscTiaiuing*) bt ihm völlig fremd. Dies hat ganz klar auch die 
höchst bemerkenswerte Schrift von Nikolai — on, „Studien über unsere 
Volkswirtschaft nach der Bauernemanzipation" St. Peterlnir^, 1S03} 
gethan, wo Marx in übermäfsiger Weise zitiert 'gleichzeitig aber das VVcscn 
seiner wi.ssenschaftlirhen Lehre vollständig \ erkannt wird.-^ 

Im ganzen glauben wir die gediegene Schrift \ on Hourwich auf das 
Wärmste empfehlen zu können. 

') Zu ihrem VentSadnii vgl. io diesem Archiv die Polemik Sombarts 
gegeo Wolf. 

') Vgl. darüber meinen Aufsatx iin Sozialpolilkchcn Ceutnüblatt III. Jahr- 
grag^ S. 1. 

St Petersburg. P. v. STRUVE. 
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